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zur  sechsten  Auflage. 


Im  Jahre  1852  erschien  die  erste  Auflage  des  ^Allge- 
meinen Staatsrechtes^  von  Bluntschli,  und  jetzt,  nach  des 
berühmten  Verfassers  Tode,  ist  wiederum  eine  neue,  die  sechste, 
Auflage  notwendig  geworden.  Während  eines  Zeitraums  von 
mehr  als  dreissig  Jahren  hat  das  Werk  seine  Lebenskraft  bewährt 
und  hat  in  Deutsehland  und  weit  über  dessen  Grenzen  hinaus, 
zum  Teil  in  französischen,  italienischen  und  englischen  Ueber- 
setzungen,  eine  bedeutsame  Wirksamkeit  ausgeübt.  ^  Die  That* 
Sache  dieser  grossen  Verbreitung,  die  für  ein  deutsches  rechts- 
wissenschaftliches Buch  eine  ungewöhnliche  ist,  bezeugt  allein 
schon  den  inneren  Wert  des  Werkes.  Nicht  nur  hat  es  auf 
die  wissenschaftliche  Forschung  anregend  eingewirkt  und  eine 

1  Eine  französische  Uebersetzung  erschien  unter  dem  Titel:  „Le  Droit, 
public  gdneral,  traduit  par  A.  de  Riedmatten"  in  erster  Auflage  1880, 
in  zweiter  1885.  Eine  italienische  Uebersetzung  erschien  1883  zu  Neapel 
in  drei  Bänden  unter  dem  Titel:  „Dottrina  generale  dello  State  moderno, 
versione  deU'  Awocato  G.  Trono.  Con  note  del  traduttore  et  appendici 
dt'i  professori  Imbiani,  Beltrano,  Persico,  Pessina,  Pepere."  Eine  eng- 
lische Uebersetzung  des  ersten  Bandes  (der  Allgemeinen  Staatslehre)  ist 
1885  zu  London  unter  dem  Titel  „The  Theory  of  the  State**  erschienen. 
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tiefere  Einsicht  in  das  Wesen  und  Leben  des  Staates  gefor- 
dert, sondern  es  hat  auch  weit  über  die  Kreise  der  Fach- 
gelehrten hinaus  iu  der  grossen  Masse  der  Gebildeten  staats- 
rechtliche ^eni|tqis^e.  y.erbrQitftt  nn.d  das  Verständnis  für  das 
Staatslebc^a  geweckt  ii?id  vertieft.  L'ncl  c;ci'^^t^c  hierin  besteht 
der  bleibend^  W^^^  .g-ert^.;ltief  ^uf  beruht  die  unangefochtene 
Stellung,  welche  ^wb»'  All^ebi^nie^  S):aatsrecht  von  Bluntschli 
in  unserer  staaVr6yitiick.eii  iiUici'atur  einnimmt.  Nicht  bloss 
für  die  Studierstiibe  gesbimeben,  wendet  es  sich  an  alle 
politisch  Denkenden,  um  ihnen  die  reifen  Früchte  ausgedehnter 
geschichtlicher,  philosophischer  und  staatsrechtlicher  For- 
schungen darzureichen,  um  ihnen  in  geistvoller  und  lebendiger 
Darstellung  das  Werden  und  Wachsen  des  Staates,  seine  Or- 
ganisation und  seine  Funktionen,  seine  Aufgaben  und  seine 
Mittel  vorzuführen. 

In  der  historischen  Schule  von  Savigny  und  Eichhorn 
herangebildet  und  selbst  als  Meister  in  umfassenden  rechts- 
geschichtlichen Werken  bewährt,  war  Bluntschli  von  der 
wissenschaftlichen  Ueberzeugung  durchdrungen,  dass  die  Ein- 
sicht in  das  Wesen  des  Staates  nur  auf  dem  Wege  geschicht- 
licher Forschung  gewonnen  werden  könne.  Deshalb  gab  er 
auch  dem  Werke  in  der  ersten  Auflage  den  Titel  „All- 
gemeines Staatsrecht,  e:e schichtlich  begründet**.  Aber 
frühe  schon  hatte  sich  Bluntschli  von  den  Einseitigkeiten  der  - 
rechtshistorischen  Schule  befreit.  In  der  bedeutungsvollen 
Entwickelung,  welche  seine  Vaterstadt  Zürich  in  den  Jahren 
1830 — 1848  durchmachte,  hatte  er,  noch  in  dem  ersten 
Mannesalter  stehend,  das  politische  Leben  durch  eigene  Er- 
fahrung kennen  gelernt  und  zeitweise  die  Regierung  seines 
engeren  Vaterlandes  selbst  geleitet.  Mit  der  sicheren  histori- 
schen Methode  und  dieser  praktischen  Erfahrung  des  Staats- 
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IclieQS  verband  er  eine  si>ekulative,  rechtsphilosophische 
Neigung  und  Begabung,  die  freilich  manchmal  eigenartige 
Wege  einschlug.  Aber  in  höchst  eigentümlicher  Weise  ver- 
einte er  mit  dieser  spekulativen  Richtung,  die  ihn  unter  dem 
Einflüsse  Friedrich  Rohmers  vielfach  bis  in  den  Mysticismus 
hineinführte,  einen  hervorragend  praktischen  Sinn,  einen 
ausserordentlichen  Takt  und  ein  tiefes  Verständnis  fär  die 
Aufgaben  und  Bedürfnisse  seiner  Zeit  und  des  Volkes«  So 
ausgerüstet,  kam  Bluntschli  im  Jahre  1048  nach  Deutschland 
an  die  Universität  Mttnchen.  Er  ffthlte  sich  vom  ersten  Tage 
an  nicht  als  Ausländer,  sondern  als  Deutscher,  wie  er  ja  auch 
seiner  ganzen  geistigen  und  wissenschaftlichen  Bildung  nach 
ein  Deutscher  war.  Mit  dem  lebhaftesten  Interesse  verfolgte 
er  die  politischen  Ereignisse,  aber  er  war  doch  mit  den  deut- 
schen und  besonders  mit  den  bayerischen  Parteiverhältnissen 
noch  nicht  genug  verwachsen,  als  diiss  es  ihm  hätte  gelingen 
können,  in  der  hochgehenden  politischen  Bewegung  der  Zeit 
seiner  Stimme  Gehör  zu  verschaffen.  Auf  dem  grossen  Schau- 
platze, den  er  jetzt  betreten,  unter  dem  Einflüsse  der  heftigen 
politischen  Kämpfe,  deren  Zeuge  er  war,  und  der  Erfahrungen, 
die  er  hier  gesammelt,  gab  er  zwar  die  staatsrechtlichen  und 
politischen  Ideen,  die  er  in  langjähriger  geistiger  Arbeit  sich 
errungen,  nicht  auf,  wohl  aber  vertiefte,  erweiterte  und  klärte 
er  sie.  Die  Frucht  dieser  Entwickelung  ist  das  Allgemeine 
Staatsrecht.  Nicht  befetngen  von  der  Leidenschaft  der 
Parteikämpfe,  nicht  entmutigt  durch  das  Fehlschlagen  poli- 
tischer Pläne  und  Hoffnungen,  vermochte  er  die  Wandlung 
jzu  erkennen,  welche  der  deutsche  Staat  in  den  Jahren  1848 
bis  1850  diuchgeriiacht  hatte.  Ungetrübt  durch  die  Bitter- 
nisse des  Tages,  wie  sie  jeder  rückläufigen  Bewegung  an- 
haften, konnte  er  den  bleibenden  Gewinn  abschätzen,  welcher 
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aus  den  Stürmen,  die  über  Deutschland  dahingebraust  waren, 

für  das  Staatsleben  des  deutschen  Volkes  sich  ergeben  hatte. 
Ganz  im  Gegensatz  zu  der  herrschenden  btimmung  des  Tages, 
war  schon  die  erste  Auflage  des  Allgemeinen  Staatsrechtes  . 
in  hoffnungsvollem  Tone  geschrieben,  und  sicheren  Blicks  er- 
kannte Bluntschli  den  segensreichen  Fortschritt  da,  wo  die 
Bfasse  der  Gebildeten  in  den  trfiben  Wirrnissen  der  Gegen- 
wart nur  eine  blinde  Reaktion  zu  sehen  vermochte.  Wahrend 
die  liberalen  Parteien  und  ihre  Vertreter  in  der  Staatswissen- 
scliaft  nach  dem  Scheitern  ihrer  Hoffnungen  sich  mutlos  von 
dem  Staatsleben  abwandten,  hielt  er  fest  an  der  Zuversicht, 
dass  „die  konstitutionelle  Monarchie  in  Deutschland  zu  ihrer 
reinsten  und  vollendetsten  i^orm  gelangen  werde**.  Ohne  in 
die  Streitfragen  der  politischen  Parteien  herabzusteigen,  wirkte 
das  Buch  bei  seinem  ersten  Erscheinen  als  ein  Mahnruf,  die 
wissenschalUiche  Forschung,  deren  Ziel  die  Erkenntnis  des 
Staates  ist,  nicht  ruhen  zu  lassen,  als  ein  Mahnruf,  die  poli- 
tische Arbeit,  welche  die  Gestaltung  des  deutschen  Staates 
anstrebte,  nicht  aufzugeben.  In  einer  längeren  Besprechung, 
welche  Hermann  Schulze  im  Jahr  18d3  dem  Werke  widmete, 
erklärte  er:  j^In  einer  Zeit  tiefer  politischer  Abgespanntheit, 
wo  bei  so  manchem  der  Glaube  an  eine  staatliche  Fortent- 
Wickelung  unseres  Volkes,  die  Ueberzeugung  von  einer  höheren 
sittlichen  Natur  des  Staates  völlig  zu  Grunde  gegangen  ist, 
hat  uns  das  Werk  des  geistvollen  Bluntschli  wahrhaft  erfrischt 
Mit  steigendem  Interesse  haben  wir  dasselbe  studiert  und  sind 
immer  mehr  zu  der  Einsieht  gekommen,  dass  hier  eine  be- 
deutsame geistige  That  vorliegt,  welche  von  keinem  denken- 
den Juristen  und  Politiker  ignoriert  werden  darf.** 

Der  Fortschritt,  den  das  Werk  Bluntschlis  in  der  deutschen 
Staatswissenschaft  bezeichnet,  wird  schon  bei  einer  oberfläch- 
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liehen  VergleichuDg  mit  Werken  ähnlichen  Inhalts,  die  vor  dem 

Jahre  1848  erschienen  sind,  klar.  Wir  brauchen  nur  zu  ver- 
weisen auf  die  in  ihrer  Art  ebenfalls  bedeutende  und  einfluss« 
reiche  Politik  Dahlmanns,  anf  das  gelehrte  und  vielfach 
scharfsinnige  Allgemeine  Staatsrecht  von  Schmitthenne r. 
Bluntschli  hat  es  verstanden,  den  Ideen,  die  das  deutsche 
Staatslehen  heherrschten,  Ausdruck  zu  geben.  Schftrfer,  als  dies 
vor  ihm  geschehen  war,  hat  er  das  Wesen  der  konstitutionellen 
Monarchie,  wie  sie  die  deutsche  Verfassungsform  der  Gegenwart 
bildet,  erkannt  und  dargelegt.  Kr  liat  gezeigt,  dass  sie  wesent- 
lich verschieden  ist  von  der  parlamentarischen  Verfassung 
Englands  und  von  deijenigen  Gestaltung  der  konstitutionellen 
Verfassung,  welche  dieselbe  in  Frankreich  und  anderen  roma- 
nischen Ländern  angenommen  hatte.  £r  hat  die  Macht  des 
deutschen  Königtums  und  seine  politischen  und  socialen 
Aufgaben,  die  ihm  in  der  Gegenwart  obliegen,  erkannt.  £r 
hat  aher  auch  mit  derselben  Entschiedenheit  den  von  Stahl 
und  seinen  Anhängern  unteraonimeuen  Versuch,  dem  König- 
tum eine  theokratische  Grundlage«  zu  geben  und  die  mittel* 
alterliche  Gliederung  der  Stände  wieder  zu  einem  künstlichen 
Leben  zu  rufen,  zurückgewiesen.  Er  hat  gezeigt,  dass  das 
freie  Staatsbürgertum  die  alleinige  Grundlage  des  modernen 
Staates  bildtu  kuiin,  und  dass  die  richtige  Abgrenzung  der 
individuellen  Freiheit  und  der  Staatsgewalt  eine  Grundbe- 
dingung für  ein  gesundes  Staatsleben  bildet.  Er  war  es,  der 
das  Königtum  auf  seine  Aufgabe  hinwies,  den  unteren  Standen 
Schutz  zu  verleihen  und  insbesondere  »die  Arbeiter  dem 
Despotismus  des  Kapitals  zu  entreissen,  dem  sie  unter  der 
Herrschaft  eines  abstrakten  B^ifis  der  individuellen  Freiheit 
schutzlos  preisgegeben  sind*'.  Hatte  bisher  die  Staatslehre 
sich  hauptsachlich  mit  der  Verfassung  des  Staates  beschäftigt, 
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SO  war  er  es,  der  die  Bedeutung  der  Verwaltung  neben  der 
Verfassung  hervorhob  und  in  einer  alle  Zweige  der  Staats- 
verwaltung umfassenden  Darstellung  die  tief  eingreifende  und 
für  den  politischen  Zustand  des  Volkes  massgebende  Wirk- 
samkeit der  Verwaltung  nachwies.  Zahlreiche  Ideen,  die 
Bluntschli  zuerst  aussprach  oder  zuerst  wissenschaftlich 
begründete,  sind  heute  Gemeingut  der  Wissenschaft  und  der 
politischen  Litteratur  geworden.  Aber  es  wäre  ungerecht, 
Bluntschlis  Verdienst  deshalb  zu  vergessen  oder  zu  unter- 
schätzen. Die  deutsche  Staatswissenschaft  hat  heute  vielfach 
andere  Bahnen  eingeschlagen,  als  sie  Bluntschli  verfolgte. 
Fest  bestimmte  und  logisch  unanfechtbare  Definitionen  auf<« 
zustellen,  war  nicht  sein  Bestreben.  Die  Rechtssätze  nach 
strenger  Logik  zu  analysieren  und  zu  zergliedern,  ihren  rein 
juristischen  Gehalt  von  allen  anderen  Elementen  zu  sondern 
und  klarzulegen,  lag  ihm  fern.  Es  kann  zugegeben  werden, 
dass  er  diese  wichtige  Seite  der  Rechtswissenschaft  nicht  ge- 
nfigend  gewürdigt  hat,  vielleicht  weil  er  hier  die  Grenze  seiner 
reichen  Begabung  fühlte.  Aber  er  hat  es,  wie  wenige  Ge- 
lehrte, verstanden,  die  lebendige  Kraft  und  Wirksamkeit  der 
staatsrechtlichen  Institute  nachzuweisen  und  in  treffender, 
geistvoller  Sprache  das  Verständnis  dafür  zu  eröfnen.  Mit 
tiefem  geschichtlichen  Sinne  ist  es  ihm  gelungen,  ein  Bild 
der  mannigfaltigen  Erscheinungsformen,  in  welchen  der  Staat 
bei  den  verschiedenen  Kulturvölkern  im  Altertum,  im  Mittel- 
alter und  in  der  Neuzeit  aufgetreten  ist,  zu  entwerfen  und 
mit  wenigen  Strichen  ihr  Wesen  und  Wirken  zu  charakteri- 
sieren. Ihm  war  der  Staat  der  höchste  sittliche  Organismus 
des  menschlichen  Lebens,  und  deshalb  genügte  ihm  nicht  eine 
reine  juristische  Betrachtung  desselben.  £r  suchte  ihn  nach 
den  verschiedenen  Seiten  seiner  Wirksamkeit  zu  begreifen. 
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£r  suchte  den  innigen  Zusammenhang  des  Staates  mit  dem 

gesamten  Kulturleben  der  Völker  nachzuweisen  und  die  ver- 
schiedenen Staats-  und  Verfassungsformen  aus  der  gesamten 
geistigen  und  wirtschaftliehen  Kultur  der  Völker  zu  erklären. 
Er  konnte  diesen  Versuch  wagen,  denn  ihm  stand  nicht  nur 
eine  gründliche  juristische  Bildung  zu  Gebote,  sondern  er  ver- 
fügte daneben  über  eine  umfiissende  Kenntnis  der  Geschichte 
und  der  Litteratur  der  Völker  der  antiken  wie  der  christ- 
lichen Weit  Mochte  diese  Kenntnis  auch  nicht  überall  gleich 
tief  gehen,  so  hatte  er  doch  die  Gabe,  auch  das  ihm  Fern- 
liegende sich  rasch  anzueignen  und  daraus  charakteristische 
Züge  zur  Ausfilhrung  seines  Bildes  zu  verwerten. 

Mit  unermüdlichem  Eifer  war  Biuntschli  bestrebt,  sein 
Werk  weiter  auszuführen  und  zu  vervollständigen  und  die 
rasch  folgenden  Auflagen  boten  ihm  hierzu  willkommene  Ge- 
legenheit Schon  in  der  zweiten,  1857  erschienenen  Auflage 
ward  das  Werk,  das  ursprünglich  nur  in  einem  Bande  er- 
schienen war,  in  zwei  Bände  geteilt.  In  der  fünften  Auf  lage, 
die  1875  erschien,  hat  Biuntschli  den  beiden  Bänden  einen 
dritten  Teil  unter  dem  Titel  „Politik*  hinzugefügt  und  das 
ganze  Werk  unter  dem  Gesamttitel  „Lehre  vom  modernen 
Staate*  zusammengefasst.  Mit  einer  etwas  veränderten  An- 
ordnung des  Stoffes  gab  er  dem  ersten  Bande  nun  den  Special- 
titel «Allgemeine  Staatslehre^,  dem  zweiten  den  Specialtitel 
„  Allgemeines  Staatsrecht«.  Trotzdem  blieb  die  Gesamtanlage 
des  Werks  dieselbe,  und  auch  seine  Grundanschauungen  blieben 
unverändert  Aber  mit  wachsamem  Auge  hatte  der  Verfasser 
die  Entwickelung  des  Staatslebens  in  Europa  und  Amerika 
verfolgt  und  mit  der  daraus  gewonnenen  Erfahrung  und  Er- 
kenntnis sein  Werk  bereichert.  Einzelne  Lehren,  die  in  den 
ersten  Auflagen  nur  kurz  berührt  worden  waren,  wurden  nun 
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von  ihm  weiter  ausgeführt  und  tiefer  begründet,  einzelne  Ab- 
schnitte, wie  z.  B.  der  von  dem  Staatszweck,  wurden  neu  hin- 

ziigelügt.  In  manchen  Punkten  hat  der  Verfasser  wohl  auch, 
belehrt  durch  die  Geschichte  seiner  eigenen  Zeit,  seine  An- 
sichten geändert,  wie  z.  B.  über  das  Wesen  und  den  Wert 
der  allgemeinen  WehrpÜicht  So  hatte  Bluntschli,  wie  er 
selbst  in  der  Vorrede  zu  der  letzten  von  ihm  besorgten  Auf- 
lage sagte»  »in  diesem  Werke  die  Ergebnisse  vieljähiiger 
Arbeit  und  wiederholten  Nachdenkens  niedergelegt^  und  er 
durfte  mit  Recht  dasselbe  „als  den  schriftstellerischen  Ab- 
schluss  eines  reifen,  der  W^issenschaft  und  Praxis  gewidmeten 
Lebens  betrachtend 

Dem  Unterzeichneten  ist  die  ehrenvolle  Aufgabe  über- 
tragen worden,  diese  neue  Auflage  zu  besorgen.  Seine  Thätig- 
keit  konnte  hierbei  nur  eine  beschränkte  sein.  Das  Werk 
BluiUöchlis  ist  kein  Lehrbuch  im  engeren  Sinne  des  Wortes, 
kein  Werk,  das  in  trocknen  Paragraphen  einen  toten  Wissens- 
stoff anhäuft,  kein  Werk,  aus  dem  je  nach  dem  augenblick- 
lichen Stande  der  Wissenschaft  Notizen  herausgenommen  und 
andere  eingesdioben  werden  können.  Vielmehr  trägt  das 
Buch  in  jedem  Satze  den  Stempel  der  eigenartigen  Persönlich- 
keit des  Verfassers.  Dieser  individuelle  Charakter  gehört  zu 
dem  Wesen  des  Buches,  und  nicht  bloss  Pietät  war  es,  was 
den  Unterzeichneten  von  einer  jeden  eingreifenden  Aeuderung 
abhielt,  sondern  auch  die  Einsicht,  dass  dadurch  der  eigen* 
tümliche  Wert  des  Buches  zerstört  werde.  Vielfach  weichen 
die  Ansichten  des  Unterzeichneten  von  der  juristischen  und 
politischen,  der  historischen  und  kürchlichen  Auffassung 
Bluntschlis  ab,  aber  er  hielt  sich  nicht  für  berechtigt,  an 
diesem  Orte  den  Ansichten  des  Verfassers  entgegenzutreten, 
noch  auch  durch  Andeutung  eines  Widerspruchs  die  Wirkung, 
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welche  der  Verfasser  auf  den  Leser  hervorzubringen  suchte^ 
abzuschwächen.  Das  Buch  ist  nach  wie  vor  das  alleinige 
und  ungeschmälerte  geistige  Eigentum  Bluntschlis. 

Nur  an  Aussendingen,  die  nicht  zu  dem  Wesen  des 
Werkes  gehören,  durfte  sich  der  Unterzeichnete  Abänderungen 
und  Zusätze  erlauben.  Offenbare  Irrtümer  in  geschiclitiiclien 
oder  litterarischen  Angaben,  die  mit  untergelaufen  waren, 
mussten  beseitigt  werden,  auf  wichtige  Ereiguisse  und  Gesetze, 
die  dem  Verfasser  im  Jahre  1875  noch  nicht  bekannt  waren, 
musste  hingewiesen,  die  Citate  mussten  einer  eingehenden 
Revision  unterworfen  werden  u.  s.  w.  Da  der  Verfasser  auf 
jedes  gelehrte  Beiwerk  verzichtet  hatte,  so  durfte  aucli  die 
neue  Auflage  nicht  mit  Litteraturaiigaben  belastet  werden. 
Nur  einige  Notizen  über  die  hervorragendsten  Erscheinungen 
der  neueren  Litteratur  sind  gehörigen  Ortes  hinzugefügt  wor- 
den. Uebrigens  sind  alle  wichtigeren  Zusätze  und  Aenderungeu 
durch  Klammern  ([])  kenntlich  gemacht. 

Auch  die  kräftige  und  durchsichtige  Sprache,  die  Bluntschli 
eigen  war,  musste  unangetastet  erhalten  bleiben.  Selbst 
da,  wo  sich  Bluntschli  eigentümlicher  Worte  und  Rede- 
wendungen bediente,  die  nicht  selten  an  Schweizer  Pro- 
vinzialismen erinnern,  aber  nicht  immer  mit  den  strengen 
Gesetzen  der  Grammatik  und  Stilistik  im  Einklang  stehen, 
blieb  der  ursprüngliche  Text  stehen.  Nur  an  denjenigen 
Stellen,  wo  mit  Sicherheit  ein  Versehen  oder  ein  Schreib- 
fehler angenommen  werden  durfte,  sind  leichte  Aenderungen 
vorgenommen  worden. 

So  erscheint  das  Werk  Bluntschlis  in  einer  dem  Wesen 
nach  unveränderten  Gestalt  auch  in  dieser  neuen  Auilage. 
Möge  sie  dazu  beitragen,  den  Namen  Bluntschlis  in  dem 
dankbaren  Andenken  des  deutschen  Volkes  zu  erhalten  I 
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Vorrede. 


Möge  das  Werk  wie  bisher,  so  auch  künftighin  eine  Quelle 
bleiben,  aus  der  vor  allem  die  studierende  Jugend  staats- 
wisseuschaftliche  Kenntnisse  und  ciae  tiefeie  Einsicht  in  das 
Wesen  des  Staates  schöpft,  aber  auch  eine  Quelle,  aus 
welcher  der  Geist  edler  Humanität  und  wahrer  Vaterlands- 
liebe entströmt! 

Bostock  im  April  1S86. 


Loeuiug. 
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Erstes  Kapitel* 
Die  Staatswissenscliai't. 

Unter  Staat? Wissenschaft  im  eigentlichen  Sinne  ver- 
stehen wir  die  Wissensehaft,  deren  Gegenstand  der  8taat  ist, 
welche  den  Staat  in  seinen  Grundlagen,  in  seinem  Wesen, 
seinen  Erscheinungsformen,  seiner  Entwickeiung  zu  erkennen 
und  zu  begreifen  sucht 

In  diesem  Sinne  gehören  manche  Wissenschaften,  welche 
man  zuweilen  den  Staatswissenschaften  beizählt,  nicht  zu 
diesen,  obwohl  sie  auch  eine  Beziehung  auf  den  Staat  haben 
und  immerhin  als  Hilfswissenschaft  des  Staatslebens  mit 
in  Betracht  kommen,  wie  insbesondere: 

a)  nicht  die  Geschichte  einer  Nation,  eines  Volkes, 
insofern  dieselbe  nicht  ausschliesslich  Staatsgescbichte  ist, 
sondern  zugleich  die  allgemeinen  Erlebnisse  eines  Volkes 
oder  die  That  einzelner  Personen  darstellt,  die  Geschichte 
der  Kunst  und  Wissenschaft,  der  Wirtschaft  und  der  Sitten, 
die  diplomatischen  und  politischen  Kämpfe,  die  Kriegsereig- 
nisse darstellt; 

b)  selbst  nicht  die  Statistik,  inwiefern  sie  sich  nicht 
auf  die  staatlichen  Zustände  beschränkt,  sondern  auch  die 
gesellschaftlichen  und  Privatzustande  mit  umfasst; 

B 1 0 nt8 Chi i ,  äN^emeine  Staatolehn».  1 
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c)  ebensowenig  die  Nationalökonomie,  insofern  sie 
die  wirtschaftlichen  Gesetze  erforscht,  welche  für  jedermann 
—  nicht  bloss  für  den  Staat  —  gelten; 

d)  noch  die  Lehre  von  der  Gesellschaft,  insofern  das 
Leben  der  Gesellschaft  sich  selbständig  bewegt,  nicht  als 
Staatsleben  erscheint 

Die  alten  Griechen  naniiten  die  gesamte  Staatswissen- 
schaft Politik.  Wir  unterscheiden  Staatsrecht  und  Foliti^ 
smrgflltiger  als  zwei  besondere  Wissenschaften,  und  fügeii 
denselben  überdenir  noch  manche  besondere  Lebren  unter 
eigenem  Namen  bei,  wie  z.  B.  die  staatliche  Statistik,  das 
Yerwaltungsrecht,  das  Yölkmechtf  diePoliz&iwissenschaft  u.  s.  t ' 

Staatsrecht  und  Politik  betrachten  beide  den  Staat  im 
grossen  und  ganzen,  aber  jede  der  beiden  Wissenschaften 
betrachtet  ihn  von  einem  anderen  Standpunkte  aus  und  nach 
anderer  Richtung  Um  d6n  Staat  gründlicher  zu  erkennen, 
zerlegt  die  Wissenschaft  den  Staat  in  dieWden  Haupt^eileh 
seines  Daseins  und  Lebens^  Sie  untersucht  die  Teile,  damit 
sie  das  Ganze  vollständiger  begreife^  Dem  wissenschaftlichen 
Interesse  entspricht  da6  praktische^KDie  Klarheit,  das  Mass: 
und  die  Stärke  des  Rechtes  haben  gewonnen,  seitdefii  man  dieses 
schärfer  abgesondert  hat  von  der  Politik;  und  der  Keichtum 
der  PolitifTentwickelt  sich  erst  in  voller  Freiheit,  wenn  sie  in 
ihrer  Eigentümlichkeit  geschaut  und  erwogen  wird. 

Die  Wissenschaft  des  Staatsrechtes  betrachtet  den  Staat 
in  seinem  geregelten  Bestand,  in  seiner  richtigen  Ordnung. 
Sie  stellt  die  Organisation  des  Staates  dar  und  die  dauer- 
haften Grundbedingungen  seines  Lebens,  die  Regeln  seiher 
Existenz,  die  Notwendigkeit  seiner  Verhältnisse.  Der  Staat, 
wie  er  ist,  in  seinen  geordneten  Verhältnissen«  das  ist  das 
Staatsrecht 

Die  Wissenschaft  der  Politik  aber  betrachtet  den  Staat 
in  seinem  Leben,  in  seiner  Entwickelung,  sie  weist  auf  die 
Ziele  hin,  nach  denen  das  öffentliche  Streben  sich  bewegt. 
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tttid  lehrt  die'  W^e  keimen,  welche  zu  diesen  Zielen  führen, 

sie  erwägt  die  Mittel,  mit  welchen  die  begehrten  Zwecke  zu 
erlangen  sind,  sie  beobachtet  die  Wirkungen  auch  des  Rechtes 
auf  die  Gesamtzvst&nde  und  überlegt,  wie  die  schädlichen 
Wirkungen^  zü,  yermeiden,  wie  die  Mängel  der  bestehenden 
Einrichtungen  zu  heben  sind.  Das  Staatsleben,  die  Staats- 
praxis, das  ist  die  Politikv 

^as  Recht  yediält  sich  also  zur  Politik  wie  die  Ordnung 
Freiheit,  ^Yie  die  ruhige  Bestimmtheit  der  Verhältnisse  zu 
der  maunigialtigen  Bewegung  in  denselben,  wie  der  Körper 
zu  den  Handlungen  desselben  und  zu  dem  Geist,  der  sich 
mannig&Itig  ausspricht  Das  Staatsrecht  prflft  die  Becht- 
mässigkeit  der  Zustände,  die  Politik  prüft  die  Zweck- 
mässigkeit der  Üaudlung. 

Sowohl  in  dem  Recht  als  in  der  Politik  ist  ein  sitt- 
licher Gehalt.  Der  Staat  ist  ein  sittliches  Wesen  und  er  hat 
sittliche  Lebensaufgaben^  Aber  Recht  und  Politik  werden 
nicht  Yon  dem  Sittenf(es^tze  allein  und  nicht  vollständig  yon 
dem  Sittengesetze'^  'bestimmt.  Sie  sind  als  Wissenschaften 
nicht  einzelne  Kapitel  der  Siltfinlßhrß-  Vielmehr  haben  sie 
ihre  Grundlage  ^im  Staat  und  ihre  Bestimmung  für  den  Staat. 
Sie  sind  Staatswissenschaften.  Die  Sittenlehre  aber  ist  keine 
Staatswissenschaft,  weil  ihre  Grundgesetze  nicht  aus  dem  Staat 
zu  erklären  sind,  sondern  eine  breitere  Basis  in  der  Menschen- 
natur überhaupt  und  eine  höhere  Begründung  in  der  gött- 
lichen Wdtordnung^und  der  göttlichen  Bestimmung  des 
Menschengeschlechts  haben. 

Man  darf  Staatsrecht  und  Politik  nicht  absolut  vonein- 
ander trennen.  Der  wirkliche  Staat  lebt,  d.  h.  er  ist  Ver- 
bindung von  Recht  und  Politik.  Auch  das  Recht  ist 
nicht  absolut  ruhend,  nicht  unveränderlich,  und  die  Bewegung 
der  Politik  will  wieder  zur  Buhe  kommen.  Es  gibt  nicht 
bloss  ein  Rechtssystem','  sondern  auch  eine  Rechtsgeschichte; 
und  es  gibt  eine  Politik  der  Gesetzgebung.  Zwischen  beiden 
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Seiten  ist  eine  Wecliseiwirkung  wahrzunehmen,  wie  überall, 
wo  oiganische  Wesens  erscheinen.  /Ibamit  wird  jener  Unter- 
schied nicht  beseitigt,  sondern  besser  erldfirt  ^ie  R^xMs» 

^esciLuJit^e  unterscheidet  sich  gerade  dadurch  von  der  polit  i- 
schen Geschichte,  dass  jene  sich  darauf  beschrlLnk^  den  C^t- 

^^^^^  ^ 

wi>if^|llPpr«yp^|ipr^Hpr  iiftrmftiAtt  ^  fe^  gewordenen  B^stena  des 
Staates  nachzuweiseif  und  die  Entstehung'  unk  VCTändCTuiiiL 

der  dauernd  gewordenen  Institutiunen  und  Gesetze  darzustellen, 
di^e  a.ber  den  HaaJH^nachdruck  auf  die  wechselnden  Schicksale 
und  Erlebnisse  des  Volkes,  die  Motive  und  Handlungsweise 
der  politischen  Personen,  die  Thaten  und  Leiden  beider  legt,  • 
und  so  das  reich  beweute  Leben  schildert^  Der  oberste  und 
reinste  Ausdruck  des  Staatsrechtes  ist  das  Gesetz  (die  Yer- 
fassung),  die  klarste  und  lebendigste  Aeusserung  der  Politik 
Ist  die  praktische  Leitung  des  Staates  selbst  (die  Regierung). 
Die  Politik  ist  daher  mehr  noch  Kunst  als  Wissenschaft.  Das 
Recht  ist  eine  Voraussetzung  der  Politik,  eine  Grundbedingung 
ihrer  Freiheit,  freilich  nicht  die  einzige.  Die  Politik  soll  sich 
mit  Beachtung  der  rechtlichen  Schranken  entfalten.  So  über- 
nimmt sie  die  Sorge  fttr  die  wechselnden  Bedürfhisse  des 
Lebens.  (^Das  Kecht  hinwieder  bedarf  der  Politik,  um  vor  Er- 
starrung gesichert  zu  bleiben  und  mit  der  Entwickeluug  des 
Lebens  Schritt  zu  halten.  Ohne  den  lielebenden  Hauch  der 
Politik  würde  der  Bechtskörper  zum  Leichnam  werden,  ohne 
die  Grundlagen^  und  die  Sehranken  des  Bechtes  würde  die 
Politik  in  ungezügelter  Selbstsucht  und  in  verderblicher  Zer- 
störungswut untergehen. 

Lediglich  Gründe  der  Klarheit  und  VereinÜDichung  be- 
stimmen uns,  den  beiden  Staatslehren  Staatsrecht  und  Politik 
noch  als  dritte,  oder  vielmehr  erste  Abteilung  der  Staats- 
wissenschaft die  Allgemeine  Staatslehre  voraus  zu 
schicken.  Wir  betrachten  hier  noch  den  Staat  im  ganzen, 
ohne  vorerst  die  beiden  Seiten  in  ihm.  die  uiuedägliche  des 
Bechtes  und  die  eigenschaftliche  der  Politik,  zu  unterscheiden. 
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Der  Staats  begriff,  seine  Grundlagen  und  Bestandteile  (Volk 
und  Land),  seine  Entstehung,  sein  Zweck,  die  Hauptfohnen 
seiner  Verfassung,  der  Begriff  und  die  Gliederung  der  Staats- 
gewalt, bilden  den  Inhalt  der  allgemeinen  Staatslehre,  welche 
hinwieder  den  beiden  besonderen  Staatswissenscbaften,  dem 
Staatsrecht  und  der  Politik,  za  Grunde  liegt. 

In  diesem  Smuc  soll  der  erste  Teil  des  Werkes  der 
allgenveinen  Staatslehre,  der  zweite  dem  Staatsrechte 
und  der  dritte  der  Politik  gewidmet  sein. 


Zweites  Kapitel. 

Wissenschaftliche  Methoden. 

Die  wissenschaftliche  Betrachtung  des  Staates  kann  von 
verschiedenem  Standpunkte  aus  und  in  verschiedener  Weise 

unternommen  werden.  Wir  unterscheiden  zwei  innerlich  be- 
gründete Methoden  der  wissenschaftlichen  Untersuchung  und 
zwei  falsche,  fehlerhiAe  Methoden,  welche  als  einseitige  Ab- 
arten der  ersten  beiden  Arten  erscheinen.  Wir  bezeichnen 
als  richtige  Methoden  die  philosophische  und  die  histo- 
rische Methode.  Die  Abarten  entstehen  aus  der  extremen 
üebertrdbung  je' der  einen  vorherrschendem  Seite*  jener  ersteren 
Methoden;  aus  der  philusuphischen  ist  so  die  bloss  abstrakt- 
ideologische, aus  der  historischen  die  einseitig-empi- 
rische, wie  aus  dem  Urbüd  das  Zerrbild,  durch  Verderbnis 
hervorgegangen.  - 

Der  Gegensatz  der  Methoden  schliesst  sich  an  teils  an 
die  Eigenschaften  sowohl  des  Hechtes,  als  der  Politik,  teils 
an  die  Verschiedenheit  der  geistigen  Anlagen  derer,  welche 
in  dieser  Wissenschaft  gearbeitet  haben. 

Alles  Recht  und  alle  Politik  nämlich  hat  eine  ideale 
Seite,  einen  sittlichen  und  geistigen  Gehalt  in  sich,  aber  beide 
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ruhen  zugleich  auf  einem  realen  Bodeji,  und  haben  auch 
eine  leibliche  Gestalt  und  Geltung.  Die  letztere  .Seite 
ist  Yon  der  abstrakten  Ideologie  yerkannt.und  fibersehen 
worden.  Sie  pflegt  sich  ein  abgezogenes  Staatsprincij)  auszu- 
denken, und  daraus  eine  Reihe  logischer  Folgerungen  zu  ziehen, 
ohne  Rücksicht  auf  den  wirklichen  Staat  und  dessen  reale  Ver- 
hältnisse. Selbst  Piaton  ist  in  seiner  Bepublik  in  diesen 
Fehler  verfallen  und  daher  zu  Sätzen  gekommen,  weiche  der 
Natur  und  den  Bedürfnissen  der  Menschen  geradezu  wider- 
sprechen. Indessen  war  Piaton  dodi  durch  den  Reichtum 
seines  Geistes  und  seinen  Sinn  für  die  Schönheit  der  Form  " 
vor  der  armseligen  Lehre  ausgedörrter  Formeln  bewahrt  ge- 
blieben, welche  uns  in  den  Staatslehren  der  Neueren  so  häufig, 
begegnen.  Der  Staat  als  ein  sittlich  organisches  Wesen  ist  nicht 
ein  Produkt  der  blossen  kalten  Logik,  und  das  Recht  des 
Staates  ist  nicht  eine  Sammlung  spekulativer  Sätze. 

Diese  Methode  führt^  wenn  sie  aU  wissenschaftliche  Unter* 
suchung  betrieben  wird,  leiclit  zu  unfiuchtbareii  Resultaten; 
wenn  sie  aber  in  die  Praxis  übertritt,  zu  der  gefährlichsten 
Geltendmachung  fixer  Ideen  und  zur  Auflösung  und  Zerstörung 
des  bestehenden  Staates.  In  Zeiten  der  Bevolution,  wo  die  los- 
gebundenen Leidenschaften  sich  um  so  lieber  solcher  ab- 
strakten Lehren  bemächtigen,  je  mehr  sie  mit  deren  Uilfe  die 
Schranken  des  Cresetzes  zu  durchbrechen  Hoffnung  haben^  er- 
halten derlei  ideologische  Sätze  leicht  eine  ungeheure  Macht 
und  werfen,  unfähig  einen  neuen  Organismus  hervorzubringen, 
mit  dämonischer  Gewalt  alles  vor  sich  nieder.  Die  franzö- 
sische Revolution  in  ihren  leidenscbafäicben  Phasen  hat  der 
Welt  entsetzliche  Belege  für  die  Wahrheit  dieser  Beobachtung 
vor  die  Augen  geführt,  und  Napoleon  hatte  nicht  Unrecht,  zu 
sagen:  „Die  Metaphysiker,  die  Ideologen  haben  Frank- 
reich zu  Grunde  gerichtet."  Die  ideologische  Auffassung  der 
„Freiheit  und  Gleichheit hat  Frankreich  mit  Ruinen  gefüllt 
und  mit  Blut  getränkt,  die  doktrinäre  Ausbeutung  des 
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«monarchischen  Princips*  hat  die  politische  Freiheit  Deutsch- 
lands niedergedrückt  und  seine  Machtcntwickelung  gehemmt, 
und  die  abstrakte  Durchführung  des  NationaUtätengrundsatzes 
hat  den  Frieden  von  ganz  Europa  bedroht.  Die  fruchtbarsten 

und  wahrsten  Ideen  werden  verderblich,  wenn  sie  ideologisch 
erfasst  und  dann  mit  dem  Fanatismus  der  Bornirtheit  verwirk- 
licht werden« 

Der  entgegengesetzten  Einseitigkeit  macht  sich  die  aus- 
schliesslich empirische  Methode  schuldig,  indem  sie  sich 
bloss  an  die  vorhandene  äusserliche  Form,  an  den  Buchstaben 
des  Gesetzes  oder  an  die  thatsaehlichen  Erscheinungen  hält 
Diese  Methode,  welche  in  der  Wissenschaft  höchstens  durcli 
ihre  Sammelwerke  einen  Wert  hat,  in  denen  sie  grossen  Stoff 
anhäuft,  findet  in  dem  Staatsleben  häufig,  zumal  unter  bureau- 
kraCisch  gebildeten  Beamten,  zahlreidien  Anhang.  Sie  ge- 
fährdet dann  zwar  selten  unmittelbar  die  ganze  Staatsordnung, 
wie  die  ideologischen  Gegenfüssler,  aber  sie  setzt  sich  wie  . 
ein  Kost  an  das  blanke  Schwert  der  Gerechtigkeit  an,  um- 
strickt die  öflfentliche  Wohlfahrt  mit  Hemmnissen  aller  Art,  | 
verursacht  eine  Menge  kiemer  Schäden,  entnervt  die  sittliche 
Kraft  und  schwächt  die  Gesundheit  des  Staates  dergestalt, 
dass  um  ihretwillen  in  kritischen  Zeiten  seine  Bettung  über- 
aus erschwert,  zuweilen  unmöglich  gemacht  wird.  '  Führt  die 
bloss  ideologische  Methode,  wenn  sie  praktisch  wird,  den 
Staat  eher  in  fieberhafte  Stimmungen  und  Krisen  hinein,  so 
hat  diese  bloss  empirische  Methode  unter  derselben  Voraus- 
setzung eher  chronische  Uebel  zur  Folge. 

Die  historische  Methode  unterscheidet  sich  von  der 
letzteren  vorteilhaft  dadurch,  dass  sie  nicht  bloss  das  gerade 
vorhandene  Gesetz  oder  die  vorhandenen  Thatsachen  gedanken- 
los und  knechtisch  verehrt,  sondern  den  inneren  Zusam- 
menhang zwischen  Vergangenheit  und  Gegenwart,  die  orga- 
nische  Entwickelung  des  Volkslebens  und  die  in  der 
Geschichte  oüenbar  gewordene  sittliche  Idee  erkennt, 
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nachweist  und  beleuchtet  Sie  geht  zwar\  auch  zunächst  von 
der  realen  Erscheinung  aus,  aber  sie  fasst  diese  als  eine  lebeu- 
dig«  au^  nicht  als  eine  tote. 

Verwandt  mit  ihr  ist  die  wahriCaft  philosophische 
Methüde,  welche  nicht  bloss  abstrakt  spekuliert,  sondern 
konkret  denkt  und  eben  darum  Idee  und  Kealität  ver- 
bindet Während  jene  ihrer  Betrachtung  die  geschichtliche 
Erscheinung  und  Entwickelung  iii  Grunde  legt,  geht  diese 
zunächst  von  der  Erkenntnis  der  menschlichen  Seele  aus  und 
betrachtet  von  da  aus  die  in  der  Geschichte  geoffenbarten 
Aeusserungen  des  menschlichen  Geistes. 

Nur  wenigen  Individuen  war  es  vergünnt,  diese  beiderlei 
Betrachtungsweisen  zugleich  in  sich  zu  vereinigen.  Die  meisten, 
die  sich  auf  einen  höheren  wissenschaftlichen  Standpunkt  er- 
hoben haben,  wurden  durch  ihre  natttrlichen  Anlagen^  ent- 
weder der  einen  oder  der  anderen  Richtung  vorzugsweise  zu- 
geleitet Unter  jenen  ersteren  verdient  Aristoteles  voratts^ 
unsere  Bewunderung ,  dessen  Staatslehre,^ obwohl  in  jener* 
jugendlichen  Teriode  der  Geschichte  der  Menschheit  ge* 
schrieben,  welche  der  reiferen  Staateubiidung  vorausging, 
dennoch  auf  Jahrtausende  nach  ihm  eine  der  reinsten  Quellen 
staatlicher  Weisheit  geblieben  ist  Der  Römer  Cicero  ahmte 
zwar  in  der  Form  der  BegiThidung  und  Darstellung -die  philo- 
sophische Weise  der  dann  reicher  begabten  Griechen  nach, 
den  besten  Teil  des  Inhaltes  aber  schöpfte  er  mit  Recht  aus 
der  Fülle  praktisch -römischer  Politik.  Unter  den  neueren* 
sind  der  Franzose  Bodin,  der  Italiener  Yico  und  der  Eng- 
länder Baco  de  Verulan^als  Mhe  Repräsentanten  der  philo- 
sophisch-historischen Methode  zu  nennen.  Cicero  ähnlich 
an  hinrcissender^  scliwunghafter  Beredsamkeit  hat  doi  i^ng- 
länder  Burke  die  Lehren  der  englischen  Staatswissenschaft 
ebenso  aus  der  Geschichte  und  dem  Leben  seines  Volkes  ge-  ' 
griffen  und  in  geistreicher  und  philosophischer  Form  ver- 
herrlicht. Der  Italiener  Machiavelli,  der  in  seinen  Werken 
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die  reiche  und  schwere  Lebenserfahrung '  eines  tiefen  und 
klugien  Menschenkeniiers  niedergelegt  hat,  und  der  Franzose 

Montesquieu,  welcher  mit  freiem  und  heiterem  Blick  die 

m 

Welt  anschaut  und  reich  ist  an  feinen  Bemerkungen  und 
treffenden  Beobachtungen,  wechseln  in  ihren  Schriften  in  der 
Methode;  doch  ist  jener  mehr  der  historischen,  dieser  mehi* 
•  der  philosophischen  ergeben.  Der  welsche  Schweizer  Rousseau 
und  der  Engländer  Beutham  dagegen  halten  sich,  gleich  den 
meisten  Deutschen,  mehr  an  die  philosophische  Methode,  ver- 
fallen aber  häufiger  als  ihr  grösseres  Vorbild  Pia  ton  in  die 
einseitigen  Verirrungen  der  blossen  Ideologie. 

Es  ist  somit  klar:  die  beiden  Methoden,  die  historische 
und  die  philosophische,  bestreiten  sich  nicht.  Sie  ergänzen 
sich  vielmehr  und  korrigieren  sich.  Der  ist  sicherlich  ein 
bornierter  Historiker,  der  meint,  mit  ihm  sei  die  Geschichte 
abgeschlossen  und  es  werde  kein  neues  Recht  mehr  geboren, 
und  der  ein  eitler  und  thörichter  Philosoph,  der  meint,  er  sei 
der  Anfang  und  das  Ende  aller  Wahrheit.  Der  echte  Histo- 
riker ist  als  solcher  genötigt,  den  Wert  auch  der  Philosophie 
anzuerkennen,  und  der  wahre  Philosoph  ist  ebenso  darauf  hin- 
gewiesen, auch  die  Geschichte  zu  Rate  zu  ziehen. 

Wohl  aber  hat  jede  der  beiden  Methoden  ihre  eigentüm- 
lichen Vorzüge  und  hinwieder  ihre  besonderen  Schwachen  und 
Grefahren.  Der  HauptTorzug  der  historischen  ist  der  Reich- 
tum und  die  Positivität  ihrer  Resultate;  denn  die  Ge- 
schichte ist  voll  lebendiger  Mannigfaltigkeit  und  zugleich 
durch  und  durch  positiv.  Was  der  fruchtbarste  Denker  in 
seinem  Kopfe  auszudenken  vermag,  wird  doch  immer,  ver- 
glichen mit  den  in  der  Geschichte  der  Menschheit  geoöen- 
barten  Gedanken,  nur  ein  ärmliches  Stückwerk  sein  und  ge- 
wöhnlich nur  eine  unsichere  und  nebelhafte  Gestalt  erlangen. 
Aber  daneben  besteht  allerdings  die  Gefahr,  dass  man,  den 
historischen  Bahnen  folgend,  leicht  über  der  reichen  Mauuig- 
fisdtigkeit  der  Einheit  vergisst  und  die  Einheit  verliert,  dass 
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man  von  der  Schwere  des  Stoffes  niedergedrückt  und  von 
der  Massenhaftigkeit  der  geschichtlichen  Erfahrungen  über- 
wältigt wird,  dass  man  insbesondere,  Ton  der  Vergangenheit 
angezogen  und  gefessielt,  den  frischen  Blick  in  das  Leben  der 
Gegenwart  und  nach  der  Zukunft  hin  verliert.  Freilich  sind 
das  keineswegs  notwendige  Folgen  der  historischen  Methode, 
aber  die  Geschichte,  selber  seigt  uns,  wie  häufig  Männer,  die 
sich  ihr  leidenschaftlich  hingegeben  haben,  auf  derlei  Abwege 
sich  verirren.  - 

Die  Yorzflge  der  philosophischen  Methode  dagegen  sind: 
Reinheit,  Harmonie  und  Einheit  des  Systemes,  vollere 
Befriedigung  des  allgemeinen  menschlichen  Strebens  nach  Ver- 
vollkommnung, Idealität.  Ihre  Resultate  haben  einen  vor- 
zugsweise menschlichen  Charakter,  ein  vorzugswdse  ideales 
Gepräge.  Und  wieder  drohen  ihr  eigentümliche  Gefahren, 
insbesondere  dass  die  Philosophen  in  dem  Streben  nach  dem 
einen,  ofl  als  einfach  gedachten  Ziele  die  innere  Mannig- 
faltigkeit der  Natur  und  den  reichen  Inhalt  des  realen  Daseins 
übersehen,  dass  sie,  dem  raschen  Fluge  der  freien  Gedanken 
folgend,  nicht  selten  statt  wirkliche  Gesetze  zu  entdecken, 
leere  Formeln  ohne  Gehalt,  Blasen  ohne  Kern  finden  und 
dem  Siiiele  mit  diesen  verfallen,  dass  sie,  die  natürliche  Ent- 
wickelung  verkeiniend,  unreife  Früchte  pflücken,  wurzellose 
Bäume  in  die  Erde  stecken  und  in  ideologischen  Irrwahn  ver- 
sinken. Nur  wenigen  philosophischen  Geistern  ist  es  geglückt, 
sich  von  diesen  Yerirrungen  frei  zu  erhalten. 

Anmerkung.  Diese  und  verwandte  Gedanken  habe  ich  1841  in 
der  •Schrift:  „Die  neueren  Hechtsschulen  der  deutschen  Juristen"  in 
ihrer  Beziehung  auf  die  deutsche  Wissenschaft  näher  ausgeführt.  Zweite 
Auflage,  Zürich  1862.  Weit  früher  aber  hat  der  englische  Kanzler 
Bacon  die  Gebrechen  der  naturrechtlichen  und  der  positiven  Juris- 
prudenz seiner  Zeit  gerügt  und  von  der  Verbindung  der  Geschichte  mit 
der  Philosophie  die  nötige  Keform  der  Rechtswissenschaft  erwartet. 
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AUgmeine  und  besondere  Staatswisseneeliaft. 

Die  besondere  Staatswissenschalt  beschränkt  die  Unter- 
sachang  und  Darstellmig  des  Staates  auf  ein  bestimmtes  Volk 

und  einen  einzelnen  Staat,  z.  B.  die  alte  römische  Republik, 
die  neuere  englische  Verfassung,  das  heutige  Deutsche  Reich. 

Die  allgemeine  Staatswissenschaft  dagegen  beruhtauf  uni- 
verseller Auffassung  nicht  eines  einzelnen,  sondern  des 
Staates.  Der  besondere  Staat  geht  von  einem  bestimmten 
Volke  aus,  der  allgemeine  sieht  voraus  auf  die  menschliche 
Natur  und  gebt  von  der  Mens'cbbeit  aus.^ 

Man  fasst  die  allgemeine  Staatslehre  und  insbesondere  das 
allgemeine  Staatsrecht  sehr  oft  als  das  Produkt  idealer  Spe- 
kulation auf  und  versucht  dasselbe  aus  einer  spekulativen 
Weltanschauung  durcb  einfache  logische  Schlussfolgemng  her- 
zuleiten. Es  sind  so  mancherlei  Systeme  entstanden  eines 
sogenannten  philosophischen  oder  natürlichen  Staatsrechtes, 
welches  sodann  dem  sogenannten  positiven  und  historischen 
Staatsrechte  entgegengesetzt  wurde. 

Ich  verstehe  den  Gegensatz  anders.  Der  Staat  muss  so- 
wohl philosophisch  begriffen  als  historisch  erkannt  werden: 
und  das  allgemeine  Staatsrecht  kann  so  wenig  als  das  beson- 
dere dieser  zweiseitigen  Arbeit  entbehren. 

Die  besondere  Staatslehre  setzt  die  allgemeine  voraus,  wie 
die  besondere  Volksait  die  gemeinsame  Menschennatur  vor- 
aussetzt Die  allgemeine  Staats^isseuschaft  stellt  die  Grund- 

1  BerseltM  Gedanke  liegt  der  römisehen  Anscbauungsweifie  zu 
Onmde.  L.  9  (Qajtis)  D.  de  Jnstitia  et  Jnre:  „Omnes  populi,  qul  legi- 
bus et  moribos  r^untnr,  partim  fiio  proprio,  partim  eoffunimi  onmtum 
hamimim  jum  iituntor.  Nam  qnod  quisque  populus  ipse  sibi  juB  consti- 
tait,  id  ipsios  proprium  dvitatiB  est  vocaturque  jus  eMe;  quod  vero 
Datara]jfl  ratio  inter  omneB  bomineB  ooiiBtituit,  id  apud  omne»  peraeque 
etiBtoditur  vocatorque  jus  gsnUusn,  quasi  quo  jure  omnes  genteB  utuntur.** 
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begriffe  dar,  welche  in  den  besonderen  Staatslehren  zu  mannig- 
faltiger Eraeheinung  kommen.  Die  Geschichte»  die  jene  be- 
achtet, ist  die  Weltgeschichte,  nicht  die  enge  Landes- 
geschi eilte,  welche  den  besoüdereu  Staat  erkläit.  In  der 
Weltgeschichte  finden  wir  die  Frohe  der  philosophischen  Ge- 
danken; und  in  ihr  entdedcen  wir  eine  Ffille  positiven  Ge- 
haltes, welche  so  oft  der  bloss  spekulativen  Betrachtung  fehlt. 
Die  Weltgeschichte  zeigt  uns  die  verschiedenen  Entwickelungs- 
stufen,  welche  die  Menschheit  seit  ihrer  Kindheit  durchlebt 
hat,  und  auf  jeder  finden  wir  dgentfimliche  Anschauungen 
vom  Staate  und  verschiedeue  Staateiibildungeu.  Sie  lehrt  uns 
das  Verhältnis  verstehen,  in  welchem  die  mancherlei  Nationen 
an  der  gemeinsamen  Auigabe  der  Menschheit  teilgenommen 
haben. 

Aber  nicht  alle  Perioden  der  Weltgeschichte  und  nicht 

« 

alle  Völker  haben  dieselbe  Bedeutung  fttr  unsere  Wissenschaft. 
Den  Staat  der  Gegenwart,  den  modernen  Staat  sm  er- 
kennen, ist  voinebmlich  ihre  Aufgabe.  Die  antiken  und  mittel- 
alterlichen Staatenbüdungen  kommen  nur  als  Vorstufen  in  Be- 
tracht und  um  durch  den  Gregensatz  gegen  den  heutigen  Staat 
diesen  besser  ins  Licht  zu  setzen.  Den  Wert  der  verschie- 
denen Völker  für  die  moderne  Staatenbildung  überhaupt  be- 
stimmen wir  je  nach  ihrem  Anteil  an  den  Fortschritten  der 
politischen  Civilisation,  d.  h.  eines  menschlich  geordneten  und 
menschlich  freien  Gemeinwesens.  Die  arische  Völkerfamilic 
(Indo-Germanen)  ist  vorzugsweise  für  den  Staat,  wie  die 
semitische  ffir  die  Beligion  welthistorisch  bestimmend  ge-. 
worden;  aber  erst  in  Europa  haben  es  auch  die  arischen 
Völker  zu  einer  bewussteren  und  edleren  Staatenbildung  ge- 
bracht Sind  unter  ihnen  hinwieder  im  Altertum  die  Helle- 
nen und  die  Börner,  im  Mittelalter  die  Germanen  voran- 
gegangen, so  beruht  unsere  heutige  Staatskultur  vornehmlich 
auf  der  Mischung  der  helleno-romanischen  und  germani- 
sdien  Elemente.  Die  Engländer,  in  denen  diese  Mischung 
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Staatsbegrüf  und  Staatsidee.  Der  aUgemeine  Staatsbegriff. 

Der  Staatsbegriff  erkennt  und  bestimmt  die  Natur  und 
die  wesentlichen  Eigenschaften  wirklicher  Staaten.  Die  Staats- 

idee  zeigt  das  Bild  des  noch  nicht  verwirklichten,  aber  an- 
zustrebeaden  Staates  in  dem  leuchtenden  Glänze  gedachter 
Vollkonunenheit.  Der  Staatsbegriff  kann  nur  durch  geschicht- 
liche Prfifung  gefunden  werden;  die  Staatsidee* wird  von  der 
philosophisciien  Spekulation  erschaut.  Der  allgemeine  Staats- 
begrüt  wird  erkannt^  wenn  man  die  vielen  wiriüichen  Staaten, 
welche  die  Weltgeschichte  hervorgebracht  hat,  überschaut  und 
die  gemeinsamen  Merkmale  aufsucht.  Die  höchste -Staatsidee 
wird  gescliaut,  wenn  die  Anlage  der  Menschennatur  zum  Staate 
erwogen  und  die  höchste  dejikbare  und  mdgliche  Entwickelung 
dieser  Anlage  als  staatliches  Ziel  der  Menschheit  betrachtet  wird. 

Wenn  wir  die  grosse  Anzahl  von  Staaten  überblicken, 
welche  uns  die  Geschichte  vor  die  Augen  führt,  so  werden 
wir  einzelne  gemeinsame  Merkmale  aller  Staaten  sofort  gewahr, 
andere  aber  stellen  sich  erst  bei  näherer  Prüfung  heraus. 

1.  Vorerst  ist  es  klar,  dass  in  jedem  Staate  eine  Masse 
von  Menschen  verbunden  ist.  So  sehr  verschieden  auch 
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auch  in  der  VoUcsrasse  am  stärksten  vollzogen  worden  ist, 

sodann  die  Franzosen,  in  denen  ebenfalls  alt-keltische  und 
romanische  Elemente  mit  germanischen  gemischt  worden,  zu- 
letzt die  Preussen,  in  denen  germanischer  Bechtssinn  und 
männlicher  Trotz  mit  dem  Antoritätsbedttrfnis  und  der  Füg- 
samkeit der  Slaven  verbunden  worden,  haben  einen  grösseren 
Anteil  daran,  als  viele  andere  Völker.  Das  amerikanische 
Staatsleben  ist  von  dem  europäischen  abgeleitet,  aber  es  hat 
nur  in  Nordamerika  eigentümliche  Fortschritte  gemacht. 

Die  allgemeine  Staatswissenschaft  soll  also  das  gemein- 
same staatliche  Bewusstsein  der  heutigen  civilisierten 
Menschheit  und  die  Grundbegriffe  und  wesentlich  ge- 
meinsamen Einrichtungen  darstellen,  welche  in  den  be- 
sonderen Staaten  zu  mannigfaltiger  Erscheinung  kommen. 
Auch  das  allgemeine  Staatsredit  ist  keine  blosse  Lehre,  es 
hat  eine  positive  Wirksamkeit,  aber  diese  Geltung  ist  nicht 
eine  unmittelbare,  da  es  keinen  allgemeinen  Staat  gibt,  son- 
dern eine  durch  die  besonderen  Staaten  vermittelte.  £s  hat 
aber  nicht  bloss  eine  ideale,  es  hat  auch  eine  reale  Wahrheit, 
"^ü  gewiss  als  die  Menschheit  und  die  Weltgeschichte  keine 
blossen  Gedankendinge,  sondern  reale  Wahrheiten  sind. 

Anmerkung.  Der  Gegensatz  bei  Aristotfl  (Rhetor.  I,  10,  13) 
zwischen  roim^  hhoq  (besonderes  Recht)  und  vojuoq  xotvoc,  (gemeine« 
Recht)  hat  doch  noch  einen  anderen  Sinn.  Unter  jenem  versteht  er  das 
Rechte  welches  ein  bestimmter  Staat  für  sich  hervorgebracht  hat,  sei  es 
nun  geschrieben  oder  nicht,  unter  diesem  das  von  Natur  gerechte  {j^^vöu 
viotvov  Sinouov)  ohne  Rücksicht  auf  staatliche  Gemeinschaft. 
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die  Voikszs||lü  der  einzelaea  Staaten  sein  kann,  indem  die 
einen  nur  wemgßTaasende,  andere  dagegen  viele  Millionen 
Menschen  <Qmla88en,  so  steht  doeh  das  fest,  dass  von  Staat 
erst  dann  die  Rede  ist,  wenn  der  Kreis  einer  blossen 
Familie  ftberschritten  ist  und  sich  eine  Menge  von  Men* 
sehen  (beziehungsweise  von  Familien,  Männer,  Weiber  und 
Kinder)  vereinigt  finden.  Eine  Familie,  ein  Geschlecht  wie  das 
Haus  des  jüdischen  Erzvaters  Jakob  kann  der  Kern  werden, 
nm  den  sich  mit  der  Zeit  eine  grössere  Menge  Menschen  an- 
sammelt, aber  erst  wenn  das* geschehen  ist,  erst  wenn  die  ein- 
zelne Familie  sich  in  eine  Reihe  von  Familien  aufgelöst  hat 
und  die  Verwandtschaft  zur  Völkerschaft  erweitert  ist, 
ist  eine  wirkliche  Staatenbildung  möglich.  Die  Horde  ist 
noch  nicht  Völkerschaft.  Ohne  Völkerschaft,  oder  aut  den 
höheren  Stufen  der  Civilisation,  ohne  Volk  kein  Staat. 

£ine  Normalzahl  für  die  Grösse  des  Volkes  im  Staat  gibt 
es  nichts  am  wenigsten  eine  so  geringe,  wie  Rousseau j|e- 
meint  hat,  von  nur  10000  Mann.  Im  Mittelalter  konnten 
woETso  kleine  Staaten  sicher  und  würdig  bestehen.  Die  neuere 
Zeit  treibt  zu  grösserer  Staatenbildung  an,  teils  weil  die  politi- 
schen Aufgaben  des  modei  iuMi  Staates  einer  reicheren  Fülle 
von  Volkskräften  bedürfen,  teils  weil  die  gesteigerte  Macht 
der  Grossstaaten  für  die  Unabhängigkeit  und  Freiheit  der 
Kleinstaaten  leicht  geföhrlich  und  bedrohlich  wird. 

2.  Sudaun  zeigt  sich  eine  daueriide  Beziehung  des 
Volkes  zum  Boden  als  notwendig  für  die  Fortdauer  des 
Staates.  Der  Staat  verlangt  ein  Staatsgebiet,  zum  Volke 
gehört  das  Land. 

Nomadenvölker,  obwohl  Häuptlinge  an  ihrer  Spitze 
stehen,  und  obwohl  sie  unter  sich  das  Becht  handhaben,  be- 
wegen sich  doch  nur  in  dem  Vorhofe  des  Staates.  Erst  die 
feste  ^ederlassung  derselben  bedingt  das  Staatwerden.  Moses 
hat  das  jüdische  Volk  zum  Staat  erzogen,  aber  Josua  erst  hat 
den  jüdischen  Staat  in  Palftstina  gegründet  Als  in  den  Zeiten 
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der  grossen  Völkerwanderung  die  Völker  ihre  Wplinsitze  ver- 
Hessen  und  neue  za  erobern  unternahmen,  befanden  sie  sich 
in  einem  unsicheren  ü^bergangszustande.  Der  frflhere  Staat, 
den  sie  gebildet  hatten,  bestand  nicht  mehr,  der  neue  noch 
nicht.  Der  persönliche  Verband  dauerte,  noch  eine  Weile  fort, 
der  Zusammenhangt  mit  dem  Lande  war  gelöst  Nur  wenn  es 
ihnen  gelang,  von  neuem  festen  Boden  zu  gewinnen,  so  glückte 
es  ihnen  eben  deshalb,  einen  neuen  Staat  herzustellen;  die 
Völker  aber,  welchen  das  nicht  gelang,  gingen  unter.  So 
retteten  die  Athener  unter  Themistokles  auf  ihren  Schiffen 
d^iPStaat  Athen,  weil  sie  nach  dem  Siege  die  Stadt  wieder 
einnahmen;  aber  die  Cimbern  und  Teutonen  gingen  unter, 
weil  sie  die  alte  gdmat  verlassen  hatten  und  keine  neue  er- 
würben. Sogar  der  römische  Staat  wäre  untergegangen,  wenn 
sich  die  Kömer  nach  dem  Brande  der  Stadt  nach  Veji  über- 
gesiedelt hätten.. 

3.  In  dem  Staate  stellt  sich  die  Einheit  des  Ganzen, 
die  Zusammengehörigkeit  des  Volkes  dar.  Im  Inneren 
sind  zwar  verschiedene  Gliederungen  möglich  mit  grosser  und 
eigenjümlicher  Selbständigkeit,  wie  in  Rom  der  Populus  der 
Pai^cier  und  daneben  die  Plebes,  wie  im  älteren  germani* 
sehen  Mittelalter  die  Volksverfassunj?  neben  der  Lehens- 
verfassung. Der  Staat  kann  auch  aus  mehreren  Teilen 
zusammengesetzt  sein,  die  in  sich  selber  wieder  Staaten 
bilden,  wie  aus  dem  alten  deutschen  Reich  allmählich 
Territorialstaaten  herausgewachsen  sind,  oder  wie  in 
den  modernen  Bundesstaaten  Nordamerikas  und  der 
Schweiz  und  ebenso  in  dem  neuen  Deutschen  Reich 
ein  gemeinisamer  Gesamtstaat  und  eine  Anzahl  verbün- 
deter Länder  Staaten  zugleich  bestehen.  Aber  wenn  die 
Gemeinschaft  nicht,  sei  es  in  ihrem  inneren  Organismus  einen 
einheitlichen  Zusammenhang  besitzt,  sei  es  im  Verhältnis  zu 
den  auswärtigen  Staaten  sich  als  ein  zusammengehöriges 
Ganzes  darstellt^  so  ist  kein  Staat  da. 
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4.  In  allen  Staaten  tritt  der  Gegensatz  zwischen  Begie- 
renden  and  Regierten,  oder  um  uns  eines  alten,  zuweilen 

missverstaiulenen  und  auch  wohl  iiüssbrauchten  Ausdruckes  zu 
bedienen,  der  aber  an  und  für  sich  weder  gehässig  noch  un- 
frei ist,  zwichen  Obrigkeit  und  Unterthanen,  zwar  in 
den  mannigfaltigsten  Formen,  aber  immerhin  als  notwendig 
hervor.  Selbst  in  der  ausgebildetsten  Demokratie,  in  welcher 
dieser  Gegensatz  zu  verschwinden  scheint,  ist  derselbe  den- 
noch vorhanden.  Die  Volksgemeinde  der  athenischen  Bttrger 
war  die  Obrigkeit,  und  die  einzelnen  AÜiener  waren  im  Ver- 
hältniss  zu  jener  Unterthanen. 

Wo  es  keine  Obngkfiit  mehr  gibt,  welche  die  Autorit&t 
besitzt,  wo  die  Begierten  den  politischen  Gehorsam  gekündigt 
haben  und  jeder  thut,  wozu  ihn  die  Lust  treibt,  wo  Anarchie 
ist,  da  hat  der  Staat  aufgehört  Die  Anarchie  kann  aber, 
wie  alle  Negation,  so  wenig  dauern,  dass  sich  aus  ihr  sofort 
wieder,  wenn  auch  in  roher  und  oft  grausamer  despotischer 
Form,  unter  jedem  lebendigen  Volke  eine  Art  von  neuer 
Obrigkeit  aufwirft,  welche  sich  Gehorsam  erzwingt  und  so 
jenen  unentbehrlichen  Gegensatz  herstellt.  ^  Die  Kommunisten 
verneinen  zwar  denselben  in  ihren  Theorien,  aber  damit  ver- 
neinen^ie  den  Staat  selbst.  Auch  ist  es  ihnen  noch  unter 
keinem  Volke  gelungen,  mit  Vernichtung  des  Staates  ihren 
bloss  gesellschaftlichen  Verband  einzuführen,  und  würde 
es  ihnen  je  gelingen,  vorübergehend  die  Massen  für  sich  und 
ihre  Pläne  einzunehmen,  so  wäre«  nach  dem  Vorbilde  der 
religiösen  Kommunisten  des  XVI.  Jahrhunderts,  der  Wieder- 
täufer,  und  nach  der  inneren  Konsequenz  der  Dinge  mit  Sicher- 
heit darauf  zi^ßThnen,  dass  auch  sie  wieder  eine  Herrschaft 
und  zwar  die  härteste,  die  es  je  gegeben,  aufrichten  würden^, 


Bei  den  slavischen  Völkern  finden  wir  die  alte  Idee,  - 
dass  nur  die  Einstimmigkeit  aller  Gcmeiudegiieder  den 
Gemeinwillen  hervorbringe  und  nicht  die  Mehrheit  noch  eine 
höhere  Stimme  entscheide.    Das  kann  aber  höchstens  als 
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Gemeindeprincip  und  auch  nur  bei  einer  Nation  gelten,  in  der 
sich  alle  leicht  und  rasch  zusammenschliessen,  nicht  aber  als 

Staatsprincip;  denn  der  Staat  muss  den  unvermeidlichen 
Widerspruch  einzelner  überwältigen. 

ö.  Der  Staat  ist  keineswegs  ein  lebloses  Instrument,  nicht 
eine  tote  Maschine,  sondern  ein  lebendiges  und  daher 
organisches  Wesen.  Nicht  immer  wurde  diese  organische 
Natur  des  Staates  begriffen.  Die  politischen  Völker  hatten 
freilich  eme  Vorstellung  derselben  und  erkannten  in  der  Sprache 
dieselbe  willig  an.  Aber  der  Wissenschaft  blieb  die  Einsicht 
in  den  staatlichen  Organismus  lange  verborgen  und  heute  noch 
haben  manche  Staatsgelehrte  kein  Verständnis  dafür.  Es  ist 
das  Verdienst  hauptsächlich  der  deutsehen  historischen  Rechts* 
.schule,  die  organische  Natur  des  Volkes  und  Staates  erkannt 
zu  haben.  Dadurch  wurde  sowohl  die  mathematisch- 
mechanische Auffassung  des  Staates,  welche  nur  mit  Zahlen 
operierte,  als  auch  die  atomistischeBehandlungsweise wider* 
legt,  welche  über  den  einzelnen  das  Ganze  vergass.  Wie 
das  Oelgemälde  etwas  anderes  ist  als  eine  Anhäufung  von 
farbigen  Oeltropfen,  und  eine  Statue  etwas  anderes  als  eine 
Verbindung  von  Börnchen  Marmor,  und  wie  der  Mensch  nicht 
eine  blosse  Menge  von  Blutkügelchen  und  Zellengefässen  ist,  so 
ist  auch  das  Volk  nicht  eine  blosse  Summe  yon  Bürgern  und  der 
Staat  nicht  eine  blosse  Anhäufung  yon  äusseren  Einrichtungen. 

Allerdings  ist  der  Staat  kein  Naturgeschupf,  und 
daher  nicht  ein  natürlicher  Organismus.  £r  ist  ein  mittel- 
bares Werk  der  Menschen.  Die  Anlage  zur  Staatenbildung 
freilich  ist  schon  in  der  Menscheuiiaiui'  zu  üuden.  Insofern 
hat  der  Staat  selber  eine  natürliche  Grundlage.  Aber  die 
Natur  hat  es  der  menschlichen  Arbeit  und  der  menschlichen 
Einrichtung  Überlassen,  jene  Staatsanlage  zu  verwirklichen. 
Insofern  ist  der  Staat  ein  Produkt  der  menschlichen  Thätig- 
keit  und  seine  organische  Erscheinung  eine  Nachbildung  des 
natürlichen  Organismus. 
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V  Wenn  wir  den  Staat  einen  Organismus  nennen,  so  denken 
wir  auch  niclit  an  die  Tbätigkeit  der  Naturgeseköpfe,  Nahrung 

zu  suchen,  aufzunehmen  und  umzubilden  und  ihre  Art  fort- 
zupflanzen. Wir  denken  vielmehr  an  folgende  Eigenschaften 
der  natürlichen  Oiganismen: 

a)  Jeder  Oiganismus  ist  eine  Verhindung  von  leih- 
lich-inateriellen  Klomenten  mit  belebt-seelischen 
Kräften,  oder  kurz  von  Seele  und  Leib. 

b)  Obwohl  das  organische  Wesen  ein  Ganzes  ist  und 
bleibt,  so  ist  es  doch  in  seinen  Teilen  mit  Gliedern  aus- 
gestattet, welche  von  besonderen  Trieben  und  Fälligkeiten 
beseelt  sind,  um  den  wechselnden  J^enshedürfniasfn  auch 
des  Ganzen  in  mannigfaltiger  Weise  Befriedigung  zu  ver- 
schaffen. 

c)  Der  Organismus  hat  eine  Entwickelung  von  innen 
heraus  und  ein  äusseres  Wachstum. 

In  allen  drei  Beziehungen  zeigt  sich  die  organische  Natur 

des  Staates: 

a)  In  dem  Staate  sind  der  Staatsgeist  und  der  Staats- 
körper, der  Staats  will  e  und  die  wirkenden  Staatsorgane 

notwendig  veibuiulen  zu  einem  Leben.  Der  eine  Volks- 
geist, der  etwas  anderes  ist  als  die  Durchschnittssumme  der 
gleichzeitigen  Geister  aller  Bürger,  ist  der  Staatsgeist  Der 
eine  Volkswille,  der  verschieden  ist  von  dem  Durchschnitts- 
wilien  der  Menge,  ist  der  Staatswille.  Die  Staatsverfassung 
mit  ihren  Organen  einer  Repräsentation  des  Ganzen,  welche 
den  Staatswillen  als  Gesetz  aussucht,  mit  einem  Staatshaupte, 
welches  regiert,  mit  mancherlei  Behörden  und  Aenitern.  welche 
die  Verwaltung  ausüben,  mit  den  Gerichten,  weiche  die  Ge- 
rechtigkeit des  Staates  handhaben,  mit  Pflegeämtern.  aller  Art 
fttr  die  gemeinsamen  Kultur-  und  Wirtschaftsinteressen,  mit 
dem  Heere,  welches  die  Stärke  des  Staates  bedeutet,  diese 
Staatsverfassung  ist  der  Staatskörper,  in  dessen  Gestalt  das 
Volk  sein  Gesamtleben  zur  Erscheinung  bringt.  Charakter, 
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Geist  und  Form  der  Staatsindividuen  sind  verschieden,  ähn- 
lich wie  die  einzelnen  Menschen  von  einander  verschieden' 
sind.   Der  Fortschritt  der  Menschheit  beruht  wesentlich  auf 
(lern  Wettstreit  der  Volker  und  Staaten,  aus  denen  sie  besteht. 

b)  In  der  Staatsverfassung  offenbart  sich  auch  die  Glie- 
derung des  Staatskorpers.  Jedes  Amt  und  jede  staatliche  Ver- 
sammlung ist  ein  besonderes  Glied  desselben,  welcbem  eigen- 
tümliche Funktionen  zukommen.  Das  Amt  ist  nicht  wie  ein 
Teil  einer  Maschine,  es  hat  nicht  blosse  mechanische  Thätig- 
keiten  auszuüben,  die  sich  immer  gleich  bleiben,  wie  die 
Bäder  und  die  Spindeln  einer  Fabrik,  welche  immer  dasselbe 
in  gleicher  Weise  thun.  Seine  Funktionen  haben  einen 
geistigen  Charakter  und  ändern  sich  im  einzelnen  je 
nach  den  Bedürfnissen  des  öffentlichen  Lebens,  zu 
deren  Beiriedigung  sie  bestimmt  sind.  D^m  Leben  dienend 
sind  sie  in  sich  selber  lebendig.  Wo  daher  das  Leben  in 
dem  Amte  erstirbt,  wo  dieses  in  einen  gedankenlosen  Forma- 
lismus versinkt  und  sich  der  Natur  einer  Maschine  annähert, 
welche  ohne  Unterscheidung,  ohne  Berücksichtigung  der  eigen- 
tümlichen und  wandelbaren  Verhältnisse,  die  vorliegen,  nach 
festen  äusseren  Gesetzen  in  regelmässiger  mechanischer  Be- 
wegung fortarbeitet,  da  ist  das  Amt  selbst  dem  Verderben 
verfallen,  und  der  in  eine  Maschine  verkommene  Staat  geht 
sicher  eben  deshalb  zu  Grunde. 

Nicht  allein  der  Mensch,  weh  her  in  dem  Amte  \uikt, 
das  Amt  selbst  hat  in  sich  eine  psychische  Bedeutung,  es 
lebt  in  ihm  ein  seelisches  Princip.  Es  gibt  einen  Cha- 
rakter, einen  Geist  des  Amtes,  der  hinwieder  auf  die 
Person,  welche,  wie  in  dem  Körper  das  Individuum,  in  dem 
Amte  waltet,  einen  £influss  übt»  In  dem  rönuschen  Konsu- 
late lag  eine  würdevolle  Hoheit  und  Machtfülle,  welche  auch 
einen  nicht  bedeutenden  Mann,  der  zum  Konsul  erwählt 
worden  war,  emporhob  und  seine  natürlichen  Kräfte  steigerte. 
Das  Richteramt  ist  ein  so  heiliges,  der  Gerechtigkeit  ge- 
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weihtes,  dass  diese  erhabenen  Eigenschaften  auch  die  Seele 

eines  schwächeren  Mannes,  welcher  zum  Richter  besteHt  wird, 
erfülleD  und  in  ihm  den  Mut,'  für  das  Hecht  einzustehen,  wecken 
können.  Der  Geist  des  Amtes  Yermag  zwar  nicht  die  Natur 
des  Beamten  umzuändern,  er  ist  nicht  mächtig  genug,  diesen 
so  zu  durchdringeri,  dass  jederzeit  die  persönliche  Erfüllung 
des  Amtes  der  Bedeutung  desselben  vollkommen  entspricht; 
aber  der  Beamte  verspürt'  doch  jederzeit  eine  psychische 
Einwirkung  des  Amtes  auf  seinen  individuellen  Geist  und 
sein  Gemüt  und,  wenn  er  einen  oflenen  binn  hat,  kann  es 
ihm  nicht  entgehen,  dass  in  dem  Amte  selbst  eine  Seele  lebt, 
welche  zwar  nun  mit  seiner  Individualität  in  eine  enge  Be- 
ziehung und  in  unmittelbare  Verbindung  getreten  ist,  aber 
immerhin  von  jener  verschieden  ist  und  seine  Persön- 
lichkeit überdauert. 

c)  Die  Völker  und  Staaten  haben  eine  Entwickelung  und 
ein  eigenLüiniiches  Wachstum.  Die  Perioden  der  Vülker- 
und  Staatengeschichte  bemessen  sich  nach  grossen,  die  AUers- 
Perioden  der  einzelnen  Menschen  weit  überragenden  Zeitaltern. 
Wenn  diese  nach  Jahren  und  iiach  Jahrzehnten  sich  iinler- 
scheiden,  so  sind  jene  über  Jahrhunderte  ausgebreitet.  Jede 
Periode  hat  wieder  ihren  besonderen  Charakter  und  die  Ge- 
samtgesehiehte  eines  Volkes  und  Staates  stellt  sich  als  ein 
zusammenhängendes  Ganze  dar.  Die  Kindheit  der  A  ulker  hat 
einen  anderen  Charakter  als  ihr  reifes  Alter  und  jeder  Staats- 
mann ist  genötigt,  die  Lebenszeit,  in  welcher  der  Staat  sich 
befindet,  zu  beachten.  Auch  da  gilt  die  Lebensweisheit:  Ein 
jedes  Diiiü  hat  seine  Zeit. 

Allerdings  besteht  aber  neben  dieser  Verwandtschaft  mit 
der  Entwickelung  der  organischen  Naturwesen  auch  ein  be- 
achtenswerter Gegensatz.  Während  nämlich  das  Leben  der 
Pflanze,  des  Tieres  und  des  Menschen  in  regelmässigen 
Perioden  und  Stufen  auf  und  hinwieder  absteigt,  so  ist  der 
Entwickelungsgang  der  Staaten  und  der  staatlichen  Institutionen 
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nicht  immer  ebenso  regelmässig.  Die  Einwirlnmgen  der 
menschlichen  Freiheit  oder  äusserer  Schicksale  bringen  öfter 

bedeutende  Abweichuugeu  hervor  und  unterbrechen  bald  oder 
fördern  plötzlich  die  normale  ätuienfulge  oder  wandeln  sie 
zuweilen  um,  je  nachdem  grosse  und  gewaltige  Männer  oder 
wilde  Leidenschaften  auch  des  Volkes  in  dieselben  eingreifen. 
Diese  Abweichungen  sind  zwar  weder  so  zahlreich  noch  ge- 
wöhnlich 60  gross,  dass  die  Regel  selbst  um  derselben  willen 
bedeutungslos  würde.  Im  Gegenteil  sie  sind  viel  seltener 
und  meistens  auch  geringfügiger,  alb  die  walineii,  welche  ^lcll 
in  ihren  Meinungen  von  den  unmittelbaren  Eindrücken  der 
jeweiligen  Gegenwart  bestimmen  lassen.  Aber  sie  sind  doch 
wichtig  genug,  um  den  Beweis  zu  führen,  dass  der  Gedanke 
einer  blossen  Naturwüchsigkeit  des  Staates  einseitig 
und  unbefriedigend  sei,  und  um  der  freien  individuellen 
That  auch  in  dieser  Hinsicht  ihr  Recht  widerfahren  zu  lassen. 

6.  Indem  die  Geschichte  uns  Ausschluss  gibt  über  die 
organische  Natur  des  Staates,  lässt  sie  uns  zugleich  erkennen, 
dass  der  Staat  nicht  mit  den  niederen  Organismen  der  Pflanzen 
und  der  Tiere  auf  einer  Stufe  stehe,  sondern  von  höherer 
Art  sei.  Sie  stellt  ihn  als  einen  sittlich-geistigen  Or- 
ganismus dar,  als  einen  grossen  Körper,  der  fähig  ist  die 
Gefühle  und  Gedanken  der  Völker  in  sich  aufzunehmen  und 
als  Gesetz  auszusprechen,  als  That  zu  verwirklichen.  Sie 
berichtet  uns  von  moralischen  Eigenschaften,  von  dem 
Charakter  der  einzelnen  Staaten.  Sie  schreibt  dem  Staate 
eine  Persönlichkeit  zu,  die  mit  Geist  und  Körper  begabt 
ihren  eigenen  Willen  hat  und  kuiiclgibt. 

DerBuhm  und  die  Ehre  des  Staates  haben  von  jeher  auch 
das  Herz  seiner  Söhne  gehoben  und  zu  Opfern'  begeistertJ  Ftt^ 
die  Freiheit  und  Selbständigkeit,  für  das  Recht  des  Staates 
haben  in  allen  Zeiten  und  unter  allen  Völkern  je  die  Edelsten 
und  Besten  ihr  Gut  und  Blut  eingesetzt.  Das  Ansehen  und 
die  Macht  des  Staates  zu  erweitern,  die  Wohlfahrt  und  das 
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Glück  desselben  zu  fördern,  ist  überall  als  eine  der  ehren- 
vollsten Aufgaben  der  begabten  Männer  angesehen  worden. 

An  den  Freuden  und  Leiden  des  Staates  haben  jederzeit  alle 
Bürger  desselben  Anteil  genommen.  Die  ganze  grosse  Idee 
des  Vaterlandes  und  die  Liebe  zum  Vaterlande  wäre  undenk- 
bar, wenn  dem  Staate  nicht  diese  hohe  sittlich-persönliche 
Natur  zukäme. 

Die  Anerkennung  der  Persönlichkeit  des  Staates  ist 
denn  auch  für  das  Staatsrecht  nicht  weniger  unerlässlich  als 
für  das  Völkerrecht. 

Person  im  rechiiiclieu  Ömne  ist  eiu  Wesen,  dem  wir  einen 
Bechtswillen  zuschreiben,  welches  Beehte  erwerben,  schaffen, 
haben  kann.  Auf  dem  Gebiete  des  öffentlidien  Bechtes  ist 
dieser  Begriff  ebenso  bedeutsam,  wie  auf  dem  Gebiete  des 
Privatrechtes.  Doch  ist  der  Staat  die  öffentlich-rechtliche 
Person  im  höchsten  Sinne.  Die  ganze  Staatsverfassung  ist 
dazu  eingerichtet,  dass  die  Person  des  Staates  ihren  Staats- 
willen,  der  verschieden  ist  von  dem  Individual willen 
aller  einzelnen  und  etwas  anderes  ist  als  die  Summe  der 
Einzelwillen,  einheitlich  gestalten  und  bethätigen  kann. 

Allerdings  ist  die  Persünlichkeit  des  Staates  nur  von  freien 
Volkern  erkannt  und  nur  in  dem  civilisierten  Volksstaat  zur 
Tollen  Wirksamkeit  gelangt  Auf  den  Vorstufen  der  Staaten- 
bildung stellt  sich  noch  der  Fürst  vor,  er  allein  sei  Person  und 
der  Staat  lediglich  der  Bereich  seiner  persönlichen  Herrschaft. 

7.  Aehnlich  verhällt  es  sich  mit  der  männlichen  Eigen- 
schaft des  modernen  Staates,  welche  erst  im  Gegensatze  zu 
der  weiblichen  Kirche  erkannt  worden  ist.  Es  kann  eine 
religiöse  Gemeinschaft  alle  anderen  Merkmale  einer  Staats- 
gemeinschaft  an  sich  tragen;  dennoch  will  sie  nicht  Staat 
sein  und  ist  nicht  Staat,  eben  weil  sie  nicht  in  selbstbewusster 
Weise  sich  männlich  selber  beherrscht  und  im  äusseren  Leben 
frei  bethätigt,  sondern  nur  Gott  dienen  und  ihre  religiösen 
Pflichten  üben  will. 
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Fassen  wir  das  Eesultat  dieser  historischen  Betrachtung 
zusammen,  so  lässt  sich  der  allgemeine  Begriff  des  Staates 
so  bestimmen:  Der  Staat  ist  eine  Gesamtheit  von  Menschen, 
in  der  Form  von  Regierung  und  Kegierten  auf  einem  be- 
stimmten Gebiete  verbunden  zu  einer  sittlich- organischen, 
männlichen  Persönlichkeit  Oder  kürzer  ausgedrückt:  Der 
Staat  ist  die  politisch  organisierte  Volksperson  eines 
bestimmten  Landes. 

Anmerkungen.  1.  Es  ist  nicht  ohne  Interesse  naclizusehen,  wie  die 
verschiedenen  Volker  den  Staat  benannt  haben.  IHe  Griechen  noch 
bezeichneten  Stadt  und  Staat  mit  dem  nämlichen  Wort  {nokig) ,  zum 
Zeichen,  dass  ihr  BegiilT  vom  Staat  auf  die  Stadt  gegründet  und  durch 
den  städtischen  Gesichtskreis  auch  beschraiikt  war.  Auch  der  römische 
Ausdruck  civitas  weist  noch  auf  die  Bürgerschaft  einer  Stadt  hin, 
als  den  Kern  des  Staates,  aber  ist  persönlicher  gehalten  als  das  griechi- 
sche Wort  und  eher  geeignet,  grössere  Volksraasseu  in  sich  aufzu- 
nehmen. Auch  spricht  es  für  die  hohe  sittliche  Bedeutung  des  Staates, 
dass  der  Ausdruck  Civilis ation  von  dem  Kamen  des  Staates  abge- 
leitet ist  und  praktisch  mit  der  Ausbreitung  und  Verwirklichung  des 
Staates  xnsammenfällt.  * 

In  gewissem  Betracht  steht  der  andere  römische  Name  rt$  publica 
noch  hdher,  insofern  nämlich  als  demselben  die  Beziehung  nicht  bloss 
auf  eine  (stildtlsche)  Bflrgendiaft,  sondern  ein  Yolk  su  Grande  liegt 
(res  populi)  und  die  Rftcksicht  auf  Volkswohlfahrt  darin  enthalten  ist 
Im  Sinne  der  Alten  schliesst  der  Ausdruck  Republik  die  Monarchie  nicht 
aus,  passt  aber  nicht  auf  despotisch  geartete  Staaten. 

In  den  modernen  Sprachen  hat  nicht  bloss  unter  den  Romanen,  son- 
dern ebenso  unter  den  Germanen  der  Ausdruck  Staat  (stato,  6tat,  State) 
überhand  genommen.  An  sich  TöUig  indifferent  (er  beseicfanet  ursprüng- 
lich jeden  Zustand  und  offenbar  ergänzte  man  anf&nglich  Status  rei 
publieae,  um  eine  nähere  Beziehung  zu  dem  Staate  zu  erlangen)  ist 
dieser  Ausdruck  mit  der  Zeit  zu  der  allgemeinsten  und  durch  keinerlei 
Nebenbegriffe  beschränkten,  noch  durch  schillernden  Doppelsinn  zweifel- 
haften Bezeichnung  des  Staates  geworden.  Obwohl  darin  das  Feste,  was 
steht)  hervorgehoben  ist,  so  ist  doch  auch  dieser  Zusammenhang  in  Ver- 
gessenheit geraten  und  bezeichnet  das  Wort  nicht  etwa  die  bestehende 
Staatsordnung  und  Staatsverfassung  (aolirala),  sondern  den  Staat,  welcher 
auch  einige  yöllige  Umgestaltung  der  Regierungsform  überleben  kann. 

Alle  anderen  modernen  Ausdrücke  haben  nur  eine  besdiränkte  Gel- 
tung; so  das  stolze  Wort  Reich,  welches  nur  auf  grosse  Staaten  passt, 
die  überdem  monarchisch  organisiert,  audi  wohl  aus  mehreren  beziehongs- 
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weise  wieder  selbständigen  Ländern  zusammeii^esetzt  eind^  ähnlich  dem 
romanischen  Worte  imperium,  empire,  in  welchem  zugleich  auf  die  kai- 
serliche Herrschaft  angespielt  wird.  Enger  ist  der  Sinn  des  Wortes 
Land,  welches  zunächst  das  äussere  und  zwar  ein  zusammenhängendes 
Staatsgebiet,  dann  aber  auch  den  auf  diesem  Gebiete  ruhenden  Staat 
bezeichnet.  Es  bildet  übrigens  dieser  AnBdrnck  den  natürlichen  Gegensatz 
zu  der  griechischen  noXig,  iiuleni  er  auf  die  Landschaft  zunächst  den 
Staat  p:ründet,  wie  dieses  ihn  aus  der  Stadt  erwachsen  lässt.  Noch  enger 
—  um  der  Beziehung  auf  das  Individuum  willen  —  nl  er  zugleich  durch 
die  persönliche  Hinweisunfr  auf  den  Zusammenhang  und  die  Vererljung 
der  Blutsverwandtschaft  im  Lande  gehobener  und  vergeistigter  ist  das 
schöne  Wort  Vaterland,  in  welchem  die  ganze  volle  Liebe  und  l'ietat 
des  einzelnen  StaatsbürErers  zn  dem  grossen  und  lebendigen  Ganzen,  dem 
er  mit  seineni  Leibe  anj^ehoii.  mit  dessen  Dasein  auch  sein  Dasein  ver- 
wachsen ist,  dein  sich  zu  opfern  die  höchste  Jilire  des  Mannes  ist,  sich 
so  verständlich  und  gemütlich  ausprägt,  t 

2.  Ich  habe  in  den  ps3'chologischen  Studien  über  Staat  und  Kirche 
(Zürich  1845)  die  Männlichkeit  des  Staates  näher  erörtert.  Der  franzosische 
Ausdruck:  L'iiai  c'est  l'homme  bedeutet  nicht  bloss:  Der  Staat  ist  der 
Mensch  im  grossen,  sondern  zugleich:  Der  Staat  ist  der  Slann  im  grossen, 
wie  die  Kirche  die  weibliche  Natur  im  grossen,  die  Frau  darstellU 
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Genügt  der  Staatsbegriff',  wie  Ilm  die  historische  Betrach- 
tung der  verschiedenen  Staaten  nachzuweisen  vermag,  dem 
menschlichen  Geiste?  Die  historische  Schale  ftthlt  sich  vohl 
befriedigt  in  der  Annahme,  dass  der  Staat  der  Korper  sei 

1  Euripides  in  den  Phönicierinnen: 

Znm  Vaterland  fühlt  jeder  eich  gezogen. 
Wer  anders  redet,  Hiitter,  spielt  mit  Worten, 
Und  nach  der  Heimat  stehen  die  Gedanken. 

Schiller  inf  Wilhelm  TeU: 

Ans  Vaterland,  ans  teure,  schliess*  dich  an, 
Das  halte  fest  mit  deinem  gansen  Herzen. 
Hier  sind  die  starken  Wurzeln  deiner  Kraft; 
,   Dort  in  der  fremden  Welt  stehst  du  allein. 
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der  Volksgemeinschaft.  Sie  leitet  ihn  her  aus  der  Natur 
und  dem  Bedürfnisse  der  Nation  und  bescbr&nkt  ihn  auf  die 
Nation. 

Die  philosophische  Erkenntnis  aber  kann  sich  mit  dieser 
Antwort  nicht  so  leicht  zufrieden  geben.  Indem  sie  den  tieferen 
Grund  der  Staaten  aufsucht,  findet  sie  in  der  menschlichen 
Natur  die  Anlage  und  das  Bedürfnis  zum  Staat.  Aristoteles 
schon  hat  die  fruchtbare  Wahrheit  ausgesprochen:  „Der 
Mensch  ist  ein  von  Natur  staatliches  Wesen^  {tp^iru 
nokivtxop  ^Sw).  Nicht  die  nationale  Eigentümlichkeit  macht 
ihn  zum  Staate  fähig  und  des  Staates  bedürftig:,  sondern  die 
gemeinsame  menschliche  Natur.  Indem  wir  ferner  den  Or- 
ganismus der  verschiedenen  Staaten  untersuchen^  machen  wir 
die  Entdeckung,  dass  die  wesentlichen  Organe  sich  bei  sehr 
verschiedenen  Völkern  in  derselben  Weise  wiederfinden.  Ein 
gemeinsamer  menschlicher  Charakter  ist  überall  zu  erkennen, 
dem  gegenüber  die  besonderen  nationalen  Formen  nur  wie 
Variationen  erscheinen  über  dasselbe  Thema.  Der  Begriff  des 
Volkes  selbst  endlich  ist  kein  für  sich  bestehender,  abgeschlos- 
sener, er  weist  mit  innerer  Notwendigkeit  auf  die  höhere 
Einheit  der  Menschheit  hin,  deren  Glieder  die  Völker  sind. 
Wie  kunute  sich  daher  auf  das  Volk  der  Staat  begründen  lassen, 
ohne  Rücksicht  auf  die  höhere  Gesamtheit,  der  das  Volk 
untergeordnet  ist?  Und  wenn  die  Menschheit  in  Wahrheit 
ein  Ganzes  ist,  wenn  sie  von  einem  gemeinsamen  Geiste  be- 
seelt ist,  wie  sollte  sie  nicht  nach  Verleiblichung  ihres  eigenen 
Wesens  streben,  d.  h.  zum  Staate  zu  werden  suchen? 

Die  national  beschränkten  Staaten  haben  daher  nur  eine 
relative  Wahrheit  und  Geltung.  Der  Denker  kann  in  ihnen 
noch  nicht  die  Erfüllung  der  höchsten  Staatsidee  erkennen«  Ihm 
ist  der  Staat  ein  menschlicher  Organismus,  eine  menschliche 
Person.  Ist  er  aber  das,  so  mu^.^  der  menschliche  Geist,  der 
in  ihm  lebt,  auch  einen  menschlichen  Körper  haben,  denn 
Geist  und  Körper  gehören  zusammen  und  bilden  vereint  die 
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Person,  und  in  einem  nicht-menschlich  oiganisierten  Körper 
kann  der  Menschengeist  nicht  wahrhaft  leben.   Der  Staats- 

körper  muss  daher  dem  menschlichen  Körper  nach- 
gebildet sein.  Der  vollkommene  Staat  ist  also  der  körper- 
lich sichtbaren  Menschheit  gleich«  Der  Weltstaat 
oder  das  Weltreich  ist  das  Ideal  der  fortschreitenden 
Menschheit. 

Der  einzelne  Mensch  als  Individuum  und  die  Mensch- 
iTeit  als  Ganzes,  das  sind  die  ursprünglichen  und  bleibenden 

Gegensätze  der  Schöpfung.  Darauf  beruht  im  letzten  Grunde 
der  Unterschied  des  Privatrechtes  und  des  Staatsrechtes.  Das 
gemeinsame  Bewusstsein  der  Menschheit  ist  freilich  noch  in 
träumerischem  Zustande  befangen  und  irielfältig  verwirrt.  £s 
ist  noch  nicht  zu  voller  Klarheit  erwacht  und  nicht  zur  Ein- 
heit des  Willens  vorgeschritten.  Die  Menschheit  hat  daher 
ihr  organisches  Dasein  aucÄ  noöh  nicht  ausbilden  können.  Erst 
die  späteren  Jahrhunderte  werden  das  Weltreich  sich  verwirk- 
lichen sehen.  Aber  die  Sehnsucht  nach  einer  solchen  organi- 
sierten Lebensgemeinschaft  aller  Völker  ist  schon  in  der  bis- 
herigen Weltgeschichte  von  Zeit  zu  Zeit  offenbar  geworden 
und  die  civilisierte  europäische  Menschheit  fasst  bereits  das 
hohe  Ziel  fester  ins  Auge. 

Es  ist  wahr,  dass  alle  geschichtlichen  Versuche,  den 
Weltstaat  zu  verwirklichen,  am  Ende  verunglückt  sind.  Aber 
daraus  folgt  für  den  Staat  so  wenig  die  üneiTeichbarkeit  dieses 
Zieles,  als  für  die  christliche  Kirche,  welche  ebenso  die  Hoff- 
nung in  sich  trägt,  dereinst  die  ganze  Menschheit  zu  um- 
fassen, aus  der  bisherigen  Nichterfüllung  auf  die  Uumüglich- 
keit  der  Erfüllung  geschlossen  w^den  kann.  Wie  die  christliche  \ 
Kirche  den  Glauben  nicht  .aufgeben  kmn,  eine  allgemeini^  '  '  ' 
zu  werden,  so  kann  die  humane  Politfk -«as  Streoen  nicht 
aufgeben,  die  ganze  Menschheit  zu  orgauisiereu.  .Der  Idee  der 
universellen  Kirche  entspricht  in  der  Politik  die  Idee  des 
universellen  Weltreiches. 
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Die  Geschichte  selbst,  wenn  wir  sie  nur  freien  Blickes 
zu  würdigen  wissen,  weist  deutlich  genug  auf  den  Weg  hin, 
welcher  zu  diesem  Ziele  fahrt,  und  warnt  zugleich  vor  den 
Irrgängen,  in  welche  auch  das  politische  Genie  geraten  ist, 
als  es  in  kühnem  Eifer  den  Weltstaat  zu  früh  zu  verwirk* 
liehen  versucht  hat. 

Seitdem  in  Enropa  zuerst  ein  meiischlicbes  Bewusstsein 
vom  Staate  erwacht  ist,  hat  jede  Periode  den  Versuch  in 
ihrer  Weise  gewagt 

Zuerst  Alexander  der  Grosse.  In  dem  hundertpaa- 
rigen Ehefest  zu  Susa  gab  Alexander  der  Welt^  ein  Bild  seiner 
Idee.  Er  wollte  den  männlichen  Geist  der  Hellenen  mit  der 
weiblichen  Sinnlichkeit  der  Asiaten  vermählen.  Der  Occident 
iiiid  der  Orient  sollten  sich  verbinden  und  vermischen  und 
aus  der  Mischung  beider  „wie  in  einem  Becher  der  Liebe^ 
die  neue  Menschheit  hervorgehen,  die  ein  grosses  göttlich- 
menschliches  Reich  erfülle  und  in  demselben  ihre  Befriedi- 
gung finde.  Die  Kultur  der  folgenden  Jahrhunderte  wurde 
allerdings  durch  Alexander  in  solcher  Weise  bestimmt;  und 
der  griechische  Same  der  Bildung  gedieh  zu  üppigem  Wachs- 
tum in  dem  eröffneten  Boden  Asiens.  Aber  es  ist  nicht 
bloss  dem  verhängnisvollen  Schicksal  zuzuschreiben,  weiches 
den  Gründer  des  neuen  Weltstaates  in  der  Blüte  der  Jahre 
wegra£fle,  bevor  er  noch  die  einheitlichen  Institutionen  be- 
festigt und  für  die  Nachfolge  in  der  Herrschaft  gesorgt  hatte, 
dass  dieser  erste  geniale  Versuch,  ein  Weltreich  herzustellen, 
keinen  Bestand  gehabt  hat  und  hoffnungslos  mit  dem  Tode 
Alexanders  gescheitert  ist.  Die  Mischung  der  Gegenisätze  war 
zugleich  eine  Trübung  der  Wahrheit,  die  leitende  Idee  selbst 
war  unklar. 

Die  politischen  Ideen  wurden  durch  die  Mischung  ver- 
wirrt. Die  freie  menschliche  Ansicht  der  Hellenen  vom  Staate 

1  terrarum  omniam  ac  miindi.'*  Justin.  XU,  16.  Laurent, 
HiBt  du  Droit  des  Gens  U,  5,  262. 
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liess  sich  nicht  mit  der  reiigiö^eu  Betrachtung  der  Perser 
von  dem  göttlichen  Königtum  yereinigen.  Die  makedonische 
Monarchie  konnte  nicht  zugleich  asiatische  Theokratie  sein. 
Die  Orientalen  glaubten  willig,  dass  Alexander  der  Sohn  des 
höchsten  Gottes  sei,  die  Europäer  wurden  von  der  Zumutung 
angewidert,  dem  menschlichen  Herrscher  göttliche  Ehre  zu 
erweisen. 

Und  die  Völker  wurden  verwirrt  Die  hellenische  Wissen- 
schaft und  Kultur  befreite  wohl  die  orientalische  Welt  aus 
den  strengen  Banden  der  religiös-politischen  Beschränkung, 
aber  ihre  Wirkung  war  mehr  Auflösung  der  alten,  iiiibt 
Schöpfung  einer  neuen  Welt  Die  Vergöttlichung  des  Men* 
sehen  verdrängte  die  Ehrfurcht  vor  den  alten  Göttern;  und 
die  liederlich  gewordene  Kultui*  der  Europäer  half  mit,  den 
Orient  vollends  zu  entnerven. 

Einen  dauerhafteren  und  nachhaltigeren  Erfolg  hat  der 
Vei*such  der  Römer  gehabt,  die  Weltherrschaft  zu  er- 
obern. Das  iDinische  Reich  war  ein  Weltreich.  Das  ^?anze 
römische  Volk  fühlte  sich  berufen,  seine  Staatsidee  über  die 
Erde  zu  verbreiten  und  alle  Völker  der  römischen  Hoheit  zu 
unterwerfen.  Die  männliche  Kraft  und  die  eherne  Gewalt  des 
römischen  Charakters  überwand  die  zahlreichen  Nationen,  die 
sich  ihrem  Siegeszug  über  den  Erdkreis  entgegenzusetzen 
wagten:  und  schon  war  der  römische  Staat  mit  seinen  Rechts- 
instiiutioneii  von  Granit  iu  drei  Weltteilen  auf  festen  Grund- 
lagen aufgebaut  Der  grösste  Römer,  Julius  Cäsar,  hat  der 
Nachwelt  die  Kaiseridee  als  Erbgut  hinterlassen  und  in  ihr 
eine  Autorität  begründet  welche  über  die  nationalen  Schran- 
ken hinaus  die  Welt  umspannt. 

Aber  auch  das  Streben  der  Kömer  ist  von  der  Welt- 
geschichte gerichtet.  Es  war  nicht,  wie  das  Alexanders,  auf 
die  Mischung  der  Völker,  sondern  auf  *die  höhere 
Natur  eines  Volkes  gegründet,  welches  der  Menschheit 
seinen  Volkscharakter  einprägen,  die  Welt  romanisieren  wollte. 
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Das  war  sein  iDneres  Gebrechen,  Keine  Nation  ist  gross 
genug,  um  die  Menschheit  zu  umfassen  und  die  anderen 
Nationen  in  ihren  Armen  zu  erdrücken.  An  dem  Widerstand 
der  jugendlich-frischen  germaiiischen  Nation  ist  der  römische 
Weltstaat  gescheitert.  Er  vermochte  die  Deutschen  nicht  zu 
bezwingen  und  ist  nach  jahrhundertelangen  Kämpfen  ihrem 
Andrang  erlegen. 

Die  Idee  des  Weltstaates  hat  seither  nie  mehr  so  glänzend 
geleuchtet  an  dem  politischen  Horizont,  aber  sie  ist  doch  nie 
mehr  untergegangen.  Das  romanisch-germanische  Mittelalter 
hat  sie  wieder  in  seiner  Weise  zu  verwirklichen  gesucht,  zu- 
erst in  der  fränkischen  Monarchie,  dann  in  dem 
römisch- deutschen  Kaisertum.  In  bescheideneren Ver- 
hältsiissen  freilich,  aber  nicht  ohne  in  der  Erkenntnis  der 
Wahrheit  wichtige  Fortschritte  gemacht  zu  haben.  Es  sollte 
nicht  mehr  ein  übermächtiges,  absolutes  Eeich  hergestellt 
werden,  welches  alle  Seiten  des  gemeinsamen  Lebens  gleich- 
mässij^^  beherrsche.  Der  grosse,  für  die  Menschheit  so  folgen- 
reiche Gegensatz  von  Staat  und  Kirche  war  inzwischen 
durch  das  Christentum  offenbar  geworden.  Der  Staat  ver- 
zichtete darauf,  auch  die  Gewissen  durch  seine  Gesetze  zu 
beherrschen.  Er  erkannte  an,  dass  es  neben  ihm  auch  eine 
religiöse  Gemeinschaft  gebe,  welche  ein  eigenes  Lebensprincip 
und  ebenfalls  einen  sichtbaren  Körper  habe,  verschieden  von 
seiner  Existenz  und  wesentlich  selbständig.  Damit  aber  war 
eine  Schranke  gezogen,  welche  ihn  hinderte,  allmächtige  Herr- 
schaft zu  üben.  £r  war  genötigt,  das  religiöse  Leben  der 
Leitung  der  Kirche  zu  überlassen.  Er  gelangte  über  sein 
Verhältnis  zur  Kirche  zwar  nicht  zu  voller  Klarheit,  aber 
die  Freiheit  des  religiösen  Glaubens  und  die  Verehrung  Gottes 
war  vor  seiner  Willkt^r  gerettet,  die  Autorität  des  Christen- 
tums war  nicht  von  ihm  abhängig. 

Sodann  sollt (i  das  christliche  Weltreich  nicht  mehr  die 
verschiedenen  Völker  verschlingen  und  vernichten,  sondern 
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allen  Völkern  Frieden  und  Recht  gewähren.  Der  mittelalter- 
liche römische  Kaiser  galt  nicht  als  absoluter  Herr  über  alle 
Völker,  sondern  als  gerechter  Schirmer  ihres  Rechtes 
und  ihrer  Freiheit.  Die  Kaiscridee,  für  welche  sich  ein 
Staatsmann  wie  Friedrich  11.'^  und  ein  Denker  wie  Dante^ 
begeistert  hatte,  war  so  gereinigt  Das  mittelalterliche  Reich 
umfasste  eine  grosse  Anzahl  wesentlich  selbständiger  Staaten, 
welche  zu  einer  Gesanitordnung  zwar  verbunden  und  formell 
dem  Kaiser  untergeordnet,  aber  in  allen  wesentlichen  Be- 
ziehungen unabhängig  waren  und  für  sich  lebten  nach  eigenem 
Willen.  Die  Mannigfaltigkeit  auch  des  Volks-  und  Stammes- 
lebens  wurde  im  Mittelalter  mit  Vorliebe  geschützt  und  ge- 
pflegt. Aber  was  an  sich  ein  Fortschritt  war  in  der  £nt- 
Wickelung  des  Weltstaates,  führte,  weil  zu  einseitig  yerfolgt, 
zu  dessen  Auflösung.  Der  1'rieb  zur  Sonderung  wurde  stärker 
als  der  Drang  nach  Einheit.  Die  Spaltung  der  Nationalitäten, 
der  Gegensatz  der  Sprachen  hat  Frankreich  und  Deutschland 
getrennt  und  die  fränkische  WeltmonarchiL  m  zwei  Teile 
zerrissen.  Der  Erhebung  der  Fürsten  und  T.andesherren  ver- 
mochte das  karg  ausgestattete  deutsche  König*  und  römische 
Kaisertum  nicht  zu  begegnen.  Die  deutsche  Oentralinstitution 
hatte  keine  centrale  Unterlage,  daher  erhielt  die  Peripherie 
die  Oberhand  und  das  Eeich  ging  aus  den  Fugen.  Wieder 
sind  die  Versuche  verunglückt,  aber  wieder  haben  sie  den 
nachfolgenden  Geschlechtern  beachtenswerte  Lehren  hinter- 
lassen. 

In  unserem  Jahrhundert  hat  der  Kaiser  Napoleon  I. 
den  Gedanken,  der  eine  Zeitlang  im  Dunkel  geblieben, 

2  Friderid  Gonstit.  Regni  Sicali  I,  30:  „Oportet  Caesarem  fore 
jnstitiae  patrem  et  filimu,  dominum  et  minifitrum;  patrem  et  dominum 
in  edendo  jnBtitiam  et  editam  couflervando:  sie  et  in  venerando  justitiam 
Sit  filiuB  et  in  ipsius  copiam  ministrando  minister.'* 

3  Seine  Schrift  de  monarchia  Terherrlieht  das  Kaisertum;  und  in 
seiner  göttlichen  Komödie  Terehrt  er  in  dem  Kaiser  die  Spitze  der  gdtt* 
liehen  Weltordnung.  Vgl.  W e g  e  1  e ,  Dantes  Leben  und  Werke.  Jena  186%. 
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wieder  zu  beleben  uüternommen.  Er  vermied  den  Fehler  des 
Mittelalters  und  sorgte  voraus  fftr  eine  starke,  durchgreifende 
Centralgewalt;  aber  er  bewahrte  die  wahren  Fortschritte  des 
Mittelalters  nicht  mit  der  nötigen  Sorgfalt.  Er  achtete  die 
fremden  Nationalitäten  zu  wenig  und  trat  insofern  wieder  auf 
die  Bahn  zurück,  welche  die  Römer  zuvor  begangen  hatten, 
wenn  auch  gemässigter  als  sie  vorschreitend.  Er  wollte 
Europa  zu  einem  grossen  völkerrechtlichen  Gesamt- 
staat organisieren,  welcher  sich  nach  Einzelstaaten  gliedere. 
Das  Kaisertum  sollte  der  französischen  Nation  angehören 
und  diese  in  der  grossen  Völkerfainilie  die  Stellung  des  Hauptes 
einnehmen.  In  einem  Menschenalter  hoffte  er  zu  erreichen, 
wozu  die  Bömer  Jahrhunderte  gebraucht  hatten.  Er  ver- 
mochte aber  seine  Pläne  nicht  durchzuführen.  Zwar  scheiterten 
dieselben  diesmal  nicht  an  dem  Widerstand  der  deutschen 
Nation.  Obwohl  dieselbe  unwillig  die  französische  Oberhoheit 
trug,  schien  sie  sich  doch,  an  dem  alten  eigenen  Reiche  ver- 
zweifelnd und  unzufrieden  mit  dcii  vaterländische! i  ZuMäiiden, 
der  Napoleonischen  Gestaltung  zu  fügen.  Nur  die  beiden 
grossen  deutschen  Staaten,  das  aufstrebende  Preussen  und  das 
länder-  und  völkerreiche  Oesterreich,  jenes  für  seine  Existenz 
besorgt,  dieses  sich  selbst  als  kaiserlichen  Staat  fühlend,  suchten 
in  wiederholten  Kriegen  die  französische  Uebermacht  zu  be- 
kämpfen; aber  auch  sie  wurden  von  dem  überlegenen  Staats- 
manne  und  Feldherru  besiegt.  Aber  über  den  Widerstand 
Englands,  in  dem  ein  grosses  historisches  Nationalgefühl  mit 
germanischen  Freiheitsideen  sich  verbunden  hatte,  wurde 
Napoleon  nicht  Herr  und  die  noch  halbbarbarischen  Russen 
wichen  besiegt  in  ihre  Steppen  zurück,  aber  unterwarfen  sich 
nicht.  Und  die  Franzosen  hielten  im  Unglück  nicht  aus,  als 
sich  das  verbundene  Europa  wider  sie  wandte.  Der  Napoleoni- 
sche Gedanke  kam  doch  aus  ähnlichen  Gründen  nicht  zur  Er- 
füllung, wie  zuvor  der  römische.  Die  übrigen  Völker  fühlten 
sich  bedroht  von  der  Universalmonarchie,  nicht  gesichert  und 
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befriedigt  von  der  neuen  Weltregierung;  und  das  französische 
Volk  war  nicht  mächtig  genug,  jene  sich  dauernd  unter- 
zuordnen. 

Inzwischen  arbeitet  die  unbesiegbare  Zeit  selbst  unablässig 
fort,  die  Völker  einander  näher  zu  bringen  und  das  allge- 
meine Bewusstsein  der  menschlichen  Gemeinschaft  zu  wecken. 
Das  ist  aber  die  natürliche  Vorbereitung  einer  gemeinsamen 
Weltordiiung.  Es  ist  nicht  zufällig,  dass  die  modernen  Ent- 
deckungen und  die  zahlreichen  neuen  Verbindungsmittel  durch- 
weg diesem  Ziele  dienen,  dass  die  gesamte  Wissenschaft  der 
neueren  Zeit  diesem  Impulse  folgt  und  yoraus  der  Menschheit 

—  erst  in  untergeordneter  Beziehung  den  einzelneu  Nationen 

—  angehört,  dass  eine  Menge  Hindernisse  und  Schranken,  die 
zwischen  den  Völkern  lagen,  wegfallen.  Heute  schon  verspürt 
die  gesaiiite  europäische  Menschheit  jede  Störung,  die  einem 
einzelnen  Staate  widerfährt,  als  ein  Uebel,  an  dem  sie  mitzu- 
leiden hat,  und  was  an  den  äussersten  Grenzen  des  europäischen 
Körpers  begegnet,  findet  sofort  allgemeines  Interesse  auch  in 
dem  Inneren  desselben.  Der  europäische  Geist  wendet  bereits 
seine  Blicke  auf  den  Erdkreis  und  die  arische  Basse  fühlt  sich 
berufen,  die  Welt  zu  ordnen.  ^ 

Wir  sind  noch  nicht  so  ^Yeit.  l^s  fehlt  aber  gegenwärtig  ^ 
schon  weniger  an  dem  Willen  und  an  der  Macht  als  an  der 
geistigen  Beife.  Die  Glieder  der  europäischen  Völkerfamilie 
kennen  ihre  üeberlegenheit  Aber  die  anderen  Völker  gut  genug, 
aber  sie  sind  unter  sich  und  über  sich  selbst  noch  nicht  ins 
klare  gekommen.  Ein  endlicher  Erfolg  ist  erst  möglich,  wenn 
das  lichtende  Wort  der  Erkenntnis  darttber  und  über  das 
Wesen  der  Menschheit  ausgesprochen  beiii  wird  und  die  \'Ölker 
bereit  sind,  es  zu  hören. 

Bis  dahin  wird  das  Weltreich  eine  Idee  sein,  welcher 
viele  nachstreben,  welche  keiner  zu  erfüllen  imstande  ist. 
Aber  als  Idee  der  Zukunft  darf  die  Wissenschaft  der  allge- 
meinen Staatslehre  sie  nicht  übersehen.   Erst  in  dem  Welt- 

BlnntschU»  angemeine  StaaUl^ra.  3 
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reiche  wird  der  wahre  menschliche  Staat  offenbar,  in  ihm 
auch  das  Völkerrecht  seine  Vollendung  und  in  höherer 

Gestalt  ein  gesichertes  Dasein  finden.  Zu  dem  Weltreich 
verhalten  sich  die  Einzelstaaten,  wie  sich  die  Völker  zur 
Menschheit  verhalten.  Die  Einzelstaaten  sind  Glieder  des 
Weltreiches  und  erlangen  in  ihm  ihre  Ergänzung  und  ihre 
volle  Befriedigung,  wie  die  Glieder  im  Körper.  Das  Welt- 
reich hat  nicht  die  Aufgabe,  die  Eihzelstaaten  aufzulösen  und 
die  Völker  zu  unterdrücken,  sondern  den  Frieden  jener  und 
die  Freiheit  dieser  besser  zu  schützen. 

Der  höchste  zur  Zeit  noch  nicht  realisierte  Staatsbegriff 
ist  also:  Der  Staat  ist  die  organisierte  Menschheit, 
aber  die  Menschheit  in  ihrer  männlichen  Erscheinung,  nicht 
in  der  weiblichen  Gestaltung.   Der  Staat  ist  der  Mann. 

Anmerkungen.  1.  Einer  der  geistreichsten  und  wahrheitsliebend- 
sten ^Ittimer,  der  Waadtl&nder  Vinet  (L  individualisme  et  le  socialisme), 
erhob  das  Bedenken  gegen  die  Idee  des  humanen  Staates,  dass  durch 
denselben  alles  menschliche  Leben  absorbiert,  die  individuelle  Freiheit 
im  Princip  aufgehoben  und  über  die  Gewissen  der  einzelnen  wie  über 
die  Wissenschaft  eine  ungebührliche  weltliche  Herrschatt  geübt  würde. 
Dieser  Einwurf  nötigt  iu  der  That  zu  einer  genaueren  Begrenzung 
jener  Idee. 

Vorerst  ist  anzuerkennen,  dass  der  Staat  nicht  die  einzige  humane 
Gemeinschaft,  nicht  die  einzige  leibliche  Darstellung  der  Menschheit  ist. 
Die  Kirche  ist  iu  ihrer  irdiseb- sichtbaren  Erscheinung  auch  eine  6e^ 
meinsdiafk,  auch  ein  Leib  der  Menschheit.  Damit  ist  aber  zugleich  an- 
erkannt, dass  die  politiBcbe  Herrschaft  des  Staates  nicht  das  religiöse 
Leben  der  Menschen  bestimmt  und  dass  die  Freiheit  der  Gewissen  und 
der  Glaube  des  Individuums  nicht  durch  den  Staat  geföhrdet  wird. 

Sodann  folgt  aus  der  menschlichen  Natur  des  Staates  keineswegs, 
dass  der  Staat  eine  vollkommene  Herrschaft  über  das  Individuum 
habe.  In  jedem  einseinen  Menschen  können  wir  vielmehr  zwei  Naturen 
unterscheiden,  die  individuelle  und  die  gemeinsam-menschliche. 
Das  Individuum  mit  seinem  Leben  gehört  nicht  ausschliesslich,  nicht 
ganz  weder  der  GemeinschMt  mit  anderen  Individuen  noch  der  Erde  an, 
somit  auch  nicht  dem  Staate,  als  einer  irdischen  Lebensgemeinschaft.  Der 
Staat  beruht  auf  der  menschlichen  Natur  nicht,  insofern  als  sie  sieh  in 
Millionen  von  Individuen  mannigfaltig  offenbart,  sondern  insofern  als 
die  gemeinsame  Natur  der  Menschheit  in  einem  Wesen  erscheint. 
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und  dis  Autorität  des  Staate''  erstreckt  sich  daher  nirht  weiter,  als 
die  Interessen  der  G  e  ra  ei  n  s  c  h  a  f  t  und  das  N  e  beneinander- 
be  stellen  und  Z  u  sam  m  e  n  1  e  l^e  n  der  Menschen  es  erfordern.  Der 
Staat  hat  btibst,  wenn  er  in  das  freie  individutlle  Gebiet  missbrauchlich 
übergreift,  die  Macht  niclit,  seine  Herrschaft  auch  hier  durchzui^tuen ; 
denn  den  Geist  des  Individuums  vermag  er  Dicht  zu  fesseln  und  die 
Seele  des  Individuums  kann  er  nicht  töten. 

2.  NenestenB  hat  sich  auch  Laurent  gegen  die  Idee  des  Welt- 
staates erklärt  (^Histoire  du  droit  des  gens  I,  S.  39  f.)*  Seine  Gründe 
sind  folgende: 

a)  Der  Weltstaat  wäre  Universal  m  onarchie  und  diese  unverträg- 
lich mit  der  Souveränität  der  Staaten. 

b)  Die  Individuen  als  natürliche  und  die  Völker  als  künstliche  Per- 
sonen sind  verschieden.  Jene  sind  in  sich  mangelhaft  und  werden  von 
bösen  Leidenschaften  bewegt,  diese  sind  vollkommene  und  moralische 
"Wesen.  Das  Nebeneinanderbestehen  jener  erfordert  daher  die  fort- 
dauernde Wirksamkeit  der  Staatsgewalt,  das  Nebeneinander  dieser  nicht 
oder  nur  ausnahmsweise. 

e)  Das  Indtvidanm  ist  schwach  und  muss  sich  der  Staatsgewalt  unter- 
werfen; die  Staaten  aber  sind  stark  und  werden  eich  daher  nicht  unter 
eine  höhere  Gewalt  beugen  lassen. 

d)  Wlkre  der  Weltstaat  so  nichtig,  um  auch  die  Staaten  wider  ihren 
Willen  zu  beugen,  so  würde  diese  Uebermaeht  das  Reeht  und  die  Frei* 
heit  nnterdrücken;  denn  wo  Widerstand  unmöglich  ist^  da  kann  die 
Freiheit  nicht  bestehen. 

e)  Der  Yolksstaat  ist  nötig  für  die  Entwickelung  der  Indiyidnen,  aber 
er  genügt  auch  dafür.  Die  Förderung  der  Individuen  bedarf  des  Welt- 
staates nicht,  und  für  die  Entwickelnng  der  Nationen  w&re  er  gefährlich. 

Auch  diese  Qründe  meines  Terehrten  Freundes  haben  mich  nicht 
überseugt.  Dagegen  ist  zu  erinnern: 

Zu  a)  Ken  kann  sich  das  Weltreich  mit  monarchischer  Spitze 
(Kaisertum),  aber  auch  in  republikanischer  Form  denken ,  sei  es  als 
Direktorium  (ich  erinnere  an  die  europäische  Pentarchie)  oder  als 
Konföderation  oder  Union  Bftmtlicher  Staaten.  Keinesfalls  aber 
braucht  man  sich  eine  absolute  Macht  der  Weltregierung  zu  denken;  und 
der  Fortbestand  der  Yolksstaaten  macht  geradezu  eine  Ausscheidung  der 
Kompentenzen  swischen  ihnen  und  dem  Weltreich  notwendig.  Es  ist 
kein  Grund,  den  Bereich  des  letzteren  übo*  die  gemeinsamen  Welt- 
angelegenheiten  hinaus  auszudehnen,  wie  insbesondere  die  Erhaltung 
des  WeltfUedens  und  den  Schute  des  Weltverkehres,  überhaupt  des  Ge- 
bietes, das  wir  heute  Völkerrecht  heissen.  Die  Form  des  Bundes- 
staates oder  des  Bund  es  reich  es,  in  welchem  für  die  gemeinsamen 
Bundesangelegenheiten  eine  gemeinsame  Gesetzgebung,  Regierung,  Rechts- 
pflege besteht  und  für  die  besonderen  Landesangelegenheiten  ebenso 
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die  Souveränität  der  Einzeistaaten  anerkannt  bleibt,  kann  hier  als  Vor- 
bild dienen. 

Zu  b)  l)ie  Volker  haben  ihre  Mangel  und  ihre  Leidenschaften  ähn- 
lich den  Individuen,  und  gäbe  es  kein  Völiierrecht,  so  würden  die 
schw.t  1h  n  und  hilflosen  Völker  die  bequeme  Beute  der  starken  und 
herrsciisuchtigen  \  ulk  er.  Derselbe  Grund,  auf  dem  das  Völkerrecht  ruht, 
ist  auch  die  Grundlage  des  Weltreiches. 

Zu  c)  Die  Stärke  der  Volksstaaten  —  auch  dem  Weltreich  gegen- 
über—  ist  die  beste  Garantie  dafür,  dass  jene  nicht  durch  dieses  unter- 
drückt werden;  aber  so  stark  ist  auch  der  grösste  Volksstaat  nicht,  um 
für  sich  allein,  wenn  er  im  Unrecht  ist,  den  Kamjjl  mit  der  Welt  auf- 
zunehmen. Nur  wenn  Gruppen  von  Staaten  oder  Parteien  einander  feind- 
lich entj^egentreten,  wird  dann  noch  ein  Krieg  möglich  sein,  lu  allen 
aiiticreu  taiien  wird  sich  derselbe  in  Exekution  der  Wcltrechts- 
pflegc  verwandeln.  Da  wir  durch  die  beste  Staatseinrichtung  doch  nicht 
völlig  gegen  den  Bürgerkrieg  gesichert  sind,  so  werden  wir  auch  zu- 
frieden sein  müssen,  wenn  die  stärkere  Ordnung  des  Völkerrechtes  den 
Staaten  krieg  seltener  macht.  Die  VerroUkommnung  des  Rechtes  nähert 
sich  im  besten  Falle  dem  Ideal;  sie  errdclit  es  nie. 

Zu  d)  Das  Weltreieh  ist  im  VerhUtnis  su  den  Volksstaaten  nnter 
allen  Umst&nden  weniger  Übermächtig  als  der  Yolksstaat  im  YerhUtnis 
va  den  Bürgern;  dennoch  wird  die  Freiheit  der  Bürger  nicht  bedroht, 
sondern  geschützt  durch  die  Staatsordnung. 

Zu  e)  Nicht  alle  IndiTidnellen  Bedttrfhisse  werden  durch  den  Staat 
befriedigt ;  es  gibt  auch  kosmopolitische  Interessen,  sowohl  geistige 
als  materielle  (Weltwissenschaft,  Weltlitteratur,  Weltkunst,  Welthandel), 
die  eine  volle  BeMedigung  nur  in  dem  Weltreich  finden  können;  wie 
wenig  aber  heute  noch  die  Bechte  ganzer  Völker  gesichert  sind,  bewdst 
die  europäische  und  amerikanische  Völkergeschichte. 

Laurent  gründet  das  Völkerrecht  auf  die  Einheit  des  Menschen- 
geschlechtes, und  ein  anderer  Grund  ist  nirgends  lu  finden.  Aber 
wenn  er  diese  Einheit  nur  als  eine  innere  erkennt,  so  fordern  meines 
Erachtens  Logik  und  Psychologie  zugleich,  dass  die  innere  Kraft  sich 
auch  äusserlich  darstelle.  Wenn  die  Menschheit  innerlich  Ein  Wesen 
ist,  so  muss  sie  sich  auch  in  ihrer  yoUen  Entwicfcelung  als  Eine  Person 
offenbaren.  Die  Organisation  der  Menschheit  aber  ist  der  Weltstaat. 

Ich  weiss,  dass  die  meisten  der  Mitlebenden  diese  Idee  für  einen 
Traum  halten;  aber  das  darf  mich  nicht  abhalten,  meine  üeberzeugung 
auszusprechen  und  zu  begründen.  Die  späteren  Geschlechter,  vielleicht 
erst  nach  Jahrhunderten,  werden  über  die  Streitfrage  endgültig  ent- 
scheiden. 
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bewusslsein  zuerst  wie  zu  künstlerischer  und  philosoplnscher, 
so  auch  zu  politischer  Entfaltung. 

So  klein  das  Gebiet  der  hellenischen  Staaten  und  so  be** 
schränkt  ihre  Macht  noch  war,  so  breit  und  umfassend  war 
die  Grundlage,  auf  der  sich  der  hellenische  Staatsgedanke 
erhob,  und  so  hoch  und  edel  ist  die  Staatsidee,  welche  die 
griechischen  Denker  aussprechen.  Sie  gründen  den  Staat  auf 
die  Menschennatur  und  sind  der  Meinung,  nur  im  Staate 
könne  der  Mensch  seine  Vollkommenheit  erreichen  und  die 
wahre  Befriedigung  finden.  Der  Staat  ist  ihnen  die  sittliche 
Welt  Ordnung,  in  welcher  die  Menscheunatur  ihre  Bestim- 
mung erfüllt. 

Piaton  (Rep.  V.)  spricht  das  grosse  Wort  aus:  «Je  mehr 
sich  der  Staat  in  seiner  Organisation  dem  Menschen  nähert, 

desto  besser  ist  es.  Leidet  ein  Teil  des  Staatsköryers  oder 
befindet  er  sich  wohl,  so  wird  der  ganze  Staatskörper  diese 
Empfindung  als  die  seinige  ansehen  und  mitleiden  oder  sich 
dessen  erfreuen.-  Er  hat  somit  die  organische  und  zwar  die 
menschlich-organische  Natur  des  Staates  bereits  erkannt,  ob- 
wohl diesen  fruchtbaren  Gedanken  noch  nicht  in  seinen  Kon- 
sequenzen verfolgt. 

Der  Staat  ist  nach  Piaton  die  höchste  Otfeubarung  der 
menschlichen  Tugend,  die  harmonische  Darstellung  der 
menschlichen  SeelenkiSfte,  die  yoUkommene  Menschheit.^ 
Wie  die  Seele  des  Menschen  aus  bewusster  Geisteskraft 
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(Vernunft),  männlichem  Mute  und  sinnlichen  Begierden  be- 
steht und  wie  Intelligenz  und  Mut  die  Begierde  zu  beherr* 

sehen  bestimmt  sind,  so  sollen  in  dem  Platonischen  Staats- 
ideal die  Weisen  herrschen,  die  tapfereu  Krieger  die  Gemein- 
schaft schützen  und  sind  die  mit  dem  äusseren  £rwerbe  und 
der  leiblichen  Arbeit  besehSfdgten  Klassen  den  beiden  höheren 
Ständen  uuterthänig.  In  dem  Staatsköi-per  soll  die  Gerechtig- 
keit alle  Verhältnisse  ihrer  Natur  nach  ordnen. 

Aristoteles,  für  dessen  Staatslehre  unser» Bewunderung 
steigt,  je  näliei  wir  die  Arbeiten  seiner  Nachfolger  betrachten, 
lässt  sich  weniger  als  Piaton  von  der  Phantasie  leiten,  prüft 
vorsichtiger  die  realen  Grundlagen  und  erkennt  schärfer  die 
Bedürfnisse  des  Menschen.  Während  Piaton  die  regierenden 
Klassen  der  Weisen  und  der  Wächter,  damit  sie  ganz  und 
gar  dem  Staate  leben,  von  der  Familie  ablöst  und  für  äie 
Weiber-  und  Gütergemeinschaft  fordert,  will  Aristoteles  im 
Gegenteil  die  grossen  Institutionen  der  Ehe,  der  Familie  und 
des  Privateigentums  erhalten.  Er  erklärt  den  Staat  als  die 
Gemeinschaft  von  Geschlechtem  und  Ortschaften  (Volk  und 
Land)  zu  einem  vollkommenen  und  in  sieh  befriedigenden 
Leben.  ^  Er  nennt  auch  den  Menschen  ein  „von  Natur 
politisches  Wesen^  und  betrachtet  den  Staat  als  Produkt  der 
menschlichen  Natur.  Der  Staat,  sagt  er,  zunächst  zur  Sicher- 
heit des  gemeinsamen  Lebens  gegründet,  wird  im  Verfolg  zur 
Wohlfahrt  des  gemeinen  Lebens.^ 

£s  begegnen  sich  und  mischen  sich  in  dieser  Staatsidee 
alle  gemeinsamen  Bestrebungen  der  Hellenen  in  Religion  und 
in  Eecht,  in  Sitte  und  Geselligkeit,  in  Kunst  und  Wissen- 
schaft, in  Eigentum  und  Wirtschaft,  in  Handel  und  Handwerk. 
Nur  im  Staat  wird  der  einzelne  Mensch  als  ein  Rechtswesen 

1  Art  Stotel  OB,  Polit  III,  5,  14:  „ftoXtg  Si  tj  ycvSv  nak  na^Su  koi- 
vavia         nJU/o^  xaJ  itirJifitovg.**   Vgl.  III)  1.  8. 
9  Aristoteles,  PoUt  I,  1;  8 
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anerkannt,  ohne  die  Hilfe  des  Staates  findet  er  weder  Sicher- 
heit noch  Freiheit.  Der  Barbar  ist  ein  natfirlicher  Feind 
und  die  unterworfenen  Feinde  werden  Sklaven,  die  ausge- 
schlossen sind  von  der  Staatsgemeinschaft  und  deshalb  Ver- 
stössen sind  in  einen  herabgewttrdigten,  nicht  mehr  menschen- 
wflrdigen  Zustand. 

Der  hellenibche  Staat  wie  der  antike  überhaupt,  ist  über- 
mächtig, weil  er  als«  allmächtig  gilt.  Er  ist  alles  in  allem: 
der  Bürger  ist  nur  etwas,  weil  er  ein  Glied  des  Staates  ist 
Seine  ganze  Existenz  ist  von  Staate  abhängig,  dem  Staate  unter- 
thau.  Wenn  die  Athener  auch  die  Geistesfreiheit  besassen 
und  übten,  so  war  das  nur,  weil  der  athenische  Staat  die 
Freiheit  überhaupt  hochschätzte,  nicht  weü  er  die  Menschen- 
rechte anerkannte.  Derselbe  freieste  Staat  liess  Sokrates 
hinrichten  und  glaubte  dabei  sein  Recht  zu  üben.  Die  Selb- 
ständigkeit der  Familie,  die  elterliche  Erziehung^  sogar  die 
eheliche  Treue  sind  in  keiner  Weise  sicher  vor  den  Ueber- 
griffen  des  Staates:  noch  weniger  ist  es  natürlich  das  Privat- 
vermögen  der  Bürger.  In  alle  Dinge  mischt  sich  der  Staat, 
er  weiss  ?on  keinen  sittlichen  und  von  keinen  rechtlichen 
Schranken  seiner  Macht.  Er  verfügt  über  die  Körper  und 
sogar  über  die  Talente  seiner  Bürger.  Er  nötigt  zu  den 
Aemtern  wie  zum  Kriegsdienst  Das  Individuum  soll  erst  ii^ 
Staate  unter-  und  aufgehen,  dann  erst  kann  es  durch  den 
Staat  wieder  zu  freiem  und  edlem  Leben  gewissermasseu  neu 
geboren  werden.  Die  absolute  Gewalt  des  Staates  wird,  abge- 
sehen von  der  Macht  der  alten  Sitte,  fast  nur  dadurch  ge- 
mässigt, teils  dass  die  Bürger  selbst  einen  Anteil  an  ihrer  Aus- 
übung haben  und  aus  Besorgnis,  die  Despotie  des  Demos  könnte 
auch  ihnen  schädlich  werden,  die  äussersten  Konsequenzen 
des  staatlichen  Kommunismus  vermeiden,  teils  dass  in  den 
kleinen  Verhältnissen  die  Leidenschaften  nur  geringe  Mittel 
finden,  über  die  sie  verfügen  können,  und  genötigt  sind,  auch 
die  Nachbarn  zu  berücksichtigen*  Die  hellenischen  Staaten 
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sind  doch  nur  aus  BnichstückeD  der  hellenischen  Nation,  aus 

Stämmen  und  St<uiiiae steilen  gebildet.  Sie  erheben  sich  nur 
wenig  über  blosse  Stadtgemeinden.  Die  hohe  Idee  gewinnt 
daher  nur  eine  niedere  Gestalt;  obwohl  auf  die  Menschheit  be> 
zogen,  kann  sie  nur  in  dem  engen  Umkreis  eines  Gebirgsthales 
oder  eines  Küsteusaunies  zu  kindlicher  Erscheinung  gelangen. 

Die  Ueberspannung  der  Staatsidee  zur  Allmacht  und  die 
Ohnmacht  in  der  Gestaltung  der  wirklichen  Staaten  sind  also 
(licht  beisammen;  es  sind  das  die  beiden  Hauptmängel  des 
im  übrigen  höchst  würdigen  und  in  anderer  Hinsicht  mensch- 
lich wahren  und  fruchtbaren  hellenischen  Staatsbegriffes. 

B.  Die  römische  Staatsidee.  ' 

Die  Römer  waren  das  genialste  Rechts-  und  Staats- 
volk des  klassischen  Altertumes;  und  sie  waren  das  mehr 
noch  durch  ihren  Charakter  als  ihren  Geist.  Sie  übten  da- 
her auch  eine  grossere  Wirkung  aui  die  Weit  aus  als  die 
Hellenen. 

Zunächst  freilich  ist  die  römische  Staatsidee  mit  der 
griechischen  nahe  verwandt,  Cicero  hat  in  seinen  Werken 

über  den  Staat  beständig  die   athenischen  Vorbilder  vor ' 
Augen;  und  weuu  die  römischen  Juristen  das  Recht  und  den 
Staat  im  allgemeinen  erklären,  so  folgen  sie  den  griechischen 
Philosophen,  vorzüglich  den  Stoikern,  nach. 

So  erklärt  Cicero  den  Staat  für  die  höchste  Schöpfung 
der  menschlichen  £raft  (virtus)  und  erhebt  es  preisend,  „dass 
in  nichts  mehr  der  Mensch  sich  dem  Willen  der  Götter 
nähere  als  in  der  Begründung  und  Erhaltung  der  Staaten^.  ^ 
Auch  er  vergleicht  gelegentlich  den  Staat  mit  dem  Menschen 
und  das  Staatshaupt  mit  dem  Geiste,  der  den  Leib  beherrsche.^ 

8  Cicer(3,  De  Rep.  1,7:  „Neque  est  ulla  res,  in  qua  propins  ad 
Deomm  minien  virtus  accedat  humana,  quam  civitates  aut  condere  uovas 
aut  conaervare  jam  conditas." 

4  Cicero,  De  Ke{i.  III.  25:  „8i(:  regiini,  sie  iraperatorum,  sie  mag-i, 
stratuuiu,  sie  palrum,  bic  populorum  imperia  civibus  sociisque  praesunt 
ut  corporibus  animus." 
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Aber  in  einigen  wesentlichen  Beziehungen  unterscheidet 
sich  doch  der  römische  Staatshegriff  von  der  hellenischen  Idee: 

1.  Indem  die  Römer  zuerst  das  Recht  von  der  Moral 
ausscheiden  und  in  bestimmter  Form  darstellen,  prägen  sie 
die  Bechtsnatur  des  Staates  viel  entschiedener  aus.  Sie 
beschränken  dadurch  den  Staat  und  sie -befestigen  und  be- 
kräftigen ihn.  Er  ist  ihnen  nicht  mehr  die  gesamte  ethische 
Weltordnung,  sondern  zunächst  die  gemeinsame  Kechts- 
Ordnung.  Die  Romer  überlassen  sehr  vieles  der  freien  Sitte, 
der  Religiosität  der  Menschen.  Die  römische  Familie  ist  freier 
dem  Staate  gegenüber;  das  Frivatvermögen  und  das  Privatrecht 
überhaupt  wird  besser  geschützt,  auch  gegen  die  Willkür  der 
öffentlichen  Gewalten.  Zwar  ist  auch  ihnen  das  Staatswohl  das 
oberste  Gesetz.  Vom  Staate  aus  ordnen  sie  auch  die  Götter- 
verehrung.  Memand  kann  dem  Staate  widerstehen,  wenn  dieser 
seinen  Willen  ausspricht  Aber  der  römische  Staat  beschränkt 
sich  selber;  er  bestimmt  selber  die  Grenzen  seines  Macht- 
bereiches und  seiner  Einwiikuag. 

P ^x«*^  Femer  erkennen  die  Kömer  den  Volksbegriff  und 


bringen  die  Staatsverfassung  in  einen  organischen  Zusammen- 
hang mit  dem  Volke.  Sie  erklärten  den  Staat  als  „die  Gestal- 
tung des  Volkes"  und  bezeichnen  den  Willen  des  Volkes  als 
die  Quelle  alles  Rechtes.^  Der  romische  Staat  ist  doch  nicht 
eine  blosse  Gemeinde,  er  erhebt  sich  zum  Volksstaat  (res 
publica). 

3.  Der  Römerstaat  ist  überdem  darauf  angelegt,  sich  zum 
Weltstaat  zu  erweitern.  Durch  die  ganze  römische  Ge- 
schichte geht  dieser  Zug  zur  Weltherrschaft;  an  den  natio- 
nalen Kern  des  jus  civile  schloss  sich  die  menschlichere 

9  Cicero,  De  Rep.  I,  25:  „Est  igitnr,  inquit  (Sciplo)  Afrieanus,  res 
publica  ret  populi;  populas  autem  non  omnis  hominum  coetus  qnoquo 
modo  congregatus,  sed  coetus  multitudinis  jurit  conttfuu  et  uiüitaHt 
comnwtioM  sodatus.'*  1,26:  „Civitas  est  eontUtuHo  popvli.^  Gajus, 
Inst.  I,  $.  1:  ^Nam  quod  qnisque  popolus  ipse  sibi  jus  constituit,  id 
ipsius  proprium  dvitatis  est,  voeatarque  jus  civile.'* 
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Bildung  des  jus  gentium  an.  Die  ewige  Stadt,  die  urbs,  wurde 
zur  Hauptstadt  des  orbis,  das  imperium  der  römischen  Magi- 
strate zum  imperium  mundi,  der  römische  Senat  zum  Senat 
aller  Ncitioncii  und  ihrer  Könige.  In  der  Majestät  des  Kaiser- 
tums gipfelte  die  Majestät  des  römischen  Volkes,  Die  Ge- 
schichte Rgms  irurde  nach  dem  stolzen  Ausdrucke  von  Florus 
zur  Geschichte  der  Menschheit  Dieses  Streben  gab  der 
römischen  Staatsidee  einen  kühnen  Schwung,  dem  die  grie- 
chischen Staaten  nicht  zu  folgen  vermochten,  und  eine  Grösse, 
vor  der  sich  diese  beugen  mussten.  Es  war  das  nicht  ein 
eitles  Spiel  der  Phantasie,  sondern  eine  leibhafte  Wirklichkeit, 
weiche  die  antike  Welt  beheri-schte ,  gegen  die  im  Occident 
nur  noch  die  Germanen,  im  Orient  die  Perser  anzukämpfen 
den  Mut  und  die  Kraft  hatten. 


Die  beiden  neuen  Mächte,  welche  den  römischen  Weltstaat 
teils  umgebildet,  teils  zerstört  haben,  sind  das  Christentum 
und  die  Germauen. 

A.  Das  Christentum. 

Im  Widerspruch  mit  der  Autorität  sowohl  des  jüdischen 

Staates  als  des  römischen  Kaiserreiches  breitete  die  christliche 
Religion  ihre  Macht  über  die  Gemüter  aus.  Ihr  Stifter  war 
kein  Fürst  dieser  Welt  Der  alte  Staat  verfolgte  ihn  und  seine 
Jünger  bis  zum  Tode.  Die  ersten  Christen  waren,  wenn  nicht 
geradezu  staatsfeindlich  gesinnt,  duch  für  andere  Dinge  als  für 
die  Staatsordnung  und  die  Staatsinteressen  begeistert  Als  die 
christliche  Welt  ihren  Frieden  schloss  mit  dem  antiken  helle- 
nisch-römischen Staat,  war  doch  bereits  die  religiöse  Gemein- 
schaft als  Kirche  ihrer  geistigen  Eigentümlichkeit  bewusst, 
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sie  föhlte  sich  nicht  als  eine  blosse  Staatsanstalt  Die  antike  n 

Staatsidee  musste  sich  gefallen  lassen,  dass  das  ganze  religiöse  ^ 
Gemeinlebeu  zwar  nicht  ganz  der  staatlichen  Sorge  und  dem  ^ 
staatlichen  £influss  entzog^ny  aber  wesentlich  von  dem  Staate 
unabhängig  erklärt  werde.  Die  Zweiheit  von  Staat  und  Kirche, 
die  nun  sichtbar  im  grossen  hervortrat,  ward  zu  einer  wesent- 
lichen Beschränkung  des  Staates.  Der  Staat  war  nur  noch  die 
Gemeinschaft  des  Rechtes  and  der  Politik,  nicht  mehr  zu- 
gleich die  Gemeinschaft  der  Beligion  und  des 
Kultus. 

Als  im  Verfolg  die  Kirche  in  dem  Papste  ein  sichtbares, 
von  dem  Kaiser  unabhängig  gewordenes  Haupt  und  in  Bom 

ihre  Hauptstadt  erhalten  hatte,  erneuerte  sie  den  altrömischen 
Gedanken  der  Weltherrschaft  in  geistlicher  Gestalt.  Wenn  es 
ihr  selbst  auf  der  Höhe  ihres  mittelalterlichen  Ansehens  nicht 
gelang,  den  Staat  zu  einer  blossen  Kirchenanstalt  zu  emie- 
drigen  und  das  eine  römisch-geistliche  Weltreich  aufzurichten, 
so  wurde  doch  die  Staatsidee  auf  lange  Zeit  durch  ihre  glän- 
zendere Erscheinung  weit  Überstrahlt  Sie  konnte  sich  selber 
mit  der  Sonne  und  den  Staat  mit  dem  Monde  vergleichen; 
hinter  dem  „geistigen"  Reiche  musste  das  „leibliche*  be- 
scheiden zurückstehepv^  Aber  die  Zweiheit  von  Staat  und 
Kirche  blieb  anerkannt,  und  damit  war  in  der  Hauptsache  die 
Selbständigkeit  des  Staates  gerettet.  Auch  das  Schwert  des 
Kaisers  wird,  wie  das  des  Papstes,  von  Gott  abgeleitet,  als 
dem  höchsten  und  wahren  Herrn  der  Welt^ 

Soweit  die  kirchliche  Lehre  einwirkte,  war  freilich  nun 
die  Staatsidee  wieder,  wie  früher  im  Orient,  religiös  begründet, 
die  Staatsgewalt  war  ein  Gotteslehen;  aber  gleichzeitig  ward 

1  Darüber  mehr  im  zweiten  Teil. 

2  Hincmari,  De  Ordnic  ralaLii.  5:  „Duo  sunt,  quibus  principaliter 
—  mundiis  hic  reg^itur:  aiictoritas  sacra  Pontificum  et  Regalis  potestas."  — 
Sach  s  en  s  p.  1,  1:  „Tvei  svert  lit  got  in  ertrike  to  bescermene  de  kristen- 
heit.   Derne  pavese  is  gesät  dat  geistlike,  deme  kaisere  dat  wertlike." 
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die  geistige  Bedeutung  des  Staates  übersehen  und  verkannt 
und,  da  alles  Geistesleben  Yon  der  Kirehe  geleitet  werden 
sollte,  der  bloss  leiblich  geachtete  Staat  in  eine  untergeordnete 
Stellung  niedergedrückt.  Der  Trost  gegen  die.-,e  üebel,  welcher 
in  der  Erhebung  der  Staatsidee  über  die  enge  Nationalität 
lag,  war  doch  unzureichend.  Weniger  die  Menschheit  als  die 
Christenheit  sollte  er  in  äusserlichen  Dingen  ordnen  und 
leiten.  Das  römische  Reich  ward,  so  gut  es  ging,  in  mittel- 
alterlichen Formen  erneuert;  aber  die  angesehenere  Darstellung 
desselben  war  die  römische  Kirche,  die  mindere  das  heilige 
römische  Reich  deutscher  Nation. 
•y    B.  Die  Germanen. 

Das  altrömische  Weltreich  konnte  sich  auf  die  Dauer 
nicht  mehr  behaupten  gegen  die  germanischen  Völker.  Bald 
mit  Gewalt  entrissen  diese  kriegerischen  Völkerschaften  eine 
Provinz  nach  der  anderen  der  römischen  Herrschaft,  bald 
wurden  die  germanischen  Ffirsten  mit  ihren  Volksheeren  von 
den  lumanischen  Proviuzialen  oder  den  Kaisern  selber  zum 
Schutze  herbeigerufen  und  übernahmen  dann  in  friedlicher 
Weise  die  Landeshoheit.  Während  des  Mittelalters  herrschten 
überall  in  dem  Abendlande  die  Germanen.  Sie  kamen  unter 
die  christliche  Erziehung  der  römischen  Kirche  und  gerieten 
unter  den  nachwirkenden  Eintiuss  der  römischen  Kultur. 
Aber  sie  behaupteten  sich  auf  den  Thronen  der  Fürsten  und 
in  den  Burgen  der  Aristokratie.  Das  Scej^ter  und  das  Schwert 
waren  vornehmlich  in  ihren  Händen. 

Die  Germanen  sind  nicht  in  dem  eminenten  Sinne  eine 
staatliche  Nation  wie  die  Bömer.  Nur  widerwillig  ordnen  sie 
sich  dem  grossen  Ganzen  unter.  Ihr  starkes,  trotziges  und 
eigenwilliges  Selbstgefühl  tritt  dem  Gesamtbewusstsein  hin- 
dernd in  den  Weg  und  lähmt  dessen  Macht  Sie  bedurften 
daher  erst  der  romanischen  Erziehung  für  den  Staat.  Aber 
trotz  aUedem  hat  die  weltgeschichtliche  Entwickelung  des 
Staates  ihnen  sehr  viel  zu  verdanken.  Die  Germanen  voraus 
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haben  den  Absolutismus  des  Römerstaates  gebrochen  und  sie 

haben  die  spätere  Staatenbildung  mit  dem  Geiste  der  per- 
sönlichen, genossenschaftlichen  und  ständischen 
Freiheit  erfüllt  Montesquieti  hat  ein  wahres  Wort  ge- 
sprochen, dass  in  den  deutschen  Wäldern  unter  den  alten 
noch  uncivilisierten  Germanen  die  Keime  der  späteren  parla- 
mentarischen Verfassung  zu  hnden  seien.  In  den  uralten 
Formen  des  Zusammenwirkens  der  germanischen  Volkskonige 
mit  den  Gauftirsten  und  den  anderen  Häuptlingen  einerseits 
und  mit  der  grossen  Gemeinde  der  freien  Männer  andererseits, 
wie  Tacitus  uns  das  schildert,  erkennen  wir  deutlich  die 
noch  rohen  Anfönge  des  freien  RepräsentatiYstaates,  den  die 
späteren  Jahihunderte  hervorgebracht  haben. 

Der  Germane  leitet  das  Recht  nicht  ab,  wenigstens  zu- 
nächst nicht  ab  yon  dem  Willen  des  Volkes.  Er  nimmt  für 
sich  ein  angeborenes  Recht  in  Anspruch,  welches  der  Staat 
wohl  zu  schützen  berufen  ist,  aber  nicht  schafft,  und  er  ver- 
geht sein  natürliches  Recht  wider  alle  Welt,  selbst  gegen  die 
Obrigkeit.  Den  antiken  (bedanken,  dass  der  Staat  alles  in 
allem  sei,  ver^virfl  t  r  mit  Eifer.  Das  ganze  Verhältnis  wird 
umgedreht.  Dem  Germanen  ist  die  individuelle  Freiheit 
das  Höchste;  dann  erst  hintendrein  lässt  er  sich  herbei,  einen 
Teil  derselben  dem  Staate  zu  opfern,  um  das  übrige  desto 
sicherer  zu  wahren. 

£ine  notwendige  Folge  dieses  Charakters  ist  es,  dass  die 
germanische  Staatsidee  viel  entschiedener  als  die  römische  die 
Selbständigkeit  des  Privatrechtes  achten  muss.  Die 
Freiheit  der  Person,  der  Familie,  der  genossenschaftlichen  Ver- 
bände ist  damit  gesicherter  und  ausgedehnter  als  in  dem  alten 
Bömerreich.  Das  Staatsrecht  muss  sich  die  Beschränkung  auch 
durch  das  Privatrecht  gefallen  lassen.  i 

Eine  zweite  öffenÜich-rechtUche  Folge  ist,  dass  die  ger- 
manischen Völker  überhaupt  keine  absolute  Staatsgewalt, 
auch  nicht  in  den  gemeinsamen  Angelegenheiten,  kennen  und 
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dulden.  Der  römische  Begriff  des  Imperiums  ist  ihnen  fremd. 
Sie  wollen  mitraten  und  mitstimmen,  wenn  sie  gehorchen 
sollen.   Ihre  Stände  sind  eine  politische  Macht,  mit  welcher 

die  Königsmacht  sich  vereinbaren  miiss,  um  Gesetze  zu  geben. 
Der  Gedanke  des  Staates  als  einer  Gesamtperson  liegt  ihnen 
noch  fem  und  ist  ihnen  meist  ttUTerständlich,  Sie  lösen  den 
Staat  eher  auf  in  leibhafte  Personen  oder  Gruppen  von  Personen; 
sie  begreifen  ihn  zunächst  in  dem  Könige  oder  anderen  Fürsten, 
welche  das  Gericht  und  die  Volksversammlung  leiten,  in  den 
Vorständen  der  Gaue  und  Zehnten,  in  der  Volksgemeinde. 
Je  durch  die  einen  Personen  werden  die  anderen  teils  ver- 
stärkt, teils  beschränkt.  So  wird  die  ganze  Einriebt  1111^?  des 
Gemeinwesens  auch  in  ihren  Teilen  von  dem  Geiste  der  Frei- 
heit erföllt  Die  Einheit  ist  verhältnismässig  schwach,  aber, 
die  relative  Selbständigkeit  der  Glieder  stark. 
y  Diese  Aenderungen  der  Staatsidee,  in  denen  wir  erhebliche 
Fortschritte  erkennen,  zeigten  sich  fibrigens  mehr  in  der  Praxis 
als  in  der  Theorie.  Eine  germanische  Staatslehre  gab  es  über- 
haupt nicht.  Die  W  issenschaft  ward  im  Mittelalter  zuerst  von 
der  Kirche  beherrscht,  später  durch  die  Ueberlieferung  der 
römischen  Jurisprudenz  und  der  griechischen  Philosophie  be- 
stimmt. Schon  in  den  alten  Volksgesetzen  linden  sich  der- 
artige Reminiscenzen.  In  dem  westgotischen  Gesetze  z.  B. 
wird  nach  dem  Vorbild  der  klassischen  Litteratur  der  Staats- 
körper mit  dem  Menschen,  der  König  mit  dem  Raupt,  das 
Volk  mit  den  Gliedern  des  Leibes  verglichen.  ^  Aber  das  war 
nur  ein  erborgter  Schmuck  der  Rede,  ohne  tiefere  Bedeutung. 
Der  mittelalterliche  Staat  war  damit  gar  nicht  bezeichnet. 

3  Lex  Wisigothor.  11,1,  c.4:  nBeneBens  conditorrerumdisponeQS 
humani  corporis  formam,  in  sublime  caput  erejcit,  atqae  ex  iUo  cunctas 
membronim  fibrae  ^oiiri  decrevit.  Hinc  est  et  peritoram  xnediconim 
praecipua  cura,  ut  ante  capiti  quam  membi-is  incipiant  adhibere  medelaiD. 
Sioqne  in  statu  et  negotiis  plebium  ordinatio  dirigenda,  ut  dum  Salus 
competens  piospidtur  Regam,  fidavalentibus  teneatnr  salvatio  populornm." 
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In  einigen  anderen  Beziehungen  hatte  die  Staatsidee  auch 
Bfteksdiritte  gemacht,  und  nicht  bloss,  weil  der  kirchliche 

Glaube  sie  entwürdigte. 

Man  konnte  auch  den  mittelalterlichen  Staat  einen 
Rechtsstaat  nennen;  aber  in  einem  anderen  als  in  dem 
Sinne  der  Börner.  Er  war  nicht  die  reine  Ordnung  des  öffent- 
lichen Rechtes.  Vielmehr  wurden  alle  seine  Institutionen  mit 
privatrechtlichen  Elementen  versetzt  und  gemischt  Wie 
ein  Familiengut,  wie  ein  Stammeseigentum  wurde  die  Landes- 
herrschaft betrachtet,  und  die  öffentlichen  Pflichten  wurden  wie 
Eeallasten  hehandelt.  Das  ganze  Lehenrecht  und  alle 
Erscheinungen  des  Patrimonialstaates  leiden  an  dieser 
Mischung.  Das  Staatsrecht  der  Börner  war  nur  eine  Grund- 
lage, von  der  aus  die  öffentliche  Wohlfahrt  erstrebt  wurde. 
Das  mittelalterliche  Recht  schien  auch  das  wesentliche  Ziel 
des  mittelalterlichen  Staates  zu  sein.  Die  Volkswohlfahrt  wurde 
darob  vernachlässigt. 

Der  Gedanke  des  Volksstaates  war  nicht  mehr  lebendig. 
Die  Spaltung  und  Zerbröckelung  der  Volks-  und  Staatseinheit 
durch  das  Lehenswesen,  durch  den  Gegensatz  der  Territorien, 
der  Stände,  der  Dynastien  hatte  ihn  zerstört,  und  was  endlich 
von  dem  alten  römischen  Weltstaat  noch  übrig  geblieben  war, 
das  war  mehr  eine  ideale  völkerrechtliche  als  eine  staats- 
rechtliche Verbindung  der  abendländischen  Ghristenländer, 
welche  mehr  noch  durch  die  Autorität  des  Papstes  und  den 
römischen  Klerus  als  durch  das  Kaisertum  zusammengehalten 
wurden. 

Im  grossen  und  ganzen  waren  die  Saaten  zu  einer  freieren 
und  richtigeren  Staatsentwickelung  ausgestreut  worden,  aber 
die  Staatsidee  selbst  hatte  im  Mittelalter  viel  von  der  romi- 
schen Klarheit  und  Energie  verloren. 


Auch  während  des  Mittelalters  war  die  Erinnerung 
an  den  antiken  Staat  nie  völlig  erloschen.  Born  war  die 


C.  Der  Einfluss  der  Renaissance. 
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geistige  Hauptstadt  der  Abendlander  geblieben.  Das  alte 
römische  Weltreich  freilich  war  vor  den  Germanen  in  Stücke 

geschlagnen  worden,  aber  die  GcnnaneD,  welche  aus  den  römi- 
schen Provinzen  selbständige  Königreiche  geschaffen  hatten, 
erhielten  ihre  Bildung  und  voraus  ihre  Keligion  doch  wieder 
von  Bom,  und  an  die  Stelle  der  untergegangenen  Rdmerstadt 
trat  nun  die  römische  Kirche  als  herrschende  Weltmacht 
des  Mittelalters,  der  sich  auch  die  gläubigen  Germanen  unter- 
warfen. In  den  Institutionen,  in  der  Methode,  in  den  Sitten, 
im  Recht  und  in  der  Si» räche  der  römischen  Kirche  war 
vieles,  ja  das  meiste  aus  dem  antiken  römischen  Staate  über- 
liefert. Das  alte  Kaiserreich  hatte  sich  in  das  neuere  Papst- 
reich, der  Weltstaat  in  die  Weltkirche  umgewandelt,  um  in 
dieser  Form  die  Völker  leichter  zu  beherrschen.  Hatte  der 
altrömische  Kaiser  durch  seine  Statthalter  und  Beamten  mit 
Hilfe  des  römischen  Rechtes  und  im  Namen  des  römischen 
Volkes  und  Staates  seine  Herrschaft  geübt  und  derselben  mit 
seinen  Legionen  Nachdruck  gegeben,  so  verehrte  mau  nun  den 
römischen  Papst  im  Namen  Gottes  und  der  Kirche  durch 
die  Bischöfe  und  mit  Hilfe  des  kanonischen  Rechtes  und  der 
Kirchenzucht  und  gab  seinen  Dekreten  Nacli  inick  durch  die 
zahlreichen  Mönchsorden,  welche  den  Widerstand  besiegten. 

Daneben  aber  erhielt  sich  die  Erinnerung  an  das  alte 
Kaisertum.  Wir  wissen  nun,  wie  grundverschieden  das 
römische  Kaisertum,  welches  seit  Karl  dem  Grossen  die 
Könige  der  Franken  und  seit  Otto  dem  Grossen  die  deut- 
schen Könige  erneuert  und  sich  zugeeignet  hatten,  von  dem 
antiken  römischen  Kaisertum  war,  dessen  Sitze  Horn  und 
Konstantinopel  gewesen  waren.  Aber  das  gan^e  Mittelalter 
glaubte,  dass  jenes  nur  die  Fortsetzung  dieses  und  der  frän- 
kisch>römiche  Kaiser  oder  der  römische  Kaiser  deutscher 
Nation  der  rechtmässige  Nachfolger  der  ülaudier,  der  Antouine 
und  der  Konstantine  sei.  Und  jedenfalls  bedeutete  die  er- 
neuerte Würde  der  Kaiser  eine  Erinnerung  an  das  antike 
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Bömerreich  und  eine  ideale  Verbindung  der  mittelalterlichen 
Ideen  und  Institutionen  mit  der  antiken  Welt. 

Dazu  kam  nun  die  Wiederfindung  des  altrömischeu  kai- 
serlichen Gesetzbuches,  des  Corpus  Juris  Bomani,  welches 
seit  dem  Xn.  Jahrhundert  auf  den  italienischen  Universitäten 
ausgelegt  und  wie  eine  Offenbarung  des  universellen  Meu- 
schenrechtes  verehrt  wurde.  Von  Italien  her  breitete  sich 
diese  Autorität  erobernd  aus  über  ganz  Westeuropa,  schon 
seit  dem  XIII.  Jahrhundert  in  Frankreich  und  mit  grösserem 
Erfolge  noch  seit  dem  XV.  Jalii hundert  in  Deutschland. 
Allerdings  hatten  die  gelehrten  Juristen  dabei  eher  das 
Privatrecht  und  etwa  noch  das  Strafrecht  vor  Augen  als  das 
Staatsrecht.  Aber  manche  Grundansichtcu  vom  Staate,  seiner 
Gesetzgebung,  der  souveränen  Staatsgewalt,  welche  von  den 
Römern  ausgesprochen  waren,  wurden  doch  auf  diesem  Wege 
yermitteJLjind  gingen  in  den  Vorsteilungskreis  der  Studier- 
ten über. 

Auch  Erinnerungen  an  die  alte  römische  Republik 
und  ihre  Herrlichkeit  tauchten  zuweilen  auf  und  b^eisterten 
die  Bürger  der  Städte  in  dem  Streben,  neue  Städterepubliken 
zu  gründen.  Schon  der  Name  der  städtischen  Katsherren^ 
in  Italien  und  in  Deutschland  ist  eine  freilich  unklare  £r- 
innerung  an  die  Konsuln  der  romischen  Republik.  Zweimal 
unternahm  es  die  Bürgerschaft  von  Rom,  im  Mittelalter  in 
romantischer  Begeisterung  die  längst  verstorbene  Kömer- 
republik  wieder  aufruerwecken  und  neuerdings  ins  Leben  zu 
rufen;  das  eine  Mal  unter  der  Führung  von  Arnold  von 
Brescia  im  XII.  Jahrhundert,  das  andere  Mal  unter  dem 
Tribunen  Cola  Rienzi  im  XIV.  Jahrhundert.  Beide  Ver- 
suche freilich  scheiterten  an  der  politischen  Unföhigkeit  der 
mittelalterlichen  Römer,  aber  beide  zeugen  für  die  Macht 
der  antiken  Ueberlieferung. 

Sogar  die  griechische  Staatslehre  war  dem  romanisdien 
Mittelalter  nicht  völlig  unbekannt.  Die  Politik  des  Aristo- 

DluDtschli,  allgemeine  Staatslehre.  4 
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teles  wurde  in  manchen  Klosterschulen  beachtet.  Sogar 
der  gepriesenste  Doktor  der  Theologie,  Thomas  von  Aquino« 
interpretierte  das  berfLhinte  Werk  des  hellenischen  Philosophen. 

Aber  trotz  alledem  war  die  lieclitsbildung  und  ganz  be- 
sonders die  Staatsordnung  des  Mittelalters  grundverschieden 
von  dem  antiken  Rechte  und  Staate.  Der  germanische  Grund- 
charakter in  den  Institutionen  und  die  kiichlich-theoloffischen 
Principien  in  den  Ideen  waren  durchaus  vorlierrscliend. 

Erst  in  der  zweiten  Hälfte  des  XV.  Jahrhunderts  er- 
wachte das  Andenken  an  die  klassische  Periode  wieder  leb- 
hafter und  der  klassische  Geist  der  Griechen  und  der  Römer 
feierte  seine  Wiedergeburt  (Renaissance).  Die  Kunstwerke  der 
Alten  wirken  nnn  befreiend  und  yerschönemd  auf  die  italieni- 
sclien  Künstler,  in  der  Architektur,  der  Plastik,  der  Malerei 
und  in  der  Poesie.  Die  Gedanken  der  antiken  Wissenschaft 
kommen  wieder  zu  Ehren  und  durchbrechen  die  klösterlich- 
theologischen Oehfige  der  mittelalterlichen  Scholastik.  Der 
Humanismus  erhebt  sich  über  die  kirchliche  Weltscheu  und 
eine  hellere,  freudigere  Weltanschauung  findet  an  den  Höfen 
und  in  den  Städten  yielföltigen  Beifall.  Wie  fast  zweitausend 
.Jahre  früher  die  Sophisten  die  Lehrer  wurden  der  griechi- 
schen Zöglinge  aus  angesehenen  Familien,  so  weiden  nun 
die  Humanisten  die  bevorzugten  Lehrer  der  aufstrebenden 
Jugend  in  Italien,  Frankreich  und  Deutschland.  Die  Gebil- 
deten lassen  sich  nicht  mehr  durch  den  Vorwurf  zurück- 
schrecken, dass  sie  wieder  aus  Christen  zu  Heiden  werden. 
Die  Päpste  selber  gehen  dieser  Bewegung  der  Geister  mit 
leuchtendem  Vorbilde  voran:  Nikolaus  V.  (1447 — 1455), 
Pius  II.  (Aeneas  Sylvius,  14o&— 1464),  Julius  II.  (1503 
bis  löia),  Leo  X.  (löld— lö21)  beschüUen  und  fördern  die 
freiere  Kunstrichtung  der  Renaissance.  Die  fürstlichen  Me- 
dici,  voran  Cos  mos  (1428—1464)  uiul  Lorenzo  (1472—1492) 
erheben  das  schöne  Florenz  zu  einem  neuen  italienischen 
Athen, 
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Auch  der  antike  Staatsbegriff  und  die  antike  Staatslehre 
erleben  eine  teilweise  Erneuerung  und  wirken  auf  die  dffent- 

liehen  Zustände  ein. 

Der  Kinfluss  derselben  zeigt  sich  Yornehmlich  in  folgen- 
den Wirkungen:  Einzelne  kühnere  Denker  wagen  es  wieder, 
die  Entstehung  der  Staaten  und  das  Wesen  der  staatlichen 
Obrigkeit  in  weltlichem  Geiste  aus  menschlichen  Erwägungen 
zu  begründen  und  zu  erklären  und  daher  der  theokratischen 
Denkweise  entg^enzutreten. 

Sodann:  Der  Gedanke  einer  bewussten,  Mittel  und  Zweck 
kalt  bereciinenden  Politik,  welche  die  Leitung  des  Staates 
und  die  Herrschaft  über  die  Völker  bestimmen,  wird  in  der 
Staatspraxis  und  in  der  Staatstheorie  entscheidend.  Derselbe 
gewinnt  durch  Machiavelli  (1469  —1527)  seinen  schärfsten 
und  klarsten  Ausdruck.  Sowohl  seine  Discorsi  zu  Livius/in 
denen  er  die  römische  Bepublik  verherrlicht,  als  sein  Prin- 
cipe, in  dem  er  der  fürstlichen  Herrschsucht  die  Wege  weist, 
sind  von  dem  Geist  der  poütischeu  Kenaissance  erfüllt 

Femer  die  Erneuerung  eines  staatlichen  Imperiums  und 
einer  staatlichen  Souveränität,  vor  . deren  zwingender  Ein- 
heitsgewalt sich  alles  beugen  muss.  In  der  Hand  des  Fürsten, 
der  den  Staat  beherrscht,  wird  diese  Staatsgewalt,  in  schroffem 
Gegensatze  zu  allem  Lehenswesen  und  zu  allen  ständischen 
Schranken  des  Mittelalters,  zu  einem  Absolutismus  gesteigert, 
der  wohl  an  den  Absolutismus  der  römischen  Kaiser  erinnert 

Endlich  offenbart  sich  dieselbe  Renaissance  auch  in  der 
Form  des  Widerspruches,  zu  welchem  diese  ins  Schrankenlose 
wachsende  „Tyrannei"  reizt.  Mit  der  Erinnerung  an  die  Casare 
wird  auch  wieder  die  Erinnerung  an  Brutus  geweckt  und 
der  Tyrannenmord  wird  als  republikanische  Tugend  gepriesen. 
Selbst  die  Gatilinarier  wiederholen  sich  als  Verschwörer.^ 

Aber  alle  diese  „Wiedergeburt"  antiker  Staatsideen  und 

1  Bnrckhard,  Die  Eoltar  der  AenaiBsance,  S.  44  ff. 
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antiker  Tendenzen  bleibt  doch  auf  einen  verhältnismässig 
engen  Kreis  von  höher  Grebüdeten  beschränkt  Die  Massen 

haben  dafür  kein  Verständnis  und  keine  Empfänglichkeit. 
Die  ganze  Einwirkung  der  Eenaissance  auf  den  Staat  ist  nur 
eine  teilweise  und  sie  geht  bald  wieder  Torftber.  Sie  hilft 
mit  den  mittelalterlichen  Staat  auflösen  und  den  modernen 
Staat  vorbereiten,  aber  sie  bringt  für  sich  keinen  neuen 
Staat  hervor. 


^         Fünfikes  Kapitel. 

m.  Die  modeni«  Staatsidee. 

1.  Wann  beginnt  das  moderne  Weltalter? 

Das  heutige  geschichtliche  Bewusstsein  der  europäisch- 
amerikanischen Menschheit  ist  einig  in  der  Annahme  eines 
viele  Jahrhunderte  umfassenden  Lebensalters  der  Menschheit, 
welches  wir  das  Mittelalter  nennen;  ebenso  in  der  Wahr- 
nehmung, dass  wir  gegenwärtig  in  einem  neuen  Weltalter 
leben.  Aber  noch  sind  die  Meinungen  geteilt  über  den  Zeit- 
punkt, in  welchem  sich  die  Keuzeit  von  dem  Mittelalter  ent- 
schieden abhebt  Wir  wissen  längst,  dass  die  Vergangenheit 
mit  der  Zukunft  verbunden  bleibt.  Die  Ahnungen  und  die 
ersten  Triebe  der  kommenden  Zeiten  r(  gi  n  sich  schon  lange 
zuvor  in  den  früheren  Zeiten  und  unzählige  Nachwirkungen 
vergangener  Tage  werden  forterhalten  in  der  veränderten 
Altersperiode.  Mitten  im  Mittelalter  sprachen  einzelne  Geister 
Gedanken  aus,  die  erst  in  unserem  Jahrhundert  verstanden 
werden,  und  in  den  heutigen  Zuständen  noch  sehen  wir  manche 
Ueberreste  der  mittelalterlichen  Bildung  und  zwar  nicht  bloss 
in  Klöstern  und  auf  adeligen  ScMössern  sorgfältig  erhalten. 
Dieser  Zusammenhang,  der  jeden  scharfen  Schnitt  zwischen 
Altem  und  Neuem  wie  eine  unsinnige  Verwundung  empfindet^ 
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ist  schon  durch  die  Einheit  des  Lebens  bedingt.  Es  ist  nicht 
anders  mit  den  Altersstufen  des  Einzellebens.  Aber  trotzdem 
haben  wir  ein  BedQrfhis,  uns  über  die  verschiedenen  Zeit- 
perioden zurechtzufinden,  die  an  den  Grenzen  ineinander 
fibergehen  und  die  dennoch  im  grossen  betrachtet  wohl  zu 
unterscheiden  sind. 

1.  Manche  datieren  den  Anfang  der  neuen  Zeit  schon 
von  der  zweiten  Hälfte  des  XV.  Jahrhunderts.  Das  Zeitalter 
der  Renaissance  erscheint  ihnen  als  die  Wandlung  aus 
dem  Mittelalter  zur  modernen  Welt.  Das  Erwachen  des  philo- 
sophischen Geistesbewusstseius  aus  mehr  als  tausendjährigem 
Schlummer,  das  Wiederaufleben  der  antiken  Ideen  und  Er- 
innerungen im  Gegensatze  zu  dem  mittelalterlichen  Glauben 
uiid  den  uiitteLalterlichen  Institutionen,  die  erm  uciie  Blüte 
einer  freieren  und  froheren  Kunst  nach  dem  Vorbilde  der 
klassischen  Kunstwerke,  die  Erhebung  vorzüglich  der  italieni- 
schen Städte,  die  sich  nicht  scheuten,  der  Vormundschaft  der 
papstlichen  Hierarchie  sich  gelegentlich  zu  entwinden,  die 
Ausbreitung  des  römischen  Bechtes  und  sein  Vorzug  vor  dem 
kanonischen  Bechte,  die  Erfindung  der  Buchdruckerkunst  und 
die  Ausstreuung  der  Druckschriften,  die  Erfindung  des  Pulvcr.s 
und  die  Umbildung  der  Heere,  die  kühnere  Seefahrt  und  die 
Entdeckung  unbekannter  Länder  an  den  Küsten  von  Afrika 
und  in  Indien  und  eines  neuen  Weltteiles  im  Westen ;  all  das 
weist  allerdings  auf  eine  Wendung  hin  aus  dem  Mittelalter 
in  die  Neuzeit.  Aber  es  ist  doch  noch  nicht  der  Abschluss  des 
Mittelalters,  sondern  nur  die  absteigende  Entwickelung  des 
Mittelalters,  welche  der  aufsteigenden  Richtung  der  Neuzeit 
vorarbeitet  und  vorausgeht.  Der  damalige  Zeitgeist  hat  doch 
eher  einen  reifen  als  einen  jugendlichen  oder  gar  kindlichen 
Charakter.  Er  will  weniger  Neues  schaffen,  als  Altes  erneuern. 
Es  sind  durchweg  antike  Ideen  und  antike  Vorbilder,  denen 
er  nachstrebt.  Er  reformiert  teilweise  und  er  erschüttert 
teilweise  die  mittelalterliche  Weltordnung,  aber  er  stürzt  sie 
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nicht  und  ersetzt  sie  nicht  durch  eine  Neuschöpfung.  Aui 
Ende  erstarrt  die  Bewegung  doch  in  der  absoluten  Herrschaft 
grosser  lind  kleiner  Ftlrsten. 

2.  Oefter  noch  wird  das  Zeitalter  der  kirchlichen 
Eeformation  als  der  Beginn  der  Neuzeit  betrachtet.  Man 
denkt  dabei  weniger  an  die  mangelhaften  Kefonnversuche  des 
deutschen  Itciches  auf  dem  Wormser  Reichstag  von  1495  als 
an  die  Kircheareform  des  XVI.  Jahrhunderts  uud  rechnet 
diese  von  dem  Anschlag  der  Thesen  Martin  Luthers  (31.  Okt» 
1517)  an  der  Kirchenthüre  zu  Wittenberg. 

In  der  That  war  damals  der  weltgeschichtliche  Bruch  mit 
der  mittelalterlichen  Autorität  der  römischen  Kirche  ein  voll- 
ständiger, und  die  Gründung  yon  protestantischen  Kir- 
chen war  wirklich  eine  neue  Schöpfung  auf  kirchlichem  Ge- 
biete. Die  damalige  Befreiuung  des  religiösen  Gewissens  von 
der  römischen  Bedrängnis  und  Knechtschaft  gab  auch  unbe- 
sti*eitbar  einen  mächtigen  Anstoss  zu  der  späteren  Befreiuung 
der  Wissenschaft  von  der  Autorität  des  kirchlichen  Glaubens 
überhaupt.  Die  sittliche  Reinigung  und  Erhebung  der  Staatsidee 
wirkte  vorbereitend  auf  die  Gestaltung  des  modernen  Staates. 

Dennoch  war  der  Grundgedanke  der  deutschen  Kirchen- 
reform nicht  eine  Neubildung,  sondern  die  Säuberung  der 
alten  Kirche  von  dem  Wust  veijäbrter.  Missbräuche  und  die 
Herstellung  der  ursprünglichen  Beinheit  des  Christentums, 
Die  alte  geschichtliche  Autorität  der  päpstlichen  Kirche  und 
ihrer  Tradition  wurde  gebrochen,  aber  die  ältere  ebenfalls 
geschichtliche  Autorität  der  heiligen  Schrift  strenger  als  vor- 
dem gewahrt.  Das  ursprüngliche  Christentum  war  freilich 
nicht  mehr  herzustellen,  so  wenig  als  die  klassische  Kunst 
der  Athener  und  der  Bömer  durch  die  Benaissance  der  ita- 
lienischen Meister  herzustellen  war.  Die  erneuerten  Ideen  der 
alten  Welt  bekamen  in  der  inzwischen  umgewandelten  Mensch- 
heit eine  neue  Gestalt.  Das  europäische  Leben  war  noch  im 
Fortschritte  begriffen,  und  die  protestantische  Kirche,  wie  der 
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vom  Protestantismus  berührte  Staat  waren  daher  relativ  neue 
Erscheinungen.  Die  Staatsidee  selbst  aber  blieb  doch  noch 

wesentlich  die  mittelaltorliclie;  der  Staat  galt  noch  als  das 
leiblich-irdische  Reich,  die  Kirche  noch  als  die  vorzugsweise 
geistige,  inden  Himmel  hineinragende  Gemeinschaft  der  Heiligen. 


Der  entscheidende  Beweis  aber  dafür,  dass  die  refonna- 

torische  Bewegung  des  XVI.  Jahrhunderts  eher  dem  seinem 
£nde  zureifenden  Weltalter  des  Mittelalters  als  der  jugendlich 
aufistrebenden  Neuzeit  angehört,  liegt  in  dem  Charakter  der 
beiden  Jahrhunderte  von  1540 — 1740.  Diese  lange  Periode 
macht  auf  den  unbefaugeuen  Betrachter  den  Eindruck  nicht 
der  Jugend,  sondern  des  Alters.  Selbst  in  der  protestanti- 
schen Kirche  nimmt  sofort  wieder  eine  starre,  tote  Ortho- 
doxie überhand,  die  keine  frischeren  Triebe  auf  kommen  lässt 
und  das  wissenschaftliche  Leben  fesselt  und  niederdrückt. 
In  der  katholischen  Kirche  breitet  der  Jesuitenorden,  der 
ausgesprochenste  Träger  der  künstlich  konservierten  mittel- 
alterlichen Hierarchie,  seine  Macht  aus.  Der  fürstliche  Abso- 
lutismus unterwirft  sich  den  mittelalterlichen  Adel  und  löst 
das  Lehenswesen  auf,  aber  es  pulsiert  in  ihm  doch  vorzüglich 
altes  Leben.  Die  absolute  Monarchie,  die  imu  auf  dem  ganzen 
Kontinente  von  Europa  herrschend  wird  und  nur  in  England 
abgewehrt  wird,  stützt  sich  vornehmlich  auf  alte  Ideen,  dyna- 
stische und  römische,  patrimoniale  und  theokratische.  Auch 
der  behaglich  ausschweifende  Zopfstil,  der  allmählich  die 
Benaissance  verdrängt,  ist  eine  ältliche  Erscheinung.  In  alle- 
dem zeigt  sich  eher  Auflösung,  das  Absterben  des  Mittelalters, 
als  eine  von  Grund  aus  neue  Zeit.  Der  junge  Leibnitz  hatte 
einen  so  lebhatten  Eindruck  empfangen  von  dem  ältlichen 
Charakter  seiner  Zeit,  dass  er  im  Jahre  1669  schrieb,  man 
habe  „Grund  zu  der  Annahme,  dass  die  Welt  in  ihr  Greisen- 
alter eingetreten  sei''.! 

1  Pichl  er,  Theologie  toü  ^eibnitx,  I,  S.  23. 
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3.  Diese  Erwägung  hindert  uns  auch,  den  Anfang  des 
modernen  Weltaiters  in  der  englischen  Revolution  zu 
erkennen,  sei  es  der  Revolution  von  1640,  sei  es  der  soge- 
nannten „glorreichen'*  Revolution  von  1G88.  Ge\Yiss  brachte 
auch  sie  Neues.  Die  kon  stitutionelle  Monarchie  kam 
nun  zum  Durchbrach.  Jede  sorgfaltigere  Veigleichung  aber 
der  englischen  mit  der  französischen  Revolution  bestärkt  unsere 
Wahrnehmung,  dass  jene  noch  in  das  Ende  des  Mittelalters, 
diese  in  die  Neuzeit  gehört.  Die  Engländer  kämpften  noch 
vorzugsweise  für  die  alte  angelsächsische  Volksfreiheit  und 
die  hergebrachten  Rechte  des  Parlamentes  wider  den  Absolu- 
tismus des  Königs,  während  die  Franzosen  eine  neue  ratio- 
nelle Gestaltung  des  Staates  und  eine  neue  gesellschaftliche 
Freiheit  zu  verwirklichen  suchten. 

4.  Viele  sehen  deshalb  in  dem  Zeitalter  der  französi- 
schen Revolution  die  ersten  entschiedenen  Reguugen  der 
modernen  Zeit  und  datieren  dieselbe  von  1789  an.  Die  An- 
nahme schmeichelt  überdem  der  französischen  Eitelkeit.  Aber 
wenngleich  es  unbestreitbar  ist,  dass  die  französische  Revo- 
lution von  dem  modernen  Geiste  erfdllt  und  bewegt  ist,  so 
hat  derselbe  doch  früher  schon  seine  Schwingen  zu  regen  be- 
gonnen.  Das  Zeitalter  der  Aufklärung  ging  voran  und 
trägt  bereits  den  unverkennbaren  Stempel  der  Neuzeit. 

Schon  manche  haben  es  bemerkt,  insbesondere  auch 
Thomas  Buckle,  der  gelehrte  Verfasser  der  Geschichte  der 
neueren  Civilisation,  dass  mit  dem  Jahre  1740  eine  veränderte 
Strömung  der  Geister  sichtbar  wird.  Wie  die  Sonne  zuerst  die 
Spitzen  der  Berge  beleuchtet  und  dann  erst  mit  ihren  Strahlen 
in  die  Thäler  niedersteigt,  so  zeigt  sich  der  neue  Geist  zuerst 
in  hervorragenden  Menschen  und  breitet  sich  nur  allmählich 
aus  über  die  Menge.  Aber  in  der  zweiten  Hälfte  des  XVIII.  Jahr- 
hunderts sind  es  doch  nicht  bloss  wenige  Auserwählte,  nicht 
blosse  Vorläufer  und  Propheten  einer  kommenden  Zeit,  die 
von  dem  neuen  Geiste  eigriffen  werden.  Ueberall  steigen  neue 
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Ideen  auf  an  dem  Horizont,  und  das  Verlangen  nach  einer 
Umgestaltung  der  Welt  regt  sich  in  weiten  Kreisen.  Die 
Hoffiiung  auf  ein  neues  Leben  schwellt  die  Herzen.  In  der 
Kunst  und  in  der  Litteratur,  im  Staat  und  in  der  Gesellschaft 
vollzieht  sich  eine  Wandlung.  Der  Sinn  der  Welt  wendet  sich 
entschieden  ab  yon  dem  Mittelalter,  einer  Neuschöpfung  zu. 

Man  vergleiche  verwandte  Personen  und  Erscheinungen 
seit  1740  mit  denen  der  letzten  Jahrhunderte  vorher  und  man 
wird  die  gewaltige  Veränderung  in  dem  Charai^ter  der  Zeiten 
deutlich  erkennen.  Nicht  bloss  die  Individuen  sind  andere, 
auch  die  Bedin{j,iujgcu  ihres  Daseins,  der  Boden,  auf  dem  sie 
stehen,  die  Luft  um  sie  her  sind  anders  geworden.  Man 
vergleiche  z.  B.  Friedrich  den  Grossen  von  Preussen, 
den  bedeutendsten  Eepräsentanten  des  modernen  Staates  und 
der  modernen  Weltanschauung,  nicht  nur  mit  Ludwig  XIV. 
von  Frankreich,  dem  deutlichsten  Eepräsentanten  des  abso- 
luten Königtums  von  Gottes  Gnaden,  welcher  das  Mittelalter 
abschliesst,  sondern  selbst  mit  seinem  grossen  Ahnhoirii.  dem 
Kurfürsten  Jb  riedrich  Wilhelm;  oder  man  ver-l*  iche  die 
Befreiung  der  Niederlande  von  der  spanischen  Herrschaft 
mit  der  Befreiung  Nordamerikas  von  der  englischen  Nation, 
oder  die  englische  und  die  französische  Revolution,  oder 
Bousseau  mit  Hutten,  Lessing  mit  Luther  und  man 
wird  den  heftigen  Gegensatz  der  Zeiten  deutlich  erkennen. 

Die  neue  Zeit,  in  welche  die  civiiisierte  Menschheit  seit 
der  Mitte  des  vorigen  Jahrhunderts  eingetreten  ist,  zeigt  sich 
auch  in  dem  unsichem  Tasten  und  Experimentieren  der  Staats* 
theorie  und  der  Staatspraxis,  in  den  kecken  Versuchen  einer 
völligen  Neuschöpfung  und  in  der  momentanen  Verzweiflung, 
welche  dem  Misslingen  auf  dem  Fusse  folgt,  in  dem  Schwanken 
zwischen  Bevolution  und  Beaktion. 

Wenn  das  moderne  Weltalter  im  grossen  den  Charakter 
selbstbewusster  Männlichkeit  zeigt,  in  höherem  Grade 
als  irgend  eine  Mhere  Periode  der  Geschichte,  so  verraten 
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diese  Züge  duch,  dass  wir  nur  die  erste  Entwickeluugs- 
stufe  dieser  männlichen  Zeit  erlebt  haben,  welche  noch 
ebenso  ein  unreifes,  jugendliches,  zuweilen  kindliches  Antlitz 
trägt,  wie  die  letzten  Jahrhunderte  des  Mittelalters  ein  ält- 
liches Aussehen  haben.  Das  organisch-psychologische  Gesetz 
der  Altersentwickelung  bestimmt  nicht  bloss  das  Gesamt- 
leben der  Menschheit  in  seinen  Weltaltein,  es  wiederholt  sich 
in  fortgesetztem  Kreislauf  auch  in  den  einzelnen  Perioden 
innerhalb  der  verschiedenen  Weltalter. 

Wir  datieren  also  das  Moderne  Weltalter  seit  dem 
Jahre  1740.  Die  Erhebung  des  preussischen  Köni^^s- 
staates,  die  Josephinische  Bewegung  in  Oesterreich, 
die  Gründung  der  nordamerikanischen  Union,  die 
Wandlungen  der  französischen  Revolution  und  der 
Napoleonische  Staat,  die  Verpflanzung  der  konstitu- 
tionellen Monarchie  aus  England  in  die  Kontinental- 
staaten, die  Versuche,  die  repräsentative  Demokratie 
einzuführen,  die  Gründung  nationaler  Staaten,  die  Los- 
schälung  des  öffentlichen  Kechtes  von  der  konfessionellen 
Umhüllung,  die  Sonderung  oder  Trennung  von  Staat  und 
Kirche,  die  Beseitigung  alles  Feudalismus,  aller 
ständischen  Privilegien,  die  Erhebung  des  einheit- 
lichen Yolksbegriffes  und  die  Anerkennung  der  freien 
Gesellschaft  sind  sämtlich  teils  erste  Versuche,  teils 
erste  Gestaltungen  und  Wirkungen  des  modernen  Gesamt- 
lebens und  daher  auch  des  modernen  Staates. 

Anmerkung.  Wir  sind  gewohnt,  die  GeBchiehte  der  Menschheit 
in  ihrem  inneren  Zusammenhang  und  in  geregelter  Folge  sn  betrachten. 
Wir  unterscheiden  daher  die  verschiedenen  Weltalter  ähnUch,  wie  wir 
die  Lehensalter  der  Einseimenschen  unterscheiden.  Wir  sprechen  von 
einem  Kindesalter,  von  einem  Jugendalter  der  Menschheit  und  schUessen 
dieses  mit  der  klassischen  Periode  des  hellenischen  und  römischen  Kultur^ 
lehens  ab.  In  dieser  -Weise  scheiden  wir  auch  das  Mittelalter  von  den 
jugendlich-genialen  Weltaltern  der  alten  Griechen  und  Römer  ab,  und 
ebenso  nach  der  anderen  Seite  von  der  reiferen  und  männlicheren  Neuzeit. 
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Während  das  Leben  des  Eioselmenselieii  nach  Jahren  nnd  nach  Jahr- 
zehnten  bemessen  wird,  rechnen  wir  das  Leben  der  Menschheit  nach 
Jalirhunderten  und  Jahrtausenden.  Innerhalb  der  einzelnen  Weltalter 
entdecken  wir  nochmals  denselben  Kreislanf  nnd  dieselbe  Folge  der 
Altei-dstofen  und  nehmen  wir  wieder  erst  aufsteigende,  dann  absteigende 
Linien  der  Entwickelung  wahr.  Wie  den  Weltaltern  im  grossen,  so 
sprechen  wir  ihren  Perioden  nnd  Phasen  im  kleinen  einen  bestimmten 
Charakter  und  Geist  2a.  Die  erste  nnd  die  zweite  Hälfte  des  XVllL  Jahr- 
hunderts zeigen  so  einen  durchaus  verschiedenen  Typus,  fthnlich  wie  die 
erste  und  zweite  Hälfte  des  XVI.  Jahrhunderts. 

Diese  ganze  weltgeschichtliche  Betrachtungsweise  hat  aber  eine  Wahr- 
heit nur  unter  der  Voraussetzung,  dass  die  Menschheit  nicht  bloss  eine 
Summe  von  Einzelmenschen  und  dass  das  Leben  der  Menschheit  nicht 
bloss  eine  Summe  von  Einzelleben  sei.  Sie  ruht  vielmehr  auf  der  An- 
nahme, dass  die  Menschheit  ein  Ganzes  sei  und  dass  es  eine  Entwiche- 
lung  der  Menschheit  im  grossen  gebe,  welche  zu  ihrer  Bewegung 
nnd  zn  ihren  Fortschritten  grösserer  Zeitperioden  bedürfe  als  die  Alters- 
perioden der  einzelnen.  Indem  wir  ganze  Perioden  von  Jahrhunderten 
und  Jahrtausenden  überschauen,  können  wir  uns  den  Eindrücken  jenes 
grossartigen  Zusammenhanges  und  dieser  bestimmten  Folge  der  Entwicke- 
lung  nicht  entziehen,  und  wir  schliessen  daraus  auf  die  Einheit  des 
Menschengeschlechtes  und  auf  die  Bestimmung  der  Menschheit^  deren 
grosses  Leben  über  das  kleine  Leben  der  Einzelmenschen  hinsclireitet, 
dem  aber  das  kleine  Finzelleben  bewusst  oder  unbewiisst  zu  dienen  hat. 

Wenn  diese  Wahrnehmung  richtig  ist,  so  nötigt  sie  uns  zu  einem 
Rückschluss  auf  die  Dauer  der  Menschheit,  deren  Leben  die  Weltgeschichte 
darstellt.  Es  ist  nicht  wahrscheinlicli^  dass  die  uns  unbekannte  oder  doch 
nur  wenig  bekannte  Kindheitsperiode  der  Menschheit  sich  ins  Unermess- 
liche  ausdehne,  während  die  Jünglingszeit  derselben  und  die  seitherige 
Entwickelung  zu  männlicher  Reife  einige  Jahrtausende  nicht  übersteigt. 
Der  Unterschied  kann  uiclii  ein  unverhäll iii-ni;issiger  sein.  Indessen 
scheint  dieser  Annahme  die  heutige  "Naturwissenschaft  zu  widers|)rechen. 

Wie  das  Alter  der  Erdrinde,  welches  die  semitische  Schöpfungs- 
geschichte auf  eine  kurze  Zeit  von  wenigen  Jahrtausenden  zusammen- 
gedrängt hat,  infolge  einer  gründlicheren  Forschung  ins  Ungeheuere 
ausgedehnt  worden  ist  und  wir  hier  nach  Millionen  oder  gar  nach 
Milliarden  von  Jahren  zu  rechneu  gelernt  haben,  so  hat  dieselbe  Unter- 
suchung auch  die  Anfänge  der  Menschheit  in  eine  viel  fernere  Vorzeit 
verlegt,  deren  weite,  kaum  näher  bestimmbare  Zeiten  ausser  Verhältnis 
sind  zu  den  bekannten  Weltaltern  der  späteren  Geschichte.  Es  ist  min- 
destens sehr  wahrscheinlich,  wenn  nicht  gewiss,  dass  es  schon  vor 
llunderttausenden  von  Jahren  menschenartige  Geschöj)fe  gegeben  hat. 
Die  Naturforschung  hat  uralte  menschliche  Knochen  und  Schädelreste 
entdeckt,  die  in  einer  unbekannten  Vorzeit  mit  den  Höhlenbären  gleich- 
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zeitig  gelebt  haben.  Sie  unterniinnit  es  sogar,  den  leiblichen  Znsammen- 
hang und  die  Wandliingsstnfen  aufzuzeigen,  welche  den  Menschenkörper 
mit  den  alteren  Korperlbrmeu  der  Tiere  verbinden.  Sie  macht  es  wahr- 
scheinjich.  dass  die  vorgcschicliilichen  Menschenrassen  mit  den  Affen  und 
anderen  Tieren  noch  näher  verwandt  waren  als  die  heutige  Menschheit. 
In  dieser  Beobachtung  liegt  zunächst  eine  Verschärrung,  bei  näherer  Er- 
wägung aber  eine  Losung  jenes  VViderspruches. 

Mag  immerhin  die  Geschicluc  der  Menschenschöpliing  oder,  wie 
manche  es  nennen,  der  Menschenzuciitung,  welche  die  Naturwissenschaft 
aufsucht,  auf  sehr  viel  frühere  Zeiti^n  liinweisen.  als  die  hergebrachte 
Annahme  eines  Kinflheitsalters  der  Menschheit  vermutet,  so  haben  wir 
doch  keinen  Grund,  die  Kulturgeschichte  der  Menschheit  nnd  das,  was 
wir  Weltgeschic  Ii  te  nennen,  ebenso  ins  Weite  au^zudehnen.  Die 
Weltgeschichte  konnte  erst  in  der  Zeit  beginnen,  als  eine  h(»hero 
Menschenrasse  die  Fähigkeit  otTenbarte,  selber  schoiiferiscli  an  der 
Vervollkuuimnung  des  Menschengeschlechtes  zu  arbeilen.  Sie  fangt  daher 
erst  an  mit  der  Erscheinung  der  weissen  Menschenrasse,  der  Ivinder 
des  Lichtes,  der  Bildner  und  Träger  der  Weltgeschichte.  Der  weisse 
Mensch  ist  keinenfalls  so  alt  als  der  sogenannte  AlTenmensch. 

Das  Gesetz  der  o  r ganisch-psychologi sehen  En  twickelung  der 
Weltgeschichte  ist  also  nicht  mit  dem  Naturgesetze  der  leiblichen 
Abstammung  zu  verwechseln.  Das  menschliehe  Gemeingefühl  und  der 
Geraeingeist,  welche  sich  in  jenem  offenbaren,  und  dieEntwickelungsstufen-j 
die  sich  in  dem  wechselnden  Vortreten  der  verschiedenen  Geistes-  und 
Gemütskräi'te  und  in  den  Menschen  werken  darstellen,  gehören  wesentlich 
der  höchsten  Menschennatur  an  und  nicht  der  Kaiur  der  mancherlei 
Tiergattungen. 

Die  niedrigeren  ersten  Erscheinungen  von  Menschenrassen  mögen  als 
Vorstufen  der  höheren  Menschheitsform  eine  stoffliche  Bedeutung  haben. 
An  der  eigentlidien  Geschichte  der  Menschheit  haben  sie  kaum  mehr 
Anteil  als  die  Farbe  nnd  der  Pinsel  an  dem  Gemälde  des  Künstlers. 


2.    Haup  t  un  t  er  schiede  des  modern<»n  Stn  atsbegri  ffes  von  dem 
antiken  und  dem  mittelalterlichen  Staatsbegriff. 


Der  Gegensatz  des  modernen  und  des  antiken  Staats- 
begriäes  lässt  sich  in  folgender  Gegenüberstellung  der  Haupt* 
unterschiede  darstellen: 


Sechstes 
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Antiker  Staat 

1.  Der  antike  Staat  erkennt 
noch  nicht  die  persönlichen 
Me HS chenr echte  und  daher 
auch  nicht  die  individuel- 
len Freiheit s rechte  an. 
In  allen  antiken  Staaten  be- 
stand mindestens  die  H&lfte» 
der  Bevölkerung  aus  recht- 
losen Sklaven  und  nur  die 
kleinere  Hälfte  aus  freien« 
Bürgern.  Der  Landbau,  die 
Viehzucht,  das  Handwerk,  der 
häusliche  Gesindedienst  und 
sogar  ein  grosser  Teil  des 
Handels  wurden  vorzugsweise 
von  Sklaven  besorgt.  Iniulge- 
dessen  wurde  die  Arbeit  gering 
geachtet  und  die  Arbeiter 
galten  wenig.  Die  Sklaven 
waren  nur  durch  ihren  Herrn 
mit  dem  Staate  verbunden.  Sie 
hatten  keinen  Anteil  an  dem 
Staate,  kein  Vaterland.  Die 
Menschenrechte  waren  ihnen 
fast  gänzlich  versagt  Die  Sitte 
freilich  war  oft  besser  als  das 
Gesetz,  aber  auch  die  besseren 
tfaats&chlichen  Zustände  waren 
unsicher  und  konnten  plötzlich 
einEnde  nehmen  mitSchrecken. 
Von  Zeit  zu  Zeit  brachen  Skla- 
venaufstande  los  und  wurden 
dann  blutig  niedergeworfen. 


Moderner  Staat. 

1 .  Der  moderne  Staat  erkennt 
die  Menschenrechte  in 
jedermann  an.  Ueberau 
hat  er  die  Sklaverei  aufgeho- 
ben als  ein  TJnrecht  und  so- 
gar die  mildere  Hörigkeit 
und  die  Erbunterthänig- 
keit  beseitigt,  als  eine  Miss- 
achtung der  natürlichen  Frei- 
heit der  Person.  Der 
Mensch  hat  kein  Eigentum 
über  den  Menschen,  denn  nie 
ist  der  Mensch  eine  Sache, 
sondern  immer  eine  Person, 
d.  h.  ein  Rechtswesen.  Es 
gibt  nur  freie  Arbeit  und  sie 
wird  geschätzt.  Auch  die  po- 
litische Teilnahme  an  dem 
Staate  ist  allen  Volksklassen 
zugänglich,  und  das  staatliche 
Stimmrecht  ist  auch  auf  die 
Arbeiter  und  die  Dienstboten 
ausgebreitet  worden.  Die  Ge- 
fahr von  Sklavenaufständen  ist 
verschwunden.  Der  ganze  Staat 
ruht  auf  breiterer  Grundla<;e. 
Seine  Wurzeln  sind  über  die 
ganzeBevölkerung  ausgedehnt. 
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Antiker  Staat. 
2.  Die  antike  Staatsidee  am- 
fasst  das  gesamte  gemein- 
same  Menschenleben, 
in  Religion  und  Recht,  Sitte 
und  Kunst)  Kultar  und  Wissen- 
schaft. Prfesteramt  ist  Staats- 
amt. Der  antike  Staat  kennt 
noch  nicht  die  volle  Geistes* 
freiheit  der  Individuen. 


3.  Der  antike  Mensch  ist 

nur  als  Staatsbürger  voll- 
berechtigt. Bei  den  Hellenen 
waren  noch  Privatrecht  und 
öffentliches  Recht  un- 
ausgeschieden  durcheinander 
gemischt.  Die  Römer  sonder- 
ten zwar  die  heiden  Ordnungen 
grundsätzlich,  aber  noch  blieb 
ihr  Privatrecht  völlig  von  dem 
Volks-  und  Staatswillen  ab- 
hängig. Die  individuelle  Frei- 
heit auch  gegenüber  dem  Staat 
war  noch  nicht  anerkannt. 


Moderner  Staat. 

2.  Der  moderne  Staat  ist 
sich  der  Schranken  seiner 
Macht  und  seines  Rechtes 
bewusst  geworden.  Er  be- 
trachtet sich  wesentlich  als 
Rechtsgemeinschaft  und  poli- 
tische Gemeinschaft.  Er  ver- 
zichtet darauf,  die  Religion 
und  denKultus  zu  beherrschen, 
und  überlässt  beides  den  Kir- 
chen und  den  Individuen. 
Priesteramt  ist  Kirchenamt. 

Er  nimmt  auch  keine  wis- 
senschaftliche und  keine  künst- 
lersiche  Autorität  für  sich  in 
Anspruch.  Er  achtet  und 
schützt  die  wissenschaftliche 
Freiheit  der  Forschung  und 
der  Meinungsäusserung. 

3.  Der  moderne  Mensch  ist 
als  Individuum  berechtigt. 
Das  Privat  recht  wird  von 
dem  öffentlichen  Recht  scharf 
unterschieden.  Jenes  wird  von 
dem  Staate  eher  erkannt  als 
geschaffen,  mehr  geschützt  als 
beherrscht  Die  freie  Person 
geht  nicht  im  Staate  auf.  Sie 
entwickelt  sich  selbständig  und 
übt  ihr  Recht  nicht  nach  dem 
Willen  der  Staatsgewalt,  son- 
dern nach  persönlichem  ^Vll- 
len  aus. 
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Antiker  Staat. 

4.  Die  antike  Staatsgewalt 
hat  einen  absolnten  Cha- 
rakter. 

5.  Die  öffentlichen  Gewalten 
werden  unmittelbar  von 

den  dazu  Berechtigten  aus- 
geübt. In  der  antiken  Be- 
publik erscheint  die  BOiger- 
Schaft  in  grossen  Volksver- 
sammlungen (Ekklesien,  Ko- 
mitien)  und  beschliesst  hier 
selber  über  wichtige  Staats- 
angelegenheiten. 

6.  Die  hellenischen  Staaten 

sind  wesentlich  Slädtestaa- 
ten,  Politien.  Aus  einem 
St&dtestaat  hat  sich  Rom  zum 
Weltstaat  erweitert. 

7.  In  dem  antiken  Staate 
werden  zwar  die  öffentli- 
chen Thätigkeitenje 
nach  ihrer  Art  und  Richtung 
unterschieden.  Aber  gewöhn- 
lich üben  dieselben  Ver- 
sammlungen und  Magistrate 
verschiedenartige  Funktionen 
aus,  Gesetzgebung  und  Re- 
gierung, Imperium  und  Juris- 
dictio. 

8.  Der  antike  Staat  fühlt  sich 
auch  nach  aussen  nur  durch 
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Moderner  Staat. 

4.  Die  moderne  Staatsgewalt 

ist  verfassungsmässig  be- 
schränkt. 

5.  Der  moderne  Staat  ist 
vorzugsweise  Repräsent a- 

tivstuat.  An  die  Stelle  der 
massenhaften  Volksversamm- 
lung tritt  der  gewählte  Aus- 
schuss  der  Bürger  als  Volks- 
vertretung. Die  heutigen 
Repräsentativkörper  sind  be- 
fähigter als  die  antiken  Volks- 
versammlungen,  die  Gesetze 
zu  prüfen,  Beschlüsse  zu  er- 
wägen und  Kontrolle  zu  üben. 

6.  Die  modernen  Staaten  sind 
wesentlichVolksstaat  eil.  Die 
Stadt  ist  nur  eine  Gemeinde 
in  dem  Staate,  nicht  der  Kern 
des  Staates. 

7.  In  dem  modernen  Staate 
werden  für  die  verschiede- 
nen Thätigkeiten  auch 
verschiedene  Organe  ge- 
schaü'en  und  so  die  frühere 
nur  gegenständliche  Unter- 
scheidung der  Gewalten  zu 
persönlicher  Sonderung 
der  Funktionen  fortgebildet. 

8.  Die  modernen  Staaten  er- 
kennen in  dem  Völkerrecht 
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Antiker  Staat 
den  Widerstand  anderer  Staa- 
ten tbatsächlich,  aber  nicht 
durch  das  gemeinsame  Völ- 
kerrecht beschränkt  Rom 
strebte  rücksichtslos  die  Welt- 
herrschaft an  wie  sein  na- 
türliches Vorrecht 

Die  Hauptnnterschiede  der 
der  mittelalterlichen  sind: 
Mittelalterlicher  Staat. 
1.  Das  Mittelalter  leitet  den 
Staat  und  die  Staatsgewalt 
von  Gott  ab.   Der  Staat  ist 
eine  von  Gott  gewollte  und 
geschaffene  Ordnung. 

2»  Die  theologischen 
Principien  sind  grundlegend 

und  massgeberitl  fur  den  Staats- 
begriflf.  Der  ganz  und  gar 
mittelalterliche  Islam  kennt 
nur  Ein  Gottesreich,  wel- 
ches von  Gott  dem  Sultan  zur 
Herrschaft  verliehen  ist  Das 
christliche  Mittelalter  will  den 
Dualismus  von  Kirche  und 
Staat,  aber  es  glaubt,  dass 
beide  Schwerter,  das 
geistliche  und  das  weltliche, 
von  Gott  verlieben  werden, 
das  erste  an  den  Papst,  das 
zweite  an  den  Kaiser.  Die 


Moderner  Staat 
eine  rechtliche  Schranke  ihrer 

Herrschaft  an.  Das  Völker- 
recht schützt  den  Bestand  und 
die  Freiheit  aller  Völker  und 
Staaten  und  verwirft  die  Üni- 
vers  al  b  errschaft  Eines 
Staates  über  alle  Nationen, 
modernen  Staatenbildung  und 

Moderner  Staat 

1.  Der  moderne  Staat  wirdaus 
der  Menschennatur  mensch- 
lich begründet  Der  Staat  ist 
eine  von  den  Menschen  zu 
menschlichen  Zwecken  ge- 
schaffene und  verwaltete  ge- 
meinsame Lebensordnung. 

2.  Die  weltlichen  Wissen- 
schaften der  Philosophie 
und  Geschichte  bestimmen 
dieGrundprincipien  desStaates . 
Die  modemeStaatswissenschaft 
gebt  von  der  Betrachtung  des 
Menschen  aus,  wenn  sie  den 
Staat  erklärt.  Die  einen  den- 
ken sich  den  Staat  als  eine 
Gesellschaft  von  Einzel- 
menschen, welche  zum  Schutze 
ihrer  Sicherheit  und  ihrer 
Freiheit  sich  vereinbaren,  die 
anderen  als  eine  Verkörperung 
des  Volkes  in  seiner  Einheit. 

Die  moderne  Staatsidee  ist 
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Mittelalterlicher  Staat, 
protestantische  Theologie  ver- 
warf die  Idee  des  geisUichen 
Schwertes  und  erkannte  nur 
das  eine  Schwert  des  Staates 
an;  aber  auch  sie  hielt  an 
dem  religiösen  Gedanken  fest, 
dass  die  obrigkeitliche  Gewalt 
von  Gott  komme. 


3.  Das  Ideal  des  mittelalter- 
lidien  Staates  ist  zwar  nicht 

mehr,  wie  das  der  allen  orien- 
talischen Völker,  die  unmittel- 
bare Theokratie,  aber  die  mit- 
telbare  Theokratie.  Der 
Herrscher  ist  Stellvertre- 
ter Gottes. 


4.  Der  mittelalterliche  Staat 
ruht  auf  der  Glaubensge- 
meinschaft   und  fordert 

Glaubenseinheit.  Die  Un- 
gläubigen   und  Irrgläubigen 

Bluntschli,  al^meiiie  Staatslebre. 


Moderner  Staat, 
nicht  religiös,  aber  sie  ist 
darum  nicht  irreligiös,  d.  h. 
sie  macht  den  Staat  nicht  ab- 
hängig von  dem  religiösen 
Glauben,  aber  sie  leugnet 
nicht,  dass  Gott  die  mensch- 
liche Natur  geschaffen  und  an 
der  Weltregierung  sich  in  dem 
Schicksal  eine  Mitleitung  vor- 
behalten habe.  Die  moderne 
Staatswissenschaft  bescheidet 
sich,  den  Gedanken  Gottes 
nicht  ergründen  zu  können, 
aber  sie  bemüht  sich,  den 
Staat  menschlich  zu  begreifen. 

S.  Dem  politischen  Bewusst- 
sein  der  modernen  Völker  ist 
alle  Theokratie  verhasst.  Der 
modern  eStaat  ist  eine  mensch- 
liche Vexfassungsord- 
nung.  Die  moderne  Staats- 
gewalt ist  durch  das  öffent- 
liche Recht  bedingt  und  ihre 
Politik  strebt  die  Volkswohl- 
iahn  an,  wie  sie  dieselbe  mit 
menschlichem  Verstände  be- 
greift und  mit  menschlichen 
Mitteln  durchführt. 

4.  Der  moderne  Staat  be- 
trachtet die  Beligion  nicht  als 
eine  Bedingung  des  Rechtes. 
Das  öffentliche  und  das  Pri- 
vatrecht sind  unabhängig 
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Mittelalterlicher  Staat, 
haben  kein  staatliches  Kecht. 
Sie  werden  verfolgt  und  aus- 
gerottet, im  günstigsten  Falle 
nur  geduldet 


5.  Das  christliche  Mittel- 
alter betrachtet  die  Kirche 

als  das  geistige  und  daher 
höhere,  den  Staat  als  das  leib- 
liche und  daher  niedere 
Reich.  Damit  ist  die  Herr- 
schaft oder  doch  die  Vormund- 
schaft des  Priestertames 
Aber  das  Fürstentum  be- 
gründet. Der  Klerus  steht 
hoch  über  den  Laien  und  ist 
durch  Immunitäten  privi- 
legiert 


6«  Im  Mittelalter  leitet  die 
Kirche  die  Erziehung  der 

Jugend  und  übt  ihre  Autori- 
tät auch  über  die  Wissen- 
schaft aus. 


Moderner  Staat 

von  dem  Glauben.  Der 
moderne  Staat  schützt  die  Be- 
kenntnisfreiheit und  einigt 
Mediich  verschiedene 
Kirchen  und  Religions- 
genossenschaften.  Er  ent- 
hält sich  jeder  Verfolgung  von 
Andersgläubigen  oder  von  Un- 
gläubigen. 

5.  Der  moderne  Staat  be- 
trachtet sich  als  eine  Per- 
son, die  zugleich  aus  Geist 
(dem  Volksgeist)  und  Leib, 
der  Verfassung,  besteht.  Er 
fühlt  sich  auch  der  Kirche 
gegenüber,  die  ebenfalls  eine 
aus  Geist  und  Körper  be- 
stehende religiöse  Gesamtper- 
son ist,  unabhängig  und  frei 
und  behauptet  seine  Hoheit 
auch  über  die  Kirche.  Er 
erkennt  keine  Ueberordnung 
des  Klerus  an,  verwirft  die 
Privilegien  der  Immunitäten 
und  breitet  seine  Bechtsherr- 
schaft  über  alle  Klassen  gleich- 
massig  aus. 

6.  Der  moderne  Staat  über- 
lässt  nur  die  religiöse  Er- 
ziehung der  Kirche.  DieSchuie 
ist  Staatsschuie.  Die  Wis- 
senschaft ist  frei  von  der 
kirchlichen  Autorität  und  wird 
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Mittelalterlicher  Staate 

7.  Das  Mittelalter  vermengt 
überall  öffentliches  und 
Privatrecht.  Es  betrachtet 
die  Landeshoheit  ähnlich  dem 
Grundeigentum  und  das  Für- 
stentum wie  ein  Familien- 
recht 

8.  Das  Mittelalter  hat  die 
Tendenz  zur  Lehensord- 
nung (Feudalismus).  Es 

spaltet  die  Staatsgewalt  und 
leitet  ihre  Stücke  stufenweise 
ab  von  Gott  auf  den  König, 
von  diesem  auf  die  Fürsten, 
dann  die  Kitter  und  die  Städte. 
Die  Rechtsbildung  wd  par- 
tikularistisch. 

9.  Die  Vertretung  ist  stän- 
disch gegliedert.  Die  ari- 
stokratischen Stände,  Kle- 
rus und  Adel  herrschen  vor. 
Das  Recht  ist  ständisch 
verschieden. 


10.  Das  Mittelalter  schützt 

die  dynastische  und  ständische 
Freiheit  der  grossen  und  klei- 
nen Herren  in  weitem  Masse 


Moderner  Staat 
von  dem  Staate  in  ihrer  Frei- 
heit geschützt. 

7.  Der  moderne  Staat  unter- 
scheidet öffentliches  Recht 
und  Privatrecht  und  ver- 
bindet mit  dem  öffentlichen 
Rechte  die  öffentliche 
Pflicht 

8.  Der  moderne  Staat  ist 
Volksordnung  und  bewahrt 
die  Einheit  der  Staatsgewalt 
im  Centrum.  Die  Staatenbil- 
dung ist  national  geeint,  zu 
grösseren  Gemeinwesen  hin- 
strebend. Die  Rechtsbildung 
ist  national  und  menschlich; 
sie  ordnet  das  gesamte  Leben 
gleichmässig. 

9.  Der  moderne  Staat  ver- 
langt eine  einheitliche 
Volksvertretung.  Die 
grossen  Volksklassen  haben 
das  Uebergewicht.  Die  Grund- 
lage ist  demokratisch.  Das 
Staatsbürgertum  umfasst 
alle  Klassen  gleichmässig.  Das 
Recht  ist  gemeines  Landes- 
und  Volksrecht 

10.  Der  moderne  Staat  ent- 
wickelt die  gemeine  bür- 
gerliche Freiheit  in  allen 
Klassen  und  nötigt  jeder- 
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Mittelalterlicher  Staat 
bis  zur  Lähmung  der  Staats- 
autorität. Daj?egen  hält  es  die 
Bauern  in  der  Unfreiheit. 

11.  DermittelalterlicbeStaat 
ist  blosser  Rechtsstaat,  aber 
mit  mangelhaftem  Gerichts- 
schutz und  ^el  Selbsthilfe. 

Regierung  und  Verwal- 
tung sind  im  Mittelalter 
wenig  ausgebildet  und 
schwach. 


12.  DermittelalterlicbeStaat 
ist  geistig  wenig  bewusst. 
£r  lässt  sich  mehr  durch  In- 
stinkte und  Neigungen  be- 
stimmen. Er  macht  den  Ein- 
druck der  Naturwüchsig- 
keit Das  Gewohnheits- 
recht ist  die  Hauptquelle  der 
üechtsbildung. 


,  Moderner  Staat 
mann,  der  Staatsautoritat  zu 

gehorchen. 

11.  Der  moderne  Staat  ist 
als  Verfassungsstaat  zwar 

ebenfalls  Kechtsstaat,  aber  er 
istzugleichvolkswirtschaftr 
Hoher  undEulturstaatund 
vor  allen  politischer  Staat. 

Die  Eegierung  des  moder- 
nen Staates  ist  mächtig  und 
seine  Verwaltung  mit  Rück- 
sicht auf  die  Wohlfahrt  des 
Volkes  und  der  Gesellschaft 
sorgfältig  durchgebildet 

12.  Der  moderne  Staat  ist 
selbstb ewusst.  Er  han- 
delt nach  Principien.  Er 
ist  eher  rationell  als  in- 
stinktiv. Das  Gesetz  ist  die 
wichtigste  Rechtsquelle. 


1,^       Siebeutes  Kapitel. 

Die  £ntwickelung  und  die  Gegensätze  der  Staatslehre. 

An  der  Umgestaltung  der  Staatsidee  und  des  wirklichen 
Staatsbegriües  hat  auch  die  Staatswissenschaft^  einen  sehr 

1  Näher  dargestellt  ist  diese  Entwickelun^^  der  Staatswissensclial't 
in  dem  Werke:  Bluntschli.  Geschichte  des  allgenieiiieu  ;St<iat8rechte8 
uud  der  Politik.    Miiucheu  1864.    Dritte  Au  Hage.  1882. 
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bedeutenden  Anteil.  Es  ging  die  moderne  Staatstheorie  der 

modern (11  Staatspraxis  voraus.  Regelmässig  begleitete  jene  die 
Wandlungen  dieser,  die  Wege  beleuchtend.  Zuweilen  folgte 
sie  dieser  nach. 

Es  sind  hauptsächlich  folgende  Phasen  der  wissenschaft- 
lichen Entwickelung  hervorzuheben: 

1.  Der  Staatsbegriff  der  Renaissance,  welcher  durch 
Machiavelli,  Bodin,  zum  Teil  auch  durch  Hugo  de 
Grot  vornehmlich  vertreten  wird,  scliliesst  sich  noch  an  den 
antiken  StaatsbegrlJQf  an,  aber  fängt  doch  an,  denselben  um- 
zubilden. 

Der  Staat,  wie  ihu  Miichiavelli  als  das  herrlichste  Er- 
zeugnis des  menschlichen  Geistes  verehrt  und  mit  Leiden- 
schalt liebt,  ist  ihm  höchstes  Dasein.  Unbedenklich  opfert  er 
dem  Staate  alles,  selber  die  Beligion  und  die  Tugend.  Sein 
Staat  ist  aber  nicht  mehr  Rechts-  oder  Verfassungsstaat,  wie 
dieses  der  alte  Bömerstaat  gewesen  war.  Das  öffentliche  Becht 
gilt  ihm  nur  als  ein  Mittel,  die  Wohlfahrt  des  Staates  zu  for- 
dern und  die  Machtentfaltung  des  Staates  zu  sichern.  Sein 
Staatsideal  ist  ausschliesslich  von  der  Politik  eriiiilt  und  be- 
stimmt Der  Staat  ist  für  ihn  weder  ein  sittliches  noch  ein 
Rechtswesen,  sondern  nur  ein  politisches  Wesen.  Daher 
ist  der  alleinige  Massstab  aller  staatlichen  Handlungen  die 
Zweckmässigkeit  Was  die  Staatsmacht  und  die  Staatsherr- 
schaft fördert,  das  soll  der  Staatsmann  thun,  unbekümmert  um 
alle  Sittengesetze  und  um  alles  Recht.  Was  dem  Staatswohl 
schädlich  ist,  das  soll  er  vermeiden.  Machiavelli  hat  das 
grosse  Verdienst,  die  Staatswissenschaft  ganz  unabhängig  ge- 
macht zu  ha))en  von  der  Theologie  und  den  Gegensatz  des 
Staatsrechtes  und  der  Politik  aufgedeckt  zu  haben.  Aber  er  hat 
auch  eine  unsittliche  und  widerrechtliche  Politik  beschönigt, 
seine  klugen  Ratschläge  auch  der  Tyrannei  zur  Verfügung 
gestellt  und  so  das  Verderbnis  der  Staatspraxis  in  den  letzten 
Jahrhunderten  mit  verschuldet 


Digitized  by  Google 


70 


ErBtoB  Bach.   Der  StoatabegrüL 


Bodin  sieht  in  dem  Staat  ^eine  Rechtsordnung  einer 
Mehrzahl  yon  Familien  und  ihrer  gemeinsamen  Güter  in  Form 

der  souveränen  Gewalt".^  Ihm  ist  der  Staat  vornehmlich  auf 
die  Familie,  das  Gemeingut  und  die  Souveränität  gegründet^ 
und  er  tadelt  es  an  dem  antiken  Staatsgedanken,  dass  anf  das 
Glück  und  Wohlergehen  zu  viel  gesehen  werde.  Er  hat  dem 
Absolutismus  des  franzo^i.  clien  Königtums  durch  seiue  Lehre 
von  der  Souveränität  des  Staatsbeherrschers  eine  wissenschaft- 
liche Stütze  verschafft 

Hugo  Grotius  lehnt  sich  noch  an  die  Begriffsbestim  um  ug 
von  Cicero  an;  aber  es  ist  bei  ihm  doch  ganz  deutlich  die 
Wendung  zu  bemerken  zu  dem  modernen  Staat^edanken.  Er 
gründet  den  Staat,  wie  die  Alten,  auf  die  menschliche  Natur, 
aber  er  denkt  dabei  weniger  als  die  Alten  an  die  Menschheit 
oder  ein  ganzes  Volk;  er  sieht  voraus  auf  die  Einzel- 
.  menschen,  die  Individuen.  Sein  Satz:  ^Hominis  proprium 
sociale**  ist  keine  glückliche  U  eher  tragung  des  Aristotelischen 
„6  äp&pmnog  Stoop  noXfrix6p^\  Aber  sie  ist  charakteristisch 
dafür,  dass  der  moderne  Geist  nicht  wie  der  antike  erst  den 
Staat  und  dann  das  Individuum,  sondern  vorerst  au  die  ein- 
zelnen und  dann  an  ihre  Verbindung  denkt.  Ueberdem  sind 
die  scharfe  Sonderung  der  religiösen  Gemeinschaft  der  Kirche 
von  der  weltlichen  und  politischen  Staatsgemeinschaft  und  die 
entschiedene  Betonung  der  persönlichen  Freiheit  zwei  Merk- 
male der  modernen  Auffassung  des  holländischen  Autors.  Er 
erklärt  den  Staat  als  ^die  vollkommene  Vereinigung  freier 
Menschen,  welche  sich  zum  Genuss  des  Rechtes  und  zum 
Zwecke  gemeinsamer  Wohlfahrt  verbinden ''.^  Die  Persönlich- 
keit des  Staates  war  ihm  nicht  unbekannt,  aber  sie  beherrscht 

'-i  De  la  Republique  I,  1:  „Republiqiie  est  iiii  droit  gouvernemeuL 
de  plusieurs  mesnages  et  de  ce  qui  leur  est  commuii  avec  puissance 

ÖOUveraine/* 

3  Hugo  Grotius,  De  J.  B.  ac  P.  1, 1,  §.  14:  „Est  civitas  coetua  perfcc- 
IU3  liberonim  hoiniimm,  juris  fruendi  et  communis  utilitatis  causa  socia- 
tus."  I,  3,  §.  7.  Prolegom.  §.  16.  Vgl.  Leo,  Weltgeschichte  IV,  S, 
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nicht  seine  Staatslehre,  und  indem  er  auf  den  Konsens  der 
Menschen  als  die  HauptqueUe  auch  des  öffentlichen  Rechtes 
hinweist,  gibt  er  den  Anstoss  zn  der  späteren  Yertragstheorie. 

2.  Naturrechtliche  Theorien,  Vertrags-  und  Ge- 
sellscbaftsstaat  Von  dieser  Grundlage  aus  bildete  sich 
nun  die  moderne  spekulative  und  naturrechtliche 
Staatslehre  weiter  aus,  und  zwar  selbständig,  auch  von  der 
antiken  scharf  getrennt.  Die  Gegensätze  der  philos  jpliischen 
Schulen  und  der  politischen  Parteien  brachten  freilich  auch 
hier  eine  grosse  und  lebhafte  Meinungsverschiedenheit  hervor; 
und  fast  niemals  stimmte  der  eine  Schriftsteller  mit  dem 
anderen  völlig  zusammen.  Aber  bis  in  unser  Jahrhundert  hin- 
ein herrschte  in  den  vielerlei  Darstellungen  des  Naturrechtes 
und  des  allgemeinen  Staatsbegriffes  der  Grundgedanke  vor,  dass 
der  Staat  wesentlich  eine  Gesellschaft  von  einzelnen  und 
daher  ein  fireies  Werk  der  individuellen  Willkür  sei.  Der 
absolutistische  Hobbes,^  der  die  Staatsgewalt  des  Monarchen 
zu  dem  alles  verschlingenden  Leviathau  macht,  ist  darin  mit 
dem  radikalen  Rousseau^  einig,  dessen  Yolkssouveränität 
den  Fortbestand  der  ganzen  Staatsordnung  jeden  Augenblick 
in  Frage  stellt   Der  geistreiche  Samuel  Pufendorf«  be- 

<  Hobbes,  DeCiTe,  c  5,  $.9:  „Civftas  ergo  est  persona una  (?),  cujus 
▼oluntas  esB  padif  plurUtm  homhmm  pro  volantate  babenda  est  ifwonim 
omnlum;  ut  singuloram  viribus  et  £acaltatibiis  uti  possit  ad  paeem  et 
defensionem  communem.^ 

9  Roassean,  Contrat  Social  I,  e.  6:  „Eine  Form  der  groMllschaft- 
liehen  Verbindung  (assodation)  zu  finden,  welche  mit  aller  gemeinsamer 
Kraft  die  Person  und  das  Vermögen  jedes  einzelnen  GeseUschalters  ver- 
teidige und  schirme,  und  durch  welche  jeder  einzelne  sich  mit  allen 
▼ereinigend  doch  nur  sich  selber  gehorche  und  ebenso  frei  bleibe  als 
auTor,  das  ist  das  tiefe  Problem,  das  in  dem  Gesellschaftsvertrag  seine 
Lösung  findet** 

^  De  jure  naturae  et  gentium  VII,  2,  13:  »Unde  civitatis  baec 
commodissima  videtur  definitio,  quod  Sit  persona  moralis  composita,  cujus 
▼oluntas  ex  plurium  pactis  implicita  et  nnita  pro  voluntate  omnium  ha- 
betur, ut  singulorum  viribus  et  faeultatibus  ad  paoem  et  secuiitatem 
communem  uti  possit.** 
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zeichnet  zwar  den  Staat  als  eine  ^sittliche  Per8on^  aber  der 

Staatswille  ist  auch  für  ihn  nur  aus  den  Individualwillen  aller 
zusammengesetzt  und  er  bildet  die  Theorie  des  Gesellschafts- 
vertrages, aus  dem  der  Staat  erklärt  wird,  mit  Vorliebe  aus. 
John  Locke  verteidigt  ebenso  die  Vertragslehre  mit  Eifer 
gegen  die  Angriffe  der  Frömmler  uud  sieht  in  ihr  eine  Garantie 
der  englischen  Bürgerfreiheit.  Auch  Kant  kommt  nicht  dar- 
über hinaus,  obwohl  er  schon  den  Fuss  erhebt,  um  über 
die  Schranken  der  Vertragsichre  wegzukommen;'  und  selbst 
Fichte  in  seinen  früheren  Schriften  ist  noch  in  jener  An- 
sicht befiangen. 

Der  Staat  der  ganzen  naturrechtlichen  Philosophie  ist 
wesentlich  Vertrags-  und  Gesellschaftsstaat.  Hatten  die 
alten  Philosophen  über  dem  einen  Staat  die  Kechte  der  Indi- 
viduen nicht  hinreichend  gewürdigt,  so  beginnen  die  neueren 
Philosophen  nun  den  entgegengesetzten  Fehler,  indem  sie  über 
der  Kücksicht  auf  die  Einzelmenschen  die  Bedeutung  des 
Staates  als  eines  Ganzen  verkannten* 

3.  Obrigkeit  1  i  eil  LI  Staatsbegrilf.  Die  nalurrecht- 
liehe  Lehre  von  dem  Gesellschaftsstaate  konnte  erst  in  dem 
modernen  Weltalter  zu  allgemeiner  Verbreitung  kommen  und 
zu  Versuchen  ihrer  Verwirklichung  führen.  Dem  absolutisti- 
schen Charakter  der  beiden  Jahrhunderte  vor  1740  sagte  nur 
eine  Staatslehre  zu,  welche  den  Staat  von  oben  her  begriff  und 
vornehmlich  auf  die  obrigkeitliche  Gewalt  gründete. 
Woher  diese  stamme,  wurde  dann  nicht  näher  geprüft.  Bald 
beruhigte  man  sich  bei  dem  hergebrachten  kirchlichen  Glau- 
ben, dass  die  Obrigkeit  ihr  Schwert  von  Gott  empfangen  habe, 
bald  lehnte  man  sich  an  die  patrimoniale  Ueberlieferung  an, 
dass  der  Fürst  der  Obereigentümer  des  Landes  sei.  Indessen 

7  Werke  (herausgeg.  von  Rosenkranz)  VII,  197:  „  Verbindung  Tieler  za 
irgend  einem  Zwecke  ist  in  allen  Gesellschaftsvertrttgen  anxutre£fen ;  aber 
Verbindung  derselben,  die  an  sich  selbst  Zweck  ist,  ist  nur  in  einer 
Gesellscliaft,  sofern  sie  ein  gemeinsames  Wesen  ansmacfat,  ansatreffen." 
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mussteB  sich  diese  filteren  Doktrinell  doch  eine  Umbildung 
gefallen  lassen  teils  durch  die  entschiedene  Betonung  des 

öffentlich-rechtlichen  Souveiäuitätsbegriffes,  teils  durch  die 
unabweisbare  Rücksicht  auf  das  öffentliche  Wohl. 

Der  Staat  erschien  dann  als  das  Reich  der  Herrschaft 
von  oben,  und  die  Obrigkeit  wurde  geradezu  mit  dem 
Staate  selber  identifiziert.  »Die  Obrigkeit  ist  derStaat^ 
(das  r^tat  c'est  moi  Ludwigs  XIV.).  Das  war  der  Grund- 
gedanke dieser  absolutistischen  Staatslehre,  welche,  durch 
Bodin  und  Ilobbes  vorbereitet,  vorzugsweise  von  dem  Eiig- 
länder  Fi  Im  er  und  dem  Franzosen  Bossuet  theologisch 
ausgebildet  und  in  hunderterlei  Variationen  der  Schuldoktrin 
dargestellt  wurde.  Bei  dieser  einseitigen  Beachtung  der  obrig- 
keitlicheu  Gewalt  wurde  natürlich  das  Recht  und  die  Freiheit 
der  Begierten  gänzlich  verdunkelt  Wie  die  römisch-katho- 
lische Kirche  ihr  Wesen  nur  in  dem  Klerus,  zu  oberst  in  dem 
Papste,  dargestellt  bat  und  die  Laien  wie  eine  Herde  Schaft; 
betrachtete,  welche  von  den  geistlichen  Hirten  zu  führen  und 
zu  scheren  sei,  so  hatten  in  dieser  Staatslehre  nur  der  Fürst 
und  die  obrigkeitlichen  Beamten  einen  Wert  und  wurden  die 
Unterthanen  nur  als  eine  passive  Masse  angesehen,  welche 
von  oben  her  verwaltet  und  regiert  werden  müsse,  aber  keinen 
Anspruch  auf  Selbstverwaltung,  noch  auf  Mitregierung,  noch 
auf  Kontrolle  der  obrigkeitlichen  Führung  habe. 

4.  Der  Staat  als  Bechtsstaat.  Offenbar  war  es  zu- 
nächst eine  Verengung  sowohl  des  naturrechtlichen  als  des 
obrigkeitlichen  Staatsbegriffes,  wenn  Kant  und  Wilhelm 
von  Humboldt  den  btaat  iür  einen  Rechtsstaat  in  dem 
Sinne  erklärten,  dass  seine  einzige  Aulgabe  die  Gewährung 
der  Bechtssicherheit  für  jedermann  sei.  Zwar  durchbrach 
Fichte  diese  engen  Grenzen,  indem  er  den  Staat  zugleich 
als  Wirtschaftsstaat  schilderte  und  ihm  hier  eine  über- 
mächtige Gewalt  einräumte,  und  gegen  das  Ende  seines  Lebens 
vuu  der  nationalen  Erhebung  für  deutsche  Freiheit  begeistert. 
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dem  Staat  noch  höhere  geistige  Lebensaufgaben  zuwies. 
Aber  die  meisten  deutschen  Philosophen  und  Juristen  der 
nächsten  Genefation  hielten  sich  doch  in  der  Theorie  an  den 
engen  Kantischen  Begriff. 

Wir  begreifen  es,  dass  der  Gedanke  bei  vielen  Beifall 
&nd,  welche  gegen  die  Yielregiererei  der  Zeit  und  g^en  die 
Polizei-  und  Militärwillkür  Schntz  suchten.  Aber  wenn  man 
oft  den  „Rechtsstaat''  dem  „Polizeistaat"  entgegengesetzt 
und  es  als  die  Aufgabe  der  neuen  Zeit  bezeichnet  hat,  diesen 
durch  jenen  zu  verdrängen  und  zu  ersetzen,  so  war  man  dabei 
der  reiclieu  Natur  des  Staates  nicht  klar  bevvusst.  Der  Staat 
darf  ebensowenig  zum  blossen  Rechtsstaat  werden,  als  er  ein 
blosser  Polizeistaat  sein  darf.  Die  Ausbildung  des  »Bechts- 
staates*^  einseitig  verfolgt,  würde  zuletzt  den  Staat  zu  einer 
blossen  Anstalt  für  Rechtspflege  verkrüppeln,  in  welcher  die 
gesetzgebende  Gewalt  das  Becht  im  allgemeinen  festsetzen, 
das  Gericht  dasselbe  im  einzelnen  Falle  zur  Anerkennung 
bringen  und  schützen  wurde  und  der  Regierung  fast  keine 
andere  Thätigkeit  als  die  eines  Gerichtsdieners  oder  der 
Gendarmerie  übrig  bliebe.  Die  nationalen  Interessen  der  Wirt- 
schaft, der  Bildung,  der  Machtentfaltung  würden  verkümmern 
und  von  einer  grossen  Politik  konnte  nicht  mehr  die  Rede 
sein.  Umgekehrt  würde  eine  einseitige  Ausbildung  des  ^Poli- 
zeistaates*'  am  Ende  jede  individuelle  Bechtssicherheit  und 
Freiheit  der  ausschliesslichen  Rücksicht  auf  das,  was  dem 
Ganzen  nützlich  scheint,  zum  Opfer  bringen  und  eine  uner> 
trägliche  Bevormundung  freier  Männer  herbeiführen. 

Versteht  man  daher  unter  Rechtsstaat 

1)  den  Gedanken,  dass  der  Staat  nur  eine  Anstalt  sei, 
um  die  Bechte  der  Individuen  zu  schützen,  so  wird  offenbar 
das  ganze  Staatsrecht  zu  einem  blossen  Mittel  für  das  Privat- 
recht und  der  Staat  zum  blossen  Diener  der  Privatpersonen 
erniedrigt. 

Versteht  man  femer  unter  Bechtsstaat 
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2)  die  Meinnog,  dass  der  Staat  die  Rechte  der  Ge- 
meinschaft zu  ordnen  und  zugleich  fttr  Anerkennung  der 

individuellen  Rechte  zu  sorgen  habe,  so  ist  das  zwar 
ganz  richtig,  aber  durchaus  ungenügend,  indem  gerade  die 
fruchtbarste  Thätigkeit  des  Staatsmannes,  die  Sorge  ffir  die 
materielle  Wohlfahrt  und  für  die  geistige  Erhebung  des  Volkes, 
übersehen  wird; 

3)  oder  dass  der  Staat  zwar  wohl  dem  Inhalte  nach  auch 
die  öffentliche  Wohlfahrt  befördern,  aber  der  Form  nach  dodi 
nur  insofern  Zwang  üben  dürfe,  als  eine  rechtliche  Kot- 
wendigkeit  diesen  begründe,  so  ist  gegen  diesen  Gedanken 
zwar  schwerlich  etwas  einzuwenden,  aber  zugleich  wiederum 
klar,  dass  damit  nur  eine  Seite  der  staatlichen  Thätigkeit 
näher  liestimmt,  die  Aeusserung  der  staatlichen  Sorge  aber, 
z.  B.  für  Nahrungs-,  Verkehrs-  und  Kulturbedürfiiisse,  welche 
sich  innerhalb  jener  rechtlichen  Schranken  frei  bewegt  und 
keineswegs  der  Form  des  Zwanges  bedarf,  nicht  be- 
griffen wird. 

Versteht  man  unter  dem  Wort  Rechtsstaat 

4)  die  Verneinung  der  religiösen  Begründuiii?  des  Staates 
und  die  Behauptung  seiner  menschlichen  Grundlage  und  Be- 
schränkung, oder 

5)  die  Bekämpfung  jeder  absoluten  Staatsgewalt  und 
auch  des  Patrimonialstaates,  der  sich  mit  der  Polizei- 
willkür ganz  trefflich  abzufinden  gewusst  hat,  und  die  Be« 
hauptung,  dass  den  Staatsbürgern  ein  Anteil  gebühre  an  den 
öffentlichen  Rechten; 

so  werden  zwar  damit  charakteristische  Merkmale  des 
modernen  Staates  gemeint,  aber  der  Ausdruck  ist  sehr  unglück- 
lich gewählt,  um  diese  Gedanken  anzudeuten.  Besser  wird  er 
Verfassungstaat  genannt. 

Wie  es  Seiten  gibt  des  staatlichen  Wesens,  Ruhe 
und  BewegunPIRstand  und  Entwickelung,  Körper  und  Geist, 
und  wie  es  diesem  inneren  organisch  verbundenen  Gegensatz 
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entsprechend  vornehmlich  zwei  Staatswissenscbaften  gibt, 
Staatsrecht  und  Politik,  so  gibt  es  auch  zwei  grosse  Staats- 

principien,  welche  wie  zwei  leuchtende  Gestirne  das  Leben 
des  Staates  erhellen  und  befruchten,  welche  beide  die  Form 
und  den  Inhalt  des  Staates  bedingen:  die  Gerechtigkeit 
(justitia)  und  die  öffentliche  Wohlfahrt  (salius  publica). 
Staatsmänner  weiden  vorzugsweise  die  letztere,  Juristen  eher 
die  erstere  vor  Augen  haben.  Die  Idee  des  Rechtes  bestimmt 
vorzugsweise  das  Staatsrecht  Die  Idee  der  Wohlfahrt  leitet 
vornehmlich  die  Politik. 

Die  Sorge  der  Begierung  wird  sich  mehr  noch  auf  die 
öffentliche  Wohlfahrt,  obwohl  innerhalb  der  Schranken  des 
Rechtes  beziehen,  wie  denn  auch  die  staatlich  fortgeschrittenen 
Börner  gerade  den  höchsten  Magistraten  die  Sorge  für  die 
öffentliche  Wohlfahrt  als  ihre  oberste  Pflicht  ans  Herz  gelegt 
haben  ;ö  die  Thätigkeit  der  Gerichte  wffd  sich  auf  die  Auf- 
rechthaltung der  Eechtsordnung  beschränken.  Der  Staat  selbst 
aber  bedarf  zu  seiner  Existenz  und  zu  seinem  Gedeihen  der 
steten  Rücksicht  sowohl  auf  die  öffentliche  Wohlfahrt  als  auf 
das  Rocht.  Gerade  der  moderneStaat  aber  achtet  in  höherem 
Masse  als  der  mittelalterliche  auf  die  Bedürfnisse  des  ge- 
meinen Wohles  und  kann  daher  weniger  als  der  letztere  zu 
einem  blossen  ^Rechtsstaaten  werden. 

5.  Historische  Schule.  Organische  Staatslehre. 
Ein  Verdienst  der  historischen  Schule  ist  es,  den  organi- 
schen Charakter  des  Staates  von  neuem  ins  Bewusstsein  ge- 
bracht zu  haben.  Einzelne  grosse  Staatsmänner  hatten  zwar 
ein  lebendiges  Verständnis  des  organischen  Staates  bewahrt. 
Friedrich  der  Grosse  von  Preussen  z.  B.  sprach  in  seinem 
Antimachiavell  (c.  9)  es  deutlich  aus:  „Wie  die  Menschen 
geboren  werden,  dann  eine  Zeitlang  leben,  endlich  aus  Krank- 
heit oder  Alter  sterben,  so  bilden  sich  auch  die  Staaten, 

^  Cicero^  Do  Legibus  III,  c.  3  von  den  Konsuln:  „Ollis  Salus 
Pop  Uli  Saprema  Lex  Esto.^ 
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gedeiheo  einige  Jahrhanderte  und  gehen  endlich  wieder  unter.^ 
Aber  die'  Wissenschaft  hatte  diese  Einsicht  so  sehr  yernach- 

lässigt,  dass  die  Erneuerung  derselben  von  selten  der  histori- 
schen Schale  wie  eine  neue  Entdeckung  wirkte  und  die  Fort* 
bildung  der  Wissenschaft  doch  nun  dne  ganz  andere  und 
fruchtbarere  KichtnniJ  nahm.  Indessen  war  die  historische 
Schule  geneigt,  den  Begrif  des  Staates  zu  sehr  als  einen  bloss 
nationalen  aufzufassen  und  die  höhere  menschliche  Be- 
deutung desselben  zu  ttbersehen  oder  geradezu  zu  bestreiten. 
So  erklärte  Savigny  den  Staat  als  «die  leibliche  Gestalt  der 
geistigen  Volksgemeinschaft^,  als  «die  organische  Erscheinung 
des  Volkes*'.*  Der  geniale  Engländer  Edm.  Burke  aber 
brachte  den  historischen  Staat,  indem  er  die  revolutionäre 
Theorie  bekämpfte,  wieder  in  den  Lichtkreis  der  göttlichen 
Weltordnung  in  jener  berühmten  Stelle  seiner  Betrachtungen 
über  die  französische  Revolution:  „Der  Staat  ist  nicht  eine 
Genossenschaft  in  Dingen,  welche  nur  dem  rohen  leiblichen 
Dasein  einer  kurze  Zeit  währenden  und  vergfinglichen  Natur 
fronden.  Er  ist  eine  Genossenschaft  in  aller  Wissenschaft, 
in  aller  Kunst,  in  jeder  Tugend  und  in  jeder  Vollkoiiimenheit. 
Da  eine  derartige  Genossenschaft  ihr  Ziel  nicht  in  einigen 
Generationen  erreichen  kann,  so  wird  sie  zu  einer  Genossen- 
schaft, welche  nicht  allein  die  Lebenden  verbindet,  sondern 
auch  die,  welche  bereits  gestorben  sind,  und  die,  welche  noch 
geboren  werden.  Jeder  besondere  Staatsvertrag  ist  nur  eine 
Klausel  in  dem  grossen  TJrrartrage  der  ewigen  Weltordnung, 
welcher  die  niederen  Wesen  mit  den  höheren  verkettet,  die  sicht- 
bare und  die  unsichtbare  Welt  verbindet  und  zu  einem  festen 
Rechtsverhfiltnis  zusammenstimmt,  das  durch  den  unverletz- 
baren Eid  geheiligt  wird,  welcher  alle  physischen  und  mora- 
lischen Naturen  jede  an  ihrem  angewiesenen  Platze  festhält.^ 

9  Savign}^,  Syst.  des  röm.  Rechtes  I,  S.  2% 

W  Edm.  Burke,  Ketlect.  oa  the  revol.  in  France.  Vgl.  auch  Leo, 
Weltgeachichte  VI,  S.  7öi^,  der  die  Gedanken  Burkes  weiter  ausführt. 
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Vor  einer  so  hohen  geistigen  Erfassung  des  Staates  konnte 
die  mittelalterliche  Lehre,  dass  der  Staat  zar  Kirche  sich  ver- 
halte wie  der  Leib  zum  Geiste,  unmöglich  bestehen. 

Die  historische  Schule  nahm  aber  den  Staat  an,  wie  er 
geworden  war;  und  der  auf  die  Vergangenheit  gewendete 
Blick  wurde  von  den  Bildern  des  untergegangenen  Lebens  so 
mächtig  angezogen,  dass  viele  Anhänger  dieser  Richtung  dar- 
über das  Verständnis  der  Gegenwart  und  die  Neigung,  an 
der  Vervollkommnung  der  öffentlichen  Zustände  mitzuwirken, 
einbüssten.  Konnte  man  einem  grossen  Teil  der  iiatunecht- 
lichen  Schule  voi-werfen,  dass  ihre  Staatsidee  ein  Spieiball  der 
individuellen  Willkflr  sei,  so  war  auch  die  historische  Schule 
nicht  von  dem  Vorwurf  freizusprechen,  dass  ihr  Staatshegriff 
noch  festgebunden  sei  an  die  herkömmlichen  Autoritäten  und 
au  die  überlieferten  Vorurteile. 

6.  Neuere  deutsche  Staatsphilosophen.  Hegel. 
Stahl.  Obwohl  die  Arbeiten  der  historischen  Schule  fast 
ausschliesslich  auf  die  Rechtsgeschichte  und  die  politische  Ge- 
schichte einzelner  bestimmter  Staaten  beschränkt  blieben,  so 

Jene  glänzende  Aeusserung  des  StAatsmannes  erinnert  an  die  nicht  min- 
der erhebenden  Worte  Shakespeares  (Troilus  uud  Creeeida  III,  3): 
„Ein  tief  Geheimnis  wohnt  (dem  die  Geschichte 
Stets  fremd  geblieben)  in  des  Staates  Seele: 
Deb  Wirksamkeit  so  göttlicher  >«'atiir, 
Dass  Sprache  nicht  noch  Feder  sie  kann  deuten." 
Vgl.  auch  Shakespeares  König  Heinricli  V,  1,  2: 
Exeter:        „Dein  Regiment,  zwar  hoch  und  tief  und  tiefer 
Verteilt  an  Glieder,  hält  den  Einklang  doch 
Und  stimmt  zu  einem  vollen  reinen  Schluss, 
So  wie  Musik." 
Canterbury:  „Sehr  wahr!   Drum  teilt  der  Himmel 

Der  Menschen  Stand  in  mancherlei  Beruf 
Und  setzt  Bestrebung  in  beständigen  Gang, 
Dem  als  zum  Ziel  Gehorsam  ist  gestellt" 
11  In  den  Schriften  von  De  Maistre  und  Ludwig  v.  Hall  er  nalim 
die  geschichtliche  Kichtung  geradezu  einen  reaktionären ,  die  Kückkehr 
in  mittelalLeriiche  Zustände  verlangenden  Ciiarakter  an. 
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zog  doch  auch  die  spekulative  Philosophie  aus  den  neuen 

Forschungen  Gewinn. 

Sogar  Hegel  nahm  in  seiner  Rechtslehre  mehr  Rück- 
sicht auf  die  geschichtliche  Staatenbildung,  als  es  die  früheren 
Natnrrechtslehrer  gethan  hatten.  Freilich  yermeinte  er  in  der 
Weltgeschichte  einen  dialektischen  Prozess  der  Vernunftthätig- 
keit  zu  begreifen.  Das  «Bestehende^  erschien  ihm  ver- 
nünftig. Seine  Lehre  verherrlichte  vorzflglich  den  damaligen 
preussischen  Staat,  der  noch  absolut,  wenngleich  im  Gefühle 
der  öffentlichen  Pflichten  regiert  wurde.  Sie  verteidigte  die 
monarchische  Machtffllle  und  wirkte  nicht  forderlich  fQr  die 
konstitutionelle  IVeiheit.  Aber  mit  Nachdruck  hob  er  wieder 
die  sittliche  Bedeutung  des  Staates  hervor  und  pries  den 
Staat,  im  Gegensatze  zu  den  jämmerlichen  Vorstellungen,  dass 
er  ein  notwendiges  Uebel  sei,  als  die  höchste  und  herrlichste 
Verwirklichung  der  Rechtsidee. 

Der  Hegeische  Staat  ist  jedoch  nur  eine  logische  Abstrak- 
tion, kein  lebendiger  Organismus,  ein  blosser  logischer  Ge- 
danke, keine  Person.  Indem  Hegel  den  Staat  wie  das  Recht 
lediglich  auf  den  Willen  gründet,  übersieht  er,  dass  im  Staate 
nicht  bloss  der  menschliche  Gesamtwille  thätig  ist,  sondern 
alle  menschlichen  Geistes-  und  Gemütskr&fte  zusammen- 
wirken. 

Fr.  J.  Stahl,  der  nach  Hegel  der  bedeutendste  Vertreter 
der  philosophischen  Staatslehre  in  Berlin  war,  bekämpfte  die 
naturrechtliche  Schule  und  die  Hegeische  Lehre  mit  Eifer 
und  Geschick.  Er  untti nahm  es,  die  geschichtliche  Richtung 
mit  der  phantasiereichen  Spekulation  Schellin gs  zu  ver- 
mählen. 

In  vielen  Beziehungen  hat  Stahl  durch  seine  dialektische 

^'^  Hegel,  Rechtaphilosophie,  57:  „Der  Staat  ist  die  Wirklichkeit 
der  sittlichen  Idee,  der  sittliche  Geist  als  der  offenbare,  sich  selbst  deut- 
liche substantielle  Wille ,  der  sich  denkt  und  weiss ^  und  das,  was  er 
weiss  and  insofern  er  es  weiss,  vollführt."   Vgl.  Werke  IX,  §.  44. 


Digrtized  by  Google 


80 


Erstes  Buch,    Der  Staattbegriff. 


und  kritische  Gewandtheit,  neue  Gesichtspunkte  zu  tindeu,  und 
durch  den  Schacfbliek^  mit  dem  er  manche  dunkle  Stelle  be- 
leuchtete, die  Staatswissenschaft  sehr  gefördert;  in  anderer 
Hinsicht  aber  hat  sein  Mangel  an  giündlicher  historischer 
Bildung  und  seine  diensteifrige  Sophistik,  welche  den  roman- 
tischen Liebhabereien  grosser  und  kleiner  Herren  moderne 
Formeln  zur  Verfügung  stellte,  auch  in  der  Wissenschaft 
grossen  Schaden  augerichtet.  Stahl  bezeichnet  den  Staat  als 
ein  »sittlich-intellektttellies  Reidi^  als  „die  Einigung  der 
Menge  zu  einer  geordneten  Gemeinexistenz,  die  Aufrichtun.ii 
einer  sittlichen  Autorität  und  Macht  mit  ihrer  Erhabenheit 
und  Majestät  und  der  Hingebung  der  Unterthanen^.  Seine 
Staatsidee  ist  lebendiger  als  die  Hegels,  er  erkennt  auch  an, 
dass  die  Herrschaft  des  Staates  ^beschränkt  sei  auf  den  Ge- 
meinzustand^  und  hütet  sich  so  vor  der  Ueberspannung  des 
antiken  Staates.  Aber  durch  seine  ganze  Staatslehre  geht  wie 
ein  roter  Faden  ein  Zug  der  alttestamentlichen  Theokiatie 
durch,  welcher  dieselbe  für  die  moderne  europäische  Welt  doch 
ungeniessbar  macht  Die  göttliche  —  oder  ttbermenschUch 
gedachte  —  Majestät  der  Staatsgewalt  kann  mit  der  mensdilich 
bürgerlichen  Freiheit  keinen  Frieden  schliessen. 

7«  Verbindung  der  philosophischen  und  der 
historischen  Methode.  Die  nationale  Staatslehre. 
Der  alte  Streit  der  philosophischen  und  der  geschicht- 
lichen Schule  in  Deutschland  hat  gänzlich  aufgehört.  Schon 
zu  Anfang  der  vierziger  Jahre  wurde  der  Friede  abgeschlossen. 
Seitdem  wird  es  allseitig  anerkannt,  dass  eine  geschichtliche 
Darstellung  geistlos  ist,  wenn  sie  nicht  die  Erfahrungen  und 
Erscheinungen  der  Geschichte  mit  dem  Lichte  der  Idee  be- 
leuchtet, und  dass  eine  Spekulation  kindisch  ist,  wenn  sie 
nicht  die  realen  Voraussetzungen  des  Völkeiiebens  beachtet. 
Diese  Verbindung  der  beiden  Methoden,  die  sich  ergänzen 
und  berichtigen,  hindert  freilich  nicht,  dass  nicht  bei  den 
einen  die  philosophische,  bei  den  anderen  die  geschichtliche 
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Betrachtung  überwiegt,  je  nach  der  verschiedenen  Geistesart 
der  Autoreu. 

Andere  charakteristische  Züge  der  neueren  Staatswissen» 
schalt  sind  die  schirfere  Kritik,  welche  sowohl  in  der  Prü- 
fung der  Thatsachen  als  bei  der  Abstraktion  aus  den  That- 
sachen  und  der  Konstruktion  der  Begrifie  geübt  wird.  Diese 
Kritik  betrachtet  den  Staat  Ton  den  verschiedensten  Stand- 
punkten. Um  einige  der  angesehensten  Schriftsteller  zu 
nennen,  so  tritt  iu  den  Werken  Robert  von  Mehls  vorzüg- 
lich der  litterarische  Gesichtspunkti  aber  verbunden  mit  einer 
nüchteren,  verständigen  Prüfung  der  Brauchbarkeit  im  Leben, 
hervor.  Alexis  de  Tocqueville  hat  immer  die  Bewegung 
der  grossen  Politik  vor  Augen,  mag  er  die  amerikanische 
Demokratie,  oder  den  Zusammenhang  der  französischen  Revo- 
lution mit  dem  ancien  regime,  oder  die  Zustände  der  engli- 
schen Aristokratie  sciiiideru.  Auf  die  Schniten  des  Barouä 
Kötvös  hat  das  Misstrauen  gegen  die  modernen  Ideen  ein- 
gewirkt. John  Stuart  Mill  kritisiert  die  öffentlichen  Zu- 
stände von  dem  radikalen,  aber  durch  englisches  Naturell  er- 
mässigten  Standpunkt  logischer  Abstraktion.  Thomas  Buckle 
wendet  die  naturwissenschaftliche  Methode  auf  die  Staatslehre 
an  und  versucht,  das  Staatsleben  aus  der  Berechuuug  der 
wirkenden  Naturkiäfte  zu  erklären. 

Wieder  bei  anderen  hat  die  Kritik  einen  entsdiieden 
geschichtlichen  Charakter,  wie  vorzüglich  bei  Gneist, 
dem  grössten  Kenner  der  englischen  Verfaßsungsgeschichte,  bei 
£douard  Laboulaye,  der  mit  Vorliebe  den  nordamerika- 
nischen Staat  beachtet,  und  bei  Heinrich  von  Treitschke, 
der  zuerst  die  Bedeutung  der  preussischen  Monarchie  glänzend 
beleuchtet  hat.  Bei  Lorenz  von  Stein  folgt  dieselbe  mehr 
noch  der  pragmatischen  Bichtung  auf  die  Staatsverwaltung 
im  einzelnen. 

In  der  neueren  Schule  Gerbers  hat  die  Kritik  vorzugs- 
weise einen  juristischen  Charakter  bekommen,  der  aber, 

Bluntscbii,  aUgflmeind  Staatstobre.  6 
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me  manche  Schriften  seiner  Schüler  zeigen,  die  Gefahr  in 
sich  birgt,  die  politische  Entwickelung  durch  formale  Ahstrak- 

tioiien  eher  zu  hemmen,  als  zu  fördern. 

Im  Gegensatze  dazu  versucht  es  die  psychologische 
Betrachtung  des  Staates,  das  Staatslehen  aus  den  Formen  und 
den  Kräften  des  menschlichen  Geistes  gründlicher  zu  erklären. 
Die  damit  verbundene  Gefahr  ist  die  entgegengesetzte,  näm- 
lich dass  der  feste  und  gesicherte  Rechtshoden  von  der  Be- 
wegung der  Politik  nicht  hinreichend  beachtet,  sondern  er- 
schüttert und  umgebildet  wilrde. 

Zu  der  neuen  Richtung  passte  die  vergleichende 
Methode  vortreflFlich,  welche  die  wichtigsten  Staaten  neben- 
einander betrachtete  und  darstellte.  Die  meisten  der  ge- 
nannten JSchriftsteller  haben  dieselbe  mit  Erfolg  geübt  Für 
die  allgemeine  Staatslehre  ist  dieselbe  unentbehrlich. 

Endlich  musste  in  dem  Zeitalter  nationaler  Staatenbildung, 
in  welchem  wir  leben,  die  Staatslehre  entschiedener  als  früher 
den  nationalen  Charakter  des  Staates  betonen.  Welcker 
in  Freiburg,  Franz  Lieber  in  New-York,  Fr.  Laurent  in 
Gent.  Bluntschli  in  Zürich  und  München  hatten  diese 
Richtung  schon  vor  den  nationalen  Einigungsversuchen  der 
Italiener  und  der  Deutschen  in  der  Wissenschaft  eingeschlagen* 
Mit  besonderem  Nachdruck  —  anfangs  nicht  ohne  einseitige 
Leidenschaft  —  wurde  die  nationale  Begründung  des  Staates 
von  der  neu  erstandenen,  jugendlich-frischen  Staatswissenschaft 
der  Italiener  vertreten,  unter  denen  Mancini  undPadeletti 
in  Rom  und  Pierantoni  in  Neapel  hervorragen.  Auch  die 
Italiener  wie  die  Deutschen  verbinden  fortwährend  die  histo- 
rische und  die  philosophische  Methode  in  ihren  Arbeiten. 

Anmprkiing.  Das  Verständnis  des  organischen  oder,  höher 
ausgedrückt,  des  p  s  y  c  h  oi  ogi  s  e  Ii  -  ni  c  n  s  c  h  1  i  c  h  e  n  Wesens  des  Staates 
ist  noch  immer  gering.  Wie  es  Menschen,  zuweilen  gebildete  Menschen 
gibt,  die  kein  musikalisches  Gehör  haben  oder  für  die  Schönheit  eines 
Gemäldes  oder  einer  Zeichnung  durchaus  unempfmdlich  sind,  SO  gibt  es 
auch  unter  den  Gelehrten  viele,  welchen  organisches  oder  psychologisches 
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Denken  gänzlich  fremd  i»t.  Man  darf  ihnen  das  nicht  zur  Schuld  an- 
rechnen, denn  niemand  kann  über  seine  Natnranlage  hinausgehen.  Aber 
sie  thnn  woM,  sich  jedes  Urteiles  zu  enthalten  über  die  Dinge,  die  sie 
nicht  verstehen;  denn  sonst  offenbaren  sie  mit  dem  Mangel  ihres  Ver- 
st&ndnisses  zugleich  ihren  anmasslicben  Sinn. 

Einer  der  ersten,  welche  der  organischen  Betrachtung  Bahn  gebrochen 
haben,  war  Fr.  Schmitthenner,  der  den  Staat  als  «ethischen  Organis- 
mus** erklärte,  „bestimmt,  die  öffentUdien  Angelegenheiten  des  äusseren 
Lebens,  des  Rechtes,  der  WohlfUirt  und  der  Bfldung  zu  Tertreten**. 

<  Einen  merkwürdigen  Versuch  hat  Yollgraff  gemacht,  die  Staats- 
lehre auf  die  Psychologie  der  Völker  zu  gründen  (Erster  Versuch  einer 
wissenschaftlichen  Begründung  sowohl  der  allgemeinen  Ethnologie  durch 
die  Anthropologie,  wie  auch  der  Staats-  und  Rechtsphilosophie  durch  die 
Ethno]  ir  nder  Nationalität  der  Völker.  3  Teile.  1851—1853).  Das 
Werk  gibt  sich  selbst  als  „ersten  Versuch"  und  ist  als  solcher  ehrenwert 
Aber  dasselbe  ist  doch  nicht  geeignet,  die  psychologische  Methode  zu 
Ehren  zu  bringen.  Weder  befriedigt  die  Darstellung  der  menschlichen 
Seelenkräfte,  noch  die  vSchätzung  der  verschiedenen  Temperamente;  und 
der  angesammelte  ansehnliche  Stof7  von  historischen  Notizen  und  mannig- 
faltigen Beobachtungen  und  Keisebemerkimgen  ist  zu  wenig  kritisch 
verarbeitet  und  gar  zu  sehr  mit  blossen  Phantasiebildem  gemischt,  so 
dass  anch  das  Gefühl  der  realen  Sicherheit  nicht  aufkommt. 

Ahrens,  dem  Philosophen  Krause  folgend,  hat  es  unternommen, 
eine  „organische  Staatslehre^'  /n  schreiben  (H.  Ahrens,  Die  or- 
ganische Staatslehre,  Bd.  I,  Wien  1850).  Aber  er  versteht  unter  dem 
Olganismus  des  Staates  nicht  sowohl  ein  lebendiges  persönliches  Gemein- 
wesen, als  vielmehr  eine  organische  Einrichtung  für  Rechtsgemeinschaft. 

Waitz  (Politik,  1862,  1,  5)  endlich  sagt  vom  Staate:  „Der  Staat  ist 
nichts  willkürlich  Gemachtes,  nicht  durch  Vertrag  der  Menschen,  nicht 
durch  Gewalt  eines  oder  einiger  einzelnen  entstanden.  Der  Staat  erwächst 
organisch  als  ein  Organismus,  aber  nicht  nach  den  Gesetzen  und  für  die 
Zwecke  des  Naturlebens,  sondern  er  ruht  auf  den  höheren  sittlichen 
Anlagen  der  Menschen,  in  ihm  walten  sittliche  Ideen  ;  es  ist  kein  natür- 
licher, ein  ethischer  Oi^anismus.  Der  Staat  ist  die  Organisation  des 
Volkes."  Der  Staat  ist  aber  nicht  die  Verwirklichung  des  sittlichen 
Lebens  überhaupt.  Die  sittlichen  Anlagen  der  Menschen  und  die  sitt- 
lichen Ideen  bestimmen  ebenso  das  Privat-  wie  das  Staatsleben,  die  Kirche 
wie  den  Staat,  die  Familie  und  die  Gesellschaft.  Nur  wenn  die  mensch- 
liche Gesamtnatur  der  Völker  und  der  Menschheit  psychologisch 
verstanden  wird,  ist  eine  unterscheidende  und  erklärende  Grundlage 
gewonnen  für  den  StaatsbegrifT.  In  meinen  „Psychologischen 
Studien  über  Staat  und  Kirche"  (Zürich  1844)  ist  der  erste  Versuch 
gemacht,  den  Staat  aus  der  Psychologie  Fr.  Rohmers  zu  erklären.  Ich 
setzte  dabei  irrigerweise  einiges  Verständnis  für  diese  in  der  „Lehre 
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von  den  Parteien"  zu  Tage  getretene  Wissenschali  voraus,  machte  aber 
die  Erfahrung,  dass  nicht  allein  jenes  nicht  viu'handen,  sondern  dass 
jedes  psycliologische  Denken  über  (!en  Staat  der  heutigen  Schulbildung 
abhanden  gekommen  sei  und  iremdartig  erscheine.  Die  Studien  wurden 
von  den  &litlebenden  wie  eine  „unbegreifliclie  Narrheit  eines  sonst  doch 
verständigen  Mannes"  verv^'orfen.  Die  Früchte  jener  Studien  aber,  wie 
sie  später  in  diesem  Werke  hemngereilt  sind,  werden  ziemlich  allgemein 
mit  Gunst  und  DanU  anun-noinnu  n.  Inzwischen  ist  die  Zeit  naher  ge- 
rückt,  in  der  auch  der  Weg,  den  jene  S'itdien  eingeschlagen  haben,  nicht 
melir  als  abenteuerlich  erscheinen  und  die  organisch-psychologische  Er- 
kenntnis des  Staates  uiil  Vorliebe  geptlegt  werden  wird.  Dann  w'wd  auch 
der  Wert  oder  Unwert  jener  „Studien''  richtig  beurteilt  werden  können. 
Inzwischen  finde  ich  eine  GenutrtlmuTig  für  manches  Missverständnis  und 
manche  Missachtung,  die  ich  erfaliren  habe,  in  der  Wahl  iichniung,  dass 
die  beiden  genialsten  deutschen  Staatsnumner,  Friedricli  der  Grosse 
und  Fürst  Bismarck,  ihr  psychologisches  Verständnis  des  Völker-  und 
Staatslebeus  durch  That  und  Wort  bewährt  haben. 
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L  Die  Menseliheit,  die  Menselienrassen  und  die  VUker* 

familieu. 

Die  Menschheit  hat  ihre  Gesamtorganisation  in  dem 

Weltreiche  noch  nicht  gefunden.  Vorerst  kennt  die  Geschichte 
nur  einzelne  Reiche  und  Staaten,  welche  auf  Bruchteile  der 
Menschheit  heschränkt  sind.  Das  allgemeine  Staatsrecht  unserer 
Zeit  muss  daher  voraus  jene  Teile  beachten  und  das  \  irhält- 
nis  der  Völker  zur  Menschheit  und  zum  Staate  bestimmen. 

Der  Glaube  an  die  Einheit  des  Menschengeschlechtes 
ist  dem  gereinigten  religiösen  Gefühl  unentbehrlich.  Das 
Christentum  hat  alle  Menschen  zur  Kiiulscluift  Gottes  be- 
rufen. Der  civilisierte  Staat  setzt  diese  Einheit  ebenfalls 
voraus  und  achtet  auch  in  den  niederen  Rassen  und  Stämmen 
doch  die  gemeiiisaiue  Menschennatur.  Für  den  Staat  und  das 
Staatsrecht  aber  ist  neben  jener  Einheit  der  Menschheit  die 
Verschiedenheit  der  Rassen  von  höchster  Bedeutung; 
denn  im  Staate  erscheinen  die  Menschen  geordnet,  und  Ord- 
nung ist  nicht  deukbai'  ohne  Unterscheidung. 
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Die  Wissenschaft  hat  bis  jetzt  den  Schleier,  welcher  den 
geheimnisvollen  Ursprung  der  verschiedenen  Hauptrassen 

der  Menschheit  deckt,  nicht  zu  heben  vermocht.  Beruhen  die 
lUssen  auf  verschiedenen  Schöpfungsaiiteu  und  sind  die  einen 
Rassen  Mher,  die  anderen  später  erschaffen  worden?  Oder 
haben  sich  die  verschiedenen  Kassen  ans  der  nrsprfingllchen 
einen  Urrasse  allmäliiich  losgetrennt  und  kraft  welcher  Natur- 
gewalten? Wir  wissen  es  noch  nicht  Die  Verschiedenheit  der 
Hauptrassen  aber  sowohl  in  ihrem  Körperbau  und  in  ihrer 
Farbe,  als  in  ihrer  geistigen  Anlage  ist  schon  da  in  den 
ersten  Anfangen  der  bekannten  Entwickelungsgeschichte  der 
Menschheit,  und  sie  ist  bis  auf  heute  wesentlich  dieselbe  ge- 
blieben. Es  hat  sich  wohl  keine  derselben  ganz  rein  erhalten 
und  mancherlei  Mischungen  der  Geschichte  haben  grosse  Be- 
standteile der  Urrassen  zum  Teil  lo^erissen  von  der 
Gemeinschaft  mit  den  übrigen  Massen,  zum  Teil  zu  neuen 
Völkern  umgewandelt.  Aber  immerfort  sind  die  Gegensätze 
der  weissen,  der.  schwarzen,  der  gelben  und  wohl  auch 
der  roten  Bassen  erkennbar  und  wirksam  und  mehr  noch 
in  der  Entwickelungsgeschichte  als  in  ihren  zuweilen  trügeri- 
schen ijarbeu.  Es  gibt  wohl  manche  selbst  sehr  geistreiche 
Männer,  welche  die  geistige  Ungleichheit  dieser  Rass^  in  der 
Theorie  leugnen,  aber  schwerlich  einen,  der  dieselbe  im  prak- 
tischen Leben  und  Verkehr  nicht  fortwährend  beachtet.  Die 
ganze  Weltgeschichte  zeugt  von  Jahrhundert  zu  Jahrhundert 
für  die  verschiedene  Begabui^  der  Rassen  und  selbst  für  die 
ungleiche  Fähigkeit  der  einzelnen  Völker,  die  aus  ihnen  er-' 
wachsen  sind. 

1.  £s  ist  wahrscheinlich,  dass  die  schwarze  äthiopi- 
sche Rasse,  die  NaelitvÖlker,  wie  Carus  sie  nennt,  in 

der  Vorzeit  nicht  bloss  Afrika,  den  vornehmlich  für  sie  be- 
stimmten Weltteil,  sondern  ebenso  die  südlichen  Länder  von 
Asien  überdeckt  und  sogar  in  den  südlichen  Ausläufern  des 

europäischen  Festlandes  Wohnsitze  gehabt  habe,    lieber  das 
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hohe  Alter  dieser  vielleicht  erstgeborenen  Rasse  kann  kein 
Zweifel  sein*  Aber  nie  und  nirgends  hat  es  diese  Basse  von 
sich  aus  zu  einer  auch  nur  einigermassen  civilisierten  Bechts- 
und  Staateabildung  gebracht.  Sie  hat  keine  waliie  Geschichte.  ^ 
In  jedem  Zusammentreffen  mit  Individuen  oder  Stämmen  der  ' 
weissen  Basse  ist  sie  sofort  unter  deren  Herrschaft  geraten. 
So  ausschweifend  ihre  Phantasie  und  so  reizbar  ihre  Sinnlich- 
keit ist,  so  mangelhaft  ist  ihr  Verstand  ausgestattet  und  so 
schwach  ihr  Wille.  Von  Natur  Icindisch,  ist  sie  auf  die  Er- 
ziehung und  Beherrschung  durch  höhere  Völker  angewiesen. 

Seiion  im  Altertum  wurde  die  schwarze  Rasse  in  Indien 
und  in  Aegypten  von  den  weissen  Ariern  und  Semiten  be* 
herrseht.  Heute  noch  sind  die  alten  afrikanischen  Kegerherr- 
schaften keine  wirkliche  Staaten,  sondern  willkürliche  und 
launenhafte  Despotien.  Einen  erheblichen  Fortschritt  machten 
diese  Stämme,  wie  sie  unter  die  Leitung  der  mohammedani- 
schen Beligion  und  Kultur  kamen,  wie  insbesondere  in  Nord- 
afrika und  in  den  Reichen  des  mittleren  Sudan.  Die  Nach- 
bildung des  französischen  Imperatorentumes  durch  die  Neger 
auf  der  Insel  Hayti  und  der  nordamerikanischen  Bepublik  in 
dem  Negerstaate  Liberia  macht  auf  Europäer  oder  Amerikaner 
eher  den  Eindruck  eines  Schauspieles,  welches  das  Leben 
staatlicher  Völker  nachahmt,  aber  nicht  verwirklicht 

2.  Einen  ältlichen  Ausdruck  dagegen  hat  die  röt- 
liche Rasse  der  amerikanischen  Stämme,  der  Indianer. 
Für  den  Staat  haben  aber  auch  sie  nur  eine  geringe  B^abung. 
Zwar  gab  es  in  Amerika,  vor  der  Kolonisation  durch  die  Euro- 
päer, grössere  Staaten  mit  einer  ansehnlichen  und  ehrwürdigen 
Civilisation,  Aber  es  scheint,  dass  die  theokratischen  Reiche 
von  Peru  und  Mexiko  nicht  das  Werk  der  einheimischen 
Basse,  sondern  von  Einwanderern  aus  Ost-  und  Südasien  ge- 
gründet waren.  Die  Bezeichnung  der  Inkas  in  Peru  als  „weisser 
''Sonnenkinder*^  und  die  Verehrung  der  weissen  Männer  als 
„Gottersöhne*  weisen  unverkennbar  auf  arischen  Ursprung  hin. 
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Wo  die  Indianer  sich  selbst  überlassen  blieben,  da  ver- 
inlderten  sie  wieder  als  Jäger  und  zerfielen  sie  in  kleine 
Gruppen.  Ihre  Stammesrepubliken  mit  wechselnden  Häuptern, 
eifrigen  Rednern  und  Versammlungen  der  Männer  haben 
keinen  festen  Rechtsboden  und  keine  gesicherten  Institutionen. 
Sie  sind  Jägergenossenschaften,  nicht  Staaten.  Die  ein- 
zelnen Männer  leben  wohl  in  eigenwilliger  und  trotziger  Frei- 
heit, aber  der  Verband  des  Ganzen  ist  roh  und  ungefüge.  Dem 
Fortschritte  der  weissen  Kolonisation  venndgen  sie  keinen 
Widerstand  zn  leisten.  Sie  werden  verdrängt  und  aufgezehrt. 


^  3.  Bedeutender  für  die  staatliche  Entwickelung  ist  die  so- 
genannte gelbliche  Rasse,  deren  Heimat  Asien  geblieben 
ist,  mit  ihren  beiden  Hauptstämmen,  dem  bräunlicheren 
Typus  der  Malaien  und  dem  helleren  der  finnisch- 
mongolischen Völker.  Besuiidf  rs  die  ietzteie  Völkerfamilie 
hat  viele  grosse  Fürsten,  Heerführer  und  Staatsmänner  hervor- 
gebracht. Ein  Teil  freilich  dieser  Stämme  blieb  fortwährend 
und  bis  auf  den  heutigen  Tag  in  nomadischem  Zustand, 
als  Hirten,  Jäger  und  Räuber,  vorzüglich  in  Mittelasien.  Aber 
andere  Völker  von  dieser  Rasse  haben  grosse  Beiche  gegründet. 
Sie  sind  durchweg  roher  im  Westen  geblieben  und  humaner 
im  Osten  geworden.  Die  ganze  Rasse  steht  der  kaukasischen 
näher  als  die  der  Neger  und  der  Indianer  und  hat  sich  früh- 
zeitig, zumal  in  den  oberen  Klassen,  mit  Weissen  gemischt. 
Zu  einer  höheren  Civilisation  als  die  Hunnen  und  die  Tür- 
ken haben  es  die  Kulturvölker  von  China  und  Japan  ge- 
bracht. Sogar  eine  feine  Staatsphilosophie  ist  ihr  Werk;  und 
die  Ideale  der  Humanität  im  Gegensatz  zur  Barbarei  und  des 
persönlichen  Verdienstes  im  Gegensatz  zu  dem  Rang  der  Ge- 
burt sind  bei  ihnen  früher  noch  zur  Geltung  gelangt  als  unter 
den  arischen  Europäern.  Für  die  Landwirtschaft,  die  Gewerbe, 
für  die  Schulen  und  die  Polizei  haben  sie  Bedeutendes  ge- 
leistet. Aber  ihre  Rechtsideen  blieben  gemischt  mit  den 
moralischen  Vorschriften  und  sind  gebunden  durch  die  Rück- 
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sichten  auf  das  Familienleben  und  die  Zucht  der  Unmündigen. 
Ihr  Regiment  hat  einen  wohlwollenden,  aber  oft  auch  einen 

despotischen  Charakter.  Das  Ehrgefühl  ist  unempündlich  und 
die  Volksfreiheit  bei  ihnen  nicht  entwickelt. 

4.  Ueber  alle  diese  Bassen  erhebt  sich  aber  die  weisse 
Rasse  der  sogenannten  kaukasischen  oder  iranischen  Völker, 
die  Gar  US  im  Gegensatze  zu  den  Nacht-  und  Dämmerungs- 
(Morgen-  und  Abend-)  Völkern  als  Tagvölker  bezeichnet,  die 
Kinder  der  Sonne  und  des  Himmels,  wie  das  Altertum  sie 
benannt  hat.  Sie  sind  vorzugsweise  die  historischen  Völker. 
Sie  bestimmen  die  Geschichte  der  Welt  Alle  höheren  Reli- 
gionen, welche  den  Menschen  mit  Gott  verbinden,  sind  zuerst 
durch  Männer  von  ihrem  Stamme  geoffenbart  worden,  fast  alle 
Philosophie  ist  aus  den  Arbeiten  ihres  Geistes  hervorgegangen. 
Im  Zusammenstoss  mit  den  anderen  Rassen  sind  diese  zuletzt 
immer  von  ihnen  besiegt  und  ihnen  unterthan  worden.  Alle 
höhere  Staatenbildung  gehört  ihrem  Impuls  an  und  ist  ihr 
Werk.  Die  höchste  Civilisation  und  die  Vervollkommnung  der 
geistigen  Zustände  der  Menschen  verdanken  wir  —  nächst 
Gott  —  ihrem  Verstände  und  der  Energie  ihres  Willens. 

Diese  Tagvolker  teilen  sich  aber  in  zwei  grosse  Volker- 
familien,  die  semitischen  und  die  arischen  (indo-ger- 
manischen)  Völker.  Die  Semiten  haben  vorzugsweise  eine 
religiöse  Mission  für  die  Welt.  Das  Judentum,  das  Christen- 
tum und  der  Islam,  alle  diese  Religionen  sind  zuerst  unter 
semitischen  Völkern  im  Orient  verkündet  worden.  Fflr  den 
Staat  aber  sind  sie  weniger  begabt.  Dagegen  uiuimt  für  die 
politische  Geschichte  und  die  Rechtsbiiduuj^  hinwieder  die 
arische  Völkerfamilie,  deren  Sprache  auch  die  formen-  und 
gedankenreichste  Ist,  den  obersten  Rang  ein,  und  diese  hat 
voraus  in  Europa  ihre  wahre  Heimat  gefunden  und  da  ihren 
männlichen  Staatsgeist  zur  Reife  entfaltet  Darauf  ist  das  Recht 
dieser  europäisch-arischen  Völker  begründet,  die  übrigen 
Völker  der  Erde  mit  ihren  Ideen  und  ihren  lubtiLutionen 
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politisch  zu  leiten  und  so  die  Orgauisieiung  der  Menschheit  zu 
yoUzieheii. 

Wir  betrachten  so  die  Verschiedenheit  der  Menschenrassen 

als  ein  Werk  der  schöpferisch  erregten  Natur,  nicht  als  ein 
Werk  unserer  menschlichen  Geschichte,  und  erkennen  in  ihnen 
natürliche  Varietäten  der  Menschheit  Dagegen  die 
Vdlker,  in  weldie  die  Bassen  sich  teilen  oder  welche  aus 
der  Mischung  verschiedener  Rassen  entstanden  sind,  sind  offen- 
bar das  Erzeugnis  unserer  Geschichte.  Die  Völker  sind 
historische  Glieder  der  Menschheit  und  ihrer  Rassen. 
Zwai  kcimcji  wir  auch  Ur Völker,  d.  h.  die  uns  schon  in  den 
ersten  Zeiten  begegnen,  aus  welcixen  uns  eine  dürftige  Kunde 
zugekommen  ist  oder  deren  Ursprung  sich  in  ein  dunkles 
Altertum  verliert.  Aber  wir  kennen  eine  sehr  grosse  Zahl 
Völker,  deren  Entstehung  in  den  Bereich  unserer  historischen 
Kenntnis  fällt,  und  haben  Gründe  genug  für  die  Annahme, 
dass  auch  jene  Urvölker  in  ähnlicher  Weise  entstanden  seien. 
Die  Geschichte  durch  ihre  Trennungen  und  Vermischungen, 
wie  durch  ihre  Wandlungen  und  Entwickeiungen  hat  im  Laufe 
der  Zeit  die  Völker  gesondert  und  neue  Völker  hervorgebracht. 
Die  Eigentümlichkeit  der  Völker  zeigt  sich  daher  weniger 
noch  in  ihrer  physischen  Erscheinung  als  in  ihrem  Geist  und 
in  ihrem  Charakter,  d.  h.  in  der  Sprache  und  im  Recht. 

Anmerkungen.  1.  Prichard  hat  in  seinem  Werke  „Katur- 
geschichte des  MenschengesclilechteB"  (in  deutscher  üebersetzung  von 
E.  Wagiiei  ,  Leipzig  1840,  4  Teile)  vorzüglich  die  physiologischen  und 
sprachlichen  Unterschiede  und  Verwandtschaften  der  wesentlichen  Rassen 
behandelt:  A.  de  Gobineaii  dagegen  in  seinem  ,.Essai  siir  liiiegalite 
des  races  humaines"  (Paris  1852 — 1855)  mehr  die  politischen  Gegensatze 
darzustellen  gesucht.  So  anregend  und  interLDDani  diese  Untersuchungen 
sind,  so  ist  in  beiderlei  Hinsicht  noch  sehr  viel  zu  thun,  um  sichere 
wissenschaftliche  Resultate  zu  erreichen.  Das  neueste  und  vielseitigste 
Werk  ist  von  Th.  Waitz  „Anthropologie  der  Naturvölker"  [6  Teile 
(Teil  VI  bearbeitet  von  Gerland),  1859—1872.  Vgl.  auch  P  esc  hei, 
Völkerkunde  (5.  Aufl.,  1881),  S.  337  flf.]. 

2.  Man  hat  die  Bedeutung  der  Rasse  für  Recht  und  Staat  lange  in 
der  Wissenschaft  übersehen  und  missachtet.   Das  Werk  von  Gobineau 
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sucht  diesem  Mangel  abzuhelfen,  verirrt  sich  aber  nicht  selten  in  den 
entgegengesetzten  Fehler,  alles  aus  der  Anlage  der  Rasse  erklären  zu 
wollen.  Elr  fasst  die  Rasse  überdem  zu  sehr  als  Geburtarasse  auf 
und  betont  die  Einwirkung  der  Abstammung  und  des  Geblütes  zu  aus- 
schliesslich. Es  gibt  aber  nicht  bloss  eine  angeborene  Rasse,  — 
allerdings  die  ursprüngliche  nnd  natürliche  Bedeutung  der  Rasse  —  es 
gibt  auch  eine  anerzogeni;  Kasse,  die  wir  sowohl  in  den  Familien 
als  in  den  Völkern  deutlich  wahrnehmen  und  die,  obwohl  sekundär  und 
in  höherem  Grade  von  menschlicher  Freiheit  bestimmt,  doch  einen  ge- 
waltigen Einlluss  auf  die  Hechtsbildung-  übt.  Man  denke  nur  an  den 
römisclien  Klerus  in  dem  modernen  Europa,  um  sich  die  Macht  der  an- 
erzogenen Rasse  zu  vertregenwartigen.  Von  der  IJnsse  ist  das  Indi- 
vidiiium  zu  untersciie.vit  n  nnd  die  individuelle  Einwirkung  nicht  minder 
zu  beachten.  Die  Weltgeschichte  ist  last  mehr  noch  von  den  Individuen 
als  von  den  Rassen  bestimmt  worden.  Die  wichtigen  Aulschlüsse. 
welche  über  diese  Gegensätze  in  Fried  r.  Böhmers  T.ehre  von  dei: 
politischen  Parteien  (dargestellt  durch  Theodor  Rohm  er.  Zürich  1^44) 
gegeben  werden,  sind  noch  nicht  so  beachtet  und  gewürdigt  worden, 
wie  das  Werk  es  veixlient. 

Zweites  Kapitel. 

II.  Die  Begrif  e  Nation  und  Volk. 

Der  vulgäre  Sprachgebraudi  vermischt  und  verwechselt 
die  beiden  Ausdrücke  Nation  und  Volk,  welche  die  Wissen- 
schaft sorgfältig  zu  unterscheiden  j^enötigt  ist.  Aber  auch 
die  wisseuöchaftliche  Sprache  wird  vielfältig  dadurch  verwirrt, 
dass  die  Terschiedenen  Kulturvölker  denselben  Wörtern  einen 
veitschiedenen  Sinn  beilegen. 

Wir  verstehen  in  der  deutschen  Sprache,  ebenso  wie  die 
alten  Börner  in  der  lateinischen  Sprache  unter  Nation 
(nazionalita  der  Italiener)  einen  Kulturbegriff,  den  die 
neueren  Franzosen  und  Engländer  eher  peuple  und  people 
nennen.  Wir  heisseu  den  Staatsbegriff  Volk  (populus), 
welchen  die  Westvölker  eher  nation  nennen.  Die  Etymologie 
spricht  für  den  deutschen  Sprachgebrauch,  denn  das  Wort 
natio  (von  nasci)  deutet  aui  die  Geburt  und  die  Rasse,  und 
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die  Wolter  Volk  und  populus  weisen  .eher  auf  das  öffentliche 
Gemeinwesen  (miktgf  res  publica)  hin. 

Demgemäss  waren  die  Deutschen  im  Mittelalter  zugleich 
eine  Nation  und  ein  Volk  und.  in  den  letzten  Jahrhunderten 
wohl  eine  grosse,  in  vielerlei  Staaten  und  LÄnder,  beziehungs- 
weise  Völker  zerteilte  Nation,  aber  es  gab  kein  deutsches 
\  ulk  mehr.  Heute  ist  das  deutsche  Volk  wiedererstanden, 
aber  ausserdem  sind  noch  einzelne  Teile  der  deutschen  Nation 
Bestandteile  ausserdentscher  Völker  und  Staaten.  Obwohl  das 
/nationale  Bewusstsein  in  unserer  Zeit  stärker  ist  als  in  irgend 
einer  früheren  Periode,  so  decken  sich  auch  heute  noch  die 
Begriffe  Nation  und  Volk  nii^ends  völlig.  Der  Umfang  und 
die  Grenzen  beider  sind  nicht  dieselben. 

Die  Nationen -und  die  Völker  ^ind  Bildungen  der  Ge- 
schichte. Die  Entstehung  einer  Nation  vollzieht  sich  lang- 
sam, durch  einen  psychologischen  Prozess,  welcher  all- 
mählich in  einer  Masse  Menschen  eine  unterscheidende  Da- 
.seinslorm  und  Lebensgemeinschaft  hervorbringt  und  in  der 
erblichen  Rasse  befestigt.  Niemals  ist  aus  einer  willkürlich 
znsammengerotteten  oder  geworbenen  Menge  Menschen  eine 
Nation  entstanden.  Auch  die  freie  Willensübereinkunft  und 
der  gesellschaftliche  Vertrag  von  vielen  Individuen  vermag 
nicht,  eine  Nation  zu  schaffen.  Zu  ihrer  Bildung  müssen  die 
Erlebnisse  und  Schicksale  von  mehreren  Generationen  zu- 
sammenwirken, und  sie  hat  erst  dann  Bestand  gewonnen, 
wenn  ihre  Eigenart  durch  die  Fortpflanzung  der  Familien 
und  die  Ueberlieferung  der  Kultur  von  Geschlecht  zu  Ge- 
schlecht erblich  geworden  ist. 

Die  Entstehung  eines  Volkes  setzt  einen  politischen 
Prozess,  eine  Staatenbildung  voraus  und  kann  daher,  am 
sichersten  freilich  auf  nationaler  Grundlage,  auch  rasch  duicli 
eine  neue  Organisation  vollzogen  werden. 

Bei  der  Bildung  der  Nationen  wirken  durchweg  mehrere 
Kräfte  und  Faktoren  zusammen,  welche  geeignet  sind,  die 
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Massen  durch  gemeiiisaineu  Geist,  gemeinsame  Interessen  und 
gemeinsame  Grewohnheiten  zu  verbinden  und  von  anderen, 
fremd  gewordenen  Massen  abzutrennen  und  denselben  ent- 
gegenzusetzen. 

Die  wichtigsten  Motive  sind: 

a)  Die  Religion.  Der  religiöse  Glaube  hat  vorzüglich 

in  dem  alten  Asien,  aber  auch  ^sährcnd  des  Mittelalters  in 
Europa  so  mächtig  auf  die  ganze  Denkart  und  Lebensweise 
der  Massen  eingewirkt,  dass  die  Religionsgenossen  sich  als 
Nationale  wider  die  Andersgläubigen  als  Fremde  abschlössen. 
£s  ist  wahrscheinlich,  dass  die  ansehen  Perser  und  die  ari- 
schen Indier  sich  vorerst  um  des  Glaubens  willen  vonein- 
ander getrennt  haben,  und  gewiss,  dass  die  Brahmanisten  und 
die  Buddhisten  trotz  ihrer  gemeinsamen  Wohnsitze,  Sprache 
und  Abstammung  lediglich  des  Glaubens  wegen  sich  als  einander 
fremde  Nationen  beltämpften.  So  bewahrte  die  jüdische  Nation 
ihre  Eigenart  nicht  bloss  in  ihrem  Vaterlande  (Palästina), 
sondern  zur  Zeit  der  baby ionischen  Knechtschaft,  später  im 
Romerreiche  zu  Alexandrien  und  in  Rom  und  nach  der  Zer- 
störung des  jüdischen  Staates  in  der  Zerstreuung  unter  fremde 
Natioiieii  uiid  Staaten. 

Aber  es  ist  ein  Kennzeichen  unserer  Zeit,  welche  die 
religiöse  Freiheit  höher  schätzt  als  die  Glaubenseinheit,  dass 
heute  die  Religion  nicht  mehr  diese  starke  Wirkung  auf  Neu- 
bildung und  Trennung  der  Nationen  übt.  Vielmehr  erweist 
sich  die  einigende  und  unterscheidende  Macht  der  Nationalität^ 
allgesehen  von  der  Religion,  heute  stärker  als  die  religiöse 
Gemeinschaft  und  Spaltung.  Die  Deutschen  sind  ihrer  natio- 
nalen Genossenschaft  bewusst  geworden,  unbekümmert  darum, 
ob  sie  Protestanten  oder  Katholiken,  von  mosaischem  Glau- 
ben oder  Pantheisten  sind,  und  sie  untersclieiden  sich  von 
fremden  Nationen,  obwohl  viele  von  ihnen  Religionsgenossen 
dieser  sind. 

b)  Stärker  als  die  Religion  wirkt  auf  die  Scheidung  der 
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Nationen  der  Gegensatz  der  Sprache.  Die  Nation  erscheint 
ganz  besonders  deutlich  als  Sprachgenossenschaft.  In- 
dem die  Massen  in  verschiedenen  Ländern  allmählich  ihre 
Sprache  eigentümlich  fortbilden,  kommt  eine  Zeit,  in  der  sich 
die  früheren  Sprachgenossen  nicht  mehr  verstehen,  weil  ihre 
Sprachen  sich  nach  und  nach  geschieden  haben.  Von  da  an 
erkennen  sich  die,  welche  noch  dieselbe  Sprache  reden  und 
verstehen,  als  Nationale,  und  die  anderen,  deren  Sprache  ihnen 
unverständlich  geworden  ist,  als  Fremde. 

Die  Sprache  ist  der  Ausdruck  des  gemeinsamen  Geistes 
und  das  Werkzeug  des  geistigen  Verkehres.  Sie  wird  in  der 
Familie  fortgepflanzt  und  gleichsam  vererbt  Die  Mutter- 
sprache hält  daher  das  Bewusstsein  der  Nationalität  in  täg- 
licher Uebung  wach  und  lebendig.  Selbst  fremde  Rassen 
werden  durch  eine  neue  Sprache,  welche  sie  in  erblicher 
Weise  aufiiehmen,  nach  und  nach  geistig  umgebildet  und  er- 
halten  so  die  ^sationalität,  deren  Sprache  sie  reden.  In  dieser 
.  Weise  sind  die  germanischen  Ostgoten  und  Langobarden  nach 
und  nach  in  Italien  zu  Italienern,  die  Kelten,  die  Franken 
und  die  Burgunder  in  iVankreich  zu  Franzosen,  die  Slawen 
und  Wenden  in  Preussen  zu  Deutschen  geworden. 

Wenn  in  unseren  Tagen  das  Nationalbewusstsein  kräftiger 
und  wirksamer  geworden  ist  als  je  zuvor,  so  haben  die 
Werke  der  Sprache,  so  hat  die  Litteratur  und  ganz  vor- 
züglich die  periodische  Presse  in  der  Landessprache  den 
erheblichsten  Anteil  an  dieser  Erscheinung.  Die  nationale 
Bewegung  hat  zumeist  ihre  Impulse  von  der  nationalen  Litte- 
ratur empfangen,  welche  die  Gemeinschaft  des  Denkens  und 
Empfindens  vermittelt  und  den  geistigen  Gemeinbesitz  er- 
weitert. 

Dennoch  entscheidet  auch  die  Sprache  nicht  immer  über 
die  Nationalität  Daher  sind  die  Begriffe  Nation  und  erbliche 
Sprachgenossenschaft  nicht  völlig  gleichbedeutend.  Die  Be- 
wohner der  Bretagne  und  die  Basken  betrachten  sich  selbst 
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als  nationale  Franzosen,  obwohl  sie  die  französische  Sprache 
entweder  gar  nicht  oder  nur  wie  eine  fremde  erlernte  Sprache 
reden.  Hier  haben  die  staatliche  Verbindung  zu  einem  Yolk, 
die  gemeinsamen  Schicksale  und  Interessen,  die  Gemeinschaft 
der  Kultur  das  Gefühl  der  französischen  Nationalität  geweckt 
und  ausgebildet.  Hinwieder  betrachten  sich  Engländer  und 
Nordamerikaner  trotz  der  tortdauemden  Sprachgemeinschaft 
doch  als  zwei  getrennte,  wenngleich  nahe  vei^vaudte  Natio- 
nalitäten. Nicht  die  Sprache,  sondern  der  (iegensatz  zweier 
Weltteile,  zwischen  denen  das  breite  Weltmeer  sich  ausdehnt, 
die  Verschiedenheit  der  Natur-  und  der  Lebensaufgaben,  die 
geschichtlichen,  socialen  und  politischen  Gegensätze  haben  die 
eine  Nation  in  zwei  Nationen  gespalten. 

Diese  Beispiele  zeigen,  dass  ausser  der  Religion  und  der 
Sprache  auch  a)  die  Gemeinschaft  des  Wohnsitzes  und  des 
Landes,  b)  der  Lebensart,  der  Lebensaufgaben  und 
der  Sitten  und  c)  der  staatlichen  Verbindung  auf  die 
Büdung  neuer  Nationen  einwirken. 

Endlich  üben  auf  dieselbe  die  Mischungen  einen  be- 
deutenden £influss  aus,  welche  die  Teile  einer  Nationalität 
mit  den  Angehörigen  einer  anderen  Nation  verbinden.  Es 
kann  dtiraus  ein  neuer  Typus  und  ein  neuer  Charakter  der 
Massengemeinschaft,  folglich  auch  eine  neue  Nation  ent- 
springen. Die  europäische  und  die  amerikanische  Geschichte 
ist  reich  an  Belegen  dafür. 

Die  Nation  ist  ein  Kulturwesen,  indem  sowohl  ihre 
innere  Znsammengehörigkeit  als  ihre  Abtrennung  von  frem- 
den Nationen  vornehmlich  aus  der  Kulturentwickelung  ent- 
standen sind  und  vorzugsweise  ihre  Wirkung  auf  die  Kultur- 
zustände äussern.  Sie  ist  nur  psychologisch  zu  verstehen, 
indem  ihr  Wesen  in  dem  Gemeingeist  und  Gemeincharakter 
zu  erkennen  ist,  der  sie  beseelt.  Mau  kann  sie  insofern  auch 
einen  Organismus  nennen,  als  ihre  Eigenart  auch  in  dem 
gleichartigen  Körperbau  der  nationalen  Rasse  und  in  den 
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Äusseren  KuudgebuDgeii  der  Sprache  und  der  Sitte  eine  sicht- 
bare Darstellung  erhalten  haben.  Aber  sie  ist  doch  nicht  ein 
organisches  Wesen  in  dem  höheren  Sinne,  wie  das  Volk  eine 
Person  ist.  Die  Gemeinschaft  ist  in  ihr  lebendig  und  dit 
Anlage  zur  Einheit  Aber  die  Einheit  des  Rechtswillens  und 
der  That,  die  rechtliche  Persönlichkeit  hat  sie  nicht, 
wenn  sie  nicht  im  Staate  zum  Volke  geworden  ist. 

Obwohl  der  menschliche  Geist  und  die  menschliche  Ar- 
beit auch  an  der  Bildung  der  Nationen  einen  sehr  erheblidien 
Anteil  haben,  so  vollzieht  sich  dieselbe  doch  zumeist  unbe- 
wusstf  wie  eine  Naturnotwendigkeit,  indem  sich  die- 
eine  Menschheit  in  viele  Nationen  zerteilt,  erh&lt  sie  die 
Möglichkeit,  alle  die  verborgenen  Kräfte  ihrer  Natur,  die  der 
gemeinsamen  Entwickehmg  fähig  sind,  durch  den  Wettstreit 
und  die  mannigfaltigen  Arbeiten  der  verschiedenen  Nationen 
zu  offenbaren  und  ihre  Bestimmung  reicher  zu  erHUlen.  Das 
Wachstum  und  die  Entfaltung  der  Nationen  bildet  daln  r 
einen  starken  Hebel  der  Weltgeschichte  und  gehört  sicher  zu 
den  Grundlinien  des  göttlichen  Weltplanes. 

Der  Begriff  der  Nation  Iftsst  sich  daher  so  bestimmen: 
Nation  ist  die  erblich  gewordene  Geistes-,  Gemüts- 
und Bassegemeinschaft  von  Menschenmassen  der  ver- 
schiedenen Bemfezweige  und  Gesellschaftsschiditen,  welche 
auch  abgesehen  von  dem  Staatsverbande  als  kulturverwandte 
Stammesgenossenschaft  vorzüglich  in  der  Sprache,  den 
Sitten,  der  Kultur  sich  verbunden  fühlt  und  von  den  übrigen 
Massen  als  Fremden  sich  unterscheidet. 

Die  Grenzen  einer  Nation  sind  veränderlich  und  be- 
weglich. Sie  kann  fortwährend  wachsen  und  sich  ausbreiten, 
wenn  es  ihr  gelingt,  ihre  Sprache  und  ihre  Sitte,  ihre  Kultur 
auf  fremde  Massen  auszudehnen  und  dieselben  dadurch  zu 
assimilieren.  Sie  kann  abnehmen,  zusammenschnunpfen  und 
ganz  aussterben,  wenn  eine  fremde  Kultur  siegreich  wider  sie 
vorgeht  und  ihre  bisherigen  Glieder  für  sich  einninunt  und 
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umbiidet.  Eine  höhere  Kultur  einer  grossen  Nation  zehrt  so 
nach  und  nach  die  roheren  Kulturen  kleiner  Stämme  auf  und 
ersetzt  dieselben  durch  ihre  reichere  Bildung. 

Unter  Volk  verstehen  wir  in  der  Regel  die  zum  Staate 
geeinigte  und  im  Staate  organisierte  Gemeinschaft 
aller  Staatsgenossen.  Die  Entstehung  des  Volkes  kommt  sni- 
gleich  mit  der  Schöpfung  des  Staates  zur  Wirksamkeit.  Das 
Gefühl,  in  höherer  Stufe  das  Bewusstsein  politischer  Zu- 
sammengehörigkeit und  Einheit  hebt  das  Volk  über  die  Nation 
empor.  Es  ist  zwar  denkbar,  dass  ein  Volk,  welches  sein 
Land  verlässt,  vorläuhg  noch  Volk  bleibt,  aber  es  ist  doch 
nur  proyisorisch  als  Volk  anzusehen,  bis  es  ihm  gelingt,  in 
einem  neuen  Lande  einen  Staat  zu  bilden.  Ebenso  kann  ein 
Volk  dem  Staate  vorhergehen,  wie  das  jüdisclie  Volk  unter 
Moses  dem  jüdischen  Staate;  aber  doch  wieder  nur,  weil  in 
ihm  der  Staatstrieb  kräftig  entwickelt  ist  und  es  zur  Gründung 
eines  Staates  einheitlich  organisiert  ist.  Insofern  ist  die  Ber 
Ziehung  des  Volks begnties  zum  Staate  immer  notwendig  und 
man  kann  sagen:  Kein  Volk  ohne  Staat.  Wir  werden  diese 
Entstehung  des  Staates  in  dem  vierten  Buche  besonders  be- 
trachten. 

Wir  pflegen  aber  die  bloss  passive,  beherrschte  Masse, 
ohne  politische  Bechte,  nicht  Volk  zu  nennen.  Insofern  lässt 

sich  nicht  sagen:  Kein  Staat  ohne  Volk.  Die  Despotie 
weiss  nichts  von  Völkern,  sondern  nur  von  ünterthanen. 

Wenn  das  Volk  entweder  insgesamt  oder  in  dem  Kern 
der  Staatsbewohner  auf  nationaler  Grundlage  steht,  so  hat  es 
natürlich  auch  seinen  Anteil  an  der  nationalen  Geistes-. 
Charakter-,  Sprach-  und  Sittengemeinschaft  Wenn  es  dagegen 
aus  mehreren  Nationen  oder  aus  Bruchstücken  solcher  gemischt 
ist,  so  ist  diese  Gemeinschaft  weniger  aligemein  in  ihm  als 
in  der  Nation. 

Dagegen  zeichnet  sich  das  Volk  vor  der  Nation  haupt- 
sächlich dadurch  aus,  dass  in  ihm  die  Bechtsgemein- 

Bluntscbli,  allgemeine  Staatslehre.  7 
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Schaft  entschiedener  ausgebildet  und  zu  politischer  Teil- 
nahme an  der  Staatsleitung  gesteigert  ist  und  seine  Fähig- 
keit, einen  Gesamtwillen  ausrasprechen  und  durch  Thaten 
zu  bewähren,  durch  die  Staatsverfassung  die  erforderlichen 
Organe  erworben  hat,  mit  einem  Worte:  dass  es  eine  recht- 
liche und  staatliche  Gesamtper^on  ist. 

Mit  vollem  Rechte  spricht  man  daher  von  einem  Volks- 
geiste und  von  einem  Volkswilien,  der  etwas  anderes  ist 
als  die  blosse  Summe  des  Geistes  und  des  Willens  aller  zum 
Volke  gehörigen  Individuen.  Jener  Geist  und  Wille  ist  seinen 
Organen  und  seinem  Inhalte  nach  einheitlicher  Gemeingeist 
und  Staatswillen,  nicht  individueller  und  mannigfaltig  sich 
widersprechender  Einzelngeist  und  Einzelnwille. 

Auch  die  Völker  sind  organische  Wesen;  und  des- 
halb stehen  sie  unter  den  Naturgesetzen  alles  organischen 
Lebens.  In  der  Entwickelungsgeschichte  der  Völker  lassen  sich 
dieselben  Altersperioden  uiiteri:clieiden  wie  in  dem  Leben  der 
Individuen.  Die  natürlichen  Kräfte  und  Anlagen  eines  Volkes, 
seine  Vorstellungen,  seine  Bedürfhisse  sind  anders  in  der  Zeit 
seiner  Kindheit  und  anders  in  der  Zeit  seines  Alters.  Wie 
für  den  einzelnen  Menschen,  so  ist  auch  für  das  Volk  die 
mittlere  Periode  seines  Lebens  regelmässig  die  Zeit  der 
höchsten  Entwicklung  seines  Geistes  und  seiner  Macht  Nur 
sind  diese  Perioden  bei  den  Völkern  nach  Jahrhunderten  zu 
bemessen,  während  sie  bei  den  Individuen  nach  Jahrzehuten 
sich  unterscheiden.  Unsterblichkeit  aber  scheint  auch  den 
Völkern  nicht  verliehen  zu  sein. 

Anmerkungen.  1.  Es  ist  ein  Verdienst  Savignys,  die  Bedeu- 
tung des  Volkes  als  eines  organischen  Wesens  und  den  Einfluss  seiner 
Lebensalter  auf  die  Rechtsbildnng  in  Deutschland  wieder  nachdrucksam 
hervorgehoben  zu  haben. 

2.  Die  Familien  Verbindung  ferner  für  sich  allein  erzeugt  weder 
eine  Nation  noch  ein  Volk,  und  der  Satz  Schleiennach ers:  „Wenn  eine 
Masse  von  Familien  unter  sich  verbunden  und  von  anderen  ausgeschlossen 
ist  durch  Konnubium,  so  stellt  sich  die  Volkseinheit  dar,**  wird  in  zwie- 
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facher  Beziehunj^  durch  die  Geschichte  widerlcjjt.  Die  römischen  Patrizier 
waren  unter  sich  durch  Konnubium  verbunden,  die  Plebejer  ebenso.  Aber 
weder  Jene  noch  diese  waren  für  sich  aUein  das  römische  Volk;  und 
beide  waren  in  älterer  Zeit  nicht  durcli  Konnubium  miteinander  ver- 
bundeD,  und  doch  bestand  das  rumische  Volk  aus  ihrer  Vereinigung. 
Die  germanischen  Völker  waren  aus  Ständen  verbunden,  von  welchen 
jeder  nur  in  «einem  Innern  unter  seinesgleichen  die  Ehegen088enschal't 
zu  lies?,  lü  neuerer  Zeit  endlich  besteht  überall  Ehegenossenschai"'  und 
Familienverbindung  auch  unter  verschiedenen  Nationen,  ohne  dass  daraus 
eine  neue  Nation  eutsteht. 

3.  Man  ein  i  (Deila  nazionuHtü  come  fondamento  del  Diritto  delle 
Genti,  Turin  1857.  8.  37)  erklärt  die  ..NationnHint .lunso  als  eine 
..natürliche  Oeuossenschnft  von  Menschen,  welrhe  durcli  die  Einheit  ihrer 
Woiinsiize  (^des  Landesj.,  (inrcli  ihre  AbsiaTiiniung.j  ihre  Sitten  und  ilire 
Sprache  zu  eiuer  Lebensgemeinschaft  geeinigt  sind  und  das  Bewussiseiii 
dieser  Gemeinschaft  haben.''  Aber  wenn  er  mit  Recht  in  der  Nationalität 
die  natürliche  Anlage  zur  Staatenbildnng  erkennt,  so  tritt  in  seiner  Lehre 
doch  der  Unterschied  zwischen  Nation  und  Volk  nicht  scharf  genug  her- 
vor, und  ist  er  geneigt,  schon  die  Nation  als  liechtsperson  zu  betrachten, 
was  sie  nicht  ist  und  im  günstigsten  Fall  erst  werden  kann,  wenn  sie 
die  staatliche  Organisation  erlangt  hat. 


Es  ist  ein  Fortsein itt  der  Civilisation,  dass  wir  anfangen, 
voü  nationalen  Rechten  zu  sprechen  und  Achtung  für  dieselben 
zu  fordern.  Da  die  Nationen  Teile  der  Menschheit  und  das 
Produkt  eines  grossen  welthistorischen  Entwickelungsprozesses 
sind,  so  sollen  sie  auch  in  ihrem  Bestände  geachtet  und  ge- 
schützt werden.  Das  erste  und  natürlichste  Grundrecht  ist 
aUezeit  die  menschliche  Existenz.  Welche  menschliehe 
Existenz  aber  hätte  ein  besseres  Recht  von  Natur  als  die  des 
nationalen  Gemeingeistes?  Sie  ist  ja  zugleich  die  Unterlage 
auch  der  individuellen  Existenz  und  eine  Grundbedingung  der 
Eutwickelung  der  Menschheit 
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Aber  nur  allmählich  wird  es  gelingen,  dieses  zunächst 
blosB  sittliche  Gebot  in  die  entsprechende  Rechtsformel  zu 
fassen.  Die  Hauptbedeutung  des  Nartlonalitätsprincipes 
liegt  vorerst  noch  in  der  Politik,  nicht  im  Staatsrechte. 

Als  nationale  Bechtsgrundsätze  aber  lassen  sich  folgende 
anführen,  die  daher  von  den  Genossen  derselben  Nation  geltend 
gemacht  werden  dürfen: 

1.  Das  Recht  auf  die  nationale  Sprache. 

Die  Sprache  ist  das  eigenste  Gut  jeder  Nation,  in  der 
Sprache  vorzüglich  gibt  sich  die  Eigenart  derselben  kund,  sie 
ist  das  stärkste  Band,  welches  die  Genossen  der  Nation  zu 
einer  Kulturgemeinschaft  verbindet 

Daher  darf  der  Staat  nicht  der  Nation  ihre  Sprache  ver- 
bieten, noch  die  Ausbildung  derselben  und  ihre  Litteratur 
untersagen.  Es  ist  im  Gegenteil  Staatspflicht,  die  Kultur  der 
Sprache  frei  gewähren  zu  lassen  und,  soweit  die  allgemeinen 
Bildungsinteressen  nicht  dadurch  verletzt  werden,  wohlwollend 
zu  fördern.  ^  Die  Unterdrückung  der  einheimischen  Sprachen 
der  Provinzialen  durch  die  Börner  war  ein  furchtbarer  Miss- 
brauch der  Staatsgewalt,  und  das  Verbot  der  nationalen  Volks- 
sprache in  dem  Gebiete  des  deutschen  Ordens  unter  An- 
drohung der  Todesstrafe  war  eine  widerrechtliche  Barbarei. 

Aus  diesem  Princip  folgt  aber  nicht,  dass  es  in  den 
Staatsangelegenheiten  nicht  eine  bevorzugte  Staatssprache 
geben  dürfe  mit  Ausschluss  aller  übrigen  Volkssprachen.  So- 
weit es  sich  nicht  um  das  blosse  Nationalleben,  sondern  um 
das  Staatsleben  handelt,  da  kann  das  Interesse  des  gesamten 
Staatsvolkes  die  Einheit  der  Sprache  erfordern.  So  wird  im 
englischen  Parlamente  mit  Eecht  nur  englisch,  nicht  auch 
irisch  noch  gälisch  gesprochen,  in  den  französischen  Central- 

1  Oesterreichisches  [StafttflgnmdgesetB  über  die  allgemeineii 
Rechte  der  Staatsbürger  vom  21.  Desember  1867,  Art.  19]:  „Alle  VoUcs- 
etömme  sind  gleichberechtigt  (?)  und  jeder  Volksstamm  hat  ein  nnTerlets* 
üches  Recht  auf  Wahrung  und  Pflege  seiner  Nationalität  und  Sprache.** 
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behörden  nur  französisch,  nicht  auch  keltisch  oder  baskisch, 
und  im  deatschen  Reichstag  nur  deutsch,  nicht  auch  polnisch 

oder  dänisch  oder  französisch.  Sorgfältiger  aber  achtet  die 
Schweiz  die  verschiedenen  Nationalitäten,  aus  denen  sie  zu- 
sammengesetzt ist,  indem  sie  die  deutsche  mit  der  französi- 
schen Staatssprache  verbindet  und  nach  Bedürfnis  auch  die 
italienische  respektiert. 

Ebensowenig  ist  der  Staat  gehindert,  dafür  zu  sorgen, 
dass  in  den  Schulen  die  höhere  Eultursprache  gepflegt  und  die 
Kinder  einer  noch  ungebildeten  Nation  an  der  Errungenschaft 
und  Erbschaft  einer  veredelten  Litteratur  einen  Anteil  erhalten. 
Dagegen  wird  es  von  einer  civilisierten  Nation  als  ein  bitteres 
Unrecht  empfunden,  wenn  ihre  Sprache  aus  der  Schule  und 
der  Kirche  zu  gunsten  einer  fremden  Sprache  verdrängt  wird. 

2.  Die  Nation  hat  femer  ein-  Recht,  ihre  nationale 
Sitte  zu  üben,  soweit  dieselbe  nicht  dem  höheren  mensch» 
liehen  Sittengesetze  widerstreitet  oder  die  Rechte  des  Staates 
verletzt  Die  herrschendeu  Engländer  sind  berechtij^t.  nicht 
länger  zu  dulden,  dass  die  indischen  Frauen  zur  Totenfeier 
ihrer  Männer  sich  ebenfalls  dem  Tode  dpfem.  Die  Unter- 
sagung  aber  unschädlicher  Yolksspieie  ist  eine  nicht  zu  recht-  * 
fertigende  ^massung  des  Staates. 

3.  Auf  dem  Gebiete  der  eigentlichen  Rechtsinsti- 
tutioiicit  ist  die  Berechtigung  der  blossen  Nation  auf  staat- 
liche Anerkennung  und  Schutz  geringer,  weil  hier  teils  die 
Einheit  und  Harmonie  des  Staates,  teils  die  Interessen  des 
staatlichen  Kulturvolkes  einen  naturgemässen  höheren  Einfluss 
äussern.  Eine  die  Gesamtbevölkerung  umfassende  und  die 
einzelnen  Volksrechte  umbildende  oder  aufhebende  Gesetz- 
gebung ist  ein  Bedürfnis  des  entwickelten  Staates.  Man  darf 
es  den  Kuniern  nicht  verargen,  dass  sie  das  römische  Recht 
überall  in  ihrem  Reiche  einzuführen  suchten.  Rücksichtsloses 
Unmass  aber  verdient  Tadel.  Einen  der  ärgsten  Missgriffe 
derart  hat  das  englische  Parlament  begangen,  als  es  1773 
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in  Bengalen  die  Formen  des  englischen  Gerichtsverfahrens 

and  des  englischen  Rechtes  den  dafdr  anreifen  Indiem  anf-  ^ 

nötigen  wollte.    In  den  deutschen  Staaten  aber  veiiulu  man  ' 

gleichzeitig  in  der  Aufrechthaitung  eines  wahren  Wustes  von  ^ 

♦ 

hergebrachten  Statatarrechten  ffir  kleine  Volksparzellen  über-  ) 

ängstlich  und  in  der  Einführung  eines  fremden  gemeinen  ^ 
Rechtes  für  die  Nation  über  die  Massen  kühn  und  eingreifend. 
Mit  Bezug  auf  die  Fortbildung  des  Rechtes  gewinnt  da- 
her das  Volk  die  Oberhand  tlber  die  Nation,  und  vor  der 
Einheit  des  Gesetzes  und  der  Rechtspflege  müssen  sich  die 
nationalen  Verschiedenheiten  beugen,  die  Rechtsgleichheit  der  } 
Staatsbürger  erhält  den  Vorzug  vor  der  Mannigfaltigkeit  der 
nationalen  Uebungen.    Es  ist  den  Römern  doch  sehr  viel 
leichter  geworden,  die  unterthänigen  Nationen  im  Recht  zu  ' 
romanisieren^  als  in  dei  if^tache  zu  latinisieren,  und  vir  [ 
nehmen  keinen  Anstoss  daran,  dass  die  Franzosen  ihren  code 
Napoleon  auch  auf  das  deutsche  Elsass  und  auf  die  alt-  ' 
gallische  Betragne  angewendet  haben.   Wir  tadeln  es  nicht, 
wenn  die  englische  Gesetzgebung  auch  das  Recht  der  Iren 
^nd  der  Walliser  gleichmässig  ordnet.  Aber  wir  erinnern  uns 
doch  auch,  dass  der  Versuch  der  Römer,  die  noch  rohen 
Germanen  der  romischen  Rechtspflege  zu  uoterwerfen,  den 
grossen  germanischen  Freiheitskampf  entzündet  hat  und  es 
während  Jahrhunderten  ein  Princip  der  germanischen  Rechts- 
überzeugung war,  man  müsse  jede  Nation  bei  ihrem  Rechte 
lassen  und  jeden  nach  seinem  angeborenen  (d.  h.  nationalen) 
Rechte  schützen.  Die  altrömische  Maxime,  einseitig  durchge- 
führt, hätte  alle  nationale  Freiheit  mit  dem  nationalen  Rocht 
zerstört;  die  altgennanische  Weise,  zähe  bewahrt,  hätte  alle  - 
höhere  Staats-  und  Rcchtskultur  unmöglich  gemacht    Es  war 
ein  Glück  für  die  Freiheit  der  Nationen  und  für  die  fort- 
schreitende Givilisation,  dass  Römer  und  Germanen  feindlich 
aufeinander  trafen  und  keines  der  beiden  Principien  zu  alleiniger 
Herrschaft  gelangte. 
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4.  Wird  eine  Nation  in  ihrer  sittlichen  und  geistigen 
Existenz  von  der  Staatsgewalt  angegriffen,  so  sind  ihre  Ge- 
nossen zum  Zähesten  Widerstand  (hmejren  veranlasst. 
£s  gibt  keine  gerechtere  Ursache  zur  Auflehnung  wider  die 
Tyrannei  als  die  Verteidigung  der  Nationalität^  Die  Lega- 
lität kann  dahei  Schaden  leiden,  das  Becht  wird  nicht  verletzt 


Viertes  Kapitel. 

Die  nationale  Staatenbildnng  und  das  Nationalitätsprincip* 

^C^-Ullen  Zeiten  der  Weltgeschichte  hat  die  Nationalität 

eine  mächtige  Wirkung  auf  die  Staaten  und  die  Politik  geübt. 
Das  GefQlü  der  nationalen  YosTiCiildtschaft  und  Eigenart  hat 
die  Hellenen  in  ihren  Kämpfen  mit  den  Persem  begeistert. 

Für  ihre  nationale  lieilieit  haben  die  alten  Germanen  wider 
die  Römer  gestritten.   Nach  '  nationalen  Gegensätzen  ist  das 

— —  '  ^ 

romische  Weltreich .  in  das  lateinische  und  das  griechische 
Kaisertum  ^spalten  worden.  An  dem  Zwiespalt  in  d^  frän^ 

kischen  Monarchie  und  der  Scheidung  von  1  rankieich  und 
Deutschland  hat  der  Unterschied  der  romanischen  und  der 
germanischen  Sprache  einen  erheblichen  Anteil  gehabt*  Auch' 
während  des  Mittelalters  J^ritt  zuweilen  der  Gegensatz  der 
Nationen  schar!  hervor/  Aber  zum  erstenmal  in  der  Ge- 
Seichte  iBt  doch  erst  in  unserem  Zeitalter  das  Princip  der 
Nationalität  als  entscheiden|les  Staatsprincip  verkündet 
forden.  '*         *  * 

2  Niebuhr  (Preussens  Recht  gegen  den  sächsischen  Hol) :  „Diu  Ge- 
meinschaft der  Nationalität  ist  höhier  als  die  tJiautsverhüUnisse,  welche 
die  verschiedenen  Völker  eines  Stammes  vereinigen  oder  trennen.  Diuxh 
Grammatik^  Sprache,  Sitten.  Tradition  und  Litteratur  entsteht  eine  Ver- 
brüderung zwischen  ihnen,  die  sie  von  fremden  Siämmen  scheidet  und 
die  Absonderung,  die  sich  mit  dem  Auslande  gegen  den  eigenen  Stamm 
verbindet,  zur  Ruchlosigkeit  macht." 
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Während  des  Mittelalters  war  der  Gruiulcharakter  der 
Staatenbüduüg  dynastisch  oder  ständisch,  eher  noch 
territorial  als  national.  In  den  letzten  Jahrhunderten 
wuchsen  die  grossen  europäischen  Nationen  heran,  aber  der 
Staat  bekam  doch  nicht  eine  nationale  ßegründuug  noch  einen 
nationalen  Ausdruck.  Vielmehr  wurde  damals  der  o  b^rig- 
keitliche  Staat  der  Fürsten  und  ihrer  Beamten  ausgebildet. 

"'  Auch  die  naturrechtliche  Staatslehre  gründete  ihre  Anfor- 
derungen an  den  idealen  Staat  nicht  auf  die  nationale  Ge- 
meinschaft, sondern  auf  die  menschliehe  Natur,  ihre  Bedürf- 
nisse und  den  freien  Willen  der  Einzelmenschen.  Rousseau 
sah  in  der  Gesellschaft,  nicht  in  der  Nation  die  Grund- 
lage des  Staates.  Das  »Volk^,  dem  er  die  oberste  Staatsgewalt, 
die  „Souveränit&t''  zuschreibt,  ist  nicht  die  geeinte  Nation, 
sondern  die  „Gesamtheit^,,  i^ziehungsweise  die  „Me  hrheit  der 
Bürger^,  die  sich  zu  dem  Staate  willkürlich  vereinigt  haben, 
gleichviel  ob  sie  nur  einen  kleinen  Bruchteil  einer  Nation 
bilden  oder  aus  verschiedenen  Nationalitäten  zusammenge- 
treten sind.  Von  denselben  Grundsätzen  gingen  noch  die 
französischen  Verfassungen  von  1791  [Tit.  III,  Art  1]  und  1993 
(Art.  25—28)  und  von  1795  (Art.  17)  aus.  Die  Ausdrücke 
peuple  und  nation  wurden  noch  al)wechselnd  gebraucht,  aber 
immer  zur  Bezeichnung  der  „Gesamtheit  der  Bürgel^  (univer- 
salit^  des  citoyens).  Die  staatliche  Herrschaft  erhielt  nur  einen 
anderen  Sitz.  Sie  wurde  von  dem  Centrum  in  die  Peripherie 
verlegt,  von  dem  Könige  auf  den  Demos  übergetragen. 

Als  zu  Anfang  unseres  Jahrhunderts  Napoleon  L  es 
unternahm,  das  Reich  Karls  des  Grossen  zu  erneuern  und, 
gestützt  auf  die  französische  Nation,  eine  Univerbalmon- 
archie  über  Europa  aufzurichten,  da  stiess  er  auf  den  Wider- 
stand der  Übrigen  Nationen,  welche  die  französische  Herr- 
schaft mit  Widerwillen  und  ihiss  betrachteten.  Trotz  seines 
Genies  ist  der  Kaiser,  der  kein  Verständnis  für  die  Eigenart 
der  Nationen  hatte,  schliesslich  dem  nationalen  Widerstand 
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erlegen.  Dennoch  war  auch  damals  das  nationale  ßewusstsein 
nur  wenig  entwickelt.  Die  nationalen  Gefühle  wirkten  wohl 

uübewusst  in  den  Massen  und  begeisterten  diese  zum  Kample^ 
aber  der  Nationalgeist  war  noch  nicht  erwacht.  Sogar  die 
ausdauernde  und  hartnäckige  Feindschaft  der  Engländer 
wider  die  Franzosen  hatte  nicht  darin  ihren  Grund,  dass  jene 
die  Freiheit  der  Nationen  vor  dem  französischen  DrucJic  retten 
wollten,  sondern  weit  mehr  in  dem  Hass  der  englischen  Aristo- 
kratie wider  die  französische  Revolution,  in  der  Besorgnis 
vor  der  Uebermacht  Frankreichs  in  Europa,  in  den  l)edrohten 
Handeisinteressen.  Das  englische  Ötaatsbewusstsein  ist  freilich 
gehohen  durch  den  männlichen  Stolz  und  den  freien  Rechls- 
sinn  der  angelsächsischen  Rasse  und  der  englischen  Nationa- 
lität. Aber  trotzdem  sind  die  Engländer  misstrauisch  gegen 
das  Nationalitätsprincip  als  Staatsprincip.  Sie  wissen,  dass  ihr 
europäisches  Inselreich  verschiedene  Nationen  zusammenhält 
und  dass  insbesondere  das  aufgeregte  Nationalgefüiil  der  kelti- 
schen Iren  schon  mehr  als  einmal  an  dem  englischen  Staats- 
verhand gerüttelt  hat.  Ihre  Weltherrschaft  in  Ostindien  und 
in  anderen  überseeischen  Landern  wird  nicht  minder  durch 
eine  scharfe  Betonung  jenes  Principes  in  Frage  gestellt.  Auch 
die  Spanier  fühlten  sich  in  ihrem  Kampfe  wider  die  Fran- 
zosen als  eine  eigenartige  Nation  und  hassten  diese  als  Fremde. 
Aber  sie  betrachteten  den  Krieg  doch  weniger  als  einen  natio- 
nalen, sondern  vielmehr  als  einen  Kampf  ftir  ihren  legitimen 
Konig  und  für  ihre  katholische  Religion  wider  die  teuflischen 
Revolutionäre.  Den  Deutschen  war  das  politische  Xatiunal- 
gefühl  schon  seit  Jahrhunderten  durch  die  konfessionelle  Zwie- 
tracht und  durch  die  Zerbröckelung  des  Reiches  in  selbstän- 
dige dynastisch  regierte  Länder  abhanden  gekommen,  und  nur 
eine  Anzahl  Gebildeter  hörte  auf  die  begeisternden  Keden 
von  Fichte  und  die  Schriften  von  Arndt,  welche  das  deutsche 
Nationalbewnsstsein  wieder  zu  wecken  suchten.  Die  Russen 
gingen  für  ihren  Kaiser  und  sein  heiliges  orthodoxes  Reich 
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wider  den  ptottlosen  Westen  ins  Feld  und  in  den  Tod.  An 
ihre  nationale  Berechtigung  dachten  sie  nicl^t 

Selbst  der  unklare  Ansatz  der  französischen  ReTOlution, 
den  Nationen  das  Recht  der  Selbstbestimmung  zu  gewähren, 
wurde  in  der  Restaurationsperiode  wieder  gewaltsam  zertreten. 
Der  Wiener  Kongress  kümmerte  sich  nichts  um  die  Nationen. 
Er  verteilte  ohne  Scheu  und  ohne  Scham  die  Stücke  grosser 
Nationen  unter  die  restaurierten  Dynastien.  Wie  früher  Polen 
zerrissen  und  zwischen  Russland,  Oesterreich  und  Preussen 
geteilt  worden  war,  so  wurden  nun  Italien  und  Deutsch- 
land in  eine  Anzahl  souveräner  Staaten  zerteilt,  Belgien 
und  Holland  aber,  trotz  des  nationalen  Gegensatzes,  zu 
einem  Königreich  zusammengeschmiedet 

Weder  das  Revolutions-  noch  das  Restaurationszeitalter 
hat  das  Princip  der  Nationalität  als  Staatsprincip  anerkannt. 
Um  so  entschiedener  dagegen  wird  die  Staatengeschichte  der 
Gegenwart  von  dem  Nationalbewusstsein  aus  bedingt  und  be- 
stimmt. Die  Wissenschaft  und  ganz  vorzüglich  die  deutsche 
und  die  italienische  Wissenschaft  hatte  vorher  schon  auf  die 
nationale  Idee  hingewiesen  und  ihre  politischen  Ansprüche 
beleuchtet.  Die  Staatspraxis  aber  hat  erst  seit  den  vierziger 
Jahren  sich  auf  das  natürliche  Recht  der  Naüuuen  berufen, 
sich  staatlich  zu  gestalten.  Stärker  als  je  zuvor  regten  sich 
die  nationalen  Triebe  auch  in  den  Massen  und  verlangten 
nicht  bloss  litterarische,  sondern  überdem  puliüsche  Befrie- 
digung. Die  Nationen  wollten  ihre  Gemeinschaft  zu  staatlicher 
Macht  steigern  und  Völker  werden.  Das  ganze  aus  dem 
Mittelalter  überlieferte  dynastische  Staatensystem  Europas  wurde 
nun  von  den  nationalen  Verlangen  und  Leidenschaften  be- 
droht Alle  Reiche,  wie  insbesondere  Oesterreich,  wurden 
durch  dieselben  in  ihrem  Bestände  erschüttert,  weil  die  ver- 
schiedenen in  denselben  politisch  geeinigten  Nationalitäten 
nach  Selbständigkeit  strebten.  Neue  Reiche,  wie  voraus  Ita- 
lien und  das  Deutsche  Reich,  wurden  gebildet  kraft  des 


Digitized  by  Google 


Yiertofl  Kap.  Die  nationale  Staatenbüdung  and  dae  Kationaiitätsprinoip.  107 

uatioDaien  Gedankens,  welcher  die  zerstreuten  Gliedmassen 
der  einen  Nation  sammelte  und  zu  einem  Staatskörper  organi- 

sierte.  Die  Macht  dieses  nationalen  Strebens  ist  unleugbar; 
über  den  Umfang  seines  Rechtes  mag  man  noch  streiten. 

Die  Beziehung  der  Nationalit&t\z^^Staate^  ist  offenbar 
enger  und  stärker  ^Is  die  zur  Kirche,  welche  leichter  einen 
universellen  Charakter  bewahrt.  Denn  der  Staat  erscheint 
als  die  Organisation  eines  Volkes,  und  die  Völker  erhalten 
ihren  Charakter  und  Geist  vornehmlich  von  den  Nationen, 
welche  im  Staate  leben.  Zwischen  den  Begrilfen  Nation  und 
Volk  zeigt  sich  daher  eine  natürliche  Verwandtschaft 
und  eine  stetige  Wechselwirkung. 

Zunächst  freilich  ist  die  Nation  nur  Kultur*  und  nicht 
Staatsgemein  Schaft.  Aber  wenn  sie  sich  ihrer  Geistesgemein- 
schaft recht  lebendig  bewusst  wird,  dann  li^t  der  Gedanke 
und  das  Verlangen  nahe,  dass  sie  diese  Gemeinschaft  auch 
zu  voller  Persönlichkeit  ausbilde,  dass  sie  auch  einen  ge- 
meinsamen Willen  hervorbringe  und  ihren  Willen  machtvoll 
bethätige,  d.  h.  dass  sie  den  Staat  bestimme  oder  zum  Staate 
werde. 

Das  ist  die  Begründung  des  politischen  Nationali- 
tätsprincipes,  wie  dasselbe  heute  sich  geltend  macht.  Das- 
selbe begnügt  sich  nicht  mehr  damit,  dass  der  8taat  die 
nationale  Sprache,  Sitte  und  Kultur  schütze,  soiulern  es  ver- 
langt, dass  der  Staat  selber  zum  Nationalstaat  werde.  In  seiner 
absoluten  Fassung  bedeutet  es:  «Jede  Nation  ist  berufen  und 
berechtigt,  einen  Staat  zu  bilden.  Wie  die  Menschheit  in  eine 
Anzahl  von  Nationen  geteilt  ist,  so  soll  die  Welt  in  eben- 
soviele  Staaten  zerlegt  werden.  Jede  Nation  Ein  Staat. 
Jeder  Staat  Ein  nationales  Wesen.^  Ist  dieser  Ge- 
danke wahr? 

Ueberschauen  wir  vorerst  die  hauptsächlichsten  vorhan- 
denen Gegensätze  zwischen  dem  Umfang  der  Nation  und  der 

Ausdehnung  des  Staates. 
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L  Wenn  das  Staatsgebiet  kleiner  ist  als  die  Nation,  so 
werden  wir  zwei  entgegengesetzte  Strömungen  gewahr: 

1)  Ist  das  Staatsbewusstsein  in  den  Bürgern  sehr 
kräftig  und  lebendig,  so  zeigt  sich  das  Streben  des  Staates, 
seine  Bevölkerung  zu  einer  neuen  Nation  eigentümlich 
auszubilden.  In  dieser  Weise  sind  im  Altertume  die  Athener 
uiiii  Spartaner  kraft  ihrer  staatliclien  Erziehung"  und  Abson- 
derung zu  relativen  Nationen  geworden ;  aber  auch  im  Mittel* 
alter  die  Venetianer  und  die  Genuesen  und  später  die  Hol- 
länder und  teilweise  die  Schweizer.  Das  grossartigste  Bei- 
spiel aber  der  Bildung  einer  neuen  Nation  durch  die  Kraft 
des  politischen  Geistes,  der  freilich  von  dem  Gegensatze  der 
Lage  unterstützt  ward,  ist  die  nationale  Scheidung  der  Nord- 
ainerikaner  von  den  Engländern. 

2)  Wenn  dagegen  die  nationalen  Triebe  in  dem  engen 
Staatsgebiete  sich  unbefriedigt  fühlen,  dann  streben  sie  um- 
gekehrt, die  Grenzen  des  Staates  zu  überschreiten  und  sich 
mit  ihren  nationalen  Genossen  in  anderen  Staaten  zu  einem 
grösseren  nationalen  Staate  zusammenzuschliessen.  Dieser 
Zug  bewegte  schon  früher  die  französische  und  sie  bestimmt 
in  unserem  Jahrhundert  die  italienische  und  die  deutsche 
Staatenbiklung. 

II.  Wenn  das  Staatsgebiet  weiter  ist  als  die  Nation,  d.  h. 
wenn  es  zwei  oder  mehrere  Nationen  oder  doch  Bruchteile 
von  solchen  umfasst,  dann  sind  mehrere  Fälle  zu  unterscheiden: 

A.  Die  verschiedenen  Nationen  oder  Teile  von  Nationen 
sind  massenhaft  nebeneinander  in  dem  einen  Staatsge- 
biete gelagert.    Dann  zeigen  sich  folgende  Strömungen: 

1)  Die  Tendenz  des  Staates,  gestüzt  auf  die  hervor- 
ragende Kultur  einer  Nationalität,  allmählich  die  anderen 
nationalen  Elemente  zu  assimilieren  und  dadurch  das  ganze 
Volk  zu  Einer  Nation  umzuwandeln.  So  wurde  in  dem 
altrömischen  Kaiserreiche  der  Occident  latinisiert  und  der 
Orient  helleni&iert.  In  ähnlicher  Weise  sucht  beute  der 
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belgiscbe  Sjaat,  gestützt  auf  die  Wallonen  und  auf  die  fran- 
zösische Bikliiug  der  Hauptstadt  Brüssel,  die  höheren  Klassen 
aucli  der  vlämischen  Bevölkerung  zu  französieren.  Ebenso 
unternimmt  es  Bussland,  die  polnische  Nation  gewaltsam  zu 
russifizieren. 

Diese  Nationalisierung  gelingt  nur  da.  wo  dio  hon- 
scbende  Nation  den  übrigen  an  Bildung,  Geist  und  Macht 
entschieden  überlegen  ist.  An  dem  Widerstand  der  Oermanen 
und  der  Perser  ist  doch  auch  die  nationalisierende  Politik  von 
Bom  und  Konstantinopel  gescheitert. 

2)  Die  Tendenz  der  verschiedenen  Nationen,  den  Staat 
zu  teilen  und  politisch  auseinander  zu  gehen.  Die 
Bepeaibewegung  der  Iren  gegen  den  englischen  Staate  die 
Lostrennung  der  Lombarden  und  der  Venetianer  von  Oester- 
reich, die  Verfusungskämpfe  in  Oesterreich  überhaupt,  der 
erneuerte  Dualismus  von  Oesterreich  und  Ungarn,  aber  auch 
der  Streit  zwischen  Magyaren  und  Slawen,  Deutschen  und 
Tschechen  offenbaren  die  zähe  Kraft  dieser  Richtung. 

3)  Ihr  entgegen  zeigt  sich  ferner  die  Absicht  des  Staates, 
die  verschiedenen  Nationen  zusammenzuhalten,  ohne  sie 
zu  gunsten  einer  Nationalität  umzubilden.  Dann  aber  muss 
der  Staat  daraüf  verzichten,  ein  specifisch-nationaler  zu  sein. 
Er  verhält  sich  dann  in  nationaler  Beziehung  als  neutral 
oder  vieünehr  als  gemeinsam.  Er  lässt  jede  Nation  in 
seinem  Inneren,  soweit  ihre  Kulturinteressen  in  Frage  sind, 
völlig  frei  gewähren  und  betrachtet  sie  alle  als  gleichbe- 
rechtigt. Soweit  die  Politik  zu  bestimmen  ist,  vermeidet 
er  die  nationale  Einseitigkeit  und  bestimmt  dieselbe  lediglich 
nach  gemeinsamen  politischen,  nicht  nach  besonderen 
nationalen  Motiven. 

Das  ist  die  Methode,  durch  welche  es  früher  der  Schweiz 
gelungen  ist,  das  schwierige  Problem  des  Nebeneinander  ver- 
schiedener Xationalitäten  zu  lösen  und  dieselben  zu  befrie- 
digen, ohne  die  Einheit  des  Staates  zu  gefährden.  In  dem 


Digitized  by 


1X0    Zweites  Buch.  Die  Grundbeding.  d.  Staates  in  d.  Menschen*  u.  Yolksnatur. 

centralen  GebirGfsstocke  zwischen  Deutschland,  Frankreich  und 
Italien  haben  sieb  so  Bnicbstttcke  der  drei  grossen  Nationen 
zu  kleinen  republikanischen  Gemeinwesen  gestaltet  und  zu 
einem  friedlichen  und  neutralen  Gcssaiutkörper  geeinigt.  Die 
einzelnen  Kantone  freilieh  sind.durchweg  nationale  Staaten,  sei 
es,  weil  ihre  ganze  Bevölkerung  nur  einer  Nation  angehört, 
wie  in  den  deutschen  Kantonen  der  nördlichen  und  östlichen 
Schweiz,  oder  in  den  französischen  i\antonen  der  westlichen 
Schweiz,  oder  in  dem  italienischen  Teasin,  sei  es,  weil  eine 
Nationalität  entschieden  fiber  die  anderen  Elemente  überwiegt^ 
wie  in  Bern  und  Graubünden  die  deutsche  über  die  welsche, 
in  Freiburg  und  in  Wallis  die  französische  über  die  deutsche. 

Eine  völlig  andere  Methode,  die  verschiedenen  Nationen 
staatlich  zusammenzuhalten,  ohne  sie  umzugestalten,  hatte  die 
österreichische  Politik  eine  Zeitlang  mit  scheinbarem 
Erfolge  eingeschlagen,  nachdem  zuvor  der  Versuch  Kaiser 
Josephs  IL,  Oesterreich  zu  germanisieren,  verunglückt  war. 
Jeder  einzelne  Staat  sollte  mit  den  Kräften  der  übrigen  be- 
zwungen werden.^  Diese  mechanische  Methode  der  gewalt- 
samen Einigung  kann  wohl  das  Ganze  künstlich  zusammen- 
halten, aber  nur  so  lange,  als  die  eiserne  Gewalt  gefürchtet 
wird.  Wenn  ihr  Zwang  nachlässt  oder  uuanwendbar  wird, 
dann  treiben  die  gekränkten  und  misshandelten  Nationalitäten 
uui  um  so  leidenschaftlicher  auseinander.  Oesteiieich  hat 
das  seit  1848  erfahren. 

B.  Die  verschiedenen  Nationalitäten  sind  nicht  massen- 
haft nebeneinander  gelagert,   sondern  durcheinander 

1  De  Parieu  (Polit,  S.  304)  teilt  eine  AensBenuig  des  Kaisers 
Frans  IL  an  den  franaösischen  Botschafter  in  Wien  mit:  „Hes  peuples 
sont  ötrangers  les  uns  aus  autres  et  c'est  tant  mieux.  Iis  ne  prennent 
pas  les  meines  maladies  en  m(me  temps.  En  France,  quand  la  fii^re 
Tient^  eile  tous  prend  toiis  le  m€me  jour.  Je  mets  des  Hongrois  en 
Italic  et  des  Italiens  en  Hongrie.  Chacun  garde  son  yoisin;  ils  ne  se 
eomprennent  pas  et  se  d^testent.  De  lenrs  antipathies  nait  Tordre  et  de 
lenr  haine  r^ciproque  la  paix  g^n^brale.** 
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gemischt.  Dann  ist  keine  Gefahr  für  die  Einheit  des  Staates. 
Eher  entstellt  die  Gefahr  für  die  schwächere  Nationalität,  dass 
sie  von  der  stärkeren,  die  sie  umschlingt,  erdrückt  und  auf- 
gezehrt werde.  Die  geistig  überlegene  Nationalität  wird 
dann  herrschend  nnd  assimiliert  sich  nach  und  nach  die  yer- 
einzelten  Teile  der  fremden  Nationalitäten.  In  dieser  Weise 
sind  die  Germanen  in  den  vormaligen  römischen  Provinzen 
mit  der  Zeit  romanisiert  worden,  ohwohl  sie  die  herrschenden 
Stämme  waren.  So  werden  Iren,  Deutsche  und  Franzosen  in 
den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  nach  ein  paar  Genera- 
tionen von  dem  angelsächsischen  Typus  der  Nordamerikaner 
umgebildet. 

Dieser  Ueberblick  beweist  fär  die  Wechselwirkung  des 

Nationalitäts-  und  des  Staatsprincipes,  aber  zugleich  gegen  die 
Annahme,  dass  Nation  und  Volk  notwendig  in  eins  zusammen- 
treffen. 

Wir  können  daher  dem  Nationalitätsprincip  nur  eine 
relative,  nicht  eine  absolute  Berechtigung  zugestehen  und 
gelangen  bei  näherer  Erwägung  zu  folgenden  Sätzen: 

I.  Nicht  jede  Nation  ist  fähig,  einen  Staat  zu  erzeugen 
und  zu  behaupten,  und  nur  eine  politisch  befähigte 
Nation  kann  berechtigt  sein,  ein  selbständiges  Volk  zu 
werden.  Die  unfihigen  bedürfen  der  Leitung  durch  andere, 
begabtere  Völker.  Die  schwachen  sind  genötigt,  sieb  mit 
anderen  zu  verbinden  oder  sich  dem  Schutze  stärkerer  Machte 
unterzuordnen.  So  haben  in  ganz  Westeuropa  die  keltischen 
Nationen -der  römischen  und  der  germanischen  Staatenbildung 
als  passiver  Stoff  gedient.  Die  mancherlei  Nationalitäten  in 
Südosteuropa  vermögen  nur  im  Anschluss  aneinander  staat- 
lich zu  bestehen.  Die  Berechtigung  der  englischen  Herrschaft 
in  Ostindien  beruht  aui  dem  Bedürluis  jener  Nationen  nach 
einer  höheren  Leitung. 

Die  volle  Geistes-  und  Gharakterkraft,  um  einen  natio- 
nalen Staat  zu  schaffen  und  zu  erhalten,  haben  strenge 
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genommen  nur  die  Nationen,  in  welchen  die  männlichen 
Seeleneigenschaften  (wie  Verstand  und  Mut)  überwiegen. 
Die  mehr  weiblich  gearteten  werden  schliesslich  immer 

durch  andere,  ihnen  Überlegeue  Mächte  staatlich  beherrscht 
werden. 

2.  Da  das  Wesen  der  Nation  vorerst  Kulturgemeinschaft, 

nicht  Staatsdiiheit  ist,  so  kann  es  vorkommen,  dass  eine 
Nation  sich  ihrer  Kulturverwandtschaft  bewusst  ist,  aber  in 
ihren  politischen  Ideen  uneinig  ist  £in  Teil  der 
Nation  kann  monarchisch,  ein  anderer  republikanisch  gesinnt 
und  jeder  Teil  entschlossen  sein,  das  ihm  zusagende  Staats- 
ideal zu  verwirklichen.  Dann  kann  es  geschehen,  dass  die- 
selbe Nation  in  verschiedenen  Staatsformen  ihre  Eigen- 
tümlichkeit darstellt  und  nur  in  dieser  mannigfaltigen  Staaten- 
biiduüg  sich  befriedigt  fühlt.  Dieser  Zwiespalt  ist  zuweilen 
eine  politische  Schwäche  einer  Nation.  Die  hellenische  Nation 
ist  um  solcher  innerer  Zerklüftung  willen  in  eine  Anzahl 
kleiner  Städtestaaten  die  Beute  erst  der  makedonischen  Könige, 
dann  der  Kömer  geworden.  Italien  und  Deutschland  haben 
sich  infolge  ähnlicher  Spaltungen  der  fremden  Uebermacht 
nur  unvollkommen  erwehren  können  und  sind  politisch  ver- 
kümmert worden.  Der  Gegensatz  zweier  oder  mehrerer  natio- 
naler Staaten  kann  aber  auch  die  Wirkung 'einer  ungewöhnlich 
reichen  Anlage  einer  Nation  und  ein  Zeichen  ihrer  grossen 
Lebenskraft  sein.  Das  angelsächsische  Brüderpaar  der  aristo- 
kratischen Monarchie  von  England  und  der  demokratischen 
Bepublik  in  Nordamerika  ist  ein  Beleg  f^r  diese  letztere 
Möglichkeit.  Es  ist  ebenso  ein  Beweis  für  den  Reichtum  der 
deutschen  Nation,  dass  es  ausser  dem  Deutschen  Reiche  noch 
eine  deutsche  Schweiz  und  ein  deutsches  Oesterreich  gibt 

3.  Eine  ihrer  selbst  bewusste  Nation,  welche  auch  einen 
politischen  Beruf  in  sich  fühlt,  hat  das  natürliche  Bedürfnis, 
in  einem  Staate  zu  wirksamer  Offenbarung  ihres  Wesens  zu 
gelangen.   Hat  sie  auch  die  Kraft  dazu,  diesen  Trieb  zu 
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befriedigen,  so  hat  sie  zugleich  ein  natürliches  Rocht  zur 
Staatenbildung.  Dem  höchsten  Hecht  der  ganzen  Nation 
auf  ihre  Existenz  und  ihre  Entwickelung  gegenüber  sind 
alle  Kechtc  einzelner  Glieder  der  Nation  oder  ihrer  Fürsten 
nur  von  untergeordneter  Bedeutung.  Die  Bestimmung  der 
Menschheit  kann  nicht  erfüllt  werden,  wenn  nicht  die  Na> 
tionen,  aus  denen  sie  besteht,  imstande  sind,  ihre  Lebensauf* 
gäbe  zu  vollbringen.  Die  Nationen  müssen,  nach  Fürst  Bis- 
marclss  Ausdruck,  atmen  und  ihre  Glieder  bewegen  können, 
damit  sie  leben.  Darauf  beruht  das  heilige  Kecht  der  Na- 
tionen, sich  zu  gestalten  und  Organe  zu  bilden,  mit  denen 
sich  ihr  Gesamtleben  bewegen  und  äussern  kann;  ein  Recht, 
das  heiliger  ist  als  alle  anderen  Rechte,  das  eine  der  Mensch- 
heit selber  ausgenommen,  das  alle  übrigen  begründet  und 
zusammenfasst. 

4.  Aber  ein  nationaler  Staat  kann  entstehen  und 
dauern,  wenngleich  nicht  die  ganze  Nation  in  denselben 
aufgenommen  wird.  Die  nationale  Staatenbildung  erfordert 
nur  die  Erfüllung  mit  einem  so  grossen  und  so  starken 
Teil  der  Nation,  dass  derselbe  die  Kraft  hat,  ihren  Charakter 
und  ihren  Geist  in  dem  Staate  ganz  und  voll  zur  Geltuilg 
zu  bringen.  Es  ist  daher  eine  übertriebene  Forderung  des 
Nationalitätsprincipes,  dass  der  nationale  Staat  so  weit  aus- 
gedehnt werde,  ials  die  nationale  Sprache  reicht.  Die  Kon- 
sequenz würde  dahin  treiben,  die  Staatsgrenzen  ebenso  be- 
weglich zu  machen  wie  die  Sprachgrenzen,  was  mit  der 
Festigkeit  der  Staatsperson  und  mit  der  allgemeinen  Bcchts- 
sicherheit  unvertraglich  wäre. 

Frankreich,  Italien  und  das  Deutsche  Keich  sind  natio- 
nale Staaten,  wenngleich  einzelne  Bestandteile  der  franzö- 
sischen, der  italienischen  und  der  deutschen  Nation  nicht  zu 
ihnen  geliöron. 

Wohl  aber  ist  eine  Nation,  welche  Volk  geworden  oder  ' 
im  Begriffe  ist,  Volk  zu  werden,  berechtigt,  die  zerstreuten 

Uluntschli,  allgemeine  Staalsletire.  S 
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Glieder,  deren  sie  zu  ihrem  Dasein  bedarf,  an  sich  zn 

ziehen,  aber  sie  ist  nicht  herecliti-i,  solche  Teile,  die  in 
einem  anderen  Staatsverbaud  leben  und  ihre  Befriedip^ung 
finden,  von  diesem  gewaltsam  loszureissen,  wenn  sie  ihrer 
entbehren  kann. 

5.  Die  höchste  Staatenbildung  beschränkt  -ich  nicht 
auf  eine  einzelne  Nationalität,  Die  £ntwicl£elung  der 
Menschheit  setzt  nicht  bloss  die  freie  Offenbarung  und  den 
Wettkampf  der  Nationen  als  GruiitlbcdiTi^iin^  voraus,  sondern 
sie  verlangt  hinwieder  die  Verbindung  der  Nationen  zu 
höherer  Einheit  Das  Recht  beruht  in  höherem  Grade  auf 
der  Menschennatur  als  auf  den  nationalen  Besonderheiten. 
Das  ausgebildete  Becht  der  Kulturvölker  wird  mehr  durch  die 
Bedürfnisse  des  menschlichen  Verkehres  bestimmt  als  durch 
die  nationale  Sitte.  Die  wesentlichen  Einrichtungen  des  Staates 
sind  dieselben  bei  den  verschiedenen  Völkern.  Die  höchste 
Staatsidee  ist  menschlich. 

^  Daher  kann  auch  der  Yolksstaat  Bestandteile  von  ver- 
schiedenen Nationalitäten  einigen.  Sogar  die  entschieden 
nationalen  Staaten  erhalten  durch  die  beigemischten  Bruch- 
stücke von  fremden  Nationen  oft  eine  nützliche  Eigänzung 
ihrer  nationalen  Beschränktheit,  und  es  können  diese  fremden 
Bestandteile  auch  als  Vermittelungsglieder  dienen ,  welche 
den  Zusammenhang  mit  der  Kultur  anderer  Nationen  herstellen 
und  wirksam  erhalten.  Zuweilen  wirkt  diese  Mischung  eben- 
80  wolilthätig  und  förderlich  für  das  Staai>Uben.  wie  die 
Legierung  der  Edelmetalle  mit  Kupfer  dieselben  erst  für  die 
Verkehrsmünzen  brauchbar  macht. 

6.  Dagegen  ist  es  der  Einheit  des  Staates  allerdings  sehr 
förderlich,  wenn  das  Volk  wesentlich  auf  eine  bestimmte 
Hauptnation  sich  stützen  kann  und  die  übrigen  Volksele- 
mente nur  in  einem  numerisch  untergeordneten  Verhält- 
nisse zu  demselben  stehen,  wie  die  Deutscheji  in  Kussland, 
die  slavischen  Stämme  in  Preussen,  die  Juden  in  Deutsch- 
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land,  die  Franzosen  in  Nordamerika.  Viel  schwieriger  ist  die 

Einheit  des  Ahlkes  zu  bc^rniiiiUn  und  zu  bewahrciK  wmn 
dieselbe  aus  mehreren  Nationen  besteht,  welelie  an  Maelit  und 
Bedeutung  miteinander  wetteifern.  Diese  Schwierigkeit 
hatte  England  zu  ftberwinden,  indem  es  erst  die  Sachsen 
und  die  Normannen,  dann  die  Engländer  und  Schotten,  zu- 
letzt diese  zusammen  und  die  Iren  einigte,  und  ihr  zu  er- 
liegen, ist  für  Oesterreich  eine  noch  nicht  überwundene  Gefahr. 

7.  Wenn  ein  Staat  aus  verschitdenen  Nulioiialiiäten  be- 
steht, die  zusammen  ein  Volk  bilden,  so  dürfen  die  politi- 
schen Keehtc  nicht  nach  Nationalitäten  verteilt  werden,  son- 
dern es  ist  die  politische  Gemeinschaft  und  Gleichberechtigung 
ohne  Unterschied  der  Nationalitäten  zu  bewahren.  ' 

8.  Ueber  die  Fähigkeit  und  Würdigkeit  einer  Nation  zur 
Staatenbildnng  entscheidet  freilich  bei  dem  unvollkommenen 
Zustande  des  Völkenechtes  kein  nioii.'-cliliches,  sondern  nur 
das  Gottesgericht,  welches  in  der  Weltgeschichte  sich  oü'enbart. 
Nur  in  grossen  Kämpfen  durch  seine  Leiden  und  seine  Thaten 
bewährt  das  Volk  ju^ewöhnlich  seine  Berechtigung. 

Soll  der  Staat  als  Leib  des  Volk(\s  seine  Bestimmung 
erfüllen,  so  ist  es  klar,  dass  seine  Einrichtungen  und  Gesetze 
auf  die  Eigenschaften  und  die  Bedürfnisse  desselben  Rücksicht 
nehnu'u  müssen,  mit  einem  Worte,  dass  der  Staat  volks- 
tümlich sein  muss.  Eine  Staatsverfassung,  w^elche  zu  dem 
Charakter  des  Volkes  nicht  passt,  seine  Eigentümlichkeit 
nicht  beachtet,  seiiitm  Geiste  und  seiner  Sinnesweise  niclit 
gemäss  ist,  ist  ein  uuuatürlicher  und  ein  untauglicher 
Körper.  Wird  dieselbe  durch  fremde  Gewalt  einer  Nation 
autgedruiigi  n  oder,  wie  wir  das  auch  schon  in  Zeiten  grosser 
politischen  Fieber  gesehen  haben,  von  dem  missleiteten  und 
kranken  Volke  selbst  gewählt,  so  stürzt  sie  immer  wieder 
zusammen,  sobald  jene  Gewalt  nachlässt  oder  das  Volk  seine 

2  Eütvös,  Die  Nationalitätenfm^c,  Wien  1865. 
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Besonnenheit  wiedertindet.  In  beiden  Fällen  ist  aber  das 
Gebrechen  in  dem  staatlichen  Organismus  so  gross,  dass  das- 
selbe auch  (Ion  Untorganp  dos  N'olkos  zur  Fol^a*  haben  kann  und 
jedenfalls  seine  volle  Gesundheit  auf  lange  Zeit  hin  verhindert. 

Jede  grosse  Nation,  die  geeignet  ist,  zum  Staatsvolk  za 
werden,  hat  auch  eine  eigentümliche  ixlitische  Lebensan* 
saht  und  eine  besondere  staatliche  Mission.  Das  Volk 
erfüllt  diese  Bestimmung,  indem  es  dem  Staate  das  Gepräge 
seines  Wesens  verleiht  Das  ist  das  natürliche  Recht  des 
Volkes  auf  eine  volkstümliche  Ycrfass unir.  Die  Ver- 
schiedenheit der  Vrilkcr  entspricht  so  der  Verschiedenheit  der 
.Nationen,  und  die  Mannigfaltigkeit  der  staatlichen  Formen 
beurkundet  die  Mannigfaltigkeit,  welche  Gott  in  die  Natur 
der  Nationen  gelegt  hat. 

Die  Eigentümlichkeit  des  Volkes  spiegelt  sich  aber  nicht 
etwa  ein  für  allemal  in  dem  Staate  ab.  Das  Volk  durchlebt 
verschiedene  Phasen  seiner  Entwickelung  und  es  ändern  sich, 
obwohl  es  wesentlich  dasselbe  bleibt,  doch  seine  Bedürfnisse 
und  seine  Ansichten,  je  nach  der  Lebensperiode,  in  welcher 
CS  gerade  steht.  Der  nationale  und  volkstümliche  Staat  be- 
gleitet das  Volk  auch  in  dieser  Entwickelung  und  macht  auch 
in  seinem  Organismus  ähnliche  Wandlungen  und  Um- 
gestaltungen durch,  ohne  deshalb  völlig  ein  anderer 
zu  werden.  Wie  sehr  verschieden  war  die  äussere  Erscheinung 
des  römischen  Staates  in  den  verschiedenen  Perioden  seiner 
Geschichte,  und  dennoch  wie  klar  stellt  sich  fortwährend  der 
iiational-römisclie  (  hai akter  derselben  dar.  Die  königliclic, 
die  republikanische,  die  kaiserliche  Staatsform  entsprechen 
den  verschiedenen  Lebensaltern  des  römischen  Volkes,  in 
allen  aber  wird  das  specifisch- römische  Gepräge  sichtbar. 
Die  englische  Monarchie  unter  den  Tudors  unterscheidet  sich 
von  der  englischen  Monarchie  unter  dem  Hause  Hannover, 
wie  sich  die  Entwickelungsstufen  des  englischen  Volkes  Im 
XVI.  und  XViil.  Jahrhundert  unterscheiden.    Das  ist  das 
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natürliche  Hecht  des  Volkes  auf  zeitgemässe  Umbildung 
seiner  Verfassung. 

Fassen  wir  dies  in  einem  Satze  zusammen:  Die  natur« 

gemässe  Staatsform  entspricht  jederzeit  der  Eigen- 
tümlichkeit und  der  Eotwickeluugsperiode  des  Vol- 
kes, welches  in  dem  Staate  lebt. 

Anmerkungen.  1.  Cato  hei  Cicero.  De  Republ,  II,  21:  „Nec 
temporis  iinius  nec  hominis  est  eont^titutio  reipiihlicue." 

2.  Friedrich  der  Grosse  vou  Preiisseii  (im  Antimachiav.  12): 
„Die  Charaktere  der  Individuen  sind  verschieden,  und  die  Natur  hat 
dieselbe  Verschiedenheit  in  den  Charakteren  (dans  Ics  teinperaments) 
der  Staaten  hervorgebracht.  Ich  verstehe  tinter  Charakter  eines  Staates 
seine  Lage,  seine  Ausdehnung,  die  Zahl  und  deu  eigentiimlicheu  Geist 
seiner  Völker,  seinen  Handel,  seine  Gewohnheiten,  seine  Gesetze,  seine 
Stärke,  seine  Mängel,  seine  Reichtümer,  seine  Hilfsquellen." 

3.  De  Maistre  (1796):  „Eine  Verfassung,  welche  für  alle  Nationen 
gemacht  iftt,  taugt  flir  gar  keine;  sie  ist  eine  leere  Abstraktion,  ein 
Werk  der  Schule,  nur  geeignet,  den  Geist  an  idealen  Yoranssetzungeu 
zu  üben  und  für  den  reinen  Ifenschen  in  den  eingebildeten  Räumen 
bestimmt,  wo  er  allein  zu  finden  ist^  (qu  il  faut  adresser  k  Thomme 
dans  les  espaces  imaginaires  oü  11  habite). 

4.  Napoleon  an  die  Schweizer  (1803):  ..Eine  Regierungsform,  die 
nicht  das  Resultat  einer  langen  Reihe  von  iUgi  benheiten,  Unglücks- 
iällen,  Anstrengungen  und  Unternehmungen  eines  Volkes  ist,  kann  nie- 
mals Wurzel  fassen.** 

5.  S  i  s  m  o  n  d  i ,  Studien  über  die  Verfassung  freier  Völker  ([> .  3  ö  j :  „  Die 
Verfassung  nicht  minder  als  die  Gesetze  benUien  auf  den  Gewohnheiten 
einer  Nation,  ihren  Neigungen,  Erinnerungen,  auf  den  Bedürfnissen  ihrer 
Vorstellungsweise.  Es  ist  ein  unverkennbares  Zeichen  eines  äusserst 
oberflächlichen  und  zugleich  falschen  Geistes,  wenn  er  versucht  wird^ 
eine  neue  Verfassung  einem  Volke  nicht  nach  seinem  eigentümlichen 
Geiste  und  seiner  eigenen  Geschichte,  sondern  nach  einigen  allgemeinen 
Sätzen  zu  geljen,  welche  man  mit  dem  Namen  von  Principlen  fälschlich 
ehrt.  Die  letzten  fünfzig  Jalu*e,  welche  sp  viele 'anspruchsvolle  Ver- 
fassungen haben  entstehen  sehen,  und  in  welche»-  so  viele  Verfassungen 
bloss  entlehnt  worden,  können  auch  dafür  Zeugnis  geben,  dass  von  all 
diesen  auch  nicht  eine  den  Erwartungen  ihres  Urhebers  oder  den  Hoff- 
nungen derer,  welche  sie  angenommen,  entsprochen  habe.** 

6.  L.  Ranke  (Zeitschrift  I,  Ol):  „Unsere  Lehre  ist,  dass  ein  jedes 
Volk  seine  eigene  Politik  habe.  Was  will  sie  doch  f^agi  ii,  die  National^ 
Unabhängigkeit,  von  der  alle  Gemüter  durchdrungen  sind?  Kann  sie 
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allein  bedeuten,  dass  kein  fremder  Intendant  in  unseren  Städten  sitze 
und  keine  fremde  Trappe  unser  Land  durchziehe?  Helsst  es  nicht  viel- 
mehr, dass  wir  unsere  geistigen  Eigenschaften,  ohne  von  anderen  ab- 
zuhängen, zu  dem  Grade  von  YoUkommenheil  bringen,  deren  sie  in  sich 
selber  fähig  sind?" 


Fünftes  Kapitel. 

III.  Die  Oesellscliaft, 

Die  französische  Staatslehre  ist  besonders  seit  Uousseau 

goiuMiit,  (k'ii  Staat  als  Gesellschaft  zu  betiaclitcii  und  die  Be- 
griffe \o\k  (iiation)  und  Gesellschaft,  Nation  (peuple)  und 
Gesellschaft  ftir  gleichbedeutend  zu  halten.  Die  Wissenschaft 
vom  Staate  ist  durch  diese  Verwechselung  verschiedener  Be- 
griffe verwirrt  worden  und  für  die  Staati>praxis  ist  dieselbe 
ebenso  verderblich  geworden. 

Die  deutsche  Staatsleh]C6  unterscheidet  schärfer  und  sorg- 
fältiger die  verschiedenen  Begriffe.  Diese  Unterschei(liin)[?  be- 
leuchtet die  vorhandenen  Gegensätze  und  bewahrt  vor  vielen 
Täuschungen.  Sie  gibt  auf  der  einen  Seite  dem  Staate  ein 
festeres  Fundament  und  eine  gesicherte  Wirksamkeit  und 
schützt  die  Freiheit  der  Gesellschaft  besser  gegen  die  Tyrannei 
der  Staatsgewalt. 

Das  Volk  ist  ein  notwendig  verbundenes  Ganzes,  die 
Oes  eil  Schaft  ist  eine  zufällige  Verbindung  von  vielen  ein- 
zelnen. Das  Volk  ist  im  Staate  organisiert  in  Haupt  und  Glie- 
dern, die  Gesellschaft  ist  eine  nicht  organisierte  Menge  von 
Individuen.  Das  Volk  ist  eine  llechtsperson,  die  Gesellschaft 
hat  keine  Gesanitpersönlichkeit,  sondern  besteht  nur  aus 
einer  Masse  von  Privatpersonen.  Dem  Volke  kommt  Einheit 
•des  Willens  zn  und  die  Macht,  seinen  Willen  staatlich  zu  ver- 
wirkiiciieu.  Die  Gesellschaft  hat  keinen  Gesamtwillen  und 
keine  ihr  eigene  Staatsmacht.   Die  Gesellschaft  kann  weder 


Digitized  by  Google 


Fünftes  KftpiteL   UI.  Die  GeeeUsehaft.  119 

Gesetze  geben,  noch  Regierungshandlungen  vollziehen,  noch 
Recht  sprechen.  Sie  hat  nur  eiue  öffentliche  Meinung  und 
übt  nur,  je  nach  den  Ansichten,  Interessen,  Verlangen  vieler 
oder  aller  einzelnen  einen  mittelbaren  Einfluss  aus  auf 
die  Organe  des  Staates.  Das  Volk  i.st  ein  staatlicher  Be- 
griff, die  Gesellschaft  ist  kein  Staatsbegriff,  sondern  nur  die 
wechselnde  Verbindung  von  Privatpersonen  innerhalb 
eines  Staatsgebietes. 

Gewiss  sind  Volk  und  Gesellschaft,  die  doch  aus  den- 
selben Menschen  bestehen,  in  einer  engen  und  mannigfaltigen 
Wechselbeziehung.  Der  Staat  ordnet  das  Recht  auch  fflr  die 
Gesellschaft;  der  Staat  schützt  die  Gesellschaft  und  fördert 
ihre  Interessen  vielseitig.  Hinwieder  unterstützt  die  Gesell- 
schaft den  Staat  mit  ihren  ökonomischen  und  geistigen  Mitteln. 
Eine  leidende  Gesellschaft  ist  auch  für  den  Staat  ein  Lci  liii, 
eine  kranke  Gesellschaft  bedroht  auch  den  Staat  mit  Gefahren. 
Eine  gesunde,  wohlhabende,  gebildete  Gesellschaft  stärkt  den 
Staat  und  bedingt  auch  seine  Wohlfahrt. 

Aber  nicht  immer  beisteht  zwischen  dem  Staat  und  der 
Gesellschaft  volle  Harmonie.  Zuweilen  stellt  die  Gesellschaft, 
welche  voraus  ihre  Privatinteressen  vor  Augen  hat  oder  sich 
von  wechselnden  Windströmen  der  ütientlichen  Meinung  leiten 
iässt,  an  den  Staat  Begehren,  welche  dieser  als  ungerecht 
oder  unzweckmfissig  abzuschlagen  genötigt  ist.  Zuweilen 
mutet  der  Staat  der  Gesellschaft  Leistungen  und  Opfer  zu, 
welche  diese  nur  widerwillig  auf  sich  uimmt.  Die  dauernde 
Sicherheit  des  Staates  und  die  momentanen  Interessen  oder 
Wünsche  geraten  zuweilen  in  Konflikt.  Es  zeigen  sich  von 
Zeit  zu  Zeit  Uebelstände  in  der  Gesellschaft,  deren  Heilung 
von  der  Staatshilfe  erwartet  wird,  und  Mängel  in  der  Staats- 
verfassung oder  der  Staatsverwaltung,  deren  Hebung  die  Ge- 
sellschaft anregt.  Es  ist  eine  Hauptaufgabe  des  Staatsrechtes 
und  der  Politik,  diesen  Widerstreit  gerecht  zu  entscheiden 
und  zweckmässig  auszugleichen. 
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Auch  die  Begriffe  Nation  (peuple)  und  Gesellschaft 

fallen  nicht  zusammen,  obwohl  auch  zwischen  ihnen  eine  Ver- 
wandtschaft ist.  Der  erblichen  Nation  gegenüber  erscheint 
die  Gesellschaft  als  eine  dem  Wechsel  ausgesetzte  Vereinigung 
TOD  Individuen.  Die  Nation  hat  in  der  Sprache  einen  orga^ 
niscben  Ausdruck  ihres  Gemeingeistes  geschalien,  die  Gesell- 
schaft bedient  sich  der  nationalen  Sprache,  soweit  es  ihr 
hehagt,  aber  sie  hat  keine  eigene  Gesellschaftsprache.  Die 
Nation  kann  sich  in  verschiedene  Staateii  veizweigen  und 
teilen.  Wir  beschränken  den  Ke^^iff  der  Gesellschaft  auf  die 
gegenwärtigen  Bewohner  eines  Staatsgebietes;  oder  wenn  wir 
z.  B.  von  europäischer  Gesellschaft  sprechen,  so  fassen  wir 
die  Bewohner  aller  civilisierten  europäischen  Staaten  zusammen, 
ungeachtet  sie  verschiedenen  Nationen  angehören.  Auch  inner- 
halh  eines  Staates  beachtet  der  Gesellschaftsbegriff  nicht  die 
nationalen  Untei^ichiede,  sondern  begreift  die  Angehörigen 
verschiedener  Nationalitäten,  die  in  einem  Staate  leben,  in 
sich.  In  der  Nation  ist  ein  natürlicher  Organismus,  wenigstens 
der  physischen  Anlage  nach,  erkennbar;  die  Gesellschaft  be- 
steht nur  aus  einer  Summe  von  Einzelmenschen. 

Es  ist  ein  Verdienst  von  Gneist  um  die  Staatswissen- 
schaft, den  Gegensatz  der  Begriffe  Staat  und  Gesellschaft  scharf 
betont  und  auf  die  vielfältigen  Reibungen  zwischen  Staat  und 
Gesellschaft  aufmerksam  gemacht  zu  haben.  Die  Bezeichnung 
aber  der  heutigen  Gesellschaft  als  Erwerhsgesellschaft, 
deren  er  sich  mit  Vorliebe  bedient,  ist  augenscheinlich  zu 
enge.  Gewiss  ist  der  Yermögenserwerb  eines  der  verbreitetsten 
und  stärksten  Interessen  der  Gesellschaft,  aber  durchaus 
nicht  das  einzige  und  kaum  das  wichtigste.  Die  Gesellschaft 
beachtet  auch  den  Vermügensgenuss  ebensosehr  wie  den 
Yermögenserwerb.  Sie  schätzt  überdem  das  Familienleben, 
ganz  abgesehen  von  allen  Vermögensbeziehungen,  sehr  hoch. 
Sie  legt  auf  die  Geselligkeit  einen  Wert.  Sie  hat  auch  für 
die  Kultur,  die  Litteratur,  die  Kunst  offene  Sinne  und 
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lebhafte  Teilnahme.  Die  Gesellschaft  ist  nicht  in  dem  Grade 
materiell  und  egoistisch  gesinnt,  als  die  Hin  Weisung  auf  den 
Vermögenserwerb  es  darstellt;  sie  hat  auch  ein  ideales  und 
cm  gemeinnütziges  Streben  in  sich.  Man  braucht  nur  an  die 
unzähligen  Anstalten  für  Arme,  Kranke,  für  Kunst  und 
Wissenschaft  zu  erinnern,  i^elche  freiwillig  von  tler  Gesell- 
schaft gegründet  und  reichlich  ausgestattet  worden  sind,  ohne 
alle  Nötigung  des  Staates,  um  diese  Wahrheit  Ihatsächlich 
bewährt  zu  finden. 


Sechstes  Kapitel. 

IT.  Die  Stämme. 

Wie  die  Eassen  der  Menschheit  in  verschiedene  Nationen 
zerfallen,  so  teilen  sich  die  Nationen  in  Stämme.  Die  Ver- 
wandtschaft der  Nationen  wird  zwar  dem  schärferen  Forscher 
auch  in  der  Sprache,  in  den  Sitten,  im  Hechte  sichtbai*.  Aber 
die  Nationen  selbst,  die.  zu  derselben  Menschenrasse  gehören, 
Terstehen  sieh  nicht  mehr,  sie  sind  einander  fremd  geworden. 
Dagegen  die  verschiedenen  Stämme  einer  Nation  fühlen 
sich  durch  die  gemeinsame  Sprache  und  Sitte  zu  einer  Wesens- 
gemeinschaft verbunden.  Dem  Bewusstsein  der  gleichen 
Niiti uualität  tritt  zwar  in  den  Stämmen  auch  die  Beson- 
derheit und  Verschiedenheit  der  Stämme  entgegen 
und  scheidet  wieder,  was  in  weiterem  Kreise  zusammenge- 
hört. Aber  die  nationale  Sprache,  welcher  das  Ohr  aller 
Stämme  sich  ötlnet,  hält  das  Gefühl  der  Volkseinheit  und 
der  Verwandtschaft  wach.  In  den  Dialekten  zeigt  sich 
beides,  die  Volkseinheit  und  die  Stammesverschiedenheit.  Sie 
verhalten  sich  zur  vSprache  wie  die  partikularen  Stammes- 
rechte zum  gemeinen  Volksrechte. 

Die  Stämme  sind,  wie  die  Nationen  selbst,  ein  Erzeugnis 
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der  Geschichte,  welche  die  inneren  Gegensätze  auch  massen- 
haft zur  Eiitwickelung  und  Erscheinung  treibt.  Sie  sind  aber 
nur  Fraktionen  der  Nationen,  d.  h.  sie  haben  keinen 
eigenen  selbständigen  Nationaltypus,  sondern  sind  nur  ein 
eigentümlich  betuuter  und  gefärbter  Ausdruck  des  gemein- 
samen Nationalgeistes.  In  dieser  Weise  pflanzen  sie  sich  fort 
und  erhalten  sowohl  ihr  besonderes  Dasein  als  die  inneren 
Gegensätze,  welche  auf  die  Natur  der  Nation  einwirl<eu.  Der 
Mannigfaltigkeit  und  dem  lieichtum  des  nationalen  Lebens 
ist  die  Besonderheit  der  Stämme  günstig,  der  Einheit  eines 
grösseren  nationalen  Staates  aber  ist  sie  oft  zum  Hindernis 
geworden.  Rom  ist  durch  die  inneren  Kämpfe  seiner  Parteien, 
welche  ursprünglich  sich  an  Stammesunterschiede  anlehnten, 
stark  und  mächtig  geworden;  die  Hellenen  haben  es  wegen 
der  schioffen  Gegensätze  der  Stämme  nie  zu  einem  festen  Ge- 
samtstaat bringen  können.  Die  dorische  Staatenbildung  war 
verschieden  von  der  jonischen  und  beide  wieder  von  der  äto- 
lischen.  Auch  in  der  neueren  Staatenhihiung  Europas  hat  der 
Gegensatz  der  Stämme  stark  gewirkt,  besonder;^  unter  den 
Deutschen,  deren  älteste  Staatenbildung  Organisation  der  Stämme 
bedeutete.  Der  mittelalterliche  Zug  zur  Besonderheit  fand 
darin  eine  reichliche  Nahrung,  der  moderne  Zug  zur  Einheit 
ein  starkes  Hemmnis.  Italien  und  Deutschland  haben  das 
erfahren.  Freilich  wurden  in  beiden  Ländern  die  alten  Stämme 
früher  zerrissen,  dort  vornehmlich  durch  die  selbständige  Aus- 
bildung der  Städte,  hier  vorzüglich  durch  die  Politik  der 
Könige  und  Sonderung  der  landesherrlichen  Territorien.  Aber 
fortwährend  war  doch  ein  Stammespartikularisnuis  in  der 
städtischen  Eigenart  wirksam,  und  wenn  auch  seit  der  Zer- 
schlagung der  älteren  Stammesherzogtümer  die  grösseren 
Territorien  aus  Bruchstücken  von  mehreren  Stämmen  gemischt 
wurden,  so  hatte  doch  die  Eifersucht  und  Feindschaft  der 
Stämme  einen  erheblichen  Anteil  an  dem  Verfall  des  Deut- 
schen Beiches  und  die  Gegner  der  deutschen  Einheit  klammem 
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sich  heute  noch  an  die  StammesvorurteilL'  an.  um  die  nationale 
Eutwickelung  zu  erschweren,  wenn  es  auch  nicht  mehr  angeht, 
sie  zu  verhindern. 

In  dem  Stamme  ist,  wie  die  Geschichte  lehrt,  auch  ein 
Ansatz  zu  einer  neuen  Volksbildung  zu  erkennen. 
Indem  sich  der  Stamm  abscbliesst  und  trennt  von  der  Nation, 
der  er  von  Natur  angehört,  kann  er  mit  der  Zeit  zu  einem 
neuen  Volke  werden,  leichter  aber  zu  einem  neuen  —  frei- 
lich meistens  kleinen  Staatsvolke,  seltener  zu  einer  neuen 
Nation.  Die  letztere  Bildung  gelingt  ihm  nur,  irenn  er  sich 
mischt  und  infolge  der  Miscliung  auch  die  Sprache  ver- 
ändert, wie  es  dem  germanischen  Stamme  der  Langobarden 
in  Italien  geschehen  ist,  oder  wenn  er  mit  der  Zeit  seinen 
Dialekt  zu  einer  besonderen  Sprache  ausbildet,  wie  die  Hol- 
länder es  gethan  haben. 


Siebentes  Kapitel, 
y.  Kasten.  Stände.  Klassen. 

A.  Die  Easteii. 

Innerbalb  der  Nationen,  Völker  und  Stämme,  welche 

alle  räumlich  gesondert  erscheinen,  zeigen  sich  weitere,  aber 
räumlich  verbundene  Unterschiede,  welche  wieder  eine 
staatsrechtliche  Bedeutung  haben;  verschiedene  feste  Schichten 
in  (kiii  Bau  der  Gesellschaft  oder  verschiedene  Kiclitungen  des 
Gesamtlebens  oder  verschiedene  Stufen  der  politischen  Bedeu- 
tung und  Bildung,  d.  h.  Kasten  oder  Stände  oder  Klassen. 

Die  Kastenordnung  bat  ihre  wichtigste  Anwendung 
in  Indien  gefunden,  ist  aber  auch  in  Aegypten  und  Persien 
von  Einfluss  geworden.  Sie  gehört  vorzugsweise  dem  alt- 
asiatisch-arischen Wesen  an.  In  Europa  ist  sie  niemals  hei- 
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misch  geworden.  Aber  in  Amerika  hat  nie  in  dem  Gegensatze 
der  weissen  und  der  farbigen  Bassen  eine  neue  Anwendung 
gefunden.  Die  Ständeordnung  zeigt  sich  unter  sehr  vielen 
alten  und  neuen  Völkern,  ihre  reichste  Ausbildung  aber  hat 
sie  während  des  Mittelalters  in  Europa  unter  den  germanischen 
Völkern  erhalten.  Die  Klassenordnung  endlich  setzt  einen 
rationell  eingerichteten  Staat  voraus,  me  in  Asien  China  nnd 
in  Europa  Athen  oder  Rom  und  manche  niüdcrne  Staaten. 

Die  Kasten  werden  betrachtet  als  ein  Werk  der  Xatur 
oder  als  eine  unveränderliche  Schöpfung  Gottes,  die  Stände 
erscheinen  als  ein  Erzeugnis  der  Völkergeschichte  und 
des  Lebensberufes,  die  Klassen  endlich  sind  eine  Institution 
des  Staates.  In  den  Kasten  offenbart  sich  die  Autorität  dea 
Glaubens,  in  den  Ständen  die  Macht  des  socialen  Lebens, 
der  wirtschaftlichen  und  Kulturveiluiltnisse,  in  den  Klassen 
die  organisatorische  Staatspolitik.  Die  Kasten  sind  not- 
wendig erblich  und  unveränderlich,  den  festen,  über- 
einander g(  lagLi  ten  Schichten  des  Gesteines  vt  igleichhar.  Die 
Stände  haben  ein  Wachstum  wie  die  Pflanzen  und  eine 
organische  Entwickelung  wie  die  Nationen  und  die  Staaten. 
Das  Erbrecht  wird  bei  ihnen  durch  die  freie  Wahl  des  Be- 
rufes geändert  oder  verdrängt.  Die  älteren  Stände  bind  noch  als 
Erbstände  den  Kasten  verwandt,  die  Stände  der  entwickelteren 
Givilisation  nähern  sich  als  freie  Berufsstände  den  Klassen  an. 
Die  Klab.  cii  sind  je  nach  den  verschiedenen  Zwecken  des 
Staates  veränderlich  wie  künstlerische  Zeichnungen. 

Die  indische  Kastenordnung,  die  wir  als  Typua 
der  Kasteneinriehtung  überhaupt  betrachten  können,  wird  in 
dem  Gesetzbuche  Manus  als  eine  Schöpf ung  Brahmas  dar- 
gestellt. Dieser  Glaube,  den  Piato  seinem  idealen  Staat  durch 
künstliche  Mittel  einzupflanzen  gewünscht  hat,  ist  bei  den 
Indiern  zu  voller  Wirksamkeit  gelangt. 

Die  oberste  Kaste  der  Brahmanen,  in  welcher  daa 
arische  Blut  am  reinsten,  obwohl  auch  da  nicht  völlig  unver- 
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mischt  mit  anderen  Bestandteilen  erhalten  blieb,  ging  nach 
dem  Indischen  Mythus  aus  dem  Munde  Gottes  hervor.  Sie 
sind  daher  auch  gleichsam  das  lebendige  Wort  Gottes,  der 
reinste  und  vollste  Ausdruck  des  göttlichen  Wesens.  Ihnen 
gebührt  die  Pflege  der  Wissenschaft  und  der  Beligion.  Ihrer 
Kunde  und  Sor«re  ist  vornehmlich  das  Recht  anvertraut.  Der 
geringste  Brahmaue  ist  als  solcher  höher  zu  achten  als  der 
König.  Sie  sind  vorzugsweise  von  göttlicher  Natur,  und  wenn 
ihnen  auch  nicht  untersagt  ist,  sich  mit  weltlichen  Aemtern 
zu  befassen  und  in  irdische  Geschäfte  sicli  zu  mischen,  so 
erhöht  doch  die  Enthaltsamkeit  von  jedem  materiellen  Genuss 
ihre  Reinheit.^  Wer  einen  Brahmanen  mit  einem  Grashalm 
schlägt,  verfällt  der  Verdaiüiniiis  der  Hölle. 

Die  zweite  Kaste,  die  Kschatriyas,  aus  denen  der  König 
hervorgeht,  sind  von  dem  Arme  Gottes  geschaffen.  In  ihnen 
ist  die  Kraft  und  die  äussere  Macht  verleiblicht.  Sie  sind 
die  geborene  Krieger-  und  Adelskaste.  Handel  zu  treiben  sind 
sie  zwar  nicht  verhindert,  aber  die  Waffenübung  ist  doch  ihrer 
VTürdiger. 

Die  dritte  Kaste,  die  Vaisas  oder  Vaisa}  as,  sind  aus  den 
Schenkeln  Gottes  geboren.  Ihnen  kommen  die  edleren  bürger- 
lichen Gewerbe  zu.  Sie  sind  berufen,  Viehzucht,  Ackerbau 
und  Handel  zu  betreiben. 

Die  vierte  dunkelste  Kaste  endlich,  die  ^'udras,  stam- 
men aus  den  Füssen  Gottes*  Sie  sind  die  dienende  Bevöl- 
kerung. Den  materiellen  Bedürfnissen  des  Lebens  geweiht, 
sind  sie  nicht  würdig,  die  heiligen  Bücher  zu  lesen. 

Die  höhere  Ehe  setzt  Ebenbürtigkeit  der  Ehegatten  vor- 
aus; indessen  kann  ein  Mann  von  höherer  Kaste  wohl  eine 
Frau  aus  einer  niederen  heiraten,  nicht  aber  umgekehrt  die 
höhere  Iiau  den  niedrigeren  Mann.   Aus  den  zahlreichen 

1  Gesetze  Manns  II,  1G2  (lierausf^.  v.  A.  Luitseleur  Desloiigseliamps, 
Pfii  is  1833):  „Ein  Br.ilimanc  soll  weltliche  Ehre  wie  CJift  scheuen  und 
sich  nach  Verachtuug  der  Menschen  sehnen  wie  nach  Ambrosia.** 


Digitized  by  Google 


126    2weitw  Bttch.  Die  Ornndbeding.  d.  Staates  in  d.  Menschen-  u.  YoUcenatur. 

Missfaeiraten  sind  denn  aber  im  Laufe  der  Zeit  arge  Miss- 

stände  und  neue,  wieder  erbliche  Mischkasten  der  Verworfenen 
und  Ausgestossenen  erwachsen.  Der  üeberganp:  eines  Indivi- 
duums aus  einer  Kaste  in  die  andere  ist  nur  in  äusserst  sel- 
tenen Fällen  möglich,  die  starre  Abgeschlossenheit  durchaus 
die  Regel.  Sogar  nach  dem  Tude  wirivt  die  Kastenordnung 
fort.  Sie  beherrscht  ebenso  das  zukünftige  Leben  wie  die 
Gegenwart,  und  nur  mit  viel  tausendjähriger  Anstrengung 
kann  es  in  seltensten  Fällen  sogar  einem  Kschatriya  i?elinGfen^ 
bis  auf  die  göttlichste  Stufe  des  Brahraanentumes  sich  empor- 
zuschwingen. Jeder  Fehltritt  aber  stQrzt  leicht  aus  der  Höhe 
in  die  Tiefe  und  dann  ist  die  Wiedererhebung  unsäglich  schwer. 

Wir  wissen  nun,  dass  jener  Glaube  der  Indier  auf  Irr- 
tum beruht  und  dass  diese  Kastenbildung  grossenteiis  ein 
Werk  menschlicher  Geschichte  ist.  In  den  Veden  noch  ist 
die  Erinnerung  an  eine  ältere  Periode  erhalten,  in  der  es  wohl 
ai'ische  Stände,  aber  noch  nicht  indische  Kasten  gegeben  hatte. 
Kur  der  Gegensatz  der  drei  oberen  Kasten,  die  sämtlich 
Arier  heissen,  zu  den  Sudras  lässt  sich  auf  einen  ursprün.i;- 
lichen  Rassengegensatz  zweier  Völkermassen  zurückführen, 
indem  die  weissen  Arier  als  Sieger  das  Land  der  dunkelfarbigen 
Sudras  eingenommen  und  sich  da  als  Herren  derselben  nieder- 
gelassen haben,  ähnlicli  wie  die  weissen  europäischen  Kolonisten 
unter  der  roten  Urbevölkerung  in  Amerika.  Der  alte  Name 
der  Kaste  „Varna^  bedeutet  Farbe  und  beurkundet  so  den 
ursprünglichen  Ge,£^ensatz  der  Weissen  und  der  Farbigen.  Je 
höber  die  Kaste,  desto  reiner  erscheint  die  weisse  Hasse,  je 
tiefer,  desto  mehr  ist  sie  gemischt  mit  dem  Blut  der  ursprüng* 
lieh  schwarzen  Rasse. ^  Die  beiden  oberen  Kasten  erheben  sich 

2  Vgl.  über  die  Geschichte  und  das  Wesen  der  indischen  Kasten 
Lassen,  Indische  Altertumskunde  I,  S.801  ff. ;  Gobinean,  De  Tinegalite 
des  races  liumaines  II.  S.  135;  Benfey,  Art.  „Indien**  in  der  Encyciopädie 
von  Ersch  und  Gruber  (Sektion  II.  Bd.  17,  S.  215  ff.);  M.  DunckeV, 
Geschichte  d.  Altertumes  III,  8.  180  f. 
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Über  die  dritte,  wie  die  Aristokratie  bei  fast  allen  arischen 
Völkern  über  den  Demos.  Die  zuletzt  entstandene  Erhebung 
der  Brahmanen  endlich  über  die  Ritter-  und  Adelskaste .  und 
sogar  über  die  Könige  erklärt  sieb  meines  Erachtens  nur  aus 
der  neuen  pantheistischen  Brahmareligiou,  weiche  die  alte  Re- 
ligion der  mancherlei  Naturgötter  geistig  übeni?and,  aus  dem 
gesteigerten  Gottesbewusstsein  der  brahmanischen  Priester, 
Weisen  und  Heiligen,  und  aus  der  Kiit  r^ie  und  Hingebung, 
mit  welcher  sie  ihrem  göttlichen  Beruf  in  allen  Gefahren  treu 
blieben  und  den  Königen  die  irdische  Herrlichkeit  wiilig  über- 
liessen.^ 

Die  Kastenordnung  ist  also  nur  nach  und  nach  aus  ge- 
schichtlichen Kämpfen  und  Erlebnissen  entstanden.  Aber  dann 
bekam  sie  den  festen  Ausdruck  der  unveränderlichen  Not^ 
wendigkeit  und  die  religiöse  Weihe  der  Heiligkeit.  Sie  wurde 
so  sorgfältig  durch  die  ganze  Erziehung  der  heranwachsenden 
Jugend,  durch  die  fest  bestimmten  religiösen  Pflichten,  durch 
alle  Einrichtungen  des  privaten  wie  des  öffentlichen  Lebens 
gepflegt,  dass  niemand  mehr  eine  Abweichung  für  möglich 
hielt  und  die  starre  Ordnung  durch  die  Jahrhunderte  von  Ge« 
schlecht  zu  Geschlecht  überliefert  wurde.  — 

Die  Kastenordnung  ist  nicht  eine  Einrichtung  des  Staates, 
nicht  ein  Bestandteil  der  Staatsverfassung.  Vielmehr  ist  der 
Staat  in  die  Kastenordnung  eingefügt  und  derselben 
untergeordnet.  Sie  ist  eine  allgemeine,  alle  Verlialtnisse 
beherrschende,  in  Ewigkeit  wirkende  Weltordnung.  Um 
deswillen  ist  die  höhere  Staatenbildung  so  lange  unmöglich, 
als  der  Staat  der  Kastenordnung  zu  dienen  gezwungen  ist  Er 
kann  sich  nicht  frei  dem  eigenen  Lebensprincip  gemäss  ent- 
wickeln. Wie  soll  sich  die  politische  Idee  verwirklichen,  wenn 
ihr  starre,  unveränderliche  Massen,  die  ein  höheres  Gesetz 
scheidet  und  gefangen  hält,  widerstreben.  Was  hat  die  Staats- 

3  Ich  habe  diese  Ansicht  näher  begründet  in  der  Schrift:  Die  aIt-> 
asiatischen  Gottes-  und  Weltidecn.  S.  29.  f. 
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autorität  zu  bedeuten  und  wie  können  die  staatiiclien  Nötigungs- 
mittel  wirken,  wenn  ihnen  der  Glaube  der  Regierten  entgegen- 
steht, dass  der  Gehorsam  gojit  ii  die  Staats^zi^walt  luil  Tausonde 
von  Jahren  Unglück  und  Leiden  über  den  Folgsamen  bringt? 

Wohl  gebührt  dem  £rbrecht  im  Staate  eine  hohe  Be- 
deutung. Es  bewahrt  den  inneren  Zusammenhang  zwischen 
der  Vergangenheit  und  der  Zukunft,  es  befestigt  die  Stetig- 
keit —  gleichsam  den  Knochenbau  —  des  über  das  Leben 
der  einzelnen  Menschen  hinausreichenden  Staatskörpers.  Aber 
wo  es  absuliit  und  ausschliesslich  das  öffentliche  Recht  be- 
herrscht, da  werden  die  besten  Kräfte  gebunden  und  gelähmt. 
Der  Staat  wird  zuletzt  zur  Mumie,  welche  die  Züge  des  ver- 
gangenen Lebens  künstlich  zu  erhalten  sucht,  aber  nicht  den 
Ausdruck  des  Todes  verbergen  kann. 

Die  Kastenordnung  verhärtet  und  potenziert  die  Unter- 
schiede unter  den  Volksschichten.  Eher  noch  können  sich 
in  ihr  dfe  oberen  aristokratischen  Kasten  befriedigt  fühlen, 
welche  sie  mit  erblichen  Vorrechten  reichlich  ausstattet.  Um 
80  härter  drückt  sie  die  mittleren  und  untersten  Schichten. 
Sie  brandmarkt  die  Zurücksetzung  und  Erniedrigung  derselben 
mit  dem  Mal  der  Verailitmig  und  lässt  dem  einzelnen  keine 
Hoffnung,  aus  den  Banden  frei  zu  werden,  in  denen  sie  ihn 
gefangen  hält.  Sie  steigert  die  Autorität  der  oberen  und  sie 
zerstört  die  Freiheit  der  unteren  Klasseu.  Eine  relative  Voll- 
kommenheit der  einzelnen  Berufszweige,  selbst  eine  bewun- 
dernswürdige Geistesthatigkeit  der  obersten  Kreise  ist  mit  ihr 
^vohl  verträglich.  Aber  indem  sie  die  Blutsüberlieferung  und 
die  rassenmässige  Tradition  zum  obersten  Gesetze  macht,  ver- 
neint sie  alle  individuelle  Freiheit,  welche  über  die  ererbten 
Schranken  hinausstrebt.  Sie  hat  religiöse  Einsiedler,  gi'osse 
Philosophen,  ausgezeichnete  Dichter,  tapfere  und  grossherzige 
Heiden,  treffliche  Väter  und  Söhne,  geschickte  Arbeiter  her- 
vorgebracht, aber  niemals  grosse  Staatsmänner,  und  nirgends 
hat  sie  freie  Völker  geduldet. 
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Alle  ihre  Institutionen  sind  auf  die  Erhaltung  der 
Lebensordnung  berechnet,  keine  haben  den  Fortschritt  des 
Lebens  zum  Zwecke.  Die  Ruhe  ist  ihr  Ideal,  die  Bewegung 
ihre  Gefahr.  Das  Leben  in  ihr  ist  nur  Wiederholung,  nichts 
Keues,  ein  Bad,  das  sich  ewig  in  gleicher  Weise  und  an  der- 
selben Stelle  um  dieselbe  Achse  dreht  Das  Leben  selbst  hat 
sowenig  Wert;  und  wir  begreifen  es,  wie  zuletzt  die  hud- 
<lhistische  Sehnsucht  nach  der  Endigung  dieses  ewigen  Einer- 
leis, die  Lehre  von  der  Selbstauflösung  in  das  Nichts,  als  der 
wahren  Befreiung,  aufkommen  und  zahlreiche  Anhänger  finden 
konnte.  Die  indische  Civilisation  ist  die  Blüte  und  die  Frucht 
der  indischen  Kastenordnung.  Aber  so  fest  diese  begründet 
irar,  sie  Termochte  jene  Civilisation  doch  nicht  auf  die  Dauer 
Tor  dem  inneren  Verfall  zu  bewahren  imil  die  indische  Selb- 
ständigkeit nicht  vor  feindlicher  Eroberung  und  Unterwerfung 
za  schützen. 

Der  heutige  indische  Staat  erträgt  die  noch  vorhandenen 
Reste  der  Kastenordnung  nur  wie  tm  ererbtes  Leiden;  er  setzt 
dieselbe  nicht  mehr  als  die  wahre  Weltordnung  voraus  und 
«rbaut,  von  dem  englischen  Geiste  bestimmt,  seine  Einrich- 
tungen auf  ein  anderes  Fundament. 


Achtes  Kapitel. 

B.  Die  St&ada^ 

Ueberau  unter  den  europäischen  Völkern  finden  wir  statt 
der  Kasten  Stände.  Wie  jene  sind  auch  diese  eine  organische 
Oliederung  und  Ordnung  der  verschiedenen  Bestandteile  eines 
Volkes.  Aber  die  Stände  unterscheiden  sich  von  den  Kasten 
dadurch,  dass  sie  sich  der  Bewegung  der  Geschichte  hingeben 
und  eine  Entwickelung  haben.  In  Europa  vorzüglich  sind  die 

Bluntschli,  allgemeine  Staatslehre.  9 
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Kasten  zu  Ständen  geworden  und  liabcn  eine  reiche  Geschichte 
und  mannigfaltige  Gestaltungen  und  Umwandlungen  erlebt. 

Die  älteste  Form  der  Stände  erinnert  noch  sehr  an  die 
Kasten.  In  der  ersten  Zeit  waren  die  Stände  noch  regelmässig 
Erbstände,  und  die  Eigenschaften,  welche  den  Ständen  zu- 
geschrieben wurden,  deuten  auf  eine  innere  Verwandtschaft  mit 
dem  indischen  Kastensysteiue.  Selbst  die  mythischen  Vorstel- 
lungen von  der  [jottlichen  Erzeugung  der  Stände  sind  ganz 
ähnlich.  Nach  der  Edda  erzeugte  der  Gott  Bigr  auf  seinen 
Wanderungen  zuerst  den  Thräl,  den  Stammvater  der  dienen- 
den Bevölkerung,  dann  in  besserem  Hause  den  Freien  Karl, 
den  Stammvater  der  freien  Bauern,  zuletzt  den  Edeln  Jarl, 
den  er  die  Spiesse  werfen  und  die  Lanzen  schwingen  lehrte 
und  dem  er  das  heilige  Geheimnis  der  Runen  vertraute.  Auch 
diese  Stände  waren  in  Farbe  und  Körperbau  verschieden,  am 
glänzendsten  weiss,  mit  hellem  Haar  und  leuchtenden  Wangen 
die  Edeln,  von  hSsslichem  Gesicht  und  knotigen  Gelenken  die 
Knechte. 

1.  Mit  der  Kaste  der  Brahmanen  lässt  sich  der  gallische 
Stand  der  Druiden,  welchen  ebenfalls  das  Priestertum,  die 

Wissenschaft  und  die  Rechtskunde  zukommt,  vergleichen,^  ob- 
wohl auch  sie,  mehr  aber  noch  die  vorchristlichen  Priester  der 
Germanen  —  ihr  Name  Godi  ist  ebenso  von  Gott  abgeleitet, 
wie  die  Bezeichnunor  der  Brahmanen  von  Brahma  —  mit  dem 
nationalen  Gescblechtsadel  näher  verwandt  bleiben.  Eine  grössere 
Aehniichkeit  mit  der  Brahmanenkaste  hat  die  mittelalterliche 
Erhebung  eines  besonderen  christlichen  Priesterstandes« 
des  Klerus. 

2.  Der  alte  Adel  aber,  den  wir  in  der  frühesten  Geschichte 

1  Caesar,  De  Bello  Gall.  VI,  13;  „Uli  rebus  divinis  intersunt,  sacri- 
iicia  publica  ac  privata  procurant,  religiones  intcrpretantnr.  Ad  hos 
magniis  adolescentinm  numerus  disciplinae  causa  concurrlt,  magnoque  ii 
sunt  apud  eos  bonore.  Nam  fere  de  omnibus  controversiis  publicis  pri- 
vatisque  constitnunt.^ 
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fiberall  in  £uropa  ünden,  ist.  durchgehends  Erbadel  und  hat 
gewöhnlich  die  wichtigsten  Funktionen  der  beiden  obersten 

Kasten  in  sich  ver<  iiiiut.  Die  Erblichkeit  des  Uradels  wird 
gewöhnlich  schon  durch  die  Sprache  bezeugt.  Die  griechischen 
Eupatriden  und  die  römischen  Patricier  sind  schon  um 
ihrer  Abstammung  willen  von  edeln  Vätern  so  benannt,  die 
germanischen  Adalinge  haben  ihren  Namen  von  dem  Ge- 
schlechte (adal),  von  dem  sie  ihr  Blut  erbten.'^  Auch  die 
Lukumonen  der  Etrurier  und  die  gallischen  Ritter  waren 
Erbadel.  Die  obersten  Adclsgesclilechter,  die  fürstlichen  Fami- 
lien suchte  die  alte  Sage  überdem  mit  besonderer  Vorliebe  von 
unmittelbarer  Erzeugung  der  Götter  oder  der  Heroen  abzuleiten 
und  durch  die  Annahme  göttlichen  Blutes  zu  ehren.  Diesem 
üradel  kommt  gewöhnlich  das  Priestertura  und  die  Wissen- 
schaft von  den  göttlichen  Dingen,  ihm  auch  die  Kunde  und 
Pflege  des  Rechtes  zu.  Die  höheren  obrigkeitlichen  Aemter 
werden  aus  ihm  vorzugsweise  bestellt;  und  in  der  Krie^sver- 
fassung  nehmen  die  Edeln  durchweg  einen  hohen  Rang  ein. 
Dagegen  sind  ihnen  die  bürgerlichen  Gewerbe  meistens  ver- 
schlossen. Gewöhnlich  haben  sie  hörige  Leute  in  ihrem  Schutze 
und  in  ihrem  .Dienste  und  sind  auch  im  Privatrecht  durch 
ihre  Gutsherrschaft  ausgezeichnet.  Sie  lieben  es  auf  Burgen 
zu  wohnen  und  suchen  auch  in  den  Städten  die  Höhen  auf. 

Diese  charakteristischen  Züge  finden  sich  mit  geringen 
Abweichungen  in  der  historischen  Jugendzeit  der  europäischen 
Völker  wieder.  Je  weiter  wir  in  die  Vorzeit  hinaufsteigen, 
desto  ähnlicher  erscheint  diese  religiös-politische  Institution. 

3.  Die  Gemein  freien  bilden  bei  Griechen,  Römern  und 
Germanen  den  eigentlichen  Kern  des  Demos  und  des  Volkes. 
Ihnen  gebührt  das  Volks-  und  Landrecht  in  vollem  Masse. 
Auf  ihnen  vornehmlich  beruht  die  Kraft  des  Staates.  Der  Adel 
hebt  sich  über  sie  empor,  aber  nicht  wie  die  höhere  indische 

2  Sehr  gut  darüber  Schmitt  henner,  Staatsrecht,  ö.  31  u.  103. 
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Kaste  über  die  niedere  als  ein  grundverschiedenes  Wesen,  son- 
dern als  ein  wesentlich  in  demselben  Volksrechte  wurzelnder 
and  mit  den  Freien  verbundener,  wenn  auch  hervorragender 
und  ausgezeichneter  Stand. 

Die  Gemeinfreieu  sind  in  der  ältesten  Zeit  regeituässig 
Grundeigentümer  und  Ackerbauer.  Als  solche  zeigen  sich  die 
Geomoren  in  der  athenischen  Verfassung  zu  Theseus*  Zeit, 
die  gewöhnlichen  Spartiaten,  die  römischen  Plebejer, 
die  Freien  aller  germanischen  Stämme,  bei  denen  freie  Ge- 
burt und  freies  Gut  einer  besonderen  Achtung  in  dem  Rechts- 
organismus geniessen.  Auch  mit  dem  Handel,  obwohl  anfangs 
weniger  gerne,  beschäftigen  sich  die  Freien.  Ihre  Lebensweise 
ist  somit  der  der  Vaisas  wohl  zu  vergleichen.  Aber  durch  die 
Walfenfähigkeit  —  sie  voraus  bilden  die  Massen  des  Fussvolkes 
—  werden  sie  in  öffentlicher  Ehre  höher  als  diese  gehoben, 
und  in  der  Gemeinde  üben  sie  auch  je  nach  der  besonderen 
Verfassung  politische  Rechte  aus. 

Als  Freie  sind  /war  der  Obrigkeit  unterthau,  aber 
nicht  einem  besonderen  Herrn  zugehörig.  Schutzherrschaft 
kommt  ihnen  anfangs  wohl  nicht  zu,  aber  Eigene  können  sie 
besitzen.  Auch  ihr  Stand  ist  ursprünglich  ein  Erbstand.  In 
der  Kegel  wird  mau  als  Freier  (ingenuus)  geboren. 

4.  Endlich  werden  wir  mancherlei  Spuren  eines  freilich 
schon  in  diesen  ersten  Zeiten  offenbar  in  der  Auflösung  be- 
griffenen und  daher  etwas  rätselhaften  Standes  von  hörigen 
Leuten  gewahr,  welchem  wie  den  indischen  ^udras  die  niederen 
Hantierungen  des  Lebens  zukommen.  Zuweilen  besteht  er 
ebenfalls  aus  unterworfenen  Landbewohnern,  aber  durchweg  nur 
von  derselben  Rasse  wie  die  Sieger,  zuweilen  kommen  die 
armen  Leute  durch  späteren  Herrendruck  und  wirtschaftliche 
Verschuldung  in  die  dauernde  Abhängigkeit.  Dahin  gehören 
die  Pelaten  und  Theten  in  Griechenland,  die  Clienten 
der  Römer,  der  Gallier,  der  Britten,  die  Liten  der  Germanen. 
Sie  haben  einen  Mund-  und  Schutzherrn,  bei  den  Griechen 
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Prostates,  bei  den  Hörnern  Pairouus  genannt.  Sie  gehören 
zum  Volke  und  sind  nicht  den  Eigenen  gleichzustellen;  aber 

ihre  Freiheit,  ihre  Rechte,  der  Wert,  der  ihnen  beigemessen 
wird,  sind  geringer  als  die  des  echteu  Freien.  Von  ihnen 
werden  auch  vornehmlich  die  Handwerke  betrieben.  Frei- 
gelassene Knechte  gelangen  meist  in  ihren  Stand. 

Die  Geschichte  die.^^er  Stände  ist  mit  der  Geschichte  der 
einzelnen  Staaten  aufs  engste  verwoben;  die  Veränderungen  und 
Umwälzungen  in  den  Verfassungen  sind  sehr  häufig  nur  die 
Wirkung  und  der  Ausdruck  der  vorher  oft  wenig  bemerkten 
inneren  Umgestaltung  der  ständischen  Verhältnisse  und  Begriffe. 

Die  ganze  Rechtsbildung  hatte  während  des  Mittelalters 
einen  ständischen  Ausdruck  und  eine  ständische  Färbung  be- 
kommen. Wie  jeder  Stand  seine  eigene  Tracht,  so  hatte 
jeder  Stand  auch  sein  besonderes  Hecht  und  eine  ihm  eigene 
Rechtspflege.  Der  Klerus  lebte  nach  kanonischem  Rechte, 
die  Fürsten  nach  Herrenrecht,  die  lütter  hatten  ihr  Lehens- 
recht, die  Dienstleute  ihr  Dienstrecht,  für  die  Bürger  galt 
das  Stadtrecht  und  für  die  Bauern  das  Recht  der  Weistümer 
und  das  Hofrecht. 

Ebenso  war  der  Staatsverband  durch  den  Gegensatz  der 
Stände  zerklüftet  und  bedingt.  Die  Stände  selber  änderten 
sich  aber  im  Verlauf  der  mittelalterlichen  Geschichte.  Aus 
Geblüts-  und  Erbständen  wurden  sie  mehr  und  mehr  Bei  ufs- 
stände.  In  den  späteren  Jahrhunderten  unterschied  mau 
hauptsächlich  vier  Stände:  1)  den  Klerus,  2)  den  Adel, 
3)  den  Bürgerstand  oder  dritten  Stand,  4)  die  Bauern. 
Eine  herrschende  politische  Stellung  kam  vorzüglich  den  bei- 
den ersten,  aristokratischen  Ständen  zu.  Der  dritte  rettete 
die  bürgerliche  Freiheit  Der  vierte  war  machtlos  und  wurde 
beherrscht.  ~ 

Die  Institution  dieser  vier  mittelalterlichen  Stande  ist  zu 
Ende  des  Mittelalters  verfallen  und  grösstenteils  aufgelöst 
worden.  Aber  einzelne  Reste  derselben  ragen  noch  wie  altes 
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ruiuenhaftes  Gemäuer  in  die  neue  Zeit  hinüber.  Um  den 
modernen  Staat  richtig  zu  begreifen,  muss  man  die  ältere 
mittelalterliche  Bedeutung  dieser  Stände  kennen.   Ans  dem 

Gegensatze  dazu  gelaugt  das  moderae  Staatsbewusstsciu  er.st 
zur  Klarheit. 


Neuntes  Kapitel. 

1«  Der  Klerus. 

Unter  den  mittelalterlichen  Ständen  nahm  der  Klerus 
die  oberste  Stellung  ein.  Nach  der  strengen  kirchlichen  Lehre 
freilich  wr  der  Klerus  überhaupt  kein  Volksstand.  Er  war 
ein  ordu  ecclesiasticus,  nicht  ein  ordo  civilis.  Der  Staat  wurde 
als  eine  blosse  Laienordnung  betrachtet,  über  welche  die 
Gott  geweihte  Priesterschaft  erhaben  war.  Nicht  wie  die 
Brahmanen  beriefen  sich  die  christlichen  Priester  auf  ihre  be- 
sondere göttliche  Abstammung,  denn  sie  pflanzten  nicht  durch 
die  £he  ihren  Stand  fort,  wohl  aber  auf  eine  göttliche  In- 
stitution. Sie  sind  von  dem  heiligen  Geist  erfüllt  und  durch 
die  Weihen  der  Kirche  geheiligt.  Der  niedrigste  und  sogar 
der  Verdorbenste  Kleriker  steht  dennoch  infolge  seines  Standes 
hoch  über  dem  vornehmsten  und  selbst  dem  tugendhaftesten 
Laien,  wie  das  Gold  über  dem  Eisen,  wie  der  Geist  über 
dem  Leib. 

Die  Ideale  des  Klerus  waren  den  Idealen  des  Brahmanen- 

tumes  nalie  verwandt.  Nur  verzichtete  der  christliclie  Klerus 
nicht  auf  die  Herrschaft  im  Staate,  wie  die  Brahmanen  es  ge- 
than  hatten,  und  war  weniger  als  diese  geneigt,  sich  der  Staats- 
ordnung zu  fugen.  Nach  der  konseiiuenten  Lehre  der  mittel- 
alterlichen Kirche  haben  die  Staatsgesetze  für  die  Geistlicii- 
keit  keine  verbindliche  Kraft;  es  hängt  von  ihrer  Prüfung  und 
ihrem  Urteil  ab,  zu  bestimmen,  ob  und  in  welchem  Umfange 
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sie  denselben  willfährig  gehorche.  Sobald  die  behaupteten 
geistlichen  Vorzugsrechte  oder  die  Interessen  der  Kirche  ge- 
fährdet erschienen,  so  verweigerte  der  Klerus  jede  Folge,  ge- 
stützt auf  das  Bibelwort,  dass  man  „Gott  mehr  als  den  Men- 
schen gehorchen  müsse ^,  und  auf  seine  geistliche  Erhabenheit; 
dagegen  verlangte  er  von  der  weltlichen  Obrigkeit,  dass  sie 
ohne  Widerrede  den  Kirchengesetzen  folge  und  mit  ihrer  Macht 
dieselben  durchführe. 

Auch  der  weltlichen  Gerichtsbarkeit  entzog  sich 
der  christliche  Klerus,  sowohl  in  hürgerlichen  Streitigkeiten 
als  im  btrafrecht.  Die  klerikalen  Ansprüche  ertragen  nicht  die 
Ueberordnung  der  weltlichen  Bichter,  „der  Schafe  über  die 
Hirten*.  Zum  Kriegsdienste  waren  die  Geistlichen  nicht  pflich- 
tig,  weil  zu  ihrem  religiösen  Beruf  die  eisernen  Waffen  nicht 
passten.  Aber  auch  die  Steuerpflicht  lehnten  sie  von  sich  ab. 
Bei  jeder  Gelegenheit  beriefen  sie  sich  auf  ihre  Immunitäten, 
um  jede  staatliche  Last  von  sich  abzuwälzen.  Als  römische 
Geistlichkeit  verachteten  sie  die  nationale  Beschränktheit.  Ihr 
Bürgerrecht  gehörte  keinem  besonderen  Volke,  keinem  bestimm- 
ten Laöde  an,  es  bestand  für  sie  nur  der  universelle  Verband 
mit  der  Christenheit  und  mit  iiom,  der  Hauptstadt  der  Weit, 
dem  Sitze  der  Päpste.  Das  kanonische  Recht  war  das 
Oesetz  ihres  Lebens,  nur  der  Gerichtsbarkeit  der  Kirche 
mit  ihren  milden  Censuren  wollten  sie  Rechenschaft  schulden. 

Indessen  diese  Ausscheidung  des  Klerus  aus  dem  Staats- 
verband war  nicht  einmal  in  der  Zeit  seiner  höchsten  Macht 
durchzuführen.  Teils  standen  ihr  geschichtliche  Hindernisse 
im  Wege,  teils  waren  damit  die  Interessen  selbst  der  Geiste 
liehen  nicht  völlig  zu  vereinigen. 

Geschichtlich  war  die  christliche  Kirche  mit  ihrem  Klerus 
innerhalb  des  alten,  alle  Verhältnisse  gemeinsam  beherr- 
schenden römischen  Weltreiches  entstanden  und  gross  ge- 
worden, und  die  römischen  Staatsgewalten  verzichteten  nicht, 
auf  ihre  Autorität.   Sie  verlangten  von  allen  Bewohnern  des 
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römischen  Reiches  Gehorsam  gegen  die  Gesetze,  die  kaiserliche 
EegieruDg  und  die  kaiserlichen  Gerichte.  Die  Kleriker  konntea 
sich  höchstens  von  den  Kaisem  einzelne  Privilegien  erwerhen. 
Ihre  Unterthänigkeit  war  zweifellos. 

Auch  die  fränkische  Monarchie  hielt  noch  lest  an  der 
Unterordnung  der  Bischöfe  und  Priester  unter  die  Hoheit  dea 
Königs,  die  Reichsgesetze  und  die  Heichsgerichte,  obwohl  die 
Staatsmacht  beschränkter  und  die  Selbständigkeit  der  Kirche 
grösser  geworden  war.  Nur  ganz  allmählich  breiteten  siclk 
unter  den  germanischen  Fürsten  die  kirchlichen  Immunitäten 
aus,  anfangs  eher  aus  froiiiiiier  Gunst  und  Gnade  der  Könige, 
als  kraft  des  anerkannten  Kirchenrechtes,  das  nun  anüug,  die 
eigene  Autorität  in  stolzem  Aufschwünge  zu  erheben.  Nur 
Schritt  vor  Schritt  und  nicht  ohne  Widerspruch  und  Wider* 
stand  wurden  die  kirchlichen  Hechte  erweitert,  nicht  allent- 
halben in  gleicher  Ausdehnung. 

Aber  auch  die  Interessen  verbanden  den  Klerus  aufs  engste 
mit  der  Laienordnung  und  dem  Staate.  Das  Oberhaupt  der 
Kirche  selbst,  der  römische  Papst,  erwarb  während  dea 
Mittelalters  eine  staatliche  Herrschaft  ttber  das  sogenannte  Patri- 
monium Petri.  Es  entstand  zum  Teil  durch  königliche  Ver- 
leihung, zum  Teil  durch  Vergabung  anderer  l'ürsten,  teil- 
weise sogar  durch  Eroberung  ein  von  Geistlichen  regierter 
Kirchenstaat.  Die  höchste  geistliche  Autorität  war  daher  in 
Korn  und  dem  römischen  Gebiet  mit  der  weltlichen  Souverä- 
nität verbunden.  Die  Päpste  waren  nicht  bloss  als  oberste 
Bischöfe  berufen,  die  Interessen  der  Kirche  auch  dem  Kaiser 
und  den  Staaten  gegenüber  zu  vertreten,  sondern  zugleich  als 
vornehmste  italienische  Fürsten  in  die  Interessen  der  italieni- 
schen Politik  tief  verflochten.  £s  war  das  freilich,  nach  dem 
Urteile  Machiavellis,  das  Unglück  Italiens.  Nicht  mächtig 
genug,  Italien  unter  ihrer  Staatshoheit  zu  einigen,  waren  sie  stark 
genug,  die  Spaltungen  der  Parteien  zu  unterhalten.  Sie  ver- 
mochten nicht,  Italien  vor  dem  Einbruch  feindlicher  Heere  zu 
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schützen,  aber  sie  waren  immer  bereit,  fremde  Mächte  zu  ihrem 
Schatze  herbeizurufen,  wenn  ihre  Politik  dieser  Hilfe  he* 
durfte.  Sie  erhoben  Rom  wieder  zur  vornehmsten  Stadt  der 
Christenheit  und  schmückten  Rom  mit  Kirchen  und  Kunst- 
werken, aber  die  begabten  Römer  blieben  unter  ihrer  kirch- 
lichen Regierung  und  Zucht  in  weltlichen  Tugenden  und  Vor- 
zügen hinter  den  Bürgern  der  italienischen  Republiken  zurück. 
Der  Kirchenstaat  ward  nicht  zum  Vorbilde,  sondern  zum  Zerr- 
bilde der  civilisierten  Staatenbildung.  Die  moderne  Welt  weiss 
nun,  dass  das  geistliche  Regiment  untauglich  ist  für  die  ge- 
sunde Staatsleitun^i,  und  die  Römer  selber  errangen  von  der 
Säkularisation  des  Kirchenstaates  die  Verbesserung  ihrer 
politisch  verkommenen  Zustände. 

Nächst  Italien  hat  Deutschland  voraus  die  politische 
Macht  der  geistlichen  1^  ürsten  erhoben.  Schon  in  der  fränki- 
schen Monarchie  nahmen  die  Bischöfe  eine  hervorragende 
Stellung  ein  auf  den  fränkischen  Reichstagen,  bald  in  Gemein- 
schaft mit  den  weltlichen  Grossen,  insbesondere  den  Gaugrafen, 
als  Versammlung  der  Majores  oder  Seniores,  bald  ohne 
diese  ifa  kirchlichen  Versammlungen. 

Die  Mischung  mit  weltlicher  Macht  und  Würde  trat  aber 
nirgends  entschiedener  zu  Tage,  als  in  der  Verfassung  des 
Deutschen  Reiches.  Da  finden  wir  unter  den  sieben  Kur- 
fürsten drei  geistliche,  die  Krzbischüfe  von  Mainz,  Köln 
und  Trier,  und  bei  den  Künigswalilen  geht  der  Kurfürst  von 
Mainz  als  Erzkanzler  für  Deutschland  voraus  mit  seiner  Stimme. 
In  dem  Kurkollegium  nehmen  sie  die  ersten  Plätze  ein.  Zu- 
gleich sind  sie  Laudesfürsten  und  ihre  Länder  als  Kurländer 
erlangen  am  frühesten  beinahe  souveräne  Selbständigkeit. 

Daneben  gibt  es  eine  grosse  Anzahl  von  Erzbisch  Öfen, 
Bischöfen  und  Aebten,  welche  in  einem  bestimmten  Ge- 
biete die  Rechte  der  I^andeshoheit  erworben  haben  und  auf  den 
Reichstagen  Sitz  und  Stimme  haben,  entweder  als  wirkliche 
Reichsfürsten  eine  Virilstimme,  wie  z.  B.  die  Erzbischöfe 
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von  Bremen,  Magdeburg  und  Salzburg,  die  Bischöfe  von  Würz- 
burg, Augsburg,  Basel  u.  s.  f.,  oder  doch  an  einer  Kuriatstimme 
einen  Anteil  haben,  indem  sie  auf  den  sogenannten  Prälaten- 
bäiiken.  die  hinwieder  den  Grafeiibänken  entsprechen,  zu- 
sammensiUen.  In  der  Heerschildsordnung  der  iiechtsbücher 
nehmen  die  geistlichen  Fürsten  den  nächsten  Rang  nach  dem 
Könige  ein,  dem  der  erste  Heerschild  zukommt.  Die  ^Yelt- 
lichcn  Fürsten,  obwohl  in  der  lieichsverfassung  jenen  wesent- 
lich gleichgestellt,  haben  erst  den  dritten  Heerschild,  weil  sie 
unbedenklich  Vasallen  jener  werden,  aber  es  nicht  schicklich 
wäre,  das»  der  geistliche  Fürst  zum  Vasallen  des  weltlichen 
Fürsten  würde.  Vergeblich  wurde  in  dem  grossen  Investitur- 
streit zwischen  den  Päpsten  und  den  sächsischen  Kaisem  der 
Vorschlair  gemacht,  die  Kirchenfürsten  sollten  aui  das  welt- 
liche Fürstentum  verzichten  und  nur  der  Kirche  ihr  Leben 
widmen.  Die  deutschen  geistlichen  Fürsten  wiesen  diese  Zu- 
mutung selbst  des  Papstes  mit  Unwillen  zurück.  Damit  aber 
war  auch  in  Deutschland  die  Verbindung  der  litiätiichen 
Aemter  mit  den  staatlichen  Aemtem  und  politischen  Interessen 
gegeben.  Es  war  unmöglich,  den  herrschenden  Klerus  ausser- 
halb des  Staates  zu  stellen,  wenn  er  im  Staate  weltliche  Herr- 
schaft üben  \YolIte. 

Wie  in  der  lieichsverfassung  so  war  es  auch  in  der  Landes- 
verfassung. Auch  da  bildeten  die  dem  Lande  angehörigen 
Prälaten  (Bischule,  Aebte,  Stiftspröp^te ,  geistliche  Ordens- 
meister) einen  besonderen  zu  den  Landtagen  berechtigten  Stand, 
sei  es  indem  sie  eine  eigene  Prälatenkurie  besetzten  oder  ge- 
meinsam mit  dem  Adel  (Herren  und  Ritterschaft)  tagten,  und 
besassen  auf  ihren  Grundherrscbaften  eine  mehr  oder  weniger 
ausgedehnte  Gerichtsbarkeit.  Die  grundherrliche  Stellung  war 
regelmässig  die  Grundlage  ihrer  landständischen  Rechte.  Wenn 
sie  daher  auch  ihre  persönliche  i  reiheit  von  KriegspHiclit  und 
Steuer  behaupten  konnten,  für  ihre  Ministerialen  und  bäuer- 
lichen Hintersassen,  welche  durchweg  Laien  waren,  konnten  sie 
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doch  nicht  dieselben  Ansprüche  erheben.  Das  Land  bedurfte 
ihrer  Steuern,  und  der  LandesfQrst  als  Lehensherr  verlangte 

auch  von  ihnen  die  Stellung  von  reisigen  Reitern. 

Ein  Vurzug  der  geistlichen  Aristokratie  vor  der  weltlichen 
y:b,t  es,  dass  sie  nicht  an  das  ererbte  Geblüt  gebunden  war, 
sondern  auf  individueller  Bildung  und  Wahl  beruhte.  Der 
Sohii  eines  ü au d werkers  konnte  Papst,  der  Sohn  eines  Bauern 
Erzbischof  werden.  ^ 

Mit  der  Zeit  aber  wurde  der  klerikale  Vorrang  und  die 
aristokratische  Macht  der  geistlichen  Fürsten  und  Prälaten  er- 
schüttert und  2u  1  all  gebracht.  Einen  furchtbaren  Stoss  erlitt 
die  verweltlichte  Kirche  durch  die  deutsche  Kirchenrefor- 
mation des  XVL  Jahrhunderts.  Soweit  der  Protestantismus 
sich  au?>breitete,  wurden  die  geistlichen  Fürstentümer  säku- 
larisiert, die  bischöflichen  Aemter  beseitigt,  die  Klöster  aufge- 
hoben, die  geistlichen  Orden  aufgelöst.  Vor  der  Reformation 
Sassen  aul  ilen  deutschen  ReichstagLU  drei  geistliche  ivui  lasten, 
drei  andere  iMzbischöfe  und  einunddreissig  Bischöfe.  Nach  dem 
westfäUschen  Frieden  ist  die  Zahl  vermindert  auf  drei  Kur- 
fürsten, einen  Erzbischof  (Salzburg)  und  zwanzig  Bischöfe.  Es 
gibt  nur  noch  eine  schwäbische  und  eine  rheinische  Prälaten- 
bank. Der  ganze  Norden  und  ein  guter  Teil  des  Südens  hat 
sich  der  geistlichen  Herrschaft  entwunden. 

Die  Säkularisation  war  aber  auch  in  den  katholisch  ge- 
bliebenen Ländern  nur  vertagt,  nicht  beseitigt.  Den  zweiten 
Stoss  der  Revolutionskämpfe  zu  An&ng  unseres  Jahrhunderts 
hielt  die  goistliehe  Ilerrscliaft  nirgends  in  Deutschland  aus. 
Auch  die  imksrhcinischen  Kurfürsten  wurden  von  dem  Sturme 
weggeblasen  und  ihre  Länder  dem  französischen  Staate  ein- 

1  Papnt  0  r  f  ^  o  r  Vll.,  selber  der  Solm  eines  Zimmermauns,  luit  dnä 
Priucip  kliir  ;iu>^e.si>r(H-hen :  „Rom  ist  ü:ross  <:e\v«>n1en  ttnter  den  Heiden 
und  unter  den  Christen,  quod  non  lam  lk  iumis  aul  patriae  nobililateni, 
quam  animi  et  curpuris  virtutes  ptipendeiidas  adjudicaverit."  Vgl. 
Laurent,  Elud.  sur  l'hisi.  Vil,  Ö.  335. 
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verleibt.  Die  Länder  der  übrigen  geistlichen  Fürsten  wurden 
zur  Entschädigung  verwendet  für  weltliche  Dynastien  und  mit 

deren  Laadei  n  verbunden.  Mit  dem  Untergang  des  Reiches  ver- 
loren die  geistlicheu  Herreu  ihre  reichsständische  Stellung  und 
die  Prälaten  konnten  nur  in  einzelnen  Ländern  eine  unsichere 
Stellung  in  den  verkommenen  Landständen  behaupten.  Die 
bischöfliche  Würde  wurde  nun  seit  vielen  Jahrhunderten  zuerst 
wieder  ein  rein-kirchliches  Amt,  ohne  staatliche  Macht. 
Die  grundherrliche  Gerichtsbarkeit  ging  rasch  ebenso  ihrem 
Untergang  zu,  wie  vorher  die  geistliche  Landeshoheit. 

Aber  indem  der  katholische  Klerus  so  seine  weltliche 
Hoheit  und  Macht  einbüsste,  konnte  er  nicht  etwa  nun  das 
Ideal  des  Mittelalters  realisieren.  Das  Selbstgefühl  des  modernen 
Staates  duldete  keine  Ueberordnung  mehr  der  Geistlichen  über 
die  Laien  und  verlangte  nun  umgekehrt  Gehorsam  gegen  die 
Gesetze  und  die  verfassungsmässigen  Staatsgewalten  von  jeder- 
mann. Die  Zeit  der  kirclilicheu  Immunitäten  und  des  kirch- 
lichen Sonderrechtes  war  ebenfalls  vorüber.  Das  gleiche  Landes- 
recht erstreckte  sich  ohne  Unterschied  über  Geistliche  und 
Laien.  Sie  alle  wurden  derselben  Gerichtsbarkeit  unterworfen. 

Eine  ähnliche  Entwickelung  nahm  der  Klerus  in  England 
und  in  Frankreich.  In  diesen  Ländern  hatte  die  Geistlich- 
keit niemals  eine  in  dem  Grade  landesherrliche  Stellung  er- 
worben, wie  in  Deutschland.  Das  weltliche  Staatsgefühl  war 
auch  der  Geistlichkeit  gegenüber  in  dem  englischen  Parlamente 
und  in  dem  französischen  Eönigtume  stärker  vertreten.  Aber 
eine  reichsständische  Stellung  hatte  der  Klerus  in  beiden  Län- 
dern; in  England  sassen  die  Bischöfe  mit  den  weltlichen  Lords 
zusammen  im  Oberhause;  in  Frankreich  bildete  der  Klerus  einen 
besonderen,  den  ersten  Reichsstand.  Dort  wirkte  die  Reforma- 
tion, hier  die  Revolution  entscheidend  auf  die  Rechte  des 
Klerus  ein.  Die  mittelalterlichen  Immunitäten  verschwanden 
vor  der  gemeinen  und  gleichen  Kechtspflicht.  Als  die  von 
Ludwig  XVL  berufenen  Etats  generaux  1789  in  Paris  zu- 
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sammeütraten,  da  gab  der  Klerus  seine  Süudeivstelluug  freiwillig 
auf  und  trat  noch  vor  dem  Adel  in  die  allgemeine  National- 
versammlung ein,  welche  nur  ein  freies  Bürgertum,  aber  nicht 
mehr  die  mittelalterlichen  Stande  repräsentierte. 

Damit  aber  war  der  mittelalterliche  Stand  des 
Klerus  überall  aufgelöst  Die  grosse  Scheidung  des 
Klerus  und  der  Laien  hatte  ihre  Wirksamkeit  verloren.  Der 
Staat  erkannte  sie  lür  seine  Rechtsordnung  nicht  mehr  an,  JJie 
Masse  der  Geistlichen  ging  in  die  grossen  Bürgerklassen 
über,  die  wenigen  hohen  Würdenträger  der  Kirche  vermischten 
sich  mit  der  weltlichen  Aristokratie. 


Zehntes  KapiteL 

2.  Der  Adel. 
A.  Der  franzöfllaoha  AdeL 

Auch  in  dem  alten  Born  hatte  es  ursprünglich  einen 
erblichen  Geschlechtsadel  gegeben,  das  Patriciat; 

aber  es  war  derselbe  schon  früh  durch  die  inneren  Partei- 
kämpfe der  Römer  in  eine  politische  Aristokratie  um- 
gebildet worden,  welche  nicht  mehr  auf  der  vornehmen  Ab- 
staniinung,  sondern  auf  dem  freien  Volks  willen  zu  den 
öffentlichen  Aemtera  der  Stadt  beruhte. 

Es  gab  in  Rom  auch  in  den  let2ten  Jahrhunderten  der 
Republik  und  in  der  Kaiserzeit  einen  hohen  Reichsadel  von 
politischer  Natur,  die  senatorischeu  Familien.  Die  alten 
patridschen  Geschlechter,  welche  indessen  zur  Zeit  von  August 
bis  auf  50  Familien  ausgestorben  waren  und  nur  sehr  selten 
einen  Zuwachs  erhielten  —  die  kaiserlichen  Familien  waren 
von  Rechts  wegen  immer  patricisch  —  mochten  faktisch,  wenn 
auch  nicht  mehr  rechtlich,  noch  den  Kern  derselben  bilden. 
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indem  der  alte  Glanz  des  Namens,  die  keikömmliche  Vertraut- 
heit mit  den  Staatsgeschäften,  häufig  auch  grosses  Vermögen 

und  ihre  porsönliclicii  Verbindungen  ihnen  das  Ansehen  ver- 
liehen, welchem  sie  die  Aufnahme  in  den  Senat  verdankten. 
Aher  ausser  ihnen  wurde  die  hohe  Aristokratie  stets  erneuert 
und  erfrischt  durch  heiTorragende  Männer,  welche  als  Kriegs- 
führer, Staatsmänner,  Redner,  Rechtsgelehrte  oder  in  anderer 
Weise  sich  auszeichneten  und  denen  in  den  Zeiten  der  Re- 
publik öffentliche  Aemter,  welche  die  Aufnahme  in  die  Listen 
der  Senatoren  begrüiukten,  übertragen,  oder  die  später  von  den 
Kaisern  in  den  Senat  berufen  wurden.  Das  politische  Ver- 
dienst und  die  nationale  Auszeichnung  waren  somit 
zum  Principe  des  späteren  röraisclien  Adels  erhoben  worden,  in 
welchem  selbst  in  den  Zeiten  der  Entartung  und  des  Verfalles  noch 
immer  ein  Best  der  alten  Freiheit  und  Würde  erhalten  blieb. 

Die  berühmte  Rede  von  Mäcenas  über  den  Principat  ist 
ein  vortrefflicher  Ausdruck  der  Grundgedanken,  welche  römische 
Staatsmänner  von  der  Aristokratie  in  der  Kaiserzeit  hatten.  Der 
Freund  des  Kaisers  gibt  demselben  den  Rat,  den  Senat,  in 
den  die  Wirren  der  Bürgerkriege  viele  untaugliche  Männer 
hineingebracht,  zu  reinigen  und  durch  neue  sorgfältige  Er- 
nennungen zu  ergänzen.  Er  empfiehlt,  keinen  Senator  um  seiner 
Armut  willen  auszustossen,  sondern  eher  unvermdgliche,  aber 
taugliche  Männer  mit  dem  nötigen  Vermögen  auszustatten. 
Bei  der  Auswahl  der  neuen  Senatoren  möge  der  Kaiser  nicht 
bloss  auf  Italien,  sondern  ebenso  auf  die  Bundesgenossen  und 
selbst  die  Provincialcn  Rticksicht  utliineii  und  je  die  Ersten 
aus  allen  Völkern  des  Weltreiches,  die  durch  Ge- 
schlecht, Tugend  oder  Reichtum  als  die  Führer  des  Volkea 
gelten,  um  sich  her  versammeln  und  ihnen  die  Teilnahme  an 
der  Sorge  für  den  Staat  uud  an  der  Weltherrschaft  eröffnen. 
Je  mehr  angesehene  Männer  so  in  Rom  zum  Senate  versam- 
melt werden,  desto  besser  werde  für  das  Bedürfnis  des  Staates 
und  die  Treue  der  Provinzen  gesorgt  sein. 
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Als  eine  niedere  Aristokratie  bezeichnet  er  die  vornehm- 
lich durch  Heichtam  ausgezeichnete  Bitterschaft,  welche 
in  ähulicher  Weise  aus  den  angesehenen  Männern  von  zweitem 
Range  zu  bilden  sei.  Damit  auch  die  Söhne  der  Senatoren 
fällig  werden,  den  Rang  der  Väter  später  einzunehmen,  fordert 
er  eine  ihres  Standes  würdige  Erziehung  in  den  Wissenschaften 
uud  den  Wali'en.  ^ 

Die  Geschichte  des  französischen  Adels  ist  sehr 
wechselreich.  Wir  können  folgende  Perioden  unterscheiden, 
von  denen  jede  ihren  besonderen  Charakter  hat. 

1.  Der  merowingischen  Zeit  (481 — 752)  gehört  die 
Begründung  des  französischen  Adels  an.  Auffallenderweise 
sind  die  Sparen  eines  alten  fränkischen  Geschlechtsadels 
nur  unsicher.  Dagegen  bildete  sich  damals  ein  persön- 
licher Treuadel  aus,  welcher  seine  Entstehung  vorzugsweise 
dem  Verhältnisse  zu  dem  Könige  zu  verdanken  hatte.  Es 
mochten  zwar  die  alten  Adelsgeschlechter  auch  hier  vorzugs- 
weise bedacht  worden  sein.  Aber  ausser  ihnen  wurden  auch 
andere  freie  Franken  und  Geimanen  von  dem  Könige  unter 
die  Antrustionen  aufgenommen,  und  selbst  Romanen  er- 
hielten als  „Gäste  des  Königs"  (convivae  regis)  ähnlichen 
Rang.  Es  sind  sogar  die  Beispiele  nicht  ganz  selten,  dass 
Personen  von  ganz  niederer  Gehurt,  vormalige  Sklaven  und 
Hörige,  zu  den  höchsten  Aemtern  im  Reiche  und  daher  unter 
die  Magnaten  emporstiegen. 

Dieser  Adel  war  somit  aus  sehr  gemischten  Bestandteilen 
erwachsen.  Er  war  mindestens  in  seiner  Mehrheit,  wie  Schäffner^ 
näher  nachgewiesen  hat.  kein  Erb-,  sondern  ein  persön- 
licher Dienstadel,  dem  Könige  durch  den  Eid  der  Treue 
verbunden.  Das  erhöhte  Wergeid,  dessen  er  genoss,  war  ein 
Zeichen  und  eine  Folge  der  höheren  Wertschätzung,  die  man 
seinen  Gliedern  beilegte.   Im  übrigen  hatte  er  wenig  privat- 

1  Dio  Gass.  52. 

2  Geschichte  der  Rechtsverfassung  Frankreichs  I,  S.  217  fg. 
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rechtliclie  \'orzüge.  Politisch  aber  war  er  ausgezeichnet  teils 
durch  die  Verbindung  der  Eigenschaft  eines  Antrustio  mit  den 
hohen  Reichsämtern,  Ho&tellen  und  kirchlichen  Würden,  teils 
durch  die  TeilnaliiiK  an  dem  Kate  des  Könij?s  und  die  her- 
vorragende Stellung  aui  den  Nationalversammlungen  und  Reichs- 
tagen. Romanische  und  germanische  Elemente  sind  in  dieser 
Adelsinstitution  ebenso  gemischt,  wie  in  den  Personen,  welche 
zu  diesem  Adel  gerechnet  wurden. 

Indessen  war  der  germanische  Charakter  doch  überwiegend 
und  kam  immer  mehr  zur  Herrschaft.  Diesem  Charakter  ge- 
hört einerseits  die  persüiiliche  Treuverbindung  mit  dem  Könige 
(trustis  dominica)  an,  welche  sich  durch  die  Familiensitte  und 
dem  Familieninteresse  gemäss  fortpflanzte  und  sich  weiter  auf 
die  Vnsallen  anderer  Herren  (Seniores)  verzweigte,  anderer- 
seits die  Ausstattung  der  Magnaten  mit  königlichen  Benehcien, 
meistens  in  Grundstücken  bestehend,  welche  der  König  ihnen 
verlieh.  In  diesen  beiden  Beziehungen  vornehmlich  wurzelt 
das  spätere  Lehenswesen. 

2.  Die  Periode  der  Karolinger  (752 — 987). 

Der  Wechsel  der  königlichen  Dynastie  war  grossenteils 
das  Werk  einer  Adelsrevolut,'*^  ■  Die  karolingischen  Ilaus- 
meier  wussten  sich  als  i;*lvertreter  des  Königs  und  Heizogs 
an  die  Spitze  des  mächtigen  und  kriegerischen  Adels  zu  setzen. 
Als  Führer  desselben  begünstigten  sie  das  Streben  der  Edeln, 
sich  in  ihrem  Grundbesitze  zu  befestigen.  Mit  ihrer  Hilfe 
verdrängten  sie  dann  die  entarteten  Scheinkönige. 

Die  Bewegung  hatte,  worauf  Guizot^  aufmerksam  ge- 
macht, vornehmiidi  in  dem  noidlichen  Teile  von  Frankreich, 
in  welchem  die  Germanen  vorherrschten,  und  welcher  eben 
deshalb  im  Gegensatze  zu  dem  ^romanischen  Frankreich**  des 
Südens  „deutsches  Frankreich^  (Francia  Teutonica)  genannt 
wurde,  in  Austrasien  nachhaltige  Unterstützung  gefunden. 

8  EssaiB  Sur  rhistoire  de  France,  S.  Sl%  if. 
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Neustrien,  wo  auch  der  Adel  stärker  mit  Romanen  gemisc  lit  war, 
wurde  von  dem  Impulse  lortgerissen.  Aus  diesem  Grunde  er- 
hielt der  französische  Adel  nun  ein  bestimmtes  germanisches 
Oepräge. 

Der  Amts-  und  Dienstadel  wurde  mehr  und  mehr  Leliens- 
adel  der  Barone,  Seniores  und  Vasallen,  von  denen 
jeder  in  seinem  Kreise  sich  als  selbständigen  Herrn  fühlen 
lernte.  Die  Zeit  der  Karolinger  ist  die  Zeit  des  Ueberganges 
AUS  der  königlichen  Beamtenhierarchie  in  die  selbst- 
herrliche Herrschaft  der  Seigneurs,  und  auch  die 
Erblichkeit  des  Adels  kam  allmählich  wieder  auf  in  Ver- 
i)indung  mit  der  zugestandenen  Erblichkeit  der  Beneficien. 

3.  Die  höchste  Ausbildung  und  Macht  erlangte  und  besass 
der  neue  Lehensadel  in  der  dritten  Periode,  in  der  der  Kape- 
tinger  (987  bis  auf  Ludwig  den  Heiligen  122G). 

Karl  der  Grosse  liatto  jiocli  die  Einheit  des  Staates  auf- 
recht zu  halten  und  die  königliche  Macht  zu  stärken  gewusst. 
Aber  unter  seinen  Nachfolgern  zerfiel  die  fränkische  Welt- 
monarchie  in  mehrere  voneinander  unabhängige  Staaten,  und 
m  dem  französischen  Reiche  selbst  nahm  die  Selbständigkeit 
der  Aemter  und  der  Lehen  /'^'^'ährend  zu.  Schon  Karl  der 
Kahle  war  genötigl'  die  Ih  bli^ti  .  3it  der  Grafenämter 
lind  der  Reichslehen  lur  die  Söhne  der  Vasallen  anzuer- 
kennen und  den  nämlichen  Grundsatz  auch  auf  die  Söhne  der 
Aftervasallen  auszudehnen.  In  kurzem  wurde  auch  den  Seiten- 
verwandten  ein  Erbrecht  in  die  Lehen  zugestanden. 

Nur  in  der  Kirche  erhielt  sich  das  Princip  des  indi- 
viduellen Amtsadels,  im  Staate  verwandelte  sich  derselbe 

*  Oonvent.  Carisiac.  c.  9  von  877  (Mon.  Germ,  liist.  Leg.  ni^  539). 
(Vgl.  hierüber  Waite,  Verfassungsgeschichte  IV,  227.  Die  £rbliclikeit 
der  Lehen  wnrde  in  Frankreich  allgemein  jedoch  erst  weit  spater  an> 
■erkannt.  Erst  in  der  zweiten  I^fte  des  XI.  Jahrhunderts  gaben  die 
Könige  den  Widerstand  gegen  die  Erblichkeit  der  Lehen  auf.  VgL 
Lnchaire,  Eist,  des  Institutions  monarcliiques  de  la  France  soua  les- 
Premiers  Capitiens  n,  19  ff.] 

Bluntscbli,  allgemeine  Staatslehre.  10 
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in  einen  feudalen  Erbadel.  Ueber  ganz  Frankreich^ breitete 
sich  so  in  mannigfaltigen  Abstufungen  und  Formen  die  Herr- 
schaft erblicher  Seigneurs  .aus.  Ein  Teil  derselben  besass  die 
volle  obrigkeitliche  Gewalt  in  allen  wesüutlichcn  Beziehungen 
zu  eigenem  >Hechte,  und  erkannte  nur  eine  sehr  beschränkte 
*  oberlehensherrliche  Gewalt  des  Königs  über  sich  an.  Diese 
Seigneurs  können  als  der  hohe  Adel  bezeichnet  werden. 
Zu  ihnen  gehören  die  Herzoge,  die  Grafen,  die  Vicomtes,  die 
Barone;  die"  meisten  unter  ihnen  waren  Kronvasallen,  einige 
auch  Vasallen  der  Herzoge  und  Grafen,  nur  sehr  wenige 
Alludiaiherren  ihres  Gebietes.  Die  hohe  Gerichtsbarkeit  gehörte 
ihnen  zu,  sie  standen  an  der  Spitze  der  Militärverfassung,  die 
nun  ganz  ihres  früheren  volksmfissigen  Charakters  entkleidet 
zu  Lehen-  und  Ritterdienst  geworden  war.  Was  sie  hinwieder 
dem  Könige  zu  Kriegsdiensten  zu  leisten  hatten,  war  genau 
begrenzt  und  normiert.  Der  König  durfte  nur  mit  ihrer  Zu- 
stimmung Gesetze  erlassen,  nur  soweit  sie  es  verstatteten, 
Steuern  erheben.  In  derselben  Weise  erliessen  sie  in  ihrem 
Gebiete  Laudesordnungen  und  verlegten  Steuern  mit  Zustim- 
mung und  Einwilligung  ihrer  Vasallen.  Wer  in  ihrer  Herrschaft 
wohnte,  musste  ihnen  Treue  (fidesj,  die  Vasalk' u  überdem 
Hulde  (homagiumj  schwören  (foy  et  hommage);  er  war  ihr 
Unterthan.  Die  politische  Staatshoheit  war  so  zerklüftet  in 
eine  grosse  Anzahl  mit  privatrechtlichen  Elementen  versetzter, 
nur  sehr  lose  verbundener  Erbherrschaften.  Der  hohe  Adel 
war  nicht  mehi  ein  hervorragender  Stand  des  Volkes,  noch 
war  sein  Wesen  in  der  Treue  und  den  Diensten  zu  erkennen, 
die  er  dem  Kunige  schuldete.  Seine  Ilauptbedcutuiiu  war  viel- 
mehr die,  dass  er  zu  beschränkten  grösseren  und  kleinen 
Lehensfflrsten  und  Landesherren  aufgestiegen  war.  Er  hatte 
die  Souveränität  erlangt.^ 

9  Es  ist  das  der  alte  Sprachgebrauch.  Beaamanoir  XXSXV^  41 : 
„^scuns  barons  est  touverainM  en  sa  hwrcmie*  Voirs  est  que  Ii  roü 
est  iowtraini  par  dmr  lom." 
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Dieselben  Erscheinungen  wiederholten  sich  in  den  unteren 
Stufen  des  niederen  Adels.  Dieser  war  vorzüglich  aus  zwei 

Wurzeln  erwachsen,  einmal  aus  dem  ritterlichen  Berufe,  so- 
dann aus  dem  Holdienste.  Anfänglich  war  es  der  Beruf,  weicher 
die  Ehre  derer  hob^  die  sich  ihm  weihten  und  als  Kitter  oder 
Dienstleute  einem  Herrn  zu  besonderer  Treue  verbunden 
wurden.  Waren  die  ersten  grösstenteils  Freie,  so  fanden 
sich  dagegen  unter  den  Ministerialen  auch  viele  ursprünglich 
hörige  Leute. 

Aber  auch  dieser  Berufsadel  wurde  mit  der  Zeit  zu  einem 
erblichen  Lehensadel.  Die  Ritter  bekamen  Leliengüter, 
die  sich  in  ihrem  Geschlechte  vererbten,  die  Dienstleute  wur- 
den mit  Hof  leben  ausgestattet.  Als  begüterte  Männer 
(riches  oms)  unterschieden  sie  sich  von  der  Kotüre,  als  Vasallen 
standen  sie  ihren  Seigneurs  nahe.  Wie  diese  von  altersher 
Tafelgenossen  des  Königs  (convivae  regis)  waren,  so  galt  es 
im  Mittelalter  als  ein  Grundsatz  des  Feudalrechtes:  die  Ritter 
sind  Tafelgenossen  der  Herren.^  Ihre  Kriegs-  und  Hoidienste 
waren  mit  den  Gütern  verbunden,  wie  die  Hoheitsrechte  der 
Seigneurs  mit  den  Grundherrschaften.  Auch  ihnen  kam  dne 
—  zwar  beschränktere  —  Grundherrlichkeit  zu;  sie  waren 
gewöhnlich  hinwieder  niedere  Gerichtsherren  über  die  Unter* 
thanen  ihrer  Lehensherren,  welche  durch  sie  mit  demselben  ver- 
mittelt wurden.  Ihr  Stand  schloss  sich  mehr  und  mehr  ab. 
Und  war  derselbe  ursprünglich  eine  Folge  des  Berufes,  so 
wurde  nun  die  ritterbürtige  Herkunft  und  die  standesmässige 
Erziehung  die  regelmiissige  Voraussetzung  auch  der  Ritter- 
schaft. Mit  liücksicht  auf  ihr  Geschlecht  wurden  die  neuen 
Adeligen  nun  gentü-hommes  genannt  Die  Abstammung  allein 
freilich  machte  den  Sohn  nicht  zum  Ritter, ^  aber  wer  nicht 

6  Loy  sei,  Inst.  Com  um.  1,  1,  14:  „Kul  ne  doit  seoir  k  la  table  dn 
Baron  s'il  u'est  Cht  valier." 

7  Dub  iVaiizosi^che  Reehtssprichwtjii :  „Nul  ne  nait  Chevalier"  bei 
Loysei,  liint.  Coutuiu.  1,  1. 
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von  einem  rittermässigen  Vater  stammte  —  auf  die  Mutter 
\vurde  nicht  geseiien  —  konnte  in  der  Kegel  auch  nicht  Hilter 
werden.  Nur  dem  Könige  blieb  es  vorbehalten,  in  den  Adel- 
stand zu  erheben.®  Indesnen  war  die  Verbindung  dieses  Adels 
mit  deui  Besitze  eines  Lehens  früher  so  enge,  dass  der  Hutu- 
rier,  welcher  ein  Lehensgut  erkaufte  und  darauf  lebte,  um 
seines  Gutes  willen  zum  franc-homme  wurde,  und  sein  Enkel, 
der  ihm  in  demselben  nachfolgte,  in  jeder  Beziehung  zu  den 
gentii-hommes  gehörte.^  Daneben  freilich  entstand  dann  ein 
freies  Rittertum  ohne  Lehensbesitz,  das  durch  Geburt, 
Erziehung  und  Beruf  der  ritterlichen  Ehre  teilhaftig  wurde. 

Auch  unter  diesem  niederen  Adel  gab  es  mancherlei  Ab- 
stufungen, von  den  vavasseurs  oder  bas  sires  aufwärts  zu  den 
Viguiers  (vicarii),  die  besonders  im  Süden  häufig  waren  und 
öfters  eine  mittlere  Gerichtsbarkeit  besassen,  den  Chätelains, 
von  denen  einzelne  den  Baronen  nahe  kamen,  und  den  ViconUes, 
von  denen  ein  Teil  zu  den  Baronen  gehörte,  ein  anderer 
Teil  aber  im  Lehensdienste  einzelner  Grafen  eine  unterge- 
ordnete Stellung  hatte. 

Die  Mannigfaltigkeit  der  verschiedenen  Kangstufen  und 
Bechte  ist  zwar  überaus  gross  und  im  einzelnen  verwirrend. 
Aber  der  Gruudcbarakter  ist  überall  der  des  Lehenswesens. 

4.  In  der  vierten  Periode,  von  Ludwig  dem  Heiligen  (1226) 
bis  zur  französischen  Revolution  (1789),  sehen  wir  eine  totale 
Umgestaltung  des  Adels  sich  vollziehen. 

In  der  ersten  Zeit  war  es  ein  Kampf  des  Königtumes  mit 
dem  Adel  um  die  Herrschaft.  Die  Könige  vertraten  in  dem- 
selben die  mit  neuer  Stärke  erwachende  Nationaleinheit  und 
das  wieder  belebte  vStaatsbewusstsein.  In  diesem  Kampfe  kamen 
die  Juristen,  welche  die  Grundsätze  des  römischen  Rechtes 
verfochten  und  neuerdings  zur  Anwendung  brachten,  den  Königen 

8  Loy  sei,  Inst  Ooutum.  I,  1,  12:  „Nul  ne  peut  anoblir  que  le  Roy«*, 
13:  „Le  moycn  d'fttre  anobll.  sans  lettres,  est  d^6tre  faat  Chevalier.** 
.»  Schaffner  a.  a.  0.  II,  S,  160. 
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ZU  Hilfe.  In  dem  königlichen  Gerichtshofe,  dem  Parlamente, 
erhielten  ihre  Lehren  ein  machtiges  Organ.  Das  Volk,  vor- 
nehmlich die  Einwohner  der  Städte,  obwohl  nur  selten  ein- 
greifend, unterstützte  dieselben  mittelbar. 

Ein  neues  königliches  Boaintensystem .  unabhängig 
von  dem  Lehensverband,  wurde  nach  und  nach  eingeführt. 
Besoldete  königliche  Truppen  dienten  ohne  Beschrän- 
kung und  Vorbehalt  der  königlidien  Macht.  Die  grossen 
Herzogtümer  und  Grafschaften  wurden  eine  nach  der  anderen, 
bald  durch  die  Erbfolge,  bald  durch  Vertrag,  oft  durch  krie- 
gerische Gewalt  mit  der  Krone  vereinigt  und  so  die  ent- 
äusserten Hoheitsrechte  wieder  konzentriert.  So  wurde  die 
selbständige  Herrschaft  des  Adels  gebrochen.  Durch 
Ludwig  XI.  (1461— 1483)  wurde  dieser  Sieg  der  königlichen 
Souveränität  über  die  Seigneurs  vollendet. 

Der  Adei  hatte  nur  Bruchstücke  seiner  früheren  Landes- 
hoheit in  die  folgenden  Jahrhunderte  hinüber  gerettet  Nur 
als  Gouverneure  in  einzelnen  Provinzen,  nicht  mehr  als 
Landesherren  vermochten  sich  die  Grossen  zu  halten.  Der 
Adel  war  nun  zu  einem  bevorzugten  Stande  von  Unterthanen 
geworden.  Die  Auszeichnungen,  deren  er  teilhaft  war,  nahmen 
mehr  und  mehr  den  Charakter  von  Privilegien  an,  die  viel- 
fältig mit  den  neuen  Begriffen  und  Meinungen  in  Konflikt  ge- 
rieten und  gehässig  wurden.  Wohl  gab  es  auch  später  noch 
Kämpfe  zwischen  dem  Könige  und  dem  Adel,  aber  sie  waren 

10  TocqueTiHe  (L^ancien  regime)  hat  ausgeführt,  wie  sehr  die  Auf- 
hebung der  politischen  Rechte  des  Adels  nnd  daneben  die  Fortdauer  der 
ökonomischen  Vorrechte  desselben  zusammenwirkten,  um  den  allgemeinen 
Yolkshass  gegen  den  Adel  zu  reizen.  So  lange  die  Herren  und  Ritter 
noch  die  Gerichtsbarkeit  zu  besorgen  hatten  und  für  die  öffentlichen 
Bedürfnisse  besonders  thätig  waren,  begriff  man  ihre  Befreiung  von  den 
Staatssteuem  und  ihre  Bezüge  von  Grund-  und  Personalgefällen.  Aber 
seitdem  die  königliche  Beamtung  die  ganze  öffentliche  Verwaltung  und 
die  Rechtspflege  übernommen  hatte,  und  der  Adel  ebenso  gehorchen 
musste,  wie  die  Bürger  und  die  Bauern,  erschienen  den  Leuten  jene 
ökonomischen  Rechte  desselben  als  ungerechte  Privilegien. 
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von  ganz  anderer  Art  als  vordem.  Es  waren  das  nun  Kämpfe 

der  politischen  und  religiösen,  häufig  auch  blosser 
Hofpartei en ,  an  deren  SpiUe  gewöhnlich  Adelige  standen. 
Wollten  Adelige  zu  Einfluss  und  Macht  gelangen,  so  war  das 
damals  nur  im  Dienste  des  Königs  möglich.  Die  Teil- 
nahme des  Adels  an  dem  Nationalrate  war,  weil  dieser 
selbst  nicht  zu  fester  und  regelmässiger  Gestaltung  kam,  nicht 
erheblich.  Der  alte  Lehensadel  wurde  so  in  einen  blossen 
Hofadel  verwandelt.  Sein  Wesen  bestand  eher  in  äusser- 
lichem  Range  und  Ehren,  als  in  politischen  Rechten. 
Heinrich  IV.  hatte  den  Adel  angewiesen,  auf  seinen  Gütern 
zu  leben.  Aber  Ludwig  XIV.  zog  denselben  im  Gegenteile 
an  den  Hof.  um  ihn  durch  den  Schein  des  Hofglanzes  völlig 
dienstbar  zu  machen. 

Am  höchsten  standen  die  Pcdrs  de  France^  anfänglich  zwölf, 
sechs  geistliche  Herren,  sechs  weltliche  Kronvasallen  und 
später  durch  die  königlichen  Prinzen  und  eine  Anzahl  anderer 
weltlicher  Grossen  vermehrt.  Die  Pairschaft  war  erblich. 
Freier  Zutritt  zu  dem  Könige  und  zu  dem  Parlament  in  Paris, 
von  dem  sie  allein  zur  Verantwortung  gezogen  werden  durften, 
zeichnete  sie  aus.  Bei  der  Krönung  der  Könige  trugen  sie 
die  Insignien  der  königlichen  Gewalt 

Auf  die  l'airs  folgten  m  der  Tiangurdnung  die  Herzoge, 
die  Marquis,  die  Grafen,  die  Fürsten,  Barone,  Vi- 
comtes,  Ghätelains.  Titel  und  Wappen  waren  die  äusseren 
Kennzeichen  des  Ranges.  Dann  folgte  der  niedere  Adel 
der  £cuyers  und  der  einfachen  Gentilshommes. 

In  dem  alten  Adel  war  die  Geburt  zunächst  entschei- 
dend, die  Verbindung  mit  Grundherrschaft  aber  daneben 
von  Einfluss.  Dem  alten  Adel  trat  nun  aber  ein  neuer  an 
die  Seite,  der  vornehmlich  von  königlicher  Verleihung 
abgeleitet  wurde.  Dahin  gehörte' voraus  der  Adel,  der  mit 

«  De  Paricu,  Polit.  100  flf. 
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der  £niennttiig  zu  höheren  Civil-  und  Militärämtern  ver- 
bunden war,  vorzüglich  der  Parlamentsadel  der  Räte  an 
den  souveränen  Gerichtshöfen  (noblesse  de  robe).  Diese  Steilen 
waren  nun  nicht  mehr  wie  in  der  Lehensverfassung  an  den 
Boden  geknüpft,  noch  erbliche  Familienrechte,  und  es  erhielt 
daher  dieser  Adel  fortwährend  neue  individuelle  Zuflüsse.  Ihm 
verwandt  war  der  Adel  der  Doktoren  der  Rechte  (milites 
litterati,  legales),  der  einzige,  der  nicht  von  der  königlichen 
Gunst  erteilt  wurde,  sondern  auf  wissenschaftlicher  Auszeich- 
nung beruhte. 

Einen  schlimmeren  Bestandteil  erhielt  der  Adel  in  der 
grossen  Zahl  derer,  welche  durch  Adelsbriefe,  häufig  bloss 

um  der  Taxe  willen,  welche  dafür  bezahlt  werden  musste, 
uicht  selten  auch  zur  Belohnung  tur  Dienste,  die  nicht  immer 
«brenvoll  waren,  in  den  erblichen  Adelsstand  erhoben  wurden 
(noblesse  par  lettres). 

5.  Die  kurze  aber  gowaltiji  eingreifende  Zeit  der  fran- 
zösischen Revolution  (1789 — 1799)  zerstörte  das  ganze  In- 
stitut des  Adels.  Sie  begann  mit  der  Fusion  der  früher 
getrennten  Stände  in  einer  allgemeinen  Nationalversammlung. 
Daun  hob  sie  den  Adel  auf  als  eine  dem  demokratischen 
Principe  der  Gleichheit  (4galit^)  widersprechende  Auszeich- 
nungJ*  Endlich  suchte  sie  die  Adeligen  mit  Hilfe  der  gleich- 
machenden Guillotine  auszurotten* 

ö  Vgl.  über  diesen  Abschnitt  Scliällncr  a.  a.  O.  Bd.  II,  351  ff. 

13  Gesetz  v.  23.  Juni  1790,  Art.  1:  ..La  noblesse  heredii.iire  est  pour 
toiiiours  abolic;  en  conseqiionco  Ics  tiin  s  (U>  jiriiice.  de  due,  de  comte  etc. 
—  ne  seront  ni  pris  par  qui  que  ce  soil,  ni  donm's  k  personne."  Vor- 
fassniitr  vom  September  1791:  „T.n  Constitution  irarantit  comme  droits 
naturel.H  et  civils  1)  qne  tous  Irs  ciloyens  sont  admi.säibles  aux  places  et 
eniplois,  saus  au(i-e  dist inet ion  (jue  cellc  des  vertns  et  des  talens*  2)  que 
loiites  les  contribmions  scroiit  rejirirties  entre  toiis  Ifs  eitoyens  egale- 
nient,  en  proporlion  de  leur;»  raculies."  Vt  rtassung  von  1795.  Art.  3: 
„L'egalit6  n'admet  aucunc  distinciiou  de  naissauce,  aucuue  licrüdiie  de 
pouvoirs." 
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6.  Als  die  Leidenschaften  der  Revolution  sich  in  dem 
"Blute  der  hervorrageudeu  Männer  gesättigt  und  iiire  Gleich- 
heitetheorie die  scharfe  Schneide  an  dem  Widerstande  der 
realen  Verhältnisse  ahgestumpft  hatte,  wurden  auch  in  Frank- 
reich Verschiedeue  Versuche  gemacht,  den  Adel  in  neuer 
Gestalt  auf  der  mit  Trümmern  bedeckten  Ebene  herzustellen. 
Aher  keiner  gelangte  zu  festem  Bestand. 

Am  interessantesten  ist  der  Versuch  Napoleons,  welcher 
in  der  Aristokratie  eine  uneutbehrliche  Stütze  und  zugleich  eine 
Schranke  der  Monarchie  erkannte.  In  dem  Orden  der  Ehren- 
legion schuf  er  gewissermassen  einen  modernen  Ritter- 
adel, der  jedem  höheren  Verdienste  um  den  Staat  im  weitesten 
Sinne  zugänglich,  seinem  Wesen  nach  aber  nur  eine  indivi- 
duelle Ehrenauszeichnung  war.  Er  hatte  üherdem  vor« 
eine  höhere  erbliche  Aristokratie  zu  gründen,  in  welcher 
die  übrig  geblichenen  Familien  des  alten  historischen  Adels 
mit  den  Nachkommen  der  neuen  französischen  Marschälle» 
Staatsminister  und  anderer  hohen  Eeichsbeamten  und  Würde- 
träger vereinigt  worden  wären.  Man  sieht,  Napoleon  dachte 
daran,  die  Institutionen  der  ersten  römischen  Kaiserzeit  mit 
den  Ueberlieferungen  der  französischen  Geschichte  zu  kombi- 
nieren. Indessen  hatte  er  kaum  dnvdi  das  Statut  vom  1.  Marz 
1608  die  ersten  Anfänge  zu  dieser  Erneuerung  des  Adels  ge- 
legt)  als  sein  eigener  Sturz  die  Fortbildung  unterbrach. 

U  Kapoleon  im  M6in.  de  St  H41.  bei  Las  Casea  V,  36  ff.:  „Die 
Aristokratie  ist  die  Stütze  und  der  Moderator  der  Monuidiie,  sie  hebt 
diese  empor  und  leistet  ihr  Widerstand.  Der  Staat  ohne  Aristokratie  ist 
ein  Schiff  ohne  Steuer  (?)^  ein  Luftballon,  von  den  Winden  geschaukelt. 
Das  Heilsame  der  Aristokratie  aber,  ihr  Zauber  liegt  in  ihrem  Alter,  in 
der  Zeit;  und  gerade  das  ist  das  Einzige,  was  ich  nicht  schaffen  kann. 
Die  vernünftige  Demokratie  begnügt  sich,  für  alle  die  Gleichheit  des 
Strebens  und  die  Erreichbarkeit  ^es  Zieles  zu  erhalten  tous  r6ga- 
Uti  pour  pr^tendre  et  obtenir).  Es  kam  nun  darauf  an,  die  Trümmer 
der  Aristokratie  mit  den  Formen  und  Intentionen  der  Demokratie  zu 
versöhnen.  Voraus  galt  es,  die  grossen  alten  Kamen  unserer  Geschichte 
zu  sammeln.  —  Ich  hatte  in  meiner  Happe  einen  Entwurf.  Jeder  Nach-^ 
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^Ludwig  XVIII.  (1814)  schloss  sich  in  seiner  Pairie 
näher  an  das  Vorhild  der  englischen  Einrichtungen  an.  Aber 

es  gelang  ihm  nicht,  einen  politiscli cii  r'auiadel  zu  be- 
festigen. Die  Bestandtheile  der  alten  Pairie  waren  durch  die 
Revolution  zu  sehr  zerstört;  der  Geist  der  Nation  war  so  ganz 
ffir  die  Principien  der  Rechtsgleichheit  und  der  freien  6e* 
wegung  auch  des  Eigentumes  eingeuummen ,  dass  ihm  jede 
Erneuerung  des  Adels  wie  ein  räuberischer  Eingriff  in  die 
Volksrechte  erschien;  ein  grosser  Teil  des  alten  Adels  hatte 
die  \\  atien  gegen  das  Vateikmd  getragen  und  die  erneuerten 
Ansprüche  desselben  wurden  auf  die  Besiegung  Frankreichs 
durch  die  fremden  Heere  gestützt  Der  alte  Hass  fand 
Immer  wieder  neue  Nahrung  und  nürgends  wurden  grosse 
neue  Verdienste  der  Aristokratie  um  das  Volltswuhl  sichtbar, 
welche  mit  einer  neuen  politischen  Erhebung  derselben  ver- 
söhnt hätte. 

Die  Julirevolution  von  1830  hob  mit  den  ]\Iajoraten  die 
erbliche  Pairie  wieder  auf,  und  die  Jj'ebruarätürme  von  1848 
stürzten  auch  die  darauf  folgende  persönliche  und  lebens- 
längliche, von  dem  Könige  geschaffene  Pairie..  Neuerdings 
sprach  sich  die  IiepublÜ£  gegen  alle  Adelstitel  und  Adelsrechte 

koiiuue  eines  gewesenen  Marschalls  oder  Ministers  wäre  zu  seiner  Zeit 
laiiig  gewesen,  indem  er  die  erforderliche  Ausstattun«^  luuhgewiesen, 
sich  zum  Herzog  erklären  zu  Inssen.  Jeder  Solm  eines  Uenerals  oder 
Statthalters  einer  Provinz  hätti.-  sich  jederzeit  als  Graf  können  aner- 
kennen lassen  u.  s.  w.  Diese  Ein  rieht  iuh^  hätte  die  einen  Gfelurdert,  die 
Ilolfuungeu  der  anderen  aufrecht  erhallen,  den  Wetteiler  aller  angeregt 
und  den  Stolz  niemandes  verletzt."  Vgl.  auch  V,  161  und  Thiers, 
Hist.  du  Consul.  VIII,  S.  116;  Benjamin  Constant.  De  Tesprit  de 
conqußte  II,  ch.  2:  „L'h^redit6  s'introduit,  dans  des  sieeles  de  sim- 
plicite  et  de  conqucte,  luais  (»n  ne  l'iustitue  [las  au  milicu  de  sieeles  de 
civilisation.  Elle  peut  alors  se  conserver  mais  nun  s'etablir."  Vgl.  Pari eii^ 
Pol.,  S.  108. 

15  In  den  hundert  Ta^ren  verfügte  daher  wieder  ein  kaiserliches 
Dekret  vom  13.  März  1815;  „La  noblesse  est  abolie.  Les  lilres  ieodaux 
6ont  supprimes." 
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aus.  Eine  Keorganisation  hat  der  französische  Adel  nicht 
wieder  erlebt.  Keime  einer  solchen  werden  zwar  in  der 
senatoriseben  Stellung  sichtbar,  welche  Napoleon  IIL 

in  seine  Verfassung  aufnahm,  aber  mit  diesem  Versuch 
scheiterte,  als  das  kaiserliche  Begiment  Schiffbruch  erlitt 

Seitdem  ist  der  französische  Adel  nur  insofern  wieder 
hergestellt  worden,  als  die  alten  Titel  von  neuem  gestattet " 
und  gegen  Missbrauch  gesichert  worden  sind.  In  der  Nation 
gibt  es  noch  aristokratische  Elemente  und  Neigungen,  aber 
sie  können  nicht  aufkommen  gegenüber  dem  demokratischen 
Gleichheitssinn  der  Massen.  Die  Reste  des  französischen 
Adels  haben  gegenwärtig  nur  die  Bedeutung  eines  Titular- 
ad  eis  ohne  eigentümliche  Rechte  und  werden  mehr  durch 
die  Eitelkeit  d(ii-  Familien  als  durch  die  Staatsinstitutiouen 
erhalten. 


Elftes  Kapitel. 

B.  Der  engUsclie  2\deL 

In  den  neueren  europäischen  Staaten  hat  sich  fast  nur  in 
£ngland  der  Adel  auch  in  die  Gegenwart  als  ein  gesichertes 
und  grossartiges  nationales  Institut  hinüber  gerettet  Ver* 
schiedene  Gründe  wirkten  zusammen,  um  dieses  Resultat  her- 
vorzubringen. Die  Darstellung  derselben  dient  zugleich  dazu, 
die  Natur  dieser  englischen  Aristokratie  ins  Licht  zu  setzen. 

1.  Der  englische  Adel  des  Mittelalters  hatte  wie  der 
französische  zwei  verschiedene  nationale  Bestandteile  in  sich, 

16  Franzöa.  Verf.  y.  1848,  Art  10:  „Sont  abolifl  4  toigours  tout 
titre  nobiliftire,  tonte  distinetion  de  naissance,  de  elasse  ou  de  caste." 

n  Dekret  vom  %L  Januar  1852.  Gesetz  vom  !28.  Mai  1858  und 
Dekret  vom  8.  Januar  1859,  durdi  welches  eine  eigene  Behörde  zur 
Kontrolle  über  die  Adelstitel  eingesetzt  ward. 

16  De  Parieu,  Pol.,  S.  112  IT. 
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einen  angelsächsischen  und  einen  normännischen,  aber 

das  Verhältnis  dieser  beiden  Teile  war  ein  uanz  anderes 
als  das  der  voi nehmen  Franken  und  Romauen  in  dem 
französischen  Adel.  Die  Normannen  behaupteten  zwar  in  den 
ersten  Jahrhunderten  nach  der  Eroberung  des  Herzogs  Wilhelm 
von  der  Normandie  (lOGG)  ein  faktisches  Uebergewicht  über 
die  Sachsen,  aber  diese  waren  doch  mit  jenen  viel  näher  Ter- 
wandt.  IHeEorls  waren  ein  ursprünglicher  Nationaladel  der 
Sachsen,  der  vor  den  ^enicinfreien  Ceorls  von  altersher 
hervorragte.  Der  sächsische  Adelige  liattc  die  nämliche  Er- 
ziehung, Lebensweise,  Denkart  wie  der  Normanne;  und  auch 
den  neuen  Königen  gegenüber  hielten  sie  an  ihrem  alten,  von 
denselben  anerkannten  Rechte  fest.  Gerade  die  faktische 
Zurücksetzung  aber  der  Sachsen  stählte  ihren  Freiheitssinn 
und  hatte  vorzugsweise  die  Wirkung,  dass  dieselben  um  so 
cifer:siichtiger  und  kräftiger  ihr  Recht  zu  wahren  suchten  und 
dem  gesamten  Adel  jenen  Geist  politischer  Freiheit  ein- 
pflanzten, durch  den  England  gross  geworden  ist 

2.  Auf  der  anderen  Seite  hatte  die  Eroberung  die  grosse 
Wirkung,  dass  die  königliche  Gewalt,  auf  welcher  die 
Einheit  und  die  Sicherheit  des  Staates  vorzüglich  beruhte, 
nicht  wie  in  Frankreich  durch  den  Adel  verdrängt  wurde, 
und  nicht  ebenso  eine  in  einzelne  Herrschaften  zersplitterte 
bouveränität  der  grossen  Vasallen  entstand. 

Das  Lehenswesen  fand  freilich,  wie  damals  allenthalben, 
auch  in  England  Eingang,  aber  es  bildete  sich  doch  in  anderer 
"Weise  aus.  Es  ist  zwar  die  früher  ziemlich  verbreitete  Mei- 
nung, dass  durch  die  Normannen  das  Lehenssystem  in  Eng- 
land zuerst  eingeführt  worden  sei,  infolge  neuerer  Unter- 
suchungen als  unrichtig  erwiesen:  auch  die  alten  sächsischen 
Thane  hatten  grossenteiis  Lehensbesitz  und  waren  um  des- 
willen den  Königen  zu  besonderer  Treue  und  Kriegsdienst 
vei^pflichtet.  Aber  wahr  ist  es,  dass  die  normannische  Herr- 
schaft bei  weitem  mehr  dem  ganzen  Staate  einen  lehensartigea 
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Charakter  und  lehensartige  Formen  gab.  Das  Lehenswesen 
war  zur  Zeit  der  Eroberung  in  der  Normandie  ausgebildeter 

als  in  Enj?land,  und  die  Sieger  trugen  die  heimischen  Vor- 
stellungen hinüber  in  das  neu  erworbene  Land. 

[Schon  Wilhelm  der  Eroberer  führte  den  Grundsatz  durchs 
dass  nicht  bloss  die  unmittelbaren  Vasallen  des  Königs,  son- 
dern auch  die  Untervasallen  und  grösseren  Freisassen  dem 
König  unmittelbar  den  Eid  der  Lehenstreue  zu  leisten  haben^ 
so  dass  also  in  der  Kriegspfiicht  alle  Unterthanen  reichs* 
unmittelbar  waren.  ^  Im  Verlaufe  liiies  Jahrhunderts  war  der 
gesamte  Grundbesitz  in  den  Lehensnexus  hereingezogen,  so 
dass  der  Satz  aufgestellt  werden  konnte:  ^Der  König  ist  der 
allgemeine  Herr  und  ursprüngliche  Eigentümer  aller  Län- 
dereien in  seinem  Reiche  und  niemand  kann  einen  Teil  davon 
besitzen,  wenn  nicht  unnüttelbar  oder  mittelbar  von  einer  könig-^ 
liehen  Verleihung.''  Der  gesamte  Grundbesitz  war  dadurch 
gleichmässig  dem  Staate  dienstbar  gemacht. ^^J  Man  sieht,  die 
Zügel  der  Lehensherrschaft  wurden  von  dem  Könige  selbst  in 
die  Hand  genommen  und  straffer  angezogen,  als  damals  in 
Frankreich,  dessen  König  über  den  Herzog  von  der  Normandie, 
weicher  als  solcher  selbst  ein  französischer  Vasall  war,  nur 
eine  geringe,  mehr  formelle  als  reale  Souveränität  besass. 
Der  normannische  und  sächsische  Adel  blieb  somit,  wenn  er 
auch  nach  der  Weise  des  Mittelalters  Rechte  der  Gerichts- 
barkeit und  Polizeigewalt  über  seine  Hintersassen  besass  und 
ausübte,  doch  in  seinem  wirklichen  Unterthanen  Verhält- 
nis zu  dem  König,  und  die  Einheit  des  Staates  wurde 
den  Baronen  nicht  hingeopfert. 

1  Leg'.  Will.  I,  §2:  „Statuimus  etiain.  ut  omnis  libi-r  liomo  loedt're 
et  sttcramento  affirmet  quod  intra  et  cxua  ^Vngeliam  Wilklnu)  re^i 
fideles  esse  voiunt,  terras  et  honorem  illiiis  omni  üdeiitate  cum  eo  aer- 
vare  et  ante  eum  contra  inimicos  delenclere." 

1*  [8.  Gneist,  Englische  Verfassungsgeschichte,  S.  94  ff. j  Stubbs^ 
Constitutional  History  of  England  I,  258  ff.J 
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3.  Wenn  so  der  englische  Adel  auf  der  einen  Seite  ge- 
ringere Herrscbaftsrechte  hatte,  so  waren  auf  der  andern  Seite 

seine  politisch-nati  o  n  al  cn  "Rechte  um  so  bedeutender; 
und  hierauf  vornehmlich  beruht  die  Grösse  und  die  bleibende 
Wichtigkeit  des  englischen  Adels. 

Diese  politisch-nationalen  Rechte  machten  sich  auf  den 
grossen  Reichstagen  geltend,  die  mau  frühe  schon  mit  dem 
bescheidenen  Namen  des  Parlaments  bezeichnet  hat  Das 
alte  sächsische  Witenagemot  lebte  in  nener  veredelter 
Gestalt  als  Parlament  wieder  auf,  und  in  ihm  einten  nach 
und  nach  die  nämlichen  Interessen  und  Schicksale  auch  die 
beiden  Stämme.  Die  einen  älteren  Versammlungen  der  grossen 
Vasallen  mochten  wohl  meistens  nur  den  Zweck  haben,  den 
Glanz  und  die  Würde  der  Krone  au  den  heiligen  Festen  zu 
Ostern,  Pfingsten  und  Weihnachten  zu  verherrlichen.  Die 
anderen  aber  erhielten  allmählich  eine  grosse  politische  Be- 
deutung, und  es  wurden,  anfangs  ohne  feste  Normen  und 
scharfe  Competenzausscheidung,  auf  ihnen  je  die  wichtigsten 
Angelegenheiten  des  Staates  bebandelt  und  entschieden. 
Während  des  XIII.  Jahrhundorts  erhielten  dieselben  eine 
regeluiässigere  Gestaltung.  Die  Magna  Charta  von  1215, 
welche  dem  Könige  Johann  ohne  Land  von  dem  siegreichen 
Adel,  der  für  die  Behauptung  seiner  Rechte  die  Waffen  er* 
griffen  hatte,  in  dorn  Friedensschlüsse  abgenötigt  \Yurde,  setzte 
urkundlich  fest,  dass  „die  Erzbischöfe,  Bischöfe,  Aebte  und 
die  Grafen  und  grossen  Barone  persönlich  durch  königliche 
Briefe  (sigillatim  per  litteras  nostras),  die  übrigen  unmittel- 
baren Yasalien  des  Königs  aber  insgesamt  durch  die  könig- 
lichen Beamten  (in  generali  per  vicecomites  et  ballivos  nostros) 
zu  dem  Parlamente  (commune  consilium  regni)  eingeladen^ 
werden  sollen,  und  dass  nur  mit  ihrer  Zustimmung  neue 
Steuern  erhoben  werden  dürfen. 

Aus  den  ersteren,  welche  vorzugsweise  als  geborene  Räte 
des  Königs  und  Träger  der  obersten  Huf-  und  Reichsämter 
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die  öffentlichen  Angelegenheiten  im  Lande  verwalteten,  bildete 
sich  im  Verfolge  der  Zeit  das  Oberhaus;  die  letzteren 
wurden  zu  einem  Bestandteile  des  späteren  Unterhauses, 
Beide  Klassen  hatten  anfangs  ein  personliches  Recht  der 
Reichsstandschaft.  Die  erstere  behielt  es  bei.  Für  die  letztere 
aber  wurde  es,  in  Verbindung  mit  anderen  Rittern  des  Laudeiä, 
den  Aftervasallen  der  grossen  Kronvasallen  und  den  Bewohnern 
der  Städte  und  Burgen,  später  zu  einem  politischen  Reprä- 
sentatiüusrechte.  Nur  die  ersteren,  die  Lords,  galten 
fortan  als  hoher  Adel.  Dem  niederen  Adel  der  Gentry 
trat  die  begüterte  Bürgerschaft  zur  Seite. 

In  der  vollendeten  Verfassung  des  Parlaments,  welche  in 
der  Hauptsache  in  der  zweiten  Hälfte  des  XHL  und  der  ersten 
Hälfte  des  XIV.  Jahrhunderts  zustande  kam,^  fand  der  Adel 
seine  natiirliche  Stellung  im  Staate.  In  den  Zeiten  Hein- 
richs III.  gewann  es  den  Anschein,  dass  die  Barone,  unter 
der  Anführung  des  Grafen  von  Leicester,  die  Monarchie  selbst 
in  ihrer  Existenz  geföhrden  und  die  Begierung  des  Staates  in 
ihre  Hand  nehmen  möchten.  Dieser  Uebergrift  war  aber  doch 
nur  vorübergehend,  und  sehr  bald  setzte  sich  von  neuem  das 
Princip  fest,  dass  der  Aristokratie  wohl  ein  bestimmter 
Emfluss  auf  die  politischen  Angelegenheiten  der 
Nation  und  insbesondere  die  Mitwirkung  in  der  Gesetz- 
gebung gebühre,  nicht  aber  die  Ausübung  der  eigent* 
liehen  Herrschaft,  nicht  die  Staatsregierung.  Aber 
auch  den  unteren  Ständen  gegenüber  fand  der  Adel  die  nötige 
Schranke  seiner  politischen  Macht  in  der  Ergänzung  des  Par- 
laments durch  die  Repräsentanten  der  Städte  und  Burgen  xaA 
dadurch,  dass  die  englischen  Ritter  von  den  Freisassen  (liberi 
tenentes)  zum  Parlament  gewählt,  nicht  wie  auf  dem  Kontinent 
nur  von  dem  eigenen  Stande  bezeichnet  wurden. 

Die  eigentliche  nobility  bestand  lediglich  aus  den  Lords, 

2  Vgl.  unten  Tett  II,  Buch  II,  Kap.  3. 
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und  ward  nie  wie  in  Frankreich  und  Deutechlaud  zu  einem 
landesherrliehen  Dynastenadel,  sondern  nur  zu  einem  reichs- 
ständischen Adel,  welcher  in  ünterordnung  unter  den 
Küüig  und  das  Gesetz  iu  der  Ivriegsordnung  und  im  Gericht, 
sowie  üher  seine  Aftervasallen  hoheitliche  Rechte  ausübte. 

Die  Ritterschaft,  d.  h.  die  Klasse  der  BYeien,  welche 
im  Besitz  von  Rittergütern  war,  sei  es  Lehen  des  Königs,  sei 
es  Lehen  anderer  Grossen,  nahm  ebenfalls  als  erste  Klasse 
der  Grafschaftsmiltz,  in  Verbindung  mit  anderen  Klassen  und 
vorzüglich  als  Träger  des  FriedensnchUraiiitcs  mit  der  Polizei- 
gewalt und  der  Verwaltung  der  Rechtspflege  betraut,  eine  sehr 
einflussreiche  Stellung  ein.  Aus  ihr  wurden  die  Abgeordneten 
der  Grafschaften  zum  Parlament  gewählt.  Durch  die  Verbindung 
ihrer  jüngeren  Söhne  mit  den  hochbürgerlichen  Klassen  und 
ihre  parlameQtarische  Gemeinschaft  mit  den  Vertretern  der 
Städte,  den  ^»Honoratioren'^,  bildete  sich  im  Gegensatz  zu  der 
kontinentalen  Abschliessiiiig  des  niederen  Adels  der  seinem 
Wesen  nach  eher  moderne  als  mittelalterliche  Begriff  der 
Gentry  aus,  welche  alle  die  Personen  als  Gentlemen 
zusammenfasst,  die  sich  durch  Geburt  oder  Aemter  oder 
durch  ihre  Bildung  und  Vermögen  als  Honoratioren  über  die 
unteren  Massen  erheben.  Die  Gentry  ist  nicht  wie  der  Stand 
der  Gentilshommes  in  Frankreich  ein  festgeschlossener  Adels- 
stand, sondern  eine  flü  sige  Aristokratie,  welche  täglich  neue 
Zuflüsse  in  sich  aufnimmt  und  gelegentlich  auch  unwürdige 
Glieder  wieder  auswirft.^ 

4.  Ein  fernerer  Charakterzug  des  englischen  Adels,  durch 
den  er  sich  sehr  zu  seinem  Ruhme  von  dem  französischen 

3  Rlackstone,  Comment.  1.  12.  lulut  eine  StclK-  von  'Y  h  nni.  .S  in  i  i  h 
biiligeud  au,  iu  welclier  als  (ientlenirn  alle  dio  ei-klart  werden^  welche 
Univcrsitätssliidien  «reinacht  lialien.  liberale  Hern IV vv einen  beU'eiben,  iu 
Miipso  leben  k(»niieu  ohne  Handarbeit  und  iuistautie  sind,  sich  als  üeut- 
leiueu  zu  benehmen  uod  zn  l(  l)eM.  Vfjl.  Oneist  [ Engl isciie  Verfassungs- 
geschichte, S.  621  ff.Ji  Toequeville,  Ueuvres  VlU,  S.  '62b. 
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und  zum  Teil  auch  von  dem  deutschen  Adel  unterscheidet, 
yerdient  besonders  herrorgehoben  zu  werden.  Schon  in  der 
Zeit,  als  die  Barone  die  einzige  politische  Macht  im  Staate 
waren,  hatten  sie  nicht  bloss  sich  und  ihre  eii^enen  Rechte  im 
Auge.  Sie  fühlten  sich  frühzeitig  als  eine  nationale  Körper- 
schaft, welche  den  Beruf  habe,  auch  im  aiigemeinen  Öffent- 
lichen Interesse  die  Rechte  des  Volkes  zu  schirmen  und 
für  seine  Freiheit  zu  sorgen.  Die  Magna  Charta  enthält  zahl- 
reiche und  höchst  wichtige  Bestimmungen  der  Art.  Die  poli- 
tische Freiheit  der  Engländer  ist  zu  einem  guten  Teile 
ein  Werk  der  Aristokratie.  Nachdem  diese  aber  einnial  fest 
begründet  war,  da  wurde  die  hohe  Aristokratie  mehr  und  mehr 
zu  einem  festen  Damme,  welcher  den  Staat  vor  der  Ueber- 
flutung  der  demokratischen  Ströme  sicherte,  und  wie  sie  vorher 
die  Volksfreiheit  begründet  hatte,  übernahm  sie  nun  die  minder 
populäre,  aber  nicht  minder  heilsame  Aufgabe  für  die  Aufrecht- 
«rhaltung  des  Thrones  und  der  festen  Staatsordnung 
einzustehen.  In  der  Mitte  stehend  zwischen  König  und  der 
Menge  des  Volkes,  und  weder  so  mächtig,  dass  sie  für  sich 
allein  zu  herrschen  vermochte,  noch  so  abhängig  in  ihrer 
Existenz,  dass  sie  allen  Strömungen  von  unten  oder  jedem 
Ansinnen  von  oben  folgen  müsste,  bewahrte  sie  die  Freiheit 
und  die  Rechte  beider  vor  dem  Uebei^ff  je  des  andern  und 
vor  dem  Missbraueh  beider.  Der  englische  Adel  ist  auch  fort- 
^välirend  tliätig  geblieben  in  den  öffentlichen  Geschäften, 
und  wenn  es  sich  um  üebung  öffentlicher  Pflichten 
handelte,  so  stand  er  allezeit  in  erster  Reihe.  Schon  die  Er- 
ziehung desselben  wird  von  dem  Geiste  politischer  Freiheit 
durchdrungen  und  ist  auf  persönliche  Selbständigkeit  ge- 
richtet Die  politischen  Parteien,  die  Beteiligung  an  der 
Polizeiverwaltung  der  Friedensrichter,  die  Mitwirkung  bei  den 
Wahlen,  die  Teilnahme  an  den  Grafschaftsverbänden  und  an 
den  Geschwornengerichten,  die  Uebung  zu  allen  gemein- 
nützigen Zwecken  in  Vereine  zusammenzutreten,  die  frei- 
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^willige  Selbstbestenerung  för  solche  Zwecke,  welche  zu  der 
Tragung  der  Staats-  und  Gemeindesteuern  hinzutritt,  das  Alles 
«rhält  die  Aristokratie  im  Zusammenhang  mit  dem  Volks- 
leben und  flbt  sie  in  den  Pflichten  der  Selbstverwaltung  und 
der  patriotischen  Thätigkeit.  Niemand  kann  ihr  vorwerfen, 
<lass  sie  eine  Schmarotzerpflanze  sei,  welche  die  Yolkssäfte 
gierig  au&auge  und  die  Fruchtbarkeit  des  Stammes  und  seiner 
Zweige  vermindere.^ 

5.  Das  Prineip  des  Erbrechtes  ist  für  die  englischen 
Lords  zur  staatsrechtlichen  Regel  erhoben  worden,  aber 
weder  in  so  absoluter  Form  noch  so  ausschliesslich  wie  auf 
dem  Kontinent. 

In  der  ersten  Zeit  stand  das  Erbrecht  und  die  Pairschaft 
in  enger  Beziehung  zu  dem  Grundbesitz  oder  den  A^mtern; 
die  Pairie  selber  hatte  damals  einen  territorialen  Charakter. 
Später  aber  wurde  dieser  Zusammenhang  aufgelöst,  und  die 
Pairie  ging  als  persönliche  Würde  durch  das  Erbrecht 
über.  Von  dieser  Mheren  Verbindung  mit  einem  bestimmten 
Land  oder  Schloss  oder  Amte  her  erhielt  sich  aber  der  wich- 
tige erbrechtliche  Grundsatz,  dass  nur  Einer  der  Söhne  oder 
Anverwandten  des  verstorbenen  Lords  an  dessen  Stelle  ins 
Parlament  trete.  Kur  der  älteste  Sohn  wurde  nach  den  Grund- 
sätzen der  Erstgeburt  wieder  Lord,  die  später  geborenen  er- 
hielten mindern  Bang  und  waren  von  den  Rechten  des  hoben 
Adels  ausgeschlossen.  Nicht  bloss  die  jüngeren  Söhne  der 
Lords  sind  vor  dem  Gesetze  blosse  Esquires,  sondern  selbst 
4er  älteste  ^ird,  so  lange  der  Vater  lebt,  nur  von  der  Höflich* 
keit  der  Gesellschaft,  nicht  von  dem  Rechte  Lord  genannt 
Auf  diese  \Yeise  blieb  einerseits  das  Ansehen  und  der  Reich- 
tum der  grossen  Familien  fortdauernd  in  einem  Familien* 
haupte  concentrirt,  und  gab  es  andererseits  Uebergänge  zu 

4  Vgl.  die  ausführliche  Darstellung  in  dem  angeführten  Werk  von 
Oneist,  und  die  Charakteristik  von  Tocqueville,  Oeuvres,  Bd.  Vlll. 
Bluntscbli,  •llgemeine  Staatslehre.  11 
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den  übrigen  Ständen,  welche  den  Unterschied  des  Blutes 
milderten. ' 

6.  Ebenso  wurde  die  Farn ili enf^enossenschaft  auch 
der  Pairs  nicht  auf  das  adelige  Blut  beschränkt.  Auch  die 
bürgerlich  geborene  Ftau,  welche  zur  Gemalin  eines  Lords 
erhoben  wird,  wird  um  deswillen  ohne  Bedenken  zur  Lady: 
ein  Grundsatz  des  uatürlichen  Familienrechtes,  dessen  Beach- 
tung die  Ehre  des  hohen  Adels  keineswegs  verdunkelt^  sondern 
im  Gegenteil  vor  gerechten  Angriffen  bei  weitem  mehr  ge> 
sichert  hat  als  das  kastenartige  Princip  der  Ebenbüi  tigkeit,  an 
welches  der  deutsche  hohe  Adel  so  ängstlich  sich  anklammert. 

7.  Endlich  wurde  der  Stand  der  Pairs  von  Zeit  zu  Zeit 
durch  neue  Pairsernennungen  ergänzt  und  erfrischt.  Das 
Recht,. Pairs  zu  ernennen,  wurde  dem  Könige  vorbehalten. 
£r  galt  als  „die  Quelle  aller  politischen  Ehren^.  ^  Ihm  allein 
kam  es  daher  zu,  neue  Glieder  des  Adels,  sei  es  mit  dem 
Titel  eines  Herzogs,  Marquis,  Grafen  (earl),  Vizgrafen, 
(viscount)  oder  dem  einfacheren  eines  Barons  zu  schalfen  und 
ihnen  Pairsreehte  zu  verleihen.  Aber  es  lag  in  der  Natur  der 
Dinge,  dass  zu  der  politisch-iialiunaleii  Würde  nur  Männer 
erhoben  werden  konnten,  welche  durch  ihre  Verdienste  be- 
sonders als  Feldherren  oder  Staatsmänner  sich  ausgezeichnet 
hatten,. und  zugleich  ein  so  bedeutendes  Vermögen  besassen 
oder  erhielten,  dass  sie  imstande  waren,  den  Ansprüchen  des 
hohen  Standes  zu  genügen.  Die  englische  Aristokratie  erhielt 
auf  diese  Weise  einen  stäten  Zufluss  von  wahrhaft  aristokrati- 

5  Macaul ay,  Hist.  of  England  I,  S.  37:  ,.r)ie  englische  Aristokratie 
hatte  in  keiner  Weise  den  gehässigen  Charakter  einer  Kaste.  Sie  nahm 
fortwährend  neue  Mitglieder  aus  dem  Volke  in  sich  auf  und  gab  ohne 
Unterbruch  wie«ler  Mitglieder  ab.  die  j^ich  mit  dem  Volke  mischten.  Der 
Freisasse  war  nicht  geneigt  über  die  Würden  zu  muiTen,  zu  denen  seine 
eigenen  iviuder  aufsteigen  konnten.  Der  Magnat  war  nicht  geneigt,  eine 
Klasse  mit  Verachtung  zu  behandeln,  in  welche  seine  Kinder  herabsteigen 
mufjsten.'* 

L»lackstone,  Couimeiuar.  on  the  Laws  ol  England  1,  12. 
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geben  Kräften,  und  wurde  vor  der  Gefahr  in  Abgeschlossenheit 

und  Unbeweglichkeit  zu  versumpfen  und  zu  faulen,  glüLldicli 
bewahrt.  Den  kräftigsten  und  begabtesten  Mannern  des  Volkes 
aber  war  die  ermutigende  Aussicht  eröfinet,  dass  sie  durch 
ihre  Verdienste  um  den  Staat  sich  und  ihrer  Familie  den 
dauernden  Zutritt  zu  den  sonnigen  Höhen  des  Staatslebens 
zu  erwerben  vermögen.  Vom  Jahr  1700  bis  1800  sind  so 
34  Herzöge,  29  Marquis,  109  Grafen,  85  Viscounts,  248  Barone 
neu  creirt  worden.  Die  Zahl  der  ebenfalls  ernannten  Baronets 
beträgt  in  dieser  Periode  mehr  als  500.  Heute  noch  treten, 
auch  ohne  Adelstitel,  reiche  Bürger,  welche  grosse  Gfiter  auf 
dem  Lande  kaufen,  in  die  Landgentry  über.^ 

Wenn  man  sich  den  Gesamteindruck  dieser  Eigenschaften 
der  englischen  Aristokratie  vergegenwärtigt,  so  ist  es  nicht 
mehr  rätselhaft,  weshalb  der  englische  Adel  allein  seine  Exi- 
stenz bis  auf  unsere  Ta^c  unangefochten  bewahrt  hat  und 
fortwährend  in  der  Verfassung  eine  fruchtbare  und  glänzende 
Stellung  einnimmt,  während  auf  dem  Kontinente  der  Adel 
überall  entweder  gänzlich  untergegangen  ist  oder  doch  nur 
ein  sehr  bestrittenes  und  verkümmertes  Dasein  hat. 


Zwölftes  Kapitel. 
C.  Der  doatselie  Adel. 

I.  Herrenadel« 

Die  Geschichte  des  deutschen  Adels  weist  bei  allen  Stäm- 
men auf  eine  Anzahl  vornehmer  Geschlechter  hin,  welche 
durch  Kriegsruhm,  Beichtum  und  Führerschaft  über  die  übrigen 

Freien  emporragen  und  tliat.  ächlich  eine  fürstliche  Stellung 
behaupten.    Dieser  uralte,  oft  nur  aus  wenigen  Familien 

7  Gneist,  [EDgl.  Yerfassungsgeschichte,  S.  620Jj  Tocqaeville, 
Vin,  S.  319. 
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bestehende  Stammesadel  ist  die  Grundlage  geworden  für  den 
mittelalterlichen  Dynasten-  und  Herrenadel.  £rst  während 
des  Mittelalters  aber  sind  dazu  noch  andere  Klassen  eines 
ritterschaftlichen  niederen  Adels  hinzugekommen. 

1.  Hoher  Adel.   Herrenadel.  Standesherren. 

Die  Ausübung  dieses  höchsten  weltlichen  Standes  geschah 
im  Mittelalter  im  Anschlüsse  an  die  deutsche  Reichsverfassiing. 
Die  Familien,  deren  Häupter  zu  höchster  Selbständigkeit  und 
Selbstherrlichkeit  im  Beiche.  emporgestiegen  waren,  galten  als 
hochfrei  (sendbarfrei ,  semperfrei).  [Seit  dem  Ende  des 
XII.  Jahrhunderts  galten  dann  diejenigen  weltlichen  Herren  als 
Reichsfürsten,  welche  vom  Könige  mindestens  eine  Graf- 
schaft zu  Lehen  trugen  und  keines  anderen  weltlichen  Herrn 
Vasallen  waren.]  Aber  nur  die  Häupter  der  Familien, 
welche  im  Besitze  der  reichsfürstlichen  Stellung  waren,  oder 
reichsfreie  Herrschaften  inne  hatten,  galten  als  eigentliche 
Herren.  In  den  anderen  Gliedern  der  Familien  war  der  Stand 
ein  ruhender,  sie  waren  nur  Genossen  der  Fürsten  und 
Herren  und  nicht  selber  Fürsten  und  Herren. 

Diese  reichsständische  Erhebung  gründete  sich 

a)  auf  das  Fürstenamt,  d.  h.  ursprünglich  auf  die  her- 
zogliche Kri^sgewalt,  welche  mit  der  Fahne  verliehen  wurde. 
Neben  und  teilweise  vor  den  weltlichen  Fürsten  (Herzogen, 
Mark-  und  Pfalzgrafen)  stehen  die  geistlichen,  mit  dem 
Scepter  beliehenen  Heichsfürsten.  Das  weltliche  Fürstenamt 
war  erblich  geworden  und  wurde  in  der  Hegel  nur  den  Ab- 
kommen aus  hohem  Adel  verliehen.  Das  geistliche  Fürsten- 
amt war  nicht  ausschliesslich  diesem  Stande  vorbehalten ;  öfter 
wurden  auch  Geistliche  von  bloss  ritterschaftlicher  Abkunft 
oder  bürgerliche  Gelehrte  dazu  erwählt,  in  seltenen  Fällen 
bogar  Bauernsöhne  auf  den  bischuf liehen  Stuhl  erhoben; 

b)  auf  das  Grafenamt,  das  ebenso  zu  einem  erblichen 
Landgrafentume  und  zu  erblicher  Landesherrschaft  befestigt 
wurde.  Nach  dem  Sturze  der  mächtigen  Stammesherzoge  und 
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der  Verteilung  der  herzoglichen  Gebiete  unter  mehrere  Fürsten 

bekamen  diese  gräflichen  Dynastien  iiuheres  Ansehen.  Der 
Form  nach  beruhte  die  Grafenwttrde  auf  der  Verleihung  des 
Königsbannes  durch  den  König,  dem  Wesen  nach  war  sie 
erblich e  Land  ( sh er rs chaf t. 

c)  Daneben  gab  es  eine  Anzahl  von  grossen  Allodial- 
herrschaften,  deren  Herren  wieder  durch  Immunitäten  und 
Verleihung  von  Hoheitsrechten  eine  den  Grafen  ähnliche  Hoheit 
und  Gerichtsmacht  erlangt  hatten,  die  sogenannten  freie.n 
Herren  (Barone). 

Die  Familien  des  alten  Stammesadels,  die  nicht  eine  der* 
artige  Reichsstelliing  erwarben,  kuiiiiteu  sich  auf  die  Dauer 
nicht  als  Glieder  des  hohen  Keichsadels  behaupten,  sondern 
verschwanden  unter  den  übrigen  Klassen,  vorzüglich  des  ritter- 
schaftlichen Adels. 

Dieser  Eeichsadel  ist  in  seinen  Häuptern  hauptsächlich 
durch  zwei  politische  Rechte  ausgezeichnet:  1)  durch  die 
Landeshoheit;  2)  durch  die  Reichsstandschaft  Fr 
ist  also  ein  herrschender  Stand  im  höchsten  Sinne  des 
Wortes,  in  den  eigenen  Ländern  alleinherrschend,  im  Reiche 
mitherrschend. 

Dieser  Zug  nach  Herrschaft  ist  charakteristisch  für  den 
deutschen  hohen  Adel.  Die  Geschichte  des  Deutschen  Reiches 
zeigt  die  unglücklichen  Wirkungen  dieses  mächtigen  Triebes, 
welcher  die  angesehensten  Geschlechter  verführte,  die  Hoheit 
des  Kaisertumes  den  Anmassungeu  des  römischen  Papsttumes 
preiszugeben,  das  deutsche  Königtum  vollständig  zu  entkräften 
und  lahm  zu  legen,  die  nationale  Einheit  gänzlich  aufzulösen 
und  deutsches  Gebiet  den  Fremden  dienstbar  zu  machen. 
Diese  schwere  Verschuldung  gegen  das  Gesamtvaterland  und  die 
Weltgeschichte  wird  nicht  aufgewogen  durch  die  Blüte  der  Höfe 
und  der  fürstlichen  Residenzen  und  nicht  gut  gemacht  durch 
die  veredelnden  Werke  der  Kultur,  welche  unter  dem  Schutze 
und  mit  der  Förderung  der  Dynasten  glücklich  gediehen. 
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Die  Landeshoheit  wurde  mit  der  Zeit  zu  einer  scheinbaren 
Soaveränität  gesteigert,  ohne  innere  Kraft  und  ohne  Sicher- 
heit fOr  die  Zukunft.  Nur  einige  der  grössten  fürstlichen  lern* 
torien  waren  fähig,  eine  relative  staatliche  Existeuz  zu 
behaupten;  die  meisten  waren  auch  dazu  zu  schwach  au  Mitteln 
und  zu  beschränkt  an  Geist.  Die  Reichsstandschaft  aber  wurde 
selten  so  geübt,  dass  die  Interessen  der  deutschen  Nation  ge- 
fördert, die  öffentlichen  Hechte  ausgebildet  und  die  Vulkö- 
freiheit  befestigt  wurde,  sondern  vielmehr  in  der  Richtung 
ausgebeutet,  die  besondere  Landesherrschaft  der  Beichsstande 
zu  erweitern  und  die  nationalen  Pflichten  abzulehnen. 

lu  diesem  Stande  war  auch  die  Neigung  sich  familien- 
artig  abzuschliessen  besonders  stark  vertreten.  Es  zeigt 
sich  das  in  dem  strengen  Erfordernis  der  Ebenbürtigkeit, 
in  der  Verwerfung  der  sogenannten  Missheirat  und  in  der 
Ausbreitung  des  gleichen  Standesrechtes  auf  sämtliche 
Kinder.  Nur  die  ebenbürtige  Ehe  zwischen  Genossen  von 
beiderseitiger  Abstammung  aus  hochfreien  1  amilien  galt  als 
völlig  uutadelhaft.  Die  Ehe  eines  Hochfreien  selbst  mit  einer 
Mittelfreien  wurde  in  vielen  dynastischen  Familien  schon  als 
Missheirat  betrachtet,  welche  die  Ebenburt  der  Kinder  und  die 
fürstliche  Erbfolge  der  Söhne  gefährde.  Zwar  konute  noch  der 
König  durch  persönliche  Standeserhebung  der  Frau  diesen 
Mangel  heben  oder  die  Familie  konnte  kraft  ihrer  Autonomie 
auch  freieren  Grundsätzen  über  Ehegenossenschaft  huldigen 
oder  im  einzelnen  Falle  ihre  Zustimmung  zur  Vollwirkung  einer 
an  sich  ungleichen  Ehe  erteilen.  Keine  deutsche  Dynastie  hat 
sich  ganz  rein  erhalten  können  nach  den  strengen  Grundsätzen 
der  Ebenburt.  Aber  in  sehr  vielen  Fällen  wurden  von  Anfang 
morganatische  Ehen  geschlossen,  mit  der  ausdrücklichen 
«Bestimmung,  dass  die  Kinder  dem  fürstlichen  Stande  des 
Vaters  nicht  folgen.  Und  in  vielen  anderen  Fällen  wirkte  die 
unzweifelhafte  Missheirat,  besonders  mit  einer  Frau  von  nie- 
derer Herkunft  aus  kleinbürgerlichem  oder  bäuerlichem  oder 
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gar  auü  hürigeiii  Stamme  ebeuso  uud  es  kouiiteu  iu  solchen 
Fällen  nach  den  späteren  Wahlkapitulationen  selbst  die  Könige 
«inen  solchen  Flecken  nicht  reinigen.  Zur  Zeit  der  Rechts- 
spiegel noch  wurden  Fürsten,  Grafen  und  Freiherren  nur  die 
wirklichen  Träger  des  Fürsten-  und  Grafenamtes  und  die  Be- 
sitzer einer  Freiherrschaft  genannt^  Aber  später  kam  der 
verwirrende  Sprachgebrauch  auf,  dass  auch  alle  Söhne  der 
Fürsten  und  Grafen,  uubeküniniert  darum,  ob  sie  ein  F'ürsten- 
tum  oder  eine  Grafschaft  hatten,  den  Titel  des  Vaters  an- 
nahmen und  weiter  verpflanzten.  Diese  Vervielfältigung  der 
Titel  ohne  inneren  Gehalt,  scheinbar  zur  Ehre  der  Faniiiien 
durchgeführt,  diente  dazu,  deren  Ausehen  im  Volke  zu  unter- 
graben und  dieselben  den  grösseren  Landesherren  gegenüber 
zu  schwächen.  Das  Princip  einer  unbeschränkten  erb- 
lichen Ausbreitung  ward  daher  dem  hohen  Adel  selbst, 
der  es  in  Anspruch  nahm,  verderblich.  Ebenso  diente  der 
festgehaltene  Grundsatz  der  Ebenbürtigkeit  dazu,  die  Quellen 
seiner  eigenen  Erfrischung  zu  verstopfen  und  ihn  von  der  Zu- 
neigung des  Volkes  abzuschliessen. 

Die  Institution  des  dynastischen  Herrenadels  war  schon 
43eit  dem  dreissigjährigen  Kriege  im  Verfalle. '  Sie  stürzte  in 
unserem  Jahrhundert  volleuds  zusammen.  Die  entscheidenden 
Momente  sind: 

a)  die  Säkularisation  der  geistlichen  Fürsten- 
tümer, welche  silioii  vorher  durcli  die  Friedensschlüsse 
zwischen  der  französischen  Republik  und  dem  F)eutschen 
Beiche  von  Gampo  Formio  1797  und  Lüneville  löOl  vorbereitet 
und  durch  den  ausserordentlichen  Reichsdeputationshaupt- 
schluss  vom  25.  Februar  1803  bestätigt  und  durchgeführt 
wurde.  Die  deutschen  Länder  der  geistlichen  Fürsten  wurden 
verwendet,  um  die  weltlichen  Fürsten  für  ihre  Abtretungen 

1  Sachs eo 8p.  III,  58,  §.  2:  „It  n'is  nen  vanlen,  dar  die  man  af 
möge  des  rikes  vorste  wesen,  he  ne  untva*t  yaa  deme  koninge.^ 
dacbsengp.  I,  3,  $.  %   Schwab ensp.  5. 
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auf  dem  ÜDken  Bheinufer  an  Frankreich  zu  entschädigen,  und 

mussteu  sogar  dazu  dienen,  auch  italienische  Fürsten,  die 
aus  Italien  verdrängt  wurden,  mit  deutschem  Gebiete  auszu* 
statten.  Von  den  drei  geistlichen  Eurf&rsten  erhielt  sich  nur 
der  Kurfürst  von  Mainz,  wurde  aber  als  Kuieizkanzler  nach 
ßegensburg  und  später  als  Fürstpi  imas  nach  Aschaffenburg  ver- 
setzt. Die  linksrheinischen  lünder  hatte  auch  er  verloren.  Der 
Grossherzog  von  Toscana  erhielt  das  Erzbistum  Salzburg  und 
die  Propstei  Berchtesgaden.  Pfalzbayern  bekam  die  Bistümer 
Würzburg,  Bamberg,  Freising,  Augsburg,  Passau  u.  s.  f.^ 
Preussen  dieBistümer  Hildesheim  undPaderbom,Baden  Teile 
der  Bistümer  Konstanz,  Strassburg,  Speyer  und  Basel  u.  s.  L 

Die  Säculaiisatiou  war  unzweifelhaft  ein  Bruch  des  ge- 
schichtlichen Beichsrechtes,  aber  sie  war  innerlich  gerecht^ 
fertigt  durch  die  Wandlung  des  öffentlichen  Geistes,  der  keine 
geistliche  Staatsherrschaft  mclir  ertrug  und  durch  die  öffent- 
lichen Bedürfnisse  der  Bevölkerung,  welche  nach  weltlicher 
Verwaltung  begehrte. 

b)  Die  Mediatisiernng  einer  grossen  Anzahl  von  welt- 
lichen lieichsfürsten  und  Landesherren,  welche  durch 
die  Bheinbundsakte  vom  12.  Juli  1806  vollzogen  wurde» 
Wie  die  S&cularisation,  so  war  auch  die  Mediatisiernng  vor* 
nehmlich  das  Werk  Napoleons  I.  und  der  Ideen  der  fr;iiizüsi- 
schen  Revolution.  Aber  sie  bedeutete  zugleich  eiueu  Fort- 
schritt in  der  staatlichen  Entwickelung  Deutschlands,  welche 
durch  die  kleinen  Herren  nur  gehemmt,  nicht  gefördert  ward. 
Die  72  mediatisierten  Fürsten  und  Herren  verloren  dadurch  ihre 
Landeshoheit  und  wurden  selber  Unterthanen  der  grösseren 
Landesfürsten,  aber  sie  behielten  noch  die  mittlere  und  niedere 
Gerichtsbarkeit  bei  und  manche  Privilegien.  Bayern  erhielt  13, 
Württemberg  26,  Baden  9,  Hessen  7,  Nassau  7,  das 
Grossherzogtum  Berg  12  standesherrliche  Gebiete. 

Später  wurden  noch  einige  solche  Herren  „mediatisiert* 
d.  h.  der  Landesherrschaft  anderer  deutschen  lürsten  unter- 
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worfen,  die  anfangs  noch  erhalten  worden  waren,  wie  die 
Fürsten  von  Salm,  Isenburg  und  der  Herzog  von  Aremberg 
IL  s.  f.;  einige  wurden  sogar  erst  in  den  Tagen  der  Restau* 
ration  als  Anhänger  Napoleons  geopfert 

Nach  der  Auflösung  des  Deutschen  Reiches  (6.  August 
1806)  gab  es  auch  keine  Eeichsstandschait  mehr  dieser  Herren. 

c)  Die  deutsche  Bundesakte  vom  8.  Juni  1815  stellte 
die  IiiötUiitioii  nicht  her,  sondern  wahrte  nur  die  Erinnerunj^ 
an  die  vormals  reichsstäudisclieu  Geschlechter,  indem  sie  ihre 
Ebenbürtigkeit  mit  den  souverän  gewordenen  deutschen  Fürsten- 
Uusem  anerkannte  und  ihnen  gewisse  Ehrenrechte  und  Privi- 
legien, unter  diesen  auch  die  Landstandschaft  in  den  Ersten 
Kammern  der  Länderstaaten  garantierte.  [Von  dem  deutschen 
Bunde  wurden  anfangs  48  fürstliehe  und  50  gräfliche  Häuser 
als  standesherrliche  anerkannt],  von  denen  seitlier  einige  aus- 
gestorben sind,  andere  ihre  Besitzungen  verloren  haben. 

Die  moderne  Fortbildung  des  Verfassungsrechtes  in  den 
Länderstaaten  war  aber  den  vorbehaltenen  patrimonialen  Rech- 
ten der  Standesherren  uniuünstig.  Sie  vermochten  auch  ihre 
besondere  Gerichtsbarkeit  und  Polizeigewalt  auf  die  Dauer  vor 
der  Macht  der  Landesgesetze,  welche  die  Rechtsgleichheit  und 
eine  durchgreifende  central  geleitete  Beamtenordnung  durch- 
setzten, nicht  zu  bewahren.  Besonders  seit  der  lievolution 
von  1848  war  kein  Halt  mehr  möglich.  Die  Standesherren 
selber  verzichteten  auf  ihre  Sonderherrschaft. 

d)  Die  Zahl  der  34  souveränen  deutschen  Fürsten- 
häuser, welche  die  Bundesakte  von  1815  anerkannte,  hat  sich 
seither  wieder  vermindert,  teils  durch  Aussterben,  teils  durch 
Verzicht,  teils  durch  Verlust  der  Herrschaft.  Die  Fürsten 
von  Hohenzollern-Hechingen  und  Hohenzollern-Sig- 
maringen  gaben  freiwillig  ihre  souveräne  Stellung  auf,  zu 
Gunsten  der  Krone  Preussen  (7.  Dezember  1849).  Das  Königs- 
haus von  Hannover,  das  Kurhaus  Hessen  und  das  herzo^iUche 
Haus  Nassau  verloren  durch  den  Krieg  von  1Ö66  und  die 
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Grandung  des  norddeutschen  Reiches  ihre  Souveränität  an 
Preussen. 

An  dem  Deutschen  Reiche  haben  noch  22  deutsche  i  ürstea 
mit  souveräner  Landesherrschaft  Anteil. 

Es  besteht  aber,  trotz  des  definitiven  Unterganges  der 
alten  Keicksinstitution  des  hohen  Adels,  iu  Deutschland  noch 
eine  hohe  Aristokratie  erlauchter  Familien,  deren  Kern 
durch  die  reichsständischen  Geschlechter  gebildet  wird.  Aber 
es  sind  neue  Familien  hinzugekommen,  welche  durch  bedeu- 
tende Münuer,  wie  z.  B.  fürst  Bismarck,  Graf  Moltke,  und 
politische  Leistungen,  zuweilen  auch  durch  fürstliche  Gunst 
und  gesellschaftliche  Vorzüge  über  die  Stufe  der  Gentry  empor- 
gehoben wordeu  siud. 

Es  verdient  hervorgehoben  zu  werden,  dass  diese  hohe 
Aristokratie,  obwohl  sie  meistens  eher  konservativ  als  liberal 
gesinnt  ist,  doch  durch  einen  weiten  und  freien  Blick  ausge- 
zeichnet ist  und  im  Gegensatze  zu  engherzigem  und  klein- 
lichem Partikularismus  sich  mit  der  nationalen  Entwickelung 
und  Grösse  des  Deutschen  Eeiches  vielfaltigt  befreundet-  hat 
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II.  liitterscliaftlioher  Adel. 

In  der  Mitte  zwischen  dem  alten  Dynastenadel  und  den 
einfachen  Freien  standen  die  aus  den  letzteren  erhobenen 
Mittelfreien,  wie  sie  der  Schwabenspiegel  nennt.  Im  Süden 
von  Deutschland  lässt  sich  dieser  Stand  bis  in  die  Zeit  der  frän- 
kischen  Monarchie  hinauf  verfulgcn.  Erst  seit  dem  XIV.  Jahr- 
hundert aber  kam  der  Sprachgebrauch  auf,  diese  Mittel- 
freien ebenfalls  Edelleute  zu  nennen,  dadurch  dem  Adel 
als  niederen  Adel  näher  zu  bringen  und  gleichzeitig  schärfer 
von  den  einfachen  Freien  zu  trennen. 
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Die  Hauptbestandteile  dieses  Standes  waren: 

a)  Die  schoflen  bar  Freien,  ursprünglich  mit  grösseren 
Ofltem  (drei  Huben  oder  mehr)  ^  ausgestattet,  und  als  die  an- 
geseheneren und  reiclieren  Freien  zu  di  in  Schöffenamte  be- 
rufen, welches  wie  alle  Aemter  im  Mittelalter  mit  der  Zeit 
erblich  ward.  Sie  konnten  auch  ihr  £igen  l&nger  als  die 
Masse  der  freien  Bauern  frei  von  Lasten  und  im  Zusammen- 
hange mit  den  Grafen  dingen,  im  Gegensatze  zu  den  Yogtei- 
gerichten,  erhalten.  In  den  späteren  Jahrhunderten  gingen 
die  schöffenbar  Freien  gewöhnlich  in  dem  Bitter-  und  Grund- 
lierrenstande  auf. 

b)  Die  Vasallen  des  Adels,  seitdem  das  lütterwesen 
aufgekommen.  Bitter  mit  Bitterl ehen.^ 

-  c)  Zu  diesen  kamen  dann  später  auch  manche  Bitter 
ohne  lütte  riehen,  grossenteils  zwar  Abkömmlinge  der 
Vasallen,  die  eine  rittermässige  Erziehung  genossen  hatten 
und  in  die  Bitterschaft  aufgenommen  wurden,  in  der  Folge 
aber  auch  andere  Kriegsnumner.  welche  von  dem  Kaiser  oder 
l>eiechtigten  Stellvertretern  desselben  zu  Kittern  erhoben 
wurden. 

d)  Diezahlreichen  Dienstleute,  Ministerialen  (Edel- 
knechte), noch  im  XIII.  Jahrhunderte  sehr  scharf  von  den 
ritterbürtigen  Männern  geschieden,  ihrer  Abstammung  nach 
grossenteils  Hörige  und  Halbfrexe,  durch  Hofämter  und  Hof- 
dienst, grossen  Grundbesitz  und  vornehme  Lebensart  empor- 
gehoben, anfangs  nicht  des  Lehensrechtes,  nur  des  Dienst- 
und Hofrechtes  teilhaftig,  allmählich  den  Bittem  zur  Seite 
tretend  und  mit  ihnen  in  einen  Stand  zusammenschmelzend. 

e)  Li  manchen  Keichsstädten,  seltenir  in  Landstädten,  die 
Geschlechter,  Patrizier,  ursprünglich  meist  von  schöfienbar 

1  Sachse nsp.  in,  81,  §.  1;  I,  % 

3  Sachs ensp.  I,  3,  §.  2:  „De  scepenbare  lüde  unde  der  vrien- 
herren  man  (haben)  den  veften  (Heerfichild).**  Schwabens p.  5: 
„mitel  vrien,  daz  sin  die  ander  vrien  man  sint** 
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freier  oder  rittermässiger  Abstammung,  durch  den  Anteil  an 
der  städtischen  Obrigkeit  ausgezeichnet 

Auch  unter  diesen  Klassen  des  sogenannten  niederen  Adels 
verdrängte  das  überhandnehmende  Princip  der  persönlichen 
Erblichkeit  mehr  und  mehr  die  Rücksichten  auf  Grund* 
besitz^  ritterliche  Lebensart,  Hofdienst,  und  erzeugte  eine 
grosse  Anzahl  von  Edelleuten,  die  keine  andere  edle  Eigen- 
schaft besassen  als  den  Nachweis  eines  alten  Stammbaums. 
Auch  die  Abschliessuug  dieses  Standes  von  den  freien 
Bürgern  und  Bauern  wurde  immer  schroffer,  und  zwar  gerade 
in  den  Zeiten,  als  die  innere  Bedeutung  des  Gegensatzes  ab- 
starb. Im  Zusammenhange  damit  erhielt  die  Sucht  nach  vor- 
nehmen Titeln  reichliche  Befriedigung,  und  auch  aus  diesem 
Stande  gingen  ganze  .Scharen  von  Freiherren  und  sogar  Grafen 
und  Fürsten  hervor,  teils  durch  Verleihung,  teils  geradezu 
durch  Anmassung  solcher  Titel,  denen  im  übrigen  keine 
Realität  mehr  entsprach,  die  keine  Freiherrschaft,  keine  Graf- 
schaft, kein  Fürstentum  hatten. 

Ein  so  ausgebildeter  Adel  der  Militär-  und  Civiliimter 
wie  in  Frankreich  kam  in  Deutschland  nicht  auf.  Höchstens 
bildete  der  gelehrte  Adel  der  Doctores  juris  eine  individuelle  * 
Ergänzung  des  im  übrigen  erblichen  Standes.  Um  so  eifriger 
dagegen  wurde  der  Briefadel  zur  Erweiterung  des  ohnehin 
übermässigen  Titularadels  den  Franzosen  nachgeahmt. 

Dieser  niedere  Adel  hatte  weder  auf  Landeshoheit  noch 
auf  Reicbsstandschaft  Anspruch.  Nur  die  Reichsritter- 
schaft erlangte  eine  der  Landeshoheit  ähnliche  Selbständig- 
keit in  ihren  durch  das  Reich  zerstreuten  Gebieten.  Dagegen 
war  er  des  L  e  h  e  n  s  r  e  c  h  t  e  s  teilliaft  uini  iiatte  häufig  gewisse 
Vorrechte  auf  Stiftungen  und  Pfründen.  Auch  besass 
ein  Teil  seiner  Glieder,  jedoch  nur  in  Verbindung  mit  be- 
stimmten Herrschaften  und  Gütern,  erbliche  Vogte i-  und 
Grundherr  Schaft  und  übte  die  damit  verbundene  Ge- 
richtsbarkeit aus,  im  Zusammenbang  mit  der  mittelaiter- 
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liehen  Ausbreitung  des  Lehenssystems.  £ndlich  besass  er 
innerhalb  der  einzelnen  Territorien  das  Recht  der  Land- 

st  and  Schaft,  und  umgab  regelmässig  die  Landesherren 
als  Hofadel. 

Die  Macht  dieses  Standes  war  vorzüglich  seit  dem 
Xm.  Jahrhundert  gross  geworden  und  hatte  sich  erhalten  bis 
gegen  die  Mitte  des  XVI.  Jahrhunderts.  Von  da  an  beginnt 
die  allmähliche  Zerstörung  seiner  Wurzeln  und  die  Umwand- 
lung der  ökonomischen,  militärischen,  gesellschaftlichen  und 
Bearatenverhiiltiiisse,  welcher  er  nicht  zu  widerstehen  ver- 
mochte. Der  dreissigj ährige  Krieg  wurde  auch  ihm  verderblich. 

Wo  möglich  noch  tiefer  zerrüttet  als  die  Beichsinstitution 
des  hohen  Adels  ist  heute  die  politische  Institution  des  so- 
genannten n ledern  Adels  in  Deutschland.  Die  Auflösung  des 
Lehensverbandes,  der  Untergang  der  feudalen  Staatseinrich- 
tungen und  der  landständischen  Verfassung,  die  Umgestaltung 
der  Armeen,  die  Ausbildung  eines  individuellen  Beamten- 
standes, die  Erhebung  bürgerlicher  Geschlechter  und  Personen, 
die  Auflösung  des  alten  deutschen  Reiches,  die  Fortbildung  der 
Eepräsentativverfassung  haben  die  Grundlagen  zerstört,  auf 
welchen  dieser  Stand  erwachsen  ist.  Die  vielfältigen  Neue- 
rungen unserer  Zeit  haben  sowohl  von  oben  als  von  unten  her 
die  besonderen  Adelsrechte  eines  nach  dem  anderen,  zuweilen 
auch  alle  zumal  aufgelöst  und  aufgehoben.  Auch  in  Deutsch- 
land, wie  zuvor  in  Frankreich,  hat  der  dritte  Stand  von  den 
Vorrechten  des  Adels  nichts  mehr  wissen  wollen  und  die 
ganze  Existenz  desselben  bestritten.  Durch  die  unbegrenzte 
Ausbreitung  des  adeligen  Geschlechtes  auf  alle  folgenden 
Generationen  gerieten  die  äusseren  Ansprüche  des  Adels  mit 
ihrer  realen  Begründung  in  schreienden  Widerspruch  und 
wurden  die  Missverhältnisse  besonders  im  Vergleich  mit  dem 
höheren  Bürgerstand  gesteigert  und  die  Verwirrung  äiger. 

Noch  weniger  als  die  kleineren  Reichsstände  vermochte 
die  deutsche  Reichsritterschait  zur  Zeit  des  Rheinbundes  der 
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Ländergier  der  r)üii(le:sfür6ten  zu  widerstehen.  Die  lieichs- 
ritterschaftlichen  Gebiete  wurden  ebenso  den  fürstlichen  Län- 
dern einverleibt  und  die  Kantone  aufgelöst.  Die  Bundesakte 
von  1815  suchte  noch  den  vormals  roidisritterschaftlichen 
Geschieciiteru  eine  privilegierte  Stellung  zu  wahren  und  ihueu 
Autonomie,  Landstandschaft,  grundherrliche  Gerichtsbarkeit, 
Patronatsrechte,  Forsthoheit  und  einen  privilejsrierten  Gerichts- 
stand zu  erhalten.  Aber  diese  Einbalsamierung  vergangener 
Zustände  konnte  das  abgestorbene  Leben  nicht  erneuem. 
Die  Patrimonialgerichtsbarkeit  war  so  wenig  als  die  Stefter- 
Privilegien  dem  modernen  Rechts-  und  Staatsbewusstsein 
gegenüber  zu  erhalten. 

Im  Grossen  hat  der  sogenannte  niedere  Adel  in  Deutsch* 
land  keine  besondere  Rechtsstellung  mehr.  Als  Rechts- 
institution  und  als  Staatseiurichtung  ist  er  untergegangen. 
Was  noch  ausser  den  Namen  und  Wappen  aus  alter  Zeit  ge- 
legentlich Übrig  geblieben  ist,  wie  zuweilen  eine  besondere 
Vertretung  der  Grundherren  in  den  Ersten  Kammern  oder  die 
adeligen  Eamilienüdeikommisse,  macht  durchaus  den  Eindiucl 
der  Antiquität.  Aber  heute  noch  nimmt  der  Grund adel, 
zum  Teil  auch  der  Hofadel  ohne  Grundbesitz  eine  gesell- 
schaftlich bedeutsame  Stellung  ein  und  übt  mittelbar  einen 
nicht  gering  zu  schätzenden  Einfluss  aus  auf  die  Besetzung 
der  Aemter  und  die  Politik.  Die  höheren  Offiziersstellen,  die 
Hofamter,  die  diplomatischen  Stellen  werden  vorzugsweise, 
wenn  auch  nicht  mehr  mit  rechtlicher  Notwendigkeit,  aus 
diesem  Stande  besetzt.  Der  übrige  blosse  Titularadel  hat 
sich  mit  den  höheren  Büi^erklassen  nach  und  nach  gemischt, 
durch  Heiraten  und  durch  Berufswahl,  in  der  Gesellschaft 
und  im  politischen  Leben. 

Der  deutsche  ritterschaftliche  Adel  hat  keineswegs  eine 
so  patriotische  und  nationale  Geschichte,  wie  die  englische 
Aristokratie.  Ein  grosser  Teil  des  deutschen  Grundadels  hatte 
sich  lange  Zeit  den  Ideen  und  den  Reformen  der  Neuzeit 
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feindlich  entgegengesteuimt.  Viele  GruDdhcrren  schwärmten 
in  romantischen  Gefühlen  fftr  mittelalterliche  Zustände  und 
dienten  williger  dem  landesherrlichen  Absolutismus  als  der 
Volksfreiheit.  Daher  ist  der  deutsche  Adel  nicht  so  volks- 
tümlich wie  der  englische  und  wird  oft,  ähnlich  dem  iran- 
zdsischen  Legitimistenadel,  von  den  Massen  vielfältig  mit 
Misstrauen  und  Ahnoij^nng  betrachtet.  Aber  immer  gab  es 
auch  unter  diesem  Adel  manche  aufgeklärte  Mäuner  und  aus- 
gezeichnete Patrioten.  Dem  Heere  lieferte  er  die  besten 
Führer  und  in  den  grossen  Entwickelungsmomenten  der  Nation 
gingen  die  Vorkämpfer  und  Leiter  der  Bewegung  und  der 
Keform  doch  zumeist  aus  diesem  Stande  hervor. 

Die  Frage  der  Reform  der  deutschen  Adelsinstitution, 
ist  in  neuerer  Zeit  vielseitig  erwogen  worden.  Die  dafür 
günstige  Periode  von  1852  bis  IöüO  wurde  aber  nicht  benutzt._ 
Ein  paar  verunglückte  Versuche^  bewiesen  nur  die  geringe 
Autorität  der  Reformfreunde  unter  ihren  Standesgenossen  und 
den  Widerwillen  der  Meliizahl  gegen  jede  aufrichtige  und 
wirksame  Reform.  Die  Gründung  des  «deutschen  Kaiserreiches 
^wähit  nun  die  gesetzliche  Möglichkeit  einer^  zeitgemässen 
Neugestaltunt;  einer  nationalen  Aristokratie,  welche  die 
noch  zahlreichen  gesunden  Elemente  des  alten  Adels  aufnimmt 
und  schützend  erhält,  aber  mit  anderen  modernen  aristokrati- 
schen Bildungen  verbindet,  und  alle  innerlich  kraftlosen  und 
lebensunfähigen  Bestandteile  des  bisherigen  Adels  schonungslos 
beseit^ift.  Für  eine  grosse  Nation,  wie  die^  deutsche«(^auch 
eine  kräftige,  selbständige  und  hochgebildete  Aristokratie 
j^ein  politisches  Lebensbedürfnis.  /  Zumal  in  unserer  Zeit,  in 
welcher  die  demokratischen  Massen  so  schwer  ins  Gewicht 
fallen,  wird  es  notig,  das  Schwergewicht  der  Quantität  durch 
die  Höhe  der  Qualität rzuL  ermässigen  und^zu  ergänzen^ 

Die  Erblichkeit  wird  indessen  in  einem  so  gereinigten 
aristokratischen  Mittelstande  schwerlich  allein  Geltung  haben 
noch  schrankenlos  sich  ausdehnen  dürfen.  Denn  es  gibt  in 
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Wahrheit  auch  einen  Individualadel,  der  Anerkennung 
verlangt,  neben  dem  (erblichen)  Basseadel,  und  auch  eine 
«die  Rasse  kann  in  folgenden  Generationen  und  getrennt  von 
ihren  socialen  Grundlagen  ihren  Adel  vciiieren. 

AnmerkuTitf en.  1.  Riehl  hat  in  seinem  Buche  ^die  bürgerliche 
Gesellschaft"  (1854)  die  sociale  Bedeutung  „der  deutschen  Aristokratie" 
in  lebhaften  Bildern  gezeichnet.  Der  Adel  hat  gegenwärtig  nur  nnch 
«ine  sociale  Geltung,  die  auch  für  sich  einen  Wert  hat,  aber  ohne 
politische  Organisation  weder  auf  flic  Dauer  zu  irliülten  ist,  noch  zur 
rechten  Wirksüinkeit  gelangen  kann.  Die  Slimde  sind  als  sociale  Ge- 
meiiischatleu  nur  eine  Hntorlage  der  organischen  und  dann  erst 
wirklichen  politischen  Klassen. 

2.  Die  Ansichten,  welche  ich  im  deutschen  Slaatriwurlerbuch  1,  S.  3UtT. 
und  ß.  58  ff.  ansgesprochen  habe,  heben  vornehmlich  den  Unterschied 
lien'or  zwischen  ruhendem  (passivem)  und  wirklichem  (activem) 
Adel  und  gründen  darauf  Vorschläge  der  Reform,  Jener  schon  durch 
die  Gebnrt  verliehen,  hat  nur  die  31öglichkeit  in  sich,  wirklich  zu  wer- 
den, aber  gibt  keinerlei  Vorzüge;  dieser  setzt  auch  die  persönliche  Aus- 
zeichnung voraus,  durch  die  jene  Möglichkeit  erfüllt  wird.  Ich  habe 
seitdem  die  wenig  trdfltliehe  Entdeckung  gemaclit,  dass  schon  Justus 
Höser  auf  denselben  Gedanken  vor  drei  Menschenaltera  gekommen 
(Patriol.  Phantasien  IV,  248)^  und  dass  derselbe  üi  der  gansen  langen 
Zwischenzeit  gänzlich  missachtet  gebliehen  war.  filuntschli)  Geschichte. 
<ler  Staatswissenschaft,  S.  423. 


Vierzehntes  Kapitel. 

3«  Der  Bfirgerstand. 

Der  Bflrgerstand  ist  in  Europa  später  als  der  rittersehaft- 

liche  Stand  des  niederen  Adels,  aber  noch  im  Mittelalter  zu 
-einem  mit  politischen  Bechten  ausgestatteten  Volksstande  ge- 
worden. Die  Wurzeln  der  Institution  sind  in  dem  alten  £rb- 

staiule  der  Gern  einfreien  zu  finden,  welche  ursprün,Lilich 
den  eigentlichen  Stamm  der  verschiedenen  deutschen  Stämme 
4ind  Völker  gebildet  hatten.  Aber  sie  konnte  nur  in  dem 
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Weichbild  der  Städte  und  nur  unter  dem  Schutze  des  Stadt- 
rechtes und  der  Stadt  Verfassung  zu  Ii  eieni  Wachstuiiie  gelangen. 

Das  Mittelalter  war  überhaupt  der  gemeinen  Yolksfreiheit 
nicht  günstig.  £s  begünstigte  durchweg  die  hierarchischen, 
dynastischen  und  aristokratischen  Klassen.  Fast  Überall  in 
£uropa  erlagen  die  freien  Grundeigentümer  des  Landes  der 
umsichgreifenden  Herrschaft  des  Lehensadels  und  der  Vogtei- 
faerren.  Die  Gesetzgebung  Karls  des  Grossen  yermochte,  ob- 
wohl sie,  von  einem  starken  Könige  gehandhabt,  die  schlimm- 
sten Bedrückungen  hemmte,  doch  den  Furtgang  des  üebels 
nicht  aufzuhalten.  Ein  sehr  grosser  Teil  der  bäuerlichen 
Bevölkerung  in  der  fränkischen  Monarchie,  welcher  durch 
freie  Geburt  den  echten  germanischen  Volksstämmen  ange- 
hörte, geriet,  weil  er  auf  königlichen  oder  Kirchengütern 
oder  in  den  Grundherrschaften  des  Adels  sich  niederliess  und 
Boden  bebaute,  der  nicht  in  seinem  I^genturae  war,  oder 
weil  er  sein  Eigentum  aus  frommeü  Motiven  oder  auch  aus 
Not  an  die  Kirchen  und  Klöster  vergabt  und  nar  als  Zinsgut 
2urückeropfangen  hatte,  in  die  Hofhörigkeit,  kam  so  den  auch 
persönlich  hörigen  Bauern  näher  und  büsste  •  mancherlei 
politische  Freiheitsrechte  ein.  Und  später  konnten  auch  die 
kleineren  Güter,  welche  im  Eigentume  ihrer  freien  Bebauer 
geblieben  waren,  sich  doch  der  Vogtei^eiichtsbarkeit  und  der 
Lasten  nicht  erwehren,  weiche  die  herrschende  Aristokratie 
denselben  auferlegte.  Die  veränderte  Organisation  der  Heere, 
^Tst  auf  den  Ritter-  und  Lehensdienst  basiert,  später  auf  Sold- 
truppen, hatte  zur  Folge,  dass  auch  die  freien  Bauern  die 
Knegstüchtigkeit  und  Kriegerehre  verloren.  Sie  wurden  mit 
Steuern  in  den  mannigfaltigsten  Formen  und  aus  mancherlei 
Vorwänden  oft  willkürlich  belegt;  und  auch  in  den  Gerichten, 
mehr  aber  noch  in  den  politischen  Körperschaften  des  Landes 
irerloren  sie  den  Besitz  und  die  Stimme,  welche  die  alt-ger- 
manische Verfassung  ihnen  gewährt  hatte.  Auch  die  freien 
Grundeigentümer  wurden  als  Yogteileute  nach  und  nach 
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den  hörigen  Bauern  gleichgestellt  und  beide  Bestandteile 
unter  dem  gemeinsamen  Namen  der  Bauerschaft  zusammen- 
gefasst  Der  alte  Erbstand  wurde  somit  in  einen  Berufs* 
stand  umgewandelt  und  die  politischen  Rechte  des  Bauern- 
standes meistens  sehr  verkürzt.  Nur  ein  Teil  der  freien 
Bauern,  meistens  die  grösseren  Grundeigentümer,  stieg  unter 
die  neu  crstaiuleiie  Klasse  der  liitterschaft  empor. 

Ausnahmsweise  nur,  unter  günstigen  Verhältnissen,  ge- 
lang es  einzelnen  Gemeinden  von  Freien  sowohl  ihr  freies 
Eigen  als  ihre  höhere  politische  Berechtigung  vor  den  drohen- 
den Gefahren  des  Mittelalters  in  die  neuere  Zeit  hiuüher  zu 
erhalten.  Eines  der  merkwürdigsten  Beispiele  der  Art  ist  die 
Schwyzer  Markgenossenschaft,  welche  den  Impuls  gegeben 
hat  zu  der  nach  ihr  benannten  schweizerischen  Freiheit. 

Während  so  auf  dem  Lande  die  alte  Freiheit  gewöhnlich 
niedergedrückt  wurde  und  unterging,  so  wurden  im  Gegen- 
satze während  des  Mittelalters  die  Städte  zum  Sitze  einer 
neuen  Bürgerfreiheit. 

Die  Geschichte  der  Städte  ist  für  die  Entwickelung  des 
Begriffes  der  modernen  Freiheit  und  des  Bürgertumes  von  ent- 
scheidendem Einflüsse  geworden.  Beide  Begriffe  waren  früher 
städtische,  bevor  sie  zu  allgemeinen  Staatsbegriffen  ge- 
worden sind.  Es  bedurfte  jahrhundertelanger  Kämpfe  und 
Umwandlungen,  bis  das  städtische  Bürgertum  zu  voller 
Ausbildung  gelangte,  und  wieder  nach  Jahrhunderten  wurde 
es  zum  Staatsbürgertume  erweitert 

Die  Mannigfaltigkeit  und  Gesondertheit  des  aus  romani- 
schen und  mehr  noch  aus  germanischen  Wurzeln  erwachsenen 
Ständeiebens,  welches  das  Mittelalter  vornehmlich  charakteri- 
siert, spiegelte  sich  anfangs  auch  in  den  Städten  wieder.  Sie 
zeigte  sich  gerade  in  den  Städten,  welche  eine  grössere  Be- 
völkerung auf  engem  Räume  zusammenfassten,  ursprünglich 
in  ihrer  buntesten  Gestalt.  Da  fanden  sich,  von  denselben 
Graben  und  Mauern  umschlossen,  oft  beisammen: 
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a)  geistliche  Fürsten  mit  ihrem  Hofstaate  und  be- 
sonderen Hobeitsrechten,  Biscböfe,  Aebte; 

b)  die  niedere  Geistlichkeit  in  mannigfaltigen  Ab- 
stufungen und  Gliederun^^cn; 

c)  weltliche  Grosse  von  hohem  Adel,  z.  B.  könig- 
liche Grafen  oder  sonst  hohe  Barone,  in  Italien  Capitanei, 
welche  meistens,  insofern  sie  nicht  Burgen  daselbst  besassen, 
nur  vorübergehend  in  den  Städten  lebten  und  ihren  eigent- 
lichen Stammsitz  auf  dem  Lande  hatten; 

d)  ritterliche  Familien,  häufig  auch  mit  Lehens- 
besitz auf  dem  Lande  ausgestattet: 

e)  Ministerialen  der  geistlichen  und  welllichen  Herren; 

f)  Mittelfreie,  in  den  romanischen  Städten  von  Italien 
und  Frankreich  häufig  die  Nachkommen  der  römischen  Decu- 
rionenfamilien ,  welche  in  der  Stadt  Grundeigentum  besa^^en, 
oder  germanische  Freie,  die  sich  in  der  Stadt  auf  eigenem 
Boden  niedergelassen  hatten  und  durch  Vermögen  und  poli- 
tische Stellung  ausgezeichnet  waren; 

g)  einfache  Geraein  freie,  aber  noch  mit  Grund- 
eigentum in  der  Stadt; 

h)  persönliche  Freie,  die  aber  auf  Herrengütern  in 
der  Stadt  wohnten  und  um  deswillen  dem  Hofrechte,  z.  B. 
einer  Abtei,  unterworfen  waren; 

i)  eine  Menge  höriger  Leute  verschiedener  Herren, 
und  in  den  mannigfaltigsten  Verhältnissen,  die  einen  selb- 
ständig lebend,  als  Handwerker, 

k)  die  anderen  in  Familienabhängigkeit,  als  Dienstboten, 
Gesellen  u.  s.  f.  * 

Die  Verbindung  aller  dieser  Bruchstücke  der  mittelalter- 
lichen Stände  in  einer  Stadt  musste  mit  der  Zeit  die  Son- 
derung derselben  auflösen  und  eine  neue  Mischung  hervor- 
bringen. Gemeinsames  Lel)en,  gemeinsame  Interessen  und 
Schicksale,  oft  auch  die  Kämpfe  der  Parteien  brachten  die 
einen  Bestandteile  den  anderen  näher,  oder  bewirkten  neue 
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Gegensätze,  welche  nicht  von  der  Geburt  bestimmt  waren. 
Die  Stadtverfassung  brachte  neue  Genossenschaften  uud  Jiäte 
hervor,  in  welchen  die  verschiedenen  Stände  zu  einer  neuen 
Einheit  verschmolzen  wurden.  Der  Gang  dieser  Umgestaltung 
war,  obwohl  in  den  verschiedenen  Städten  die  Verschieden- 
heit der  Nationalität,  der  Zeiten  und  der  lokalen  Einflüsse 
auch  ihre  Einwirkung  fihte,  doch  im  grossen  überall  der 
nämliche.  Es  kummen  hierbei  vorzüglich  folgende  Momente 
in  Betracht: 

1.  Den  eigentlichen  Kern  der  alten  städtischen  Bür- 
gerschaft bildeten  zuerst  die  vornehmen  Geschlechter 

der  Ritter,  Ministerialen  und  Mittelfreien,  welche  in  den 
Räten  (als  Consules)  nach  Selbständigkeit  strebten  und 
die  Herrschaft  der  alten  Stadtherren  beschränkten.  Dann  er- 
weiterte sich  dieser  Kern  durch  die  Verbindung  mit  den  ge- 
meinfreien Eiementen  und  es  traten  neue  Gegensätze  zu  Tage 
zwischen  den  alten  aristokratischen  Geschlechtern  und  den 
jungen  aufstrebenden  Genossenschaften  freier  Bürger.  8o  hatte 
sich  zu  Mailand  schon  um  die  Mitte  des  XL  Jahrhunderts 
die  ^Motta^  als  politische  Genossenschaft  gebildet  aus  Dok- 
toren der  Bechte,  Aerzten,  Banquiers,  Grosshändlem  und  ein- 
zelnen ritterbürtiiieii  Leuten,  Junkern,  welche  die  ritterliche 
Lebensweise  nicht  fortsetzten,  später  der  „popolo  grasso*, 
Populäres  genannt,  und  trat  den  adeligen  Oapitanei  und 
Yalvassores  (Baronen  und  Kittern)  entgegen,  dann  auch  im 
XII.  Jahrhundert  in  dem  Grossen  Rate  (consilium  gene- 
rale),^ als  einem  städtischen  Gesamtrate,  zur  Seite. 

Die  Erzeugung  einCr  städtischen  Obrigkeit  in  den 
Konsuln  war  der  erste  entscheidende  Schritt  zur  Einigung 
der  höheren  Stände  in  der  Stadt,  die  Bildung  von  Grossen 
Bäten  und  die  Berufung  von  Gemeinden  gewöhnlich  ein 

1  Savigny,  Geschichte  des  röraisclien  Reclites  im  MittelalterBd.il, 
a  108  flF;  Leo,  Geschi.  hto  von  Italien  I,  Ö.  399^  Hegel,  Städtever- 
fassung  in  Italien  [II,  8.  213  ff.]- 
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zweiter  und  dritter.  Zuletzt  kamen  die  Zünfte,  und  so  um- 
fing von  Zeit  zu  Zeit  ein  weiterer  Kreis  der  Bürgerschaft  die 

älteren  engeren  Genossenschaften. 

Diese  Entwickelung  zeigte  sich  zuerst  in  der  Lombardei, 
wo  die  germanische  Neigung  zu  genossenschaftlicher  Bildung 
und  freier  Selbständigkeit  mit  alt-romanischen  Erinnerungen 
sich  verband.  Von  da  aus  ging  die  Bewegung  auf  die  Städte 
im  südlichen  Frankreich  über,  zum  Teil  noch  während 
des  XII.,  zum  Teil  erst  im  XIII.  Jahrhundert.  Ihren  Ans- 
gang  und  Anhalt  fand  sie  vornehmlich  in  den  Resten  der 
alten  freien,  in  Frankreich  übrigens  mehr  als  in  der  Lom- 
bardei herabgekommenen  Municipalbürgerschaft,  die 
sich  durch  gewählte  Prudhommes  vertreten  liess. 

2.  Eine  entschiedener  demokratische  Rieht untr  und  kor- 
porative  Gestalt  hatten  die  eidlichen  Konföderationen 
der  Bürger  in  den  Kommunen,  welche  um  dieselbe  Zeit 
im  Norden  von  Frankreich  mit  ihren  Stadtherren  oft  blutige 
Kämpfe  bestanden.  In  ihnen  zeigen  sich  schon  neue  Elemente 
des  Bürgertumes,  voraus  die  Aufnahme  in  die  Gildgenos- 
senschaft (gildonia,  conjuratio,  fratemitas),^  welche  allein 
zum  Bürger  der  Kommune  machte  und  mit  eidlicher  Ver- 
pflichtung auf  ihre  Statuten  verbunden  war.  Die  bürgerliche 
Freiheit  und  das  btlrgerliche  Recht  wurde  somit  teils  von 
der  blossen  Fortpflanzung  der  freien  Rasse,  teils  von  dem 
Zusammenhange  mit  dem  Grundbesitze  abgelöst  und  der  Nach- 
druck auf  die  korporative  Verbindung  gelegt.  Sowohl 
das  Lehensprincip  als  das  Princip  des  altgermanischen  Stände- 
rechtes wurden  durchbrochen  und  ein  neues  persönliches 
Princip  erzeugt 

Ferner  war  die  Verfassung  der  Kommune  der  Aus- 
breitung der  Freiheit  und  des  Bürgerrechtes  auch  über  die 

3  Vgl.  T  h  i  e  r  r  y ,  Lettre  XIV  aar  Thistoire  de  France,  and  S  ch  ä  f  f  n  e 
Rechtsgeachiehte  II,  S.  5$4  ff. 
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tiefer  stehenden  Schichten  der  stiidtischeu  Bevölkerung 
günstig.  Auch  die  Menge  der  Handwerker,  welche  sich  von 
der  Hörigkeit  losgemacht  hatten,  fand  Aufnahme  in  der  Ge- 
nossenschaft, und  es  ^vurde  der  Grundsatz  ein-  und  durch- 
geführt, dass  der  Hörige,  welcher  Jahr  und  Tag  in  der  Stadt 
unangesprochen  und  unverfolgt  von  seinem  Herrn  gewohnt 
habe,  zum  Freien  geworden  .sei.  Ikuiderte  von  Stadt- 
rechten^  in  ganz  Europa  bezeugen  den  wichtigen  Satz;  »Die 
Luft  der  Stadt  macht  frei.^ 

Die  Uebertreibungen  und  Ausschweifungen  der  Demokratie 
in  den  Kommunen  führten  freilich  öfter  wieder  zu  Healvtionen. 
Die  Könige,  welche  geholfen  hatten,  dieselben  von  der  Herr- 
schaft der  Seigneurs  zu  befreien,  bekamen  dann  Veranlassung, 
die  Zügel  des  Uegiinentes  selbst  durch  ihre  Beamten  in  die 
Hand  zu  nehmen  und  straffer  anzuziehen.  In  ähnlicher  Weise 
ging  auch  die  Selbstregiening  der  lombardischen  Städte  zu 
Anfang  des  XIV.  Jahrhunderts  meistens  unter,  und  die  Ge- 
walt tiel  einzelnen  Fürsten  zu,  nachdem  im  XIII.  Jahrhundert 
die  neue,  grossenteils  aus  den  niederen  Elementen  der  Stadt- 
bewohner gebildete  Bürgerschaft  des  Popolo  unter  ihren 
demokratischen  llauptleuten  (Capitani)  mit  dem  städtischen 
Adel  deu  Kampf  um  die  Herrschaft  begonnen  und  denselben 
häufig  unterworfen  oder  verdrängt  hatte. 

Ausser  den  Städten  mit  Konsulat-  und  mit  Kommunal* 
Verfassung  gab  es  damals  freilich  noch  viele  Städte  in  Frank- 
reich,, die  in  grösserer.  Abhängigkeit  von  ihren  Herren  ge- 
blieben waren  und  von  Vögten  (privöts^  Prevotalstädte)  oft 
sehr  willkürlich  regiert  wurden.  Auch  in  diesen  Städten 
wurden  indessen  die  Lasten  der  Höri^^-eit  aufgehoben  oder 
sehr  gemildert,  und  bildete  sich  der  Begriff  der  Bourgeoisie 
als  eines  freien  Standes  aus,  dessen  man  durch  Nieder- 

3  Für  Deutschland  sind  in  den  Werken  von  Gaupp  und  Geng- 
ier, Deutsche  Stadtrechte  des  Mittelalters,  zahlraiche  Bel^e  zu  finden. 
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lassung  in  der  Stadt,  auch  wohl  durch  königliche  Verleihung 
<les  Bürgerrechtes  teilhaft  werde.  ^ 

3.  Die  verschiedenen  Bedeutungen  des  Wortes  Bürger 
bezeichnen  auch  in  Deutschland  verschiedene  Stufen  der 

Entwickelung. 

Im  XIIL  Jahrhundert  pflegte  man  noch  ähnlich  wie  früher 
in  Italien  und  Frankreich  die  Bitter  und  die  Burger 

^milites  et  burgenses)  zu  unterscheiden,  und  unter  diesen  die 
zu  der  städtischen  Genossenschaft  gehörigen  und  ratsfäliigeu, 
aber  nicht  als  Ritter  lebenden  Freien  zu  verstehen.  Die  freien 
Häuserbesitzer  in  der  Stadt  waren  der  Grundstock  dieser 
Bürgerschaft,  welche  in  Verbindung  mit  den  rittoibürtigen 
Oeschlechtern  gewöhnlich  die  Schöffen-  und  die  KatSätellen 
der  Stadt  inne  hatten.  Dann  wurden  auch  wohl  beide  Bestand« 
teile  (die  Ministerialen  überdera  den  liittern  beij^eselltj  in  ihrer 
Vereinigung  als  die  vollberechtigten  Burger  der  Stadt,  oder 
■als  die  Geschlechter  bezeichnet  und  den  Handwerkern  und 
übrigen  Einsassen  der  Stadt  entgegeugesetzt. 

Seit  der  Mitte  des  XIIL  Jahrhunderts,  der  Zeit  der 
gössen  Städtebünde  zum  Schutze  des  Handels,  scheinen  die 
Kaufleute  in  vielen  deutschen  Städten,  insofern  sie  persön- 
lich frei  waren,  auch  abgesehen  von  dem  Grundbesitze,  der 
Bürgei*schaft  beigezählt  worden  zu  sein  und  ebenfalls  Ver- 
tretung in  dem  Rate  der  Stadt  erlangt  zu  haben.  —  Dadurch 
^urde  der  Begriff  der  Bürgerschaft  von  dem  Zusammenhange 
mit  dem  Boden  teilweise  abgelöst,  und  dem  Berufe  und  der 
persönlichen  Verbindung  mehr  Bedeutung  als  früherhiu 
zugestanden. 

Die  nämliche  Kichtuiig  wurde  sehr  verstärkt,  als  in  der 
ersten  Hälfte  des  XIV.  Jahrhunderts  gewöhniicli  auch  die 
Handwerker,  in  ihren  Zünften,  als  ein  neuer  Bestandteil 
der  Bürgerschaft  einverleibt  wurden.  Das  Wort  Bürger  hatte 

4  Schaffner  a.  a.  0.  S.  590. 
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somit  einen  umfassenderen  Sinn  gewonnen.   Es  bezeichnete 

von  da  an  regelmässig  alle  Genossen  des  städtischen  Lebens 
und  der  städtischen  Korporationen.  Die  Hörigkeit  war,  sa 
weit  das  Städtebürgertum  reichte,  aufgelöst,  die  Unterschiede 
der  Geburt  waren  wesentlich  modificiert  und  gemildert,  das. 
Lehensrecht  durch  das  gemeinsame  und  persönliche  Stadt- 
recht verdrängt  und  alle  Bürger  als  solche  in  eine  unmittel- 
bare Beziehung  zu  der  Stadt  gesetzt  worden,  zu  welcher  sie 
gehörten. 

Dieses  bald  mit  mehr,  bald  mit  weniger  Hechten  der 
Selbstverwaltung  und  Selbstregierung  ausgestattete,  aber  immer- 
hin persönlich-freie  Stadtbürgertum  war  indessen  auf 
den  Umkreis  der  städtischen  Interessen  beschränkt.  Im  ein« 
zelnen  war  daher  auch  je  nach  der  sonstigen  Bedeutung  und 
Geschichte  der  Städte  die  bunteste  Mannigfaltigkeit  denkbar. 

Die  einen  Städte  waren  der  Landesherrschaft  der  Fürsten 
unterworfen  und  daher  Landstädte.  Die  anderen  crwarbent 
für  ihre  Räte  königliche  Rechte  und  wurden  selber  zu  Landes- 
herren über  die  umliegenden  Dörfer  und  die  erworbenen  Herr» 
Schäften.  Um  ihrer  unmittelbaren  Beziehung  zu  Kaiser  und 
Reich  wurden  sie  dann  Reichsstädte  genannt. 

Im  XVL  Jahrhunderte  noch  sind  die  deutschen  Städte 
voll  Reichtum,  Bildung,  Blüte.  Die  Baudenkmäler  aus  jener 
Zeit  haben  ihren  Ruhm  ei  Ii  alten,  den  damals  Machiavelli  in 
seinen  Berichten  verkündet  hatte.  Aber  der  dreissigjährige 
Krieg  zerstörte  den  Wohlstand  und  die  Macht  der  Städte  und 
sie  gerieten  in  einen  traurigen  Verfall,  von  dem  sie  sich 
nur  sehr  langsam  nach  mehr  als  einem  Jahrhundert  des  Leidens 
und  der  Kümmernis  erholten.  Die  Landstädte  büssten  ihre 
laiidstänilische  Stellung  ein,  die  Beichsstädte  kuniiten  kaum 
den  Schein  der  Selbständigkeit  erhalten.^  Die  Städte  schlössen 
sieh  ängstlich  ab  von  dem  Lande  und  ergaben  sich  einem 
engen  und  kleinlichen  Philistergeiste.  Sie  waren  verarmt  und 
gedrückt. 
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4.  Die  charakteristischen  Merkmale  des  mittelalterlicheft 
Bürgerstandes  sind: 

a)  Er  bildet  im  Gegensatz  zu  dem  Elems  und  dem  Adel 
nicht  einen  privilegierten  Stand,  sondern  einen  ordentlichen 
iiegei-  und  Volksstand. 

Er  unterscheidet  sich  yon  den  Bauern  durch  die  Be- 
ziehung zur  Stadt,  durch  die  städtische  Kultur,  städtische^ 
Freiheit  und  städtisches  Recht. 

b)  Die  Bürgerschaft  fühlt  sich  trotz  der  geschieht] ichen 
Gegensätze  der  Familien  und  der  alten  Geblütsstände  und 
ungeachtet  der  verschiedenen  Berufsarten  als  einen  zu- 
sammengehörigen Stand,  weicliei  die  bürgerliche 
Freiheit  wahrt  und  die  Gleicheit  Aller  vor  dem  Ge- 
setze achtet,  und  als  eine  städtische  Rechtsgenossen- 
schaft nach  demselben  Stadtrecht  lebt  und  die  Stadt- 
verfassung selbständig  ordnet.  Die  Bürger  sind  Söhne 
der  Stadt  und  Teilhaber  an  dem  städtischen  Gemeinwesen. 
Bürgerliche  Ehre  und  städtische  Kultur  sind  miteinander  eng 
verflochten. 

c)  Der  Bürgerstand  erlangte  aber  im  Mittelalter  auch 
eine  staatliche  Stellung  und  Bedeutung,  welche  über  daa 

Weichbildrecht  der  einzelnen  Stadt  hinaus  >virkte  und  die 
Bürger  der  vielen  Städte  des  Landes  und  des  Reiches  zu 

einem  gemeinsamen  ständischen  Körper  zusammenfasste.  ^  

Diese  neue  Entwickelung  fand  ihren  Ausdruck  in  der 
Organisation  der  niittohilterlichen  Reichs-  und  LÄndstande. 
Seit  der  Mitte  des  XIII.  Jahrhunderts  erlangten  in  England 
die  Bürgerschaften  der  Städte  eine  ursprünglich  von  der  Bitter- 
schaft getrennte,  dann  mit  dieser  vtrhuiKlene  Vertretung  im 
Nationalparlament.  Aus  den  Repräsentanten  der  Bürgerschaft 
bestand  in  Frankreich  der  Mher  schon  von  Zeit  zu  Zeit 
einzeln,  seit  dem  Anfang  des  XIV.  Jahrhunderts  zu  den  all- 
gemeinen Ständeversammlungen  (etats  generaux)  berufene 
dritte  Stand  (tiers  ^tat)  des  Beiches.    Auch  die  Bänke 
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der  Städte  auf  den  deutschen  U  e  i  c  h  s  t  a  g  e  n  seit  der  Er- 
hebung Rudolfs  von  Habsburg  zum  Könige  waren  wenigstens 
teilweise  eine  Stellvertretung  des  deutschen  Bütgerstandes, 
und  auf  den  deutschen  Landtagen  erhielten  die  Städte 
neben  dem  Adel  und  der  Geistlichkeit  als  eine  staudische 
Oenossenschaft  Sitz  und  Stimme. 

5.  Endlich  wurden  die  neuen  Rechtsgedanken,  die  sich 
in  dem  Städtebürgertuni  aus^^eprägt  fanden,  auf  die  weiten 
Kreise  der  Gesamtbevölkeruug  des  Staaten  übergetragen,  und 
aus  dem  Stadtbürgertum  wurde  die  Institution  des  modernen 
Staatsbürgertums  geboren. 
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4.  Der  Bauernstand. 

Wenn  das  Mittelalter  dem  Fortbestände  der  alten  Gemein- 
freiheit iiuiiL  günstig  war,  so  beförderte  es  auf  der  andern 
Seite  die  Erhebung  und  Befreiung  der  hörigen  Leute.  £ben 
indem  es  jene  niederdrückte,  hob  es  diese  empor,  und  so 
näherten  und  mischten  sich  beide  Stände  auf  derselben  Stufe. 

Ein  immerhin  kleiner  Teil  der  hörigen  Leute  wurde  sogar 
über  die  Freien  in  den  Stand  des  niederen  Adels  hinauf- 
gerückt, die  Ministerialen,  welche  durch  Hofdienst  den 
Dynasten  persönlich  nahe  traten,  und  durch  höfische  Bildung 
und  Sitten  ausgezichnet  waren,  mit  reicherem  Grundbesitz 
ausgestattet  und  mit  der  Zeit  den  ritterlichen  Vasallen  an 
die  Seite  gestellt  wurden. 

Ein  anderer  und  zahlreicher  Teil  liess  sich  in  den  Städten 
nieder  und  gelangte  hier,  indem  er  städtische  Gewerbe  trieb 
und  auf  diese  Weise  auch  zu  Vermögen  kam,  zugleich  zu 
persönlicher  und  bürgerlicher  Freiheit.  Den  italienischen 
Städten  gebührt  der  Buhm,  zuerst  im  grossen  die  volle  Be- 
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treiung  der  Hörigen  ihres  Gebiets  durchgeführt  zu  haben. 
Die  Stadt  Bologna,  die  allezeit  fflr  die  Freiheit  gekämpft 
hat,  fasste  im  Jalir  1256  auf  Antrag  ihres  Podesta  Accursius 
<le  Sorrecina  den  hochherzigen  Beschluss,  alle  Hörigen  ihres 
"Gebiets  freizukaufen  und  zu  erklären,  dass  es  in  Zukunft 
keine  Unfreiheit  mehr  geben  dürfe.  ^ 

Auch  der  Beruf  der  Handwerker,  früherhin  besonders 
in  dem  germanischen  Europa  gering  geschätzt  und  Vorzugs- 
inreise  den  hörigen  Leuten  fiberlassen,  wurde  durch  das  ent- 
wickeitere städtiäclie  Leben  gehoben.  Die  Innungen,  zuerst 
-wohl  in  Italien,  wo  auch  sonst  ein  freies  Bürgertum  zu  früher 
Blüte  gekommen,  als  Scholae  eingeführt^  dann  in  Frankreich 
unter  Kinwirkung  der  germanischen  Neigung  zu  korporativer 
Gestaltung  in  Fem  von  Ministeria  (mestiers)  und  Gheuden 
nachgebildet,  zuletzt  auch  nach  Deutschland  verpflanzt,  stärkten 
das  Recht  der  Eorporationsgenossen  und  die  Ehre  der  Meister. 
Sorgfältigere  Erziehung  und  stufenweise  Ausbildung  der  Hand- 
werker, erhöhte  Kunstfertigkeit,  grösserer  Yermögenserwerb« 
die  neue  Waffenfähigkeit  im  Dienste  der  Stadt  unter  eigener 
Innungs-  oder  Zunftlahiie,  die  dauernde  Verbindung  mit  den 
Interessen  und  dem  Gedeihen  der  Stadt,  alles  dies  weckte 
das  Selbstgefühl  und  die  natürlichen  Ansprüche  der  Hand- 
ifrerker;  und  v^enn  noch  manche  von  hörigem  Stamme  waren, 
so  erkauften  sie  nun  die  volle  Befreiung  oder  erlangten  die- 
selbe durch  massenhafte  Erhebung.  Das  eigentliche  Bürger- 
recht der  Stadt  konnte  ihnen  nicht  entzogen  bleiben. 

Mit  gi'össeren  Schwierigkeiten  war  «aiif.  dem  Lande  der 
Weg  verlegt,  auf  welchem  die  hörigen  Leute  zur  Freiheit 
aufstiegen.  In  jnancben  Gegenden  galt  sogar  der  entgegen- 
gesetzte Grundsatz:  die  Luft  macht  hörig.  Aber  wenn 
auch  die  hörigen  Bauern  nur  ausnahmsweise  zu  voller  persön- 

1  Laurent  a.  ii.  O.  VII.  5.  663.  Florenz  lolute  ilein  schuiien  llci- 
spiele  1288.  [Vgl.  Su  i^euheim,  Geschicliie  der  Auliiebung  der  Leib- 
eigenschaft (löölj  Ö.  202  ir.j 
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lieber  und  politischer  Freiheit  gelangten,  so  erreichten  sie 
doch,  freilich  langsamen  Schrittes,  in  der  Regel  eine  zwar 
mit  mancherlei  Lasten  beschwerte  und  politisch  zurück- 
gesetzte, aber  durch  festen  Rechtsschutz  gesicherte  und  in 
ihrem  Inhalt  immerhin  erweiterte  persönliche  Freiheit.  Mit 
den  ursprünglich  freien  Bauern  wurden  sie  zu  einem  gleich- 
bereditigten  Berufsstande. 

Im  einzelnen  sind  die  Verhältnisse  äusserst  mannigfaltig^ 
und  auch  die  Uebergaugsstufen  aus  der  Eigenschaft  zur  Frei- 
heit zahlreich.  Wie  die  Aufhebung  der  Sklaverei  zu  grossem 
Teile  den  Einwirkungen  der  Kirche  zu  verdanken  ist,  so  ist 
auch  die  Erhebung  der  hörigen  Leute  von  jeher  voraus  durch 
die  Kirche  begünstigt  worden.  In  der  That,  wo  Kirchen  und 
Klöster  Grundherrlichkeit  besassen,  gingen  sie  meistens  voran 
in  Erteilung  bestimmter  Rechte  und  Gewährung  wichtiger 
Freiheiten  für  ihre  Hörigen,  und  zuerst  wurden  die  Gottes* 
hausleute  den  freien  Bauern  angenähert  Dann  folgten  auch 
die  Könige  dem  Beispiele.  Schon  die  Karolinger  handelten 
in  dieser  Richtung  zu  Gunsten  der  Fiskalinen,  und  Ludwig  X. 
erklärte,  als  er  den  Serfs  auf  den  königlichen  Domänea 
[gestattete,  sich  freizukaufen]  (1315),  seinen  Beruf  als  König^ 
des  „Frank(  ureichcs"  zu  erfüllen.'^ 

Der  Dämliche  Geist  des  Mittelalters,  welcher  die  Hoheits- 
rechte zu  Gunsten  der  grossen  Barone  als  erbliche  Lehen  aa 

^  Ordonn.  I,  653:  „Comme  Belonc  le  droit  de  natiire  chacun  doit. 
naifltre  frone  et  par  aucuns  usages  —  moult  de  personnes  de  no8tr& 
eommun  pcuple  soient  encheües  en  Heu  de  servitudes:  —  Nous  conBide- 
rants  que  Kostre  Royaume  est  dit  et  nomine  le  Royaume  de  Francs,  et 
youllant  que  la  chose  en  v6rit6  soit  accordant  au  nom  —  ordenons,  qu& 
generaument  par  tout  nostre  Royaume  de  taut  comme  il  peut  aj^iarteiiir 
&  noas  —  telles  servitudes  soient  tarnendes  &  franchises  —  k  bonnes  et 
convenables  conditions  —  de  tant  comme  il  peut  toucher  nous.**  Vgl. 
Sch&ffner,  Franz.  R.  6.  I,  523.  Schon  vorher  hatte  der  Graf  von  Va- 
lois,  Bruder  des  Königs  Philipp  des  Schonen,  die  Hörigen  seiner  Graf- 
schaft im  Kamen  der  natürlichen  Menschenfreibeit  für  frei  erklärt. 
Laurent  a.  a.  0.  TI,  662.  [Vgl.  jedoch  Sugenheim  a.  a.  O.  S.  130  iF.| 
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ileQ  Boden  knüpfte,  und  welcher  deu  Vasallen  ihren  Lebens- 
berren  gegenüber  gesicherte  und  dauerhafte  Rechte  an  den 
Benefizlen  verlieh,  stärkte  und  befestigte  auch  die  Bechte  der 
hofhörigen  Bauera  an  den  verliehenen  Gütern,  und  bildete 
das  hofrechtliche  Erbe  und  eine  eigentümliche  patrimoniale 
Gerichtsverfassung  aus,  an  welcher  auch  die  Bauern  unter 
Leitung  ihres  Meires  oder  Mayer  (villici  majores)  Teil 
hatten.  Gedrückter  war  wohl  die  Lage  der  französischen 
Serfs  und  Vilains,  als  die  der  deutschen  Hofleute  und 
O rundholden,  wie  schon  die  Sprache  den  Gegensat«  an- 
deutet, aber  imraerbiu  ähnlich,  und  später  als  in  Frauivreicii 
ging  in  Deutschland  die  £ntwickeiung  zu  höherer  Freiheit 
vor  sich.  Doch  standen  auch  in  Frankreich  die  Coutumiers 
und  Rüturiers,  unter  denen  die  Ostes  (Ilospites)  als 
iiöhere  Klassen  berechtigter  Bauern  den  Gemeintreien  ganz 
nahe.  In  England  dagegen  erlangten  die  hörigen  Leute  nach 
•der  grossen  Pest  1848—49  wohl  persönliche  Freiheit,  aber 
ohne  Grundbesitz.  So  wurde  nicht  ein  Stand  freier  Bauern, 
sondern  freier  Arbeiter  geschaffen.^ 

Diese  b&uerliche  Halbfreiheit  bezog  sich  flbrigens  ge- 
meiniglich nur  auf  das  Privatrecht  und  auf  die  Gemcindü- 
uud  Gerichtsverfassung. 

Mit  den  freien  Bauern,  die  unter  die  erbliche  Vogtei- 
herrschaft  geraten  waren,  und  deren  Gfiter  nun  auch  mancherlei 
ewige  Lasten  zu  Gunsten  der  „Herren**  zu  tragen  hatten, 
schmolzen  sie  zu  dem  einen  sogenannten  Bauernstande 
zusammen. 

Zu  einem  politiscben  Stand  im  vollen  Sinn  wurde  der 
Bauernstand  nur  ausnahmsweise  in  wenig  Ländern,  nur  da, 

S  Seebohm,  De  la  rdforme  du  Droit  des  Gens  1873,  S.  63  f.  pie 
Aufhebung  der  Leibeigenachaft  begann  in  England  achon  im  Laufe  des 
XITI.  Jahrhunderts.  Ein  grosser  Teil  der  freigewordenen  Leibeigenen 
trat  in  den  Stand  der  Erbpächter  (cupyholders).  Sugenheim  a.  a.  O. 
6.  289  ff.;  Gneist,  Englische  Verfassungi^gei^cbichte,  8.  444  f.] 
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WO  er.  wie  in  dem  skandinavischen  Norden,  die  alte  Gemein- 
freiheit  und  die  alte  Verfassung  glücklich  behauptet  halte  oder» 
wie  im  Tirol,  von  den  Ijandesfürsten  zu  den  Landtagen  zu- 
gezogen ward,  oder  wo  er,  wie  in  der  Schweiz,  freie  Bauem- 
republiken  gi'ündcte.  In  den  meisten  Ländern  ward  er  nur  als 
ein  uuterthäniger  Stand  bebandelt,  dem  keine  politische 
und  insbesondere  keine  repräsentative  Rechte  gebühren,  der 
aber  von  der  Natur  bestimmt  sei,  vornehmlich  die  öffentlichen 
Lasten  zu  tragen.  Er  war  wesentlich  ein  wirtschaftlicher, 
nicht  wie  die  Bürgerschaft  der  Städte  ein  Kulturstand. 

Vergeblich  machten  die  deutschen  Bauern  in  dem  grossen 
Bauernkrieg  des  XVI.  Jahrliu Uderts  eine  gewaltsame  An- 
strengung, die  Herrschaft  zu  brechen,  die  schwer  auf  ihnen 
drückte.  Wenn  man  heute  die  bekannten  XII  Artikel  liest^ 
welche  die  Bauern  damals  verlangten,  und  .sich  erinnert,  dass 
dieses  Verlangen  die  lieft igste  Entrüstung  der  damaligen  Ge- 
bildeten SO  gut  wie  der  herrs.chenden  Aristokratie  über  die 
unerhörte  Anmassung  der  Bauern  zur  Folge  hatte,  so  bemerkt 
man  nicht  ohne  Befriedigung  den  mächtigen  Fortschritt  der 
Zeiten,  indem  die  Bauern  in  unserem  Jahrhundert  überall 
mehr  ohne  Streit  als  Menschen-  und  Bürgerrechte  erhalten 
haben,  als  sie  damals  zu  fordern  gewagt  hatten. 

Nur  allmählich  fing  man  an,  sich  an  den  Gedanken  zu 
gewöhnen,  dass  die  Bauern  doch  nicht  eine  bloss  unterwürfige 
Menschenmasse  bilden,  aus  der  man  nach  Willkür  Soldaten 
rekrutieren  und  der  man  beliebig  Steuern  abverlangen  dürfe. 
Die  englische  Verfassung,  welche  den  Yeomen  (den  probi  et 
legales  homines),  wenn  sie  ein  gewisses  nicht  hohes  Mass  von 
Einkünften  von  ihren  Gütern  zogen,  das  Recht  gab,  an  den 
Grafschaftswalilen  für  das  Unterhaus  teilzunehmen,  zeichnete 
sich  in  der  Beachtung  solcher  Volksfreiheit  wiederum  aus. 

Erst  die  neue  Zeit  aber  machte  die  Segnung  der  vollen 
persönlichen  Freiheit  und  damit  zugleich  der  Fähigheit  zu 
den  politischen  Rechten  allgemein  für  alle  Klassen  der  Be- 
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völkerung.  Die  Philosophie  des  ^VIII.  JahrhuDderts  hat  zu 
diesem  grossen  Fortschritte  den  geistigen  Anstoss  gegeben, 
indem  sie  den  Gedanken  der  natürlichen  Menschenrechte  zu 
Ehren  geliracht  hat. 

In  Deutschland  ging  König  Friedrich  L  von  Prenssen 
yoran,  indem  er  auf  den  königlichen  Domänen  die  Eigenschaft 
aufhob  1702:  Friedrich  II.  begünstigte  und  erweiterte  die  Be- 
freiung auch  der  übrigen  Eigenen  durch  seine  Gesetze ,  und 
Kaiser  Joseph  II.  folgte  dem  Beispiel  für  Deutschösterreicb 
1782,  ebenso  Karl  Friedrich  von  Baden  1783.  Die  meisten 
anderen  deutschen  Staaten  blieben  indessen  nuch  zurück. 
£rst  die  enthusiastische  Erklärung  vom  4.  August  1789  und 
die  Verkündung  der  Menschenrechte  durch  die  französische 
Nationalversammlung  wirkten  ent^^cheidend  auf  das  civilisierte 
Europa.  Die  Befreiung  auch  der  hörigen  und  eigenen. 
Klassen  wurde  nun  als  eine  allgemeine  Pflicht  und  als  eine 
unwiderstehliche  Forderung  der  neuen  Zeit  anerkannt,  und 
in  der  eisten  Hälfte  des  XIX.  Jahrhunderts  in  dem  abend- 
ländischen Europa,  in  der  zweiten  Hälfte  nun  auch  in  Ost- 
europa vollzogen.  Gleichzeitig  oder  bald  nachher  wurde  denn 
auch  das  Staatsbürgerrecht  auf  die  Bauern  wie  auf  die 
Städtebürger  ausgebreitet. 


Seclizcluitcs  Kapitel. 

5*  Die  Sklaverei  und  ihre  Aufhebung. 

Der  Sklave  kommt  ursprünglich  als  ein  Fremder  in  die 
Familie  und  in  das  Volk  hinein,  deren  Gewalt  er  unterworfen 
wird.  So  verbreitet  das  Institut  der  Sklaverei  im  Altertum 
war,  so  weiss  ich  doch  von  keinem  Volke,  welches  dieselbe 
als  einen  nationalen  Stand  betrachtet  hätte.  Schon  das 
ist  uns  ein  Zeugnis,  dass  die  Sklaverei  nicht  ein  Bedürfnis 
der  menschlichen  Natur  sei. 
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Aristoteles  (Polit.  1.  2.)  hat  zwar  mit  vielem  Aufwand 
yon  Scharfsinn  zu  beweisen  gesucht,  dass  die  einen  von  Natur 
Herren  und  die  anderen  von  Natur  Sklaven  seien.  Aber  soweit 
seine  BeweisfüruDg  Wahrheit  enthält,  ist  sie  bloss  geeignet, 
die  Notwendigkeit  dienender  Klassen  der  Bevölkerung  zu 
begrOnden,  nicht  aber  das  Bedürfiais  der  rechtlosen  Sklaverei. 
Allerdings  bedarf  der  höher  begabte  Mensch,  soll  er  seine 
Bestimmung  erfüllen  können,  auch  beseelte  Werkzeuge,  wie 
Aristoteles  sie  nennt,  zu  seinem  Dienste,  und  allerdings  gibt 
■es  Menschen,  welche  von  der  Natur  selbst  vorzugsweise  auf 
Jkörperliche  Thätigkeit  angewiesen  sind  und  ebenso  sehr  der 
Leitung  und  des  Befehles  eines  Herrn  bedürfen,  um  ihreu 
Beruf  richtig  auszuüben,  als  dieser  ihrer  Dienstleistung.  Aber 
daraus  folgt  doch  nur,  dass  Herrschaft  und  Dienstboten,  Meister 
und  Gesellen,  Bauer  und  Knechte,  Fabrikherr  und  Fabrik- 
arbeiter einander  gegenseitig  bedürfen,  keineswegs  aber,  dass 
das  Unterordnungsverhältnis  des  dienenden  Teiles  zum  herr- 
schenden dem  der  Haustiere  zum  Eigentümer  gleich  zu  achten 
sei;  es  folgt  nicht  daraus,  dass  die  Arbeiter  alle  individuelle 
Freiheit  und  die  menschliche  Persönlichkeit  aufgeben  und 
■ZU  blossen  Sachen  und  Werkzeugen  eines  bestimmten 
Herrn,  d.  h.  eben  zu  Sklaven  werden  müssen.  Der  Mensch 
ist  von  Natur  Person,  daher  kann  er  nicht  Sache,  d.  h.  nicht 
Sklave  sein. 

Die  römischen  Juristen,  welche  in  ihrer  Rechtstheorie 
4en  absoluten  EigentumsbegriflF  mit  einer  auch  im  Altertum 
auffallenden  Härte  auf  die  Sklaven  anwendeten  und  dieselben 
durchweg  als  rechtlose  Wesen,  als  blosse  Sachen  darstellten, 
waren  sich  doch  bewusst,  dass  die  Sklaverei  wider  die  ]Satur 
und  nur  durch  den  gemeinen  Gebrauch  der  Völker  eingeführt 
worden  sei.  ^  Sie  erklärten  daher  die  Freilassung  als  Wieder- 

1  Florentinii8  L.  4,  §.  1  D.  de  Statu  hominiim:  «Servitus  eat  oon- 
Btitutio  juris  gentiunL,  qua  quis  dominio  aUeno  contra  fiafunwi  aabjicitur. 
$.  2  J.  de  jure  person. 
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berstellung  des  natfirlicben  Rechtes.^    Die  römische 

Jurisprudenz  wusste  das,  und  hielt  denDocli  mit  starrer  Kon- 
4seqaenz  über  ein  Jahrtausend  an  dem  gewaltsam  eingeführten 
£i|$eiitttm  ttber  die  Sklaven  fest  Die  kaiserlichen  Verord- 
nungen, dass  es  den  Herren  nicht  mehr  gestattet  sei,  ohne 
Mass  und  ohne  Grund  wider  ihre  Sklaven  zu  wüten, ^  schützten 
Tor  den  Exzessen  roher  Grausamkeit,  etwa  so,  wie  neuere 
Oesetze  gegen  die  Tierqnfilerei  gegeben  sind,  sie  &nderten  aber 
nichts  an  dem  Grundbegriflfe;  und  nach  wie  vor  war  der  Sklave 
nicht  nur  eigentumslos,  sondern  es  waren  ihm  selbst  die  Rechte 
4er  Ehe  und  der  BlutsTerwandtschaft  versagt 

Ebenso  war  es  dem  deutschen  Rechtsbewusstsein  klar, 
dass,  wie  der  Verfasser  des  Saclisenspiegels sich  energisch 
ausdrückt,  alle  Eigenschaft  von  Zwang,  Gefangennehmung  und 
unrechtmässiger  Gewalt  ihren  Anfeng  genommen,  und  dass 
man  später  das  für  Recht  ausgegeben  habe,  was  nur  eine 
^te,  aber  ungerechte  Gewohnheit  sei.  Auch  erkannten  die 
germanischen  Völker  von  jeher  eine  relative  Berech- 
tigung der  Eigenen  5  an.    Die  Vermögens-  und  Familien- 

2  ülpiftnua,  L.  4  D.  de  Just,  et  Jure:  „(ICanuiiiisaio)  a  jure  gentium 
originem  sumfiit,  utpote  quum  jure  naturali  omtwt  liberi  luueffmlttf, 
nee  esset  nota  manumissio,  quum  servitus  esset  inoognita;  sed  posteaquam 
Jure  gentium  servitus  invasit,  secutum  est  beneficium  manumissionis*** 

9  Gajus,  L.  1,  $.  2  D.  de  his  qui  sui  vel  alieni:  „Sed  hoc  tempore 
nnllis  hominibiis,  qui  sub  imperio  Romano  sunt,  licet  supra  modum  et 
«ine  causa  legibus  cognita  in  servos  suos  saerire." 

4  Sachsenspiegel  m,  Art.  42i,  §.3:  „An  minen  sinnen  ne  kan  ik 
is  nicht  upgencmen  na  der  warheit,  dat  ieman  des  anderen  sole 
sin,  ok  ne  hebbe  wie*8  neu  orkttnde.**  §.  6:  ,yNa  rechter  warheit  so 
hevet  egenscap  begin  von  gedvange  unde  von  vengnisse  vnde  von 
nnrechter  walt,  die  man  von  aldere  in  unrechte  wohnheit  getogen  hevet 
unde  nu  vore  recht  hebben  wil." 

5  Die  Gleichstellung  der  Eigenen  mit  Haustieren,  die  auch  in  deut- 
schen Rechtsquellen  gelegentlich  gefunden  wird^  bezeichnet  durchaus 
nicht  das  Wesen  des  älteren  Verhältnisses,  das  Tacitus  mit  scharfem 
Kennerblick  mehr  dem  römischen  Colonat  als  der  römischen  Servitus 
verglichen  hat. 

B 1 0  D ts cta  l i ,  allgaineine  Staatslehre.  13 
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rechte  derselben  waren  zwar  unvollkommen  und  hatten  in  der 
älteren  Zeit  einen  sehr  ungenügenden  Schatz,  es  kam  anfange 
wesentlich  nur  auf  den  guten  Willen  des  Herrn  an,  ob  er 
dieselben  achte  oder  nicht;  aber  der  Keim  der  späteren  all- 
mählichen und  stufenweise  eintretenden  Befreiung  der  Eigenen 
war  in  den  germanischen  Rechten  nicht  ebenso  zerstört,  wie 
in  den  römischen.  Die  PersüDlichkeit  des  deutschen  Sklaven 
war  nie  ganz  verloren  gegangen,  und  desshalb  war  auch  die 
Perfektibilität  seiner  Zustände  nicht  ausgeschlossen. 

Die  Aufhebung  der  Sklaverei  in  dem  abendländischen 
Europa  ist  schon  während  des  Mittelalters  dadurch  grossen- 
teils  vollzogen  worden,  dass  dieselbe  in  die  mildere  Form  der 
Hörigkeit  Übergieng.  Ihre  letzten  Reste  aber  sind  mit  der 
endlichen  Beseitigung  auch  der  Hörigkeit  erst  gegen  Ende 
des  XVIII.  und  in  der  ersten  Hälfte  des  XIX.  Jahrhunderts 
weggeräumt  worden.® 

Diese  frühere  allmähliche  und  die  neue  durchgreifende 
Befreiung  darf  zum  Teil  als  eine  heranreifende  Frucht  des 
Christentums  erklärt  werden,  dessen  .religiöse  Ideen  das  posi- 
tive Sklavenrecht  zwar  nicht  gewaltsam  durchbrachen,  aber 
geistig  auflösten.  Mit  dem  Glauben,  dass  die  Menschen  alle 
Kinder  Gottes  und  unter  sich  Brüder  seien,  war  das  Eigen- 
tum eines  Menschen  über  einen  anderen  nicht  verträglich. 
Mehr  aber  noch  ist  sie  dem  germanischen  Rechts-  und  Frei'* 
heitsgefühl  und  dem  fortschreitenden  Geiste  der  Humanität 
zu  verdanken. 

Eine  eigentümliche  Geschichte  hatte  die  russische  Leib* 

eigenschaft.  Es  gab  in  Itussland  von  alters  her  eine  persön- 
liche Knechtschaft,  aber  noch  im  XVI.  Jahrhunderte  war  die 
Masse  der  Bauern  frei.  In  den  weiten  Räumen  bedurften 
die  Grundherren  zahlreicher  Arbeiter,  und  da  die  Bauern  noch 
den  freien  Zug  hatten  und  der  alte  nomadische  Wandertrieb  zu 

«  Siehe  oben  S.  190. 
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Stetem  Wechsel  der  Wohnsitze  anreizte,  so  lag  es  im  Interesse 
der  Herren,  die  Bauern  durch  mancherlei  VergünstiguDg  auf 

ihren  Gütern  festzuhalten.  Die  bäuerliche  Eigenschaft  ent- 
stand erst,  seitdem  der  Staat  aus  Gründen  der  Finanzen  und 
des  Milit&rsystems  die  Bauern  immer  fester  an  die  Scholle 
hand  und  der  Willkür  der  Herren  flberlieferte.  Das  XVII.  Jahr- 
hundert bat  sich  auch  iu  anderen  europäischen  Ländern  der 
bäuerlichen  Freiheit  ungünstig  erwiesen,  aber  wohl  nirgends 
ungünstiger  als  in  Russland.  Knechte  und  Bauern  wurden  zu 
gemeinsamer  Kijrenschaft  verbunden.  Der  HeiT  erhielt  eine 
fast  unbeschräni^te  Verfügung  über  ihre  Personen  und  ihre 
Habe.  Aber  auch  in  Russland  brachte  die  neue  Zeit  erst 
Erleichterung  der  Lasten,  und  in  unseren  Tagen  Befreiung 
für  die  Bauern.  Da^j  Emanzipationswerk,  welches  der  Kaiser 
Alexander  IL  trotz  des  Sträubens  vieler  Adeliger  durchführte 
(Gesetz  vom  19.  Febr.  1861),  hat  auch  da  eine  neue  Periode 
privatrechtlicher  Freiheit  eingeleitet. 

So  wurde  Europa  aliniählich  gereinigt  von  dem  uralten 
Fluch  der  Sklaverei.  Aber  in  der  neuen  Welt  hatte  dieselbe, 
einen  neuen  Boden  und  eine  in  mancher  Hinsicht  noch 
schlimmere  Auwendung  gefunden.  Wie  tuichtbar  sich  dieser 
Frevel  an  dem  Geiste  der  Humanität  gerächt  hat,  das  hat  der 
nordamerikanische  Bürgerkrieg  gezeigt  (1861—1865). 

Die  Negersklaveroi  ist  zwar  insofern  weniger  verwerflich, 
als  die  antike  Sklaverei  der  europäischen  Völker,  als  dort  die 
Herrschaft  der  weissen  Herren  nicht  über  ihresgleichen,  wie 
hier,  sondern  über  eine  von  Natur  untergeordnete  schwarze 
Kasse  geübt  wird.  Aber  diese  Anlehnung  an  die  natürliche 
Ordnung  begünstigt  auch  die  leidenschaftliche  und  hochmütige 
Üeberhebung  der  Weissen,  die  weniger  geneigt  sind  und 
weniger  genötigt  werden,  in  den  Schwarzen  die  gemeinsame 

■ 

7  Vpl.  den  Art.  I.ciheifrensclia II  (russische)  von  TscbUsch^lin  im 
deutscheu  Sluatsworierhuch.  [J.  £ ii ^^el m a ii u ,  Die  Leibeigenschaft  in' 
Kussland  il88^).\ 
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menschliche  Natur  zu  ehren  und  die  Grausamkeit  der  Miss- 
handlung mrd  heftiger  und  häufiger,  als  sie  im  Altertum  ge« 
wesen  war.  Die  bittere  Ironie,  mit  welcher  Montesquieu 
(Esprit  des  Lois  XY.  5.)  die  übermütige  Verachtung  der 
Schwarzen  von  Seite  ihrer  weissen  Herren  geisselt,  wenn  er 
sagt:  „Man  kann  sich  nicht  vorstellen,  dass  Gott,  der  doch 
ein  höchst  weises  Wesen  ist,  eine  Seele  und  vorzüglich  eine 
gute  Seele  iu  einen  ganz  schwarzen  Krrper  versetzt  habe^  — 
diese  Ironie  schlägt  nicht  in  den  Wind. 

Die  amerikanische  Sklaverei  war  daher  auch  viel  härter 
als  je  die  europäische  Eigenschaft  gewesen  war.  Die  Schonung 
und  Sorge,  welche  den  farbigen  Sklaven  von  ihren  Herren 
thatsächlich  zu  Teil  ward,  hatte  keinen  anderen  Charakter 
als  die  wirtschaftliche  Schonung  und  Pflege,  welche  der  Bauer 
seinem  Ackervieh  zuwendet.  Die  moralische  und  rechtliche 
Erniedrigung,  die  sich  in  der  Bestreitung  jeder  Menschenwürde, 
in  der  Missachtung  der  Ehe  und  der  Familie,  in  dem  Mangel 
der  religiösen  und  sittlichen  Erziehung,  in  der  Verweigerung 
jedes  Rechtsschutzes  überhaupt  und  in  dem  ungehemmten 
Handel  mit  Sklaven  und  nicht  selten  in  empörender  Grausam* 
keit  zeigte,  drückte  dieselben  ganz  auf  die  Stufe  der  Haus- 
tiere herab  und  verletzte  so  die  göttliche  und  menschliche 
Ordnung  aufs  tiefste. 

Es  war  ein  Unglück  für  Amerika,  dass  der  Antrag  Jeffer- 
sons,  der  Uuabhängigkeitserklärung  vom  4.  Juli  177G,  welche 
auch  die  Freiheit  als  ein  unveräusserliches  Menschenrecht 
verkündigt,  die  Beschwerde  über  die  Zulassung  und  Begün- 
stigung der  Negersklaverei  von  seilen  der  königlichen  Regie- 
rung beizufügen,  in  der  Minderheit  geblieben  war.  Die  an- 
zügliche Absicht,  allmählich  und  stufenweise  die  Sklaverei 
zu  beseitigen,  fand  eine  weniger  nachhaltige  Unterstützung  als 
das  Streben  dei  Sklavenhalter,  ihren  Besitz  zu  schützen  und 
zu  erweitern.  Kaum  konnte  das  Gleichgewicht  der  sklaven- 
freien Staaten  mit  den  sklavenhaltenden  in  der  Bundesregierung 
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behauptet  werden.   Seit  einem  Jahrhundert  war  die  Masse  der  - 
SklavenbevölkeruQg  von  einigen  Huuderttausenden  zu  meh- 
reren Millionen  angewachsen.   Die  rasch  entwickelte  Knltur 
der  Baumwolle  und  des  Zuckerrohres  wiikte  nach  dieser  Seite 
hin  sehr  verderblich. 

Inzwischen  fing  man  an,  die  Aufhebung  der  Sklaverei 
von  Europa  auch  nach  Amerika  flberzupflanzen.  England 
ginj?  hier  und  mit  grossen  Mitteln  voran.  Möjren  dabei  auch 
unreine  Motive,  wie  es  in  meuöchiicheu  Dingen  nie  anders  ist^ 
mitlaufen,  das  Ziel  dieses  Strebens  ist  dennoch  ein  heiliges 
und  gerechtes  und  der  Mann,  der  zuerst  der  Sklavenbefreiung 
sein  Leben  widmete  und  mit  erfolgreicher  Energie  in  und  ausser 
dem  Parlamente  diese  Sache  betrieb,  William  Wiiberforce, 
war  auch  von  der  Eeinheit  dieses  Zieles  erfOllt  Die  Auf- 
hebung der  Sklaverei  in  den  englischen  Kulunien,  die  Ent- 
schädigung der  sogenannten  Eigentümer  und  die  völkerrecht- 
lichen Verträge  zur  Unterdrückung  des  Seehandels  mit  Neger- 
sklaven sind  doch  trotz  aller  Missgrifife  im  einzelnen  grosse 
Verdienste  um  die  Menschiieit. 

Der  Sieg  der  Union  über  die  sklavenhaltenden  Staaten  des 
Südbundes  hat  die  Abschaffung  der  Negersklaverei  zunächst  für 
\  0 1  d  II  m  e r  i  k a  entschieden.  Die  I  nion  duldet  keine  Sklaverei 
mehr  in  dem  Bereiche  ihrer  Staatsmacht.  (Verfassungsge.<etz 
vom  1.  Februar  1865,  proklamiert  18.  Dezember  1865.)  Damit 
ist  die  Frage  mittelbar  für  ganz  Amerika  entschieden.  Es 
küuuen  sich  die  Staaten  in  Südamenl^a  nicht  lange  mehr  der 
Anerkennung  desselhen  Principes  entziehen.  In  Brasilien 
ist  ebenso  durch  Gesetz  vom  28.  September  1871  die  Sklaverei 
aufgehoben  worden. 

Freilich  ist  damit  die  schwierige  Frage  der  politischen 
Stellung  und  Eechte  der  Neger  noch  nicht  erledigt  Es  ist 
nur  die  privatrechtliche  Freiheit  und  Berechtigung  auch  der 
dunkelfarbigen  Rasse  anerkannt.  Ob  die  Neigung,  den  Negern 
auch  die  vollen  politischen  Rechte  einzuräumen,  die  gegen- 
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^väiLig  mi  Xorden  Amerikas  vorherrscht,  nachhaltig  sei,  ist 
zweifelhaft.  Politisches  Recht  setzt  politische  Fähigkeit  voraus. 
Dass  aber  die  repräsentative  Demokratie,  die  bisher  nur  den 
politisch  gebildetsten  Nationen  geglückt  ist,  die  naturgemässe 
Staatsform  sei  für  die  Neger,  wo  sie  massenhaft  beisammen 
sind,  und  dass  diese  fähig  seien,  die  demokratische  Verfassung, 
welche  eine  seltene  männliche  Selbstbeherrschung  und  Selbst- 
thäti^^keit  erfordert,  würdig  zu  erfüllen  und  tapfer  zu  ver- 
teidigen, das  wird  kaum  ein  Kenner  der  menschlichen  Natur 
und  der  Staatengeschichte  zu  behaupten  wagen. 

Immerhin  lassen  sich  folgende  allgemdne  Sätze  als  aner- 
kannte Folgerung  des  humanen  Staatsprincipes  aus- 
sprechen: 

1)  Der  Staat  ist  berechtigt  und  verpflichtet,  wo  sich  auf 

seinem  Gebiete  noch  Ucberreste  von  persönlicher  Sklaverei 
vorfinden,  dieselben  zu  beseitigen.  Indem  er  das  thut,  hebt 
er  nur  altes  Unrecht  auf. 

2)  Der  Staat  darf  keine  neue  Begründung  der  Sklaverei 
dulden,  auch  dann  nicht,  wenn  einer  sich  freiwillig  zum  Sklaven 
ergeben  möchte. 

3)  Der  Staat  verweigert  mit  Recht  dem  fremden  Herrn 
seinen  Rechtsschutz,  wenn  dieser  innerhalb  des  Staatsgebietes 
Eigentum  an  seinen  Sklaven  verfolgen  will.^ 

B  Für  England  vgl.  Blackstone,  Commcint  I,  14.  Urteil  des 
Gerichtsh.  v.  Westminster-Hall  v,  1771.  (Wheaton,  Histoire  du  D.  d.  G. 
II,  353.)  Das  englische  Geseto  vom  28.  August  1833  reguliert  die  Frei* 
lassung  in  den  englischen  Kolonien  und  erklärt  jeden  Sklaven,  der  mit 
Zustimmung  seines  Herrn  nach  Grossbritannien  oder  Irland  komme,  für 
frei.  In  Frankreich  schon  in  den  Instit.  Contum.  von  L o y  s e  1  p[,  38] 
aus  dem  XVI.  Jahrh.  der  Satz:  „Toutes  personnes  sont  franiius  en  ce 
Koiaume:  et  si-tost  qu'im  esdave  a  atteint  les  marches  d'icelui,  se  faisant 
baptizen  est  afTiamhi."  Französisches  Gesetz  V.  1791,  28.  Sept.  Verf. 
V.  1S4S,  Art.  6:  „L'esclavage  ne  peut  exister  sur  aueune  terre  fran^aise.^ 
Art.  add.  au  trait^  de  paiz  de  Paris  1814:  „Sa  Majest^  Tr^s-Cbr^tienne 
et  Sa  Msgest^  Britannique  8'enga!:;:ent  —  pour  faire  prononcer  par  toutes 
los  puissances  de  la  chr^tient^  Tabolition  de  la  fcraite  des  noirs.<* 
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4)  Die  Sklaven,  welche  den  Boden  freier  Länder  betreten, 
Verden  ipso  facto  frei  und  können  den  Schutz  der  Gerichte 
lür  ihre  Freiheit  anrufen. 


Siebzehntes  Kapitel« 

6.  Die  modernen  Klassen. 
I.  Das  Princip. 

Die  mittelalterlichen  Stände  sind  überall  in  der  Auflösung 

begntfen.  Der  Klerus,  der  vormals  die  erste  Stelle  einnahm, 
ireii  er  eine  höhere  fast  göttliche  Würde  in  Anspruch  nahm, 
hat  di^en  Vorrang  vor  den  Laien  verloren  und  überhaupt  auf- 
gehört, ein  besonderer  politischer  Stand  zu  sein.  Die  moderne 
Verfassung  bringt  die  höheren  geistlichen  Würdenträger,  die 
Prälaten,  in  der  Aristokratie,  die  übrige  Geistlichkeit  in  der 
höheren  Bürgerschaft  unter.  Wie  sehr  die  mittelalterliche  In* 
stitution  des  Adels,  sowohl  des  höheren  als  des  niederen,  zer- 
rüttet und  wie  wenig  sie  geeignet  ist,  eine  selbständige  höhere 
•Staatsstellung  als  ständisches  Recht  zu,  behaupten,  hat  die  Be^ 
trachtung  der  neueren  Geschichte  deutlich  genug  gezeigt.  Aber 
auch  der  alte  iiürgerstand  hält  nicht  mehr  in  der  früheren 
atändischen  Weise  zusammen.  Die  gebildeten  Klassen  haben 
in  dem  modernen  Repräsentativstaat  eine  andere  Bedeutung,  als 
die  mittelalterliche  Bürgerschaft.  Nicht  einmal  der  ruhigste  und 
die  alten  Sitten  und  Anschauungen  gewohnheitämässig  fest- 
haltende Bauemstand  kann  sich  der  Bewegung  der  Zeit  und 
den  neuen  Bildungsmomenten  in  ihr  entziehen,  und  die  In- 
dustrie hat  sich  auch  auf  der  Landschaft  eingebürgert  und  das 
I)l088e  Bauemwesen  durchbrochen. 

Bisher  sind  auch  alle  Versuche,  die  mittelalterlichen 
Stände  zu  reformieren  und  dann  den  Staat  darauf  zu  stützen, 
völlig  verunglückt.  Der  Instinkt  der  Völker  ist  entschieden 
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misstrauisch  gegen  dieselben  geblieben.  Die  Völker  ffiblen 

sich  dem  Ständestaat  des  Mittelalters  entwachsen  und 
sie  wollen  keine  —  auch  nicht  eine  revidierte  und  reformierte 
—  Wiederherstellung  desselben. 

Dennoch  begreilt  mau,  dass  die  blosse  Fusion  aller 
Stände  ebensowenig  ausreicht,  und  dass  die  unleugbar  vor- 
handenen massenhaften  Gegensatze  in  der  Bevölkerung  auch 
eine  politische  Bedeutung  haben.  Will  man  dieselben  ver* 
fasaungsmäösig  ordnen,  so  bleibt  kein  anderer  Weg  mehr 
übrig,  als  die  Einteilung  nach  Klassen,  statt  nach  Ständen. 
Was  wir  in  der  neuen  Sprache  noch  Stände  heissen,  das  sind 
oft  nicht  wirkliche  Stände,  sondern  Klassen. 

Die  Klassen  unterscheiden  sich  von  den  Ständen  dadurch^ 
dass  jene  vom  Staate  aus  und  für  den  Staat  geordnet  sind^ 
während  die  Grundlage  dieser  zunächst  ausserhalb  de» 
Staates  ruht.  Die  Klassen  setzen  die  Einheit  des  Volkes  voraus^ 
die  Stände  ignorieren  die  Volkseinheit  Die  Klassen  sind  eine 
nationale  und  staatsrechtliche  Institution  zu  politischen 
Z\vrcken,  die  Stände  sind  voraus  eine  partikuläre  und  privat- 
rechtliche  Gruppierung,  deren  Zwecke  nicht  ausschliesslich  und 
nicht  vorzüglich  eine  politische  Bedeutung  haben.  Der  Kleni» 
lebt  voraus  der  Kirche,  nicht  dem  Staate;  der  Adel  denkt  vor^ 
erst  an  sich  und  seine  besonderen  socialen  Interessen,  der 
Bürger  lebt  dem  Gewerbe,  der  Bauer  der  Landwirtschaft» 
Der  Staat  kommt  nur  mittelbar  in  Betracht  In  den  Ständen 
zeigt  sich  die  natürliche  Verbindung  gleichartiger  Kultur  und 
Wirtschaft,  und  deshalb  sondern  sich  die  einen  Berufskreise 
von  den  anderen.  Die  Rücksichten  auf  den  Staat  üben  darauf 
keinen  Einfluss.  Die  Klassen  dagegen  sind  ein  rationelles 
Produkt  der  organisatorischen  Staats  Weisheit  Die  Stände  sind 
naturwüchsig,  die  Klassen  eine  Kulturerscheinung.  Daher 
finden  wir  das  Klassensystem  nur  bei  civilisierten  Völkern  mit 
einem  ausgebildeten  staatlichen  Bewusstsein.  So  bei  denHellenen,, 
wie  besonders  zu  Athen  nach  der  Solonischen  Verfassung,  in  Ron^ 
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nach  der  Servianischen  Verfiassuiig,  der  wir  den  Ausdruck  Klassea 
entlehnen,  so  auch  in  unseren  modernen  Staaten  Europas. 

Nichts  hindert,  bei  der  Klasseneinteilung  auch  die  vor- 
handenen Stände  zu  berücksichtigen,  aber  es  ist  weder  nötig 
noch  wünschenswert,  dass  Klassen  und  Stände  zusammentreffen. 
Wenn  sie  zusammenfallen,  so  ist  die  ständische  Ordnung  zur 
Staatsordnung  erhoben,  wie  wir  (la.s  zum  Teil  im  Mittelalter 
linden.  Damit  ist  aber  auch  die  ständische  Gebundenheit  und 
die  Spaltung  des  Staates  unyermeidiich  mitb«gründet  Die 
ständischen  Interessen  und  die  ständischen  Vorurteile  bekom- 
men, weil  sie  zugleich  politische  Macht  erhalten,  allzu  leicht 
das  Uehergewicht  flber  die  allgemeinen  Volksinteressen  und 
die  bessere  Volkseinsicht  Wenn  dagegen  einzelne  Klassen  die 
Stände  durchschneiden  und  Biuchteile  aus  verschiedenen 
Ständen  zusammenfassen,  so  ist  das  eine  schätzbare  Garantie 
der  nationalen  Gemeinschaft  und  des  höheren  politischen 
Lebens,  welches  eine  vielseitigere  Anregung  empfangt. 

Sehr  oft  sind  die  Klassen  je  nach  der  Grösse  des  Ver- 
mdgens  unterschieden  worden.  £s  ist  das  die  Gensusver- 
fassung.  Dadurch  wird  aber  das  Vermögen  zu  der  wichtigsten 
pulitischen  Potenz  erklärt  und  der  Wert  der  Bürger  für  den 
Staat  nach  der  Zahl  der  Geldstücke  abgestuft,  über  welche  sie 
verfügen,  was  doch  selten  der  Wahrheit  entspricht.  Auch 
dieses  Einteilungsprincip  ist  doch  wieder  in  erster  Linie  wirt- 
schaltiich  und  privatrechtlich,  und  nur  in  zweiter  Linie 
mittelbar  staatsrechtlich  und  politisch.  Daher  ist  eine  orga- 
nische Einteilung,  welche  vorzugsweise  die  Fähigkeit  und 
Tauglichkeit  für  den  Staat,  soweit  dieselbe  überhaupt  in  ver- 
schiedenen Abstufungen  sichtbar  wird,  beachtet,  jenem  bloss 
mathematischen  Principe  vorzuziehen.  Das  aber  richtig  zu 
erkennen  und  zu  bestimmen,  ist  eine  schwere  Aufgabe  für 
den  Staatsmann. 

Im  grossen  lassen  sich  für  den  modernen  Staat  haupt- 
sächlich folgende  vier  Klassen  des  Volkes  unterscheiden: 
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1)  Die  regierende  Klasse:  Fürsten  und  Beamte,  mit 
obrigkeitliclier  Gewalt.  Ihre  Stellung  überragt  alle  anderen 
Klassen  durch  die  Staatsmacht,  die  in  ihren  Hönden  ist.  Sie 
stehen  an  der  Spitze  des  Staates. 

2)  Die  aristokratische  Klasse,  die  als  solche  nicht 
mehr  regiert,  aber  zwischen  der  regierenden  Klasse  und  den 
Volksklassen  eine  selbständige  und  ausgezeichnete 
politische  Stellung  einnimmt. 

3)  Der  sogenannte  dritte  Stand,  d.  h.  die  Klasse  des  ge- 
bildeten und  freien  Staatsbttrgertumes,  ohne  Mcksicht  auf 
.Stadt  und  Land:  die  eigentlichen  Mittelklassen. 

4)  Die  grossen  Volksklassen,  die  auch  unter  dem 
Namen  des  vierten  Standes  zusammengefasst  werden,  sowohl 
die  Kleinbttiger  in  den  Städten  als  die  Bauern  begreifend 
und  die  übii^ni  Massen  der  Arbeiter,  soweit  sie  nicht  schon 
in  den  anderen  Schichten  eingereiht  sind,  in  weiteren  Kreisen 
umfassend. 

Die  erste  Klasse  ist  die  Krone,  die  letzte  ist  die  Wurzel 

und  der  Stamm  des  Staates.  Die  Volksklassen  sind  die  Basis, 
die  regierende  Klasse  ist  das  Haupt  des  Staates.  Auf  dem  ge- 
sunden Rapport  dieser  beiden  Klassen  beruht  vornehmlich  die 
Energie  und  die  solide  Kraft  des  Volksstaates.  Die  beiden 
mittleren  Klassen  ergänzen,  kontrollieren  und  beschränken  die 
Thätigkeit  der  ersten  Klasse  bald  mehr  in  aristokratischer, 
bald  mehr  in  repräsentativ-demokratischer  Weise,  und  sie  sind 
durch  ihre  höhere  Bildung  und  ihre  günstigere  sociale  Lebens- 
stellung auch  vorzüglich  befähigt  und  durch  ihr  gehobenes 
Rechtsbewusstsein  und  Freiheitsgefuhl  veranlasst,  darüber  zu 
wachen,  dass  die  Bedingungen  der  allgemeinen  Volkswohlfahrt 
und  die  Interessen  der  ganzen  Nation  wohl  gewahrt  und  be- 
achtet werden.  Sie  sind  die  natürlichen  Patrone,  Führer  und 
Vertreter  der  letzten  und  grössten  Klasse. 
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Achtzehntes  Kapitel. 

II.  Die  flinselnen  Klassei. 

1 .  Die  heutige  regierende  Klasse  sieht  in  ihren  Häuptern, 
den  Fürsten,  noch  in  geschichtUcbem  Zusammenhange  mit 
der  früheren  Institution  des  hohen  Adels,  über  den  sie  sich 
zu  einer  staatsrechtlich  souveränen  Stellung  erhoben  hat.  Ihre 
untergeordneten  Glieder,  die  Beamten  und  Off i eiere,  in 
der  Republik  auch  die  obersten  Beamten,  stammen  grössten- 
teils aus  den  beiden  Mittelklassen  ab  und  bleiben  gesell- 
schaftlich mit  denselben  verbunden;  oder  ^enn  ihre  Eltern 
den  grossen,  unteren  Volksklassen  angeören,  so  sind  sie  doch 
durch  ihre  höhere  Bildung  und  ihr  Berufsleben  auf  die  gesell- 
schaitliche  Höhe  jener  mittleren  Klassen  der  Aiisiukratie  oder 
des  höheren  Bürgertums  aui^estiegen  und  bleiben  mit  den- 
selben verbunden,  wenn  sie  ihr  Amt  aufgeben  oder  yerlteren. 
Durch  ihre  Autorität  und  ihre  Amtsgewalt  überragen  sie  die- 
selben noch.  Die  untersten  Stufen  der  niederen  Aemter  und 
Stellen  verzweigen  sich  auch  in  die  weitere  vierte  Klasse 
hinein,  der  weniger  gebildeten  Massen. 

2.  Die  beutige  Aristokratie  ist  nicht  mehr  wie  die 
mittelalterliche  ein  fester,  abgeschlossener  Stand  mit  beson- 
deren Rechten.  Sie  wird  mit  den  übrigen  Klassen  durch  das 
gemeinsame  Staatbburgcrrcchl  und  durch  die  wesentliche 
Rechtsgleichheit  sowohl  des  öffentlichen  als  des  Privat- 
rechts in  eine  rechtliche  Gemeinschaft  und  Genossenschaft 
verbunden.  Von  Zeit  zu  Zeit  steigen  aus  den  übrigen  Klassen 
einzelne  ausgezeichnete  Männer  mit  ihren  Familien  auf  ihre 
gesellschaftliche  Höhe  empor  und  werden  nach  und  nach  als 
neue  Glieder  der  bestehenden  Aristokratie  anerkannt  Oefter 
noch  verlieren  andere  bisherige  Mitglieder  derselben  oder 
deren  Abkömmlinge  die  Bedingungen  einer  aristokratischen 
Auszeichnung  und  werden  genötigt,  von  der  sonnigen  Höhe  der 
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anstoiaatischen  Gesellschaft  auszuscheiden  und  den  übrigea 
Klassen  and  Schi€hten  der  Gesellschaft  beizutreten.  Ohne 
Vermögen,  ohne  liberalen  Lebensberaf,  ohne  feinere  BiU 
dung,  ist  das  aristokrati:>che  Ansehen  und  die  Eigenschaft 
der  Aristokratie  weder  zu  erwerben  noch  zu  behaupten.  Um 
deswillen  ist  der  Begriff  der  ganzen  Klasse  ein  flüssiger^ 
kein  fester.  Sie  ist  einer  beständigen  Aenderung  durch  neue 
Zuflüsse  und  Abflüsse  ausgesetzt.  Gerade  deshalb  ist  si& 
zunächst  mit  der  verwandten  dritten  Klasse,  dem  höher- 
gebildeten Bürgertum,  durch  zaJhlreiche  Uebergänge  eng  ver* 
buiuien.  Aus  demselben  (jniiide  darf  auch  die  Ehegenossen- 
schaft derselben  mit  den  übrigen  Klassen  nicht  verhindert 
oder  zerrissen  werden. 

Zuerst  ist  die  Umbildung  des  mittelalterlichen  Adels  in 
die  moderne  Aristokratie  in  England  unter  einer  aristokratisch 
gesinnten  Nation  langsam  vollzogen  worden.  Auf  dem  euro- 
päischen Kontinent  dagegen  ist  die  mittelalterliche  Institution 
des  Adels  eine  Ruine,  deren  Trümmer  gelegentlich  die  Bahnen 
des  öffentlichen  Lebens  hemmen  und  stören  und  die  neue 
Aristokratie  ist  noch  in  ganz  unklaren  Verhältnissen  und  in 
einem  vielseitig  bestrittenen  Dasein.  In  der  Gesellschaft  und 
sogar  thatsächlich  in  den  Sitten  der  Höfe  und  in  den  Ernen- 
nungen zu  den  höheren  Aemtem  und  Stellen  sind  allenthalben 
die  Wirkungen  der  Aristokratie  wahrnehmbar,  aber  in  dem 
Rechts-  und  Staatsbewusstsein  der  europäischen  Nationen  hat 
sie  noch  keinen  anerkannten  Platz. 

Es  ist  eine  Aufgabe  für  das  deutsche  Reich,  diesen  Mangel 
durch  eine  zeitgemässe  Reform  zu  korrigieren.  Grundsätzlich 
ist  übrigens  an  dem  Ergebnis  der  Weitgeschichte  festzuhalten. 
Die  Aristokratie  darf  weder  ein  abgeschlossener  Stand  sein, 
noch  gebührt  ihr  die  Herrschaft  im  Staate.  Es  kommt  ihr 
nur  eine  die  Gewalt  der  Obriijkeit  ermässigende  und  die 
Leidenschaften  der  Masse  beschränkende,  die  öffentlichen  Zu- 
stände veredelnde  Mittelstellung  im  Staate  zu. 
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3.  Gebildetes  Bürgertum.  (Sogenannter  dritter 
Stand.) 

Die  Geschichte  der  französischen  Revolution  wirft  auf 
die  Natur  dieser  Klasse  ein  helles  Licht.  In  Frankreich  war 
der  Ausdruck  dritter  Stand  der  st&ndiscben  Verffkssung  des 
Hittelalters  entlehnt,  und  bezeichnete  den  in  die  General- 
stände  berufenen  Bürgerstand,  welcher  hinter  den  aristokra- 
tischen Ständen  des  Klerus  und  Adels  eine  bescheidene,  fast 
demütige  Stellung  bekommen  hatte. 

Der  Abt  Sieves,  dessen  berühmte  Schrift  über  den 
dritten  Stand  zu  einer  Leuchte  und  zu  einer  Brandfackel  für 
die  erste  französische  Revolution  geworden  ist,  hat  bekanntlich 
die  beiden  Fragen  aufgeworfen:  Was  ist  der  dritte  Stand? 
und:  Was  ist  der  dritte  Stand  bisher  in  dem  politischen 
Organismus  gewesen?  und  die  erste  mit:  Alles,  die  letzte 
mit  Nichts  beantwortet.  Die  Antwort  auf  die  erste  Frage 
—  so  outriert  als  die  auf  die  zweite  —  hebt,  indem  sie  die 
Ansprüche  des  dritten  Standes  steigert,  den  Begriff  des  dritten 
Standes  auf.  Wenn  der  dritte  Stand  wirklich  im  Staate 
Alles  ist,  so  kann  es  ausser  ihm  weder  einen  ersten  und 
zweiten,  noch  einen  vierten  Stand  geben.  Er  ist  dann  selber 
kein  Stand  und  keine  besondere  Klasse  mehr,  er  ist  das  ge- 
samte Volk. 

In  der  ersten  französischen  Revolution  verlangte  denn 
auch  der  dritte  Stand  wirklich,  dass  die  beiden  ersten  Stände 
Frankreichs,  Geistlichkeit  und  Adel,  sich  mit  ihm  in  Einer 
Nationalversammlung  vereinigen.^  Als  das  durchgesetzt  war, 
löste  er  jene  Stände  in  sich  auf,  und  schlug  als  das  Eine  und 
gleiche  ständelose  Volk  die  ganze  bisherige  Staatsordnung 
in  Stücke.   Aber  damals  schon  reagierten  trotz  der  gleich- 

1  Schon  durch  die  Wahl  zu  den  £tat8  g^n^raux  von  1789  war  eine 
AnsdehDung  des  Begriffes  praktisch  geworden.  Im  Mittelalter  war  der 
tiers  6tat  aaf  die  8tadtbürgerschalten  beschränkt,  1789  aber  wählten  die 
Bauern  mit  den  Städtern.  Tocqueville,  Oeuvres  VIII,  S.  139. 
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machenden  Theorie  die  natürlichen  Gegensätze  in  dem  Volke* 
Der  Geistlichkeit  und  dem  Adel  half  es  nicht,  dass  die  Theorie 
sie  in  den  dritten  Stand  aufgenommen  hatte.  Sie  wurden 
dennoch  in  ihrer  Eigenschaft  als  Geistlichkeit  und  Adel,  als 
Pfaffen  und  ^Aristokraten''  zu  zwei  mit  blutiger  Gewalt  ver- 
folgten Ständen^  sie  wurden  die  Schlaehtopfer  der  Revolution» 
In  der  chaotischen  Masse  aber,  welche  die  Herrschaft  übte, 
gährten  bisher  unbeachtete  ständische  Gegensätze.  Da  schon 
gab  der  vierte  Stand  in  den  wichtigsten  Krisen  den  Aus- 
schlag, und  unter  der  roten  Herrschaft  des  Konventes,  welcher 
vornehmlich  aus  den  Führern  des  fieberisch  erhitzten  vierten 
Standes  gebildet  war,  erbleichte  in  der  Gironde  der  bürger- 
liche Glanz  des  dritten  Standes. 

Eben  indem  die  französische  Revolution  die  Wahrheit 
der  obigen  Sätze  von  Sieyes  an  den  Tag  legen  wollte,  stellte 
sich  das  Ungenügende  und  Falsche  ders^ben  heraus.^  Der 
dritte  Stand  der  Gebildeten  hatte  sich  ds  Stellvertreter  des 
Volkes  benommen  und  sich  selbst  mit  dem  Volke  identificiert. 
Nun  musste  er  erfahren,  dass  es  ausser  ihm  noch  grosse 
Volksmassen  gebe,  die  sich  mit  der  allgemeinen  Fusion  unter 
seiner  Leitung  nicht  befriedigt  fühlten. 

Nochmals  ist  der  Gegensatz  zwischen  dem  gebildeten 
Bürgertum,  dem  sogenannten  dritten  Stande,  und  den  unteren 
Yolksmassen  in  der  französischen  Revolution  von  1848  und 
in  der  Napoleonischen  Restauration  von  1850  sehr  schruü' 
hervorgetreten  und  er  hat  neuerdings  wieder  in  dem  Toben 
der  Commune  von  1871  ein  schreckliches  Antlitz  gezeigt 
Napoleon  III.  hatte,  gestützt  auf  den  Beifall  des  vierten  Standes, 
den  dritten  Stand,  der  in  der  Nationalversammlung  die  grosse 

2  In  Robespierre  l8t  der  oeidiBche  Haas  gegen  all6  höheren 
Stände  und  zugleich  die  abgöttiecbe  Verehrung  des  sogenannten  „Volkes**  « 
personifieiert.  In  seiner  Erklärung  der  Rechte  ist  der  Satz  enthalten: 
„Toute  institution  qni  ne  sui)pose  U  Peuple  hon  et  U  magütral  cornipitbfo 
est  Tideuse.*^  Vgl.  L.  Stein,  Geschichte  der  socialen  Bewegung  in 
Frankreich  I,  S.  145. 
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Majorität  besass,  gewaltsam  zu  Boden  geworfen,  wurde  dann 

* 

aber  selber  nach  seiner  Niederlage  von  Sedan  yon  den  auf- 
geregten Massen  des  dntten  und  vierten  Standes  (4.  Sep- 
tember 1870)  des  Thrones  verlustig  erklärt;  aber  bald  darauf 
entriss  in  Paris  wieder  der  vierte  Stand  dem  dritten  dfe  Herr- 
schaft und  gründete  die  wilde  Commune. 

Derselbe  Gegensatz  hatte  sich  innerhalb  der  deutschen 
Nation  schon  zur  Zeit  des  deutschen  Bauernkrieges  ^deutlich 
gezeigt  Aber  es  ist  ein  Glfick  für  Deutschland,  dass  er  in 
der  neueren  Entwickelung  der  Nation  nicht  so  schroff  und 
nicht  so  feindlich  wirkt,  wie  in  der  Hauptstadt  von  Frank- 
reich, Unverkennbar  wirkt  er^aber  auch  hier  von  der  Tiefe 
aus,  und  zeigt  sowohl  in  der  Landbevölkerung,  als  in  der 
städtischen  Bevölkerung  seine  Macht,  dort  ,vorzüglich  in  den 
Fragen  von  religiöser  Bedeutung  und 'in  den  Beziehungen 
der  ungebildeten  Massen  zu  den  kirchlichen. Autoritäten,  hier-  V 
mehr  auf  dem  wirtschaftlichen  und  sozialen  Gebiete. 

Der  Ausdruck  dritter  Stand  passt  nicht  mehr  zur  Be* 
Zeichnung  dieser  Klasse;  wenngleich  sie  geschichtlich  mit  dem 
mittelalterlichen  dritten  Stande  zusammenhängt.  Sie  bildet 
überhaupt  nicht  mehr  einen  festen,  in' sich  abgeschlossenen  ,  i 
Stand  mit  besonderem  Rechte.  Auch  sie  ist  flOsifg  und  fort- 
während ü*eten  ihr  neue  Mitglieder  bei  und  scheiden  alte 
Mitglieder  aus. 

Immerhin  aber  unterscheiden  sich  in  ganz  wesentlichen 
Beziehungen,  die  ihre  Wirkung  äussern  auf  die  Verfassung 
des  Staätes  und  mehr  noch  auf  die  Politik  und  die  Verwaltung 
des  Staates,  die  kiasseu  der  höher  gebildeten  Bürger  oder, 
wie  wir  schlechtweg  sagen,  der  Gebildeten  sowohl  von  der 
Aristokratie,  als  von  den  grossen  Volksklassen.  Der 
Unterschied  von  der  Aristokratie  liegt  darin,  dass  ihre  Mit- 
glieder keine  ^  ausgezeichnete  Machtstellung  ansprechen  noch 
behaupten  v\^d  daher,  auch  keine  besonderen  Vorzüge,  sei  es 
des  Titels  oder  Ranges,  sei  es  der  Repräsentation  in  Ober- 
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Musern  und  Ersten  Kammern  verlangen,  sondern  dass  ihre 
Bildung^ einen  bürgerlichen  Charakter  und  ihre  gesell- 
schaftliche und  politische  Stellung  auf  4er  Grundlage  der 

Volksgemeinschaft  und  des  gemeinsamen  Rechtes  ruht,  ihre 
Hepräsentation  daher  auch  in  der  Volksvertretung  ihren  na- 
türlichen Platz  hat  ,  , 

Von  den  übrigen,  zahlreicheren  Volksklassen  hebt  sie 
sich  ab  durch  die  höhere  wissenschaftliche  oder  künstlerische  • 
oder  doch  durch  die  feinere  gesellschaftliche  Bildung,  da- 
.  durch,  dass  sie  liberale  Beruisarten  betreibt,  oder  doch  mehr 
mit  dem  Kopf  als  mit  den  Armen  und  Händeii  arbeitet,  mehr 
den  idealen  Bestrebungen  des  Menschenlebens  als  den  mate-. 
rieUen  Nöten  und  Sorgen  desselben  ,  zugewendet  ist 

Sie  ist  auch  ein  Volksstand,  aber  ein  emporragender 
Volksstand  und  sie  ist  ein  Mittelstand,  ^hnlich  der  Ari- 
4stokratie,  aber  näher  der  vierten  Klasse,  aus  der  sie  fort-  ^ 
während  i^rke  Zuflüsse  erhält.  In  England  rechnen  wir  hier- 
her den  Begriff  der  Gentlemen,  der  freilich  da  enger  und 
^'"^  vornehmer  ist,  als  das  höhere  Bürgertum  in  Deutschland, 
in  Frankreich  und  in  Italien. 

Wir  rechnen  dahin  folgende  Klassen  der  Bevölkerung; 

1)  Die  Staatsbeamten,  welche  keine  obrigkeitliche 
liiacht  üben,  im  Unterschiede  zu  den  Beamten  mit  Staats- 
gewalt, weldie  zu  der  ersten  regierenden  Klasse  g^hör^n  und 
im  Gegensatze  zu  den  niederen  Stufen  der  blossen  Kanzlibtep 
und  Diener. 

2)  Die  Geistliehen  und  die  Lehrer  in  der  Regel.  - 

3)  Die  Doktoren,  Notare,  Advokaten,  Aerzte, 
Apotheker,  Privatgeiehrte,  Schriftsteller. 

4)  Die  Künstler,  Ingenieure  und  höheren  Tech- 
niker. 

5)  Die  Grosshändler  und  Fabrikanten. 

6)  Höhere  (künstlerische)  Handwerker. 

7)  Die  Kapitalisten  (Bentiers). 
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8)  Die  grossen  Gutsbesitzer,  die  nicht  zur  Aristo- 
Icratie  gehören. 

Eine  höhere  Erziehung  und  Bildung  — ^wenn  auch;  uicht 
notwendig  die  Bildung,,  welche  die  Universität  und  polytech- 
nischen Schalen  (verbreiteii  —  ist  für  die  Bestimmung  dieser 
Klasse  ein  wesentliches  Moment  iin^K eine  behaglichere  Stel-  ^ 
luüg  im  Leben,  welche  auch  für  ötfentliche  Geschäfte  Müsse 
gewährt,  eine  gewöhnliche  Eigenschaft  derselben.  Die  W&hl-^ 
barkeit  zu  Staatsämtem  setzt  regelmässig  Universitätsbildnng 
voraus,  und  die  erhöhte  Fähigkeit  der  Mitglieder  dieser  Klasse, 
^n  den  Verhandlungen,  repräsentativer  Körper  •  teilzunehmen, 
begründet  meistens,  wenn  nicht  durch  besondere  Gesetze 
Vorsorge  getroffen  wird,  ein  Uebergewicht  derselben  in  den 
Nätionalversammiungen  und  j^esetzgebenden  Kammern^ 

Ig  dem  jetzigen  Staatsleben  isl  diese  Klasse  meistens  die 
«influssreichste  und  in  >dem  gewöhnlichen  Gange  'des  öffent^ 
liehen  Lebens  geht  sie  voran.  Die  «iffentliche  Meinung  ist 
regelmässig  die  Meinung  diesei*  Klasse.  Sie  lässt  sich  jjich^ 
obwohl  nun  Bildung,  Vermögen  und  Beruf  entscheiden 
und  die  Abstammung  von  Eltern  desselben  Standes  nicht 
mehr  als  notwendiges  Erlordernis  gilt,  füglich  mit  dem  alten 
Stande  der  Vollfreien  oder  der  mittelalterlichen  Mittel- 
freien uTergleicBelb  Wie  dieser  im  alten  Staate  die  Grund- 
lage des  politisch  berechtigten  Volkes  gewesen  war.  so  wer- 
den die  Gebildeten  vorzüglich  bei  der  heutigen  Organisation 
•des  Staates  berücksichtigt  und  mehr  noch  bei  der  thatsäch- 
lichen  Besetzung  der  Aemter  und  der  Stellen,  denen  die 
•öffentlichen  Angelegen  Ii  eiten  anvertraut  sind. 

4.  Die  grossen  Volksklassen,  der  sogenannte  vierte 
Stand  und  das  Proletariat. 

Wir  fassen  in  der  vierten  Klasse  die  ganze  grosse  Masse 
des  Volkes  zusammen ,  s4ie  uicht  zu  den  drei  oberen  Klassen 
,,,::Qfaören^  und  die  man  zuweilen  auch  „das  Volk*^  im  engsten 
Sinne  nennt. 

ßlitntscbli,  allgemeine  Staatslehre.  14 
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Sie  vereinigt  die  verschiedensten  Berufsklassen,  4ie  in 
den  mannigfaltigsten  Verhältnissen  leben ,  <^er>ieder  durch 
das  gemeinsame  Vaterland,  die  Nationalität  und  voraus  durch 
das  Staatsbürgerrecht  miteinander  verbunden  Ttei^iöi^  Es 
gehören  dazu  folgende  grosse  Gruppen  von  Menschen,  mit 
verschiedener  wirtschaftlicher  Stellung: 

a)  Die  Masse  der  Bauern,  wejche  zunächst  selber  mit 
ihren  Knechten  die  Aecker  pflügen,  die  Wiesen  mähen,  den 
Weinstock  beschneiden,  die  £mten  sammeln,  das  Hausvieh 
züchten.  Es  ist  das  der  zahlreichste  und  kräftigste  Bestand- 
teil dieser  Klasse,  und  der  grosse  Sammler  der  Volkskräfte, 

♦ 

aus  dem  die  anderen  Klassen  wie  aus  einem  reichen  Brunn- 
quell ihre  Erfrischung  schöpfen  und  ihre  Brunnen  ableiten. 

b)  Eben  dahin  rechnen  wir  die  Gruppen  der  Hirten, 
der  Fischer,  der  Jäger,  der  Schiffleute  und  der  Berg- 
knappen und  überhaupt  alle  arbeitenden  Klassen,  deren 
Beruf  in  fortwährender  Beziehung  zu  der  äusseren  Natur 
(Land  und  Gewässer,  Tiere  und  Früchte)  verbleibt. 

c)  Sodann  den  niederen  Bfirgerstand,  wohne  er  nun 
in  der  Stadt  oder  auf  dem  Lande,  zunächst  die  kleinen 
Handwerksmeister  samt  Gcftellen  und  die  Krämer,  dann 
auch  die  übrigen  industriellen  unteren  BeruMlassen  umfassend, 
mögen  sie  nun  vereinzelt  in  ihren  Wohnungen,  wie  viele 
Weber,  oder  in  Fabriken  gemeinsam  als  Arbeiter  ihre  Dienste 
der  Industrie  leisten. 

d)  Die  unteren  Angestellten  und  Diener  des  Staates 
und  der  höheren  liberalen  Berufsformen,  im  Heere  von  den 
Unteroffizieren  an  abwärts,  in  den  Bureaus  die  Schreiber  und 
Kopisten  u.  s.  f. 

e)  Das  sogenannte  Proletariat  der  Dienstboten,  Fabrik- 
Tagelöhner  u.  s.  f. 

Allen  diesen  Gruppen  gemeinsam  ist  die  Eigenschaft, 
dass  sie  auf  einen  wesentlich  materiellen  Xiebensberuf  an- 
gewiesen und  durch  denselben  in  Anspruch  genommen  sind. 
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Sie  sind  alle  leiblicher  Arbeit  zugewendet.  Eine  absolute  , 
•  Scheidung  zwischen  Kopfarbeit  und  Handarbeit  ist  frei- 
lich undenkbar;  denn  regelmässig  bedarf  es  auch  zu  dieser 
der  Thätigkeit  des  Kopfes  und  häufig  zu  jener  der  Mitwir- 
kung der  Hand.  Aber  der  Gegensatz  zwischen  beiden  hat 
dennoch  einen  gnten  Sinn  und  ist  auch  von  jeher  von  den 
Völkern  wohl  begriffen  worden.  Wo  die  Thätigkeit  des  Kopfes, 
die  Spekulation  inbegriffen,  überwiegt,  ist  feinere  Geistesbil- 
dung Erfordernis,  und  die  Art  des  Berufes  und  der  Lebens- 
weise gehoben.  Wo  die  materielle  Arbeit  des  übrigen  Kör- 
pers überwiegt,  da  ist  jenes  Mass  von  Geistesbildung  entbehrlich^ 
und  das  ganze  Leben  bewegt  sich  in  schlichteren  und  ein- 
facheren 1  unnen.  Um  deswillen  gehören  die  Kopfarbeiter 
regelmässig  zu  der  dritten  und  die  Handarbeiter  regelmässig 
zu  der  vierten  Klasse. 

Gemeinsam  dieser  vierten  Klasse  ist  überdem,  sowohl 
dtass  ^\o.  die  notwendige  Unterlage  aller  Staaten,  wie 
überhaupt  des  gesamten  Volkslebens  bildet,  als  dass  sie  in 
sich  selbst  nicht  die  Fähigkeit  hat»  den  Staat  zu  regieren. 
Sie  bedarf  dazu  immer  der  1  ulirer  und  der  Stell vert reter. 
In  der  Regel  ist  die  dienende  und  passive  Seite  des  öffent- 
lichen Daseins  in  ihr  dargestellt;  aber  aufgeregt  und  in  der 
Leidenschaft  erhebt  sie  sich  und  durchbricht  mit  unwider- 
stehlicher Kraft  die  Schranken  der  äusseren  Ordnung  und  setzt 
gewaltsam  ihren  Willen  durch.  Sie  ist  stark  genug,  auch  die 
Herrschaft  im  Staate  zu  wechseln  und  neue  Verfassungen  zu 
erzwini^Lii.  Sie  wirft  Throne  um  und  gibt  neuen  Männern 
oder  Dynastien  die  Gewalt  in  die  Hand.  Aber  sie  kann  nicht 
selber  regieren,  und  wo  sie  es  eine  Weile  lang  versucht,  hat 
der  Staat  das  Ansehen  eines  Menschen,  der  auf  dem  Kopfe 
steht  und  die  Beine  in  die  Höhe  streckt. 

Seitdem  es  eine  menschliche  Geschichte  gibt,  ist  diese 
Klasse  oder,  wie  sie  oft  genannt  wird,  der  vierte  Stand  noch 
niemals  zu  einer  so  grossen  Bedeutung  für  das  Staatsleben 
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gelangt,  wie  uuter  den  europäischen  Völkern  unserer  Zeit. 
Zum  erstenmal  iu  der  Gescliiclite  sind  selbst  die  dienenden  , 
Klassen  im  engeren  Sinne  zu  dem  Bange  von  Freien  erhoben 
worden;  und  auch  die  untersten  Schichten  fflhlen  sich  be- 
teiligt bei  der  Wulilfahrt  des  Staates  und  machen  Anspruch 
auf  politische  liechte.  Der  heutige  Staatsmann  i^ird  von  der 
Macht  der  Verhältnisse  genötigt,  ganz  besonders  den  Zu- 
ständen dieses  vierten  Standes  seine  Aufmerksamkeit  und 
Sorge  zuzuwenden.  Es  ist  nicht  mehr  genügend,  die  olfent- 
liche  Meinung  der  Gebildeten  zu  hören  und  zu  erwägen. 
Mehr  als  zuvor  wirken  nun  die  Massen  mit  ihren  Instinkten 
und  ihren  Neicfungcn  uiui  Leidenschaften.  Der  moderne  Staat 
—  freilich  zunächst  nur  unter  den  Völkern  von  europäischer 
und  daher  wesentlich  arischer  Rasse  —  ist  auch  in  dieser 
Beziehung  allgemeiner  menschlich  geworden. 

Die  vierte  Klasse  ist  aber  so  gross,  dass  sie  selber  wieder 
ganze  grosse  Berufsstände  umfasst  und  beachtenswerte  Ab- 
stufungen begreift  Die  gesundesten  und  krankhaftesten  Ele- 
mente in  dem  ganzen  heutigen  \  olkskörper  sind  dicht  neben- 
einander iu  ihr  geeinigt.  Die  liettung  und  Erhaltung  des 
Staates  ist  ohne  ihre  Hilfe  unmöglich,  die  Existenz  desselben 
aus  ihr  fortwährend  bedroht.  Die  gesundesten  Bestandteile 
sind  auf  dem  Lande  in  dem  Bauernstande  zu  finden,  ob- 
wohl auch  sie,  ohne  eine  neue  geistig-sittliche  Belebung,  die 
in  ihren  Fundamenten  schwankende  Staatsordnung  auf  die 
Dauer  nicht  zu  erhalten  vermögen.  Ihnen  zunächst  stehen 
die  Kleinbürger.  Beide  sind  noch  in  den  Gemeinden 
organisiert  Aber  für  die  massenhaften  in  den  Städten  ange- 
häuften Bürger  ist  die  Gemeindeorganisation  nicht  mehr  ge- 
nügend und  die  übrigen  genossenschaftlichen  \  erbindungen 
sind  der  Auflösung  ver&Uen.  Die  organische  Beziehung  der 
Meister  unter  sich  und  zu  den  Gesellen  ist  überall  durch- 
brochen, und  was  natnrgemäss  zusammengehört,  auseinander- 
gerissen.  Die  alte  ständische  Organisation  ist  zerstört,  oder 
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hat  ganze  Benifsklassen,  wie  insbesondere  die  Fabrikarbeiter, 

noch  Dicht  geordnet.  Zu  einer  neuen  Organisation  ist  es 
noch  nirgends  gekommen  und  nur  die  freiwilligen  Ge- 
nossenschaften und  neben  ihnen  die  Parteiverbände  der 
Arbeiter  offenbaren  die  ersten  Triebe  und  Keime  zu  neuer 
Organisation. 

Unsere  heutige  Gesellschaft  leidet  an  dieser  Desorgani- 
sation.  Die  Gemeinschaft  der  Bildung,  der  Interessen,  des 

Geistes  unter  den  verschiedenen  BerulVklassen  wird  durch  die 
Desorganisation  zwar  nicht  völlig  aufgehoben,  aber  in  einen 
Zustand  der  Unruhe  und  der  Gährung  versetzt,  und  der 
schranken-  und  ziellose  Krieg  aller  gegen  alle  eröfliiet.  Ver- 
geblich schreitet  dann  die  Polizei  ein.  Sie  vermag  das  üebel 
nur  in  einzelnen  Ausbrüchen  zu  hemmen  oder  zu  unterdrücken, 
und  häufig  vermehrt  sie  es  noch,  indem  sie  da,  wo  Sorge 
und  Heilung  Bedürfnis  ist,  statt  dieser  Mi.sshandlung  und  Plage 
zum  Gefolge  hat.  Wie  kann  man  sich  wundern,  wenn  gerade 
in  den  unteren  Schichten  des  vierten  Standes  auch  die  Saat 
atheistischer  Vorstellungen  und  communistischer  Lehren  einen 
fruchtbaren  Boden  gefunden  hat  und  fast  überall  in  den 
grossen  Städten  und  teilweise  sogar  auf  dem  Lande  das  Un- 
kraut üppig  aufgewuchert  ist,  welches  die  edleren  Pflanzungen 
der  Vergangenheit  zu  ersticken  droht? 

Das  Proletariat  bildet  die  unteri>ie  btufe  innerhalb  der 
vierten  Klasse.  Es  ist  aber  weder  der  vierten  Klasse  gleichzu- 
stellen, noch  ist  es  überhaupt  als  Klasse  oder  Stand  zu  orga- 
nisieren. Da  ist  es  umgekehrt  die  Aufgabe  des  Staatsmannes, 
das  Proletariat  möglichst  in  den  übrigen  Ständen  oder  Klassen 
unterzubringen  und  so  sein  besonderes  Wachstum  zu 
hemniin.  Das  Proletariat  besteht  zumeist  aus  den  Abfällen 
der  anderen  Berufsklassen.  Die  vermögenslosen  und  ver- 
einzelten Teile  der  Bevölkerung,  die  sich  deshalb  auch  der 
befestigten  Ordnung  sicher  entziehen,  beissen  wir  das  Proletariat. 

Es  ist  eine  falsche  und  für  den  Staat  überaus  gefährliche 
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Vorstellung,  die  Bewohner  lediglich  mathematisch  nach  dem 
Vermögen  in  Besitzende  und  Nichtbesitzende  zu  trennen 

und  die  letzteren  gar  als  Proletariat  zusaiHuienzufassen  luid 
den  ersteren  feindlich  entgegenzustellen.  Würde  diese  un- 
organische Meinung)  der  viel  zu  viel  Vorschub  geleistet  wor- 
den ist,  allgemein  durchdringen  und  leitend  werden,  so  mOsste 
unsere  ganze  Civilisation  von  einer  neuen  Barbarei  überflutet 
und  zertreten  werden,  denn  das  wäre  die  praktische  Konse- 
quenz jener  gedankenlosen  Lehre.  Die  grosse  Mehrzahl  der 
nichtbesitzenden  Bevölkerung  ist  aber  glücklicherweise  mit 
den  übrigen  Berufsständen  noch  organisch  verbun- 
den und  wird  durch  diese  Verbindung  befriedigt.  Die  be- 
sitzlosen Kinder  sind  keine  Proletarier,  weil  sie  in  der 
Familie  ihrer  Eltern  Pflege,  Erziehung,  Unterhalt  finden.  Sie 
teilen  den  Stand  der  Eltern,  und  selbst  für  die  aimen 
Waisen  ergänzt  und  ersetzt  der  Organismus  der  Gemeinde 
die  iaiiiilie.  Die  grosse  Zahl  der  besitzlosen  Bau  er  n- 
knechte  und  Mägde  sind  wieder  keine  proletarische  Bevöl- 
kerung, weil  sie  nicht  vereinzelt  in  der  Welt  stehen,  sondern 
auf  dem  Hofe  und  in  der  Familie  des  Bauern  eine  Heimat 
und  gesicherten  Teil  an  dem  ständischen  Leben  finden.  Als 
das  Handwerk  besser  organisiert  war,  als  heutzutage,  waren 
auch  die  Gesellen  Familienglieder  der  Meister,  und  selbst 
in  der  jetzij^^en  Auflösung  ist  in  ihnen  noch  das  Gefühl  des 
Handwerkstaudes  lebendig  und  hebt  sie  hoch  empor  über  das 
Proletariat.  Auch  die  Dienstboten  erhalten  in  der  Ver- 
bindung mit  der  Dienstherrschaft  eine  beruhigte  Existenz  und 
haben  teil  als  Gefolge  ihrer  Herren  an  den  Verhältnissen 
dieser.  Den  Soldaten  endlich  gibt  die  Einreihung  in  den 
Körper  der  Armee  Sold  und  Ehre.  Der  Mangel  einer  Orga- 
nisation der  Fabrikarbeiter  aber  ist  eine  der  krankhaftesten 
Seiten  unserer  heutigen  Klassen  und  deshalb  ist  in  dieser 
Klasse  die  Masse  des  Proletariats  so  nnverhältnismässig  und 
drohend  augewachsen. 
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Die  wahre  Kunst  des  Stuatsmaoues  ist  also  zu  bewirken, 
•dass  so  wenig  als  möglich  Abfälle  der  organisierten  Benifs- 
4Stände  in  das  notwendig  unorganisierte  atomistische  Proletariat 
versinken,  und  dabin  zu  arbeiten,  dass  aus  diesen  soviel  In- 
•dividuen  als  möglich  in  die  organisierten  Stände  aufsteigen 
und  da  auch  den  relativen  Besitz  des  gesicherten  Lebens- 
unterhaltes erwerben.  Das  so  verminderte  Proletariat  bedarf 
<lann  nicht  einer  selbständigen  Organisation,  zu  dem  es  keine 
Fähigkeit  hat,  sondern  des  Patronates,  welches  sich  seiner 
Interessen  annimmt  und  ffir  dasselbe  spricht  und  handelt. 

Der  vierten  Klasse  gebricht  es,  was  die  Staatsverfassung 
l>etrifiß;,  durchweg  an  der  Fähigkeit,  die  eigentlichen  Staats- 
4mter  zu  verwalten.  Die  oberen  Klassen  desselben  aber 
besitzen  regelmässig  die  l  ahigkeit,  Gemeindeämter  zu  be- 
kleiden, und  dürfen  dalier  von  diesen  nicht  ausgeschlossen 
werden. 

An  der  Volksvertretung  gebührt  ihr  neben  der  dritten 
Klasse  ein  Anteil,  und  der  Staat  thut  wohl,  näher  dalür  zu 
sorgen,  dass  dieser  Anteil,  der  bei  völlig  gleicher  Behand- 
lung leicht  von  der  gebildeten  und  in  freierer  Müsse  lebenden 
■dritten  Klasse  ihr  faktisch  ganz  entzogen  wird,  gesichert 
bleibe.  Indessen  da  die  Glieder  dieser  Klasse  oft  weder 
Müsse  haben  noch  hinreichende  Gewandtheit,  in  Person  ihre 
Interessen  zu  vertreten,  wird  immerhin  die  Wählbarkeit 
4iuch  für  diesen  Anteil  nicht  ganz  auf  die  Klasse  beschränkt 
werden  dürfen. 

Das  Stimmrecht  endlich  gebührt  dieser  Klasse  nach 
Verhältnis  seiner  grossen  Bedeutung,  unrichtig  aber  ist  es, 
alle  Individuen  desselben,  deren  gesellschaftliche  Bedeutung 
und  Fähigkeit  so  sehr  verschieden  ist,  auf  gleiche  Linie  zu 
stellen. 

Das  eigentliche  Proletariat  insbesondere  bedarf  in  seinem 
wirklichen  Interesse  weit  eher  der  Patrone  (Schutzherren, 
Mundherren)  als  der  Ee Präsentanten,  die  es  doch  nicht  in 
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seiner  Mitte  finden  kann.  Je  höher  dann  durch  Ansehen  undf 
Eiufluss  der  Patron  gestellt  wäre,  um  so  wirksamer  würdea 
die  Interessen  des  Proletariats  gewahrt  werden. 


Neunzehntes  Kapitel« 

Verhältnis  des  Staates  zur  Familie. 
1.  GeBchleekterstaat.  PatriareMe,  Ehe. 

Sehr  oft  schon  wurde  in  alter  und  in  neuer  Zeit  der 
Satz  ausgesprochen:  „Die  Familie  ist  das  Urbild  des  Staates. 

Der  Staat  ist  die  erweiterte  grosse  Familie.**^  Man  verglich 
dann  das  Staatshaupt  mit  dem  Vater,  das  Volk  mit  den 
Kindern. 

Indessen  jener  Satz  uud  diese  Vergleichung  sind  nur  in 
sehr  beschränktem  Sinne  wahr.  Sie  gelten  nur  mit  Bezug  auf 
die  patriarchalische  Staatsform,  nicht  aber  für  den  höheren 
nationalen  und  menschlichen  Staat.  Es  ist  daher  nötig,  die 

durchpfreifenden  Gegensätze  zwischen  Familie  uud  Staat  zu 
bezeichnen: 

1)  Die  Familie  beruht  auf  der  Ehe  und  ehelicher 

Kiiiderzeuguiig.  Die  Faniilien^ilieder  sind  entweder  als 
Ehegatten  oder  durch  gemeinsames  Blut  verbunden.  Diese 
Grundbegriffe  des  Familienrechtes  sind  aber  keinesweges 
Grundbegriffe  des  Staatsrechtes.  Die  Staatsgenossen  sind  als 
solche  weder  durch  die  Khe  noch  durch  das  Blut  miteinander 
verbunden.   Sie  haben  nicht  einmal  notwendig  Ehegemein» 

1  Cicero^  De  Officiis  1,  17:  „Prima  societas  in  ipso  coiijagio  esty 
prt)xima  in  liberis,  deinde  uim  domiis  communiu  omnia.  Id  aiitcm  est 
principium  iirbis  et  quasi  seininarinm  reipiihlicae."  Aber  sogar  Rousseau 
im  Contrat  Social,  zu  dessen  (irundansichten  über  den  Staat  es  freilich 
gar  nicht  passt:  „Die  Familie  ist  das  erste  Vorbild  der  politischen  Ge* 
sellschaa." 
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Schaft  unter  sich,  noch  weniger  gemeinsame  Abstammung* 
Die  Grundrechte  der  Familie  sind  daher  auch  von  dem  Staate 
unabhängig.^ 

2)  Der^  Staat  ^eruhtt,auf  der  Organisation  des  Volka 
und  ihr^i:.  Beziehung  zum  Land.  Diese  staatlichen  Begriffe 
sind  hinwieder  keine  Begriffe  des  Familienrechtes.  Das  Volk 
besteht  eben  so  sehr  und  noch  mehr  aus  Iiidividueuj  Ständen, 
Klassen,  als  aus  Familien,  und  die  Beziehungen  des  Staates, 
zu  jenen  werden  nur  ausnahmsweise  durch  die  Familie  ver- 
mittelt, gewöhnlich  nur  insofern  die  Rücksicht  auf  das 
Familienleben,  wie  bei  der  Vormundschaft  solches  erheischt. 
Die  Familie  endlich  hat  als  solche  gar  keine  Beziehung  zu 
dem  Boden. 

3)  Die  Art  und  der  Charakter  des  Organismus  ist 
verschieden  in  dem  Staat  und  der  Familie.  Als  Haupt  der 
Familie  erscheint  der  Vater,  der  für  sein  eigen  Fleisch 
und  Blut  sorgt,  wenn  er  über  die  Kinder  Gewalt  übt;  er 
der  reife  Mann  über  die  unmündige  Nachkümmcuschaft.  Das 
Wesen  seiner  Leitung  ist  Vormundschaft  Der  Fürst 
dagegen  erscheint  als  Haupt  des  Volkes,  dessen  Klassen 
selbständige  Interessen  haben,  dessen  Familien  von  der  fürst- 
lichen Dynastie  getrennt  sind  und  dessen  Individuen  weder 
von  ihm  ihr  Dasein  ableiten  noch  als  unreife  und  unmündige 
Wesen  ihm  untergeordnet  sind.  Das  Frincip  des  Staates  ist 
die  politische  Begierung. 

Die  Familie  ist  somit  nicht  das  Urbild  des  Staates, 
sondern  höchstens  einer  bestimmten,  der  Familie  aus* 
nahmsweise  naeligebildeteu  (der  patriarchalischen^)  Staats- 

2  Pomponius,  L.  8,  de  Reg.  Jur.:  „Jura  sanguinis  nullo  jure 
civili  dirimi  possunt.'* 

8  Gobineau  (Sur  Tin^galit^  des  races  humaines  II,  S.  tl70)  führt 
an,  dass  die  arischen  Völker  von  jeher  die  patriarchalische  Vorstellung, 
welche  die  väterliche  Gewalt  als  Vorbild  der  obrigkeitlichen  Macht  be- 
trachtet, nur  mit  grosser  Vorsicht  und  unter  wichtigen  Beschi'äukungen 
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form.  Das  Familienrechl  ist  daher  auch  ein  Teil  des  Privat-, 
nicht  des  öffentlichen  Rechtes. 

Aber  allerdings  sind  die  Anfänge  der  StaatenbUdung, 
sogar  der  arischen  Völker  an  die  Familien  und  die  Geschlechter 
gebunden.  In  dem  Familien-  und  Geschlechtsverband  fanden 
die  ersten  väterlichen  Führer,  Bichter,  Obrigkeiten  noch  die 
unentbehrliche  Stütze  ihrer  Autorität.  Nur  allmählich  konnte 
der  Staat  aus  diesen  Verbänden  zu  einer  politischen  Ordnung 
herauswachsen. 

Die  Geschlechterverfassung  diente  zur  Brücke  aus 
dem  blossen  1  imilienverband  in  den  Staat.  Als  dieser  einmal 
gesichert  war,  wui'de  dann  jene  *Brücke  abgetragen  und  weg- 
;gerättmt.  Bei  den  meisten  alten  Nationen  finden  sich  an- 
fänglich Geschlechter  mit  politischer  Bedeutung,  die  später 
verschwinden.  Die  alt-mosaische  Verfassung  kennt  sie  so  gut 
wie  die  alt-hellenische  oder  alt-römische  Verfassung.  Wie 
bei  den  alt-arabischen  Stämmen  die  Geschlechter  ihre  Häupt- 
linge wie  \  ater  ehren,  bo  zeigen  sich  die  äiiiilichen  Verbände 
der  Klans  bei  den  alten  Schotten.  Die  alten  germanischen 
Dörfemamen  weisen  ebenso  auf  die  Ansiedelung  und  den 
Gemeindeverband  der  Geschlechter  hin,  welche  sich  zu  Ge- 
nossenschaften organisiert  haben, ^  wie  die  alte  slavische 
Bauerngemeinde  einen  familienartigen  Charakter  hat. 

Der  Geschlechtsverband  unterscheidet  sich  von  dem 
Familienverband  durch  die  Ausdehnung  über  den  Kreis  einer 
Sippschaft  hinaus,  indem  das  Geschlecht  auch  mehrere  Familien 
und  Sippschaften  zusammenfasst,  aber  er  bleibt  mit  diesem 
insofern  verwandt,  als  er  seine  Ordnung  nach  Art  der  Familien- 
ordnung gestaltet.  Die  Geschlechtshäuptlinge  sind  meistens 
hierin  durch  ihre  erhöhte  Familienstellung  bezeichnet.  In- 
dessen zwingt  das  Bedürfnis  nach  Einheit  dazu,  nur  ein 

zugelaBsen  haben,  während  dieselbe  der  in  den  HauptbestandteUen  gelben 
Rasse  der  Chinesen  dauernd  genüge. 

4  Gierke,  Genossenschaftsrecht  1868,  I,  S,  29. 
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Familienhaupt  als  Geschlechtsbaupt  zu  ehren,  und  es  kommt 
wohl  vor,  dass  sogar  die  Wahl  oder  vielmehr  die  Kur  das 

Erbrecht  ergänzt  oder  ersetzt. 

Der  eigentliche  famiiienartige  Staat  aber  ist  die  Patri* 
«rchle.  Am  zähesten  hält  das  chinesische  Reich  „der  Mitte*^ 
■(d.  h.  der  Vollkommenheit)  seit  Jalu  tausenden  an  der  Fiktion 
fest,  dass  das  Staatshaupt  der  Vater  der  Nation  sei.  Die 
«ersten  Gründer  und  Bildner  auch  dieses  Staates  waren,  wie 
"Gobineau  es  wahrscheinlich  gemacht  hat,  von  arischem 
Geschlecht.  Ihnen  schreibt  er  auch  die  erste  Mitteilung  der 
patriarchalischen  Idee  zu.  Aber  die  ungeheure  Masse  der 
Bevölkerung,  welche  nach  und  nach  in  dem  grossen  Reiche  zu 
einer  Familie  vereinigt  wurde,  ist  von  nuilayischem  t^tainnie, 
in  welchem  die  Elemente  der  gelben  Hasse  überwiegend,  wenn 
gleich  durch  die  Beimischung  mit  schwarzen  elnigermassen 
getrübt  sind,  und  diese  Bevölkerung,  von  Natur  zu  ruhigem 
materiellem  Lebensgenuss  geneigt,  fügt  sich  willig  dem  väter- 
lichen Absolutismus  ihrer  Beherrscher  und  verehrt  in  der  über- 
lieferten Staatsordnung  die  heilige  Givilisation.  Der  trotzige 
Freiheitssinn,  wie  er  allen  arischen  Völkern  eingepflanzt  ist, 
regt  sie  nicht  auf  und  nach  höheren  Ideen  sehnt  sie  sich 
nicht.  Die  Autorität  des  Kaisers  ist  zwar  in  der  Theorie  ab- 
:S0lut,  in  der  Realität  aber  wird  sie  durch  den  ruheliebenden 
Geist  sämtlicher  Volksklassen,  durch  die  gelehrte  Schulbildung 
4er  Mandarinen,  und  vor  allem  durch  die  Macht  des  her- 
gebrachten Familienbrauches  vielfältig  beschränkt  yjyer  Sohn 
•des  Himmels  vermag  alles,  unter  der  Bedingun^^  dass  er  nur 
das  Bekannte  und  Herkömmliche  wolle.''  (Gobineau.)  Eine 
männlich-politische  Entwickelung  aber  ist  in  dem  väterlichen 
•Staate  unmöglich.  Die  Menschen  werden  von  ihm  in  dem 
Zustand  der  Kmdheit  zurückgehalten,  in  welchem  die  Staats- 
form selbst  verharrt 

Eine  ganz  andere  Frage  ist  die  nach  dem  Einflüsse  des 
Familienlebens  aui  die  Staatswohlfahrt.   Dieser  meistens 
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nüttelbare,  aber  tief  greifende  Einfluss  kann  nicht  leicht  zu 
hoch  angeschlagen  werden.  Daher  hat  der  Staat  nicht  allein^ 
wie  In  dem  übrigen  Privatrecht,  die  Pflicht,  das  Familienrecht 
zu  schützen  und  zu  erhalten,  sondern  er  hat  zup:leich  ein 
hohes  Interesse,  so  viel  bei  ihm  steht,  die  Gesundheit  de& 
Familienlebens  zu  fordern  und  zu  erhalten.  Es  ist  zwar  seine 
Macht  hier  eine  geringe  —  eben  weil  die  Familie  keine  Staats- 
institution ist —  meistens  auch  nur  eine  mittelbar  wirkende; 
in  einigen  Beziehungen  aber  kann  und  darf  der  Staat  wohl 
die  individuelle  Willkür  beschränken: 
1.  Mit  Bezug  auf  die  Ehe: 

1.  Die  politisch  höher  gebildeten  Völker  legen  alle  einea 
entschiedenen  Wert  auf  die  Monogamie.  Mehrere  Männer 
verwirren  sogar  die  Abstammung,  mehrere  Frauen  bringen 
Zwietracht  in  die  Familie.  Die  volle  Einheit  der  Ehe  i^t  nur 
gedenkbar  in  der  Einigung  eines  Mannes  und  einer  Frau. 
Die  Zweiheit  der  Geschlechter,  in  welche  die  Mensdiheit  ge- 
teilt ist,  wird  in  der  Monogamie  zur  Einheit  verbunden.  Eine 
Mehrheit  von  Ehegenossen  entspricht  daher  weder  der  Natur, 
ndch  der  sittlichen  Idee.  Daher  soll  der  Staat  sie  nicht 
dulden.  Als  die  gallischen  Bischöfe  gegen  die  Doppelehen 
der  merowingischen  Könige  eiferten,  und  nicht  nachliessen» 
bis  dieselben  auf  das  alte  Privilegium  germanischer  Fürsten,, 
mehrere  Frauen  zu  halten,  verzichteten,  verteidigten  sie  nicht 
bloss  ein  christliches,  sondern  zugleich  ein  staatliches 
Princip.  Die  Monogamie  hebt  die  Frau  zu  voller  Genossen- 
schaft mit  dem  Manne  empor  und  die  erhobenen  Frauen 
veredeln  hinwieder  die  Männer.  Die  Polygamie  dagegen 
drückt  die  Frauen  zu  blossen  Werkzeugen  der  smnlichen 
Lust  der  Männer  nieder,  und  die  ungebildeten  entwüi-digten 
Frauen  ziehen  hinwieder  die  Männer  abwärts.  Die  Mono-^ 
gamie  ist  der  Vorzug  der  europäischen  und  der  christlichen 
Nationen.  Die  Polygamie  ist  das  Erbübel  vieler  orientalischer 
Kationen. 
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2.  Eine  würdige  Auffassung  des  rechtlichen  Yer- 

iialtnisses  der  Ehegatten  ist  nicht  minder  wichtig. 

In  dieser  Hinsicht  blieb  das  römische  Hecht  hinter  der 
römischen  Idee  von  der  £be  zurück.  Während  die  Römer  die  Ehe 
als  eine  innige  und  alle  Verhältnisse  umfassende  Lebensgemein* 
Schaft  von  Mann  und  Frau  aufta^sten,^  behandelte  ihr  älteres 
Eecht  die  Frau  ähnlich  einer  Tochter,  und  räumte  dem  Manne 
-eine  absolute  Herrschaft  über  sie  ein,  wie  dem  Vater  über  die 
Kiiider  und  dem  Herrn  über  die  bklavi  li,  und  löste  das  spätere 
Hecht  die  Gemeinschaft  auf  in  ein  lockeres  Nebeneinandersein 
der  beiden  Ton  einander  ganz  unabhängigen  Personen.  Das 
Ueberbandnehmen  der  sogenannten  freien  Ehe  ging  mit  der  zu* 
nehmenden  Sittenverderbnis  in  den  letzten  Zeiten  der  römischen 
Kepublik  Arm  in  Arm,  und  bereitete  den  Untergang  dieser  vor. 

Das  deutsche  Becht  dagegen  sowohl  in  seiner  älteren 
"Gestalt,  wornach  Frau  und  iMaun  zwar  ihr  eigenes  Vermögen 
beibehalten,  aber  dessen  ungeachtet  die  eheliche  Gemeinschaft 
und  Einigung  in  der  ehelichen  Vormundschaft  des  Mannes 
ihren  rechtlichen  Ausdruck  findet,  als  in  der  neueren  Form 
der  Gütergeuieiuschaft,  ist  in  Uebereinstimmung  mit  der  Idee, 
weiche  wir  am  schönsten  in  den  uralten  und  schon  in  den 
heiligen  Büchern  der  Juden  enthaltenen  zwei  Sätzen  aus- 
gesprochen huden:  ^Maun  und  Weib  sind  nur  ein  Leib,** 
und:  „Der  Mann  ist  das  Haupt  der  Ehe.^' 

5  o  (1  s  t  i  n  Ti  8,  L.  1  de  Kitu  nui)li;iniiii :  „Tsupliae  sunt  conjunctio 
maris  et  rcmiiinc,  et  consortiura  ouinis  viiac  diviui  et  hiimaiii  juris  com- 
muüicatio,"  und  Justin.,  Inst.  I.  9.  §.  1 :  „Kupiiao  sive  matrimonium  est 
viri  et  mulieris  eunjunctio,  iudividuam  vitae  consuetudinem  com  mens.'* 

6  Moses  I,  2,  24  und  Paulus  an  die  Epheser  V.  31:  „Uiu  des- 
willen wird  ein  Mentith  verlassen  Vater  und  Miaur.  und  seinem  Weibe 
aniiaiigen,  und  werden  zwei  ein  Fleiseli  ^cin."  Tacitus  vou  den  ger- 
manischen Frauen  ((ierni.  19):  „Sic  unam  accipiuut  marituni,  quo  modo 
unum  curpns  uuumque  vitam."  8cli  wabenspiej^el  (ed.  Wack.  6);  .,\N'^an 
die  (ein  man  unde  sin  wip)  rclu  uude  redelichen  zer  e  ciiomeu  öinl,  da 
ist  niht  zweiunge  an,  sie  siut  wau  ein  lip." 

<  Moses  1-,  3,  16.  Zum  Weibe  spracli  er;  „Dein  Wille  soll  deinem 
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3.  Selbst  die  Form  der  Eingehung  der  Ehe  ist  nicht 
gleichgültig.  Eine  Form,  welche  geeignet  ist,  die  Innigkeit 
und  Heiligkeit  des  ehelichen  Verhältnisses  darzustellen  und 
zum  Bewusstsein  zu  bringen,  ist  an  sich  einer  anderen  vor- 
zuziehen, welche  die  Ehe  lediglich  als  ein  -willkürliches  Produkt 
einer  blossen  Uebereinkunft  bezeichnet.  Der  alt-römische 
Grundsatz  „consensus  facit  nuptias*^  hat  daher  seine  bedenk- 
liche Seite,  insofern  er  zu  der  Vorstellung  verleitet,  dass  die 
Ehe  ein  bloss  konventionelles  Verhältnis  sei,  und  maa 
kann  es  nicht  tadeln,  wenn  die  Sitte  mancher  Nationen  eine 
religiöse  Feier  verlangt  und  die  Uebung  christlicher  Völker 
auf  die  kirchliche  Trauung  einen  Wert  legt  Aber  wichtiger 
noch  ist  die  Bechtssicherheit  der  Familie,  welche  sich 
mit  der  helmlichen  Ehe  nicht  verträgt,  und  nur  durch  die 
öffentliche,  urkundlich  beglaubigte  Form  befriedigt 
wird.  Diese  Interessen  des  Rechts  werden  durch  die  soge- 
nannte Givilform  vollständig  gewahrt  Wäre  nicht  die  kirch- 
liche Form  der  Trauung  von  der  Geistlichkeit  missbraucht 
worden,  um  die  vom  Staate  anerkannte  Freiheit  der  Ehe- 
schliessung zu  beeinträchtigen  und  die  Gesetzgebung  von  den 
Ansichten  der  Kirche  in  ungebührlicher  Weise  abhängig  zu 
machen,  so  halte  sich  auch  der  moderne  Staat  eher  bei  der 
kirchlichen  Form  beruhigen  können.  Aber  jene  Missbräuche 
und  die  Gegensätze  der  religiösen  Meinungen  innerhalb  der 
heutigen  Bevölkerung  haben  das  Bedürfnis  einer  rein  bürger- 
lichen Form  hervorgerufen. 

Wir  haben  nun  in  der  modernen  Kechtsbildung  eine 

Hanne  nnterworfen  Bein  nnd  er  floll  dein  Herr  sein."  Paulus  an  die 
Eph.  5,  22:  „Die  Weiber  seien  unterthan  ihren  Hännern.**  Sachs en> 
Spiegel  I,  45,  $.1:  „AI  ne  si  en  man  sime  wiwe  nicht  evenburdich,  he 
is  doch  ihre  vormünde,  nnde  se  is  sin  genatinne,  nnde  trit  in  sin  recht 
swenne  se  in  sin  bedde  gat."  Code  civil,  Art  ^13:  „Le  man  doit  pro- 
tection &  sa  femme,  la  femme  ob^issance  ^  son  mari."  Oesterr.  Gesetz- 
buch, §.  «Der  Hann  ist  das  Haupt  der  Familie.''  Zürich erischea 
Gesetzbuch,  $.  127:  „Der  Ehemann  ist  das  Haupt  der  Ehe.** 
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zwcilache  Form  in  Uebung:  1)  die  für  das  Rechtsinstitut  der 
Ehe  notwendige  bürgerliche  Eheschliessung  vor  dem 
staatlidien  Standesbeamten;  2)  die  der  freien  Sitte  ttber- 
lassene  nachfolgende  kirchliche  Trauung  durch  den  Geist- 
lichen, welcher  der  geschlossenen  Ehe  die  roligiöse  Weihe  und 
den  Segen  der  Kirche  hinzufügt.  Die  erste  ist  notwendig,  die 
zweite  freiwillig. 

4.  Kine  Beförderung  der  Ehen  und  der  Kinderzeugung 
von  Staats  wegen  ist  in  grossem  Massstab  durch  den  Kaiser 
Aagustus  versucht  worden.   Das  Bedürfnis  zu  derartigen  Ge- 
setzen setzt  indessen  jederzeit  kranke  Zustände  einer  Nation 
voraus,  in  denen  der  natürliche  Trieb  der  Individuen,  sich  zu 
verbinden,  entweder  ausschweift  oder  gehemmt  ist.  Dieses 
Uebel  ist  besonders  dem  Leben  in  grossen  Städten  eigen.  Die 
zahlreicheren  Gelegenheiten,  gesclileclitliche  Bedürfnisse  auch 
ausser  der  Ehe  zu  befriedigen,  befördern  den  Hang  zu  einem 
ungebundenen  und  liederlichen  Leben,  und  die  erhöhte 
Schwierigkeit,  die  gesteigerten  Ansprüche  einer  städtischen 
Familie  auf  Lebensgenuss  zu  erfüllen,  ist  ein  bedeutendes 
Hindernis  der  Heiraten  gerade  unter  den  höheren  Klassen 
der  Gesellschaft.   In  Rom  kam  die  übermässige  Testierfrei- 
heit der  römischen  Bürger  als  ein  Motiv  der  Ehelosigkeit 
hinzu,  indem  unverheiratete  Belebe  sicher  waren,  in  ihren 
alten  Tagen  von  erbsüchtigen  Verwandten  und  Freunden  mit 
dienstgefciliiger  Zuvorkommenheit  gepflegt  und  geschmeichelt 
zu  werden.    Augustus  konnte  mit  Recht  sagen:  „Die  Stadt 
besteht  nicht  aus  Häusern,  Säulenhallen  und  leeren  Märkten^ 
sondern  die  Menschen  bilden  die  Stadt.  Würde  die  Ehelosig- 
keit unter  den  Bürgern  Roms  um  sich  greifen,  so  ^vürde  aiu 
Ende  Rom  den  Griedien  oder  gar  den  Barbaren  anheimfallen.^ 
Aber  auch  auf  dem  Lande  kommen  ähnliche  Beschrän- 
kungen vor  im  Interesse  der  Erhaltung  des  bäuerlichen  Grund- 
besitzes und  der  Yerlünderung  von  Gutsteilungen.  In  manchen 
Gegenden  ist  so  das  Zweikindersystem  in  Uebung,  in  anderen 
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werden  die  ülirigeii  Solme  ausser  dem  Erbsohn  als  Knechte 
des  Hofes  betrachtet  oder  in  die  Fremde  geschickt  und  vor 
weiterer  Heirat  abgemahnt. 

Die  Mittel  des  Staates,  die  Ehen  uihI  die  Kinderzeugung 
zu  befördern,  sind  freilich  beschränkt,  und  selbst  in  der  Be- 
schränkung werden  sie,  wie  solches  auch  den  Gesetzen  Augusts 
widerfahren  ist,  dem  Volke  so  wenig  munden,  als  eine  bittere 
Arznei  dem  kranken  Körper.  Ein  direkter  Zwang  zur  Ehe 
ist  nicht  zulässig,  weil  die  Ehe  ihrem  Wesen  nach  die  eheliche 
Oesinnung  und  den  freien  Willen  der  Individuen  voraussetzt. 
Selbst  in  dem  Falle,  wo  die  Staatsinteressen  die  Ehe  des 
Staatshauptes  dringend  wünschbar  machen,  ist  doch  eine 
Nötigung  desselben  zur  Eingehung  einer  Ehe  ein  so  tiefer 
Eingriff  in  die  menschliche  Freiheit,  dass  vor  diesen  natür- 
lichen Schranken  des  individuellen  Hechtes  auch  der  Wille 
des  Staates  zurücktreten  muss.  Die  jungfräuliche  Königin  von 
England  hat  diese  persönliche  Freiheit  auch  d^s  Monarchen, 
dessen  Leben  mehr  als  ein  anderes  mit  der  Wohlfahrt  des 
Staates  verwachsen  ist,  siegreich  gegen  die  andringenden 
Staatsrficksichten  behauptet 

Der  Staat  kann  somit  nur  mittelbar  den  Zweck  fordern, 
indem  er  mit  der  Flie  äussere  Vorteile  verbindet,  und  die 
Ehe-  und  Kinderlosigkeit  mit  äusseren  Nachteilen,  nicht  aber 
wie  ein  Yeigehen  mit  eigentlicher  Strafe  bedroht.  Diesen 
Weg  hat  denn  auch  die  römische  Gesetzgebung  eingeschlagen. 

5.  Häufiger  linden  sich  in  den  neueren  Staaten  umgekehrt 
gesetzliche  Beschränkungen  der  Ehe  aus  Gründen  der 
Mentlichen  Wohlfahrt.  Dieselben  setzen  ebenfalls  krankhafte 
Zustände  voraus,  insbesondere  das  sociale  liebel  eigentums- 
oder  erwerbsloser  Klassen  der  Bevölkerung.  Da  können  es 
unter  Umständen  die  Interessen  der  Gemeinschaft  nötig  machen, 
dass  von  denen,  welche  durch  die  Ehe  neue  Familien  be- 
gründen wollen,  Garantien  dafür  verlaugt  werden,  dass  sie 
im  Stande  seien,  ohne  Belästigung  der  Gemeinden  oder  des 
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Staates,  der  Familie  die  erforderliche  Nahrung  und  den  nötigen 
Unterhalt  zu  verschaffen.  Ein  weiteres  Verbot  der  Ehe  da- 
gegen, iiisbebondere  der  Vorbehalt  einer  willkürlichen  Ge- 
nehmigung der  Gemeinden,  ist  ein  nicht  2U  rechtfertigender 
Eingriff  in  das  natürliche  Recht  des  Individuums. 

Die  gesetzliche  Erschwerung  der  Ehen  vermag;  überdem 
die  Erzeugung  unehelicher  Kinder  nicht  zu  huuiern;  im 
Gegenteil  das  Uebel  einer  grossen  Zahl  familienloser  und 
daher  ftrmlich  genährter  und  mangelhaft  erzogener  Unehe- 
licher wird  dadurch  vermehrt.  Die  Gründung  einer  Familie 
und  die  Hilfe  der  Frau  üben  einen  sittigeuden  Einfluss  aus 
auf  die  Männer  und  wirken  für  den  ökonomischen  Bestand 
der  HaushaltuiiL:  im  grossen  und  ganzen  eher  wohlthätig  als 
schädlich.  Daher  ist  als  Regel  nicht  die  Heschränkung,  son- 
dern umgekehrt  die  volle  Freiheit  der  Eheschliessung 
zu  empfehlen.  Die  Gesetzgebung,  welche  für  alle  zu  sorgen 
hat,  muss  es  auch  dem  armen  Manne  ermöglichen,  eine  Ge- 
nossin seiner  Armut  und  eine  ehrliche  und  eheliche  Mutter 
seiner  Kinder  zu  wählen. 

6.  Mit  Recht  enthält  sich  der  Staat  einlässlicher  Vor- 
schritten über  das  geschlechtliche  Verhältnis  der  Ehe- 
gatten.^ Sie  gehören  vorzugsweise  dem  individuellen  Leben 
und  der  Sitte  an.  Wohl  aber  ist  er  befugt  und  veranlasst, 
offenbare,  über  den  Kreis  des  engen  Familienkreises  hiuaus 
wirkende  Immoialität  und  den  Bruch  der  ehelichen  'i  reue 
auf  Klage  des  verletzten  Ehegatten  mit  Strafe  zu  bedrohen, 

S  In  den  üi;^eizeii  Manns  (III,  46)  kommen  darüber  folgende  lie- 
st immungen  vor:  „16  Tage  uiid  16  Kachle  von  der  Erseheinnng  der 
Kegeln  an  sind  die  natürliche  Zeit  der  Frauen.  An  den  4  ersten  Nachten 
und  ebenso  an  den  Ilten  nnd  13ten  dürfen  sie  nicht  heimgesucht  werden. 
Die  übrigen  10  dagegen  sind  erlaubt,  und  unter  diesen  die  geraden  der 
Erzeugung  von  Söhnen,  die  ungeraden  der  von  Töchtern  günstig."  Auch 
die  jüdische  Gesetzgebung  und  späterliin  das  kanonische  Recht 
haben  darüber  Bestimmnngen. 

Blun Ischl i,  aiigeiiieii  e  Staatslehre.  15 
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nnd  so  durch  seine  Oesetzgebung  die  gute  Sitte  und  die 

Reinheit  der  Ehe  zu  stützen. 

Die  Weibergemeinscbaft,  wie  sie  i'lato  l'ür  die  Wächter 
seines  idealen  Staates  vorgeschlagen  hat^  ist  eine  Entwürdigung 
der  Ehe  und  Zerstörung  der  Familie.  Die  Preisgebung  der 
l  iaueii,  wie  sie  unter  Umstäiidcu  von  den  Spartanern  be- 
günstigt worden,  ist  eine  Barbarei.  Die  Emanzipation  des 
Fleisches  aber,  wie  sie  .die  radikal-socialistische  Schule  in 
unseren  Tagen  als  einen  neuen  Fortschritt  der  individuellen 
Freiheit,  über  seinen  Körper  nach  Lust  zu  verlügeu,  auch  für 
die  beiden  Ehegatten  in  Anspruch  nimmt,  ist  die  Erniedrigung 
der  sittlichen  Freiheit  des  Menschen  auf  die  Stufe  der  sinn- 
lichen Freiheit  der  Hunde. 

7.  Endlich  ist  der  Sorge  des  Staates  für  die  Fortdauer 
der  Ehe  und  der  Behinderung  leichtfertiger  Scheidung  zu 
erwähnen. 

Schon  in  der  vorchristiichen  Periode  wird  die  Auflösung 
der  Ehe  nicht  überall  der  Willkür  der  einzelnen  Ehegatten 
überlassen.  Manche  Rechte  gestatteten  es  zwar  dem  Manne, 
seine  Frau  zu  entlassen,  nicht  aber  der  Frau,  sich  von  dem 
Manne  loszusagen.  Auch  für  den  ersten  Fall  war  die  Yer- 
stossung  der  Frau  öfter  an  bestimmte  wichtige  Ursachen  ge- 
bunden, oder  zog,  wie  in  den  älteren  germanischen  Rechten, 
wenn  sie  ohne  zureiclieude  Gründe  geschah,  bedeutende 
Nachteile  .  auch  für  den  Mann  nach  sich.  In  diesen  be- 
schränkenden Bestimmungen  des  Rechtes,  welche  überdem 
durch  die  Sitte  verstärkt  waren,  äussert  sich  die  Ehrturcht 
des  Staates  vor  dem  Principe  der  Ehe  als  einer  das  ganze 
Leben  erfüllenden  Gemeinschaft  Es  war  daher  schon  eine 
Auflösung  der  älteren  sittlichen  Ordnung,  wenn  das  spätere 
römische  Hecht,  die  in  Athen  herrschende  Ansicht  adop- 
tierend, fftr  die  sogenannte  freie  Ehe  den  Ehegatten  das 
Recht  der  einseitigen  freien  Kündigung  einräumte.  Die  Auf- 
nahme dieses  Grundsatzes  war  zu  grossem  Teile  eine  Folge 
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des  in  Rom  überhandnehmenden  Sittenverderbnisses,  und 

ward  hinwieder  eine   Mi  eile  der  Entartung. 

Das  Christentum  hat  in  dieser  Frage  ein  neues  und 
vollkommeneres  Recht  eingeleitet  Christus  selbst  sprach  sich 
im  Gegensatze  zu  dem  mosaischen  Rechte  so  nachdrücklich 
gegen  die  Scheidung  aus,^  dass  seine  Worte  nicht  ohne 
Wirkung  auf  die  spätere  Rechtsbildung  in  den  christlichen 
Staaten  sein  konnten,  obwohl  er  auch  hier  nicht  unmittelbar 
das  bestehende  Recht  änderte  noch  ein  neues  schuf,  sondern 
nur  auf  den  Geist  und  die  moralische  Gesinnung  wirkte.  Die 
katholische  Kirche  aber  bildete  nachher  ein  strenges  System 
des  Eherechtes  aus  und  gelangte,  ungeachtet  Christus  selbst 
die  Scheidung  aus  dem  Grunde  des  Ehebruches  ausgenommen 
und  anerkannt  hatte,  im  Verfolge  der  Zeit  dazu,  die  volle 
Scheidung  überall  zu  untersagen  und  nur  eine  äusser- 
liehe  Trennung  (die  separaiio  a  toro  et  mensa).  aber  auch 
diese  nur  aus  wichtigen  und  seltenen  Gründen  zu  gestatten. 
Sie  setzte  ihre  Ansicht  in  den  christlichen  Staaten  des  Mittel- 
alters in  der  Weise  durch,  dass  sie  die  Frage  der  ehelichen 
Trennung  und  Scheidung  der  Einwirkung  des  Staates  ganz 
zu  entziehen  und  ausschliesslich  vor  die  kirchliche  Ge- 
richtsbarkeit zu  bringen  wasste. 

In  den  letzten  Jahrhunderten  hat  indessen  der  Staat 
auch  diese  Seite  der  Rechtsverhältnisse  mit  Recht  wieder 
seiner  Gesetzgebung  und  seiner  Rechtspflege  unterworfen,  und 
die  protestantische  Kirche  erklärte  von  ihrem  kirchlichen 
Standpunkte  aus  die  Ehescheidung  wegen  Ehebruches,  öfter 
auch  aus  Gründen,  weiche  diesem  an  Bedeutung  gleich  kommen, 
als  zulässig. 

Endlich  hat  die  Gesetzgebung,  teils  von  modernen  natur- 
rechtlichen Ideen  geleitet,  teils  im  Interesse  der  individuellen 
Freiheit,  manche  ältere  Scheidungsgründe  erweitert  und  die 

Scheidung  erleichtert. 

f>  Matth,  ö,  32;  19.  6.    Mark.  10,  11  iiiul  12.   Luk.  16,  18. 
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Regelmässig  geblieben  aber  und  allgemein  anerkannt  sind 
zwei  Grundsätze:  a)  dass  die  Scheidung  weder  der  Willkür 

der  einzelnen  Ehegatten  noch  selbst  der  auflösenden  Willens- 
übereinstimmung beider  anheim  gegeben  werden  darf,  sondern 
nur  unter  gericbtlieher  Mitwirkung  und  mit  gerichtücher  Er- 
laubnis  zulässig  ist; 

b)  dass  diese  Erlaubnis  bedeutende  Gründe  voraussetze. 
Die  Kirche  kann  hier  in  höherem  Masse  das  Princip  der  Un- 
auflösbarkeit, welches  durch  die  Idee  der  Ehe  gefordert  wird, 
vertreten,  insofern  sie  moralisch  und  geistig  einwirkt  und 
zu  dem  Gewissen  spricht,  während  der  Staat,  wenn  es  sich 
um  äusseres  Zwangsrecht  handelt,  genötigt  ist,  auch  im  Gegen- 
satze zu  der  Reinheit  der  Idee  die  Unvollkurninenheit  der 
realen  Zustände  zu  beachten  und  daher  Ehen,  die  innerlich 
doch  gebrochen  und  zerstört  sind,  auch  von  Rechts  wegen 
äusserlich  zu  lösen.  Nur  thut  der  Staat  wohl  daran,  so- 
weit die  Sitten  und  Lebensverhältnisse  des  Volkes  und  die 
individuelle  Entwickelung  es  gestatten,  die  Regel  der  Unauf- 
lösbarkeit möglichst  festzuhalten  und  die  Ausnahmen  der 
Scbeiduiii^  einer  ernsten  Kontrolle  zu  unterwerfen. 


Zwanzigstes  Kapitel. 
8,  Die  Frauen. 

Die  bisherige  Giundansicht  aller  Völker  betrachtet  die 
Frauen  zwar  als  zu  derselben  Nation  und  zu  demselben 
Volke  gehörig,  wie  ihre  Männer  oder  ihre  Väter,  aber  docli 
nur  mittelbar  mit  dem  Staate  verbunden,  nicht  als  voll- 
berechtigte Staatsglieder  und  Staatsgenossen.  Erst  in 
unserer  modernen  Weltperiode  regen  sich  vorerst  Anzeichen 
einer  anderen  Meinung.  Schon  zur  Zeit  der  französischen 
Revolution  von  1789  verlangte  eine  Frauenpetition  an  den 


Digitized  by  Google 


Zwanzigstes  Kapitel.  Verhältnis  des  Staate»  zur  Familie.   2.  Die  i;  ruueu.  229 

König,  dass  auch  dein  weiblichen  Geschlechte  staatsbürger- 
liche Rechte  (Stimmrecht  und  Wählbarkeit)  verliehen  werdeo. 
Obwohl  der  Philosoph  Gondorcet  die  Petition  empfahl,  wurde 
sie  doch  von  der  Nationalversammlung  mit  Spott  und  Huhn 
zurückgewiesen.  In  unseren  Tagen  üudet  dasselbe  Begehren 
unter  verschiedenen  Nationen  eifrige  Fürsprecher.  Vor  allen 
hat  Stuart  MilP  dasselbe  in  seinen  Werken  und  im  eng- 
lischen Parhunent  verteidigt,  freilich  ohne  Erfolg.  In  Frank- 
reich hat  sich  Edouard  Laboulaye'^  dafür  ausgesprochen. 
In  einzelnen  Landerstaaten  Amerikas  ist  man  sogar  zu  Ver- 
suchen vorgeschritten,  die  Frauen  zu  den  politischen  Rechten 
und  Pflichten  herbeizuziehen. 

Die  hauptsächlich  von  Stuart  Mill  angeführten  Gründe 
für  die  unmittelbare  Beteiligung  der  Frauen  am  Staate  sind: 

a)  Die  Frauen  habt  u  dasselbe  Recht  wie  die  Männer,^ 
gut  regiert  zu  werden;  und  eben  dafür  zu  sorgen  sei  die 
Volksvertretung  eingerichtet.  Aber  auch  die  Kinder  haben 
ein  natürliches  Recht,  dass  sie  von  dem  Staate  geschützt  und 
dass  für  ihre  gemeinsamen  luteresseu  gut  gesorgt,  d.  h.  dass 
sie  gut  regiert  werden  ^  und  dennoch  leitet  niemand  daraus 
ein  Stimmrecht  der  Kinder  im  Staate  ab:  Aus  dem  Rechte, 
gut  regiert  zu  werden,  folgt  keineswegs  das  Recht,  sei  es  an 
der  Regierung  teilzunehmen,  sei  es  die  Regierung  zu  kon- 
trollieren: denn  das  letztere  Recht  setzt  die  persönliche 
Fähigkeit  zur  Ausübung  derselben  voraus:  das  erste  Recht 
dagegen  verlangt  keine  besondere  Fähigkeit,  sondern  hat  nur 
einen  passiven  Charakter. 

b)  Zwischen  der  Entwickelung  des  Privatreehtes  und  des 
öffentlichen  Rechtes  bestehe  ein  offenbarer  Widerspruch,  der 
beseitigt  werden  müsse.  Auch  im  Privatrechte  seien  anfänglich 
die  Weiber  in  ihrer  Handlungsfähigkeit  beschränkt  gewesen 
und  überall  unter  einer  Geschlechtsvormundsthaft  der  Männer 

1  Id  der  Schrift:  Die  Repräsentativregierung,  Kap.  8. 
Uistoire  de  TAm^rique,  Bd.  III. 
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gestanden.   Später  aber  habe  man  erkannt,  dass  die  Frauen 

ebenso  ihr  Vermögen  verwalten  können,  wie  die  Männer,  die 
Gescblecbtsvormundscbaft  abgescbafft  und  beide  Gescblecbter 
einander  gleichgestellt.  Im  öffentlichen  Rechte  dagegen  be- 
stehe der  Gegensatz  fort.  Man  fordere  von  den  Frauen,  dass 
sie  ebenso  dem  Staate  ihre  Steuer  bezahlen,  wie  die  Männer, 
und  besti*eite  ihnen  das  Recht,  gleich  den  Männern  Steuern 
zu  bewilligen  und  die  Rechnungen  zu  prüfen.  Es  sei  daher  ein 
Unrecht,  den  1  raueii  eine  iaiiigkeit  abzusprechen,  die  man 
im  Privatverkehr  anerkannt  habe,  und  eine  Gleichstellung  im 
öffentlichen  Leben  zu  verhindern,  die  im  Privatleben  bestehe 
und  sich  wohlthätig  erweise. 

c)  Es  sei  überdem  eine  aige  Inkonsequenz  in  der  bis- 
herigen Rechtsbildung,  dass  viele  Völker,  welche  allen  Frauen 
jedes  politische  Recht  versagen,  ausnahmsweise  das  höchste 
politische  Recht  der  Regierungsgewalt  an  ihre  Königinnen  über- 
lassen und  sich  als  Untertbaneu  einer  Frau  bekennen. 

Freilich  war  den  Griechen  und  den  Römern  auch  diese 
Ausnahme  durchaus  fremd.  Als  der  weibische  Kaiser  Helio- 
gabalus  seine  Mutter  in  den  Senat  eingeführt  und  dadurch 
die  römische  Sitte  und  Denkart  schwer  verletzt  hatte,  wurde 
nach  seiner  und  ihrer  Ermordung  ein  Senatuskonsult  be- 
schlossen, dass  dessen  Haupt  den  unterirdischen  Göttern  ge- 
weiht sei,  welches  je  es  wieder  wagen  sollte,  eine  Frau  in 
den  Senat  zu  bringen.  Auch  die  meisten  germanischen  Völker 
gehorchten  nur  Männern  als  ihren  Königen. 

Aber  schon  Aristoteles  (Pol.  III.  6,  IG)  berichtet  uns, 
dass  viele  fremde  Staaten  unter  Frauenherrschaft  stehen,  und 
Tacitus  (Agricola,  c.  16)  erwähnt  es  als  eine  Eigentttmlichkeit 
der  Britten,  dass  sie  auch  dem  weiblichen  Geschlechte  Herr- 
schaft verstauten.  Von  den  JLangobarden  wissen  wir,  dass  die 
Folge  in  das  Königtum  öfter  durch  erbberechtigte  Frauen  ver- 
mittelt worden  ist.  In  dem  späteren  europäischen  Staatsrechte 
ist  häufig  den  Frauen  ein  Recht  auf  den  Thron  eröffnet 
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worden,  und  wir  haben  in  den  letzten  Jahrhunderten  nicht 
bloss  in  England,  sondern  auch  in  Oesterreich,  Russland, 

Spanien,  Portugal  und  anderwärts  unter  verschiedenen  Kegie- 
rungssystemen  Frauen  als  Kegenten  gesehen. 

Woher  diese  sonderbare  Ausnahme?  Wenn  den  Frauen 
politische  Rechte  ttbii  liaiipt  nicht  zukommen,  wie  können  sie 
dann  an  dem  höchsten  politischen  Rechte  teilhaben?  Sollte 
es  nicht  natürlicher  sein,  dass  eine  Frau  ein  untergeordnetes 
Staatsamt  verwalte  oder  in  dem  Rate  ihre  Meinung  äussere, 
als  dass  sie  Oberiiaupt  des  Staates  werde?  Diese  Ausnahme 
lässt  sich  nur  daraus  erklären,  dass  die  Würde  und  Macht 
des  Staatsoberhauptes  als  ein  politisches  Familiengut  betrachtet 
und  beliandelt  und  der  Frau  die  nämlichen  Rechte  auf  die 
Thronlüige  wie  auf  die  Beerbung  der  väterlichen  Liegen- 
schaften zugestanden  wurden.  Das  Land  wurde  wie  ein  Gut 
(Allod  oder  Lehensgut)  angesehen,  und  das  privatrechtliche 
Erbsystem  auch  für  die  staatsrechtliche  Folge  festgehalten. 
Auf  solche  Weise  ist  die  Fähigkeit  königlicher  Frauen  zur 
Thronfolge  schon  im  Altertume  begründet  und  in  der  neueren 
Zeit  ausgedehnt  worden;  und  es  haben  manche  neuere  Staaten, 
welche  im  übrigen  zwischen  Staats-  und  Privatrecht  schärfer 
gesondert  haben,  und  der  mittelalterlichen  Vorstellung  des 
Lehens-  oder  des  Patrimonialstaates  entwachsen  sind,  dennoch 
diesen  Rest  der  früheren  Anschauungsweise  beibehalten,  und 
auf  die  Blutsverbindung  in  der  königlichen  Familie  ein 
grosseres  Gewicht  gelegt,  als  auf  die  Natur  des  Staates  und 
die  Bestimmung  der  Frau.^ 

d)  Da  die  meisten  Frauen  in  der  Familie  leben,  so 
würden  sie  thatsächlich  in  der  Regel  sich  zu  ihrem  Familicn- 

V^l.  die  Untersucliiin*r<Mi  von  Laboulaye:  Recherches  sur  la 
Kondition  civile  et  |»oliti(jiie  <i<'s  l'emmes.  Paris  1843.  Benchteiiswert 
alu-r  bleibt  ps.  rJass  maiiclic  I-'i-anenreuficruiiui'n  .unt  aiisgelalleii  sind. 
zum  Teil  ilfsluilb.  weil  die  Kaiserinnen  und  Koniirinneii  sich  lieber 
von  bedeuteuden  btaatsmaaueru  leiieu  Üessen,  als  viele  mäimliciie  Herrscher. 
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haupte  halten;  die  Frauen  würden  mit  dem  Ehemanne,  die 

Töchter  mit  dem  Vater  stimmen.  Dadurch  würde  das  poli- 
tische Gewicht  der  Hausväter,  der  solidesten  Bestandteile  in 
der  Nation,  erheblich  verstärkt  werden  gegenüber  den  ehe- 
losen und  ausser  der  Familie  lebenden  Elementen. 

e)  Der  Einfluss  der  Frauen  auf  die  Politik,  der  sich 
auch  heute  in  der  Gesellschaft  und  innerhalb  des  Hauses 
geltend  mache,  sei  überhaupt  nicht  zu  vermeiden.  Gegen- 
wärtig aber  äussere  sicli  dieser  Einfluss  in  ungeordneter 
Weise,  meist  insgeheim,  immer  ohne  dass  die  Frauen  das 
Gefühl  der  Verantwortlichiceit  haben.  Da  wäre  es  doch  besser, 
diesem  Einflüsse  eine  wohl  angelegte  Bahn  zu  eröffnen,  den- 
selben vor  Ausschreitungen  zu  bewahren  und  den  Frauen, 
indem  man  sie  bei  dem  Staate  mitbeteilige,  auch  die  Verant- 
wortlichkeit ihrer  Ahstimmungen  und  Meinungsäusserungen 
klar  /ü  machen. 

Unter  diesen  Gründen  für  die  Ausdehnung  des  Frauen- 
stimmrechtes hat  der  vierte  wohl  das  meiste  Gewicht  Mir 
scheinen  aber  die  Gegengründe  noch  gewichtiger.   Sie  sind: 

a)  Die  übereinstimmende  Sitte  aller  Kulturvölker, 
welche  freilich  keine  absolute  Beweiskraft  hat,  aber  ent- 
schieden vor  einer  Aenderung  warnt,  welche  den  beharrlichen 
Zuständen  und  Gefühlen  der  Menschheit  widerspricht. 

b)  Die  Natur  der  Frauen,  welche  vornehmlich  für  die 
Familie  geschatfen  und  bestimmt  sind  und  durch  massen- 
haftes Hineinziehen  in  die  politischen  Kämpfe  und  Arbeiten 
ihrem  eigentlichen  Berufe  eher  entfremdet  würden.  Die  weib- 
lichen Tugenden  der  Gatten-  und  Mutterliebe^  der  häuslichen 
Sorge,  die  zarte  Feinfühligkeit  und  Liebenswürdigkeit  der 
Frauen  würden  sicher  Schaden  leiden,  und  die  1  tauen  würden 
die  Fähigkeit  zu  den  Arbeiten  und  dem  oöeneu  Kampfe  des 
äusseren  Lebens  doch  nicht  gewinnen. 

c)  Die  männliche  Natur  des  Staates,  als  der  bewussten 
Selbstbestimmung  und  Selbstbeherrschung  des  Volkes,  weiche 
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die  Kraft  des  m&nolicheii  Charakters  und  Geistes  nicht  und 

niemals  entbehren  und  nicht  durch  die  Beimischung  der  weib- 
Uchen  Empfindsamkeit  und  Schwäche  verdorben  werden  dürfen. 

d)  Die  grosse  Gefahr,  dass  die  politisehen  Parteikämpfe 
noch  leidenschaftlicher  und  noch  weniger  durch  den  männ- 
lichen Verstand  geleitet  und  in  Schranken  gehalten  \Nurden. 
Die  passiven  Seelenkräfte  würden  zum  Schaden  des  Staates 
vermehrt,  die  aktiven  geschwächt  werden. 

Einzelne  Ausnahmen,  wie  die  Thron folgefahigkeit  von 
Frauen,  welche  durch  günstige  Verhältnisse  und  eine  hohe 
Ausbildung  uuscbädlich  gemacht  werden  können,  sind  daher 
erträglich,  eine  allgemeine  Aufnahme  der  Frauen  in  das  Staats- 
bürgerrecht wäre  verderblich. 

Sind  daher  die  Frauen  von  einer  regelmässigen  unmittel- 
«  baren  Teilnahme  an  den  Staatsgeschäften  ausgeschlossen,  so 
ist  dagegen  ihre  mittelbare  Einwirkung  auf  die  Wohlialüt 
des  Staates  uicht  gering  zu  achten.  Aber  auch  da  artet  der 
Einfluss  der  Frauen  auf  das  Staatswohl  leicht  aus,  wenn  der- 
selbe von  politischen  Motiven  geleitet  wird.  Rein  und 
heilsam  erweist  er  sich  fast  nur,  wenn  religiöse  oder  mora- 
lische Gründe  die  Handlungen  der  Frauen  bestimmen.  Die 
berühmten  politischen  Frauen  haben  meistens  den  Staaten 
und  den  Ihrigen  Schaden  gebracht.  Die  weibliche  Klugheit 
und  List  in  kleinen  Dingen  wird  auf  politischem  Gebiete  zu 
gefährlicher  Intrigue.  Und  wenn  einmal  die  politischen  Leiden- 
schaften des  Hasses,  der  Rache,  des  Ehrgeizes  in  der  Brust 
des  Weibes  enigekehrt  sind,  werden  sie  leicht  zu  massloser 
Gier  entzündet  und  teilen  sich  so  den  Männern  mit  £s  gilt 
das  nicht  bloss  von  den  Maitressen  der  Fürsten,  es  gilt  das 
auch  von  manchen  Ehefrauen  und  Müttern,  die  sich  in  der 
Geschichte  einen  Namen  erworben  haben.  Die  römische  Ge- 
schichte ist  nicht  arm  an  Beispielen  dafür,  und  die  französische 
Revolution  kennt  solche  nicht  minder  als  das  Hof  leben  der 
französischen  Könige. 
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Auf  der  anderen  Seite  ist  der  Segen  gross,  den  Frauen 
in  stiller,  von  der  Geschichte  nur  selten  berichteter  Wirk- 
samkeit auch  politischen  Männern  bereitet  haben.  Wie  viele 
haben  iu  dem  häuslichen  Kreise  wieder  den  Frieden  gefunden, 
der  sie  für  die  Kämpfe  und  Leiden  des  bewegten  äusseren 
Lebens  entschädigte  und  von  neuem  zu  ihrer  Pflicht  stärkte. 
Wie  oft  haben  die  Frauen  die  Roheit  und  Wildheit  der 
Männer  ermässigt  und  diese  vor  Ausschweifung  bewahrt!  wie 
oft  dieselben  durch  ihre  kluge  Vorsicht  von  Missgriffen  zu- 
rückgehalten, oder  durch  ihr  lebhaftes  Gefühl  für  Sitte  und 
Moral  an  Fehltritten  gehindert,  wie  oft  auch  in  der  Not 
gerettet! 

Vorzüglich  in  den  Leiden  des  Gemeinwesens,  im  Unglück 
und  bei  Gefahren  des  Staates  zeigt  sich  der  Einfluss  der 
Frauen  besonders  wohlthätig.  Im  Dulden  stärker  als  der 
Mann  hilft  die  Frau  ihm  das  unvermeidliche  Uebel  ertragen, 
ohne  sich  von  demselben  demütigen  zu  lassen:  ihr  bereiter 
Opfermut  regt  auch  in  ihm  den  Mut  auf,  dem  Vaterlande 
seine  Kräfte  willig  2U  opfern,  und  ihre  Verehrung  der  männ- 
lichen Tapferkeit,  die  ihr  selber  versagt  ist,  treibt  den  Mann, 
dieser  Ehre  würdig  zu  handeln  und  zu  wagen. 

Es  ist  daher  ein  schöner  Zug  des  Staatsrechtes  besonders 
unter  den  germanischen  Völkern,  dass  die  Frau  auch  als 
Genossin  der  politischen  Ehre  und  Würde  ihres  Mannes 
betrachtet  wird.  Es  liegt  darin  die  Anerkennung  der  wahren 
mittelbaren  Beziehung  des  Weibes  zu  dem  Organismus  des 
Staates  und  ein  würdiger  Ersatz  für  die  den  Frauen  versagte 
Teilnahme  an  den  eigentlichen  politischen  Rechten. 

Anmerkung.  Kiiio  Reihe  teiiier  Lk-dlmehtniigen  bat  Riehl  iu 
seiner  siicial-politischen  Stiuliu  „Die  Frauen'"  (Deutsche  V'ierteljahrs- 
schrift  1852)  und  später  in  seinem  Buche;  „Die  Fiunilie"  niitgeteill  und 
inil  Reelit  auf  die  staudiselieii  Unterschiede  in  dem  Geschlechtsverhalt- 
nisse  autVnerksam  gemacht.  Die  liiiuerin  ist  in  Lebensart  und  Sitte  dem 
Bauern  nahei-  und  gleicher,  als  die  gebildete  Städterin  des  holieren  Bürger- 
Standes  ilirem  Gatten  j  aijcr  jene  ist  einem  strengeren  Hausregimenl  unter- 
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werfen  als  diese,  die  sicli  freier  und  selbständiger  in  ilirer  Sphäre  be< 
wegt.  Wenn  aber  Riehl  der  Frau  auch  einen  politischen  Purteicharakter, 
den  (^konservativen**  beilegt  und  sie  eine  Ariatokratin  von  Katnr 
nennt,  so  habe  ich  dagegen  einsawenden,  dass  alle  politischen  Parteien 
dem  Leben  der  Männer,  keine  anders  als  mittelbar  dem  der  Frauen 
angehören^  mittelbar  aber  die  Frauen  wieder  bei  allen  Parteien  be« 
teiligt  sind.  Will  man  aber  einzelne  Parteien,  wie  das  in  der  Parteien- 
lehre Fr.  Rohmera  unwiderleglich  erwiesen  worden  ist,  als  voraugs- 
weise  männlich  unterscheiden,  und  diesen  dann  die  anderen  als 
unmännlich  (relativ  weiblich)  entgegensetzen^  ao  ist  es  klar,  dass  die 
liberale  und  die  konservative  männlich  und  nur  die  extremen 
Parteien,  die  radikale  und  absolutistische,  nnmännlich  sind. 


Einundzwonzigstes  Kapitel. 

Yerhftltiiu  des  Staates  ca  den  Individaen. 
1,  YolktgenosBen  und  Fremde. 

Endlich  stehen  auch  die  Individuen  in  einem  unmittel- 
bar e  n  V  c  r  h  ä  It  n  i  s  s  e  zu  dem  Staate,  nicht  bloss  als  Glieder 
der  Familien,  Stände,  Klassen.  In  der  modernen  Staatslehre 
und  Staatsverfassung  ist  diese  Beziehung  ebenso  nachdrück- 
lich hervorgehoben  und  zuweilen  ausschliesslich  beachtet,  als 
die  mittelbaren  Beziehungen  zu  der  Familie  und  den  Ständen 
gewöhnlich  zurückgesetzt  sind. 

Es  kommen  hier  folgende  Gegensätze  in  Betracht: 

1)  der  der  Einheimischen,  der  Volksgenossen  oder 
Staatsangehörigen  und  der  Fremden; 

2)  der  der  Staatsbürger  und  der  übrigen  Volks- 
genossen. 

Die  verschiedenen  Abstufungen  innerhalh  des  Staat^- 
bürgertumes  können  erst  bei  der  näheren  Betrachtung  der 
YerfEtösung  zur  Sprache  kommen. 

Der  erste  Gegensatz  beruht  vornehmlich  auf  dem  Ünter- 
scbied  der  Volksrasseu  und  ist  zunächst  ein  persönlicher. 
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Erst  in  zweiter  Linie  kommt  auch  die  Beziehung  zu  einem 

Ort  als  der  Heimat  in  Betracht.  Entscheidend  ist  die  Ver- 
bindung des  Individuums  mit  dem  Volke,  von  sekundärem  Ein- 
flüsse der  Zusammenhang  mit  dem  Land. 

Die  Meinung  der  alten  Völker,  dass  den  Fremden  kein 
Recht  zu  halten  sei,  die  Fremden  also  relativ  rechtlose* 
Wesen  seien,  so  lange  sie  nicht  in  einen  besonderen  Schutz 
aufgenommen  und  von  demselben  gedeckt  werden,  obwohl 
von  Hellenen  und  Römern  behauptet,  daif  wohl  als  ein  Stück 
Barbarei  betrachtet  werden,  welches  die  antike  Kultur  ent- 
stellt Humaner  war  der  Grundsatz  der  Germanen:  «Jeder 
nach  seinem  angeborenen  Volksrechte.*  Die  neuere  Rechts» 
bildung  erkennt  auch  in  dem  Fremden  den  berechtigten 
Menschen  und  gewährt  demselben  ihren  Schutz, 

1.  Die  Frage  aber,  wer  als  Einheimischer  anzusehen  sei 
und  wie  die  Y 0 1  k  s g e  n  0  s  s  e  n  s  c  h  a  f  t  erworben  werde,  hat 
verschiedene  Antworten  erfahren.  Die  Rücksichten  auf  die 
Abstammung  und  auf  die  Heimat  lassen  verschiedene  Kom- 
binationen zu.  Wir  können  folgende  Systeme  unterscheiden : 

a)  Das  System  des  Geburtsortes.  Es  entspricht  vor- 
züglich der  Anschauung  des  späteren  Mittelalters.  Seine  Regel 
ist:  Die  Geburt  im  Lande  begründet  die  Eigenschaft  des 
iiidi^eiiats.  Es  ist  das  heute  noch  die  ilcgel  des  englischen 
Rechtes,  welches  zwischen  nalural-boni  6ubjects  und  alians 
unterscheidet.  Als  in  England  geboren  wird  aber  auch  an- 
gesehen, wer  auf  einem  englischen  Schiffe  oder  in  einer  eng- 
lischen Gesandtschalts  Wohnung  im  Auslande  geboren  wird. 
In  neuerer  Zeit  ist  aber  auch  in  England  die  Strenge  dieses 
örtlichen  Principes  dadurch  ermässigt  worden,  dass  die  Kinder 

i  Diese  Ansicht,  wie  wir  sie  bei  tlen  iüimerii  fiiidcii.  ist  zwar  uiclit 
üleichstcllmig  der  Fremden  mit  den  Sklaven,  aber  iSclmizloöigkeit  dea 
Fremdeiireelites  im  römischen ötaate.  Vgl.  v.Ihering,  Geist <k'S  römiächeu 
Höchtes  I.  8.  219  ff.  Hostis  bedeutet  ursprünglich  den  Gast,  den  Fremdeu 
und  den  ii'eind. 
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von  Engländern,  obwohl  Im  Auslande  geboren,  dennoch  das 
englische  Bürgerrecht  erhalten.  Ueberdem  ist  die  Naturall- 

sation  bedeutend  erleichtert  worden.^  Auf  ähnlichen  Grund- 
sätzen ruht  das  nordamerikanische  Recht ^ 

b)  Das  System  des  Wohnortes.  Das  Territorialsystem 
kommt  noch  in  einer  anderen  Form  zur  Anwendung,  welche 
eher  den  neueren  Ansichten  zusagt,  indem  der  Nach(iruck 
nicht  auf  den  zuföUigen  Ort  der  Geburt,  sondern  auf  den 
dauernden  Wohnort  der  Eltern,  und  in  der  Folge  auf  den 
eigenen  Wohnort  gele^?t  wird.  Daneben  sind  iniuier  uoc 
bedeutende  Unterschiede  möglich  in  der  Gestattuug  oder  Er- 
schwerung der  Ansiedelung.  In  diesem  Sinne  [ward  frflher] 
Staatsangehörigkeit  zum  Teil  in  Oesterreich  und  in  ein- 
zelnen deutschen  Staaten  verstanden. ^  A uch  da  wird  aber 
die  Wirkung  des  Wohnortes  eigänzt  durch  die  Formen  einer 
persönlichen  Erteilung  des  Heimatsrechtes. 

c)  Eine  eigentümliche  Zwischenstufe  nimmt  das  schwci- 

'  Blacks  tont-,  Coram.  I,  10.  St.  7  und  8,  Vict(»ria  c.  66.  fDuivh 
das  Gesetz  von  1870  (St.  33,  Vict.  c.  14)  ist  die  Naturalisation  weiter- 

hin  erleichtert  worden.] 

3  Jetzt  Tiocli  borrriindct  die  Tr  c  1)  ii  r  t  in  dmi  (Jrlnrie  <ler  Veroinifrten 
Staaten  noi-rlanierikanisclK's  niii-^crrccht.  Aber  die  Kinder  der  Nord- 
amerikaner, dir  im  Aiisl;indo  ^fltoren  sind,  lüihrn  chonfails  das  Riirp-ci*- 
recht  dnrcii  A  1»  st  a  m  m  u  ng  erworben.  Die  N  i t  <' r !  a  3s  ii  ii  Ficinder 
in  drn  Verriiiigtrn  Staaten  endlich  ist  die  Grundbedingung  einer  sehr 
zahlreichen  Natnralisation.  Vgl.  Story,  Comm.  zur  Bundesverfassung 
I,  8,  und  Rüttiraann,  Nordamerikanisches  Bnndesstaatsrecht  1,  S.  89. 

4  Oe  s  t  (' I  i  c  i  (•  h.  Gesetzbuch  §.  29:  „Fremde  erwerben  die  (»ster- 
reiclu.'><-lu'  Staatsliiirf^ersrhaft  durch  EinlrcMniiLT  in  den  i ifTentlichen  Dienst, 
durch  Aulr«  tun'4  «  Ines  (Jcwcrluvs,  dt'sscn  HcIrcMhung  die  ordentliche  An- 
sässigkeit im  Lande  nolwmdig  macht,  durch  einen  in  diesen  Staaten 
vollendeten  zehnjährigen  ununterbrochenen  ^^'(>llnsitz.*^  (Diese  Bestim. 
mungen  sind  nicht  mehr  in  OellnnEf.  Nach  (hm  Staatsgrundgesetze  vom 
21.  Dezember  18G7,  Art.  3.  knimen  Ausländer  eihl  nach  Krvverb  der 
Staatsangeh(>rigkeit  in  den  Staatsdienst  treten.  Die  anderen  Bestim- 
nningen  sind  durch  Iliifdekret  vom  1.  3Iäi*z  1833  untl  kaiserl.  ^'en)rd- 
nung  vom  27.  Ajail  18G0  aufgehoben  worden.  Siehe  Ull)rich,  Lehriuich 
des  österr.  Staatsrechtes,  S.  81  .J 


Digitized  by  Google 


238    Zweites  Buob.  Die  Gruudbedtng.  d.  StaiUes  in  d.  MenscheD-  «•  VoUunatnr. 

zerische  System  des  GemeindeverbaDdes  eis,  welches 
die  Grandlage  bildet  des  Eantonsbürgerrechtes  (Land- 

rechtcsj  und  des  [illgemeiuen  Schweizerbürger  rechtes. 
Das  Gemei Ildebürgerrecht  ist  hier  weder  von  der  Geburt 
noch  von  dem  Wohnort  in  einer  Gemeinde  abhängig,  sondern 
wird  durch  die  Abstammung  von  EHem  bestimmt,  welche 
Gemeindebürger  sind  und  bleiben,  auch  wenn  sie  ausserhalb 
ihrer  Heimatsgemeinde  in  einer  sogenannten  Niederlassnngs- 
gemeinde  wohnen.  ^  Es  erinnert  an  das  alt*rdmische  Munidpal- 
recht,  welclies  ebenfalls  durch  die  urigü  «us  einem  bestimmten 
Municipium  begründet  war. 

d)  Das  nationale  System  des  persönlichen  Yolks- 
verbandes  hat  in  neuerer  Zeit  eine  allgemeine  Anerkennung 
erhalten,  und  sein  Einfluss  wird  nun  auch  in  den  Staaten 
verspürt,  deren  Recht  auf  einer  anderen  Grundlage  ruht 
Nach  diesem  System  kommt  es  nicht  hauptsächlich  auf  den 
Ort  der  Geburt  an,  auch  nicht  auf  den  Wohnort,  sondern 
vorerst  auf  die  Abstammung  von  Volksgenossen  und 
sodann  auf  die  ebenfalls  persönliche,  nicht  örtliche  Auf- 
nahme in  den  Volksverband.  Daneben  kommt  auch  eine 
ergänzende  Kücksicht  auf  den  Geburts-  oder  Wohnort  vor. 

Im  allgemeinen  folgen  das  französische  Rechte  das 
preussiscbe  Landesrecht^  und  nun  das  deutsche  Reichs- 

ö  Iii  11 11  f  8  (■  Ii  I  i .  Sclivveiz.  Biindt  :-n'(  Iii  1,  S.  529.  und  im  einzelnen 
Bluntselili,  siaats-  und  Rechlsgescii,  v.  /.fiiicli  Ii,  8. 14  ff;  Clierbuliez. 
De  la  Demotrai  ie  eii  Önisse  I,  S.  1 77  1". :  H  hi  m  v  v ,  Bundesstnatsrceht  1,  »S.  249 1". 

ß  Code  civil,  Art.  10:  „Tout  ciiraiii  nc  d'un  Fran^ais  en  paya  erranucr 
est  Fran^ais.'*  Konsularverfassnuy  von  1799,  Art.  3:  „Un  etraiigei-  de- 
vient  citoyen  Frniirnls.  lorsqn'apu  s  avoir  atteint  Täge  de  21  ans  accompliti 
et  avoir  declare  l  iuit  iinon  de  se  lixer  en  France,  il  y  a  remde  peiidanl 
Uix  aiinees  consecutives." 

<  Gesetz  vom  31.  Dezeiiilx-r  1842.  Da.^  jjrcussi.sclii'  BiirgenTcht  ward 
vorerst  dnrcii  Absluniniung  begründet,  inden»  j»  dt  s  elicliclie  Kind  ('iiu'> 
Prenssen  durch  die  Gelmi't  ])reiis.s!srher  StaatsUiu-gcr  ward,  aiirli  wenn  i-s 
im  Auslände  gelKiren  war.  Iki  dt-r  ^SaluraJisaliun  ab<  r  ward  vorziiglicli 
anl  den  VVohusitz  geachtet,    v.  Runne,  Ötaatsreciit  1^  ^.  ö7. 
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recht  ^  diesem  System.  Der  modernen  StaatsanschauuDg,  welche 

in  dem  persönlichen  Volksverband  den  lebendigen  Kern  des 
Staatsbegriffes  erkennt,  entspricht  dieses  System  am  besten. 

Uebrigens  nähein  die  Systeme  sich  einander  in  neuerer 
Zeit,  indem  jedes  seine  Lflcken  durch  Grundsätze  aus  dem 
anderen  zu  ergänzen  sucht.  Abstammung  und  Geburtsort. 
Wohnort  und  Naturalisation,  Heirat  und  Legitimation  werden 
so  miteinander  verbunden,  und  wenn  einer  dieser  Ursachen 
nicht  eine  direkte  Wirkung  des  Bürgerrechtes  zugeschrieben 
wird,  so  wird  sie  doch  dadurch  indirekt,  als  Voraussetzung 
besonders  der  Naturalisation,  berücksichtigt. 

Die  regelmässigen  Entstehungsgrtinde  der  Staatsangehörig- 
keit sind  also  im  Sinne  der  neueren  Kechtsbildung: 

1)  die  Geburt,  beziehungsweise  die  Abstammung  der 
ehelichen  Kinder  von  einem  landesangehörigen  Vater,  der 
unehelichen  Kinder  von  einer  landesangehörigen  Mutter. 
Im  grossen  ist  das  die  hauptsächliche  Begründung  der  Staats- 
genossenschaft. Eine  Ausnahme  machen  die  Findelkinder, 
welche  dem  Lande  zugehören,  in  dem  sie  gefunden  werden; 

2j  die  Heirat,  indem  die  fremdgeborcne  Ehefrau  durch 
die  Eheschliessung  in  die  Familie  und  in  das  Volksrecht  des 
Ehemannes  eintritt; 

3)  die  Naturalisation,  d.  die  Aufnahme  eines  bisher 
Fremden,  der  in  einen  neuen  Staatsverband  eintreten  ^vill, 
von  Seiten  dieser  Staatsgewalt.  Die  Bedingungen  der  Natura- 
lisation sind  freilich  noch  sehr  verschieden  in  den  verschie- 
denen Liindeiu.  Die  einen  erleichtern  die  Kimvanderuug,  die 
anderen  erschweren  dieselbe.  In  manchen  Ländern  bewirkt 

^  Die  deu(si-he  Kei*"iKsangelu>i'igkei(  setzt  die  Laii(U';^aiLm.h(trigkt'it 
vuraus  und  hat  insolVrn  einen  politisclien  Charakter-  die  I.aiidrsaugcliüi'ig- 
keit  heruhf  aher  meiöleiis  aul*  Abstammung  von  landt  ^aiigeUungeii  ülkrn 
f»der  Naturalisation.  Deiitsclies  Gesotz  vom  1.  Juni  1870,  ^.  1  :  ..Dnvrh 
die  Geburt,  auch  ut  un  dit'sc  in»  Auslände  rrfoluM ,  erwt  ibcii  rlifliclu' 
Kinder  eines  (Nord  )dt'iit>fiu'n  (li(>  Siaati^augt  liDi  igkeit  «h  s  Vaters,  unehe- 
liche Kinder  einer  (Nordjdeutsciien  die  Staatsangehörigkeit  der  üulter." 
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schon  die  Niederlassung,  welche  einen  dauernden  Wohnsitz 
begründet,  von  selber  oder  doch  in  Verbindung  mit  einer  An- 
meldung die  Naturalisation;  in  anderen  Ländern  bedarf  diese 
eines  ausdrücklichen  Aufnahmeaktes  der  Landesregierung  oder 
gar  der  Gesetzgebung.  In  vielen  Staaten  bat  die  staatliebe 
Anstellang  von  bisher  Fremden  in  dem  einbeimischen  Staats- 
dienste die  Folge  der  Aufnahrae  in  die  Staatsangehörigkeit, 
in  anderen  nicht.  Manche  Staaten  verlangen  die  ausdrückliche 
Entlassung  aus  dem  bisherigen  Staatsverbande  oder  doch  den 
Verzicht  darauf,  andere  Staaten  sehen  von  dieser  Bedingung  ab. 

2.  Dem  Erwerb  der  Volksgenossenschatt  entspricht  der 
Verlast  derselben.   Hieher  gehören  folgende  Gründe: 

1)  der  Tod.  Die  meisten  Menschen  bleiben  während 
ihres  ganzen  Lebens  demselben  Staate  verbunden,  in  den  sie 
durch  ihre  Geburt  eingetreten  sind; 

2)  die  Heirat  Indem  die  Frau  durch  Heirat  die  ihr 
bisher  fremde  Staatsangehörigkeit  ihres  Ehemannes  erwirbt, 
verliert  sie  gleichzeitig  ihre  bisherige  Staatsangehörigkeit; 

3)  die  Entlassung  aus  dem  angeborenen  oder  inzwischen 
erworbenen  Staatsverbande.  Da  die  Volksgenossenschaft  in  dem 
modernen  Staate  als  ein  persönliches  Recht  betrachtet  wird, 
so  wird  sie  durch  den  Aufenthalt,  selbst  durch  die  dauernde 
Niederlassung  in  einem  fremden  Lande  nicht  sofort  aufgehoben. 
Vielmehr  ist  als  die  Auflösungsform,  welche  mit  der  Natur 
dieses  Eechtes  am  besten  harmoniert,  die  Verzichtleistung 
von  Seiten  des  berechtigten  Individuums,  verbunden  mit  der 
Entlassung  von  seiten  des  Staates  anzusehen,  indem  in  ihr 
sich  die  wechselseitige  Lösung  des  persönlichen  A'erbandes 
darstellt.  Die  meisten  neueren  Staaten  halten  es  aber  ihrer 
nicht  für  würdig,  ein  Individuum,  welches  sich  aus  dem  Staats- 
verbande lossagen  will,  zurückzuhalten,  und  haben  so  im 
Interesse  der  individuellen  Freiheit  das  Princip  freier  Ver- 
zichtieistung  anerkannt  In  vielen  Fällen  wird  geradezu 
aus  der  Handlungsweise  des  Individuums  auf  Verzichtleistung 
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geschlossen,  auch  vrenn  keine  ausdrückliche  Erklärung  des- 
{selben  vorliegt.  Ganz  besonders  gilt  das  von  der  Aus- 
wanderung, in  welcher  sich  die  Absicht  zu  erkcaneu  gibt, 
nicht  wieder  zurückzukehren.^ 

Nur  das  englische  Staatsrecht,  obwohl  es  vielleicht 
zuerst  unter  den  neuen  Rechten  das  Recht  der  freien  Aus- 
wanderung (des  freien  Zuges)  anerkannt  hat,  hat  den  mittel- 
alterlichen Gesichtspunkt,  dass  der  Uuterthan  sich  von  der 
Lehenstreue  gegen  den  Fürsten  nicht  ohne  dessen  Zustim- 
niiing  losmachen  könne,  länger  festgehalten,  so  dass  auch  die 
Auswanderung  nicht  sofort  die  Auflösung  des  englischen 
Unterthanenverbandes  nach  sich  zieht. 

Als  Auswanderung  behandelt  das  französische  Recht 
auch  jede  Naturalisation  in  einem  fremden  Lande  und  den 
Eintritt  in  auswärtige  Staatsdienste  ohne  Bewilligung  der  fran- 
zösischen Staatsregierung;  eine  Ausdehnung,  welche  unter 
Umständen  weiter  reicht,  als  die  wirkliche  Verzichtleistung, 

9  Code  civil,  Art.  17:  „La  qualite  de  Kruiiyais  .so  jx  rdia  |iur  tout 
etablisscment  fait  en  pays  «'tmuger.  mm  esprit  de  retour.  Lcj*  oiablisae- 
ineiits  de  commerce  ne  pounoni  jaiuaiH  etro  consideres  comme  ayaiit  ete 
faits  8ans  esprit  de  retour."  Oesterr.  [Staatsgimudgeserz  vom  21.  Dez. 
1867,  Art.  4:  „Die  Freiheit  der  Auswanderimg  ist  von  Staats  we«^eu  nur 
durch  die  Wehrpliicht  beselirankt.'*]  Ebenso  preuss.  Verl*,  von  1850, 
Art.  11:  „Die  Freiheit  d«M-  Auswaiideninj^  kann  von  iSlaats  wegen  nur 
in  Bezug  auf  die  Wchrplliclit  besclijuukt  wenk'n."  Da.s  preuss.  Land- 
recht II,  17,  §.  127  n.  ff.  war  noch  slrenger.  (Nach  dtm  deutschen 
Reichsp^esetze  vom  1.  Juni  1870  Lrchi  die  Rt  idis-  iiinl  I.aitdesanp^ehörij^dieit 
verloren  durch  zehnJiRliriüt'U  Auteiuliall  im  Anshind.  Die  Frist  wird 
jedoch  erst  von  dem  Zeitpunkt  des  Ablauts  der  Reisepapirre  (  Pass  n.  s.w.) 
an  gerechnet.  Sie  wird  imterbroclieu  durch  Eiuuagung  in  die  ^lalrikei 
eines  Konsuls.  §.  21.] 

10  Magna  Charta  v.  1215:  „Liceat  unicuique  exire  de  regno  nostro 
et  redire  salvo  et  secure  per  terram  et  per  aquura  salva  fide  nostra, 
ikisi  tempore  gucrre  per  quod  breve  tempus  propter  commanem  utUitatem 
regni.  Blackstone,  Comm.  I,  10.  [Nach  dem  Gesetze  von  1870  (St.  33, 
Vict.  c.  14)  geht  die  englische  Staatsangehörigkeit  durch  Naturaliaalion 
in  einem  fremden  Staate  verloren.] 

11  Code  civil,  Art.  17. 

Bluntscbli,  allgcmeiDe  Staatslehre.  IG 
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denn  es  kann  wohl  vorkommen,  dass  ein  Individuum  in  einen 
anderen  Staatsverband  eintritt,  ohne  deshalb  seine  bisherige 
Staatsverbindung  aufgeben  zu  wollen.  Indessen  sorgt  in 
solchen  Fällen  das  französische  Kecht  dafür,  (iass  dem  nach 
Frankreich  zurückkehrenden  Individuum  die  Erneuerung  des 
französischen  Indigenates  leicht  wirdJ^ 

Die  Vereinigung  zweier  Heimatsrecbte  in  einer  Person 
ist  nicht  unmöglich*^  und  teilweise  durch  die  Kultur- 
Verhältnisse  der  Gegenwart  veranlasst.  Wenn  daraus  ein  wirk- 
licher Konflikt  widerstreitender  Pflichten  sich  ergibt  —  ein 
immerhin  seltener  Fall  —  so  ]\;um  die  Lösung  desselben  wohl 
schwierig  werden.  Nicht  immer  hilft  der  Satz  aus,  dass  der 
ältere  Staatsverband  dem  neueren  vorgehe;  insbesondere 
dann  nicht,  wenn  das  ältere  Heimatsreeht  ein  ruhendes  und 
das  neuere  ein  wirksames  (aktuelles)  ist,  wenn  also  der 
Doppelbürger  wohl  in  der  neuen  Heimat  wohnt,  aber  nicht 
mehr  in  der  alten.  In  diesen  Fällen  wird  z.  B.  die  Militär- 
pflicht in  der  letzteren  geleistet  werden  müssen.  Deshalb 

^  Code  civil,  Ari  18:  ^Le  Frftnfais  qui  anra  perdu  b»  qaalit6  de 
Frangais?  pourra  toigours  la  recouvrer  en  rentrant  en  France  avec  rautori- 
sation  du  iU>i  et  en  d^clarant  qu'il  vent  8*y  fixer,  et  qu^il  renonce  ä 
tonte  distinction  contraire  k  la  loi  fran^aise." 

^  Es  kommt  sogar  yor,  dass  eine  Person,  gleidueitig  in  zwei  Staaten 
an  der  LandesreprUsentation  teilnimmt  Manche  deutsche  Standesherren 
Bind  gleichzeitig  Mitglieder  der  ersten  Kammern  in  zwei  nnd  drei  Staaten, 
in  denen  allen  sie  begütert  nnd  denen  allen  sie  durch  den  Eid  der  Treue 
verbunden  sind.  Ist  es  ja  nicht  einmal  undenkbar,  dass  jemand  zwei 
verschiedene  Wohnorte  (Domizile)  z.  B.  einen  in  der  Stadt  und  einen 
auf  dem  Lande,  oder  einen  als  Kaufmann  (Firma)  und  einen  anderen  als 
Privatmann  hat[  Wenn  v.  Bar  (Das  internationale  Privat-  und  Strafrecht.» 
S.  85)  alle  diese  Möglichkeiten  bestreitet,  so  überzeugt  ein  Blick  in  die 
•wirklichen  Yerhältnisse ,  dass  diese  mannigfalt%er  sind,  als  die  enge 
Theorie.  Die  Freiheit  der  Auswanderang  wird  dadurch  nicht  beschiänkt, 
wohl  aber  die  Freiheit  bewahrt,  sein  angeborenes  Vaterland  zu  behalten 
und  damit  eine  neue  Staatsgenossenschafb  zu  verbinden. 

M  Blacks  tone  a.  a.  0.  Die  eigene  Lebenserfahrung  hat  mich  ge- 
lehrt, dass  in  diesen  Dingen  die  aktuelle  Heimat  entscheide. 
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kommt  auch  zunächst  dem  Staate,  «elcher  eineni  Ausländer 

die  Naturalisatiou  erteilt,  oder  ihm  eine  Beamtuii^^  überträgt, 
die  Befugnis  zu,  eiiuvodei  die  Yorlierige  Jiutlassung  aus  dem 
früheren  Staatsverbande  zu  verlangen,  oder  den  Vorbehalt  der 
Fortdauer  desselben  zuzugestehen. 

3.  Weil  die  Landesrechte  die  Bedingungen  des  Erwerbes 
und  des  Verlustes  der  Staatsangehörigkeit  verschieden  bestini» 
men,  so  kann  daraus  leicht  ein  Konflikt  entstehen  zwischen 

zwei  Staaten,  welche  entweder  beide  zugleich  ein  I mlivuluian 
als  Staatsgenossen  betrachten  und  Je  nach  Umätandeu  schützen 
oder  verpflichten,  oder  von  denen  keiner  dem  anderen  gegen- 
über sich  für  verpflichtet  hält,  einen  früher  ihm  Angehörigen 

aufzunehmen. 

Um  derartige  Konflikte  zu  beseitigen,  ist  vornehmlich 
auf  Betrieb  des  nordamerikanischen  Gesandten  bei  dem  Nord* 

deutschen  Bunde.  Jiancroft,  der  Vertrau  vom  2*2.  l'ebruar 
lö68  zwischen  diesem  Bunde  und  der  Luiou  der  Vereinigten 
Staaten  zustande  gekommen,  durch  welchen  bestimmt  wurde, 
dass  die  fünf  Jahre  lang  fortwirkende  Naturalisation  in  einem 
der  beiden  Staaten  von  da  an  auch  in  dem  anderen  als  wirk- 
sam anerkannt,  folglich  der  bisherige  Staatsverbaud  nach 
dieser  Frist  als  erloschen  betrachtet  werde.  Auf  derselben 
Grundlage  hat  denn  auch  Kngland  mit  den  Vereinit^ten  Staaten 
ebenfalls  186S  sich  vereinbart,  und  es  scheint  das  neue  Priucip 
allgemeine  Billigung  zu  erwerben. 

4.  Die  Wirkungen  der  Yolksgenossenschaft  beziehen 
sich  teils  auf  das  Gebiet  des  Privatreebtes,  teils  auf  das  Gebiet 
des  öffentlichen  Hechtes.  In  dem  Privatrechte  war  früherhin 
der  Gegensatz  zwischen  Einheimischen  und  Fremden  viel  be* 

•5  Rayer.  Edikt,  §.6.  Dagpi^eu  Schwei  zer.  Bundesveri".  von  1848, 
Art.  43:  „Anf^ländern  darf  kein  Kauton  das  Bürgerrecht  ertc  ilon,  wenn 
sie  nicht  niis  drin  früheren  Slaatsverband  entlassen  werden."  [Siehe 
jetzt  das  Sciiw oizt.r  Bunde.sge.«etz  ülicr  Naturalisation  und  Verlust  des 
Schweizer  Biii'gerrechteB  vom  3.  Juli  187Ü.J 
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deutender  als  gegenwärtig.  Die  moderne  Zeit  ist  geeignet,  die 
beiden  Gebiete  schärfer  zu  sondern  und  daher  auch  in  dem 
Frivatrechte  dem  seiner  Katur  nach  politischen  Staatsverbande 
keine  besondere  Bedeutung  beizulegen.  Regel  ist  daher  nun- 
mehr, dass  Einheimische  und  Fremde  in  privatrechtlither 
Hinsicht  gleich  behandelt,  und  diese  wie  jene  zunächst 
des  vollen  Privatrechtes  fähig  erachtet  werden. 

Nur  ausnahmsweise  hat  sich  noch  der  früher  allgemein 
angenommene  Grundsatz  erhalten,  dass  Fremde  kein  Grund- 
eigentum in  dem  Lande  erwerben  können."  Häufiger  sind 
dieselben  in  der  Ausübung  gewisser  Gewerbe,  namentlich  in 
der  selbständigen  Betreibung  von  Hand  werken,  auch 
etwa  von  Kramladen,  beschränkte^  Das  Fremdlings- 
recht (jus  albinagii)  dagegen,  welches  dem  Landesherrn  die 
Yerlasseiischaft  des  Fremden  preisgab,  und  der  Abschoss 
(gabella  hereditaria) ,  welcher  von  Verlassenschaften,  die  ins 
Ausland  kamen,  erhoben  wurde,  sind  nun  fast  überall  als 
unpassende  Reste  einer  untergegangenen  Zeit  weggeräumt 
und  die  FreiztLgigkeit  auch  insofern  zur  Kegel  erhoben 
worden. 

Preuss.  Laadr.,  Ein!.,  §.38:  „Auch  Ünterthanen  fremder  Staaten, 
welche  in  hiesigen  Landen  leben  oder  Geschäfte  treiben,  müssen  nach 
obigen  Bestimmungen  beurteilt  werden.^  Oesterr.  Oesetzb.,  §.  S3:  „Den 
Fremden  kommen  überhaupt  gleiche  bürgerliche  Rechte  und  Verbind- 
lichkeiten mit  den  Eingebomen  zu,  wenn  nicht  zu  dem  Genüsse  dieser 
Rechte  ausdrücklich  die  Eigenschaft  eines  Staatsbürgers  erfordert  wird.** 
Code  civil,  13. 

17  Für  England  vgl.  Blacks  tone  I,  10.  [Seit  1870  können  Fremde 
Grundeigentum  erwerben.  Stat.  33,  Vict.  c.  14.]  Auch  in  einigen  demo- 
kratischen Schweizerkantonen  gilt  das  Verbot  noch. 

10  [Solange]  die  Zanftverfassung  sidi  erhalten,  verstand  sich  diese 
Beschrankung  gewöhnlich  von  selbst.  Aber  auch  wo  jene  aufgelöst  wor- 
den, ist  dennoch  häuüg  nur  den  Inländern  gestattet,  solche  Gewerbe  zu 
betreiben.  Die  französ.  Verf.  von  1848,  Art.  13:  „garantit  anx  eUoyem 
la  libert6  du  travail  et  de  Tindustrie.^  ])ie  französische  Präzis  begünstigt 
aber  in  dieser  Hinsicht  die  Gewerbefreiheit  auch  der  Ausländer. 

1^  Schweizer.  Bundesverf.,  Art.  63:  „Gegen  die  auswärtigen  Staaten 
besteht  Freizügigkeit  unter  Vorbehalt  des  Gegenrecbtes.**  Deutsche 
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In  dem  öffentlichen  Rechte  aher  ist  der  Gegensatz  zwi- 
schen Einheimischen  und  Fremden  noch  vollwirksam.  Nur 
den  ersteren,  nicht  ebenso  den  letzteren  stehen  von  Hechts 
wegen,  und  ohne  dass  es  einer  besonderen  Zusicherung  be- 
darf, zu: 

a)  dasBechtzu  ständigem  Aufenthalte  und  Wohnsitze 
in  dem  Staatsgebiete,^**  infolge  dessen  der  Einheimische  auch 
nicht  an  einen  fremden  Staat  ausgeliefert  noch  ohne  höhere 
Staatsgründe  verbannt  werden  darf; 

b)  das  Recht  auf  Staatsschutz,  auch  wenn  er  ausser- 
halb des  eigenen  Staatsgebietes  sich  aufhält; 

c)  die  Vorbedingunfr  zur  Ausübung:  ]»  o  1  i  ti  sch  er 
Stimmrechte  und  zum  Erwerbe  des  eigentlichen  Staats- 
bürgerrechtes;'^^ 

d)  ebenso  die  Vorbedingung  zur  Fähigkeit,  ein  öffent- 
liches Amt  im  Staate  zu  bekleiden;'* 

e)  zuweilen  ist  auch  die  Ausübung  allgemeiner  poli- 
tischer Rechte,  wie  z.  B.  des  Vereinsrechtes,  oder  des 
Petitionsrechtes,  oder  der  freien  Presse  an  die  Li^ieuschaft 
des  Einheimiscben  geknüpft. '^^ 

Bundesaikte  v.  1815,  Art.  18.  Deutscher  Btindesbeschliiss  1817.  Bas 
dentsche  Reichsgesetz  vom  1.  November  1867  (ursprüDglich  von  dem 
norddeutschen  Bande  erlassen)  hat  zuerst  in  Deutschland  für  die  Deut- 
schen volle  Freizügigkeit  eingeführt ,  die  aber  in  der  Regel  auch  den 
Aasländem  gew&hrt  wird. 

30  Schweizer.  Bundesverf.  v.  1874,  Art.  70:  „Dem  Bunde  steht 
das  Redit  zn,  Fremde,  welche  die  innere  oder  äussere  Sicherheit  der  Eid* 
genossenschaft  gefährden,  aus  dem  schweizerischen  Gebiete  wegzuweisen.** 

21  Bayer.  Edikt  v.  1818,  §.  7:  „Das  Indigenat  ist  die  wesentliche 
Bedingung,  ohne  welche  man  zu  Kronoberhofämtem,  zu  Civilstaats- 
diensten,  zu  obersten  Hilitärstellen  und  zu  Kirchenämtem  oder  Pfründen 
nicht  gelangen  kann,  und  ohne  welche  man  das  bayerische  Staatsbürger* 
recht  nicht  ausüben  kann.**  Französ.  Verfassung  von  1848,  Art.  10: 
„Tous  les  citoyens  sont  ^galement  admissibles  h  tous  les  emplois  publics.** 
Vgl.  Österreich.  [Staatsgrundgesetz  vom  21.  Dezember  1867,  Art.  3]. 
Preuss.  Verf.  von  1850,  Art.  4. 

22  Französ.  Verf.  von  1848,  Art.  8:  „£es  cUof/em  ont  le  droit  de 
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Daraus  folgt  nun  freilich  nicht,  dass  den  Fremden  die 
Beteiligung  bei  politischen  Vereinen,  Petitionen,  der  Fresse 

untersagt  sei,  sondern  nur,  dass  dieselben  kein  in  ihrer 
Person  begründetes  Recht  darauf  haben,  somit  diese  Teil- 
nahme von  der  Duldung  des  Staates  abhängig  sei,  in  dem 
sie  wohnen,  ohne  ihm  anzugehöftn. 


Zweiundzwanzigstes  Kapitel. 

2.  Die  Staatsbürger  im  engerea  Sinne. 

Aus  der  Masse  der  Volks-  und  Landesangehörigen  erhebt 
sich  die  höhere  Stufe  der  Staatsbürger  im  eigentlichen  Sinne. 

Die  Staatsbürger  als  solche  haben  teil  an  den  politischen 
Rechten  und  insbesondere  in  der  Repräsentativverfassung 
an  dem  Stimmrechte  far  die  Wahlen  der  Volksvertreter. 
Das  Staatsbfirgerrecht  in  diesem  Sinne  setzt  die  Volksgenossen- 
schaft als  Grundbedingung  voraus,  verbindet  aber  mit  der- 
selben überdem  die  politische  Vollberechtigung  im 
Staate,  und  in  ihm  vorzüglich  erhält  die  politische  Beziehung 
der  Individuen  zum  Staate  ihren  vollen  Ausdruck. 

In  dem  griechischen  und  in  dem  römischen  Staate  des 
Altertumes  war  diese  Eigenschaft  mit  dem  Bürgertume  der 
regierenden  Stadt,  in  dem  älteren  Mittelalter  mit  dem  Stande 
der  Volksfreiheit,  in  dem  späteren  Mittelalter  mit  ständischem 
Eecht  und  Grundbesitz  verbunden.  In  dem  modernen  Staate 
hat  dieselbe  einen  weiteren  Umfang  gewonnen  und  sich  in 

s  associer,  de  s'assembler  paisiblement  et  t^aus  armes,  de  petitionner,  de 
luanircster  leurs  pensted  itar  la  voio  de  la  jn-eisse  ou  autrement."  Preuss. 
Yeri.  von  1850,  Art.  27,  29,  30,  32,  welche  diese  Rechte  f^alleu 
Preussen**  zugestehen. 
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maucheii  Ländern  der  Yolksgenossenschaft  au  Ausdelumug 
sehr  angenähert. 

Als  allgemein  anerkannte  Beschränkungen  des  neuen 
Staatsrechtes  sind  uDerkannt: 

1.  Ausschliessung  des  weiblichen  Geschlechtes.  Die 
Politik  ist  Sache  des  Mannes,  die  politischen  Rechte  stehen 
daher  auch  nur  den  Männern  zu.    \^\.  oben  Kai)itol  XX. 

2.  Ausschliessung  der  M  i  u  d  e  r  j  ä  h  r  i  g  e  n.  Die  selbständige 
Ausübung  der  politischen  Rechte  erfordert  eine  gewisse  geistige 
Reife.  Weil  es  ihnen  daran  gebricht,  sind  die  Unmündigen 
und  die  Minderjährigen  ausgeschlossen. 

In  einzelnen  neueren  Staaten  wird  die  politische  Voll«- 
jäbrigkeit  von  der  privatrechtlichen  unterschieden.  £her 
lässt  es  sich  rechtfertigen,  wenn  jene  nach  dieser,  als  wenn 
umgekehrt  diese  nach  jener  eintritt;  denn  leichter  ist  es  in 
<len  Geschäften  des  täglichen  Lebens  zu  einem  klaren  Urteile 
zu  gelangen,  als  da,  wo  es  sich  um  politische  Interessen  und 
auch  —  wie  bei  Wahlen  —  um  Beurteilung  politisclier  Per- 
4S0uen  handelt.  In  Frankreich,  in  England,  in  Nord- 
amerika [und  in  Italien]  beginnt  die  politische  und  bürger- 
liche Volljährigkeit  zugleich  mit  der  VolleiuUing  des  einund- 
^wanzigsten  Altersjahres,'  in  einigen  deutschen  Staaten, 
wie  in  Bayern  ebenso;^  in  Preussen  und  im  Deutschen 
Reiche 3  dagegen  und  ebenso  in  Spanien^  [und  Portu- 
gal^] u.  s.  f.  beginnt  das  politisclie  Stimmrecht  mit  dem  zurück- 
gelegten fünfundzwanzigsten,  in  Oesterreich  mit  dem  voll- 

1  Franz.  Const.  v.  1848,  Art.  15.  [Franz.  Gesetz  vom  7.  Juli  1874^ 
Art  1.  Italien.  Wahlgesetz  vom  7SL  Januar  1882.]  Blackstone^ 
Comm.  I,  17. 

3  Bayerisches  Landrecht  I,  7,  36.   Edikt,  ub.  d.  Indig.,  §.  8. 

spreussische  Verf.  1850,  Art.  70.  Deutsches  Wahlgesetz  für 
den  Beichstag  vom  31.  Mai  1869,  §.  1:  „Wähler  —  ist  jeder  (Nord)- 
Deutsche,  welcher  das  iunfnndzwanzigste  Lebensjahr  zurückgelegt  hat.** 

*  [Wahlgesetz  vom  28.  Dezember  1878.] 

S  [Yerfassungsgesetz  vom  5.  Juli  1852,  Art  5.] 
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endeten  [Yieriindzwanzigstcn]  Altersjahre.  ^  In  der  Schweiz 
lassen  einzelne  Kantone  das  Alter  der  politischen  Volljährig- 
keit sogar  früher  eintreten,  nun  fast  durchweg  mit  der  Voll- 
endung von  zwanzig  Jahren,  als  dem  Alter  der  bürgerliclien 
Majoiennität. 

3.  Ausschliessung  der  Personen,  deren  bürgerliche 
Ehrenfäbigkeit  vermindert  oder  aufgehoben  worden  istr 

z.  B.  der  l^ti  ätlinge,  der  erklärten  Verschwender,  der  Falliten 
und  der  Per^uiien,  welche  der  öUeutlichen  Armenunterstützung, 
anheimfallen. 

In  vielen  Staaten  treten  überdem  noch  folgende  Erforder- 
nisse hinzu: 

4.  Ein  gewisses  Mass  von  Selbständigkeit  der  äusserei^ 
Existenz  des  Staatsangehörigen.  Die  Art,  diese  Selbständig- 
keit zu  bestimmen,  ist  freilich  sehr  verschieden  in  den  ver- 
schiedenen Staaten. 

Im  Geiste  des  älteren  germanischen  Hechtes  wird  dieselbe 
vorzüglich  in  dem  Grundbesitze  oder  der  Haushäblich-- 
keit  („wer  einen  eigenen  Hauch  führt"),  im  Sinne  des  neueren 
germanischen  Rechtes  mehr  in  der  selbständigen  Betreibung 
irgend  eines  Berufes  auf  eigene  Rechnung  und  in  der  Auf- 
nahme in  den  Vei  band  der  aktiven  G  e  m  e  i  n  d  e  b  ü  r  g  e  r 
erkannt.  Die  erstere  Auffassung  hat  sich  zum  Teil  bis  auf 
die  neueste  Zeit  in  England^  und  in  einzelnen  nordameri- 
kanischen Staaten  erhalten,  die  letztere  ist  in  die  neueren 

[Gesetz  vom  21.  Dezember  1867  betreifend  die  Abänderung  des- 
Staatsgrandgesetzes  vom  26.  Februar  1861,  §.  7.] 

7  Schweizer.  Bundesverfassung  von  1874,  Art.  74:  „Stimmberecb- 
tigt  ist  jeder  Schweizer,  der  das  zwanzigste  Altersjabr  zurückgelc^  hat.'^ 
Die  Züricher  Verfassung  von  1869  rechnet  die  politische  Yolljährigkeit 
mit  zwanzig,  das  privatrechtliche  Gesetebuch  die  bürgerliche  mit  vier- 
undzwanzig Jahren. 

S  Auch  die  Reformakte  von  1867  beruht  noch  in  den  Städten  auf  dem 
„hotiffAoM  iuffrage*'  mit  Berücksichtigung  der  Armensteuer.  Vgl.  fid.  II,, 
Buch  2,  Kap.  6. 
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Staatsverfassungeu  deutscher  Staaten  übergegangen.^  Es 
bleiben  somit  diejenigen  Personen  ausgeschlossen,  welche  als 
Bediente  oder  Knechte  sich  einer  Herrschaft  verdungen  haben, 
öfter  auch  die  Fabrikarbeiter,  wenigstens  der  unteren  Klassen, 
und  die  grössere  Zahl  der  Handwerksgesellen. 

Dagegen  haben  andere  Staaten  in  neuerer  Zeit,  dem  Bufe 
nach  dem  allgemeinen  Stimmrechte  folgend,  dieses  Erfordernis 
entweder  in  laxerem  Sinne  behandelt  oder  ganz  aufgegeben. 
Dahin  gehören  die  neueren  Schweizer  Verfassungen  seit  1830, 
die  Verfassung  der  französischen  Republik  Ton  1848  [und 
1870]  und  des  franzusi.^chen  Kaiserreiches,  und  die  Ver- 
fassung des  Norddeutschen  Bundes  von  1867,  nunmehr 
des  Deutschen  Reiches  von  1871  [und  die  griechische 
Verfassung  von  18G4].  Auch  die  Vereinigten  Staaten  von 
Nordamerika  streben  gegenwärtig  dieselbe  Ausdehnung  des 
Stimmrechtes  auf  jedermann  an.  Sie  entspricht  offenbar  der 
demokratischen  Neigung  unseres  Zeitalters. 

5.  Das  Staatsbürgerrecht  wird  überdem  in  einzelnen 
Staaten  von  einem  bestimmten  Masse  des  Vermögens  ab- 
hängig gemacht  Bei  der  Verteilung  der  Stimmrechte 
ktiiin  das  Vcriurigeu  gar  wohl  als  ein  wichtiger  Faktor  n\  Be- 
tracht gezogen  werden;  aber  es  widerspricht  der  Staatsidee, 
dass  ein  Mann,  welcher  moralisch  und  geistig  in  jeder  Weise 
beföhigt  und  berufen  ist,  an  dem  politischen  Leben  des  Volkes 
teilzunehmen,  und  welcher  auch  als  Trivatmann  völlig  unab- 
hängig zu  handeln  gewohnt  ist,  bloss  darum  von  dem  Staats- 
büigerrechte  ganz  ausgeschlossen  bleiben  soll,  weil  er  kein 

9  Nach  der  bayerischen  Verfassang  von  1818  [Edikt  über  das 
Indigenat,  §.  8J  wird  zum  Staatsbiirgerrecht  ausser  dem  Indigenat  »An- 
8&8bi^keit  im  Königreiche,  entweder  durch  den  Besitz  besteuerter  Gründe, 
Renten  oder  Rechte,  oder  durch  Ausübung  besteuerter  Gewerbe,  oder 
durch  den  Eintritt  in  ein  öffentliches  Amt"  erfordert  Die  österr. 
(Reichsrats-Wahlordnung  vom  2.  April  1873,  9]  und  die  prenssische 
Verf.,  Art.  70  erkennen  die  Selbständigkeit  in  dem  Gemeindeverbande. 
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oder  nicht  das  geforderte  Vermögen  besitzt.  Wird  dabei  nicht 
bloss  das  Grand-  oder  überhaupt  das  Kapitalvermögen,  sondern 
auch  das  Einkommen  und  der  Erwerb  in  Anschlag  gebracht, 
und  das  Mass  so  niedrig  angesetzt,  als  dasselbe  für  eine  ganz 
bescheidene  Existenz  eines  Menschen  unentbehrlich  ist,  dann 
freilich  ist  gegen  dieses  Requisit  nicht  yiel  zu  haben.  Dann 
fällt  es  dem  Effekte  nach  so  ziciiiiicli  mit  dem  vorher  er- 
örterten der  Selbständigkeit  zusammen.  Es  wird  dann  diese 
nach  dem  Vermögen  beurteilt.  Die  Bestimmung  mancher 
Verfassungen,  wie  z.  B.  der  nord amerikanischen,  der 
bayerischen  von  lö48,  teilweise  auch  der  österreichi- 
schen und  der  preussischen,  welche  das  politische  Stimm- 
recht von  der  Bezahlung  direkter  Staatssteuem  abhängig 
machen,  hat  eine  ähiiliche  Bedeutung. 

6.  In  den  christlichen  Staaten  wurde  bis  in  die  neueste 
Zeit  herab  auch  das  Bekenntnis  der  christlichen 
Eeligion  gefordert.  Anhänger  einer  anderen,  wenn  auch  ge- 
duldeten Religion,  z.  B.  Juden  oder  Mohammedaner,  waren 
somit  von  dem  Staatsbürgerrechte  ausgeschlossen.  Während 
des  ganzen  Mittelalters  waren  Beligion  und  Recht,  Kirche 
und  Staat  in  der  engsten  YerbiiKlmig  und  Wechselwirkung. 
Wer  von  der  religiösen  Gemeinschaft  ausgeschlossen  war, 
wurde  es  auch  Ton  der  politischen.  Der  ^Ungl&ubige^  konnte 
im  günstigsten  Falle  auf  Duldung,  und  selbst  auf  diese  nur 
ausnahmsweise  hoffen;  an  politische  Gleichberechtigung  mit 
den  „Gläubigen^  war  nicht  zu  denken. 

Selbst  innerhalb  der  christlichen  Religion  wurde,  als 
die  Konfessionen  sich  schieden,  auf  die  bestimmte  Kon- 
fession auch  in  dem  Staatsrechte  grosser  Wert  gelegt.  In 
vorzugsweise  katholischen  Ländern  wurde  nur  den  Katho- 
liken, in  protestantischen  nur  den  Protestanten  das  volle 
Staatsbürgerrecht  zueikannt.  Auch  der  westfälische  Frieden 
sicherte  für  Deutschland  nur  die  privatrechtliche,  keines- 
wegs die  politische  Rechtsgleichheit  der  Katholiken  und  der 
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Protestanten.  1^  Die  deutsche  Bundesakte  von  1815  stellte 
die  anerkannten  christlichen  Religionsparteien  der  Katho- 
liken, Lutheraner  und  Keformierten  luicli  in  dieser  Beziehung 
in  Deutschland  gleich,  iiess  es  aber  noch  ungewiss,  ob  auch 
•die  Anhänger  von  anderen  Sekten  der  nämlichen  Rechte  teil- 
haftig seien. 

Die  neuere  Reclitsentwickehinji  in  manchen  Staaten  hat 
nun  eine  entschiedene  Tendenz,  die  Ausübung  der  politischen 
Rechte  unabhängig  zu  erklären  von  irgend  einem 
religiösen  Bekenntnis.  Es  wäre  irrig,  diese  Tendenz  als 
■die  Frucht  des  religiösen  Indiliereutismus  zu  erklären,  obwohl 
nicht  zu  leugnen  ist,  dass  auch  dieser  seinen  Anteil  an  der 
neuen  Gestaltung  hat.  Als  zuerst  der  nordamerikanische 
Kongress  17Si)  untors.agte.  ^ein  Gesetz  zu  geben,  wodurch 
eine  Religion  zur  herrschenden  erklärt  werde,*  war  die  Mei- 
nung keineswegs  die,  dass  es  für  die  Wohlfahrt  des  Staates 
gleichgültig  sei,  ob  seine  Bürger  von  der  Wahrheit  und  Kraft 
der  christlichen  Religion  beseelt  seien  oder  nicht,  noch  die, 
den  Staat  an  der  Ausübung  seiner  Pflicht,  die  Anstalten  der 
christlichen  Religion  zu  schützen  und  zu  fördern,  irgend  zu 
behindern.  '"^ 

Das  neuere  Princip  erhält  vielmehr  seine  tiefere  Be- 
gründung in  der  Anerkennung  der  Idee,  dass  der  religiöse 

Glaube  und  das  religiöse  Bekenntnis  ihrem  Wesen  nach  von 

10  IiKs  t  r  11  m.  Pac.  Osn.  V.  §.35:  „.Sive  aiitcm  Catholici  sixf  Aut^nisUiuae 
confessionis  iui'i-iiil  subdili,  uuilibi  «tl)  i-rliginncm  df.-^piratui  haheaiitur 
nee  a  merealorum ,  opificum  aut  tribiiuiu  couiraunionc,  hacrediialibws^ 
legatis,  hosiiitalihns .  lt']H(>8orii8 .  elecmosynis,  aliisve  juribus  aut  com- 
merciis.  mullo  niiuus  publicis  coemiteriis  honorevc  sepulturae  arceantur 
—  sed  in  Iiis  et  .similibus  pari  cum  concivibus  jure  habeantur,  aeq^uali 
Juötilia  proteciiuiicquf  luii." 

11  Deutsche  Bundesakte,  Art.  16:  „Die  Verschiedenheit  der  christ- 
lichen Religionsparieien  kann  in  den  Ländern  des  deutschen  Bundes 
keinen  Unterschied  in  dem  Gennas  der  bürgeriidien  und  politisch en 
Hechte  begründen."  Vgl.  Kluber,  Akten  des  Wiener Kongr.  II,  S.  439. 

«  Vgl.  Story  a.  a.  0.  P.  III,  St  44. 


Digitized  by  Google 


252    Zweites  Bucb.  Die  Grandbeding.  d.  Staates  in  d,  Menschen-  u.  Yolksnatur« 

staatlichem  Zwange  frei  sein  und  der  Mahnung  des  Gewissens 
allein  anheim  gegeben  werden  müssen,  dass  daher  auch  keine 
politischen  Nachteile,  keine  Rechtsvermind^ng  die  Ab- 
weichung von  dem  christlichen  Glauben  bedrohen  dürfe. 
Dazu  kam  die  Neigung  der  Nordamerikaner,  die  beiden  Ge- 
biete des  staatlichen  und  des  kirchlichen  Lebens  scharf  von- 
einandt'i  auszuscheiden,  und  auf  dem  einen  den  Staat,  auf 
dem  anderen  die  Kirche  möglichst  frei  gewähren  zu  lassen» 
In  diesem  Sinne  wurden  die  politischen  Bechte  keinem  yer- 
sagt,  der,  wenn  auch  einer  anderen  Religion  zugethan,  doch 
fähig  schien,  die  politischen  Pflichten  auszuüben. 

Als  dagegen  die  französische  Revolution  ähnliche 
Grundsätze  adoptierte,  war  nicht  lediglich  die  Sorge  für  die 
Gewissensfreiheit  das  bestimmende  Motiv,  vielmehr  hatte,  wie 
die  auch  an  religiösen  Verfolgungen  reiche  Geschichte  jener 
Zeit  beweist,  auch  der  aus  der  früheren  Frivolität  zu  wilden» 
Hasse  des  Christentnmes  fortgeschrittene  Geist  der  Verneinung 
einen  Anteil  daran 

Auch  in  Deutschland  ist  das  nämliche  Princip,  nur 
schärfer  noch  ausgesprochen  seit  der  Bewegung  vom  Jahre  1848^ 
anta kannt  worden.  Die  österreichischen  Grundrechte  von 
1849.  §.  1.  [Staatsgrundgesetz  vom  21.  Dezember  1867  über  die 
allgemeinen  Rechte  der  Staatsbttiiger,  Art.  14.]  sowohl  als  die 
prenssische  Verfassung  von  1850  stimmen  darin  mit  den» 
Frankfurter  und  dem  Berliner  Entwurf  der  Keichsverfassung 
überein,  dass  „der  Genuss  der  bürgerlichen  und  der  staats- 
bürgerlichen Bechte  von  dem  Heligionsbekenntnisse  unab* 
hän^^ig  bCiü^  soll.    Vorsichtig  aber  fügen  dieselben  hinzu, 

^  Daß  neue  Princip  war  schon  in  dem  ersten  Artikel  der  EiKlai  img 
der  Ifenschenrechte  von  1789  ausgesj)rochen :  „Les  hommes  naissent  et 
demenrent  libres  et  ^gaux  en  droits.  Les  distinctions  sociales  ne  peuvent 
Ätre  fondies  qne  snrrntilit^  commune."  Von  den  späteren  Verfassungen 
hat  keine  die  Eigenschaften  des  „citoyen"  an  ein  Glaubensbekenntnia 
geknüpft. 
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<lass  „den  staatsbürgerlichen  Ptiichten  durch  das  Üeiigions- 
bekenntnis  kein  Abbruch  geschehen^  dürfe. 

Das  norddeutsche  Bundes-,  nun  deutsche  Reichs- 
gesetz vom  3.  Juli  18(59  endlich  bestimmt:  „Alle  noch  be- 
^teheudeu,  aus  der  Verschiedenheit  des  religiösen  Bekennt* 
nisses  heigeleiteten  Beschränkungen  der  bfirgerlichen  und 
staatsbürgerlichen  Rechte  werden  hierdurch  aufgehoben.  Ins- 
besondere soll  die  Befähigung  zur  Teilnahme  an  der  Gemeinde- 
und  Landesvertretung  und  zur  Bekleidung  öffentlicher  Aemter 
vom  religiösen  Bekenntnis  unabhängig  sein.** 

Infolge  dieser  neuerlich  anerkannten  Grinulsätze  ist  denn 
auch  die  Stellung  der  Juden  in  diesen  Ländern  eine  von 
<jrund  aus  andere  geworden.  Waren  dieselben  früher  von  dem 
Genüsse  des  Staatsbtirgerrechtes  in  Deutschland  meistens  ganz 
ausge.^chlu>>eii.  so  darf  uun  von  der  jüdischen  Keligion  her 
Jcein  Grund  mehr  genommen  werden ,  denselben  jenes  Recht 
ZVL  versagen. 

Zu  allgemeiner  Geltung  ist  das  neue  Princip  noch 
nicht  gelangt.  Von  dem  Papsttume  wird  es  fortwährend  als 
Irrtum  verdammt.  Aber  nicht  bloss  wird  es  noch  von  den 
katholischen  Staaten,  welche  unter  dem  Einflüsse  des  Klerus 
steiieu,  entweder  verneint  oder  doch  schlecht  gehandhabt,  es 
besteht  auch  in  Norwegen <^  und  Russland  noch  nicht. 
In  der  Schweiz  hat  erst  das  Verfassungsgesetz  von  1866 
die  politischen  Rechte  für  unabhängig  erklärt  von  der  christ- 
lichen Konfession  und  selbst  in  England  hat  das  moderne 
Princip  —  obwohl  die  frühere  Zurücksetzung  der  Dissenters 
und  der  Katholiken  in  diesem  Jahrhunderte  ebenfalls  aufge- 
hoben worden  ist  —  nur  unter  bedeutenden  Einschräuliungen 
«ine  unvollständige  Autorität  erlangt. 

11  [In  Norwegen  sind  die  Nieht«Lutheraner  nur  noch  von  der  Be- 
kleidung der  höheren  StaatBämter  ausgeschlossen.  Qesets  vom  21.  Joli 
1851  über  die  Zulassung  der  Juden;  Gesetz  v.  15.  Juni  1878  betreffend 
Abänderung  des  Art  92  der  Verfassung  und  Gesetz  vom  14.  Juni  1880.] 
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Der  moderne  Staat  hat  jedenfalls,  seiner  mündlichen  und 
natioualeu  Begründung  getreu,  die  entschiedene  Tendenz,  die 
Anhänger  verschiedener  Glaubensbekenntnisse  durch  seine 
gemeinsamen  Institutionen  zu  einigen  und  allmählich  die 
mittelalterliche  Veitiechtuug  des  öffentlichen  liechtes  mit  be- 
stimmten religiösen  Bedingungen  oder  kirchlichen  Vorschriften 
aufzulösen. 
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Die  Grondlageu  des  Staates  in  der  äusseren  Natur. 

Das  Land. 


Erstes  Kapitel. 

L  Das  iUima* 

Im  Gegensätze  zu  der  gesamten  Tierwelt  besitzt  der 
Mensch  die  Fähigkeit,  uberall  auf  der  Erde  zu  Wehnen.  Er 
bat  eine  grössere  Widerstandskraft  in  seiner  Natur  gegen  die 
Einwirkung  der  Atmosphäre  und  eine  reichere  Fülle  von 
Mitteln  zur  Verfügung,  um  den  Gefahren  zu  begegnen,  wo- 
mit das  Klima  das  mikrokosmische  Leben  bedroht  Er  kann 
in  allen  Zonen  seine  Eigenart  behaupten. 

Aber  die  tellurischen  Gegensatze  von  Wärme  und  Kälte, 
Tag  und  Nacht  wirken  doch  auf  seinen  Körper  und  Geist  ein. 
Die  Bedingungen  seines  Lebens  sind  verschieden,  je  nachdem 
er  näher  dem  Aequator  oder  näher  den  Polen  lebt  Wenn 
auch  der  Einzelne  sich  wenig  verändert,  indem  er  den  Süden 
oder  den  Norden  hereist  und  sich  eine  Zeit  lang  auf  einem 
verschiedenen  Bi  eiti  grade  aufhält ;  die  Massen  empfinden  den 
Einfluss  des  Klimas  doch  stark  genug  und  mit  der  Zeit,  in 
den  folgenden  Generationen  wird  derselbe  so  mächtig,  dass 
er  ihren  Charakter  fast  noch  mehr  ändert^  als  ihre  leibliche 
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Erscliciniin*^.  Die  Römer  sind  im  Orient  schlaff  geworden, 
die  Germanen  haben  an  der  afrikanischen  Küste  des  Mittel- 
meeres  ihre  aktive  Willensstärke  eingebüsst,  auch  die  Eng- 
länder werden  leicht  träge  und  woUttstig  in  Ostindien.  Bodin 
(lib.  V.),  Montesquieu  (lib.  XIV.),  Filangieri  (I.  14,  15) 
und  neuestens  Buckle  (Geschichte  der  Civilisation  I.  c.  2) 
haben  dieser  Einwirkung  des  Klimas  auch  auf  das  Staatsleben 
ihre  Aufmerksamkeit  zugewendet  und  die  Gesetze  derselben 
zu  bestimmen  versucht. 

Schon  längst  hat  man  die  Bemerkung  gemacht,  dass  so- 
wohl die  heissen  Tropenländer  (bis  280  kalten 
Polarzonen  (über  66  23')  für  die  Bildung  und  Entwickelung 
der  Staaten  weniger  günstig  sind,  als  die  zwischen  denselben 
liegenden  gemässigten  Zonen.  Mehr  als  die  Hälfte  der  festen 
Erdrinde  gehört  diesen  Zonen  an;  und  überdem  ist  auf  der 
nördlichen  Hemisphäre,  wo  die  Hauptsitze  der  Kulturvölker 
sich  finden,  festes  Land  und  Wasser  in  nahezu  gleicher  Aus- 
dehnung verteilt,  1117  600  Quadratmeilen  Land  und  1 231 000 
Quadi  atmeilen  Wasser,  während  sonst  überall  die  Wasserfläche 
einen  sehr  viel  grösseren  Raum  einnimmt  in  kalten  Ländern 
wird  das  Zusammenleben  der  Menschen  sehr  erschwert,  weil 
dieselben  weder  die  Ernährung  noch  die  Erwärmung  aus 
der  Nähe  beschalfen  können  und  die  zerstreuten  einzelnen 
Familien  haben  einen  allzuschweren  Kampf  für  ihre  Leibesnot 
mit  der  Natur  zu  bestehen,  als  dass  sie  die  Müsse  und  die 
Lust  fänden,  sich  mit  den  Fragen  der  Civilisation  ernstlich 
zu  beschäftigen.  Die  heissen  Länder  aber  stimmen  die  Massen 
träge  und  nur  die  Leidenschaften  flammen  von  Zeit  zu  Zeit 
heftig  auf.  Die  aktiven  Kräfte  werden  wenig  entwickelt,  die 
passiven  Neigungen  überwiegen.  Der  Staat  aber  ist  auf  Selbst- 
beherrschung und  Freiheit  angewiesen  und  bedarf  daher  der 
aktiven  Mannestugend.  Die  Bevölkerungen  der  kalten  Zonen 
bewaliieii  wohl  eine  persönliche  Unabhängigkeit,  aber  bringen 
es  nicht  zur  Staatseinheit  und  Staatsgemeinscbaft,  die  der 
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lieissen  Zonen  ertragen  leichter  die  Despotie  als  sie  ihr  Recht 
zu  behaupten  und  einen  freien  Staat  darzustellen  vermögen. 
Schon  Bodin  bemerkt  (V,  p.  671):  ^Les  peuples  desr^gions 
moyeimes  ont  plus  de  force  que  ceux  du  midi,  et  moins  de 
ruses  et  plus  d'esprit  que  ceux  de  Septentiion  et  moins  de 
force.  Et  8ont  plus  propres  ä  Commander  et  gouvemer  les 
r^publiques  et  plus  justes  en  leurs  actions.* 

Die  heutige  ^saturwLsseiischaft  beobachtet  neben  dem 
mathematischen  (solaren)  Kiima,  welches  lediglich  durch 
den  Breitegrad  bestimmt  wird  und  von  der  Stellung  der  Erd- 
obei*fläche  zur  Sonne  abhängt,  auch  das  sogenannte  physische 
Klima,  indem  sie  die  Durchschnittswärme  der  verschiedenen 
Oerter  misst  und  darnach  die  Isothermen  bestimmt,  deren 
Linien  mit  den  Kreisen  der  Breitegrade  nicht  völlig  zusainnien- 
treffen,  sondern  bald  nach  Norden,  bald  nach  Süden  abbiegen, 
je  nachdem  noch  andere  Faktoren,  wie  z.  B.  die  wechselnde 
Höhe  des  Festlandes  über  dem  Meere  und  die  Nähe  der  Ge- 
wässer, die  Wind-  und  Wasserströmungen  u.  s.  f.  die  Jahres- 
temperatur abändern.  Die  Unterscheidungen  sind  so  zahl- 
reicher und  feiner  geworden,  die  Haupterfahrung  aber  hat  nur 
neue  Bestätigung  gewonnen :  die  gemässigten  mittleren  Zonen 
sind  der  Staatenbildung  ^veit  günstiger  als  die  extremen,  sei 
es  der  Hitze,  sei  es  der  Kälte. 

Es  ist  eine  auffallende  Thatsache,  dass  fast  alle  Staaten 
von  geschichtlicher  Bedeutung  in  der  mittelsten,  ge- 
mässigten Zone,  wo  die  Durclischuittswärme  des  Jahres 
zwischen  8^  und  16^0.  schwankt,  ihren  eigentlichen  Stamm- 
sitz und  ihre  Hauptstädte  haben.  Die  meisten  europäischen 
Staaten,  ein  grosser  Teil  der  asiatischen  Staaten  —  die  Kurve 
der  Isothermen  senkt  sich  in  Asien  auffallend  stark  nach 
Süden  — ,  ebenso  die  nordamerikanischen  Staaten  wurzeln  in 
dieser  Zone.  Rom  (15,  4)  und  Madi  id  (14.  2),  Paris  (10,  8) 
und  London  (9,  8),  Wien  (10,  5)  und  Konstantinopel  (13,  7) 
Berlin  (d,  1),  Hamburg  (8,  9),  Kopenhagen  (8,  2)  und  Zürich 
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(8,  8),  Haag  (10,  5),  aber  auch  Dresden  (8,  3)  und  München 
(9, 1),  Boston  (9, 6)  und  Washington  (13, 5),  Phüadelphia  (11, 9) 
und  Rlchmond  (13,  8)  und  ebenso  Peking  (11,  3)  haben  teil 
an  dieser  gemässigten  Temperatur.  In  Europa  gehören  fast 
nur  die  russischen  Hauptstädte  Moskau  (3,  6)  und  Petersburg 
(3,  1)  und  die  skandinavischen  Christiania  (5,  3)  und  Stockholm 
(5,  6)  einer  kälteren  Zone  an;  indessen  auch  da  steigt  die 
mittlere  Sommerwärme  bis  15"  und  16^,  in  Montreal  (Canada 
mit  6,  4  Jahresw&rme)  sogar  bis  20^  ö.  Die  südlicheren  Städte 
Neapel  (16,  4),  Lissabon  (16,  4),  Mexico  (16,  6),  Buenos- Aires 
(16,  9),  Palermo  (17,  2),  Sidney  (18,  1),  Nangasaki  (18,  3)  über- 
steigen die  Wärmegrade  der  gemässigten  Zone  doch  nur  um 
wenige  Grade.  Dagegen  erhebt  sich  die  Jahreswärme  von 
Cantuu  auf  21,  6,  von  Cairo  auf  22,  4,  Rio  de  Janeiro  23,  1. 
Calcutta  25,  ö,  Singapore  26,  5;  wobei  jedoch  zu  beachten  ist^ 
dass  China  yon  Peking  aus  beherrscht  wird  und  dass  Indien 
von  dem  milderen  Fünfstromland  aus  und  von  den  oberen 
Ufern  des  Ganges  her  seine  Civilisation  empfangen  hat 

Auch  der  Wechsel  der  vier  Jahreszeiten,  welcher  nur 
in  der  gemässigten  Zone  deutlich  ist,  scheint  den  Mensehen- 
geist  wohithätig  anzuregen.  Er  gibt  demselben  veränderte 
Bilder  der  Natur  und  stellt  ihm  nach  wenigen  Monaten  wieder 
neue  Aufgaben. 

Der  Gegensatz  der  Zonen  wiederholt  sich  in  weniger 
scluotien,  aber  immer  noch  deutlichen  Verhältnissen  inner- 
halb derselben  Zone.  Bei  derselben  Nation  und  in  dem- 
selben Lande  finden  wir  in  den  kühleren  Teilen'  desselben  eher 
verständige  Nüchternheit,  grössere  Muskelkraft,  zäheren  Mut. 
in  den  wärmeren  eher  kluge  List^  lebhaftere  Phantasie,  ein 
heisseres  Temperament  und  reizbarere  Nerven.  Man  braucht 
nur  die  Italiener,  Franzosen,  Deutschen,  Küssen,  den  Norden 
und  den  Süden  von  Italien.  Frankreich,  Deutschland,  Russ- 
land miteinander  zu  yeigleichen,  so  springen  einem  diese 
Gegensätze  in  die  Augen.   Einzelne  Individuen  entscheiden 
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hier  nieht,  aber  die  Massen  empfinden  den  Unterschied  des 

Klimas.  Bodin  geht  zu  weit,  wenn  er  sagt,  die  Nordländer 
überwinden  die  Südländer  gewöhnlich  in  der  offenen  Feld- 
schlacht,  aber  diese  gemnen  jenen  wieder  den  Vorteil  ab  in 
der  diplomatischen  Verhandlung.  Aber  immerhin  ist  es  bei 
politischen  Fragen  ratsam,  die  ausdauernde  Körperkraft  und 
den  zähen  Willen  der  Nordländer  wie  die  leidenschaftliche 
Reizbarkeit  und  Geistesfeinheit  der  Südländer  innerhalb  der 
gemabsigten  Zone  wohl  in  Betracht  zu  ziehen. 

Die  Politik  vermag  sehr  wenig  wider  die  zuweilen  un- 
bequeme Macht  des  Klimas.  Sie  kann  dasselbe  nicht  ändern 
und  die  makrokosmischen  Wirkungen  der  Natur  nicht  auf- 
heben. Es  bleibt  ihr  nur  die  eine  Aufgabe,  dass  sie  die  Vor- 
zftge,  welche  das  Klima  darbietet,  zu  menschlichen  Zwecken 
benutze  und  so  viel  als  möglich  den  Staat  vor  den  schädlichen 
Einwirkungen  behüte. 

Einiges  kann  die  Erziehung  und  die  Gesetzgebung  in 
dieser  Hinsicht  allerdings  leisten.  Wenn  in  den  kälteren 
Ländern  der  Mensch  mehr  zur  Trunkenheit,  in  den  südlichen 
mehr  zur  Geschlechtslust  geneigt  ist,  so  wird  dort  der  einen, 
hier  der  anderen  Ausschweifung  mit  strengerer  Sorge  entgegen 
zu  wirken  sein.  Aber  man  wird  dabei  nicht  vergessen  dürfen, 
dass  in  dem  kälteren  Himmelsstriche  der  Arbeiter  zu  sein*'r 
Erwärmung  mehr  Nahrung  und  mehr  Getränke  bedarf.  Auf 
der  anderen  Seite  wird  in  warmen  Ländern  der  Genuss  geistiger 
Getränke  leicht  gefährlich  für  die  Gesundheit,  während  er  in 
kälteren  Zonen  unentbehrlich  ist.  Das  Verbot  Mohammeds, 
Wein  zu  trinken,  hatte  daher  einen  Sinn  für  die  Bewohner 
Arabiens,  wäre  aber  sinnlos  für  die  Europäer.  Ebenso  wird 
in  der  gemässigt-kühleren  Zone  eher  die  Freiheit  der  Arbeit, 
in  der  gemässigt-wärmeien  eher  die  Anregung  zur  Arbeit  zu 
befördern  sein.  Trotz  aller  Modifikationen,  welche  die  Ver- 
schiedenheit des  Klimas  hervorbringt,  die  menschliche  Natur 
bleibt  doch  im  Grunde  dieselbe  in  allen  Zonen,  und  eben 
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deshalb  ist  ein  relativer  Kampf  derselben  auch  mit  den 
schädlichen  Einflüssen  einzelner  Klimate  nicht  unmöglich. 
Energische  und  gut  ausgestattete  Individuen  lassen  sich  das 
Klima  wenig  anfechten. 

In  einer  Hinsicht  ist  die  politische  Vorsicht  voraus' 
wichtig.  Sowohl  die  Natur  des  Landes,  als  der  Kern  eines 
Volkes  ist  geschichtlich  gegeben.  Da  lässt  sich  nicht  viel 
ändern.  Aber  wenn  die  Frage  entsteht,  wo  der  Hauptsitz 
eines  Staates,  die  Hauptstadt  zu  gründen  oder  wohin  zu  ver- 
legen sei,  dann  sind  auch  die  klimatischen  Rücksichten  bei 
ihrer  Entscheidung  nicht  ausser  Acht  zu  lassen.  Es  war  ein 
kolossaler  politisclier  Fehlgrifl,  als  Kaiser  Otto  III.  die  Haupt- 
stadt des  deutschen  Reiches  nach  Born  verlegen  wollte,  und 
es  ist  kein  glücklicher  Gedanke,  Ostindien  von  Calcutta  aus 
zu  verwalten.  Obwohl  gegen  die  Wahl  Berlins  zur  preussischcn 
Hauptstadt  vieles  einzuwenden  ist,  so  passt  der  Ort  doch  weit 
besser  als  Königsberg  zu  dieser  Angabe.  Die  —  freilich  nur 
vorübergehende  —  Wahl  von  Florenz  zur  Hauptstadt  des 
ivomgreiches  Italien  hatte  auch  aus  klimatischen  Gründen  den 
Vorzug  vor  dem  rauheren  Turin  oder  dem  weicheren  Neapel 
verdient,  indem  das  Klima  von  Florenz  eine  glückliche  Mitte 
hält,  welche  jenem  Gleichgewichte  des  Volksgeistes,  der  sich 
selber  beherrschen  soll,  vorzugsweise  günstig  ist. 


Zvreites  Kapitel. 

IL  Bodengestalt  and  Natarersckeinungen. 

Seit  Karl  Ritter  pflegen  die  Geographen  sorgfältigere 
Rücksicht  auf  den  Zusammenhang  zu  nehmen  zwischen  der 
Bodeugestalt  und  der  Kulturentwickelung  der  Menschen,  welche 
ein  Land  bewohnen.    Die  Einwirkung  des  Landes  auf  die 
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Menschen  nnd  auf  den  Staat  war  aber  viel  früher.,  insbesondere 

schon  von  den  Hellenen  beachtet  wurden. 

Die  Wahrnehmung,  dass  die  ältesten  grossartigen  Sta&ten- 
bildungen  in  Stromgebieten  stattfinden  —  wir  erinnern  nnr 
an  das  Fünfstromland  und  an  den  oberen  Ganges  in  Indien, 
an  den  Nil  in  Aegypten,  an  den  Tigris  und  Euphrat  für 
die  westasiatischen  Beiche,  an  den  Pei-ho  in  China  —  lässt 
schliessen,  dass  das  Leben  an  einem  grossen  Strome  für  die 
frühe  Entwickelung  der  menschlichen  Fähigkeiten  und  des 
menschlichen  Selbstbewusstseins  vorzugsweise  günstig  sei.  In- 
dem der  Mensch  lernt,  das  Wasser  sich  dienstbar  zu  machen, 
indem  er  Schiffe  und  Kanüle  baut,  gewinnt  er  Selbstvertrauen 
und  veinieiirt  seineu  Besitz,  und  indem  er  sich  von  der  Stiö- 
mung  tragen  und  treiben  lüsst,  entwickelt  er  die  Lust  zum 
Abenteuer  und  zum  Handel. 

Aus  ähnlichen  Gründen  erwerben  auch  die  Küsten- 
länder, am  Meeresstrande,  und  die  Inseln  eine  frühzeitige 
Kultur.  Wenn  Hellas  und  Italien  in  der  klassischen  Periode 
voraus  gegangen  sind  in  Europa,  wenn  von  Spanien  und 
Portugal  aus  die  transatlantische  Welt  zuerst  in  Besitz  ge- 
nommen worden  ist,  wenn  Holland  und  England  früher  als 
der  grosse  europäische  Kontinent  freie  Volksstaaten  hervor- 
gebracht  haben,  so  bildet  ihre  Lage  am  Meere  sicher  einen 
Faktor  zu  dieser  Frühreife.  Die  Macht  des  Meeres  ist  freilich 
grösser  als  die  des  Stromes,  und  es  kostet  den  Menschen 
grössere  Anstrengung  und  längere  Arbeit,  um  auch  das  Meer 
sich  nützlich  zu  machen. 

Die  Gebirgsländer  sind  ferner  ausgezeichnet  durch 
ihre  mächtige  Wirkung  auf  das  Gemüt  und  den  Charakter  der 
Menschen.  Schon  der  Anblick  der  herrlichen  und  mannig- 
faltigen Gebirgsnatur  wie  des  gewaltigen  und  weiten  Meeres 
erhebt  und  stählt  die  Menschenbrust  Die  (xebirgsbewohner 
sind  genötigt,  ihre  persönlichen  Kräfte  täglich  anzuspornen 
und  zu  üben.   Infolge  dessen  wächst  ihre  Stärke  und  sie 
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lernen  sich  selber  helfen  in  der  Gefahr.  Sie  werden  zu 
Männern  erzogen.  Die  vielyerzweigte  und  durchkiüftete  Natur 
des  Bodens  begQnstigt  die  Entstehung  kleiner  Gemeinwesen 

in  den  mancherlei  Berj^hälern,  die  sich  iiirer  Eigenart  selb- 
ständig erfreuen  und  sich  trotzig  wehren  wider  fremde  Gewalt. 
Die  Perser  wie  die  Israeliten  und  Araber,  die  Völker  am 
Kaukasus  wie  die  Hellenen,  die  Samniter  wie  die  Schweizer 
bezeiigeii  diese  Eigentümlichkeit  Aber  der  Freiheitssiun  der 
Gebirgsvölker  hat  einen  etwas  anderen  Charakter  als  die  Frei- 
heitsliebe der  Eüstenbewobner.  Jener  hat,  wie  das  Gebirg, 
mein  ruhige  Härte  und  Festigkeit,  dieser  ist  gleich  dem  Meere 
beweglicher  und  zur  Veränderung  geneigter.  Es  war  für  die 
Börner  eine  besonders  giackliche  Lage,  dass  sie  zugleich  von 
einem  Gebirgskreise  umlagert  und  der  See  nahe  waren. 

Langsamer  entwickeln  sich  die  Biniieiiländer^  zumal 
mit  breiten  gieichmässigen  Ebenen.  Die  Natur  wirkt  hier 
nicht  so  anregend  auf  die  Menschen  und  deshalb  wächst  die 
Kultur,  welche  jene  Mängel  ersetzen  muss,  nur  allmählich 
heran.  Später  als  in  Italien  hat  sich  in  Frankreich,  später 
als  in  England  hat  sich  in  Deutschland  der  Staat  entwickelt 

Am  ungünstigsten  ist  die  Lage  weiter  vom  Meere  aus- 
geschlossener Flachländer,  ohne  grosse  Ströme  und  ohne 
Gebirge,  aber  mit  weiten  Steppen  oder  gar  Wüsten.  Man 
braucht  nur  Europa  mit  Afrika,  oder  Mittelasien  mit  den 
asiatischen  Küstenländern  oder  Westeuropa  mit  Osteuropa  zu 
vergleichen,  um  diesen  Unterschied  anschaulich  zu  machen. 
Von  jeher  haben  die  Despotien  in  solchen  Flachländern  eine 
duldsame  Bevölkerung  vorgefunden,  welche  stumpfsinnig  und 
widerstandslos  der  absoluten  Monarchie  gehorcht. 

Zwar  sind  auch  diese  Bedingungen  der  Natur  vorerst  an« 
zunehmen,  wie  sie  sind.  Indessen  hat  der  Mensch  in  dieser 
Hinsicht  mehr  Macht,  als  gegenüber  dem  Klima.  Die  Politik 
kann  freilich  im  grossen  auch  nicht  Berge  versetzen  noch 
Meere  herbei  zaubern.  Aber  sie  kann  ungezähmte  FlOsse 
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schifiTbar  machen,  Kanäle  anlegen,  Strassen  und  Eisenbahnen 
bauen,  ein  Netz  tob  Tel^;raphen  ausspannen.  Sie  kann  die 
Einförmigkeit  der  Landschaft  durch  den  Verkehr  beleben  und 

das  Innere  des  Festlandes  mit  dem  Weltmeere  verbinden.  Die 
menschliche  Kultur  findet  also  hier  grosse  und  lösbare  Auf- 
gaben vor  und  der  zunehmenden  GivUisation  wird  es  schliess- 
licli  ^elin^en,  alle  Teile  der  bewohnbaren  P^rdüberfläche  in 
einen  segensreichen  Zusammenhang  zu  bringen. 

Auf  die  Einwirkung  wechselnder  und  momentaner  Natur- 
erscheinungen hat  neuerlich  besonders  Thomas  Buckle 
aufmerksam  gemacht.  Auch  in  dieser  Beziehung  sind  die 
Küsten-  und  die  Gebirgsländer  vor  den  ebenen  Binnenländern 
sehr  ausgezeichnet  und  prägen  ihre  grossartigen  Bilder  ihren 
Bewohnern  tief  ins  Herz  ein.  Aber  es  kommen  hier  noch 
andere  Erscheinungen  in  Betracht.  Es  kann  die  äussere 
Natur,  wie  das  in  manchen  Tropenländern  geschieht,  auf  den 
gewohnlichen  Menschen  auch  einen  übermächtigen  Eindruck 
machen,  welcher  ihm  jede  Hoffnung  raubt,  dass  er  im  Kampfe 
mit  der  Natur  siegreich  werde  und  ihn  deshalb  zum  Ver- 
zicht auf  jede  Kraftanstrengung  treibt,  dagegen  seine  Phantasie 
mit  ungeheueren  Bildern  der  Naturgewalt,  sein  Herz  mit  Furcht 
und  sein  Gemüt  mit  Aberglauben  erfüllt.  Der  überwältigeude 
Schneefall,  das  Vorrücken  der  Gletschermassen,  die  Lawinen- 
stürze im  kalten  Norden  und  im  Hochgebirge,  die  mächtigen 
Regengüsse  und  üeberschwemmungen,  die  erschütternden  Ge- 
witter und  Orkane  in  manchen  heissen  Ländern,  der  rasche 
Wechsel  zwischen  einer  undurchdringlichen  Ueppigkeit  der 
Vegetation  und  einer  versengten  Dürre,  die  verheerenden  In- 
sektenschwärme und  die  Wut  der  wilden  Tiere,  das  alles  kann 
eher  niederdrückend  als  anr^end  auf  die  Menschen  wirken, 
welche  da  leben.  Wie  überhaupt  nicht  die  extremen,  sondern 
die  gemässigten  Naturzustände  vorzugsweise  dem  Menschen 
günstig  sind,  dessen  Kräfte  nicht  absolut,  sondern  körperlich 
enge  beschränkt  sind,  so  wirken  auch  die  gemässigten  £r- 
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scheinoDgen  der  äusseren  Natur  am  besten  auf  die  Entfaltung 
seines  Verstandes.  Das  einförmige  Einerlei .  übt  zu  wenig 
Reiz  auf  den  Menschen  aas,  die  offenbare  Uebergewalt  der 
Natur  schreckt  ihn.  Eine  öfter  wechselnde,  aber  gemässigte 
Naturerscheinung  regt  sein  Nachdenken  an  und  fordert  st  i  ne 
Arbeit  heraus.  In  den  tropischen  JUindem  wird  die  Phantasie 
der  Völker  bis  zu  fratzenhafi;er  Unnatur  überreizt,  in  den  ge- 
mässigten kann  der  masshaltende  und  ordnende  Verstand  der 
Völker  eher  zur  Geltung  kommen. 

Uebrigens  muss  man  sich  davor  hüten,  die  Wirksamkeit 
dieser  Naturerscheinungen  zu  überschätzen.  Es  kommt  doch 
noch  mehr  auf  die  sittliche  und  intellektuelle  Erziehung  an, 
welche  der  Mensch  dem  Mensehen  erteilt,  als  auf  die  Ein- 
drücke der  Natur.  Auch  in  heissen  Ländern  kann  der  Ver- 
stand ausgebildeter  und  die  Phantasie  durch  das  SehÖn- 
heitsgefühl  gezügelt  werden;  auch  unter  einem  gemässigten 
Himmelsstriche  kann  der  Aberglaube  üppig  wachem  und  die 
Denkkratl  gebunden  werden.  Die  Natur  der  Erdoberfläche 
herrscht  nicht  absolut  über  den  Menschen,  der  Mensch  kann 
und  soll  sich  ihr  selbständig  gegenüber  stellen,  und  je  nach 
Umständen  ihre  Hilfe  benutzen  oder  ihre  schädlichen  Wir- 
kungen bekämpfen. 


Drittes  Kapitel. 

IIL  Fruchtbarkeit  des  Bodens« 

Je  fruchtbarer  der  Boden  ist,  um  so  leichter  wird  es 
den  daselbst  wohnenden  Menschen,  sich  zu  ernähren;  and 
je  freigebiger  ihnen  die  Natur  die  erforderliche  Nahrung  ge- 
währt, um  so  rascher  vermehren  sich  die  Familien  und  die 
Bevölkerung.  Es  scheint  also,  dass  je  fruchtbarer  der  Boden 
ist,  um  so  günstiger  die  natürliche  Vorbedingung  für  die 
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Wohlfahrt  der  Gesellschaft  und  des  Staates  sei.  Dieser  ober- 
flächliche Gedanke  hat  das  kindliche  Ideal  des  Paradieses  er- 
zeugt, jenes  wonnigen  Gartens  mit  mancherlei  Fmchtb&umen, 
welche  dem  Menschen  reichliche  Nahrung  spenden,  ohne  von 
ihm  mühevolle  Arbeit  zu  fordern.  Noch  heute  erscheint  dem 
kindischen  wie  dem  trftgen  Menschen  der  arbeitslose  Genuss 
als  hix  hste  Seligkeit.  Aber  das  reifere  Alter  und  der  streb- 
same Mensch  betrachtet  mit  GoriDgschätzuug  einen  Zustand, 
welcher  yon  der  eigentlichen  Lebensau^abe,  der  lüntwicke- 
long  und  Vervollkommnung  der  Menschennatur  noch  keine 
Ahnung  hat. 

Allerdings  ist  ein  völlig  unfruchtbarer  Boden  sehr 
ungfinstig  fftr  das  Gemeinleben;  denn  der  Mensch  ist  da  ge- 
nötigt, die  Naliruiig,  deren  er  an  seinem  Wuhnoit  bedarf, 
und  die  er  da  nicht  tindet,  sich  aus  der  Ferne  zu  verschaüen, 
d.  h.  er  muss  durch  den  Handel  ergänzen,  woran  es  der  Natur 
seines  Wohnortes  gebricht.  Es  können  daher  etwa  Handels- 
städte da  entstehen  und  gedeihen,  wie  denn  Venedig  sich 
unmittelbar  aus  dem  unfruchtbaren  Meere  erhebt.  Aber  ganze 
Nationen  werden  in  unfruchtbaren  Ländern  nur  mühsam  und 
ärmlich  sich  durchbringen  und  die  dünne  Bevölkerung  hat 
nur  ein  dürftiges  Wachstum.  Menschen  können  hier  schwer 
zu  einem  festen  Sitze  gelangen  und  müssen  in  Familien  und 
Horden  zerstreut,  ein  unstetes  Wanderleben  führen.  Budde 
hat  darauf  hingewiesen,  dass  die  mongolischen  und  tatarischen 
Horden  in  ihren  Steppenländem  nur  geringe  Fortschritte  ge- 
macht und  erst  in  den  Ackerländern  China  und  Indien  es 
zu  einer  Civilisatiun  gebracht  haben,  und  dass  ebenso  die 
mohammedanischen  Araber  nicht  in  dem  steinigen  Arabien, 
sondern  erst  in  den  fruchtbaren  Ländern  Persiens  und  an 
der  Küste  des  Mittelraeeres  zu  einer  höheren  Staatenbildung 
gelangt  sind. 

Wenn  in  kaltem  Klima  die  Staatenbildung  nicht  gedeiht, 
so  ist  die  Ursache  nicht  bloss  in  der  Schwierigkeit,  sich  zu 
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erwärmen,  und  in  dem  harten  Kampf  mit  der  Natur  zu  suchen, 
sondern  vorzüglich  auch  darin,  dass  die  kalte  Zone  zugleich 
einen  unfruchtbaren  Boden  hat.  Indessen  ganz  ähnlidie  Wir* 
knngen  zeigen  sich  zuweilen  auch  in  heissen  Ländern,  wo 
scheinbar  die  Fruchtbarkeit  sehr  gross,  aber  zugleich  wegen 
öfterer  und  plötzlicher  Zerstörung  der  Früchte,  z.  B.  durch 
Insektenschwärme  oder  Ueberschwemmungen,  sehr  unsicher  ist; 
denu  für  das  dauernde  Gemeindeleben  der  Menschen  ist  es 
ebenso  nachteilig,  wenn  mau  die  reichlich  wachsenden  Früchte 
nicht  einsammeln  und  nicht  bewahren  kann,  als  wenn  wenig 
Frflchte  reifen. 

Der  höchst  fruchtbare  Boden,  welcher  den  Menschen, 
ohne  von  ihnen  Arbeit  zu  verlangen,  regelmässig  hinreichende 
Nahrung  darbietet,  ist  zwar  eine  bessere  Vorbedingung  fttr 
das  Gemeinleben,  als  das  unwirtliche  Land,  aber  doch  nichts 
weniger  als  die  gün'^tigste  Unterlage  des  Staates,  hauptsächlich 
aus  folgenden  Gründen: 

1)  Die  Nahrungssorge  ist  bekanntlich  ein  Haupthebel 
der  menschlichen  Arbeit.  Ist  sie  dem  Menschen  abgeuonimeu 
durch  die  Freigebigkeit  der  ^atur,  so  arbeiten  die  Menschen 
wenig  oder  nichts.  Viele  versinken  in  trägen  Mflssiggang 
und  in  eitle  Sinuenlust.  Wo  aber  die  Arbeit  fehlt,  da 
entwickeln  sich  die  menschlichen  Kräfte  nicht,  oder  nur 
sehr  unvollständig  und  ungenügend.  Der  Beichtum  der 
Menschennatur  gelangt  nicht  zur  Entfaltung,  er  bleibt  ein 
verborgener  Schatz  und  eine  höhere  Gesamtbildung  wird 
nicht  erreicht.  Die  Zustände  der  Bevölkerung  auf  manchen 
Inseln  der  tropischen  Zone  zeig^  deshalb  ein  glttekliches 
Sinnciileben,  aber  eine  geringe  Bildung  der  Massen.  Als  die 
müssigeu  Lazzaroni  von  Neapel  in  fleissige  Arbeiter  ver* 
wandelt  wurden,  machte  die  schöne  Hafenstadt  einen  grossen 
Fortschritt  in  menschlicher  Kultur. 

2)  Nur  wo  man  der  Arbeit  bedarf,  da  bekommt  sie 
einen  Wert,  und  nur  wenn  die  Arbeit  geschätzt  wird, 
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werdeü  auch  die  Arbeiter  wert  gthaitea.  Wo  die  Arbeit 
nichts  gilt,  da  gilt  aach  das  Menschenleben  in  den  grossen 
Massen  nur  wenig.  Nirgends  wird  mit  mehr  Oransamkeit 
und  Leichtsiiiu  das  Meusciieniebeii  hlugeopfert,  als  in  den 
afnkanisGhen  Negerdespotien,  wo  keine  Industrie  die  Arbeit 
schätzen  lehrt  und  der  Boden,  ohne  geackert  zu  werden,  reiche 
Früchte  spendet. 

3}  Die  höcliste  Fruclitbarkeit  des  Bodens  veranlasst  und 
befördert  tiberdem  eine  ungünstige  Verteilung  des  Ver- 
mögens, bei  der  es  wenige  Reiche  gibt,  die  im  Ueberflusse 
leben,  fast  keine  Mittelklassen  und  eine  sehr  zahlreiche  arme 
und  in  Knechtschaft  versunkene  Menge. 

Da  die  Fruchtbarkeit  des  Bodens  auch  die  Fruchtbarkeit 
der  Menschen  befr>rdert,  indem  sich  leicht  neue  Familien  bilden, 
und  keine  Nahrungssorge  die  Kindererzeuguug  und  die  Er- 
ziehung schmälert,  so  vermehrt  sich  in  solchen  Ländern  die 
Bevölkerung  rasch.  Aber  zuweilen  kommt  doch  ein  Missjahr 
oder  ein  Krie^szug  über  die  sorglos  dahinlebende  Menge  und 
bringt  dieselbe  in  Not.  Dann  werden  die  wenigen  Sparer, 
welche  die  Frfichte  angesammelt  haben  und  nun  ihre  VoiTäte 
benutzen  können,  übermächtig  und  nutigen,  indem  sie  Nahrung 
gewähren,  die  hilfsbedürftige  Menge,  ihre  Fruchtbäume  uud 
ihren  Boden  abzutreten.  Kriegerische  Führer,  welche  den 
Bewohnern  Schutz  gewähren,  machen  dieselben  steuerpflichtig 
und  dienstbar;  Priester,  welche  die  Götter  versöhnen  und 
ihren  Segen  herbei  rufen,  erhalten  von  den  Gläubigen  weite 
Güter.  Allmählich  entsteht  so  eine  Klasse  von  reichen  Grund- 
herren und  Fürsten,  von  Adel  uud  Priest  erschall,  denen  zuletzt 
das  ganze  Land  zu  eigen  gehört  In  diesen  aristokratischen 
Klassen  entfaltet  sich  dann  eine  grosse,  2um  Teil  sogar  eine 
hohe  Bildung  und  ihr  kommen  reichliche  Lebensgenüsse  zu. 
Sie  fordern  dann  auch  Arbeit  von  den  unterthänigen  Leuten, 
ohne  dieselbe  hoch  zu  schätzen,  weil  an  Arbeitern  Ueberfluss 
ist  und  die  Menschen  als  solche  nur  geringen  Wert  haben. 
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Die  Masseu  werden  arm,  verachtet  and  gänzlich  abhängig. 
Jede  höhere  Bildung  bleibt  ihnen  Tefschlossen.  Im  Dienste 
des  Herrn  leben  sie  stumpfsinnig  und  roh  dahin. 

Buckle  hat  das  Verdienst,  zuerst  mit  vollem  Nachdrucke 
auf  diese  Nachteile  einer  ailzugrossen  Bodeufruchtbarkeit  hin- 
gewiesen und  dieselben  geschichtlieh  belegt  zu  haben.  Er  geht 
freilich  zu  weit,  wenn  er  die  alte  indische  Ciyilisation 
und  das  indische  Kastenwesen  daraus  erkläit  und  geradezu 
behauptet,  dass  höhere  Kultur  Ueberfluss  voraussetze.  Er 
legt,  nach  der  Weise  seiner  Nation,  zn  viel  Gewicht  auf  die 
ökonomischen  Verhältnisse.  Die  angesehensten  Brahmanen 
und  Buddhisten  zogen  die  freiwillige  Armut  den  Genüssen 
des  Beichtumes  Tor,  die  Eshatrijas  liebten  die  Macht  und 
ehrten  die  Tapferkeit  mehr  als  die  Schätze  und  die  Visajas 
gehörten  nicht  zur  Aristokratie,  aber  schätzten  den  Reichtum 
hoch,  den  sie  dui'ch  Industrie,  Handel  und  Darlehen  an- 
sammelten. Die  Qudras  aber  waren  zur  Dienstbarkeit  herab- 
gedrückt,  nicht  weil  sie  arm,  sondern  weil  sie  eine  unter- 
worfene Nationalität  von  geringerer  Basse  waren.  Trotzdem 
bleibt  es  wahr:  Die  üppigen  Beispflanzungen  ernähren  leicht 
eine  zahlreiche  Bevölkerung,  und  da  der  Boden  allmählich 
Eigentum  oder  Lehen  der  Fürsten  und  der  aristokratischen 
Klassen  wurde,  so  erhielt  sich  der  allmählich  herausgebildete 
Gegensatz  weniger  Beichen  und  vieler  Armen  während  Jahr- 
tausenden bis  auf  die  Gegenwart.  Die  Menge  blieb  verachtet 
und  gedruckt,  die  Vornehmen  erfreuten  sich  einer  feineren 
Kultur  und  reichlicher  Lebensgenüsse. 

Aehnlich  war  es  in  Aegypten.  Auch  die  Dattelbäunie 
erfordern  wenig  Pflege  und  gewähren  reiche  Ernten.  Die 
ungeheueren  Bauwerke  der  ägyptischen  Könige  zeugen  für  die 
furchtbare  Verschwendung  von  Arbeitskräften  und  Menschen- 
leben im  Dienste  der  Macht.  Wie  bejammernswürdig  und 
elend  die  Zustände  der  arbeitenden  Knechte  waren,  haben 
die  alten  Berichte  der  Juden  der  Nachwelt  überliefert  Der 
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Kat  Josephs  war  nützlich  für  die  SchaUkauimer  des  Pharao, 
aber  verderblich  für  das  arme  Volk. 

In  Mexiko  und  Peru  war  es  nicht  anders.  Auch  da 
treffen  wir  auf  die  Ausbeutung  der  .veruiügensloscii  Massen 
durch  die  wenigen  Reichen  und  Mächtigen,  und  wiederum 
wird  dieser  Zustand  begünstigt  durch  die  Fruchtbarkeit  des 
Bodens  und  durch  die  scheinbare  tJunst  der  Kaiur,  welche 
Mais,  Bananen,  Kartoffeln  im  Uebermasse  liefert.  Nacktheit 
und  Knechtschaft  unten,  Luxus,  Künste  und  Berrschäft  oben; 
Schwäche  nach  aussen,  riesige  Bauten  und  ärmliche  Hütten« 
das  ist  aucli  das  Bild  dieser  gesegneten  Länder. 

Kann  hier  die  Politik  entgegenwirken  V  Allerdings,  wenn 
sie  ihrer  hohen  Aufgabe,  ein  gesundes  Volksleben  zu  fdr- 
dein,  bewusst  wird  und  ernstlich  an  der  Erfüllung  der- 
selben arbeitet.  Es  ist  trotz  der  Fruchtbarkeit  des  Bodens 
möglich,  die  unteren  Klassen  gegen  die  masslose  Ausbeutung 
der  Reichen  zu  schützen  und  zu  gebildeten  und  freien  Menschen 
zu  erziehen,  und  möglich,  eine  bessere  Verteilung  auch  des 
Vermögens  zu  begünstigen  und  die  notwendigen  Mittelklassen 
zu  heben. 

Die  günstigste  Vorbediii^uiig  für  das  Gemeinleben  der 
Menschen  ist  ofifenbar  ein  Boden  von  massiger  Frucht- 
barkeit, d.  h.  der  nur  dann  seine  Bewohner  ernährt,  wenn 
ernste  und  nachhaltige  Arbeit  hinzutritt.  Weder 
Bodenfruchtbarkeit  allein,  noch  Arbeit  allein  wirkt  günstig, 
wohl  aber  die  Verbindung  beider.  Dann  erhalten  die 
Arbeit  und  die  Arbeiter  einen  Wert,  aber  es  werden  diese 
auch  nicht  übermässig  angestrengt.  Ks  ist  kein  Notstand 
vorhanden.  Die  menschlichen  Kräfte  entwickeln  sich,  die 
Zustände  werden  vervollkommnet;  die  Familien  geniessen  ein 
gesichertes  Dasein  und  gelangen  zu  massiger  Wohlhabenheit, 
das  Vermögen  ist  so  verteilt,  dass  die  Mittelklasi^en  zahlreich 
und  begütert  werden.  Es  zeigen  sich  viele  Uebergänge  aus 
der  einen  Klasse  in  die  andere.  Dadurch  w^ii-d  der  Zusammen- 
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hang  in  der  Nation  und  ihr  Gemeingefühl  gewahrt  und  zu- 
gleich eine  grosse  Mannigfaltigkeit  Yon  Berafsarten  hervor- 
gerufen.  Die  unteren  Klassen  können  weniger  leicht  in  die 

Sklaverei  niedergedrückt  die  obersten  weniger  leicht  zu  einer 
privilegierten  Kaste  werden. 

Freilich  üherzeugt  uns  die  Geschichte,  dass  nicht  mit 
mathematischer  Notwendigkeit  eine  gleichmässige  Verteilung 
des  Vermögens  und  gesunde  Volkszustände  daraus  hervorgehen. 
Es  kommen  noch  viele  andere,  sogar  mächtigere  Faktoren 
mit  in  Betracht  Aber  nicht  bloss  eine  Vergleichung  von 
Europa  mit  West-  und  Südasieu  oder  von  Nordamerika  mit 
Mittel-  und  Südamerika,  sondern  sogar  die  Vergleichung  von 
Süditalien  mit  der  Lombardei  oder  der  Schweiz,  von  Spanien 
mit  Frankreich  und  Belgien,  weist  deutlich  auf  den  Vorzug 
hin,  welchen  die  Verbindung  eines  massig  fruchtbaren  Bodens 
mit  massiger  Arbeit  vor  jeder  einseitigen  Begünstigung  des 
Bodens  hat. 

Die  Thätigkeit  der  Politik  soll  hier  vornehmlich  darauf 
gerichtet  sein,  gesunde  Zustände,  wo  sie  in  der  Natur  be- 
gründet sind,  gegen  die  menschliche  Zerstörung  zu  bewahren 
und  das  Gleichgewicht  der  Kräfte  so  weit  zu  erhalten,  als  es 
zugleich  zu  wechselseitiger  Ergänzung  und  Förderung  dient. 
Eine  Reihe  von  gesetzgeberischen  und  wirtschaftlichen  Mass- 
regeln können  dazu  beitragen,  die  fortdauernde  F^chtbarkeit 
des  Bodens  gegen  Verwüstung  und  Ausciaugung  zu  schützen, 
einer  übermässigen  Ansammlung  des  Grundeigentumes  in 
wenigen,  vielleicht  toten  Händen  entgegenzuwirken  und  eine 
naturgemässe  Verteilung  des  Vermögens  zu  sichern.  Unter 
Umständen  kann  der  Staat  sogar,  indem  er  Sümpfe  entwässert, 
oder  für  Bewässerung  von  öden  Weiden  sorgt,  den  unfrucht- 
baren Boden  in  einen  massig  fruchtbaren  umwandeln  und  so 
neue  Bedingungen  einer  glücklichen  Wirtschaft  schatten. 
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Viertes  Kapitel. 

IV.  Das  Land. 

1.  Das  Volk  ist  die  persönlicbe  Grundlage  des  Staates. 
Das  Land  ist  die  dingliche  Beziehung  desselben.  Erst  wenn 
das  Volk  ein  Land  erworben  hat,  wenn  ein  Staatsgebiet  hinzu- 
gekommen ist,  hat  der  Staat  die  erforderliche  Festigkeit  erlangt 

Der  Teil  der  Eidoberfläche,  welcher  von  dem  Volke  besetzt 
und  von  dem  Staate  beherrscht  wird,  heisst  Land  oder  Staats- 
gebiet Die  Grösse  desselben  wird  ähnlich  wie  die  Bildung 
des  Volkes  durch  geschichtliche  Vorgänge  bestimmt. 

Die  Ausdehnung  eines  Landes  scheint  zunächst  unerheb- 
lich fttr  die  rechtliche  Existenz  der  verschiedenen  Staaten.  Es 
hat  nämlich  zu  allen  Zeiten  grosse  und  kleine  Fürstentümer 
und  grosse  und  kleine  Republiken  gegeben;  und  die  einen  wie 
die  anderen  haben  gleichmässig  ihr  persönliches  Hecht  und 
eine  gewisse  Gleichstellung  behauptet  Auch  ist  es  sicherlich 
verkehrt,  ein  bestimmtes  Normalmass  eines  Staatsgebietes, 
welches  der  regelrechte  Staat  erreichen  müsse  und  nicht  über- 
schreiten dürfe,  aufsuchen  und  fixieren  zu  wollen.  Die  Welt 
hat  grosse  und  kleine  Staaten  blühen  und  hinwieder  verkommen 
gesehen.  Gegentiber  dem  römischen  Weltreiche  erscheinen  die 
hellenischen  Städtestaat rn  winzi«;  klein,  und  dennoch  nimmt 
Athen  neben  Rom  einen  hohen  Platz  in  der  Weltgeschichte  ein. 

Trotzdem  ist  der  Umfang  eines  Staatsgebietes  von  grossem 
Kiüäuss  auf  die  politische  Gestaltung  und  Bedeutung  des- 
selben und  mancherlei  politische  Aufgaben  ersten  Ranges 
knüpfen  sich  an  die  Ausdehnung  des  Landes. 

Offenbar  sind  die  beiden  notwendigen  Bestandteile  eines 
jeden  Staates  Volk  und  Land  auch  bezüglich  der  Grösse  in 
einer  Wechselwirkung  zu  einander.  Es  ist  möglich,  dass  das 
Land  dem  Volke  zu  enge  wird,  sei  es,  um  da  die  nötige 
Nahrung  zu  ünden,  sei  es,  weil  das  kleine  Gebiet  den  geistigen 
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und  materiellen  Lebensbedüiinissen  des  Volkes  nicht  genügt.  •:, 
Das  Wachstum  der  Bevölkerung  kanu  zur  Kolonisation  .. 
den  Anstoss  geben,  indem  ein  Teil  derselben  neue  Wohnsitze  , 
ausserhalb  des  bisherigen  Staatsgebietes  aufsucht  oder  fremde 
Gebiete  besetzt  werden,  welche  den  Uebertiuss  der  Bevölkerung 
aufnehmen.    Oder  es  kann  das  entwickelte  Kulturbedttrfnis 
oder  Machtgefühl  eine  Erweiterung  des  Gebietes  verlangen 
und  damit  die  Politik  der  Annexion  und  Eroberung  be- 
gründen.   Dann  entsteht  die  oft  schwierige  Aufgabe,  das 
natürliche  Recht  des  eigenen  Wachstumes  und  der  vollen  Ent^ 
wickclurig  mit  den  Rechten  der  anderen  Nationen  auf  ihr 
Gebiet  und  den  geschichtlichen  Verhältnissen  auszugleichen. 

Ebenso  kann  ein  Gebiet  mit  der  Zeit  zu  klein  werden, 
um  gegenüber  dem  Wachstume  anderer  Staaten  sich  auf  die 
Dauer  sicher  zu  fühlen,  und  es  ergibt  sich  daraus  eine  Politik 
der  Verbündung  mit  anderen  Ländern  oder  der  Anlehnung 
oder  An  Schliessung  an  einen  anderen  mächtigeren  Staat. 

ü-ber  auch  das  Gegenteil  kommt  vor.  Das  Gebiet  kann 
zu  weit  sein  für  die  dünne  Bevölkerung  oder  zu  ausgedehnt 
für  die  Neigung  der  Bewohner  einer  einzelnen  Gegend,  selb- 
ständig  für  sir*h  zu  sein.  Im  einen  Falle  erwacht  das  Interesse, 
die  Einwanderung  zu  begünstigen  und  die  Kolonisation 
herbeizuziehen,  im  anderen  das  Streben  nach  Absonderung 
der  Teile  des  bisher  verbundenen  Staatsgebietes  und  der 
Spaltung  und  Zerbröckel ung  der  Reiche. 

Durchaus  entgegengesetzt  ist  die  Tendenz  des  modernen 
Zeitalters  im  Gegensatze  zu  der  des  Mittelalters.  Das  Mittel- 
alter begünstigte  die  Entstehung  kleiner  Staaten;  die  neue 
Zeit  hat  die  Neigung  zur  Bildung  grosser  Staatsgebiete. 
Italien,  Frankreich,  Deutschland,  Spanien,  anfangs  auch  die 
britischen  Inseln  und  selbst  die  slavischen  Länder  waren 
während  des  Mittelalters  in  eine  grosse  Anzahl  kleiner  Fürsten- 
tümer und  Republiken  zerfallen.  Die  Einigung  des  römischen 
Reiches  bestand  eher  in  dem  Ideal  als  in  der  Wirklichkeit. 
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^   Früher  in  England,  seit  der  zweiten  Hälfte  des  XV.  Jahr- 

iiunderts  auf  dem  Kontinent  bilden  sich  allmählich  grössere 
'    Staaten  aus,  uüd  uocii  sind  wir  nicht  an  den  Abschlußs  dieser 
Bewegung  gelangt. 

Die  Zahl  der  mittelalterlichen  Staaten  ist  geradezu  un- 
übersehbar.   Fast  jede  Herrschaft,  eine  Menge  von  Städten 
und  von  Klöstern  und  sogar  von  Dörfern  versuchten  es  mit 
Olück  ein  seihständiges,  staatenähnliches  Basein  zu  gewinnen. 
Gegenwärtig  sind  nur  einige  wenige  kleinste  Gemeinwesen 
'    der  Art  übriggeblieben  und  haben  nur  eine  geringe  Aussicht 
"   auf  Fortbestand.   Der  Mangel  an  Strassen  und  Posten,  die 
^   Dflrfligkeit  der  Bewegungsmittel,  die  partikuläre  Rechtshildung, 
^'    die  unentwickelte  Polizei,  die  Lehensverfassung  mit  ihrer  be- 
^    schränkten  Dienstpflicht  und  ihren  schwachen  Kriegsmitteln,  der 
'    geringe  Geldverkehr,  die  Trennung  der  Stände,  die  dynastische 
'    und  privatrechtliche  Grundanschauung,  die  Verdunkelung  des 
•   nationalen  Bewusstseins,  der  germanische  Trieb  der  körper- 
'    schaftlichen  Gliederung  und  eigeuwiiliger  Freiheit  waren  früher 
einer  Auflösung  der  altrömischen  Staatsgemeinschaft  in  zahl- 
'    lose  kleine  Gemeinwesen  günstig.  Dagegen  wird  das  muderne 
Verlangen  nach  giösserer  Staatenbildung  fortwähi^end  gefordert 
und  gestärkt  durch  die  Vervollkommnung  und  Ausbreitung  der 
neuen  Verkehrsmittel  durch  Kunststrassen  und  Kiseiibalinen, 
Posten,  Dampfschiffahrt  und  Telegraphen,  durch  den  lebhaften 
Aufschwung  der  Industrie  und  des  Handels,  durch  die  ge- 
waltigen Kriegs-  und  die  mächtigen  Geldmittel,  durch  die 
ganze  moderne  Kultur  und  durch  das  erwachte  National-  und 
Staatsbewusstsein  und  eine  rationellere  Gesetzgebung. 

Der  moderne  Staat  bedarf  in  der  That  einer  breiteren 
Grundlage,  als  der  eines  blossen  Gemeinde-  und  Gerichts- 
hezirkes.  Wie  der  Stand  und  der  Stamm  sich  der  Nation  und 
dem  Volk  hat  unterordnen  müssen,  so  werden  auch  die  Orte 
und  Herrschaften  genötigt,  in  dem  breiteren  Land  aufzu- 
gehen. Nur  in  einem  Lande  kann  es  ein  Volk  oder  mindestens 
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eise  Völkerschaft  geben^  in  dem  Orte  gibt  es  nur  eine  Orts- 
bürgerschaft, in  der  Herrschaft  nur  eine  Genossenschaft  der 

Angehörigen.  Für  den  modernen  Staat  erscheint  daher  wie 
das  Volk  so  auch  das  Land  eine  notwendige  Grundlage  seiner 
Existenz.  Wo  es  an  einem  Lande  fehlt,  da  hat  folglich  ein 
sogenannter,  aus  dem  Mittelalter  zurtickgebliebener  Staat  nur 
eine  höchst  unsichere  und  unwirksame  Existenz.  Er  kann 
wie  eine  Merkwürdigkeit  noch  eine  Weile  erhalten  werden, 
aber  er  hat  keinen  Anteil  an  dem  modernen  Leben  und  ist 
deshalb  der  allgemeinen  Abneigung  gegen  die  sogenannte 
Kleinstaaterei  ausgesetzt 

Damit  ist  die  Grenze  nach  der  Kleine  hin  bezeichnet; 
freilich  nicht  in  einer  bestimmten  Zahl  von  Quadratmeilen, 
aber  in  einem  Principe.  In  derselben  Weise  lässt  sich  auch 
nach  der  Grösse  hin  eine  Grenze  bezeichnen,  denn  das  Staats- 
gebiet darf  nicht  ausgedehnter  sein,  als  die  Beherrschung  des- 
selben vüü  dein  Centrum  der  Staatsgewalt  aus  noch  möglich 
ist.  Freilich  ist  auch  diese  Grenzbestimmung  sehr  relativ. 
Seitdem  es  Eisenbahnen,  Dampfschiffe  und  Telegraphen  gibt, 
ist  kein  Land  so  entlegen,  dass  nicht  die  Ym^bindung  desselben 
mit  der  Hauptstadt  nioglicii  wäre.  Man  kann  heute  nicht 
mehr  die  Möglichkeit  leugnen,  den  ganzen  Erdball  politisch 
zu  ordnen  und  zu  einigen,  denn  das  heutige  Völkerrecht 
breitet  sich  bereits  über  den  grössten  Teil  der  bewohnten 
Erdoberfläche  aus  und  setzt  die  Verbindung  vieler  Staaten 
zu  einer  Menschheit  als  selbstTerständlich  voraus.  Wird  die 
feste  Erdrinde  auf  ungefähr  2  448  347  Quadratmeilen  berechnet, 
so  beherrscht  das  grossbritannische  Reich  allein  382 164 
Quadratmeilen,  das  russische  Reich  etwa  376463  Quadrat- 
meilen, das  chinesische  nahezu  180000  Quadratmeilen,  die 
Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  169  510  Quadratmeilen. 
£s  sind  das  ungeheuere  und  weit  entlegene  Gebiete,  welche 
dennoch  von  einem  Staatsgeiste  erfüllt  werden.  Freilich  ist 
die  Macht  eines  Staates  nicht  nach  dem  Masse  des  Gebiets- 
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umfangcs  zu  bemessen.  Das  Deutsche  Reich  hat  einen  Um- 
fang nur  von  9818  Qiiadratmeilen  und  ist  dennoch  der  mäch- 
tigste Staat  von  Europa.  Frankreich  hat  in  £uropa  nur 
9599  Quadratroeilen  und  ist  dennoch  mindestens  so  mficbtig 
als  Russland,  dessen  europäisches  Gebiet  hmücil  giüsser  ist. 
Grossbritannien  misst  in  Europa  nur  57 Quadratmeileu  und 
beherrscht  von  da  aus  seine  viel  grosseren  fernen  Kolonien 
und  Nebenländer.  Die  Zahl  der  Bevölkerung  ist  ein  sehr  viel 
wichtigerer  Faktor  bei  Bostiiiinmng  der  Macht  eines  Staates 
als  der  Gebietsumüang.  Aber  bedeutungslos  auch  für  die 
Machtverhfiltnisse  ist  die  Grösse  der  Länder  doch  nicht. 

Je  weiter  sich  ein  Gebiet  ausdehnt,  um  so  schwerer 
wird  die  Beweg unj.^  auf  demselben  und  um  so 
schwieriger  auch  die  Regierung  desselben.  Nur  lang- 
sam können  die  zerstreuten  Kräfte  gesammelt,  nur  unvoll- 
kommen die  entlegenen  Provinzen  von  dem  Centrum  her 
bestimmt  werden.  Selbst  die  verbesserten  Kommunikations- 
mittel der  neuen  Zeit  können  diese  Schwerbeweglichkeit  nur 
ermässigen,  nicht  überwinden.  Das  geflügelte  Wort  kann 
blitzschnell  an  die  äusserste  rheripiieiie  versendet  werden, 
aber  es  fehlt  ihm  der  Nachdruck  der  gegenwärtigen  Ober- 
macht und  das  Verständnis  ist  unsicher;  es  bieten  sich  vielerlei 
Ausflüchte,  wenn  der  Wille  des  Empfängers  der  Depesche 
ungeneigt  ist.  Menschenmassen,  Lebensmittel,  Gerätschaften 
können  auch  mit  den  Eisenbahnen  nur  langsam  befördert 
werden  und  nicht  überall  hin  in  so  weiten  dünnbevölkerten 
Provinzen  können  Eisenbahnen  hergestellt  werden.  Oft  fehlt 
es  sogar  an  den  gewöhnlichen  Fahrstrassen. 

Die  Ausdehnung  eines  Staatsgebietes  ist  schon  deshalb 
nicht  immer  ein  Machtzuwachs.  Ein  Staat  kann  infolge  von 
Eroberungen  schwächei  werden  als  er  war,  so  lange  er  sein 
kleineres  Gebiet  leichter  beherrschen  konnte. 

Ein  Staat  mit  so  weitem  Gebiete  ist  daher  auch  leicht 
hier  oder  dort  zu  überfallen  und  gleichsam  anzurupfen,  aber 
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sehr  schwer,  ernstlich  anzugreifen,  mit  dauerhaftem  £rfolg. 
Der  Feind  kann  ungehindert  weite  Strecken  durchziehen,  aber 

es  wird  ihm  .schwer,  sich  zu  verpflegen  uud  noch  schwerer 
sich  in  den  weiten  Häumen  zu  behaupten.  Nur  wenn  es  ihm 
gelingt,  die  konzentrierte  Macht  anzugreifen  und  zu  schlagen, 
kann  er  grössere  Erfolge  erreichen.  Die  russischen  und  nord- 
amerikanischen  Kriege  der  neueren  Zeit  machen  diese  Be- 
hauptung anschaulich. 

Wenn  diese  breiten  Staaten  an  ünbehilflichkeit  und 
Schwerbewoglichkeit  leiden,  so  kommt  ihnen  doch  das  furcht- 
bare Schwergewicht  der  ungeheuren  Massen  zu  statten;  sie 
können  über  gewaltige  Mittel  verffigen,  die  momentan  gar 
nicht  auszunutzen  und  auszuleeren  sind.  Sie  sind  daher  im 
Stande,  auch  in  gefährlichen  Krisen  lauge  auszuharren  uud 
eine  Wendung  der  Dinge  abzuwarten,  die  ihnen  hinwieder 
günstige  Chancen  eröffnet.  Ihre  plötzliche  Unterwerfung  ist 
fast  unmöglich. 

Auch  auf  die  Yerfassungsform  eines  Staates  ist  die 
Ausdehnung  des  Staatsgebietes  von  Einfluss.  Die  unmittelbare 
Demokratie  ist  nur  in  einem  kleinen  Lande  möglich,  weil  nur 
da  die  Bürger  zur  Volksversammlung  öfter  zusammentreten 
können.  Die  konstitutionelle  Monarchie  bedarf  eines  weiteren 
Bodens  zu  ihrem  vielgliedrigen  repräsentativen  Bau.  Die  un- 
geheuere Ausdehnung  des  römischen  Weltreiches  war  eine 
Hauptursache  des  Unterganges  der  römischen  Republik  und 
der  Konzentrierung  aller  Staatsgewalt  in  dem  einen  absoluten 
Kaiserturae.  Die  Kraft  des  Masseugowichtes  ist  auch  in  Russ- 
land eine  Ursache  dor  absoluten  Kaisergewalt  und  selbst  die 
liberalen  Engländer  denken  nicht  daran,  ihrem  ostindischen 
Reiche  eine  parlamentarische  Verfassung  zu  bewilligen. 

Demgemäss  muss  die  Verfassungspolitik  auch  eine  landes- 
mässige  sein,  d.  h.  sie  muss  sich  nach  der  Natur  und  dem 
Umfange  des  Landes  richten,  fflr  welchen  die  V^assung  be* 
stimmt  ist 
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2.  Die  Geschichte  kennt  keinen  ewigen  unveränderlichen 
Umfang  der  Staatsgebiete.  Auch  der  Kaum,  den  die  Staaten 
einnehmen,  ist  abhängig  von  dem  Wachstame  oder  der  Ab- 
nahme der  Volkskräfte  in  ihm.  Aber  das  Staatsgebiet  hat 
doch  einen  dauernden  Charakter  und  seine  Grenzen  sind  nicht, 
'Wie  die  Volkszahl,  einer  unaufhörlichen  Wandlung  unterworfen. 
Nur  Yon  Zeit  zu  Zeit  infolge  grosser  Ereignisse  wird  der 
Gebietsumfang  geändert.  In  der  Regel  bleibt  er  in  feste 
Grenzen  eingeschlossen. 

Die  Grenzen  scheiden  entweder  das  eigene  Staatsgebiet 
von  dem  fremden  ab,  oder  sie  scheiden  das  Staatsgebiet  von 
den  Teilen  der  Erdubertiache  ab,  welche  keinem  Staate  an- 
gehören. Im  ersteren  Fall  denkt  man  sich  die  Grenze  als 
eine  feste  Linie  und  bezeichnet  sie  so  gut  es  gebt  mit 
Grenzmarken,  Pfählen,  Steinen,  Gräben,  Wällen  u.  s.  f.  Im 
letzteren  Fall  bedarf  es  einer  solchen  scharfen  Linie  nicht, 
und  es  kann  auch  je  nach  Umständen  ohne  Verwickelung 
miL  anderen  Staaten  die  Grenze  vorgeschoben  oder  zurück- 
gezogen werden. 

Zu  der  ersten  Klasse  sind  zu  rechnen: 

a)  Strom-  und  Flussgrenzen,  obwohl  dieselben  nicht 
in  dem  Masse  fest  und  unbeweglich  sind  wie  die  Landgrenzen. 
Zuweilen  wird -die  Mitte  des  Flusses,  zuweilen  der  Thal  weg 
desselben,  d.  h.  die  [für  die  Thalfohrt  bei  niedrigstem  Wasser- 
stande] bestimmte  Fahrbahn,  als  die  eigentliche  Grenze  der 
beiderseitigen  Staatshoheit  betrachtet,  aber  weil  die  Mitte  oder 
der  Thalweg  vorzüglich  benutzt  wird,  mit  Bücksic^  auf 
Schififahrt  und  Verkehr  die  Benutzung  des  Flusses  zugleich 
als  eine  gemeinschaftliche  behandelt.  Sowohl  die  Mitte 
des  Flusses  als  der  Thalweg  sind  aber  öfteren  Aenderungen 
unterworfen,  infolge  der  An-  und  Abspülung  der  Ufer  und 
infolge  veränderten  Wasserlaules. 

b)  Die  Gebirgsgrenzen.  Die  Gebirgszüge  trennen  ge- 
wöhnlich Stämme  und  Kultur  voneinander.   Die  Bewohner 
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sehen  nicht  hinüber  uiid  gelangen  nur  mit  Anstrengung,  ge- 
wöhnlich nur  auf  einzelnen  Bergwegen  zu  einander.  Regel- 
mässig wird  dann  der  oberste  Grat  des  Gebirges,  welcher 
auch  die  Gewässer  scheidet,  als  die  natürliche  Grenzlinie  an* 
gesehen. 

Zu  der  zweiten  Klasse  gehören: 

a)  die  Meere,  seltener  grosse  Seen,  die  von  Natur  der 
Sonderherrschaft  einzelner  Staaten  entzogen  sind  und  der 
gemeinsamen  freien  Benützung  aller  Welt  offen  stehen. 

b)  Die  Wüsten  und  unwirtliche  Steppen,  zuweilen 
auch  Wälder  und  wildes  Gebirge.  Die  fortschreitende 
Kultur  und  die  allmähliche  Aneignung  auch  dieser  Gebiete 
durch  den  Staat  macht  aber  solche  Naturgrenzen  seltener. 

Die  nähere  Bestimmung  der  Grenzverhältnisse  ist  dem 
Völkerrechte  vorbehalten. 

3.  Zuweilen  werden  mehrere  Länder  miteinander  ver- 
bunden, so  dass  ein  neues  grösseres  Ganzes,  ein  Reich 
entsteht.  Es  kann  das  wieder  in  verschiedener  Weise  ge- 
schehen: 

a)  mit  relativer  Fortdauer  der  verbundenen  Länder 
auf  dem  Fusse  der  Gleichheit.  Beispiele:  die  Union  der 

Vereinigten  Staaten  von  Amerika,  das  Deutsche  Reich; 

b)  mit  Fortdauer  der  besonderen  Länder,  aber  auf  dem 
Fusse  der  Ungleichheit,  so  dass  eines  derselben  als  herrschen- 
des Hauptland,  die  anderen  als  unterthänige  Nebenländer 
erscheinen.  Beispiele:  Grossbritaiiaieii  mit  seinen  überseeischen 
Kolon^n  und  Nebenländern,  Frankreich  mit  Algier; 

c)  mit  Umwandlung  der  bisherigen  Länder  in  Provinzen 
deseinenReiches.  Beispiel :  die  Ausbreitung  der  russischen 
Herrschaft. 

4.  Wie  aber  die  Menschheit,  nicht  das  Volk,  die  wahre 

Unterlage  des  vollkommenen  Staates  ist,  so  ist  auch  die 
Erde,  nicht  das  Land,  das  vollkommene  Staatsgebiet, 
die  Erde,  welche  die  Mannigfaltigkeit  aller  Länder  in  das 
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richtige  Verhältnis  bringt  und  harmonisch  einigt,  welche  alle 
Oegensätze  nicht  als  Mängel,  sondern  als  Ergänzung  und 
Reichtum  empfindet  Für  die  heutige  Staatenhildung  aher, 
^Y eiche  dem  höchsten  Ziele  noch  feiue  steht,  folgt  daraus  der 
auch  praktisch  längst  bewährte  Satz:  am  günstigsten  auch 
für  den  Einzelstaat  ist  ein  mannigfaltig  geartetes  Land, 
mit  Bergen  und  Thälem,  FlQssen,  Seen,  Meeresküsten  und 
Ebenen:  nicht  gerade  der  erhöhten  Fruchtbariveit  wegen,  denn 
<Uese  Hebungen  und  Senkungen  des  Bodens  machen  einen 
Teil  des  Bodens  unf&hig  für  die  Kultur;  sondern  weil  sie  die 
ebenfalls  mannigfaltigen  Anlagen  der  Bewohner  allseitig 
anregen  und  die  menschlichen  Kräfte  steigern.  Am  ungünstig- 
sten dagegen  sind  grosse  unwirtliche  Steppen  des  Binnen- 
landes. Diese  sind  daher  auch  der  uralte  Boden,  auf  dem 
die  unstaatlichen  NomadenvÖlker  noch  ihr  Wesen  treiben. 


Fünftes  iKapitel. 

Von  der  Crebietshoheit.   (Sogenanntes  Staatseigentum.) 

Man  nennt  das  Hoheitsrecht  des  Staates  über  das 
ganze  Staatsgebiet  oft  Staatseigentum.  Diese  Be- 
zeichnung hatte  in  dem  mittelalterlichen  Lehensstaate  wie  in 

den  absoluten  Staaten  der  asiatischen  Vorzeit  eine  relative 
Wahrheit  Zu  dem  modernen  Staatsbegriffe  aber  passt  die- 
selbe in  keiner  Beziehung. 

Das  „Eigentum*  ist  ein  privatrechtlicher,  nicht  ein 
politischer  Begriff.  So  lange  daher  der  Staat  oder  dessen 
Oberhaupt,  wie  in  dem  altjüdischen  Staate  Gott,  wie  die 
ägyptischen  Pharaone  als  alleinige  Eigentümer  des  Bodens 
betrachtet  worden,  an  dem  den  einzelnen  Privaten  kein 
Eigentum,  sondern  nur  ein  vorübergehendes  Gebrauchs-  und 
Nutzungsrecht  zugestanden  war,  oder  so  lange  wie  in  dem 
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römischen  Beiehe  wenigstens  der  Boden  der  unterworfenen 
Provinzen  als  in  dem  formellen  Eigentume  des  romischen  Volkes 
oder  Kaisers  steheud  angeselien  wurde,  und  den  Provinzialen 
nur  ein  minderes,  obwohl  ein  reales  Eigentum  (in  bonis)  an 
ihren  Grundstücken  zukam,  oder  so  lange  wie  in  einzelnen 
mittelalterlichen  Staaten,  z.  B.  in  England  nach  der  Eroberung 
der  Normannen,  der  König  als  Obereigentümer  und  Lehens- 
herr  des  ganzen  Landes  galt  und  die  Unterthanen  nur  eine» 
lehensmässig  abgeleiteten  Grundbesitz  hatten,  so  lange  bildete 
die  Vereinigung  und  Vermischung  von  privatrechtlichem 
Eigentume  und  staatlicher  Hoheit  die  natürliche  Unterlage  für 
den  Begriff  des  Staatseigentumes.  Seitdem  aber  die  Au8<^ 
Scheidung  des  Privatrechtes  und  des  Staatsrechtes  vollzöge» 
ist,  ist  derselbe  durchaus  unhaltbar  geworden. 

Das  Hoheitsrecht  des  Staates  über  das  Gebiet,  die 
Gebietshoheit  (Imperium),  ist  somit  von  dem  Eigentume 
(dominium)  des  Staates  wohl  zu  unterscheiden.  Das  letztere 
hat  einen  privatrechtlichen  Inhalt,  auch  wenn  der  Staat  das- 
Becbtssubjekt  ist,  das  erster#  dagegen  hat  einen  wesentlich 
politischen  Charakter,  und  kann  seiner  Natur  nach  nur  denk 
Staate  (beziehungsweise  dem  Staatsoberhaupte)  zustehen.^ 

Die  Gebietshoheit  hat  vorerst  den  positiven  Inhalt^ 
dass  dem  Staate  vollkommene  staatliche  Herrschaft  über 
das  ganze  Gebiet  zusteht.  Soweit  dasselbe  sich  erstreckt,  ist 
somit  der  Staat  berechtigt,  seiner  Gesetzgebung  Anerkennung 
zu  verschaffen,  seine  Begierungsbeschlüsse  durchzuführen,  seine 
Gerichtsbarkeit  zu  üben.  Der  Staat  hat  nicht  bloss  Gewalt 
über  die  Personen,  er  hat  sie  auch  über  das  Land  und  über 
die  Sachen  darin. 

i  Die  Alten  haben  diese  Unterscheidung  wohl  erkannt.  Hugo 
Grotius  (De  jure  belli  ac  pac.  II,  3,  §.  4)  führt  eine  Stelle  vo» 
Seneca  an,  de  benef.  VII,  4:  „Ad  reges  poiestas  omnium  ])ertinet,  ad 
fiingulos  proprietas'y"  und  von  Dio  Chrysost.  Orat.:  „Das  Land  gehört 
dem  Staate  (r^  ;f*5po  r^g  sioXeog);  aber  nichts  desto  minder  ist  jeder  ein- 
zeJne  vollkommener  Herr  seiner  erworbenen  Güter.'' 
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Diese  HeiTSchaft  ist  aber  staatlich,  nicht  privatrechtlich. 
Die  wirtschaftliche  Sache uherrschaft,  die  wir  Kigeiituui  iieuueii» 
gehört  dagegen  dem  Frivatrechte  an  und  ist  jeder  Privat- 
person zugänglich. 

Der  negative  Inhalt  der  Gebietshoheit  besteht  in  dem 
Rechte  des  Staates,  jeden  anderen  Staat  oder  überhaupt  jede 
andere  Macht  von  jeder  staatlichen  Herrschaft  innerhalb  seines 
Gebietes  und  von  jedem  Uebergrifie  in  dasselbe  abzuhalten. 
Es  ist  eine  einfache  Folge  dieses  Grundsatzes,  wenn  der 
moderne  Staat  nicht  zugibt,  dass  in  seinem  Lande  ein  fremder 
Staat  Gerichtsbarkeit  oder  Polizeigewalt  übe,  und  wenn  er 
auch  eine  pnvcitrechtliche  Begründung  solcher  fremden  Herr- 
schaft nicht  auericeunt. 

Die  Veräusserung  endlich  des  Staatsgebietes  oder  eines 
Teiles  desselben  in  den  Formen  und  nach  den  Begiiffen  des 
Privatrechtes,  wie  dieselbe  im  Mittelalter  ganz  allgemein  von 
den  Landesherren  geübt  wurde,  welche  ihre  Herrschalten  wie 
ihre  Grundstücke  verkauften,  verpfändeten,  oft  auch  verteil- 
ten,^ ist  hinwieder  mit  dem  öffentlichen  Charakter  der  Ge- 
bietshoheit nicht  mehr  vereinbar.  Nach  dem  modernen  Staats- 
rechte ist  vielmehr  der  Grundsatz  der  Unveräusserlichkeit 
und  U  n  t  e  i  1  b  a  r  k  e  i  t  des  Staatsgebi  etes  als  Rege!  *  festzuhalten. 
Ausnahmsweise  aber  ist  eine  Veräusserung  nur  zulässig  in 
öffentlich-rechtlicher  Form,  auf  Grundlage  eines  Gesetzes 
oder  infolge  von  völkerrechtlichen  Vertr&gen,  wohin 
denn  auch  die  Friedensschlüsse  gehören.^ 

Hugo  Grotius  fordert  überdem  nach  natürlichem  Rechte, 

2  Aehnliches  kommt  auch  im  Altcrtnmc,  aber  nur  bei  solchen  Staaten 
vor,  deren  Fürst  eine  absolute  Gewalt  über  Land  und  Leute  hatte.  Vgl. 
die  Beispiele  bei  Hugo  Orot.  1,  3,  12. 

3  Franz.  Verl',  v.  1791,  II,  §.  11:  „Le  rojaume  est  uti  et  indhi- 
sibU.**  Belege  von  deutschen  Eanzelstaaten  bei  Z ach ar iä,  Deutsches 
Staats-  und  Buudesrecht  I,  §.  83. 

^  Prenssiache  V(  rt.  von  1850,  Art.  2:  „Die  Grenzen  dieses  Staats- 
gebietes können  nur  durch  eiu  Gesetz  verändert  werden.^ 
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wenn  ein  Teil  des  Staatsgebietes  veränssert  werden  soll,  nicht 
bloss  die  Zustimmung  des  ganzen  Staatbkurpers,  sondern 
auch  die  der  Einwohner  dieses  Gebietsteiles:  ein  ge- 
rechtes Erfordernis,  da  es  sich  um  die  ganze  staatliche 
Existenz  derselben  handelt  und  sie  durch  die  Gesetzgebung 
des  ganzen  Staates  unmöglich  in  einem  Momente  genügend 
Yertreten  werden,  in  welchem  diese  zur  Auflösung  der  Ge- 
meinschaft geneigt  ist.  Aber  die  Not  der  Umstände  wird 
in  den  meisten  Fällen  derart  stärker  sein,  als  jener  Grund- 
satz des  natürlichen  Rechtes.^ 

Beschränkungen  der  Gebietshoheit  zu  gunsten  an- 
derer Staaten  (staatsrechtliche  Dienstbarkeitenl  können 
vorkommen,  und  zwar  analog  den  Servituten  des  Privatrechtes. 
Nur  bedürfen  auch  diese  Beschränkungen,  damit  das  Staatsrecht 
sie  anerkenne,  einer  staatsrechtlichen  oder  völkerrechtlichen 
Begründung  im  einzeliien  Falle  und  eiues  staatsrechtlichen 
Inhaltes.  Z.  B.  durch  Staatsvertrag  wird  dem  benachbarten 
Staate  die  freie  Benutzung  einer  Militärstrasse  über  das 
Staatsgebiet  zugesichert;  oder  eine  Stadt  wird  mit  Rücksicht 
auf  die  Begehren  des  Nachbarstaates  als  Freihafen  erklärt; 
oder  die  Ausübung  des  Postregals  wird  an  eine  fremde  Post- 
verwaltung überlassen.  In  höherem  Masse  aber,  als  im  Privat- 
rechte zweifelhafte  Fälle  zu  gunsten  der  Freilieit  des  Eigen- 
tumes interpretiert  werden  und  die  Ausdehnung  der  Servituten 
möglichst  beschränkt  wird,  muss  im  Staatsrechte  die  Freiheit 
der  Gebietshoheit  gegenüber  derartigen  Beschränkungen  ge- 
wahrt werden;  denn  die  Harmonie  und  Einheit  des  Staats- 
organismus, sowie  das  Bedürfnis  freier  Umgestaltung  der 
staatlichen  Einrichtungen,  je  nach  den  Erfordernissen  der 

5  Hugo  Grot.  II,  6,  §.  4  ff.  Vgl.  Wiener  Schlussakte  von 
1820,  Art.  6:  „£ine  freiwillige  Abtretung  auf  einem  Bundesgebiete 
haftender  Souveränitätsrechte  kann  ohne  Zustimmung  der  Gesamtheit  [der 
Bundesstaaten]  nur  zu  gunsten  eines  Mitverbündeten  geschehen."  Vgl. 
die  nähere  Ausführang  in  Bluntschli,  Modernes  Völkerrecht,  $.  2fi6. 
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öffentlichen  Wohlfahrt  werden  durch  dauernde  Beschränkungen 
und  Hemmungen  von  aussen  sehr  leicht  in  einer  unerträg- 
lichen Weise  gestört  und  verletzt^ 

AnmerkangeD.  1.  Die  UmwandliiDg  des  Titels  der  französisehen 
Könige  ans  Roi  de  FHtnce  in  Roi  des  Francis  infolge  der  Bevolntion 
war  ein  Protest  gegen  die  frühere  Voratellang^  dass  Frankreich  ein 
patrimoniam  regia  sei.  Insofern  bezeichnet  6it  einen  Fortschritt  des 
staatlichen  Geistes.  Aber  sobald  man  die  Gebietshoheit  in  ihrer  wahren 
Bedeutung  erfasst  liat,  so  ist  keio  Grund  melir,  die  Benennung  der  Könige 
von  dem  Lande  oder  Reiche  her  für  bedenklicher  zu  halten  als  die  von 
dem  Volke  her.  Zu  weit  aber  geht  Stahl,  wenn  er  (Staatslehre  II, 
S.  38)  der  letzteren  Bezeichnung  vorwirft,  sie  rufe  ein  ,^Bild  der  Bar> 
barei**  hervor.  Die  römischen  Kaiser  und  die  deutschen  Kaiser  haben 
bekanntlich  den  Namen  des  Volkes  dem  des  Landes  in  ihren  Titeln  vor- 
gezogen. Wer  wollte  sie  deshalb  der  Barbarei  bezichtigen?  Die  )3e- 
nennnng  vom  Volke  her  ist  sogar  edler  als  die  vom  Lande  her,  weil  das 
Yolk  über  dem  Lande  ist. 

2.  Blosse  Grenzberichtigungen  fallen  nicht  unter  den  Begriff 
der  Veräasserung  des  Staatsgebietes.  Es  wird  durch  dieselben  nicht  ein 
Teil  des  Staatsgebietes  entfremdet,  sondern  der  Umfimg  des  wirklichen 
Staatsgebietes  näher  bestimmt.  Wenn  aber  zum  Behufe  der  Arrondierung 
eines  Staates  ganze,  zumal  bewohnte  Gebietsstrecken,  welche  unzweifelhaft 
bisher  demselben  zugehörten,  abgetrennt  und  umgetauscht  werden,  so  ist 
das  allerdings  nicht  mehr  eine  blosse  Grenzberichtigung. 


Sechstes  Kapitel. 

YL  Eintteilnng  des  Landes. 

Das  Staatsgebiet  ist  gewöhnlich  so  umfassend,  dass  es 
regelmSssig  zum  Behufe  der  politischen  Beherrschung  in  ver- 

gchiedeue  Abteilungen  geteilt  werden  muss.   Es  lassen  sich 
hier. vier  Hauptarten  unterscheiden: 
1.  Die  Provinzen. 

6  Sehmitthenn  er,  Staatsrecht,  S.  409:  „Bloss  privates  Eigentum 
«ines  fremden  Staates  oder  Souveräns  in  dem  Gebiete  des  Staates  schliesst 
keine  Beschränkung  der  Landesgewslt  ein.^ 
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Die  Provinzen  des  römischen  Reiches  waren  ursprOnglich 
selbständige  Staatsgebiete,  welche  aber  der  Herrschaft  des 
römischen  Staates  unterworfen  worden  waren.  Auch  die 
neueren  Provinzen  erkl&ren  sich  häufig  aus  früherer  Besonder- 
heit der  später  zu  einem  grösseren  Ganzen  vereinigten  Länder. 
Zuweilen  sind  aber  neue  Provinzen  erst  von  dem  Staate  ge- 
schaffen worden,  dem  sie  angehören,  und  oft  sind,  wie  im 
Deutschen  Reiche,  aus  den  Provinzen  (Herzogtümern)  neue 
Länder  geworden. 

Das  Charakteristische  dieser  obersten  Stufe  der  staatlichen 
Einteilung  liegt  immer  in  der  relativen  staatlichen  Be* 
Sonderheit  dieser  Teile.  Infolge  derselben  haben  sie  eine 
zwar  der  Gesamtregierung  untergeordnete,  aber  immeiiiin  mit 
Bücksicht  auf  die  eigentfimliche  Bedeutung  der  Provinz  mit 
ausgedehnteren  Vollmachten  ausgerüstetere  relativ  selbständige 
Provinzialregierung.  üeberdem  haben  dieselben  in  der 
Bepräsentatiwerfassung  zuweilen  selbst  eine  —  freilich  auf 
die  besonderen  Interessen  der  Provinz  beschränkte  —  he^ 
sondere  Provinzialgesetzgebung,  Provinzialstände. 

Der  moderne  Einheitsstaat  ist  dieser  Einteilung  nicht 
günstig.  In  Frankreich,  in  Spanien  und  in  England,  nun 
auch  in  Preussen  ist  die  gesetzgeberische  Besonderheit  der 
Provinzen  aufgelöst,  in  Oesterreich  in  den  sogenannten  Kron- 
ländern vornehmlich  auf  die  Interessen  der  Kultur  und  Wirt- 
sdiaft  beschränkt  worden.  So  gross  aber  das  Interesse  des 
Staates  an  voller  und  durchgreifender  Einheit  im  Organismus 
ist,  so  zerstört  doch  eine  gänzliche  Beseitigung  der  provin* 
ziellen  Freiheit  viele  natürliche  Eigentümlichkeiten  und  Be- 
dürfnisse, und  leicht  verletzt  eine  übertriebene  Uniformität 
gesunde  und  fruchtbare  Teile  des  Volkslebens.  Die  germa- 
nischen Völker  bedürfen  mehr  als  die  romanischen  zu  ihrer 
Befriedigung  auch  der  provinziellen  Selbständigkeit 

2.  Die  Kreise  (Bezirke). 

Die  Kreise  sind  noch  grössere  Staatsbezirke;  aber  sie 
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haben  doch  Dur  die  Bedeutung  von  blossen  Teilen  des 
Staatsgebietes.  Sie  haben  nicht  wie  die  Provinzen  einen  An- 
spruch darauf,  zugleich  besondere  Länder  zu  seiu.  In 
der  alten  fränkischen  und  deutschen  Reichsverfassnng  hatten 
die  Herzogtümer  und  Fflrstentfimer  den  Charakter  von 
Provinzen,  die  (iaiie  den  von  Kreisen.  Eben  dahin  sind  die 
englischen  und  nordameriivaiüschen  Grafschaften,  die  fran- 
zösischen Departemente,  die  deutschen  Kreise  und  die 
prenssischen  Regierungsbezirke  zu  rechnen. 

Der  wahre  Grund  dieser  Einteilung  liegt  nicht  in  der 
Eigentümlichkeit  eines  Landes  oder  eines  Volksstammes, 
sondern  in  dem  politischen  Bedürfoisse  der  Staatsverwal- 
tung selbst,  ihre  Thätigkeit  stufenweise  zu  gliedern.  Sie 
ist  daher  vorzugsweise  das  Produkt  des  Staatsorgan  ismus,  ob- 
wohl im  einzelnen  auch  auf  die  historische  Verbindung  der 
Bevölkerung  eines  Kreises  und  auf  die  natürlichen  Verkehrs- 
beziehuogeu  derselben  Kück:^lcht  zu  nehmen  ist.  Lassen  sich 
die  Provinzen  mit  verschiedenen  Häusern  vergleichen,  die  zu 
«inem  Schlosse  gehören,  so  sind  die  Kreise  eher  den  ver- 
schiedenen Stockwerken  eines  Hauses  vergleichbar. 

Den  Kreiden  kommt  gewöhnlich  eine  besondere  Konzen- 
tration der  Verwaltung  und  der  oberen  Gerichtsbarkeit 
zvL.  Ueberdem  zeigt  sich  in  den  modernen  Staaten  die 
Neigung,  die  besonderen  Interessen  des  Kreises  in  dem- 
selben e^enartig  zu  pflegen,  die  Interessengemeinschaft 
der  Bevölkerung  zu  organisieren,  und  je  nach  Bedürfnis  ge- 
meinnützliche  Kreisanstalten  (Strassen,  Magazine,  Kranken- 
häuser, Schulen,  Armenhäuser,  Korrektionshäuser)  zu  gründen. 
Es  eröffnet  sich  hier  ein  fruchtbares  Feld  fttr  die  Selbst- 
verwaltung oder  die  Repräsentatiwerwaltung  des  Kreises.* 

3.  Die  Bezirke  (Kreise). 

Sie  bilden  regelmässig  Unterabteilungen  der  Kreise,  und 

4 

t  Vgl.  Vivien,  £tud.  adm.  II,  Kap.  VI. 
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haben  dann  eine  besondere  der  Kreisregierung  untergeordnete 
Verwaltung  und  eine  mittlere  Gerichtsbarkeit.  Auch 
diese  Bezirke  können  als  Körperschaften  anerkannt  sein 
und  ein  eigenes  Vermögen  und  besondere  Bezirksanstalten 
haben. 

Die  alten  Centenen  (Huntari)  der  germanischen  Ver- 
fassung, die  Landgerichte  und  Oberamteien  in  Deutsch- 
land, die  Kantone  in  Frankreich  und  die  Kreise  in  Preussen 
nehmen  diese  Stellung  ein.^ 

Blosse  Wahlkreise  zum  Behufe  der  Volksrepräsentation 
gehören  nicht  hierher,  da  sie  nur  für  einen  vorübergehen- 
den politischen  Zweck  geschaffen,  nicht  ein  organisches  Glied 
im  Staatskörper  sind.  Der  Mangel  an  bleibenden  gemein- 
samen Institutionen  spricht  übrigens  gegen  die  Zweckmässig- 
keit solcher  unorganischer  Kreise. 

4.  Die  Gemeinden,  sowohl  die  Stadt-  als  die  Land- 
gemeinden mit  ihrem  Banne. 

Sie  sind  die  unterste  Stufe  der  Einteilung  des  Staats- 
gebietes, haben  aber  eine  höchst  lebensvolle  Bedeutung,  welche 
eine  gewisse  Analogie  mit  dem  Staatsgebiete  selbst  gewährt. 
Wie  (las  politisch  organisierte  Volk  zum  Land,  so  verhält  sich 
die  persönliche  (korporative)  Gemeinde  zum  Gemeindebezirk 
(Gemeindebann).  Sie  erfüllt  es  mit  ihrem  gemeinsamen  Leben. 
Freilich  ist  dieses  selbst  nicht  wie  dort  ein  h()heres,  politi- 
sches, sondern  zunächst  ein  den  gemeinen  Kultur-  und  Wirt- 
schaftsmteressen  zugewendetes.  Grössere  Städte  bilden  zu- 
gleich Bezirke  (Kantone),  die  grössten  Hauptstädte  haben  zu- 
gleich die  Bedeutung  der  Kreise  (Departements),  ja  sogar  von 
Provinzen  (Berlin). 

Veränderungen  in  der  politischen  Einteilung  des 
Staatsgebietes  sind  Sache  des  Gesetzes.    Der  Staat  hat  in 

2  Vivien  a.  a.  0.  II,  Kap.  3.  [Die  Kantone  bilden  ia  Frankreich 
keine  Körperschaften,  sondern  nur  Amtssprengel  der  Friedensrichter 
und  Wahlkreise.] 
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allen  Stufen  der  Abteilang  auch  seine  Gesamtinteressen  und 
die  Harmonie  seines  Organismus  zu  wahren.  Je  höher  aber 

die  Stufe,  um  so  entscheidender  wirken  die  öflfentliclien  In- 
teressen, um  so  freiere  Hand  hat  der  Staat  in  der  Bestim- 
mung der  Grenzen.  Die  tiefste  Stufe  dagegen,  die  Gemeinde, 
steht  ihrem  Zwecke  nach  in  so  vielfaltigen  und  engen  Be- 
ziehungen zu  den  bestehenden  Gemeindekorporationen,  dass 
hier  der  Wille  auch  dieser  vorzOglich  in  Betracht  kommt 
Die  Hauptrftcksichten,  welche  der  Staat  bei  seinen  Anord- 
nungen zu  nehmen  hat,  sind:  a)  die  politische  Zweck- 
missiglieit  der  Einteilung;  b)  die  natürlichen  Verbindungen 
und  Gegensätze,  z.  B.  zusammengehörige  Flussgebiete  oder 
Tiiäler;  c)  die  historischen  Beziehungen  der  Bevölkerung; 
d)  ihre  Yerkehrsbeziehung,  z.  B.  zu  einer  Stadt  als 
Gentraipunkt.  Untergeordnet  dagegen  sind  die  bloss  mathe- 
matischen Rficksiehten,  die  sich  abzählen  oder  mit  dem 
Zirkel  bemessen  lassen. 


Siebentes  Kapitel* 

YIL  Verhältnis  des  Staates  zum  Privateigentum. 

Das  Privateigentum,  d.  h.  die  Herrschaft  des  Indi- 
viduums Ober  die  Sachen,  ist  so  alt  als  der  Mensch.  Als  die 
ersten  Menschen  die  FrQchte  pflockten,  welche  die  Bäume 
ihnen  zur  Nahrung  darboten,  übten  sie  mit  Bewusstsein  Herr- 
schaft aus,  d.  h.  sie  nahmen  dieselben  zu  Eigentum.  Und 
als  sie  sich  eine  Höhle  wählten,  und  ein  festes,  wenn  auch 
vorübergehendes  Lager  bereiteten,  ergriffen  sie  auch  daran 
Eigentum.  Als  sie  ihre  Blosse  mit  Zweigen  bedeckten  und 
ein  Tierfell  um  ihren  Leib  warfen,  hatten  sie  wieder  Eigen* 
tum  erworben. 

Das  Eigentum  ist  nicht  erst  durch  den  Staat  er- 
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zeugt  worden.  £s  ist  in  seiner  ersten,  freilich  unvoll- 
kommenen und  noch  wenig  gesicherten  Gestalt  das  Werk  des 

individuellen  Lebens,  gewissermassen  die  Erweiterung 
des  leiblichen  Daseins  der  Individuen.  Das  Indivi- 
duum ergreift  Besitz  von  den  Dingen  um  uns  her,  die  in 
den  Bereich  seiner  Herrschaft  fallen,  es  macht  sich  dieselben 
dienstbar  und  nutzbar,  es  eignet  sich  dieselben  an.  Indem 
zum  Besitze  das  Bewusstsein  der  berechtigten  Herrschaft  der 
Person  über  die  Sache  hinzutritt,  ist  das  Eigentum  voll* 
endet.  Auch  der  Nomade,  der  keiner  festen  Staatsverbindung 
angehört,  hat  dennoch  Eigentum  an  seinen  Kleidern,  seineu 
Waffen,  seinen  Herden,  seinen  Gerätschaften.  Auch  jener 
schiffbrüchige  Robinson  auf  dem  einsamen  Eilande  erweiterte 
sein  Eigentum. 

Der  Kommunismus,  welcher  die  Rechtmässigkeit  des 
Privateigentumes  leugnet  und  das  Eigentum  als  Diebstahl^  ^ 
an  der  Gesamtheit  erklärt,  ist  somit  im  Widerspruch  mit  der 
individuellen  Natur  des  Menschen,  wie  Gott  ihn  geschaffen, 
der  dem  Menschen  „  Herrschaft  verliehen  hat  über  die  Fische 
im  Meere  und  über  die  Vogel  unter  dem  Himmel  und  über 
das  Vieh  und  über  die  ganze  Erde^  (1.  Mose  1,  26).  Er  ist 
ebenso  im  Widerspruch  mit  der  ganzen  Geschichte  der  Mensch- 
heit, welche  unter  allen  Völkern  und  in  allen  Zeiten  das 
Eigentum  anerkennt,  und  in  ihrer  Entwickelung  unver- 
kennbar bemüht  ist,  das  Eigentum  möglichst  vollkommen 
auszubilden. 

Die  Aufhebung  des  Eigentumes  im  Sinne  der  Kommu- 
nisten würde  den  Untergang  jeglicher  individuellen  Freiheit, 
die  Zerstörung  der  Kultur,  die  Auflösung  der  Familie,  mit 
einem  Worte  eine  Barbarei  zur  Folge  haben,  wie  sie  selbst 

in  den  rohesten  Zustunden  der  menschlichen  Gesellschaft  nie 
dagewesen  ist'^ 

1  Froudli  on,  „La  propriete  c'est  le  vol." 

2  Vgl.  Thiers,  De  la  proi>rieie  Liv.  II,  der  vortrefflich  in  der 
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Scheinbar  gemässigter  und  humaner  ist  die  Lehre  der 
Socialisten,  aber  ebenso  verkehrt  und  noch  minder  konse- 
quent.   Als  Vertreter  dieser  Ansicht  msjf^  Fröbel  gelten, 

welcher  das  Eigentum  nur  als  „Lehen  der  Staatsgcsellschaft 
in  der  Hand  seines  Besitzers'^  gelten  lassen  will  und  das 
Recht  der  Individuen  nur  als  ^eine  Folge  eines  Gesamt- 
willeii-s  anerkennt  von  vielen,  die  eine  souveräne  Gesellsclialt 
bilden."  3  Diese  Lehre  misskennt  die  individuelle  Natur  und 
Freiheit  des  Menschen  nicht  minder  als  der  Kommunismus; 
und  indem  sie  bloss  von  abgeleitetem  und  vorübergehendem 
Besitze  weiss,  bietet  sie  uns  das  übertriebene  Zerrbild  des 
mittelalterlichen  Lehenswesens  als  Ersatz  an  für  das  freie 
Eigentum,  welches  eine  höhere  Gesittung  gificklich  errungen 
hat.  Es  ist  das  die  nämliche,  nur  mit  demokratischen  Phra- 
sen umhängte  Theorie  der  Knechtschaft,  welche  in  den  dun- 
kelsten Zeiten  der  Geschichte  eine  niederträchtige  Schmeichelei 
willkürlichen  Despoten  gelehrt  hatte. 

Dem  Staate  kommt  somit  keineswegs?  absolute  Verfügung 
m  über  das  Privateigentum«  Vielmehr  liegt  dieses  als  Pri- 
vatrecht zunächst  ausserhalb  der  Sph&re  des  Staatsrechtes. 
Der  Staat  schafft  das  Eigentum  nicht  und  erhalt  es  niclu,  er 
darf  es  daher  auch  nicht  nehmen.  Er  schützt  es,  wie  er 
Überhaupt  alle  individuellen  Hechte  schützt  £r  übt  staatliche 
Herrschalt  darüber  wie  über  die  Menschen,  die  im  Lande 
wohnen.  Die  Hauptgrundsätze  über  das  Verhältnis  des  Staates 
zum  Privateigentum  sind  demnach: 

l.  Der  Staat  gewährleistet  die  Freiheit  und  Sicher- 
heit  des  Eigentums.^ 

Kritik  der  komnmnistischen  und  Bociiklistischen  Systeme^  aber  nicht  glüek- 
lieh  in  der  philosophiacben  Herleitting  des  EigentnmsbegrlffeB  (aus  der 
Arbeit)  ist 

S  Frdbel,  Sociale  Politik  11^  S.  392  und  400. 

4  Eine  Reihe  von  Verfassungen  sprechen  diesen  Satz  ausdrücklich 
aus.  Schon  die  Magna  Charta  König  Heinrichs  III.  von  England  von 
1225  enthält  mehrere  Einzelbestimmungen  derart.  Aucli  die  republi« 
R 1  u  n  ts  c  h  1  i ,  angemein«  Staatslehre.  19 
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2.  Dem  Staate  kommt  keine  willkürliche  Dispo- 
sition zu  über  das  Eigentum. 

3.  Der  Staat  .hat  das  Becht,  das  Eigenttim  für  öffentliche 
Zwecke  zu  besteuern. 

Indessen  wird  damit  das  Verhältnis  des  Staates  zu  dem 
Privateigentum  nicht  erschöpft.  Die  Freiheit  des  Privateigen- 
tums erleidet  Beschränkungen  unter  Voraussetzungen, 
welche  zugleich  das  Recht  des  Staates  er\Yeiteiii: 

1.  Aus  der  Natur  der  Sachen  selbst  ergeben  sich 
solche. 

Gewisse  Sachen  nämlich  sind  um  ihrer  natürlichen  Be- 
schaffenheit willen  dem  ausschliesslichen  Privatbesitz  und 
Privateigentum  entrückt  und  dem  gemeinen  öffentlichen  Ge- 
brauche hingegeben.  Oeffentliche  Sachen  (res  publicae). 
So  die  öffentlichen  Flüsse  und  Gewässer,  die  Seeküsten,  wo 
Ebbe  und  Flut  wechseln,  Seehäfen.  ^ 

£s  gehören  hierher  auch  die  unwirtlichen  Teile  der 
Erdoberfläche,  die  Eis-  und  Schneefelder  der  Hochgebirge, 
die  unzugänglichen  Schluchten  und  Moore  und  dergleichen. 

kanische  Verfassung  von  Frankreich  von  1848,  Art.  11,  enthält  wie  die 
Charte  von  1814,  Art.  8,  den  Satz :  „Toutes  les  propri^t^B  eont  inviolables;^ 
ebenso  die  preusslsche  Verfassung  von  1850,  Art.  9:  ^as  Eigentum  ist 
unverletzlich.'* 

5  Harcianus  in  L.  4,  §.  1  de  div.  rer.:  ,,Flununa  paene  omnia  et 
portus  publica  sunt.**  Ulpianus  in  L.  1,  §.3  eod.  „Publicum  flumen 
esse  Cassins  deflnit,  quod  peretme  sit.^  Enger  ist  der  Begriff  des  offent* 
liehen  Flusses  nach  dem  Code  Napol.,  Art.  538:  „Les  dhemins,  rontes 
et  rues  k  la  charge  de  T^tat,  les  fleuves  et  riviöres  navigobUi  oh  fcUaÜUi, 
les  'rivages,  lais  et  relais  de  la  mer,  les  ports,  les  havres,  les  rades,  et. 
g^n^ralement  toutes  les  portions  du  territoire  fi'angais  qui  ne  sont  pas 
susceptibles  d*une  propri^t^  prtv6e,  sont  considdris  corame  des  d^pen* 
dances  du  domaine  public.**  Der  Sachsenspiegel  II,  28,  $.  4  scheint 
ebenfaUs  nur  stromartige  Flüsse  iiir  öffentlidie  zu  halten :  „Svelk  water 
Btrames  vlüt,  dat  is  gemene  to  varene  unde  to  vischene  inne.**  Daa 
preussische  Landrecht  II,  15,  S«  38^  41,  beschränkt  den  Begriff  sogar 
auf  „scliiffbare"  Flüsse  und  weiss  auch  von  flössbaren  Frivatflüssen. 
Aehnlich  das  österr.  Gesetz,  §.  407. 
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Freilich  ist  diese  Unwirtlichkeit  nur  eine  relative.  Auch  das 
Gletschereis  ist  zu  ein^  Handelsware  ausgebeutet  und  auf  Fels- 

f^räten  sind  Gasthofe  gebaut  wordi^n.  Das  Privateigentum  daran 
ist  dann  regelmässig  von  dem  Staate  abgeleitet  worden. 

Den  von  i^atur  öffentlichen  Sachen  stehen  zur  Seite  die 
Sachen,  welche  die  staatliche  Kultur  dem  Privatverkehr 
entzogeu  und  dem  öffeutlicheu  Dienste  aller  oder  des  Staates 
zugewiesen  hat,  wie  insbesondere  öffentliche  Strassen  und 
Kan&le,  öflentliche  Plfttze  u.  s.  w.  Alle  diese  Sachen  sind  res 
publicae  (J  >  »maine  public),  und  solange  sie  in  diesem  Zu- 
stande verharren,  gibt  es  überhaupt  kein  Privateigentum  daran, 
auch  nicht  des  Staates,  obwohl  man  zuweilen  die  Herrschaft 
des  Staates  Ober  dieselben  Eigentum  nennt. 

2.  Au  der  e  Saciieu  sind  zwar  ihrer  Natur  nach  fähig  des 
Privateigentums,  aber  im  Sinne  des  modernen  Rechtes,  weil 
sie  immerhin  eine  nähere  Beziehung  auf  die  allgemeine  Wohl- 
fahrt haben,  oder  weil  ihre  Ausbeutung  eine  über  die 
Schranken  des  gewöhnlichen  und  teilbaren  Privateigentums 
hinausreichende  um&ssende  Wirtschaft  erfordert,  dem  höheren 
Rechte  des  Staates  unterworfen.  Dahin  gehören  insbesondere 
Bergwerke,  Salineu  und  ähnliche  Regale. 

Von  den  öffentlichen  Sachen  im  engeren  Sinne  unter- 
scheiden wir  die  dem  Staate  zugehörigen  und  für  besondere 
öffentliche  1  uiiktionen  des  Staates  bestimmten  Sachen,  wie 
insbesondere  öffentliche  Gebäude,  Residenzen,  Amtshäuser, 
Festungen,  Zeughäuser,  Kasernen  u.  s.  t  Hier  lässt  sich, 
der  äusseren  Art  dieser  Sachen  gemäss,  füglich  von  Eigen- 
tum des  Staates  daran  sprechen.  Aber  die  nahe  Beziehung 
dieses  Eigentums  zu  den  öffentlichen  Staatszwecken  hebt  das- 
selbe doch  von  dem  gewöhnlichen  Privateigentum  ab  und 
hemmt  auch,  solange  diese  Bestimmung  dauert,  den  Privat- 
verkehr. Diese  Sachen  müssen  in  der  Gewalt  des  Staates  als 
öffentliches  Gut  (relatives  Domaine  public)  verbleiben,  damit 
ihre  Bestimmung  gesichert  sei. 
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4.  Die  geschichtliche  Thatsache,  dass  das  meiste  Privat- 
eigentum an  Liegenschaften  ursprfinglich  von  dem  Staate 
abgeleitet  worden  ist,  welcher  das  eingenommene  Land  unter 
die  Krieger  oder  die  Familien  des  Stammes  zu  Eigentum 
verteilte,  wirkt  insofern  noch  nach,  dass  nach  vielen  Lan- 
desrechten das  spätere  Erlöschen  des  Privateigentums  an 
dem  Boden  —  z.  B.  durch  Auswanderung  oder  Aussterben 
der  Familien  —  nicht  eine  herrenlose  Sache,  sondern  den 
Rückfall  an  den  8taat  zur  Folge  hat,  der  darüber  neu  ver- 
fügen kann.  Auch  heute  noch  ist  es  ein  Grundsatz  der  eng- 
lischen und  der  nordamerikanischen  Rechtsbildung,  dass  der 
Boden  in  den  neu  zu  kolonisierenden  Territorien  dem  Staate 
gehöre,  und  dass  daher  die  Kolonisten  ihre  Grundstücke  von 
dem  Staate  erkaufen  müssen. 

Mir  scheint,  diese  Behandlung  des  noch  nicht  oder  nicht 
mehr  im  Privateigentum  befindlichen  Bodens  als  von  Sachen, 
über  die  es  dem  Staate  zukommt,  zu  verfügen,  rechtfertige 
sich  aus  der  Idee  der  Landesherrschaft,  welche  auch  die  Pri- 
vatberrschaft  zu  ordnen  hat,  und  wo  diese  fehlt,  vorerst  alle 
Rechtsmacbt  verwaltet.^ 

Den  Liegenschaften  sind  die  erblosen  Erbschaften 
gleichzustellen,  zumal  auch  hier  ein  Eingreifen  beliebiger 
Okkupanten  ohne  grobe  Unordnung  nicht  möglich  ist 

Dagegen  ist  es  ein  Irrtum,  der  aus  jener  falschen  Vor- 
stellung von  Staatseigentum  entsprungen  ist,  wenn  ein  natür- 
liches Eigentum  des  Staates  an  herrenlosen  Sachen  über- 
haupt behauptet  wird,  die  in  seinem  Gebiete  vorhanden  sind, 
oder  wenn  die  Fremden  von  der  Okkupation  solcher 
Bachen  ausgeschlossen  sind  und  diese  ausschliesslich  dem 
Staate  selbst  oder  seinen  Angehörigen  vorbehalten  wutl. 

Dem  römischen  Rechte  ist  denn  auch  jene  irrtümliclic 
Ansicht  fremd.   An  den  eigentlichen  res  nullius  hatte  der 

*  Vgl.  Pierantoni.  Diritto  Costitutionale  Napoli  1873,  Bd.  1, 
S.  306  (f.:  „La  proprietä  dello  Stato." 
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Staat  gerade  so  wenig  Rechte  als  jede  andere  Privatperson. 
Wer  immer^  ob  Fremder«  ob  römischer  Bürger,  dieselben 
okkupierte,  wurde  durch  die  Okkupation  Eigentümer.'  In  dem 
Mittelalter  dagegen  war  allerdings  die  Vorstellung  der  lehens- 
herrlichen  Oberhuheit  und  die  des  Tatrimonialstaates  einer 
Ausdehnung  der  Staatsherrschaft  auch  auf  Gegenstände  des 
Privatrechtes  günstig:  und  in  manchen  neueren  Rechten  hat 
sich  diese  frühere  Anschauung  grossenteils  noch  erhalten. 
Wir  erwähnen: 

a)  Das  preussische  Landrecht,  welches  mit  Bezug 

auf  gewisse  Arten  vun  Sachen,  insbesondere  auf  Liegenschaf- 
ten, Erbschaften,  nutzbare  Landtiere,  auf  welche  noch  kein 
Individuum  ein  besonderes  Recht  erlangt  hat,  oder  die  von 
ihrem  iHlheren  Eigentamer  verlassen  worden,  dem  Staate  ein 
Vorzugsrecht  zur  Okkupation  zuschreibt,  infolgedessen  ein 
anderer  dieselben  nicht  ohne  Einwilligung  des  Staates  in  Besitz 
nehmen  dar£  An  anderen  herrenlosen  Sachen  dagegen  erkennt 
auch  das  preussische  Landrecht  die  Okkupationsfreiheit  an.'^ 

b)  Das  englische  Becht  hält  auch  hierin  die  mittel- 
alterliche Vorstellung  strenger  fest^  indem  es  in  der  Regel 
dem  Konige  das  Eigentum  an  herrenlosen  Sachen  zuschreibt' 
Nur  ausnahmsweise  erkennt  dasselbe  an  einzelnen  beweg- 
lichen Sachen  ein  freies  Okkupationsrecht  an.^^ 

7  Gaj  U0,  in  L.  3  pr.  de  Adquir.  rer.  dominio:  „Quod  enim  nullius  est, 
id  raUon§  nolitra^i  oceupanti  conceditur.*  Vgl.  L.  1  pr.  eod.  —  Klüber, 
OeffenÜ.  Recht  des  deutschen  Bundea,  $.  337,  hat  die  Theorie  aufgestellt^ 
dass  die  sogenannten  adeqiota,  d.  h.  herrenlose  Sachen,  innerhalb  des 
Staatsgebiets  nicht  von  Fremden  okkupiert  werden  können.  Warum 
aber  sollte  der  Vogel,  der  einem  Fremden  ins  Zimmer  fliegt  und  von 
diesem  gefangen  wird,  demselben  weniger  gehören  als  einem  Ein- 
heimischen? 

8  Prenss.  Landrecht  II,  le,  $.  1  ff. 

9  Blacks  tone  1,  8,  führt  eine  SteUe  von  Bracton  an:  .»Haec 
quae  nullius  in  bonis  sunt  et  olim  füerunt  inventoris  de  jure  natural], 
jam  efficiuntur  prindpis  de  jure  gentium.^ 

10  Blackstone  II,  16,  26. 
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c)  Das  französische  Recht  ist  dem  englischen  ähnlich. 
Es  stellt  ganz  allgemem  das  Princip  auf:  „Die  herrenlosen 
Sadien  gehören  dem  Staate.*^ 

d)  Das  österreichische  Gesetz  nähert  sich  dagegen 
der  römischen  Ansicht.  Es  erkennt  die  umgekehrte  Kegel 
an,  dass  die  harrenlosen  Sachen  (dort  «freistehende  Sachen^ 
genannt)  der  freien  ^Zueignung*'  anheimfallen.'^ 

5.  Infolge  der  politischen  Oberherrschaft  des  Staates 
über  Land  und  Leute  und  aus  seiner  Verpflichtung,  auch 
das  Nebeneinanderbestehen  und  das  Nacheinander- 
bestehen  der  Individuen  zu  schützen.  Dahin  gehören  die 
Besteuerung  und  die  sämtlichen  polizeilichen  Beschrän- 
kttngen  des  Privateigentums. 

6.  Infolge  des  Rechtes  der  Enteignung  (expio- 
pnatio). 

Gewöhnlich  nimmt  man  an,  das  Recht  der  Enteignung 
sei  von  den  Bomern  nicht  anerkannt,  vielmehr  die  Freiheit 

des  Eigentums  auch  dann  unbedingt  geschützt  worden,  wenn 
der  Staat  der  Abtretung  im  Interesse  aligemein  nützlicher 
Unternehmungen  bedurft  habe.  Indessen  steht  nur  so  viel 
fest,  dass  die  Römer  kein  allgemeines  Abtretungsrecht  zu- 
gelassen haben,  Ihre  grossen  lianale,  ihre  in  gerader  Rich- 
tung durchgeführten  Heerstrassen,  ihre  Wasserleitungen  und 
Befestignngswerke  aber  wären  unerklärbar,  hätte  nidit  der 
Staat  im  einzelnen  l  alle  die  Macht  besessen,  die  Grund- 
eigentümer zur  Abtretung  zu  nötigen.  Wahrscheinlich  ver- 
fuhren die  Römer,  wenn  solche  Bedürfhisse  vorlagen,  ähnlich, 
wie  bis  auf  die  neueste  Zeit  die  Engländer,  d.  h.  sie  erliessen 
ein  Speci algesetz  für  den  besonderen  Fall.  Auch  gegen- 
wärtig noch  bedarf  es,  wie  in  früheren  Zeiten,  in  England 
einer  Farlamentsakte,  wenn  die  Eigentümer  zum  Bedarf 

11  Code  Civ.,  Art  713:  „Lea  biena  qui  n^ont  pas  de  maitre  appar- 
tiennent  a  FEtat**   Vgl.  Art.  539,  723,  768. 
13  S-  381  ff. 
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einer  oüentiiclien  Unternehmung  angehaiteu  werden  sollen« 
ihr  Eigentum  abzutreten. 

Auf  dem  Eontinente  dagegen  ist  das  Reeht  der  Enteig- 
nung gewöhnlich  in  neuerer  Zeit  allgemein  anerkannt  und 
reguliert  worden.  Viele  neuere  Verfassungen  enthalten  das 
Princip,  dass  der  8taat  berechtigt  sei,  aus  Gründen  der  öffent- 
lichen Wohlfahrt  und  gegen  volle  Entschädigung  die  Abtre- 
tung des  Eigentums  zu  erzwingen.^* 

Dieses  Princip  wird  vollständig  durch  die  Erwfigung  ge- 
rechtfertigt, dass  im  Konflikte  blosser  individueller  Privat- 
rechte  und  allgemeiner  Öflfentlicher  Rechte  den  letzteren  der 
Vorzug,  aber  nicht  in  weiterem  Umfange  gebührt,  als  die 
Lösung  des  Konfliktes  es  erheischt.  Das  öffentliche  Interesse 
wird  durch  das  Recht  des  Staates  auf  Abtretung,  das  indivi- 
duelle Interesse  durch  das  Kecht  des  Privaten  auf  volle  Ent- 
schädigung gewahrt. 

Die  Ermittelung  des  öffentlichen  Interesses  im  einzelnen 

W  Vgl.  Blackstouc,  I.  l  und  eine  Reihe  neueier  Gesetze  über 
Kanäle  und  Eisenbahnen.  Beispiele  in  dem  „Neuesten  Exiiniiniaiion.s- 
codex",  Nürnberg  1837.  [^^1.  insbesondere  Grünhut,  Enieignungs- 
recht,  S.  66  ff.] 

M  Bay  er  isc  hes  Landrecht  von  1756,  IV,  3,  §.2.  Ppeussisches 
Landrecht  1,  11.  §.  4,  7  [Einleitung,  §.  73—75].  Cod.  Napol..  Art.  545: 
„Nul  ne  peut  ötre  contraint  de  ceder  sa  propriete,  si  se  n'est  pour  cause 
d'utUite  publique,  et  moyennant  une  jaste  et  pr^alable  indemnit^.^ 
Oesterr.  Gesetzbuch,  §.365:  „Wenn  es  daa  aUgenieiue  Beste  erheischt, 
muss  ein  Mitglied  des  Staates  gegen  eine  angemessene  Schadloshaltnng 
selbst  das  vollständige  Eigentum  einer  Sache  abtreten. VerÜMSung  von 
Frankreich  v.  1S46^  Art.  11,  gleichlautend  mit  der  Charte  von  1814, 
,  Art.  9  und  dem  Code;  von  Belgien  1831,  Art.  11,  von  [Italien  von 
1848,  Art.  !29],  ebenso  oaterr.  [Staatsgmndgeaetz  vom  21.  Dezember 
1867,  Art.  5],  ähnlich  der  obigen  Bestimmung  des  Gesetzbuchs.  Preuss. 
Verlassung  von  1850,  Art.  9 :  „Das  Eigentum  ist  unverletzlich.  Es  kann 
nur  aus  Gründen  des  öffentlichen  Wohles  gegen  vorgängige,  in 
dringenden  Fällen  wenigstens  vorläufig  festiustellende 
Entschädigung  nach  Hassgabe  des  Gesetzes  entzogen  oder  beschränkt 
werden.^ 
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Falle,  d.  h.  die  Beantwortung  der  Frage,  ob  ein  öffeut- 
liches  Bedürfnis  die  Abtretung  erheische,  gehört 
ihrer  Natur  nach  dem  öffentlichen  Bechte  an  und  ist 
somit  nicht  von  den  Civilgerichten  zu  entscheiden,  sondern 
von  den  Organen  der  eigentliciien  Staatsgewalt,  sei  es  nun, 
das8  der  Gesetzgeber  selbst,  wie  in  England  und  Nordamerika, 
das  Unternehmen  für  nötig  erklärt,  oder  dass  die  Verwaltunga* 
behörden,  wie  in  Deutschland  gewöhnlich,  diese  Kompetenz 
haben  oder  Verwaltungsgerichte  darüber  erkennen«  Die  letztere 
Verfahrungsweise  ist  im  Princip  richtiger;  denn  Sache  der 
Regierung  ist  es,  im  einzelnen  Falle  das  anzuordnen,  was 
das  uüentiiclie  Wohl  erfordert,  und  in  höherem  Masse  kommt 
auch  die  Fähigkeit  ihr  zu,  die  Zweckmässigkeit  der  Mittel 
zu  beurteilen.  Nur  allerdings  müssen  die  Formen  des  Yer* 
falirens  Gaiantien  dafür  bieten,  da^s  nicht  blosse  Willkür 
und  Laune  einen  Eingriff  in  das  Privatrecht  veranlassen.^^ 

Das  Recht  auf  Zwangsabtretung  gebührt  zunächst  nur 
dem  Staate  und  für  den  engeren  Kreis  der  öffentlichen 
Gemeindeinteresseu  der  Gemeinde,  nicht  aber  Privatper- 
sonen. Indessen  kann  der  Staat,  sowie  er  die  Ausführung 
einzelner  Unternehmungen  in  öffentlichem  Interesse  an  Privat- 
personen überlässt,  diesen  —  einzelnen  Individuen  oder  Ge- 
sellschaften —  ausnahmsweise  auch  die  Befugnis  einräumen, 
für  diesen  besonderen  Zweck  die  Abtretung  zu  verlangen. 
Selbst  in  England  und  Nordamerika  ist  diese  Uebertragung 
des  Rechtes  auf  Abtretung  häufig  von  dem  gesetzgebenden 
Körper  an  Aktiengesellschaften,  z.  B.  für  Erbauung  von 
Eisenbahnen,  zugestanden  worden. 

Viele  Gesetzgebungen  beschränken  die  Abtretungspflicht  - 

19  Bayerisches  Gesetz  von  1837.  Vgl.  Treichler,  Ueber  die 
Zwangsabtretung  in  der  Zeitschrift  für  deutsches  Recht  von  Beseler, 
Rey scher  und  Wilda,  Bd.  XII,  H.  1.  [Aus  der  neueren  Litteratnr  siehe 
namentlich  Grtinhut,  Enteignongsrecht  1874.  Reichhaltige  Litteratur- 
angaben  bei  E.  Meier  in  v.  Holtzendorffs  Rechtslexikon  I,  764  n.  f.] 
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teils  auf  Liegenschaften ,  teils  auf  bestimmte  einzeln  benannte 
Zwecke.  Das  Princip  in  seiner  Reinheit  aber  widerstreitet 
diesen  Beschränkungen,  indem  gans  die  nämlichen  Gründe, 
welche  diese  engere  Anwendung  rechtfertigen ,  auch  auf  fah- 
rendes Gut  oder  andere  Vermögensrechte  und  auf  Zwecke 
passen,  welche  erst  nach  der  gesetzlichen  Aufzählung  durch 
neue  Ertindungen  und  erweiterte  Kulturbedürfnisse  sich  er- 
geben. 

Die  Frage  dagegen,  wie  hoch  die  Entschädigung  zu  be- 
stimmen sei,  welche  dem  Abtretungspflichtigen  zukomme,  ist 

von  durchaus  privatrechtlicher  Natur,  somit  auch,  wenn 
sie  nicht  durch  freien  Vertrag  zur  Erledigung  gelangt,  auf 
dem  Wege  des  Civilprocesses  zum  Entscheide  zu  bringen. 
Der  Staat  ist  immerhin  zu  voller  Entschädigung  verpflichtet. 
Dem  Privaten  darf  kein  Schaden  zugemutet  werden,  welcher 
ihn  allein  betrifit  Demgemäss  ist  nicht  bloss  der  gemeine 
Verkaufswert,  sondern  es  ist  auch  der  besondere  Mehr- 
wert, welchen  die  Sache  für  den  zur  Abtretung  gezwun- 
genen Eigentümer  hat,  diesem  zu  ersetzen,  nicht  bloss  das 
unmittelbare,  sondern  auch  das  mittelbare  Interesse*  Dagegen  * 
ein  bloss  eingebildeter  Mehrwert  der  über  den  wirklichen 
hinaus  reicht,  also  insbesondere  auch  der  blosse  Affektions- 
wert, den  der  Eigentümer  der  Sache  beilegt  oder  beizulegen 
vorgibt,  braucht  nicht  vergütet  zu  werden. 

Einzelne  Rechte  lassen  bei  Berechnung  zwar  nicht  des 
unmittelbaren  Schadens,  der  jedenfalls  vergütet  werden  muss, 
wohl  aber  des  mittelbaren  Schadens,  den  der  Eigentümer  er- 
leidet,  als  Gegenwert  den  mittelbaren  Vorteil,  den  er  aus 
dem  Unternehmen  gewinnt,  in  Abzug  bringen.     Andere  da- 

l<  Franeös.  Gesetz  v.  1S41,  Art.  51.  Züricher  Gesetz  von  1S3& 
$.  7:  „Bei  Berechnung  des  mittellNiren  Schadens  für  das  übrige  Yei> 
mögen  des  Beteiligten  ist  der  allfäUige  Vorteil,  welcher  demselben  aus 
der  Unternehmung  erwachst,  in  billige  Berttcksichtigung  zu  ziehen.*^ 
Z.  B.  Ein  Garten  wird  durch  die  Strasse  durchschnitten.  Die  eine  zurüeli- 
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gegen  lassen  keiuerlei  Kompensation  der  Vorteile  zu,  welche 
aus  dem  Unternehmen  dem  Abtretungspfliohtigen  erwachsen. 
In  der  Beschränkung,  wie  sie  das  Züricher  Gesetz  formuliert, 
ist  die  erstere  Meinung  doch  wohl  die  richtigere,  weil  sie 
den  wirklichen  Wert-  und  Schadensverh&ltnissen  genauer 
entspricht. 

bleibende  Seite  verliert  alB  Garten  an  Wert,  aber  gewinnt  alB  Bauplatz 
mehr  an  Wert,  als  sie  in  ersterer  Eigenschaft  verloren  hat.   Hier  wäre 
es  unbillig,  müsste  der  Staat  auch  jenen  Verlust  ersetzen, 
i?  Bajrer.  Ges.  v.  1S37,  Art.  6. 
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Erstes  Kapitel. 
Einleituni;* 

Die  Frage  nach  der  Entsteliuii«^  des  Staates  lässt 
sich  von  zwei  verschiedenen  Standpunkten  aus  stellen.  Ent- 
weder will  man  die  Bedingungen  und  die  Vorgfinge  prüfen, 
unter  denen  die  vorhandenen  Staaten  entstanden  sind.  Oder 
man  fragt  nach  der  notwendigen  Ursache,  welche  aller  Staaten- 
bildung  zu  Grunde  liegt,  nach  dem  Rechtsgrunde  des  Staates. 
Auf  die  erste  Frage  kann  nur  die  Geschichte  Antwort  geben. 
Die  zweite  Frage  wird  von  der  Spekulaliun  beantwortet.  Die 
Geschichte  ündet  mannigfaltige  Vorgänge,  die  sie  beobachtet, 
und  unterseheidet  daher  verschiedene^  Erscheinungen  und  £nt^ 
stehungsformen.  Die  Spekulation,  voil  der  Einheit  des  Staats- 
begriffs ausgehend,  verlangt  auch  Einheit  der  BegruuduDg. 

Ziehen  wir  vorerst  die  Geschichte  zu  Rate  und  vertrauen 
wir  dann  erst  der  philosophischen  Betrachtung,  wTnn  wir  die 
Erfahrung  der  Völker  kennen. 

Die  Entstehung  der  ersten  Staaten  ist  älter  als  unsere 
Wissenschaft  der  Geschichte.  Diese  ist  erst  zu  einigem  Be- 
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\vus^tseiii  gelaiigt,  als  es  schon  mancherlei  Staaten  anf  der 
Erde  g^b-  Selbst  die  uralten  heiligen  Bücher  der  Juden, 
t'vr^^ß^i  uns  über  die  erste  Entstehung  des  jüdischen  Staates 
ein  Zeugnis  ^g^,  ^gzp  doch  den  Siteren  ägyptischen  ^oi  - 
^;-^äus^  ohife  uns  von  dessen  Geburt  zu  berichten.  Und  dem 
ägyptischen  Staate  hat  vielieicht  der  indische  als  Vorbild  ge- 
dient, dessen  erste  Pflanzung  auch  die  heiligen  Schriften  der 
Indier  nicht  b^leiichten. 

Wohl  aber  hat  die  Geschichte  seither  den  Anfang  und 
das  Ende  sehr  vieler  Staaten  beobachtet  und  erteilt  uns  so 
einen  Tiel  reichhaltigeren  Aufschluss  über  die  Gründung  und 
den  Untergang  der  Staaten,  als  die  blosse  Spekuktion.  Die 
Staaten  des  Altertums  sind  in  Europa  alle,  in  Asien  fast  alle 
schon  seit  Jahrhunderten  verstorbeni  die  Geburt  der  meisten 
gegenwärtig  bestehenden  Staaten  fällt  in  eine  historisch  be- 
kannte Zeit.  Manche  derselben  sind  noch  von  sehr  jungem 
Alter.  Die  Vorbedingungen  ihrer  Entstehung  und  die  Momente, 
durch  deren  Einwirkung  sie  geworden,  sind  unserem  Blicke 
keineswegs  verborgen,  wenn  uns  schon,  wie  in  alier  geistigen 
und  physisdien  Schöpfung,  die  schöpferische  Kraft  selbst  wie 
durch  ein  gottliches  Geheimnis  verhüllt  bleibt 

Die  Art  des  Ursprungs  eines  Staates  ist  aber  nicht  bloss 
ein  Phänomen  von  grossem  psychologischem  und  historischem 
Interesse.  Sie  übt  auch  einen  fortwährenden  Einfluss  aus  auf 
das  ganze  übrige  Leben  des  Staates  und  bestimmt  grossen- 

teils  auch  sein  Verhältnis  zu  anderen  Staaten.* 

c  *> 

Daher  h^t  es  für  das  Staatsrecht  noch  mehr  Interesse, 
die  verschiedenen  Entstehungsformen  der  Staaten  zu_  be^ 

trachten,  als  für  das  rrivatrecht  die  mancherlei  Formen  des 
Eigeutumserwerbs,  obwohl  die  Neueren  die  erstere  Lehre  fast 

^Tocqueville.,  De  la  democratie  en  Am^que  I,  6.  46:  „Les 
peuples  86  ressentent  tonjoura  de  leur  origine.  Les  cii*congtaiice8  qui 
out  acoompagn^  leur  naissance  et  servi  k  leur  d^yeloppement  influent 
8ttr  tont  le  reste  de  leur  carriöre.** 
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ganz  vernachlässigt,  (die,  letztere  aber  fortwährend  sorgfältig 
behandelt  l^bc^.  Wir  können  drei  verschiedene  Gruppen  der 

Entstehungsformen  unterscheiden : 

1)  Die  ursprünglichen  (originären)  Entstehungs- 
formen,  in  denen  die  Staatenbildung  ganz  neu.^n  dem  Volke 
und  Lande  ihren  Ursprung  imnnit,  ohne  Ableitung  von  be- 
reits vorhandenen  Staaten. 

2)  Die  sekundären  Entstehungsformen,  welche  zwar 
auch  voii  innen  heraus,  aus  dem  Volke  den  Staat  hervor- 
bringen, aber  in  Anlehnung  und  mit  lieachtung  schon  früher 
vorhandener  Staaten,  die  entweder  zu  einem  neuen  Gesamt- 
staate sich  verbinden  und  einigen,  oder  durch  Teilung  in 
mehrere  neue  Staaten  zerfallen. 

3)  Die  abgeleitete  Staatenbiiduug,  die  nicht  von  innen 
heraus,  sondern  von  Aussen  her  anstoss  und  Richtung  em- 
pfängt. 

luiiuerhin  aber  darf  die  neue  Staatenbildung,  von 
welcher  hier  allein  die  Hede  ist,  nicht  verwechselt  werden 
mit  blossen  Verfassungsänderungen  eines  Staates,  ein 
Unterschied,  auf  den  schon  Bodin'^  mit  Recht  aufmerksam 
gemacht  hat.  Durch  die  Umgestaltung  des  altrömischeu 
Königtums  in  die  Republik  kam  nicht  ein  neuer  Staat  ins 
Dasein;  so  wenig  als  durch  die  Abschaffung  der  republi- 
kanischen Staatsform  und  die  Einführung  des  Kaisertums. 
Diese  Wandlungen  in  der  Regieruugsform  bezeichnen  ver- 
schiedene Lebensperioden  und  Zustände  desselben  Staates, 
sie  sind  nicht  die  Anfänge  verschiedener  Staaten. 

''t  Bodinus,  De  Republica  IV.  c.  1.  Die  letzteren  nennt  er  „eouver- 
siones".  „Couversioneni  civitatis  appello,  cum  statu?  ipsius  converlitur 
ac  omnino  mutatur;  id  autem  iit^  cum  iniperium  popnlaie  ad  unnm  aiit 
paucorum  poteatas  ad  omnes  dves  deiertur  coutraque.'' 


Digitized  by  Google 


302    Viertes  Buch.  Von  der  Entstehung  und  dem  Untergang  des  Staates. 

9 

Zweites  Kapitel. 

A*  Oesehielitliche  Entstelmiigflfomeii. 

I.  ünprSitgliolie. 

1.  Die  originärste  Staatenbildung  unter  all  den 
mannigfaltigen  Entstehungsfonnen  ist  in  der  Sage  von  der 

Gründung  Roms  dargeptellt.  Alles  ist  hier  neu,  sowohl  das 
Volk,  welches  sich  aus  mancherlei  Bruchstücken  vei'schie- 
dener  Volksstämme  um  gemeinsame  Häuptlinge  hier  einigt 
und  zum  römischen  Volke  whd,  als  das  unwirtliche  und 
herrenlose  Land,  welches  in  Besitz  genommen^^ind  zu  dem 
Boden  der  ewigen  Stadt  bestimmt  wird.  In  dieser  Sage  liegt 
der  Gedanke  einer  von  Grund  aus  neuen  Schöpfung. 
Die  Organisation  der  Menschenmenge  zu  einem  staatlichen 
Volke  geht  der  Festsetzung  auf  einem  Staatsgebiete  nicht 
eine  Weile  vorher,  die  Beziehung  auf  die  Stadt  ist  ebenfalls 
ursprünglich.  Beide  Momente  treffen  so  in  eins  zusammen, 
und  die  neue  Ötaatengründung  wird  sofort  durch  die  erbetene 
Gutheissung  der  Götter  geheiligt  und  durch  das  von  dem 
neuen  Könige  dem  geordneten  Volke  gegebene  und  von  diesem 
gebilligte  Gesetz  staatsrechtlich  befestigt.  Der  schöpferische 
Geist  des  Königs  und  der  staatliche  Wille  des  Volks  begegnen 
sich  in  dem  Staatsgesetz  als  in  einem  einheitlichen  Kon* 
stituierungsakt ^  und  der  Staat  ist  da  als  das  freie 
Werk  des  bewussten  Volkswillens. 

Ob  diese  Form  eines  schöpferischen  Staatsaktes, 

1  Leo  (Weltgesch.  1,  393)  bezeichnet  den  „Vertrag"  aJs  das  cliarak- 
teristische  Moment  der  Gründung  Roms,  und  in  der  That  erinnert  die 
alte  Form  der  rämischen  Gesetzgebung  an  die  gewülmliche  Form  der 
obligatorischen  Verträge,  an  die  stipulatio.  Dessenungeachtet  ist  das 
römisdie  Gesetz,  wenn  man  auf  des  Wesen  siehf,  liein  Vertrag  zweier 
selbständiger  Pei-sonen,  sondern  ein  einheitlicher  Akt  des  römischen 
Volkes. 
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wie  wir  sie  nenueii  können,  jemals  wirklich  vorgekommen  sei, 
mag  immerhia  bezweifelt  werden.  Jedenfalls  entspricht  sie 
der  Staatsidee,  welche  gewissermassen  in  ihr  vollendet,  wie 
die  Athene  aus  dem  Haupte  des  Zeus,  m  ddb  Leben  übertritt, 
am  vollkommensten. 

2.  Das  Land  ist  vorher  da^  aber  in  dem  Lande  gelangt 
später  erst  das  Volk  zn  dem  Bewusstsein  einer  staatlichen 
Zusammengehörigkeit.  Hier  liegt  das  staatenbildende  Moment 
in  der  Volksorganisation.  Auch  dafür  finden  wir  in  der 
alten  Sage  ein  berflhmtes  Vorbild.  Die  Athener  gelten  als 
Kinder  des  attischen  Landes  (Autuchthuncnj ,  welches  sie 
jahi'huudertelang  bebauten,  bevor  der  Staat  Athen  gegründet 
wnrde.  Mag  man  nun  die  Entstehung  dieses  Staates  von 
Kekrops  herleiten,  der  zuerst  unter  den  nodi  rohen  Landes- 
eingeborenen die  Verehrung  der  Götter,  ein  gesittetes  Familien- 
recht, den  Ackerbau  und  die  Pflanzung  des  Oelbaums  ein- 
geführt, das  gesamte  Volk  in  kastenartige  Stämme  geordnet 
und  Regierung  und  Gericht  eiugcsetzL  habe,  oder  mag  man 
dieselbe  erst  dem  Könige  Theseus  zuschreiben,  welcher  die 
zerstreuten  Gemeinden  des  Landes  zu  einem  einheitlichen 
Gemeinwesen  verbunden  und  die  Leitung  desselben  in  Athen 
konzentriert  habe:''*  unter  beiden  Voraussetzungen  liegt  in  der 
Organisation  des  Volks»  welchem  das  Land  gehörte,  die  Ver- 
wirklichung des  Staates. 

Eine  historisch  genau  beobachtete^  Anwendung  dieser 
Staatenbildung  durch  Volksorganisation  in  einem  bestimmten 
Lande  ist  die  Gründung  der  Republik  Island  im  Jahre  930 
n.  Chr.  Zuvor  gab  es  nur  vereinzelte  Niederlassungen  der 
zahlreichen  Häuptlinge  (Godeu)  aul  der  Insel,  unverbuudene 

^  Die  Athener  nannten  die^e  Konzentration  der  Gemeinden  sum  Staate 
ivvoüua*  Vgl.  darüber  die  lehrreiche  Abhandlung  von  W.  Vischer: 
Ueber  die  BUdnng  von  Staaten  und  Bünden  im  alten  Griechenland, 
Basel  1849. 

3  Vgl.  Maurer,  Beiträge  zwr  Keehtsgesch.  des  germ.  KordeuB,  165:1, 
Heft  1. 
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Herrschaften  selbständiger  Godorde  mit  ihren  Tempeln  und 
Dingstätten.  Damals  aber  wurde  auf  den  Antrag  Ulfljota  mit 
Zustimmung  der  Goden  ein  für  die  ganze  Bevölkerung  der 
Insel  gemeinsames  Allding  beschlossen  und  so  für  die  Gesetz- 
gebung und  Rechtspflege  ein  Gesamtorgan  geschaüen,  dem 
alle  Godorde  untergeordnet  waren.  Damit  aber  hatte  sich 
die  Bevölkerung  der  Insel  zu  einem  staatlichen  Volke  kon- 
stituiert. 

Auch  die  Gründung  des  Staates  Kalifornien,  die  vor 
den  Augen  der  mit  uns  Lebenden  vollzogen  worden  ist,  er- 
scheint als  freie  Konstituierung  eines  neuen  Volkes  auf  einem 
den  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  zugehörigen  Gebiete. 
Der  Hunger  nach  Gold  hatte  aus  aller  Welt  eine  unverbundene 
Menge  vei*schiedener  Individuen  zusammengetrieben,  und 
diese  wählten  am  1,  September  1849  Abgeordnete  zu  einem 
Verfassungsrate,  und  schon  am  13.  Oktober  lag  die  Verfassungs- 
urkunde des  neuen  Staates  dem  neuen  Volke  zur  Genehmigung 
vor.  Es  ist  schwerlich  ein  Beispiel  in  der  Geschichte  zu  linden, 
welches  leichter  für  die  Möglichkeit  einer  Staatenbildung 
durch  freie  Uebereinkunft  der  beteiligten  Individuen  gedeutet 
werden  kann^  als  dieses;  und  dennoch  kann  es  einer  ge- 
naueren Betrachtung  dieses  Falles  nicht  verborgen  bleiben, 
dass  auch  da  nicht  der  Vertrag  aller  Individuen,^  sondern 
der  Beschluss  und  Wille  der  Mehrheit  den  Entscheid  gab, 
und  dass  die  Einheit  der  Gemeinschaft  als  notwendig 
vorausgesetzt  wurde.  Nicht  der  Einzelwille  der  Individuen, 
der  Gesamtwille  der  ganzen  Bevölkerung  schuf  die  Ver- 
fassung. 

Die  heutige  amerikanische  Staatenbildung  innerhalb  der 
Union  der  Vereinigten  Staaten  hat  durchaus  diesen  Charakter. 
Vorerst  wird  ein  Land  (ein  sogenanntes  Territorium)  abge- 

*  R.  Y.  Mokl  hat  in  der  Zeitschr.  v.  Mittermaiers  für  ausländ. 
Heclitswiss.  XXVII,  ö,  3d4  dieaeß  Beispiel  näher  ausgeflUirt  und  Cür  die 
Theorie  des  Contrat  social  benutzt. 
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messen  und  den  Kolonisten  zum  Anbau  eröffnet  Dieses  Land 

wird  vorerst  noch  als  Piovinz  der  Union  betrachtet  und  für 
•die  Verwaltung  derselben  von  der  Unionsregieruug  geborgt 
Wenn  aber  nach  und  nach  die  Bewohner  sich  yermehren  und 
zvL  einer  Volkerschaft  heranwachsen,  dann  erhalten  sie  durch 
-die  neue  Verfassung  die  noch  fehlende  Organisation  und  das 
fio  staatlich  geordnete  Territorium  wird  nun  von  dem  Kon* 
^ess  als  ein  neuer  Staat  anerkannt 

3.  Weit  häutiger  kommt  es  vor,  dass  die  Bildung  eines 
Volkes  vorhergellt  und  die  Besitznahme  des  Landes 
sAs  des  eweiten  zum  Dasein  eines  Staates  unentbehrlichen 
Elementes  nachfolgt  Wir  können  diese  Form  die  Land- 
nahme heissen. 

Sie  kann  zunächst  als  Eroberung  eines  bewohnten 
Landes  sich  darstellen.  Diese  Form  von  Staatenbildung  ist 
sehr  häutiu  zur  Auwciuliuig  ^^ekommeu.  Die  erste  jüdische, 
«in  bedeutender  Teil  der  griechischen  (der  dorischen) 
und  die  ganze  Staatenbildung  der  germanischen  Völker 
auf  romischem  Provinzialboden  und  in  slavischen  Ländern 
tragen  diesen  Charakter.  In  ihr  stellt  sich  die  kriegerische 
Uebermacht  eines  Volke» über  die  Einwohner  des  eroberten 
Landes  dar,  und  wie  der  Krieg  nach  der  einen  Seite  hin 
zerstörend  wirkt,  so  offenbart  sich  auf  der  anderen  Seite  in 
ihm  eine  positive,  gewissermassen  Staaten  zeugende  Kraft. 
Die  staatlichen  Eigenschaften  der  Unterordnung  und  männ- 
lichen Herrschaft  werden  im  Kriege  gesteigert  und  so  das 
siegreiche  Volk  zur  Gründung  eines  neuen  Staates  in  dem 
unterworfenen  Lande  vorzuglich  befähigt 

Die  so  entstandenen  Staaten  haben  in  den  ersten  Zeiten 
ihres  Daseins,  abgesehen  von  den  äusseren  Verhältnissen, 
grosse  innere  Schwierigkeiten  zu  überwinden.  Auch  wenn 
der  Kampf  der  Waffen  nicht  erneuert  wird,  so  beginnt  doch 
gewöhnlich  ein  innerer  Geistes-  und  Kulturkampf  zwischen 
dem  eroberiiden  und  dem  unterworfenen  Volke,  und  dauert 

Bluotschli,  aUgemeine  StaaUlebre.  20 
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fort,  bis  die  völlige  politische  Einheit  der  gemischten  Kation 
vollzogen  ist.  Um  vor  dieser  Gefahr  sein  neu  organisiertes 
Volk  zu  bewahren,  hatte  Moses  den  Juden  zur  Pflicht  ge« 
macht,  dass  sie  die  Einwolmer  des  heiligen  Landes,  das  ihuea 
Jehovah  verleihen  werde,  mit  Feuer  und  Schwert  vertilgen 
sollen.  Dieser  Gefahr  sind  auch  manche  siegreiche  Völker 
erlegen,  indem  die  höliPie  Kultur  der  Besiegten  dieselben  m 
kurzem  wieder  unterwarf. 

Von  jeher  ist  die  Eroberung,  obwohl  in  Form  der  Ge- 
walt auftretend,  als  eine  Quelle  des  staatlichen  Rechtes  unter 
allen  Völkern  angesehen  worden  und  das  Wort  Alexanders 
des  Grossen«^  dass  der  Sieger  das  Gesetz  gebe,  der  Besiegte 
es  annehme,  ist  noch  heute  nicht  verschollen. 

Gewiss  ist  der  Rechtszustand  noch  ein  unvollkommener, 
in  welchem  die  äussere  Gewalt  einen  so  übermächtigen  Ein- 
flttss  flbt  auf  die  Begründung  neuen  und  die  Zerstörung  alten 
Rechtes.  Aber  so  roh  auch  die  Form  der  Eroberung  ist,  es 
liegt  in  ihr  doch  ein  geistiger  Gehalt  verborgen,  welcher  jene 
rechtliche  Bedeutung  erklärt  Die  alten,  in  vorzüglichem  Sinne 
die  germanischen,  Völker  betrachteten  den  Krieg  als  einen 
grossen  Yölkerprozess,  und  den  Sieg,  welcher  von  den  Göttern 
verliehen  werde,  als  ein  Gottesurteil  zu  Gunsten  des  Siegers.^ 
In  der  Eroberung  also  stellte  sich  nicht  die  blosse  physische 
Uebermacht  dar,  sondern  sie  galt  auch  als  eine  Beurkundung 
der  moralischen  Uebermacht,  welche  zur  Herrschaft  im 
Staate  berechtigt  Daran  kann  auch  das  moderne  Staatsbewusst- 

5  Curtius  Rufos^  Vita  Alex.  lib.  4,  c  5.  Vgl.  Hugo  Grot,  De 
jure  b.  a.  p.  IXI^  c.  8,  §.1,  fubit  such  ein  Wort  des  germanischen  Königs 
ArlOTlBt  SU  Cäsar  an:  „Es  sei  das  Becht  des  Krieges,  dass  die  Sieger, 
wie  sie  wollten,  über  die  Besiegten  gebieten.*  (Cäsar,  De  fi.  G.  1, 
36.)   Vgl.  Bd.  n,  Buch  I,  Kap.  8. 

•  Blantschli^  Studien,  8.  202:  t,Ber  Krieg  ist  nur  die  bisherige 
und  noch  rohe  Form  der  Völkerrechtspflege.  Das  Bewusstsdn  aber,  das» 
das  nar  der  Anfang  sei  sU  einem  gerechteren  und  menschlicheren  Yer- 
fähren,  fängt  an  zu  erwachen.* 
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sein  anknüpfen,  welches  den  Staat  menschlich  begreifen  will. 
Zwar  wird  es  sich  weigern,  jeden  Sieg  für  eine  Bewährung 
des  Bechtes  und  jede  Niederlage  als  ein  Zeichen  des  Unrechtes 
anzuerkennen;  es  wird  die  üeberlegenheit  der  Kriegswaflfen 
nicht  mehr  als  einen  ßecbtsgrund  betrachten.  Aber  es  wird 
das  Resultat  der  grossen  geschichtlichen  Entwicke- 
lung,  die  von  Zelt  zu  Zeit  wieder  die  streitenden  Kräfte  der 
Nationen  zur  Ruhe  bringt .  als  eine  natur-  und  zeitgemässe 
Erledigung  des  Volks-  und  Staatsprozesses  betrachten  und  ihr, 
da  auch  die  sittlichen  und  rechtbildenden  Momente  darin 
wirken,  die  Bedeutung  eines  weltgeschichtlichen  Urteils 
zuschreiben:  ^Die  Weltgeschichte  ist  das  Weltgerichl".  Die 
nachfolgende  Anerkennung  des  neuen  Rechtszustandes, ^  sei 
es  durch  den  Friedensvei-trag  oder  durch  freiwillige  Unter- 
werfung der  Bewohner,  als  eines  notwendigen  durch  die  Be- 
völkerung, heilt  die  rechtlichen  Mängel  der  anfänglichen  Be- 
sitznahme. 

Eine  andere  friedlichere  Form  solcher  Landnahme  ist  die 

Ansiedln ng  von  politischen  Genossenschaften  in  einem  un- 
bewohnten Lande  oder  in  einem  wenig  kultivierten  Lande  in 
der  Absicht,  da  einen  neuen  Staat  zu  grQnden.  Manche  Kolo- 
nien der  Europäer  in  fremden  Weltteilen  haben  diesen  Cha- 
rakter. Nur  wenn  die  Kolonisation  von  dem  Mutterstaate 
geleitet  wird,  gehört  sie  zu  den  abgeleiteten  Entstehungs- 
formen  (Kap.  lY.  1.);  wenn  die  bereits  als  Körperschaft  ge- 
ordneten Kolonisten,  wie  jene  Pilger  nach  Neu-England,  aus 
eigener  Kraft  und  mit  eigener  Gefahr  neue  Gemeinwesen  auf 
Boden  begründen,  der  bisher  noch  keinem  Staate  angehört, 
so  ist  das  wesentlich  ursprüngliche  Staatenbildung.  Bleiben 
die  barbarischen  ürbewohner  auf  dem  Gel  icte  des  neuen 
Kolonistenstaates  zurück,  so  ist  die  Schwierigkeit,  das 

7  Bluntschli,  Mod.  Völkerr..  ^.  701:  „Die  Eroberung  begründet 
erst  infolge  der  Ergebung  oder  des  Friedensvertrages  einen  neuen  fried- 
licben  Rechtsznstand. 
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Verhältnis  der  beiderlei  Bevölkerungen  zu  ordnen,  fast  ebenso 
gross,  wie  in  dem  eroberten  Lande«  Die  Ueberlegenheit  eines 

Kulturvolkes  über  die  Barbaren  führt  aber  durchweg  zur 
Herrschaft  jenes  über  diese. 


Drittes  Kapitel. 

IL  Sekundäre  fiutsteiiajigsforiaeiL 

A.  Es  können  zwei  oder  mehrere  Staaten,  die  sich  in 
ihrer  Isolierung  za  schwach  fühlen,  oder  um  für  ihre  nationale 
Gemeinschaft  Einheit  zu  gewinnen,  zu  einem  neuen  grosseren 
Staatswesen  sich  zusammenschliessen.  Wir  lioriiK  n  diese 
Formen  Bünde.  Das  neue  grössere  Staatswesen  wird  hier 
nicht  durch  den  Vertrag  der  Individuen,  sondern  durch  Ver- 
trag der  verbündeten  Staaten  entweder  begründet  oder  doch 
vorbereitet.  Ein  neuer  Gesamtstaat  kommt  aber  erst  durch 
die  neue  Bundesverfassung  zustande. 

Von  der  Art  waren  schon  die  alten  griechischen  Eon- 
lüderationen der  böo tischen  Orte,  der  verunglückte  Versuch 
des  Epaminondas,  die  Arkader  zu  einigen,  die  Symmalliie, 
ttber  die  Sparta  Hegemonie  übte,  der  ätoliscne  und  der 
achäische  Bund.  Von  der  Art  in  Italien  die  Bünde  d^r 
Samniter,  im  späteren  Mittelalter  die  Bünde  der  deutschen 
Hansestädte,  der  schweizerischen  Eidgenossen,  der 
niederländischen  Staaten. 

Diese  Form  erzeugt  zunächst  immer  zusaniiu enge- 
setzte, nicht  einfache  Staaten,  indem  sie  die  verbündeten 
Staaten  nicht  aufhebt,  sondern  zu  einer  neuen  Staatsgenossen- 
schaft vereinigt.  Indem  sie  anfänglich  auf  Staatsvertrag  be- 
ruht, mehr  als  auf  Staatsgesetz,  so  überliefert  sie  auch  den 
folgenden  Geschlechtem  den  Gegensatz  mehrerer  in  wesent- 
lichen Dingen  selbständiger,  in  anderen  nicht  minder  wesent- 
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licheu  aber  von  der  Gesamtheit  abhäugiger  Staateo,  und  mit 
diesem  Gegensatse  eine  stete  Wechselwirkung,  häufig  auch 
einen  Kampf  des  partikulären  und  des  allgemeinen 
Staatsgeistes  als  Erbteil  ihrer  Weise. 

Wenn  dann  im  Verfolg  das  Gefühl  der  Einheit  des  Ge- 
samtstaates st&rker  und  die  Organisation  desselben  ausge- 
bildeter wird,  dann  weicht  die  Form  des  Staats  Vertrags  der 
staatlichen  Form  des  Yerfassungsgesetzes. 

Auf  diesem  Gegensatze  beruhen  die  beiden  Hauptformen 
der  staatlichen  Verbindung:  Die  Konföderation  oder  der 
Staatenbund  und  die  Föderation  oder  der  Bundesstaat.  Beide 
sind  zusammengesetzte  Staatskörper^  und  insofern  von  blossen 
Allianzen,  die  keinen  neuen  Staat  bilden,  verschieden.  Nur 
die  erste  aber  lialt  den  Clüu akter  der  vertragsmässij^^en  Ver- 
büüdung  von  Staaten  fest,  die  letztere  macht  den  Fortschritt 
zur  Bildung  eines  Gesamtstaates  (Union). 

1.  Die  Konföderation  oder  der  Staatenbund,  indem 
sie  mehrere  Staaten  zu  einer  Staatsgeuub-^eiiscbaft  verbindet, 
die  wenigstens  nach  aussen  als  Gesamt  Staat  als  eine  völker- 
rechtliche Staatsperson  erscheint,  organisiert  stdi  doch  nicht 
alü  einen  von  den  Einzelstaaten  verschiedenen  Centralstaat, 
SOL  ern  uberlässt  die  Leitung  des  Gesamtstaates  entweder 
einem  flnzelstaate  als  Hegemon  oder  Vorort,  oder  der 
Versammlung  von  Gesandten  und  Stellvertretern 
aller  verbundenen  Einzelstaaten. 

Von  jener  Art  waren  die  griechischen  Staatenbünde  unter 
der  Hegemonie  von  Sparta  und  Athen,  von  dieser  die  schwei- 
zerische Eidgenossenschaft  bis  1848  uud  der  deutsche  Bund 
von  1815. 

3.  In  der  Föderation  oder  dem  Bundesstaate  da- 
gegen gibt  es  nicht  bloss  vollständig  organisierte  Einzel- 
staaten, sondern  voraus  einen  selbständig  organisierten 
Gesamtstaat,  Centralstaat.  Die  Bundesgewalt  ist  nicht 
einem  der  Einzelstaaten  (Länderstaaten)  überlassen  noch  der 
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Versammlung  der  Einzelstaaten  anheim  gegeben.  Sondern 
sie  hat  ihre  eigenen  bundesmässigen  oder  nationalen  Organe 
hervorgebracht,  welche  nur  der  Gesamtheit  angehören.  Der 
achäische  Bund  mit  seiner  gemeinsamen  Volksversammlung 
als  gesetzgebendem  Körper,  dem  Bundesstrategen  als  dem 
Bundeshaupte,  dem  Bundesrate  und  dem  Bundesgerichte  war 
schon  einigermassen  ein  solcher  Bundesstaat.  Zuerst  ist  diese 
Staatsform  als  eine  moderne  in  den  Vereinigten  Staaten  von 
Nordamerika,  aber  erst  in  der  Unionsverfassung  von  1787 
ausgebildet  und  dann  von  der  Schweiz  in  der  Bundesver- 
fassung von  1848  nachgebildet  worden.  Beide  Verfassungen 
beruhen  nicht  mehr  auf  einem  eigentlichen  Staateuver- 
trage,  sondern  setzen  in  der  Idee  die  Existenz  eines  Ge- 
samtvolkes und  eines  Gesamtstaates  voraus,  deren  ein- 
heitlicher Wille  die  Verfassiinng  schaflft,  und  von  der  Minder- 
heit —  auch  der  Einzelstaaten  —  Gehorsam  fordert.  Dadurch 
wird  die  Vorstufe  der  Konföderation  von  Staaten  überschritten 
und  die  höhere  Stufe  der  Föderation  oder  Union  betreten.* 

3.  Beide  Formen  der  zusammengesetzten  Staaten bildung 
sind  eher  für  Republiken  als  für  Monarchien  geeignet,  wovon 
man  sich  leicht  Überzeugt,  wenn  man  die  Geschichte  der 
nordauieiikauibchen  und  der  schweizerischen  Bundesverfassung 
mit  den  Kämpfen  über  die  deutsche  Bundesreform  vergleicht. 

Die  Verfassung  des  norddeutschen  Bundes  von  1867 
und  die  Verfassung  des  Deutschen  Eeiches  von  1871  einigt 
zwar  thatsächlich  und  rechtlich  die  verschiedenen  in  Deutsch- 
land wirksamen  politischen  Mächte  und  Kräfte  zu  nationalem 
Zusammenwirken,  aber  sie  macht  der  principiellen  Betrach- 
tung den  Eindruck  eines  Schmetterlings,  der  noch  einen  Teil 
seiner  Puppe  und  selbst  die  Beste  seines  früheren  Kaupeu- 
zustandes  mitschleppt.  Ihre  Entstehungsform  weist  einerseits 

1  Vgl.  daräber  besonders  den  „Federalist'*  von  Hamilton  u.  Hadison, 
und  Storys  Comm.;  Blnntschli,  Gesch.  d.  Schweiz.  Bundesreehtea 
3.  352^  Waitz,  Politik  1862. 
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rauf  den  freien  Vertrag  aller  Einzelstaaten  (Fürsten  iiml  Kam- 
mera)  hin^  die  Verfassung  ist  aber  ihrem  Inhalte  nacii  durcii 
-den  leitenden  Willen  der  preussischen  R^erung  in  Verbin- 
-düng  mit  den  Arbeiten  des  einbeitlicben  Reicbstags  als  der 
Vertretung  des  deutschen  \  ulkes  zustande  gekommen.  Wie 
^ier  Vertrag  und  Gesetz  sich  seltsam  verbinden,  so  er- 
innert die  Vertretung  der  yerbflndeten  Regierungen  in  dem 
liundesrate  noch  ganz  an  den  früheren  staatenbündlichen 
deutschen  Bundestag.  Auch  die  anfängliche  Bezeichnung 
^Bunde^räsidium^,  welches  der  königlichen  Krone  Preussen 
2okam,  hatte  noch  dasselbe  staatenbündliche  Gepräge.  Aber 
wenn  daneben  die  wirkliche  Machtstellung  dieses  Bundes- 
präsidiums und  die  verfassungsmässigen  Befugnisse  desselben 
—  insbesondere  audi  als  Bundesfeldherrn  —  erwogen  werden, 
:S0  trat  schon  damals  aus  der  Verhüllung  das  deutsche 
Eeichsoberhaupt  —  in  deutlichen  Umrissen  hervor,  welches 
nun  in  der  deutschen  Reichsverfassnog  unter  dem  maje- 
:8t&tischen  Namen  der  deutsche  Kaiser  zur  Anerkennung 
gelangt  ist.  Die  Institution  des  Reichstags  aber  ist  von 
Anfang  an  einheitlicher  gedacht  und  durchgeführt,  als 
selbst  der  nordamerikanische  Kongress  und  die  schweizerische 
BundesYersammlung. 

Von  den  republikanischen  Föderationen  unterscheidet 
sich  also  die  Verfassung  des  Deutschen  Reiches  hauptsächlich 
durch  folgende  Dinge: 

a)  Dadurch,  dass  in  diesem  manche  leitenden  Organe 
des  Gesamtstaates  mit  den  obrigkeitlichen  Organen 
der  einzelnen  Landesstaaten  notwendig  oder  thatsäch- 
lieh  verbunden  sind,  wie  der  deutsche  Kaiser  mit  dem 
Könige  von  Preussen,  die  Mitglieder  des  Bundesrats  mit  den 
Regierungen  der  Länderstaaten,  der  Reichskanzler  und  grossen- 
teils  die  höheren  Beamten  der  Reichsämter  mit  den  preussi- 
scheu  Ministerien,  während  in  jenen  Bundesstaaten  die  1  renuuug 
der  beiden  Organismen  grundsätzlich  durchgeführt  ist. 
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b)  Dadurch,  dass  in  letzteren  die  Länderstaaten  zwar 
ungleich  an  Grösse  und  Macht,  aber  doch  sämtlich  schwach 
sind  gegenüber  dem  Gesamtstaat  und  insofern  einander  nahe 
i^tehen,  während  im  Deutschen  Reich  das  Königreich  Preussen 
viel  mächtiger  ist  als  alle  anderen  verbündeten  Staaten  zu- 
sammengenommen, und  deshalb  als  H a u p t -  und  Vormacht 
betrachtet  werden  muss,  auf  welche  die  Macht  des  Reiches 
hauptsächlich  gestüzt  ist,  ohne  welche  sie  nichts  ist,  an  welche 
die  übrigen  deutscheu  Staaten  sich  anschliessen  und  anlehnen» 

c)  Durch  ihre  monarchische  Verfassung  sowohl  im 
Reich  als  in  den  meisten  Lftnderstaaten. 

Diese  Abweichungen  sind  so  gross,  dass  man  besser  thut, 
die  neue  deutsche  Verfassungsform  nicht  einfach  unter  den 
bisherigen  Begriff  des  Bundesstaates  unterzuschieben,  sondern 
als  eine  neue  Form,  unter  dem  Namen  Bundesreich,  diesem 
an  die  Seite  zu  stellen. 

B.  Verwandt  mit  der  Verbündung  ist  die  Einigung 
zweier  oder  mehrerer  Staaten  untm*  einem  gemeinsamen 
Herrscher,  oder  zu  einem  einzigen  neuen  Staate, 
vorzugsweise  Union  genannt  Auch  hier  lassen  sicli  ver- 
schiedene Stufen  und  Arten  der  Einigung  unterscheiden. 
In  jeder  Weise  unvollkommen  ist  dieselbe: 

4.  In  Gestalt  einer  blossen  Personalunion,  Diese 
Icann  sogar  bloss  vorübergehend  eintreten,  wenn  die 
Thronfolgeordnungen  zweier  verschiedener  Staaten  zuÜÜlig 
dieselbe  Person  zu  beiden  Kronen  berufen,  somit  wieder 
aufhören,  wenn  später  die  Succession  wieder  zwei  verschiedene 
Personen  trifft.  Von  der  Art  war  die  Verbindung  des  Deut- 
schen Reiches  und  von  Spanien  unter  Karl  V.,  von  Polen 
und  Sachsen  unter  August,  von  England  und  Hannover  unter 
dem  Könige  Geoig  IV.,  von  Schleswig-Holstein  und  Dänemark 
nach  dem  Vertrage  von  1460.  Diese  Form  der  Union,  die 
loseste  von  alleu,  erzeugt  auch  nicht  einen  neuen  Vereins- 
staat, sondern  beschränkt  sich  darauf,  zwei  selbständige 
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Staaten  in  eine  bloss  äusserliche  Beziehung  zu  dem  näm- 
lichen Fflrstan  als  Staatsoberhaupt  zu  bringen. 

Ausser  ihr  kommt  aber  auch  eine  dauernde  Personal- 
union vor,  indem  die  Kronen  zweier  Staaten  derselben  Dynastie 
und  nach  dem  n&mlichen  Successionsgesetze  zugehören.  Bei- 
spiele dieser  Art  sind  die  pragmatische  Sanktion  Ton  ITIS 
für  die  unter  dem  österreichischen  Sceptcr  vereinigten  Staaten, 
welcher  1722  auch  der  ungarische  Reichstag  für  das  König- 
reich Ungarn  beitrat,  die  Erwerbung  des  Fürstentums  Neu- 
chatel  von  Seiten  der  Krone  Preussens  von  1707,  die  Verbin- 
dung von  Norwegen  und  Schweden  seit  1814,  die  Uebereinkunft 
zwischen  dem  Königreich  Ungarn  und  dem  kaiserlichen  Oester- 
reich von  1867. 

Eine  solche  dauerhafte  Vereinigung  Kann  zwar  einen 
neuen  Gesamtstaat  begründen;  aber  die  Einheit  ist  doch  eine 
sehr  unvollständige  und  fast  nur  unter  der  Voraussetzung  von 
entscheidender  praktischer  Geltung,  wenn  eine  absolute  Macht 
in  der  Person  des  Herrschers  wirklich  konzentriert  ist.  Unter 
jeder  anderen  Voraussetzung  wird  der  unversöhnte  innere 
Widerspruch  zweier  verschiedener  Staaten  mit  abweichenden 
Interessen  und  Stimmungen  und  eines  gemeinsamen  Fürsten 
sich  fühlbar  machen  und  es  kann  iuiülge  desselben  sogar  die 
unsinnige  Forderung  an  den  Ffirsten  gerichtet  werden,  dass 
er  in  seiner  Eigenschaft  als  Oberhaupt  eines  Staates  Feind- 
schaft übe  Wider  den  anderen  Staat,  an  dessen  Spitze  er  nicht 
minder  steht.  Mit  der  KeprILsentativverfassung  ist  daher  diese 
Form  der  Personalunion  nicht  wohl  zu  vereinigen. 

5.  Eine  höhere  Einigung  liegt  in  der  sogenannten  Real- 
union, welche  mit  der  Föderation  ebenso  verwandt  ist,  wie 
die  Personalunion  mit  der  Konföderation.  In  ihr  ist  nicht 
bloss  die  Person  des  Herrschers  geeinigt,  sondern  die  oberste 
Staatsleitung  selbst  inGesetzgebungundKegierung.^ 

3  Andels  versteht  Pösl  den  Unterschied  der  Personal*  und  der 
Realunion  (Deutsches  Staatswörterbucb,  Art.  Union);  jene  ist  ihm  die 
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Zwar  verträj?t  sie  sich  mit  einer  relativen  Selbständigkeit 
der  unierteu  Staaten,  denen  innerhalb  gewisser  Schranken 
eine  partikuläre  Gesetzgebung  und  Regierung  teigönnt  werden 
mag,  aber  der  Gesamtstaat  ist  in  ihr  doch  einheitlich  organi- 
siert, und  die  höchsten  gemeinsamen  Staatsinteressen  sind  in 
den  einheitlichen  Organen  konzentriert.  Die  Vereinigung  Nor^ 
wegens  mit  dem  Königreich  Dänemark  durch  das  Beichsgesetz 
von  1532,  die  Einigung  von  Kastilien  und  Aragon,  weiiu  auch 
nicht  sofort  von  Anfang  an,  1479,  so  doch  unter  den  öster- 
reichischen Fürsten ,  ganz  yorzfiglich  aber  die  österreichische 
Monarchie  nach  dem  Grundgesetze  von  1849  und  der  Februar- 
verfassung von  18G1  sind  Beispiele  solcher  Realuuion. 

Die  neue  Verfassung  von  Oesterreich -Ungarn  vom  Jahr 
1867  nähert  sich  in  dem  Dualismus  der  beiden  Hauptstaaten 
Oesterreich  und  Ungarn  den  Formen  der  Personalunion,  hat 
aber  in  den  Instituten  der  gemeinsamen  Ministerien  des  Aeus- 
sem,  des  Reichsheers  und  der  Reichsfinanzen,  sowie  in  der 
gemeinsamen  Delegation  der  zwei  repräsentativen  Körper  der 
beiden  Ilauptstaaten  Aufäuge  und  Ansatz  zur  Realunion. 
Diese  Uauptstaaten  sind  in  sich  selber  anfänglich  als  Personal- 
union entstanden,  aber  nun  als  Realunionen  ausgebildet. 

6.  Die  volle  Union  endlich  lost  die  Besonderheit  der 
unierten  Staaten  auf  und  bildet  nicht  einen  aus  mehreren 
Staaten  zusammengesetzten,  sondern  einen  einfachen  Staat 

Die  Vereinigung  der  beiden  ursprünglich  durch  blosse 
Personalunion  verbundenen  Königreiche  England  und  Schott- 
land zu  dem  Gesamtkönigreich  Grossbritannien  vom  Jahre  1707, 
und  die  spätere  Union  zwischen  Grossbritannien  und  Irland 
von  1800  haben  diesen  Charakter  einer  vollen  Union,  indem 
die  partikularen  Parlamente  aufgehoben  und  für  das  ganze 
Reich  ein  gemeinsames  einheitliches  Parlament  angeordnet 

zufällige,  diese  die  grundgesetzliehe  Einigang  der  Staatsgewalt 
über  zwei  oder  mehrere  Staaten  in  einer  Person.  Die  Verbindung  von 
Schweden  und  Norwegen  erscheint  ihm  dann  bereits  als  Realunion. 
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'wurde.  Die  Einverleibung  der  Hohenzollerschen  Fürsten- 
tümer in  Preussen  im  Jahre  1849,  die  Annexion  der  italieni- 
schen Herzogtümer  und  des  Königreichs  Neapel  mit  ricmont 
zu  dem  neuen  Königreich  Italien  im  Jahre  1860  und  1861, 
und  Torzflglich  die  Umwandelung  des  Konigretctis  Hannover 
und  der  Fürsteniuiuer  Kiirhessen,  Nassau,  ScliKöwi«i:  und 
Holstein  und  der  freien  Stadt  Frankfurt  in  preussische  Pro- 
vinzen sind  neuere  Beispiele  solcher  vollen  Union. 

Das  ältere  Staatsrecht  war  geneigt,  diese  Verbindung  und 
Wandelung  ausschliesslich  aus  dem  dynastischen  Standpunkte 
und  nicht  anders  zu  beurteilen»  als  ob  es  sich  um  die  Zu- 
sammenlegung oder  den  Erwerb  von  mehreren  Grundstacken 
^urch  dieselbe  Privatperson  handelte.  Es  wurden  daher  wie 
'die  privatrechtlicheu  Formen  der  Veräusserung  unter  Leben- 
«den,  so  auch  von  Todes  wegen  (Testament,  Erbvertrag)  an- 
•erkannt;  wie  wenn  Volk  und  Land  eine  Verlassenschaft 
^ären,  über  die  ein  einzelner  Mensch  nach  seinem  Belieben 
zu  verfügen  hätte.  Das  neuere  Staatsrecht  muss  diese  dem 
modernen  Staatsbegriff  widerstreitende  Ansicht  verwerfen  und 
daran  festhalten,  dass  solche  Veränderungen  wesentlich  die 
ötfentliche  Verfassung  des  Volks  betreffen  und  daher  nicht 
ohne  Zutsimmung  der  Volksvertretung  geordnet 
werden  dürfen. 

C.  Den  Gegensatz  der  Verbindung  bildet  die  Teilung 
und  Zertrennung  eines  grosseren  ,  Staates  in  zwei  oder 
mehrere  neuere  Staaten. 

7.  Nationale  S cli  e i  d u n g.  Diese  Erscheinung  wird 
sich  besonders  da  ergeben,  wo  verschiedene^  zumal  auch  dem 
Oebiete  nach  getrennte  Volker  zu  einem  Staate  verbunden 
waren,  ohne  innerlich  eins  zu  werden.  Wenn  die  Macht  der 
Konzentration,  welche  sie  bisher  zusammenhielt,  nachlässt, 
so  treiben  die  natürlichen  Gegensätze  auseinander,  und  es 
geht  der  grosse  Scheidungsprozess  vor  sich,  welcher  das  bis- 
herige Ganze  in  eine  Anzahl  neuer  selbständiger  Staaten  auf- 
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löst.  So  ging  die  grosse,  durch  Alexanders  Genie  einen  Augen-^ 
blick  zasammengeschmiedete,  Weltmonarchie  nach  seinem  Tode- 
sofort auseinander.  Ebenso  wurde  im  IX.  Jahrhundert  die* 
fränkische  Monarchie  nach  den  Nationalitäten,  freilich  nicht 
ohne  wesentliche  Mitwirkung  der  dynastischen  Gegensätze  ge- 
spalten. Auch  der  Zerfall  des  Napoleonischen  Kaiserreiches 
mit  seinen  Schöpfungen  abhängiger  Lehenskönigreiche  in 
diesem  Jahrhundert  lässt  sich  grossenteils  so  erklären.  Die- 
Trennung  von  Belgien  und  Holland  im  Jahre  18B0  hat  diesea 
Charakter. 

8.  Erbrechtliche  Teilung.  Während  des  Mittelalters 
kam  öfter  die  Teilung  eines  Staatsganzen  wie  einer  Erbschaft 
unter  mehrere  Erben  vor,  so  unter  mehrere  Söhne  des  ver- 
storbenen Staatsoberhauptes,  und  es  dauerte  lauge,  bis  diese- 
privatrechtliche  mit  dem  Recht  eines  zusammengehörigen 
Volkes  und  der  Wohlfahrt  eines  Staates  durchaus  unvereinbare 
Behandlung  durch  das  politische  Princip  der  Unteilbarkeit 
in  Europa  verdrängt  wurde. 

9.  Eine  ähnliche  Form  ist  die  Lossagung  eines  Teiles, 
des  Staates  und  Konstituierung  dieses  Teiles  zu  einenL 
selbstäudigen  Staate. 

In  der  Regel  ist  der  Teil  als  solcher  nicht  berechtigt,, 
sich  wider  das  Ganze  zu  empören  und  sich  von  demselben 
gewaltsam  loszureissen.  Die  Geschichte  hat  uns  von  vielem 
ungerechtfertigten  und  unheilvollen  Lostrennungsversuchen  der- 
art warnende  Berichte  überliefert.  Aber  sie  weiss  auch  vodi 
änderen  Lossagungen,  welche  volle  Anerkennung  errungea 
haben,  und  deren  innere  Berechtigung  nicht  zu  bezweifeln 
ist.  Erinnern  wir  uns  an  die  Lossagung  der  niederländischen. 
Generalstaaten  von  Spanien  von  1579,  an  die  Unabhängigkeits^ 
erklärung  der  nordamerikanischen  Freistaaten  von  1776,  an  die- 
Befreiung  Griechenlands  von  türkischer  Herrschaft  in  unseren 
Tagen.  Jene  Kegel  bedarf  somit  einer  Beschränkung,  die  wohl 
so  zu  fassen  ist:  Zur  Lossagung  ist  der  Teil  ausnahmswei8e^ 
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berechtigt,  wenn  seine  dauernden  und  wichtigen  Interessen 
yon  dem  Staatsganzen,  dem  er  angehört,  nicht  gesdiützt  noch 
befriedigt  werden  und  er  zugleich  be^igt  ist,  für  sich  selber 
ZVL  sorgen  uud  seine  selb^ätaudige  Stellung  zu  behaupten.  Nur 
wirkliche  Not  und  ein  unerträglich  gewordenes  Leiden  gibt 
somit  gegründete  Veranlassung  zu  der  Lossagung,  und  nur 
die  moralische  Kraft,  welche  sich  in  dem  Kampfe  um  Selb- 
ständigkeit siegreich  bewährt  und  alle  Schwierigkeiten  über- 
windet, gewährt  einen  Anspruch  auf  Anerkennung  derselben. 
TTnter  diesen  beiden  Voraussetzungen  wird  dieselbe  denn  auch 
von  dem  grossen  Gerichte  ausgesprochen,  welches  durch  die 
Weltgeschichte  spricht.^ 

3  Die  Unabbängigkeitserklärung  von  Amerika  nimmt  mit  dem 
Princip  etwas  leichter  und  bekennt  die  naturrechtliche  Lehre  ihrer  Zeit, 
indem  sie  folgende  Sätze  ausspricht:  „Wir  halten  folgende  Wahrheiten 
für  klar,  dass  alle  Menschen  gleich  g:eboren)  da88  sie  von  dem  Schöpfer 

mit  gewissen  iinveränderliclicn  Rechten  begabt  sind,  und  duss  zu  diesem 
Leben  Freiheit  und  das  Streben  nach  Glückseligkeit  gehöre,  das8,  nm 
diese  Rechte  zu  sichern,  Regierungen  unter  den  Menschen  eingesetzt 
eind,  welche  ihre  gerechte  (Gewalt  von  der  Zustimmung  der  Regierten 
ableiten,  dass.  wenn  immer  eine  Staatsfomi  diesen  Endzwecken  veHerb- 
lich  wird,  es  ein  Recht  des  Volkes  ist,  dieselbe  zu  ändern  oder  abzu- 
schafTen  und  eine  neue  Stnatsform  einzurichten,  indem  es  dieselbe  aaf 
solche  Principien  begründet,  und  deren  Gewalten  in  solcher  Weise  orga^ 
nisiert,  wie  es  ihm  zu  seiner  Sicherheit  und  zu  seinem  Glücke  am  zweck« 
dienlichsten  scheint.  Die  Klugheit  gebietet  allerdings,  seit  langem  be- 
stehende Verfassungen  nicht  um  leichter  und  vorübergehender  Ursachen 
willen  zu  ändeni,  und  demgemäss  hat  alle  Erfahrung  gezeigt,  dass  die 
Menschen  treneigter  sind,  die  Leiden  zu  ertragen,  solange  sie  erträglich 
«ind,  als  sieh  durch  VerTiichtiing-  der  Formen,  an  welche  sie  sich  einmal 
gewöhnt,  selbst  Recht  zu  versclialTen.  Wenn  aber  eine  lange  Reiiie  von 
Missbrauclien  und  unrechtmassijren  Eingriffen,  welche  unwanden>ar  das 
nämliche  Ziel  vcrlblgen,  ilic  Al>siclii  beweist,  das  Volk  dem  absohitcu 
Despotismus  zu  unterwerfen,  so  hat  dieses  das  Recht  und  die  Ptlicht, 
eine  solche  Regierung  auszustossen  uud  neue  Garantien  für  seine  künftige 
Sicherheit  auz  uordnen. 
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Viertes  üapiteL 

III.  Abgeleitete  Entstehongefonnen. 

1.  KolouisatioQ. 

Die  Kolonisation,  wie  sie  von  den  hellenischen  Staaten 
geübt  wurde  und  die  Küsten  des  Mittelmeeres  in  Kleinasien^ 
Italien,  Sicilien,  auf  den  Inseln  des  Archipels  mit  neuen 
Städten  und  Staaten  bevölkerte,  war  in  der  That  bewusste* 
neue  Staatenbildung.  Die  Pflanzstadt  ging  aus  der  Mutterstadt 
hervor,  wie  der  Sohn,  der  aus  der  Faiiiilie  des  Vaters  aus- 
tritt,  um  ein  eigenes  Hauswesen  zu  gründen.  Sie  wurde  so- 
fort zum  selbständigen  neuen  Staate,  unabhängig  von  der 
Mutterstadt,  aber  mit  ihr  durch  ihre  Abstammung,  Sitten^ 
Recht,  Religion  verbünden.  Aus  dem  Prytaneum  der  Mutter- 
stadt nahm  die  Tochterstadt  das  heilige  Feuer  mit  und  die 
väterlichen  Götter  zogen  mit  in  den  neuen  Wohnsitz  hinüber.  ^ 
Die  Hellenen  vermochten  nicht  ein  jirosses  Reich  zu  pründeik 
und  zusammenzuhalten,  aber  durch  ihre  zerstreuten  Städte- 
kolonien hellenisierten  sie  den  Orient.^ 

Anders  die  römischen  Kolonien.  Sie  waren  bestimmt^ 
die  römische  Herrschaft  in  weiteren  Kreisen  zu  sichern  und 
zu  befestigen  und  blieben  daher  in  einem  strengen  Abhängig- 
keitsverhältnis zu  der  Hauptstadt  Hier  ist  somit  nicht  von 
neuer  Staatenbildung,  sondern  nur  von  Ausdehnung  des  be- 
stehenden einen  Staates  die  Rede. 

Wieder  von  anderer  Art  ist  die  moderne  Kolonisation« 
Sehen  wir  auf  den  Ursprung  der  modernen,  besonders  in 
Amerika  von  den  europäischen  Staaten  aus  gestilteten  Jiolonien^ 

t  Vgl.  Hemnann,  Griechische  Staatsaltertümer,  Kap.  IV.  Die 
ältere  phönicische  Kolonisation  ist  weniger  TOn  AnfiEing  an  neae 
Staatsgründang,  ist  aber  gewöhnlich  in  knrzer  Zeit  zu  dieser  geworden^ 

3  Vgl.  die  Ansfnhmng  von  Laurent,  Hist  du  droit  des  gens,  II, 
S.  310. 
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SO  handelt  es  sich  dabei  in  der  Regel  nicht  um  Grfindung  neuer 

Staaten,  sondein  mehr  um  Ausbreitung  der  Herrschaft  und 
Kultur  des  europäischen  Vaterlandes,  oder  um  Erwerb  einer 
neuen  ökonomischen  Existenz,  zuweilen  auch  um  Sicherung 
der  Uehersiedler  vor  Verfolgung  in  ihrer  Heimat.  Im  Süden 
war  die  Abhängigkeit  der  Kolonien  von  den  rumaiiisciien  Staaten 
Europas  grösser  als  im  Norden,  wo  der  germanische  Korpo- 
rationstrieb  und  das  germanische  FreiheitsgeiÜhl  wenigstens 
einer  relativen  Selbständigkeit  der  Kolonien  günstig  waren, 
diese  teilweise  sogar  hervorgerufen  hatten. 

Sieht  man  aber  auf  die  sp&tere  Entwickelung  und  Ge- 
schichte dieser  Kolonien,  so  sind  sie  meistens  zu  einem  selb- 
ständigen Dasein  erwachsen  und  haben  sich  dann  als  neue 
Staaten  losgemacht  und  abgesondert  von  jener  europäischen 
Herrschaft  Biese  Kolonisation  ist  daher  eher  der  Geburt 
eines  Kindes  zu  vergleichen,  welches  die  väterliche  Familie 
als  ein  abhängiges  Glied  derselben  erweitert,  dann  aber,  nach- 
dem es  zu  körperlicher  und  geistiger  Reife  herangediehen,  sich 
absondert  und  eine  neue  eigene  Familie  begründet 

2.  Eine  fernere  abgeleitete  Staatenbildung  kam  in  dem 
Mittelalter  öfter  vor  in  Gestalt  der  Verleihung  von  Ho- 
heitsrechten an  einzelne  Bestandteile  des  Staates.  Eine 
ganze  Reihe  besonders  deutscher  Gebiete,  Fürstentümer,  Herr- 
schaften, Reichsstädte  wurden  zu  selbständigen  Staaten,  indem 
sie  einzelne  Hoheitsrechte  von  dem  Könige  erlangten  und 
diesen  Erwerb  zu  vermehren  wussten,  bis  zuletzt  dem  Könige 
nur  ein  idealer  Schein  von  Oberhoheit  zurückblieb,  alle  reale 
Staatsgewalt  aber  an  sie  ent&ussert  war.  So  strebten  die 
früheren  Teile  eines  Staatsganzen  im  Laufe  der  Jahrhunderte 
zu  selbständige  11  Staaten  auf.  Die  äussere  Form  solcher  Ver- 
leihung war  häutig  wieder  die  eines  privatrechtlicheu  Erwerbes 
durch  Kauf  oder  Verpfändung  und  ist  insofern  ungeeignet 
für  das  moderne  Staatsleben.  Das  war  aber  selbst  im  Mittel* 
alter  nicht  wesentlich  und  es  lässt  sich  auch  in  unserer  Zeit 
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die  praktische  Möglichkeit  gar  \Nubl  denken,  dass  ein  Staat 
mit  klarem  Bewusstsein  einea  Teil  seines  Gebietes  zur  Selb- 
stfindigkeit  heranziehe  und  denselben  mit  staatlichen  Hoheits- 
recliten  ausstatte.  lu  dieser  Weise  verfährt  England  in  unserer 
Zeit  gegen  Kanada  und  andere  englische  Nebenländer. 

3.  Endlieh  kommt  vor  die  Institution  eines  neuen 
Staates  durch  einen  fremden  Herrscher,  insbesondere 
durch  einen  Eroberer,  dessen  Machtsprtiche  alte  Staaten  um 
ihr  Leben  bringen  und  neue  Staaten  hervorrufen.  Europa  hat 
in  den  Jähren  der  Napoleonischen  Herrschaft  gesehen,  wie 
eine  Keilie  von  Staaten  ausgelöscht  und  andere  hinwieder 
nach  dem  Willen  des  französischen  Kaisers  neu  errichtet 
wurden.  Europa  hat  aber  auch  erlebt,  dass  diese  Willkür* 
liehen  Schöpfungen  momentaner  Uebermacht  zu  keinem  inner- 
lich kräftigen  Leben  gelangten  und  kaum  ins  Dasein  gerufen, 
wieder  abstarben  oder  getötet  wurden.  Es  ist  das  ein  be- 
redter Beweis,  dass  unter  allen  Formen  der  Staatenbildung 
diese  die  unvollkommenste  ist  und  am  wenigsten  Gewähr 
darbietet  für  die  l^ortdauer  solcher  Staaten. 


Fünftes  Kapitel. 

lY.  Untergang  der  Staates. 

Die  Erde  ist  mit  den  Trümmern  untergegangener  Staaten 
i&berdeckt;  die  Erfahrungen  der  bisherigen  Weltgeschichte 
zeugen  gegen  die  Unsterblichkeit  der  Staaten.  Die  Veranlas- 
sungen und  die  Formen  des  Untergangs  sind  wohl  unter  sich 
verschieden,  wie  die  Todesfälle  der  einzelnen  Menschen.  Aber 
daraus,  dsiss  alle  Staaten  untergehen,  dürfen  wir  wohl  auf  eine 
genicin^ame  Ursache  ihrer  Sterblichkeit  schliessen. 
Diese  Ursache  kann  nicht  in  der  Immoralität  der  Völker  liegen, 
denn  die  Immoralität  ist  nicht  notwendig  und  nicht  gleich- 
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mässig  vorhanden,  und  die  Geschichte  lehrt  uns,  dass  auch 

demoralisierte  Völker  sehr  lange  leben  können,  wie  unmoralische 
Menschen  doch  zuweilen  ein  boiies  Alter  erreichen.  Auch 
nicht  in  schlechter  Regiemng;  mancher  Staat  hat  schon 
mehrere  Generationen  schlechter  Regenten  ttherdauert.  Aber 
auch  nicht,  wie  neuerlich  Gohineau  behauptet  hat,  in  der 
Mischung  und  Entartung  der  Yolksrassen;  manche  Staaten  sind 
gerade  durch  die  Mischung  der  Bassen  gross  und  mächtig 
geworden  und  haben  fortgedauert,  obwohl  die  Yolksrassen 
wesentlich  verändert  worden;  ich  erinnere  an  Rom,  an  Eng- 
land, an  Nordamerika.  Die  wahre  Ursache  liegt  in  dem 
grossen  Gesetz  alles  irdisch-organischen  Lebens,  dass 
es  durch  die  Gescluchte  entwickelt  und  aufpjezehrt 
werde.  Das  Leben  der  Völker  und  der  Staaten  entfaltet  sich, 
und  indem  es  allmählich,  was  in  ihm  liegt,  oflfenbart,  erfüllt 
es  seine  Bestimmung  und  stirbt  ab,  von  der  unermüdlich 
iorischreitenden  Zeit,  mit  der  es  nicht  mehr  Schritt  halten 
kann,  überholt  und  zurückgelassen« 

So  scheinen  auch  die  beschränkten  Einzelstaaten  von  der 
fortschreitenden  Menschheit,  die  in  ihnen  keine  volle  Befrie- 
digung findet,  verschlungen  zu  werden.  Kommt  dereinst  auf  der 
breiten  Unterlage  der  Menschheit  das  Weltreich  zur  Erschei- 
nung, dann  dürfen  wir  hoffen,  dass  dieser  Staat  so  lange  dauern 
und  nicht  früher  untergehen  werde,  als  die  Menschheit  selbst. 

Die  besonderen  Formen  des  Staatenuntergangs 
aber  entsprechen  grossenteils  den  Formen  der  Staatenbildung, 
und  nicht  selten  werden  alte  Staaten  zerstört,  wenn  neue  be- 
gründet werden.  An  den  Tod  des  einen  Staates  schliesst  oft 
die  Geburt  des  anderen  sich  unmittelbar  an. 

1.  Den  Gegensatz  zu  der  Organisation  des  Volkes  bildet 
die  Desorganisation  oder  A uflösung  des  Volkes.  Eine 
eigentümliche  Art  der  Desorganisation  ist  die  Anarchie. 
Wenn  die  Ueber-  und  Unterordnung  in  dem  Volke  nicht 
mehr  geachtet  wird  und  niemand  mehr  eine  obrigkeitliche 

BluDtschli,  allgememe  Staatslehre.  21 
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Gewalt  anerkennt,  wenn  jeder  einzelne  nur  seinen  Lflsten 
den  losen  Lauf  lässt  und  keiner  mehr  sich  um  das  Ganze 

ktlmmert,  noch  der  Gemeinschaft  Opfer  bringt,  so  wird  der 
Staat  selbst  negiert,  und  das  organisierte  Volk  ist  in  diesem 
Falle  zur  chaotischen  Masse  herabgesunken.  Die  Anarchie 
hebt  somit  im  Princip  den  Staat,  nicht  etwa  nur  die  bis- 
herige Staatsform  auf.  Allein  eine  so  entschiedene  und  so 
andauernde  Anarchie,  die  dann  freilich  immer  der  Tod  des 
Staates  ist,  findet  sich  doch  in  der  Geschichte  der  Völker 
höchst  selten.  Weit  häufiger  sind  die  anarchischen  Zustände 
bloss  vorübergehend  und  momentane  Fieberkrisen, 
welche  zwar  das  Leben  des  Staates  bedrohen,  aber  oft  nur 
eine  andere  Gestaltung  der  Staatsverfassung  vorbereiten.  Gc'- 
rade  in  den  Zeiten  heftiger  Erschütterungen  der  Revolution 
offenbart  sich  die  entschieden  staatliche  Natur  der  arischen 
Völkerstämme  in  höchst  merkwürdiger  Weise.  Selbst  in  dem 
Augenblick,  wo  sie  die  staatliche  Ordnung  mit  wütendem  Hasse 
stürzen,  unterwerfen  sie  sich  doch  den  notwendigen  Formen 
des  staatlichen  Daseins,  und  während  sie  in  der  Verwirrung 
der  Ideen  für  Anarchie  schwärmen,  gehorchen  sie  blindlings 
je  den  wildesten  und  strengsten  l^üiirern.  Dicht  hinter  dem 
Triumphzug  der  entfesselten  und  freiheitstrünkenen  Massen 
erseheinen  die  kalten,  ehernen  Züge  der  Diktatoren  und  in 
den  Trümmern  der  zerstörten  Staatsordnung  macht  sich  so- 
fort wieder  das  Volk  eine  neue,  wenn  auch  vielleicht  schlechtere 
staatliche  Wohnung  zurecht  Auch  die  Völker  der  grossen 
arischen  Familie  sind  nicht  unsterblich ,  aber  solange  ihr 
Leben  dauert,  können  sie  der  staatlichen  Form  ihres  Daseins 
so  wenig  entbehren,  als  der  Fisch  des  Wassers  oder  der  Vogel 
der  Luft.  Es  gibt  kein  einziges  Beispiel  in  der  Geschichte, 
dass  ein  arisches  Volk  sich  dauernd  losgemacht  hätte  von 
dem  Staate,  oder  dass  ein  solches  auch  nur  in  den  Zustand 
der  Nomaden  zurückgesunken  wäre.  Im  XVI.  Jahrhundert 
haben   die  Wiedertäufer  die  Idee  des  Staates  vollständig 
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verworfen,  ähnlich  wie  in  unseren  Tagen  die  Komniunisten. 
Aber  als  ihuea  die  Gelegenheit  geboten  ward,  einen  Versuch 
zur  Einftthrung  ihrer  unstaatlichen  Gemeinschaft  zu  machen, 
haben  sie  doch  wieder  —  obwohl  m  karikierter  Form  —  einen 
Staat  eingerichtet 

2.  Die  Auswanderung  eines  Volkes  aus  dem  Lande 
seiner  Väter,  wie  die  Hehetier  su  Cftsars  Zeit  sie  unter- 
nommen, oder  die  Vertreibung  eines  Volkes  aus  semer 
Heimat,  wie  sie  während  der  grossen  Völkerwanderungen  in 
Europa  oft  erzwungen  worden,  zerstört  den  bisherigen  Staat 
jedenfalls ;  und  es  ist  gewöhnlich  unsicher,  ob  es  dem  weiter- 
ziehenden Volke  gelinge,  eine  neue  feste  Herrschaft  über  ein 
anderes  Land  zu  erwerben  und  so  einen  neuen  Staat  zu 
gründen« 

3.  Die  Eroberung  eines  Landes  und  die  Unter- 
werfung eines  bisher  selbständigen  Volkes  durch  eine  fremde 
Macht  ist  dfter  noch  Zerstörung  alter  als  Grftndung  neuer 
Staaten,  indem  sie  meistens  oiiic  blosse  Erweiterung  des  sieg- 
reichen Staates  zur  Folge  hat  In  dieser  Weise  hat  einst 
Born  eine  Reihe  von  Staaten  Terschlungen  und  über  deren 
Bevölkerung  und  Gebiet  seine  Herrschaft  ausgebreitet.  Die 
Ergebung  (deditio)  des  schwächeren  Volkes  hat  zwar  den 
Schein  der  Freiwilligkeit^  ist  aber  regelmässig  doch  das  Werk 
der  Not  und  äusseren  Zwanges  und  fällt  dann  mit  der  Unter- 
werfung zusammen. 

4.  Die  volle  Union  fenier  zieht  den  Untergang  der 
unierten  Staaten  nach  sich.  Da  in  ihr  aber  zugleich  der 
Anfang  eines  neuen  grösseren  Staates  liegt,  dessen  Volk  aus 
den  Völkern  der  aufgelüsten  Staaten  besteht,  so  ist  hier  eher 
eine  freiwillige  Entäusserung  der  bisherigen  staatlichen 
Sonderexistenz  denkbar. 

5.  Den  Gegensatz  zu  dem  Aufgehen  der  kleineren  Staaten 
in  dem  grösseren  Gesamtstaat  bildet  die  Teilung  eines 
Kelches  in  mehrere  Staaten  oder  die  Verteilung  eines 
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Staates  unter  mehrere  fremde  Staaten.  Die  erstere  kann  ohne 
äusseren  Zwang  auf  oiganische  Weise  vor  sieh  gehen,  indem 
die  verschiedenen  Bestandteile  eines  Staates  ihre  Besonderheit 
schärier  ausprägen  und  sich  dann  ablösen,  die  letztere  aber 
ist  gewöhnlich  das  Werk  fremder  Uebermacht.  Die  Teilungen 
Pölens  (1772,  1793,  1795)  sind  entsetzliche  Beispiele  solcher 
wideiTechtlichen  Gewalt  in  einer  Periode,  die  auf  ihre  Auf- 
klärung und  Humanität  eitel  war. 

6.  Wie  durch  Verleihung  von  Hoheitsrechten  an  einzelne 
Gebietsteile  neue  Staaten  sich  bilden,  so  können  auch  durch 
Entzug  oder  Abtretung  von  Hoheitsrechten  bisher  selb- 
ständige Staaten  allmählich  ihre  staatliche  Existenz  einbüssen. 
Fttr  jene  Form  der  Staatenbildung  ist  die  Geschichte  des 
Deutschen  Reiches,  für  diese  Art  dets  Staatenuntergangs 
ist  die  Geschichte  Frankreichs  besonders  lehrreich.  Die 
Gentialisation  von  Frankreich,  vorzflglich  seit  Ludwig  XI., 
hat  so  eine  Masse  von  „souveränen  Seigneurien^,  in  welche 
das  Land  zerklüftet  war,  nach  und  nach  beseitigt.  Aber  auch 
Deutschland  hat  durch  die  zahlreichen  Mediatisierungen 
seit  der  Revolution  diese  zweite  Bichtnng  der  Auflösung 
kleiner  Staaten  eingeschlagen. 


Sechstes  K.apiteh 

B.  Spekulative  Theorien. 

L  Der  sogenaiuite  Natmtaad. 

Die  philosophische  Spekulation  liebt  es,  einen  Urzustand 
zu  erdenken,  in  welchem  die  Mensehen  nodi  ohne  Staat  lebten 

und  von  da  aus  den  Weg  zu  suchen,  welchen  die  Menschheit 
habe  gehen  müssen,  um  zu  dem  Staate  zu  gelangen.  Die 
Phantasie  des  Volkes  hat  diesen  Urzustand  oft  mit  heiteren 
Bildern  von  Unschuld  und  reichen  Naturgenllssen  geschmflckt 
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und  eine  goldene  Zeit  des  Paradieses  eiträumt,  in  welcher 

es  noch  kein  Uebel  und  kein  Unrecht  gegeben  und  alle  in 
unbeschränkter  Freiheit  und  Glückseligkeit  sich  des  friedlichen 
Daseins  erfreut  haben.  In  dieser  Vorzeit  gab  es  nach  jenen 
Vorstellnngen  noch  kein  Eigentum,  da  der  Ueberfluss  der 
Natur  jedem  in  Fülle  dai  bot ,  wonacli  sein  unverkänstelter 
und  unverdorbener  Sinn  verlangen  mochte ;  damals  noch  keine 
Unterschiede  der  St&nde,  noch  selbst  der  Benifearten,  jeder 
war  dem  anderen  gleich;  damals  auch  weder  Obrigkeit  noch 
Uuterthaneu,  keine  Beamte,  keine  Kichter,  kerne  Heere,  keine 
Steuern.  * 

Einem  solchen  Ideale  gegenüber  musste  der  sp&tere 

.staatliche  Zustand  der  Menschen  als  Entartung  und  Verfall 
erscheinen.  Erst  als  vorher  unbekannte  Plagen  die  Menschen 
trafen,  erst  als  die  Leidenschaften  in  ihrer  Bmst  erwachten 
und  nene  Gefahren  hervorriefen,  erst  als  die  Schuld  den 

1  Shskespear«  achildert  diesen  Nalursustaiid  mil  glänzender  Ironie 

im  ^ Sturm": 

Qonzalo:    „Hütt'  ich.  mein  Fürst^  die  Ptlanzung  dieser  Insel, 

Ich  wirkte  im  f^a-mtnnen  Wesen  alles 

Diirrhs  Gegenteil,  denn  keine  Art  von  Handel 

Erlaubt"  ich,  keinen  Namen  eines  Amts: 

Gelahrtheit  SoHte  man  rncht  kennen:  Reichtum. 

Dienst^  Armut  gäb's  nicht;  von  Vertrag  und  Krbschaft, 

Verzaunnng,  Landmark,  Feld-  und  Weinbau  nichts j 

Auch  kein  Gebraudi  von  Korn.  Wein.  Oel,  Metali, 

Kein  Handwerk,  alle  Männer  müssig,  alle; 

l)ie  Weiber  auch,  docli  völlig  rein  und  schuldlos, 

Kein  Regiment. 

In  der  gemeinsamen  Natur  sollt'  alles 

Frucht  bringen,  ohne  Mühe  und  Schweiss:  Verrat,  Betrug, 
Schwert,  Speer,  Geschütz,  Notvvendigkeii   h  r  WaflFen 
Gäb's  nicht  bei  mir;  es  schaflfte  die  Natur 
Von  ireien  Stücken  alle  Hüll   und  Fülle, 
Mein  schuldlos  Volk  zu  nähren. 

S  ebastian:  Keine  Heiraten  zwischen  seinen  Unterthanen? 

Antonio:    Nichts  dergleichen,  Freund,  alles  los  und 
üuren  und  Taugenichtse." 
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Seelenfrieden  störte,  da  hMliirfte  es  einer  Macht,  welche  die 
Bösen  schreckte  und  strafte  und  den  vielfach  verkümmerten 
Genttss  aller  sicherte.  So  dachte  man  sich  den  Staate  wenn 
auch  nicht  immer  als  ein  notwendiges  Uebel,  doch  als 
eine  Not-  und  Zwangsanstalt,  um  grösseren  Uebeln  zu 
entgehen. 

Im  Gegensatze  zu  dieser  kindlich  heiteren  Vorstellung 

von  dem  Paradiese  dathlen  sich  andere  und  zuweilen  ^ries- 
grämliche  Philosophen  den  Zustand  des  ersten,  noch  unstaat- 
lichen Menschen  viel  schlimmer.  Ihre  ängstliche  Phantasie 
malte  statt  des  göttlichen  Friedens  einen  unablässigen  Hader 
und  Krieg  aus  aller  gegen  alle:  und  wenn  auch  ihnen  der 
Staat  als  ein  Uebel  erschien,  so  war  dieses  Uebel  doch  er* 
träglicher  und  geringer  als  der  nrsprflngliche  Naturstand,  in 
welchem  die  Menschen  dem  Wilde  des  Waldes  glichen.  Dieser 
philosophische  Gedanke  fand  in  der  theologischeu  Spekulation, 
welche  den  Staat  die  Ordnung  nicht  des  Paradieses,  sondern 
der  „gefallenen  Menschheit**  nannte,  eine  willkommene  Be- 
kräftigung. 

Die  beiderlei  Vorstellungen  übersehen  die  staatliche 
Natur  des  Menschen.   Sie  haben  beide  keine  Ahnung  von 

der  Wahrheit,"^  die  Aristoteles  so  schön  ausgesprochen,  dass 
der  Mensch  ein  ^staatliches  Wesen"  sei.  Mag  man  sich 
immer  einen  Zustand  der  Menschen  vorstellen,  welcher  der 
Entstehung  des  Staates  vorausging,  dieser  Zustand  konnte 

3  Auch  Roasseatt  (disc  sur  Torigine  de  rin^galit^  parmi  lea 
homm«8)  meinte:  „Der  Henaeh  im  NatnrzQstaiid  habe  einen  WiderwOlen 
(j^pugnait)  gegen  die  GeBeUschaft."  Aber  Hirabean  entgegnete  ihm 
vortr^ich  (essai  snr  le  d^spotisme)  mit  den  Worten:  „Non  seulement 
rhomme  aemble  fait  ponr  la  8oei6t£,  maia  on  pent  dire  qn'ü  n'eat  vrai- 
ment  komme  c^est  k  dire  un  dtre  r^fl^lssant  et  eapable  de  vertu,  qu» 
loraqu'elle  oommenoe  h  s^organiser.  Lea  hommes  n^ont  rien  vonlu  ni  dü 
aacrifier  en  ae  r6uniaaant  en  floei6t6;  ila  ont  touIu  et  da  Henire  Um 
joUmnea  et  Vtuaffe  dk  la  HbtrU  par  lea  aeooura  et  la  garantie  r6ci- 
proquea.** 
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unmöglich  den  höheren  Bedürfnissen  derselben  genügen,  ^  und 
es  war  ein  unemesslicher  Fortechritt  in  der  Entwickelungs- 
geschichte  der  Menschheit,  als  der  yon  Anfang  an  ihr  ein- 
gepflanzte Keim  zur  Staatenbiidung  sich  entfaltete  und  zur 
Erscheinung  kam. 

Siebentes  Kapitel« 

II.  Dmr  Staat  als  gdttUcho  laatitation. 

In  dem  Altertum  sowohl  als  während  des  Mittelalters 
war  der  Glaube  an  die  göttliche  Institution  des  Staates  viel 

verbreiteter  und  intensiver  als  in  unserer  Zeit.  Auch  damals 
aber  war  in  ganz  verschiedenem  Sinne  von  einer  göttlichen 
Begründung  des  Staates  die  Bede. 

1.  Nach  der  einen  Vorstellung  war  der  Staat  das  un- 
mittelbare Werk  Gottes,  die  direkte  Offenbarung  der 
göttlichen  Herrschaft  auf  Erden. 

Diese  Vorstellung  lag  der  jttdischen  Theokratie  zu  Grunde 
und  die  volle  Konsequenz  derselben  führt  jederzeit  zu  der 
theokrati sehen  Ötaatsform,  zu  welcher  sie  allein  passt 
Wenn  Gott  den  Staat  unmittelbar  geschaffen  hat,  so  ist  es 
natürlich,  dass  er  denselben  unmittelbar  erhalte  und  regiere. 

2.  Nach  der  anderen  Vorstellung  dagegen  ist  der  Staat 
nur  mittelbar  von  Gott  gegründet  und  wird  auch  nur 
mittelbar  von  Gott  geleitet ' 

3  Auch  Plate,  OeRepnbl.  U,  369  leitet  die  Entstehung  des  Staates 
davon  her,  dasa  der  einzelne  Mensch  sich  selber  nicht  genüge,  sondern 
YOD  Natur  der  Oemeinschaft  bedürfe. 

1  In  diesem  Sinne  nur  nennt  Niebuhr  (Gesch.  d.  Zeit  der  RevoK 
I,  214)  den  Staat  «eine  von  Gott  geordnete  Institution,  die  sum  Wesen 
des  Menschen  notwendig  gehört,  wie  die  Ehe  und  das  väterliche  Ver- 
hältnis. Biese  Institution  kann  sich  aber  auf  dieser  Erde  nicht  voll- 
kommen darstellen.  Was  wir  in  der  Wirklichkeit  vom  Staate  sehen,  ist 
nur  ein  Schatten  der  göttlichen  Idee  des  Staates." 
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Diese  Ansicht  wurde  auch  von  den  Griechen  und  Römern 

geteilt,  deren  Staatsformen  keineswegs  theokratisch  waren, 
sondern  durch  und  durch  einen  menschlichen  Charakter  hatten. 
Kein  Staatsgeschäft  von  irgend  welcher  Bedeutung  wurde  im 
Altertum  unternommen,  ohne  dass  Gebet  und  Opfer  vorher- 
gegangen waren,  und  in  dem  Staatsrechte  der  Römer  nahm 
die  Sorge  der  Auspicien,  durch  welche  der  Wille  der  Götter 
erforscht  wurde,  eine  sehr  wichtige  Stellung  ein.  Sie  verbanden 
mit  dem  Bewussisein  menschlicher  Freiheit  und  Selbstbestim- 
mung den  Glauben  an  eine  göttliche  Leitung  der  menschlichen 
Dinge;  und  wenn  sie  schon  in  dem  Schicksal  des  einzelnen 
Individuums  die  Macht  der  Götter  erfuhren,  so  schien  es 
ihnen  noch  klarer,  dass  das  Schicksal  jener  grossen  sittUchen. 
Lebensgemeinschaft,  die  wir  Staat  nennen,  nicht  losgerissen 
sei  von  dem  Willen  und  dem  Walten  der  Gottheit^  Hatten 
sie  etwa  hierin  unrecht? 

£s  versteht  sich  von  selbst,  dass  das  Christentum  den 
Staat  nicht  ausserhalb  der  göttlichen  Weltordnung  und 
Weltregierung  zu  denken  vermag,  und  es  ist  für  die  christ- 
liche Auffassung  bezeichnend,  dass  der  Apostel  Paulus  zu 
einer  Zeit,  als  der  Kaiser  Nero  von  Staats  wegen  die  Christen 
verfolgte,  jenes  berühmte  Wort  an  die  christlich  gesinnten 

Plutarch  sagt  darüber  in  einer  von  Haller  (Restaur.  I,  S.  427) 
citierten  Stelle  sehr  schön:  „Meines  Erachtens  könnte  eine  Stadt  leichter 
ohne  einen  Boden  gegründet  werden,  als  ein  Staat  sich  bilden  oder  be- 
Btehen  ohneGlaaben  an  Gotf  Auch  in  nenererZeit  hat  Washington, 
in  seiner  Inaugurationsrede  an  den  Kongress  im  Jahre  17S9,  diesen 
Glauben  bezeugt:  „Ich  werde  es  nicht  vernachläBBigen,  in  diesem  ersten 
offidellen  Akte,  aus  ganzer  Seele  mein  Flehen  an  das  göttliche  Wesen 
zu  richten,  welches  alles  nach  seinem  Willen  ordnet,  welches  die  Rat- 
schläge der  Nationen  leitet  und  die  Schwachen  aufrecht  hält.  Möge  sein 
Segen  über  der  Regierung  der  Vereinigten  Staaten  walten,  die  sie  unter 
sich  eingerichtet  haben  zu  ihrer  Wohlfahrt.  Kein  Volk  hat  je  zahl- 
reichere und  offenbarere  Gunstbezeugungen  der  Vorsehung  erhalten. 
Ihre  göttliche  Hand  hat  alle  Bestrebungen  mit  ihrem  Segen  begleitet, 
welche  unsere  Unabhängigkeit  gesichert  haben. 
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Römer  richtete:  „Jedermann  sei  unterthan  der  Obrigkeit,  die 
Gewalt  über  ihn  hat;  denn  es  ist  keine  Obrigkeit^  ohne  von 
Gott;  wo  aber  Obrigkeit  ist,  die  ist  von  Gott  Terordnet^ 
(Romerbrief  13,  1).  Daher  kann  es  uns  auch  nicht  befremden^ 
wenn  wahieud  des  ganzen  Mittelalters  in  allen  christlichen 
Staaten  die  obrigkeitliche  Gewalt  von  Gott,  die  höchste  des 
Kaisers  ohne  Vermittelnng  durch  eine  Zwischenperson  von 
Gott  abgeleitet^  wurde. 

Aber  so  würdig  auch  diese  Ansicht  die  Entstehung  und 
das  Schicksal  des  Staates  an  die  göttliche  Weltherrschaft  an- 
knttpft  und  so  hoch  Ihre  sittliche  Bedeutung  immerhin  anzu- 
schlagen ist,  so  darf  doch  nicht  übersehen  werden,  dass  die- 
selbe ihrem  Wesen  nach  religiös,  nicht  politisch  ist,  und 
dass  sie  gerade  darum,  wenn  sie  zum  politischen  Staats- 
princip  erhoben  und  als  Rechtssatz  gehandhabt  wird, 
leicht  Irrtümer  und  Missbräuche  veranlasst  und  beschönigt. 
Heben  wir  einzelne  hervor: 

1.  Gott  hat  zwar  den  Menschen  als  ein  staatliches  Wesen 
erschaffen,  aber  zugleich  hat  er  ihm  die  Freiheit  verliehen, 
die  eingepflanzte  Idee  des  Staates  durch  eigene  Thätigkeit 
and  zun&chst  nach  seinem  Urteil  und  in  den  ihm  geeignet 
scheinenden  Formen  zu  verwirklichen.  Es  ist  schon  ein 
grobes  Missverständnis,  wenn  einzelne  Staatsiörmen.  z.  B.  die 
republikanische,  deshalb  verworfen  werden,  weil  Gott  als 
Monarch  die  Welt  regiere. 

2.  Die  obrigkeitliche  Gewalt  ist  zwar  in  ihrer  Idee  und 
Erscheinung  von  Gott  abhängig,  aber  nicht  in  dem  Sinne, 

3  Das  ist  anch  der  Sinn  der  Constitntlo  Ludoviei  Ba^arici  v. 
1338:  „Declaramos  qaod  imperialis  dignitas  et  potestas  est  immediate  a 
iolo  Deo  (d.  b.  nicht  mediate  durch  den  Papst)  <—  etatim  ex  fofa  tltctione 
(durch  die  Kurfürsten)  est  Rex  yems  et  Imperator  Romanorum  censendos.*' 
Die  Augsburgische  Konfession  vom  Jahre  1530,  Art  16,  lehrt:  „dass 
aUe  Obrigkeit  in  der  Welt  und  geordnete  Regiment  und  Gesetze,  gute 
Ordnung  von  Qott  geschaffen  und  eingesetzt  sind."  Sie  leitet  also  die 
gesamte  Rechtsordnung  von  dem  Willen  Gottes  ab. 
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dass  etwa  Gott  einzelne  bevorzugte  Menschen  über  die  Be- 
schränktheit der  menschlichen  Natur  emporhöbe,  sich  selber 
näher  setzte  und  gewissermassen  zu  Halbgöttern  für  die  Erde 
bestellte,  noch  in  dem  Sinne,  dass  Gott  die  menschlichen  Re- 
genten zu  seinen  persönlichen  und  mit  ihm,  soweit  ihre 
staatliche  Herrschaft  reicht,  identischen  Stellvertretern 
ernennte  und  mit  seiner  Macht  und  seiner  Autorität  aus- 
rüstete.* Derlei  tbeokratische  Vorstellungen  widerstreiten 
der  menschlichen  Natur  derer,  welchen  die  Kegierung  des 
Staates  anvertraut  ist  Die  hochmütige  Rede  Ludwigs  XIV.: 
^Wir  Fürsten  sind  die  lebenden  Bilder  dessen,  der  allheilig 
und  allmächtig  ist,**^  klingt  im  Verhältnis  zu  Gott  wie  Blas- 
phemie und  ist  im  Verhältnis  zu  seinen  Unterthanen  —  Men- 
schen wie  er  ^  ein  unwürdiger  Hohn. . 

3.  Manche  fassen  die  obrigkeitliche  Gewalt  selbst,  unter- 
schieden von  den  Personen,  weiche  dieselbe  verwalten,  als  eine 
politisch-göttliche  und  «übermenschliche*^  aut  Stahl 
z.  B.^  sagt:  ^Die  Gewalt  des  Staates  ist  von  Gott  nicht  bloss 
in  dem  Sinne,  wie  alle  Rechte  von  Gott  sind,  Eigentum. 
Ehe,  väterliche  Gewalt,  sondern  in  dem  ganz  spedhschen 
Sinne,  dass  es  das  Werk  Gottes  ist,  das  er  versieht  £r 
herrscht  nicht  bloss  kraft  Gottes  Ermächtigung,  wie  auch  der 
Vater  über  seine  Kinder,  sondern  er  herrscht  in  Gottes  Namen. 
Darum  ist  auch  der  Staat  mit  der  Majestät  umkleidet^ 

*  Vgl.  Stahl,  Staatslehre  II,  §.  48  ßl.  Aufl.):  „Nach  der  theokra- 
tischen  AufifaBSung  des  Uittelalteia  iet  die  Stellang  der  berufoieii  H&opter 
der  Christenheit  die  Gottea  selbst.  Die  Herrscher  (Papst,  Kaiser  und 
Könige)  als  die  Repräsentanten  Oottes  haben  in  Person  die  Fälle  aljes 
Ansehens  lediglich  in  sich.** 

9  Oeuvres  de  Louis  XIV,  II.,  S.  317,  wo  noch  folgende  erläuternde 
Stelle  Torkommt:  „Der,  der  den  Menschen  Könige  gegeben,  bat  gewollt, 
dass  man  sie  eine  als  seine  Stellvertreter,  indem  er  nur  sich  das  Recht 
vorbehielt,  ihr  Thun  und  Lassen  zu  prüfen.  Sein  Wille  (?)  i«t,  dass 
wer  als  Unterthan  geboren  ist,  ohne  weiteres  gehorche." 

6  Staatslehre  II,  §.  43.  Vgl.  dagegen  Macaulay  in  der  unten  B.  VI, 
Kap.  £ntst.  d.  konst.  Mon.  mitgeteilten  Stelle. 
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Das  ist  aber  wieder  eine  objektive  Theokratie,  welche 
praktisch  zu  der  auch  von  Stahl  verworfenen  persönlichen 

Stellvertretung  Gottes  führen  und  allen  mit  dieser  verbundenen 
Anmassungen  und  Missbräuchen  von  neuem  üeien  Einzug  ge- 
statten wflrde.  Christus  selbst  hat  durch  sein  grosses  Wort: 
^Grehet  Gott,  was  Gott,  und  dem  Kaiser,  was  dem  Kaiser  ge- 
bührt", viel  schärfer  und  entschiedener  auf  die  mensch- 
liche Natur  des  Staates  hingewiesen  und  jede  Identifizie- 
rung staatlicher  Gewalt  mit  specifisch-göttlicher 
Herrschaft  ver^'orfen.  Die  weltliche  Staatslehre  thut  daher 
wohl  daran,  die  Existenz  und  die  Einrichtuugeu  des  Staates 
Yon  dem  menschlichen  Standpunkte  zu  betrachten  und  mensch- 
lich zu  nehmen. 

4.  Nicht  selten  wurde  die  Unvc  räaderlichkeit  der  be- 
stehenden Staatsverfassungen  und  insbesondere  auch  die  Un- 
yeränderiichkeit  der  Person  des  Regenten  oder  seiner  Dynastie 
mit  dem  Princip  verfochten,  dass  die  obrigkeitliche  Gewalt 
von  Gott  geordnet  sei.  Allein  dass  die  Unveränderlichkeit 
der  äusseren  Formen  und  der  persönlichen  Beziehungen  nicht 
zu  den  notwendigen  Eigenschaften  der  göttlichen  'Welt- 
ordnung und  Weltleitung  gehöre,  beweist  die  ganze  Welt- 
geschichte, und  Paulus  hat  gerade  durch  seine  Mahnung,  der 
jeweilig  bestehenden  Obrigkeit  Gehorsam  zu  leisten,  die 
Wandelbarkeit  auch  der  staatlichen  Ordnung  und  Regierung 
mittelbar  anerkannt.  Wohl  mochte  im  XVIL  Jahrhundert  jene 
Vorschrift  in  der  Seele  vieler  frommen  Engländer  ernste  Be- 
denken darüber  erregen,  ob  der  Widerstand  gegen  die  tyran- 
nischen Gebote  Jakobs  II.  erlaubt  sei.  und  Gcwissensski upel 
hervorrufen,  ob  die  Entsetzung  des  Königs  zu  rechtfertigen 
sei  Aber  nachdem  Wilhelm  von  Oranien  von  der  Nation  und 
von  dem  Parlamente  als  König  anerkannt  war,  konnte  auch 
der  in  religiöser  Hinsicht  ängstlichste  und  gewissenhafteste 
Tory  unbedenklich  in  diesem  die  «von  Gott  geordnete  Obrig- 
keit** verehren. 
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5.  Aehnlich  verhält  es  sich  mit  der  Frage  der  Verant- 
wortlichkeit. Dass  die  Staatsmänner,  welchen  viel  anvertraut 
ist,  und  dass  die  Ft^rsten,  welchen  Macht  verliehen  ist,  Gott 
verantwortlich  seien  für  das,  was  sie  thun  oder  unter- 
lassen, das  allerdings  folgt  aus  dem  obigen  Prineip,  aber  die 
Beantwortung  der  ferneren  Streitfrage,  ob  und  wie  dieselben 
auch  einem  menschlichen  Richter  verantwortlich  seien, 
lässt  sich  nicht  schon  von  da  aus  entscheiden.  Nicht  weil 
die  oberste  obrigkeitliche  Macht  im  Staate  specifisch  göttlich, 
sondern  weil  sie  die  oberste  ist,  wird  für  sie  Unverant- 
wortlichkeit  vor  menschlichen  Richtern  in  Anspruch  ge- 
nommen. 

Ebensowenig  darf  der  Staatsmann,  im  Glauben,  dass 
Gott  die  Schicksale  der  Völker  und  Staaten  bestimme  und 

lenke,  und  nu  Vertrauen,  dass  Gott  wohl  regiere,  gewisser- 
massen  Gott  versuchen  und  die  Verantwortlichkeit  von  sich 
ab  auf  diesen  wälzen.  Vielmehr  wird  er  von  der  eigenen 
Verantwortlichkeit  nur  dann  frei,  wenn  er  die  ihm  gewordene 
Aufgabe,  soweit  seine  Kräfte  reichen,  gewissenhaft  er- 
füllt hat.  7 

Anmerkung.  Die  Geschichte  des  Ausdrucks:  „von  Gottes  Gna- 
den", welcher  dem  Titel  der  Könige  Vjeigefügt  wird,  verdient  Beachtung. 
Es  wurde  in  verschiedenen  Zeitaltern  damit  ein  verediiedener  Sinn  ver- 
bunden. 

a)  Der  Ausdruck  kam  vorzüglich  wlUirend  des  Mittelalters  in  Uebung. 
Die  alten  fränkischen  Könige  brauchten  noch  abwechselnd  die  Ausdrücke: 
Gratia  Dei^  Divioa  ordinante  Providentia,  Divina  favente  gratia,  Divina 
favente  dementia,  per  Dei  misericordiam.  Damals  bedeutete  der  Ausdruck 
lediglicb  die  demütige  Verehrung  und  die  religiöse  Dankbarkeit  des 
Königs  gegen  Gott,  dem  die  persönliche  Erhebung  zugeschrieben  wurde; 
aber  ebenso  von  Seiten  der  gewählten,  wie  von  selten  der  durch  Erbrecht 

7  Lamartine  (Rivolut  de  1648,  I,  6.47)  spricht  diesen  Gedanken 
schön  ans,  indem  er  von  sich  berichtet:  ^11  tentait  Dien  et  le  penp]e, 
Lamartine  se  reprocha  depnis  s^v^rement  oette  &ute.  C*est  un  tort 
grave  de  renvoyer  k  Dien  ce  qne  Dien  a  laiss^  k  l'homme  d^^tat,  la 
r^sponsabilit^;  il  y  avait  }k  un  defi  k  la  Providence." 
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berufenen  Fürsten.  Der  König  Pipin,  der  seine  Erhebung  einer  Revolution 
verdankte,  brauchte  die  Formel  ebenso  unbedenklich,  wie  sein  Sohn 
König  Karl. 

Es  war  in  der  fränkischen  Periode  damit  noch  keine  souveräne  Ge- 
walt angedeutet  Auch  Bischöfe  und  Aebte,  obwohl  gesetslich  ge- 
wählt oder  von  den  Königen  gesetst,  und  weltliche  Grafen,  obwohl 
königliehe  Reichabeamte,  fugten  dieselbe  Formel  ihrem  Titel  bei. 

b)  Zur  Zeit  des  römischen  Reiches  deutscher  Nation  dauerte  der  Aus- 
druck anfangs  in  derselben  Weise  fort  Die  gewählten  Könige,  aber 
ebenso  die  Her  söge,  Grafen,  welche  von  dem  Könige  mit  ihren 
Aemtem  beliehen  wurden,  und  die  Bischöfe  und  Aebte  huldigten  noch 
immer  in  derselben  Weise  der  göttlichen  Gnade. 

Zuweilen  wird  nun  aber  der  Gnade  Gottes  die  Gnade  des  Kaisers: 
„Dei  et  Imperiali  gratia*'  von  den  weltlichen  Grossen,  und  die  Gnade  des 
Papstes  von  den  geistlichen  Fürsten:  „Dei  et  apostolicae  sedis  gratia** 
hinsugefügt. 

Allmählich  aber  bekommt  die  ausschliessliche  Herui'uiig  auf  die 
Gnade  Gottes  die  Nebenbedeutung  der  Unmittelbarkeit  der  obrig* 
keitlichen  Gewalt,  im  Gegensatze  zu  einer  übergeordneten  Lehens  herr- 
sch a  f  t.  Der  Ausdruck  entsprach  überhaupt  der  lieigung  des  Mittelalters, 
alle  Gewalt  von  Gott  abzuleiten. 

c)  Kach  der  Kiichenreform  lingen  die  Int  herischen  Theologen 
an,  den  Satz  von  Paulus:  «Alle  Obrigkeit  von  Gott^  als  ein  christliches 
Dogma  nachdrücklich  zu  verkünden  und  die  Träger  der  Staatsgewalt  als 
Gesalbte  und  Stellvertreter  Gottes  m  erklären.  Lu  ther  selber  war  darin 
viel  freier.  Wir  erinnern  uns,  dass  er  einst  an  König  üeinrich  VIIL  von 
England  schrieb:  „Ich  Martin  Luther  von  Gottes  Gnaden  eoclesiasles  an 
Heinrich,  von  Gottes  Ungnaden  König  von  England."  Die  buchstaben- 
gläubigen Theologen  bedachten  auch  nichts  dass  der  Apostel  Paulus 
jtnfn  Satz,  ganz  im  Gfgensaty.e  zu  den  theokratisch  gesinnten  Juden- 
christen, welche  den  heidnischen  Kaiser  verachteten,  mit  Absicht  auf 
den  römischen  Kaiser  Hero  bezog.,  der  seine  Gewalt  nach  dem  r()mischen 
Staatsrecht  von  dem  römischen  Volke  empfangen  hatte.  Sie  übersahen, 
dass  der  Apostel  Petrus  ganz  dasselbe  wollte,  wenn  er  den  Christen 
„Gehorsam  gegen  die  menschliche  Ordnung**  empfahl.  Sie  berühmten 
sich,  vorzugsweise  die  Vertreter  des  göttlichen  Rechtes  der  weltlichen 
Fürsten  zu  sein. 

d)  Entschiedener  noch  versuchten  p>  König  Ludwig  XIV.  von  Frank- 
reich und  Jakob  IL  von  Enj^laud,  aus  dem  Gottesirnadentnm  der  Könige 
ein  ncur.s  S  t  aa t  s  d o?ni  a  zu  machen  und  iladiirdi  der  an;j:('strr'bten  abso- 
luten (u'waU  der  Konige  eine  höhere  Sanktion  zu  verleihen.  Das  Konigs- 
recht  sollte  nun,  im  (legensaiz  zu  allen  anderen  nionsclilichen  Rechten 
des  Eigentums,  der  Familie,  der  Parlamente,  ein  s]>eeilisi'li  g("»ttlichp«!  d.  Ii. 
absolutes  sein.  Es  sollte  über  die  Öphare  der  menschlichen  Eechtsorduuog 
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erliobcn  werden.  Indessrn  wiflersetzten  sich  die  l'ranzosischcii  Stiinde  der 
gesctziK'lirii  Sanktir)ii  <ler  behaupteten  Gultlichkcit  t  Könige  und  hel'liger 
.noch  widersprach  das  englische  Parlament.  In  Enj^^land  wurde  da.'^  ilieo- 
kratisierende  Princip  durcli  die  Kt  volution  von  1688,  in  Fraukreich  durch 
die  Revolution  von  1789  definitiv  verworfen. 

e)  Am  entsehiedenäten  sprachen  sich  dagegen  die  Männer  der  deut- 
schen Wissenschaft  Pnffendi>rr  und  Thomadius  aus.  vor  allen  aber 
Friedrich  der  (j  i-  o  s  e ,  der  darin  das  Gruudgebrechen  der  europäischen 
StaaLszustände  erkannte. 

Ij  Stahl  hat  seither  ver.sntid  ^  dem  falschen  (Jedanken  eine  neue 
Fassung  zu  geben  und  denselben  in  Gestalt  eines  objektiven  göttlichen 
Hechtes  der  Obrigkeit,  im  Gegensätze  zu  der  persctidichen  Vergöttlichung- 
der  absülulen  Könige  in  die  Staatslehre  neueidings  einzuschmuggeln. 
Vergeblich.  Die  mudeme  Welt  läast  nicli  mit  dieser  Ausgeburt  einer 
kranknalten  Einbildung  nichts  mehr  vorzaubem. 


Achtes  Kapitel. 

III.  Die  Theorie  der  Qewalt. 

,)Der  Staat  ist  das  Werk  gewaltsamer  Unterwerfung. 
Er  beruht  auf  dem  Rechte  des  Stärkeren.^  So  versichern 

uns  einzelne  Philosophen,  öfter  aber  uocli  einzelne  gewalt- 
same Machthaber  J 

Diese  Lehre  ist  dem  Despotismus  günstig,  denn  sie  recht- 
fertigt jede  Gewaltthat;  in  zweiter  Linie  aber  dient  sie  auch 
der  Revolution,  sobald  sich  diese  stark  genug  fühlt,  offene 
Gewalt  zu  üben.  Gewöhnlich  wird  sie  ebenda  als  Waffe 
herbeigeholt,  wo  die  Schranken  des  wahren  Rechtes  tlber- 
schritten  werden  und  die  rohe  Uebermacht  waltet.  Sie  ist 
ein  Sophisma,  nur  für  Mächtige  verlockend,  den  Schwachen 
leichter  vernichtend  als  täuschend,  eher  zur  Selbsttäuschung 
als  zur  Täuschung  anderer  geschickt 

<  Plutarcli  (Leben  des  Camillus,  17)  legt  diese  Tlieorie  dem  GaUier 
König  Brennus  in  den  Mund;  „Des  älteste  aller  Gesetze,  welches  von 
Gott  an  bis  auf  die  Tiere  liinabreieht.  gibt  dem  Stärkeren  die  Herrschaft 
über  die  Güter  des  Schwächeren.** 
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Man  hat  gesagt,  die  Geschichte  erweise  die  Wahrheit 

jenes  Satzes,  und  allerdings  zeigt  in  der  Geschichte  die  Ge- 
walt sich  öfter  wirksaui  bei  der  Begründung  von  Staaten  als 
der  Vertrag;  aber  nur  äusserst  selten  hat  die  rohe  Gewalt 
für  sich  allein,  nach  eigener  Willkflr,  Staaten  geschaffen,  nie- 
iiiuls  dauernde  und  grosse  Staaten.  In  der  liegei,  wenn  auch 
gewaltsame  Ereignisse,  voraus  der  Krieg,  ihren  Anteil  hatten 
an  der  GrAndung  neuer  Staaten,  war  die  Gewalt  doch  nur  die 
Dienerin  wirklicher  Rechtsansprüche.  Sie  war  nicht 
die  Quelle  des  Rechtes,  sondern  durchbrach  nur  den  Wider- 
stand, der  den  Abfiuss  der  Quelle  hinderte.  Sie  schuf  nicht 
das  Recht,  sondern  unterstützte  es  und  erzwang  ihm  die  An- 
erkennung. Wo  die  Gewalt  in  der  Geschichte  für  sich  selbst 
in  ihrer  barbarischen  Roheit  auftritt,  da  ist  sie  regelmässig 
nicht  von  schöpferischer  Wirkung «  sondern  ein  Instrument 
der  Zerstörung  und  des  Todes. 

Diese  Lehre  ist  im  schueidi  utlsten  Widerspruche  mit  dem 
Begriffe  der  persönlichen  Freiheit  Sie  kennt  nur  Herren 
und  Knechte;  unter  FVeien  (liberi)  versteht  sie  höchstens 
Freigelassene  (libertini).  Sie  widerspricht  ebenso  schroti"  der 
Idee  des  Rechtes,  denn  dieses  ist  oüenbar  von  geistig- 
sittlichem Gehalt,  während  sie  die  brutale  Uebermacht  der 
physischen  Gewalt  auf  den  Thron  erhebt.  Berufen,  dem 
Rechte  zu  dienen,  ist  die  Gewalt,  welche  selber  Recht  sein 
will,  Empörung  wider  das  Recht  ^ 

Indessen  ist  auch  in  den  Irrttbnem  dieser  Lehre  ein 
Rest  von  Wahrheit  verborgen.  Sie  hebt  ein  für  den  Staat 
unentbehrliches  Moment,  das  der  Macht,  hervor,  und  hat 

Schm  it  1  h  cim  er  ( SiaatßwisseuFcljal'l  I,  S.  13)  citiert  einr  schone 
Inerhei'  gchcuige  AeuHSerung  von  J,  J.  Ron^seaii  (Conti*.  Soe.  I.  'A): 
„Der  Sfark.stc  ist  iiienials  stark  yciui«;.  um  seim-  Herrsehal't  zu  behaupten, 
wenn  er  nicht  seiin'  rpbcrinai  hi  in  Reelit  und  den  (Jehorsani  der  Unter- 
worfenen in  Püicht  umzuwandeln  versteht"  ne  traiiislbrine  m 
lorce  en  droit  et  l'ubeissance  en  devoir). 
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insofern  namentlich  der  entgegengesetzten  Theorie  gegenüber, 
welche  den  Staat  auf  die  Willkür  der  Individuen  basiert  und 
in  ihren  Konsequenzen  zu  einer  ohnmächtigen  Staatsgewalt 
führt,  eine  gewisse  Berechtigung.  Sie  legt  den  Nachdruck 
auf  die  Bealität  der  Erscheinung  und  die  vorhandenen  Macht* 
Verhältnisse  und  warnt  so  vor  den  eiteln  Versuchen,  die  Träume 
blosser  Spekulation  und  die  Wünsche  abstrakter  Doktrinen 
da  zu  verwirklichen,  wo  die  natürlichen  Verhältnisse  und 
Kräfte  widerstreiten. 

Ohne  Macht  kann  weder  ein  Staat  entstehen  noch  sich 
behaupten.  Der  Staat  bedarf  der  Macht  nach  muen  sowohl 
als  nach  aussen;  wo  die  Machtverhältnisse  fest  und  dauernd 
geworden  sind,  da  sucht  und  erlangt  gewöhnlich  auch  die 
Macht  die  Verliindung  mit  dem  Recht,  d.  h.  die  Anerkennung, 
Reinigung  uud  Heiligung  durch  das  üecht.  Denn  ohne  das 
Recht  ist  die  Macht  des  Stärkeren  von  tierischer  Natur,  sie 
ist  der  Wolf,  der  das  Lamm  zerreisst.  Mit  dem  Rechte  ver- 
einigt aber  ist  sie  der  sittlichen  Natur  des  Menschen  würdig 
geworden. 


Neuntes  Kapitel. 

17.  Die  Yertragfitheorie. 

Vorzüglich  seit  Rousseau  hat  die  Lehre,  dass  „der 
Staat  ein  freies  Werk  des  Vertrages,  der  Uehereinkunft 
seiner  Bürger^  sei,  eine  grosse  Verbreitung  und  Popularität 
genossen.  Sie  schmeichelte  der  Selbstgefälligkeit  der  Indi- 
viduen, von  denen  sich  jeder  einzelne  nach  ihr  als  Staaten- 
gründer  denken  konnte,  und  schien  ihre  Lüsternheit  zu  be- 
friedigen, indem  sie  jeden  beliebigen  Inhalt  aufzunehmen 
verhiess.  Diese  Theorie  hat  vorzüglich  in  den  Zeiten  der 
französischen  Revolution  eine  furchtbare  Autorität  erlangt 
Mit  ihrer  Hilfe  vornehmlich  wurde  die  alte  Staatsform  nieder- 
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^rissen  und  wurden  mannigfaltige,  aber  yerunglfickte  Ver- 
suche unternommen,  ül>er  dem  SchulthciufLii  ein  neues,  allen 
zusagendes  Staatsgebäude  aufzurichten.  Aber  wenn  sie  auch 
vorzugsweise  als  die  Lieblingstheorie  der  Bevolution  Geltung 
gefunden  bat,  so  bat  sie  doch  öfter  schon  auch  dazu  dienen 
müssen,  die  Rechtmäbi^igkeit  abboiiUer  Herischaft  verteidigen 
zu  helfen.  £s  verhält  sich  mit  ihr  umgekehrt  wie  mit  der 
Lehre  von  der  Gewalt. 

Wie  diese  vorzugsweise  den  Despotismus  roher  Ueber- 
macht  begünstigt,  ausnahmsweise  aber  auch  die  gewaltsamen 
Vorgänge  der  £mpörung  deckt,  so  ist  die  Vertragstheorie 
voraus  der  Anarchie  günstig,  schlitzt  aber  ausnahmsweise 
auch  die  Unterdrückung  verhasster  Minderheiten  durch  will- 
kürliche Mehrheiten  oder  die  Tyrannei  des  Siegers  über  die 
Besiegten,  welche  sich  ihm  ergeben  haben. 

Diese  Theorie  erhebt  den  Anspruch  ;iiif  allgemeine  Gültig- 
keit Nach  derselben  beruht  die  Eutstehuug  aller  Staaten  und 
in  gewissem  Betracht  auch  die  Fortdauer  aller  Staaten  auf 
Vertrag.  Die  Geschichte  aber,  welche  uns  so  reiche  Auf- 
schlüsse über  die  Staateubilduug  eroflnet,  weiss  auch  nicht 
ein  einziges  Beispiel,  in  welchem  wirklich  durch  Verabredung 
und  Vertrag  der  Individuen  ein  Staat  ^kontrahiert^  worden 
wäre.  Wohl  kennt  sie  einzelne  i  aile  von  Verträgeu  zweier 
oder  mehrerer  Staaten,  durch  welche  ein  neuer  Staat 
gegründet  wurde,  auch  einige  Fälle,  in  denen  Fürsten  und 
Häuptlinge  sich  mit  einzelnen  Klassen  oder  Ständen  des  Volks 
vertragsmässig  zu  neuen  Staatslormen  vereinbarten,  aber  sie 
kennt  keinen  Fall,  in  welchem  ein  Staat  wie  eine  Handels- 
gesellschaft oder  eine  „Brandkasse**  durch  seine  ,,gleichen^ 
Bürger  errichtet  worden  wäre.  Ebensowenig  unterstützt  die 
Geschichte  die  Meinung,  dass  auch  die  Fortsetzung  der  Staaten 
aus  einer  steten  Vertragsemeuerung  der  Individuen  abzuleiten 
sei.  Vielmehr  zeigt  sie  uns,  dass  das  Individuum  schon  als 
Glied  des  Staates  geboren  und  erzogen  wird  und  mit  seiuer 

Bluntschli»  aUgsmeioe  Staatslehre.  22 
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Erzeugung,  Geburt  und  Erziehung  auch  das  bestimmte  Ge- 
präge des  Volks  und  des  Vaterlandes  empfängt,  dem  es  zu- 
gebort,  bevor  es  Imstande  ist,  einen  eigenen  selbständigem 
Willen  zu  haben  und  zu  äussern. 

Das  Zeugnis  der  Geschichte  steht  somit  jener  Theorie 
schroff  entgegen,  es  verwirft  dieselbe  unzweideutig.  Selbst  ia 
den  Zeiten,  als  die  Lehre  vom  Gesellschaftsvertrag  die  zahl- 
reichsten Anhänger  hatte  und  am  wirksamsten  war,  konnte 
sie  doch  niemals  die  entgegenstehende  Eealität  der  Natur 
fiberwältigen.  Das  Volk  wurde  zwar  in  lauter  „freie  und 
gleiche  Bürger aufgelöst,  aber  die  Minderheiten  auch  in  deu 
Urversammlungen  « vertrugen"  sich  nicht  mit  den  Mehrheiten, 
welche  ihren  Willen  als  den  übergeordneten  und  allein  gel- 
tenden durchsetzten.  Die  „konstituierende  A'ersammlung 
wurde  zwar  als  ein  Auszug  und  als  eine  Stellvertretung  der 
sämtlichen  Bürger  angesehen  und  ihr  die  Aufgabe  gestellt, 
sieb  über  eine  Verfassung  zu  vereinbaren;  aber  auch  in  ihr 
überwog  die  einheitliche  Form  des  Beschlusses  durchweg 
über  die  vielheitliche  des  Vertrages.  Man  ^fingierte^  einen 
Vertrag,  wo  kein  wirklieber  zu  erkennen  war,  und  täuschte 
iiich  und  andere  mit  der  fingierten  Freiwilligkeit  der  Einzelnen, 
da  wo  die  Mehrheit  als  Organ  der  Gesamtheit  eine  häufig 
unerträgliche  Herrschaft^  übte. 

Wie  die  Unwahrheit  der  Theorie  durch  die  Geschichte 
nachgewiesen  ist,  so  hält  dieselbe  auch  der  Kritik  der  Ver- 
nunft nicht  Stand.  Sie  geht  aus  von  der  Freiheit  und  von 
der  Gleichheit  der  Individuen,  die  den  Vertrag  abschliesseo. 
Aber  politische  Freiheit,  die  hier  vorausgesetzt  wird,  ist 
nur  im  Staate,  nicht  ausserhalb  desselben  denkbar.  Der 
Mensch  hat  wohl  die  Anlage  zu  dieser  Freiheit  schon  in  sich, 
wie  den  Trieb  und  das  Bedürfnis  des  Staates;  die  Wirklich- 

1  Rousseau  (I,  7)  schon  fingiert  eine  ursprüngliche  Ein- 
stimmigkeit, durch  welche  das  Gesetz  der  spitteren  Mehrheit  an» 
geordnet  worden,  aber  die  Fiktion  deckt  den  Widerspruch  nicht. 
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keit  dieser  Freiheit  dagegen  kann  erst  in  der  organischen  Ge- 
meiuiscLaft  de»  Staates  zu  Tage  treten.  Wäriu  die  Individuen 
ferner  nur  gleich,  so  könnte  nie  ein  Staat  entstehen/^  denn 
dieser  setzt  die  (politische)  Ungleichheit  —  ohne  welche 
es  weder  llegierende  noch  Kt^icrle  geben  kuiin  —  als  not- 
wendige Grundlage  voraus. 

Noch  mehr.  Der  Grundirrtum  jener  Anschauung  ist  der, 
dass  sie  sich  die  Individuen  als  Kontrahenten  vorstellt.  Wenn 
die  Individuen  Vertrage  i?clilies>eii.  sd  entsteht  Privatrecht, 
nie  aber  Staatsrecht.  Das  was  dem  Individuum  als  solchem 
zugehört,  ist  sein  individuelles  Vermögen,  sein  Privatgut. 
Darüber  kann  ti  viilü-rii.  der  eine  wie  der  andere  darüber 
auch  Verträge  schliessen.  Kiuen  politischen  Inhalt  aber 
können  die  Verträge  nur  haben,  wenn  schon  eine  Gemein- 
Schaft  da  ist,  welche  aber  den  Individuen  steht,  denn 
dieser  Inhalt  ist  nich  Privatgut  der  Individuen,  sondern  öflfenL- 
liches  Gut  der  Gemeinschaft 

Durch  Vertrag  von  Individuen  kann  somit  weder  ein  Volk 
noch  ein  Staat  entstehen.  Wie  viele  Einzelwillen  auch  an- 
gehäuft werden,  so  entsteht  kein  Gesamtwiile  daraus;  wenn 
noch  so  viel  Privatrecht  abgetreten  wird,  es  entsteht  kein 
Staatsrecht  daraus. 

Für  die  rolitik  ist  übrigens  jene  Lehre  im  höchsten 
Grade  gefährlich.  Indem  sie  den  Staat  und  dessen  Kechts- 
ordnung  zu  dem  Produkte  individueller  TVillkfir  stempelt  und 
je  nach  dem  Willen  der  gerade  lebenden  Individuen  für  ver- 
änderlich erklärt,  hebt  sie  den  Bej^iitl  des  Staatsrechtes  auf, 
reizt  die  Bürger  zu  staatswidriger  Willkür  und  gibt  den  Staat 
der  äussersten  Unsicherheit  und  Verwirrung  preis.  Viel  eher 
ist  sie  daher  eine  Theorie  der  Anarchie  als  eine  Staats- 
lehre zu  nennen. 

3  Aristoteles.  Polit.  II,  1,  4:  „oi-  yao  .ivitat  noU;;  f$  ogioiav;  Ifoop 
yo^  ^v^ua^ia  (BundeBgenossenschallt)  ma«  fiJ/./g  (Staat).^ 
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Auch  sie  enthält  indessen  ein  Stück  Wahrheit  verhüllt, 
wie  denn  überhaupt  der  Irrtum  der  täuschendste  und  gefähr- 
lichste ist,  in  welchem  eine  allgemein  fassliche  Wahrheit  durch- 
schimmert. Im  Gegensätze  nämlich  zu  der  Theorie,  welche 
in  dem  Staate  ein  blosses  Naturprodukt  sieht,  hebt  sie  die 
Wahrheit  hervor,  dass  der  menschliche  Wille  auch  be- 
stimmend auf  die  Gestaltung  des  Staates  einwirken  kann  und 
darf,  und  im  Widerspruch  zu  einer  gedankenlosen  Empirie 
vindiciert  sie  der  menschlichen  Freiheit  mit  dem  Bewusst- 
sein  von  der  Yernflnftigkeit  des  Staates  ihr  Recht. 

Anm erknn^en.  1.  Der  berühmte  Satz  des  Aristoteles  (Polit. 
I,  1,  11),  dass  der  Staat  früher  sei  als  die  einzclueii  Bürger,  wie  das 
Ganze  früher  als  der  Teil,  widerlegt  in  der  That  den  Gedaiikea,  dass 
von  den  Individuen  der  Staat  erfunden  und  gemacht  werden  könne,  hin- 
reichend. Das  politische  Individuum,  der  Bürger,  ist  nur  ein  Glied  in 
dem  Staatskörper,  das  für  sich  allein  und  losgerissen  von  dem  Zusammen- 
hang imi  dem  Staate  als  solches  keine  Existenz  hat. 

2.  Der  Irrtum,  den  Staat  auf  den  individuellen  Willen  zu  begrün- 
den, steht  in  Verbindung  mit  dem  noch  mehr  verbreiteten,  und  auch 
von  Männern,  welche  diese  Vertragstheorie  verachten,  oft  geteilten  Irr- 
tum, dass  das  Recht  überhaupt  das  Erzeugnis  des  freien  Wil- 
lens sei.  Allerdings  ist  dem  freien  Willen  des  Menschen  die  Macht 
gegeben,  in  manchen  Beziehungen  Recht  zu  gestalten,  abzuändern,  um- 
aawandeln;  aber  der  grösste  Teil  des  Rechtes  war  von  jeher  durch  die 
£xi8tenz  der  Weltordnung  und  die  Natur  der  Menschen  und  Verhält- 
nisse gegeben  und  von  dem  Willen  der  Menschen  durchaus  unab- 
hängig. Das  meiste  Recht  wird  nicht  erdacht,  sondern  gefunden  und 
erkannt,  „geschöpft^  nicht  geschaffen;  und  mehr  noch  als  das 
„Wir  wollen**  der  menschlichen  Subjekte  ist  das  „Ihr  sollt**  von 
entscheidendem  Einfiusa  geworden  auf  die  Rechtsbildung.  Auch  Hegel, 
indem  er  das  Recht  zwar  nicht  ans  dem  ^partikularen  Einzelwillen 
sondern  aus  dem  ^ wahren**,  dem  ^an  und  für  sidi  seienden**  Willen 
hervorgehen  lässt,  hat  die  Natur  des  Rechtes  nicht  wahrhaft  begriffen, 
obwohl  er  die  Unrichtigkeit  der  Vertengstheorie  vollkommen  eingesehen 
hat   Vgl.  Rechtsphilosophie,  §.  258. 

3.  Ein  Schweizer,  der  Genfer  Bürger  J.  J.  Rousseau,  hatte  der 
Yertragstheorie  mit  den  glänzenden  Waffen  seiner  beredten  Dialektik 
vorzüglich  den  Sieg  in  der  öffentlichen  Meinung  verschafft  Ein  anderer 
Schweizer,  der  Bernerische  Patrizier  Ludwig  von  Haller,  griff  die 
ganze  natnrreebtliche  Lehre  seiner  Zeit  mit  grosser  Energie  an  und 
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überwand  die  V^ertragstbeoiie  durcii  seine  gründliche  Bekämpfung  voll- 
Btändig.  Weniger  glücklich  war  er  in  der  positiven  Begründung  der 
8taat8wissensehaft,  die  er  „Restauration"  nannte.  Es  geschieht  ihm  frei- 
lich Unrecht,  wenn  man  seine  Lehre  mit  «ler  Theorie  der  Gewaltherr-  ♦ 
Schaft  identificiert  und  ihn  für  einen  Vertt  idiger  von  jeglichem  Despotis- 
mus erklärL  Aber  er  ist  der  Lehrer  der  Reaktion,  wie  Rousseau  der 
Lehrer  der  Revolution. 

Ilaller  gründet  den  Staat  auf  das  „Naturgesetz,  dass  der 
Mächtigere  herrsche**,  und  erkennt  in  der  Uebcrl egcnhei t  des 
einen  und  in  dem  Bedürfnis  des  anderen  den  Grund  ulier  Herrschaft 
lind  aller  Abhnn<ji'4keit.  Kr  nennt  dasselbe  eine  rwifrr.  luialjäTiderliclie 
Ordnung  Gottes.  Schon  diese  Hinwei.-^uiiL''  /ciuM.  dass  ihm  Macht  nicht 
gleichbedeutend  mit  lii  walt  ist  und  er  führt  dt  n  (leu^ensatz  naher  aus.  — 
„Jene  winl  beschrankt  durch  die  Pflicht.  Durch  das  moralische  Ptlicht- 
gesetz,  welches  Golt  in  die  Herzen  der  Menschen  geschriclKii ,  welches 
sich  in  dem  (Jewi.ssen  der  Kinder  schon  kund  gibt  und  in  allen  Zeiten 
unter  allen  V'()lkern  ollVnbar  wurde:  „Meide  B«>ses  und  thue  Gutes." 
und:  „Beleidige  niemand  und  lass  jedem  das  Seine;*'  durch  das  (Jesetz 
<ler  „Gerechtigkeit"  und  das  Gesetz  der  .J  icbc*  wird  dafür  gesiirj!, 
dass  die  Macht  (potentia'i  nicht  in  schädliclu'  (iewalt  (vis)  ansniic. 
Diese  beiden  (m-xm/c  sind  vdii  (miii  dem  Menschen  einge|)llanzt.  sie  sind 
diesem  aiiLTelioren.  Sie  sind  allgemein  und  notwendig,  ewig  und  unab- 
änderlich. Sie  sin«i  jedem  verständlich,  und  die  (duTSten  und  höchsten, 
denen  alle  ainit  ren  inenschlirhen  Gesetze  sich  um emidnen  müssen,  von 
denen  niemand  zu  dispensiert  11  befugi  ist.  Sie  sind  auch  die  mildesten 
und  freundlichsten,  ihr  Jocii  ibt  sanft  unil  ihre  Last  ist  leicht.  Niclit 
der  allgemeine  Volkswille,  nicht  das  nllgemeine  Wohl,  auch  nicht  die 
Furcht  vor  menschlicher  Gewalt,  btuulern  einzig  der  göttliche  VVille  ist 
der  Grund  dieses  Ptlichtgesetzes.  Es  gilt  didier  auch  lür  die  Mächtigen. 
Jede  Ueberlrelung  desselhen  ist  ein  unerlaubter  Missbrauch  der  Gewalt 
von  dem  gemeinsten  Hausvater  bis  zu  dem  grössteu  Polentuten  hinauf, 
eine  Ungerechtigkeit  oder  eine  Lieblosigkeit.  Die  Gerechtigkeit  darf 
man  lordern  von  dem  Starken  wie  vun  dem  Schwachen,  sobald  man  sie 
selbst  bcübachtei.  Liel»e  und  Wohlwollen  von  dem  bessereu  Teil  des 
menschlichen  ller/.ens  erwarten.  CJegen  den  möglichen  Missbrauch  der 
liuchöteii  Gewalt  gibt  es  keine  Hilfe  durch  menschliche  Einriclitungen. 
Es  gibt  über  die  höchste  Gewalt  keinen  menschlichen  liichter.  „Es  gibt 
nirgends  Hille  als  bei  Gott."  „Der  (Jlaube  an  Gott."  %vie  Piutarch 
sagt,  „it^t  das  Band  und  der  Kitt  aller  menschlichen  Gesellschaft  und 
die  Stütze  der  Gerechtigkeit."  Die  Heligion  allein  vermag  die  Macht  in 
ihren  Schranken  zu  halten  und  die  Schwachen  zu  stärken." 

Wir  haben  die  Grundzuge  der  Hallerscheu  Doktrin  mit  ihren  eigenen 
Worten  wiedergegeben.  Dabei  fällt  es  freilich  auf,  dass  er  das  Recht 
und  den  Staat  nicht  aus  der  Gerechtigkeit,  sondern  aus  der  Macht 
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ableitet  und  jene  nur  als  die  Schranke  dieser  erfasst.  Die  Macht 
gibt  nach  ihm  Recht  und  nur  die  Macht  gibt  Recht;  je  grösser  die 
Macht,  desto  hölier  das  Recht,  während  in  Wahrheit  die  Macht  für  sich 
allda  nur  ein  thats&chliches,  nicht  ein  RechtSTerhältnis  bildet.  Dieser 
Zug  geht  aber  durch  das  ganze  System  durch.  Die  Ehrfurcht  yor  der 
realen  Macht,  wie  sie  sich  in  den  natürlichen  Verhältnissen  äosserlich 
sichtbar  darstellt,  wie  sie  historisch  geworden  ist,  verschliesst  ihm  öfter 
die  Einsicht  in  den  ideal-sittlichen  Charakter  des  Rechtes  und  in  das 
Werden  desselben;  die  Neigung,  die  höchste  Macht  und  das  höchste 
Recht  der  Obrigkeit  vor  jeder  Beeinträchtigung  zu  sichern,  wird  in  ihm 
suwellen  bis  zum  Hohn  und  Hass  gegen  jeden  Versuch  gesteigert,  die 
Rechte  der  Unterthanen  vor  Missbrauch  der  obrigkeitlichen  Gewalt  au 
sichern  und  die  Ausübung  dieser  zu  beschränken,  als  ob  es  ein  Frevel 
wäre,  das  göttliche  Pflichtgesetz  auch  durch  menschliche  Einrichtungen 
vor  menschlichen  Verletzungen  zu  bewahren.  Er  ist  daher  auch  ein 
erkürter  Gegner  des  ganzen  konstitutionellen  Systems  und  bildet  die 
mittelalterliche  Vorstellung,  dass  die  staatliche  Herrschaft  dem  Eigentum 
gleich  sei,  in  schroffer  Weise  aus. 


Zehntes  Kapitel. 

7.  Der  organische  Staatstrieh  nnd  daa  StaatabewustBeiiL 

Es  genügt  nicht,  die  gewöhnlichen  spekulativen  Theorien 

zu  verwerfen.  Das  Bedürfnis,  die  eine  Ursache  der  Staaten- 
bildung im  Gegensatz  zu  den  manni'^'faltigen  Formen  der 
Erscheinung  zu  erkennen,  bleibt  unbefriedigt. 

Indem  wir  auf  die  menschliche  Natur  zurückgehen, 
finden  wir  in  ihr  die  gemeinsame  Ursache  aller  Staatenbildiuig. 
Die  Menschennatur  hat  neben  der  individuellen  Mannigfaltig- 
keit auch  die  Gemeinschaft  und  Einheit  als  Anlage  in 
sich;  und  indem  diese  Anlage  entwickelt  wird  und  zunächst 
die  Nationen  als  Völker  sich  in  ihrer  inneren  Gemeinschaft 
und  Einheit  erfahren  und  demgemäss  äusserlich  gestalten, 
bringt  der  innere  Staatstrieb  die  äussere  Organisation  des 
Oesamtdaseins  in  Form  männlicher  Selbstbeherrschung,  d.  h. 
in  Form  des  Staates  hervor. 
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Dieser  StaaUtrieb  wirkt  uufäiiglich  iustinktiv  uüci  unbe- 
mrusst  in  den  Menschen.  Die  Menge  schaut  halb  mit  Ver- 
trauen, halb  mit  Furcht  zu  einem  Häuptling  auf,  dessen  über*, 
legeücr  Mut  und  Geist  ihr  imponiert,  den  sie  als  den 
höchsten  Führer  und  Ausdruck  ihrer  Gemeinschaft  verehrt 
Sie  ordnet  sich  ihm  unter  und  gehorcht  seinem  Befehle. 

Allmfihlich  aber,  bei  steigender  Kultur  und  nach  sicheren 
liebenserfahrungeu  erhellt  sich  der  dunkle  Trieb  und  es 
bildet  sich  das  Staatsbewusstsein  und  der  Staats- 
yfiWe  aus.  Naturgemäss  zuerst  in  den  Führern  und  Häuptern 
des  Volkes.  In  ihnen  wird  der  StaaLstrieb  zu  aktivem 
Staatsbewusstsein  erhöht  und  zu  ordnendem  und 
ivirkendem  Staatswiilen  gekräftigt.  Die  Masse  der 
Begierten  gelangt  einstweilen  nur  zu  einem  passiven  Staats- 
bewusstsein. 

Nach  und  nach  breitet  sich  das  Staatsbewusstsein  aber 
auch  in  den  höheren,  zuletzt  in  den  unteren  Ständen  und 

Klassen  der  Bevölkerung  aus  und  wird  auch  da  wirksam  und 
thätig. 

Diese  Annahme  eines  in  der  menschlichen  Natur  vorerst 
'Unbewnsst  wirkenden  Staatstriebes,  später  bevrusst  wirken- 
den Staatsgeistes  steht  mit  den  geschichilichen  Entstehungs- 
formen der  Staaten  nicht  im  Widerspruch,  sondern  erklärt 
dieselben. 

In  den  Mächtigen  steigert  er  sich  leidenschaftlich  bis 
zur  Herrschsucht,  in  den  Schwachen  bis  zur  knechtischen 
Unterwürfigkeit.  In  den  Freien  aber  ist  er  durch  den  Yer- 
^stand  erleuchtet  und  durch  das  sittliche  Selbstgefühl,  welches 
mit  dem  ebenfalls  sittlichen  Gesamtgefühl  in  Harmonie  ist, 
würdig  erfüllt.  Nur  der  freie  Staat  ist  wahrer  Staat,  weil  nur 
in  ihm  der  Staatsgeist  allgemein  und  in  allen  Klassen  des 
Volkes  wirksam  ist. 

Was  Wahres  in  den  falschen  spekulativen  Theorien  ent- 
halten war,  finden  wir  in  dieser  Auffassung,  welche  die  Alten 
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schon  ausgesprochen  hatten,^  wieder,  ohne  die  entstelleiuki* 
Irrtümer  jener  Theorien.  Mittelbar  erscheint  dann  der 
Staat  auch  als  etwas  Göttliches,  indem  Gott  den  Staatstrielv 
in  die  menschliche  Natur  gelegt  und  insofern  die  Verwirk- 
lichung des  Staates  gewollt  hat.  Das  gesunde  religiöse  Gefühl 
wird  daher  nicht  verletzt,  wenngleich  der  Staat  in  erster  Linie- 
ais eine  Aufgabe  und  ein  Werk  der  Menschen  erklärt  wird.. 
Auch  was  von  realer  Machtfülle  zur  Staatenbilduiig  unent- 
behrlich ist,  wird  in  seiner  Bedeutung  anerkannt,  denn  die- 
wesentliche  Macht  ist  die  in  der  gemeinsamen,  der  Staaten- 
bildung zugewendeten  Menschennatur  ruhende  Volkskraft.  End- 
lich wird  auch  dem  geistig-sittlichen  Momente  des  Willens 
sein  Recht  zugestanden.  Nur  haben  wir  hier  nicht  zersplitterte- 
und  zerfahrene  Einzelwillen,  sondern  den  von  Natur  gemein^ 
samen  und  einheitlichen  Volks-  oder  Staiitswillen. 

Der  Anlage  nach  ist  der  Gesamtwille  in  den  Nationen 
ebenso  rassenmässig  vorhanden  wie  der  gemeinsame  Einigungs* 
und  Organisationstrieb,  den  wir  Staatstrieb  heissen.  Dieser 
Gesamtwille  in  der  Offenbarung  wird  zum  Staatswillen,  wäh- 
rend der  rein  individuelle  Wille  selbst  dann  individuell  bleibt^ 
wenn  zwei  Individuen  miteinander  einen  Vertrag  abschliessen. 
Der  richtige  Ausdruck  des  Gesamtwillens  ist  nicht  der  Ver- 
trag, sondern  wenn  es  sich  um  dauernde  Ordnungen  handelt, 
das  einheitliche  Gesetz,  wie  der  Befehl,  wenn  es  sich  um 
polizeiliche  Funktionen,  das  Urteil,  wenn  es  sich  um  Ver- 
waltung der  Gerechtigkeit  handelt.  Der  Staat  hat  die  Organe 
in  sich,  welche  dem  Gesamtwillen  dienen,  sich  zu  sammeln,, 
seiner  bewusst  zu  werden,  sich  zu  äussern. 

Der  Staat  ist  daher  nicht  eine  Ordiiuiig  nui  zur  Zäluiiunf]; 
der  schlechten  Leidenschaften,  nicht  ein  notwendiges  Uebel, 
sondern  ein  notwendiges  Gut  Die  Völker  als  Gesamtwesen 

i  Siehe  oben  S.  340.  Vgl.  auch  Cicero,  De  Repabl.  1,  25:  n^oft 
(populi)  prima  causa  coeundi  est  non  tarn  imbecillitas,  quam  natuialia 
quaedam  hominum  qaasi  congregatio.^ 
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und  die  Menschheit  als  Gesamtwesen  kuniieii  nicht  anders  zu 
DarsteiluDg  ihrer  iDneren  Gemeinschaft  und  Einheit,  nicht 
anders  zu  ihrer  Selhstbestimmnng  als  grosse  Ganze  gelangen^ 
als  indem  sie  iliie  Staatsaula^e  zum  Staate  verwirklichen. 
Der  Staat  ist  die  KrlüUung  der  Gosamtordnung  und  die 
Organisation  zur  Vervollkommnung  des  Gesamtlebens  in  allen 
öffentlichen  Dingen. 

So  verstanden  ist  der  Staat  zwar  wohl  zunächst  eine 
irdisch-menschliche  Gestaltung.  Aber  nichts  hindert  uns, 
dem  religiösen  Ideal  einer  unsichtbaren  Kirche,  welche  die 
Gemeiu.^cliaft  der  religiös  verbundenen  Geister  bedeutet,  auch 
das  politische  Ideal  eines  unsichtbaren  Staates,  welcher 
die  Gemeinschaft  der  politisch  geeinigten  Geisterwelt  bedeutet^ 
an  die  Seite  zu  stellen.  Wie  die  Theologen  von  einer  voll- 
kommneren  Kirche  im  Himmel  sprechen,  so  können  auch  die 
Männer  des  Staates  den  irdischen  Staat  nur  als  eine  Vorstufe 
des  himmlischen  Staates  betrachten. 

Der  wirkliche  Staat  aber  wie  die  wirkliche  Kirche  sind  nur 
die,  die  wir  hier  erkennen,  in  denen  wir  leben  und  arbeiten. 
Kur  mit  diesem  wirklichen  Staate  hat  es  die  Wissenschaft  im 
Staate  zu  thun  und  dieser  Staat  wird  vollständig  aus  der 
menschlichen  ^atur  erkläit  und  begriffen. 
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Erstes  Kapitel. 

Ist  der  Staat  Zweck  eder  Mittel?  Inwiefern  ZweciL  und 

Mittel? 

1.  Die  Frage  wird  oft  so  gestellt:  Ist  der  Staat  Zweck 
oder  Mittel  ?  d.  h.  hat  der  Staat  einen  ihm  eigenen  Zweck  in 
sich,  einen  Selbstzweck,  oder  hat  er  lediglich  den  einzelnen 
Menschen  als  Mittel  für  ihre  Lebenszwecke  zu  dienen? 

Die  antike  Staatslehre,  vorzüglich  der  Hellenen,  betrach- 
tete den  Staat  als  das  höchste  Ziel  des  Menschenlebens  über- 
haupt, als  die  yollkommene  Menschheit  und  war  des- 
halb geneigt,  nur  den  Selbstzweck  des  Staates  zu  sehen. 
Verglichen  mit  dem  Staate  erschienen  ihr  dann  die  Einzel- 
menschen nur  als  Teile  des  Staates,  aber  nicht  als  selbst^ 
berechtigte  Wesen.  Nicht  der  Staat  diente  den  Individuen, 
Sündern  umgekehrt  die  Individuen  dienten  dem  Staate,  als  die 
Teile  dem  Ganzen,  als  die  Glieder  dem  Körper.  Unbedenk- 
lich wurde  daher  die  Privatwohlfahrt  der  Staatswohlfahrt  ge- 
opfert. Sie  hatte  nur  insofern  eine  Berechtigung  und  einßn 
Wert,  als  sie  zugleich  der  Staatswohlfahrt  nützlich  war. 
Ebenso  wurde  die  Privatfreiheit  nur  als  ein  Teil  der  Volks- 
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freiheit  verstanden.  Auch  sie  faod  weder  Schutz  noch  För- 
derung, wenn  die  private  Selbständigkeit  der  Individuen  ihre 

<»igenen  Wege  gehen  ^\ülke,  im  Goofonsatze  zu  der  allgemeiueu 
Richtung  der  Vollcswohlfahrt  und  des  Staates. 

Ganz  im  Gegensatze  zu  dieser  antiken  Grundansicht  ist 
voraus  von  englischen  und  nordamerikanischen  Schriftstellern 
die  Meinung  vielfältig  verfochten  worden,  dass  der  Staat 
keinen  Selbstzweck  in  sich,  sondern  ausschliesslich  ein  Mittel 
sei  für  die  Wohlfahrt  der  Einzelmenschen.  Macaulay 
(Kleine  Schriften  und  wiederholt  in  seinen  Werken)  bezeichnet 
€s  als  einen  Hauptmangel  in  der  Politik  der  Alten  und 
Machiavellis,  dass  sie  nicht,  wie  die  Neueren,  den  grossen 
Orundsatz  erkannt  haben:  „Gesellschaften  und  Gesetze  be- 
stehen lediglich  zu  dem  Zweck,  die  Summe  des  Privat- 
glücks zu  vermehren.^  Der  Staat  wird  von  dieser  modernen 
Schule  dann  nur  als  eine  blosse  Einrichtung,  gleichsam  eine 
Maschine,  betrachtet,  welche  als  Mittel  diene,  um  den  ein- 
zelnen mehr  Sicherheit  zu  gewähren  für  ihr  Dasein,  ihr  Ver- 
mögen, ihre  persönliche  Freiheit  und  höchstens  noch  als  eine 
künstliche  Anstalt  gerühmt,  welche  gemacht  sei,  das  Glück 
und  die  Wohlfahrt  aller  eiuzelnen,  oder  doch  der  grossen 
Mehrzahl  zu  erhöhen  und  zu  fördern. 

Seit  Bacon  ist  diese  Meinung  oft  von  Politikern  und 
selbst  von  Männern  der  Wissenschaft  mit  Eifer  verteidigt 
worden.  Wer  im  Staate  nur  eine  Gesellschaft  von  Individuen 
aieht,  kann  dieselbe  nicht  abweisen.  Macaulay  glaubt  sogar, 
dass  die  Vervollkommnung  der  ötFentlichen  Zustände  in  der 
ueueren  Zeit  vornehmlich  der  Wirksamkeit  dieser  Ansicht  zu 
yerdanken  sei.  Bobert  von  Mohl  findet  es  abgeschmackt, 
wo  Menschen  und  eine  blosse  Einrichtung  für  dieselben  in 
Frage  seien,  von  einer  gleichen  Bedeutung  beider  zu  reden. 

.Ich  denke:  In  beiden  Behauptungen,  jener  antiken  und 
dieser  modernen  ist  ein  Wahrheitskem  zu  finden;  aber  beide 
veilalku  in  einen  Irrtum,  indem  sie  nur  eine  Seite  vor 
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Augen  haben  und  die  angrenzende  Gegenseite  übersehen  oder 
Yerneinen. 

Schon  die  obige  FragenstelluDg :  Zveck  oder  Mittel? 

verleitet  zu  solcher  Einseitigkeit  und  daher  zu  dem  In  um. 
Dasselbe  Diug  kaun,  nach  der  einen  Beziehung  betrachtet,, 
ein  Mittel  sein  für  andere  Lebenszwecke  und  es  kann,  von 
einem  anderen  Standpunkte  aus  in  anderer  Richtung  ange- 
sehen, den  Zweck  seines  Daseins  in  sich  haben.  Wie  oft  i&t 
ein  Gemälde  oder  eine  Statue  ein  Mittel,  um  dem  arbeitenden 
Künstler  den  erforderlichen  Lebensunterhalt  oder  dem  Kunst- 
händler einen  Gewinn  zu  verschallen!  Dennoch  ist  das  icbit; 
Kunstwerk  für  den  Künstler  das  Ziel  seines  höchsten  btrebens» 
In  dem  Kunstwerk  erkennt  der  Künstler  den  Ausdruck  seiner 
lebendigsten  Empfindungen,  die  leibhafte  Darstellung  seiner 
Ideale.  Es  trägt  so  einen  Zweck  in  sich.  Die  Ehe  dient 
unzweifelhaft  den  beiden  Ehegatten  als  ein  Mittel,  ihre  in- 
dividuellen Lebensbedürfnisse  zu  befriedigen  und  beiden  ein 
glücklicheres  Dasein  möglich  zu  machen.  Die  Ehe  ist  aber 
ausserdem  auch  eine  Einigung  der  in  Geschlechter  gespaltenen 
Menschennatur;  indem  sie  die  Khegatten  zu  einer  höheren 
Lebenseinheit  verbindet,  begründet  sie  die  Familie  und  in« 
sofern  ein  höheres  Gesamtdasein,  welches  dem  Einzeiiebeu 
der  Ehegatten  und  der  Familienglieder  übergeordnet  ist» 
Jeder  Ehegatte  und  jedes  Familienglied  opfert  dann  willig 
einen  Teil  seiner  Selbstsucht  und  seiner  Eigenwilligkeit  di  m 
höheren  Zwecke,  welcher  der  Ehe  und  der  Familie  iuwohnt. 

Ganz  ebenso  ist  auch  der  Staat,  je  nachdem  man  ihn 
von  der  einen  oder  von  der  anderen  Seite  aus  betrachtet,  ein 
Mittel,  um  den  Individuen  zu  dienen,  die  in  ihm  leben^ 
und  hat  hinwieder  den  Selbstzweck  in  sich,  um  deswillen 
auch  die  Individuen  ihm  untergeordnet  sind  und  ihm  dienen. 

Die  antike  Einseitigkeit,  welche  über  dem  ganzen  Volke 
den  einzelnen  Menschen  übersah,  gefährdete  die  Privatfrei- 
heit und  die  Privatwohlfahrt  emstlich  und  verleitete  in 
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ihren  Konsequenzen  zu  der  Vorstellung  der  Staatsallmacht, 
die  dann  leicht  zur  Staatstyrannei  ausartet 

Die  moderne  Einseitigkeit,  welche  vor  den  Baumen  den 
*  Wald  nicht  sieht,  voi kannte  umgekehrt  die  Mfijestät  des 
Staates  und  löste  in  ihren  Konsequenzen  den  einen  Staat 
in  ein  wirres  Gewusel  von  Einzelmenschen  auf  und  be* 
günstigte  daher  die  Anarchie. 

Allerdings  haben  die  Alten  die  wichtige  Aufgabe  des 
Staats,  die  Privatfreiheit  zu  schützen  und  die  Privatwohlfahrt 
der  Menge  durch  seine  Anstalten  zu  fördern,  nicht  genug 
beachtet  Es  ist  wirklich  ein  Vorzug  der  modernen  Staats- 
praxis, dass  diese  Sorge  des  Staates  besser  erkannt  und  viel- 
seitiger geübt  wird,  als  im  Altertum.  Mit  Recht  erscheint 
den  heutigen  Menschen  eine  Politik  verächtlich  uml  hassens- 
wert,  welche  die  Wohlfahrt  der  Privaten  als  einen  Spielball 
behandelt,  der  je  nach  der  Ijaune  der  staatlichen  Gewalt- 
haber hin-  und  hergeschleudert  oder  gelegentlich  fallen  und 
liegen  gelassen  wird.  Wir  wissen,  dass  das  Gesetz  und  das 
Amt  nicht  bloss  Herrschaft  über  die  Individuen  üben,  son- 
dern in  sehr  wesentlichen  Beziehungen  ein  Dienst  für  die 
Privaten  sind.  Eine  grosse  Anzalil  wohlthätiger  und  ge- 
ineinnützlicher  Anstalten  und  Einrichtungen  der  modernen 
Staaten  sind  dieser  Einsicht  zu  verdanken.  Die  moderne 
Ausbildung,  der  Privatfreiheit  und  vor  allen  Dingen  der  in- 
dividuellen Geistesfreiheit  ist  nur  von  dieser  Grundansicht 
4tus  ZU  erklären,  welche  hauptsächlich  durch  das  Christentum 
für  das  religiöse  Leben  und  durch  den  germanischen  Rechts- 
sinu  für  das  ganze  persönliche  ßechtsleben  begründet  und 
verbreitet  worden  ist. 

Aber  trotz  aUedem  ist  es  ein  logischer  und  politischer 
Fehler,  zu  meinen,  der  Staat  sei  nur  um  der  Privatper- 
■sonen  willen  da,  die  Staatsverwaltung  habe  nur  für  die 
allgemeine  Privatwohlfahrt  zu  sorgen.  Der  ganze  Staat 
würde  so  in  seinem  Wesen  zerstört  und  das  Staatsrecht  hätte 
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nur  einen  Sinn  als  eine  Vorbedingung  des  Privatreclites. 
Wenn  unter  allen  männlichen  Völkern  Hunderttausende  von 
Menschen  in  irgend  einer  Gefahr  und  Not  des  Staates  villig 
schwere  Lasten  auf  sich  nehmen  und  sogar  die  Ruhe  ihrer  * 
Familien  und  ihr  Lehen  für  den  Staat  in  Gefahr  hringen, 
so  ist  diese  Opferwilligkeit  doch  nur  aus  der  Annahme  zu 
erklären,  dass  die.se  Männer  die  Sicherheit,  die  Wohlfahrt 
ihres  Volkes  und  Staates  höher  schätzen  als  die  eigene.  Die 
Grossthaten  der  Helden  aller  Zeiten  wären  eitle  Thorheit 
und  Schwärmerei,  wenn  der  Staat  nur  ein  Mittel  wäre,  um 
den  Einzelmenschen  zu  dienen,  wenn  nicht  das  Gesamtleben 
des  Volkes  einen  höheren  Wert  hätte  als  das  Leben  vieler 
Einzelmenschen.  In  den  grossen  Gefahren  und  Krisen  des 
Vülkerlebens  wird  es  den  Menschen  klar,  dass  der  Staat  etwas 
Besseres  und  Höheres  sei  als  eine  wechselseitige  Versichei  iings- 
gesellschaft.  Die  entzündete  Liebe  zum  Vaterland  schmilzt 
dann  die  spröde  Selbstsucht  der  einzelnen  und  das  wach- 
gewordene Gefühl  der  Pflicht  gegen  den  Staat  durchdringt 
dann  und  erhebt  auch  die  Massen. 

Wie  das  Volk  etwas  anderes  ist  als  die  Summe  der  zum 
Staat  gehörigen  Privatpersonen,  so  ist  auch  die  Volkswohl- 
fahrt nicht  gleichbedeutend  mit  der  Summe  der  jeweiligen 
Privatwohlfahrt.  Wohl  besteht  zwischen  der  Wohlfahrt 
des  Staates  und  der  Wohlfahrt  der  Privaten  eine  nahe 
Verwandtschaft  und  eine  enge  Wechselbeziehung.  Sie  steigen 
und  fallen  beide  meistens  gleichzeitig.  Wenn  die  Privatwohl- 
fahrt  der  Menge  krankt  und  schwach  ist,  dann  leidet  gewöhn- 
lich auch  die  Staats  wohl  fahrt  an  schweren  Uebeln.  Aber  nicht 
immer  gehen  die  Linien  und  Richtungen  beider  Arten  der 
Wohlfahrt  paralleL  Zuweilen  durchkreuzen  sie  sich  oder  ent- 
fernen sie  sich  voneinander.  Von  Zeit  zu  Zeit  ist  der  Staat 
genötigt,  zu  seiner  Kettung  oder  im  Interesse  der  künftigen 
Geschlechter  iiarte  Zumutungen  an  die  gegenwärtigen  Privaten 
zu  machen  und  ihnen  schwere  Lasten  aufzubtirden.  Es  kommt 
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auch  wohl  vor,  dass  die  Bedürfaisse  der  Privatwohlfahrt  von 
dem  Staate  aussergewöhnliche  Hilfe  und  Unterstützung  for- 
dern, welche  diesen  mit  grossen  Schiildeii  behisten. 

£s  kommt  also  darauf  an,  näher  zu  prüfen,  unter  welchen 
Voraussetzungen  der  Staat  ein  Mittel  ist  für  die  Privaten,  und 
unter  welchen  Bedingungen  und  bis  zu  welchen  Grenzen  der 
beibsizweck  des  Staates  Unterordnung  der  Privaten  zu  fordern 
berechtigt  ist 


Zweites  Kapitel. 

Falsche  Bestimmung  des  Staatszwecks. 

1.  In  der  Praxis  mehr  nuch  als  in  der  Theorie  ist  oft 
als  der  eigentliche  Selbstzweck  die  Herrschaft  der  Obrig- 
keit, insbesondere  der  Fürsten  über  die  Unterthanen  ver- 
kündet worden. 

Wäre  die  Herrschaft  der  Zweck  des  Staates,  so  würde  die 
Konsequenz  dieses  Gedankens  zu  einer  möglichst  absoluten 
und  zu  einer  möglichst  allgemeinen  Herrschaft  führen,  als 
dem  eigentlichen  Staatsideal,  d.  h.  die  absolute  Universal- 
monarchie  oder  vielmehr  die  Universaldespotie  wfire 
das  letzte  Ziel  des  staatlichen  Strebens.  Bamit  aber  wären 
die  Freiheit  der  Völker  und  die  Entfaltung  der  in  der  Mensch- 
heit ruhenden  Kräfte  unvereinbar. 

Der  ganze  Gedanke  hat  seinen  Grund  nicht  in  der  ge* 
mcinsamen  Mtiischennatur,  nicht  in  der  natürlichen  Anlage 
und  Begabung  der  Menschen  zum  Staat.  Seine  Wurzel  findet 
er  nur  in  der  Herrschsucht  und  in  der  eiteln  und  anmassenden 
Selbstüberhebung  der  Führer. 

Schon  Aristoteles  (Politik  III,  5)  hat  diese  falsche 
Meinung  durch  den  berühmten  Satz  verurteilt:  ,»£ine  Staats- 
verfassung, welche  nur  den  Vorteil  des  Regenten  bezweckt, 
ist  eine  ungesunde  Ausartung."  Diese  Meinung  vergisst,  dass 
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im  Staate  em  Volk  lebt.  Sie  übersieiit,  dass  die  Regierten 
ebenfalls  Personen  sind^  wie  die  Regenten,  dass  die  Unter- 
thanen  wesentlich  dieselben  menschlichen  Fähigkeiten,  Em- 
ptiiiduiigen,  Kräfte  haben,  wie  die  Fürsten,  und  dass  es  daher 
ungereimt  ist,  nur  diese  als  berechtigte  Personen  und  jene 
«Is  blossen  Gegenstand  ihrer  Herrschaft,  wie  Sachen  za  be- 
trachten. Alle  Gründe,  welche  gegen  die  Sklaverei  sprechen, 
sind  auch  gegen  diese  Despotie  wirksam. 

Die  Herrschaft  im  Staate  ist  freilich  eine  Eigenschaft  der 
Staatsgewalt,  nicht  aber  der  Zweck  des  Staates,  ein  Mittel,  den 
Staatszweck  zu  realisieren,  nicht  das  Ziel  des  Staatslebens. 
Sie  ist  mehr  noch  eine  Pflicht  gegen  das  Volk,  als  ein 
Oenuss  des  Herrschers. 

Um  deswillen  bedarf  die  Herrschaft  auch  der  näheren 
Begrenzung  und  der  verfassungsmässigen  Bestimmung.  Nicht 
die  absolute,  sondern  die  konstitutionelle,  d.  h.  relative 
Staatsherrschaft  entspricht  dem  Ideal  eines  möglichst  yollkom- 
menen  Staates.  Wenn  eine  bestimmte  Form  der  Herrschaft, 
die  ursprünglich  einen  guten  Sinn  gehabt  hatte,  mit  der  Zeit 
nicht  mehr  passt  zu  den  yeränderten  Zuständen  eines  Volks, 
wenn  sie  schädlich  wird  für  die  Vervollkommnung  des  Volks, 
dann  kann  es  daher  auch  nicht  mehr  die  Aufgabe  einer  ge- 
sunden Politik  sein,  die  Herrschaft,  wie  sie  Ton  den  Vor- 
fahren ererbt  worden,  unversehrt  und  ungeschmälert  an  die 
Nachkommen  zu  hinterlassen.  Vielmehr  ist  dann  die  politische 
Aufgabe,  die  unbrauchbare  Form  der  Herrschaft  zu  verbessern 
und  die  Harmonie  mit  den  übrigen  Lebensbedingungen  des 
Volks  herzustellen. 

2.  Die  theokratische  Staatslehre  gibt  als  Staatszweck  die 
Verwirklichung  des  Gottesreichs  auf  der  Erde  an. 
Stahl  (Rechtsphilosophie  II,  2)  sagt:  „Es  ruht  der  Beruf 
des  Staates  auf  dem  Dienste  Gottes.  Es  ist  Gottes  Gebot  für 
das  Gemeinleben  —  Gerechtigkeit,  Zucht  und  Sitte  —  das 
er  handhaben,  es  ist  Gottes  Herrschaft,  die  er  aufrichten 
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soll.''  Im  Mittelalter  war  diese  ^'orstelluli;^  sowohl  unter  den 
Christen  als  unter  den  Mohammedanern  aligemein  geglaubt. 
Die  maderne  Welt  bestreitet  nicht  die  religiöse  Bedeutung 
dieses  Gedankens.  Sie  begreift  es,  dass  dem  frommen  6e- 
müte  die  ganze  Welt  verklärt  wird  durch  das  Licht  des  gött- 
lichen Wesens  und  Waltens.  Aber  sie  verwirft  entschieden 
die  unrichtige  und  verderbliche  Anwendung  der  Gottesherr- 
Schaft  auf  die  menschliche  Slautslcituug. 

Die  theokratisierende  Gleichung:  »Gott  regiert  über  die 
Welt,  wie  der  Fürst  Qber  das  Volk''  ist  augenscheinlich  falsch. 
Denn  die  Regierung  Gottes  Qber  die  Menschheit  (die  Welt) 
ist  die  Kegierung  des  ab^suluten  Wesens  über  relative  Wesen, 
des  Schöpfers  über  die  Geschöpfe,  die  wir  weder  in  ihren 
Ursachen  zu  ergrfinden,  noch  in  ihren  Mitteln  und  in  ihrem 
Ziele  mit  Sicherheit  zu  bestimmen  Yermugen.  Die  Rcgiii  ung 
des  i'ürsten  aber  über  das  Volk  ist  die  Regierung  eines  Men- 
schen über  andere  Menschen,  d.  h.  über  gleichartige  Wesen, 
deren  Leben  ebenso  ein  abgeleitetes  und  deren  Eigenschaften 
ebenso  beschränkt  sind,  wie  die  des  Fürsten  auch,  die  mensch- 
lich zu  beurteilen  auch  die  Begierten  wohl  imstande  sind. 

Die  Gleichstellung  des  Fürsten  mit  Gott  ist  daher  in 
jeder  Hinsicht  unwahr  und,  weil  sie  zur  üeberschätzung  und 
zum  Uebermute  verleitet,  verderblich.  Der  Staatszweck  muss 
menschlich  erkennbar,  menschlich  bestimmbar  und  wenigstens 
annähernd  menschlich  erreichbar  sein. 

3.  Durchaus  verwerflich  ist  es,  den  Staatszweck  ausser- 
halb des  Volkes  und  Landes  zu  setzen,  welche  den  Staat 
bilden,  so  dass  der  ganze  Staat  nur  ein  Mittel  würde  für 
ausserstaatliche  und  fremde  Zwecke. 

Wenn  die  klerikale  Partei  die  Notwendigkeit  eines  päpst- 
lichen Kirchenstaates  gewöhnlich  damit  zu  begi'ünden  ver- 
sucht hat,  dass  die  Unabhängigkeit  und  die  Autorität  der 
römisch-katholischen  Kirche  einen  Papst  erfordere,  der  zu- 
gleich in  Born  souveräner  König  sei,  so  hat  sie  durch  diese 
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Beweisfahrang,  ohne  es  zu  wissen,  die  Unzul&ssigkeit  des 

römischen  Kirchenstaates  ins  Licht  gestellt.  Denn  es  wird 
damit  die  Selbständigkeit  dieses  Staates,  d.  h.  der  BegriÜ  des 
Staates  geleugnet,  der  nie  der  willenlose  und  rechtlose  Diener 
einer  ausser  ihm  vorhandenen  Macht,  und  wäre  diese  die 
römisch-katholische  Kirche,  sein  darf.  Es  wird  dadurch  auch 
dem  römischen  Volk,  welches  in  diesem  Staate  lebt^  die  wider- 
sinnige Zumutung  gemacht,  dass  es  ein  staatliches  Heloten- 
tum  auf  sich  nehme,  im  Interesse  einer  unstaatlichen  Glau- 
bensgemeinschaft, eine  Zumutung,  weiche  im  Widerspruch  ist 
sowohl  mit  der  politischen  Eigenart  des  Volks,  als  mit  der 
religiösen  Natur  der  Kirche. 

Die  Weltgeschichte  hat  über  diese  Ungeheuerlichkeit  ge» 
richtet  Bom  gehört  politisch  nicht  der  katholischen  Christen» 
heit,  die  in  viele  Staaten  zerteilt  ist,  sondern  den  Bömem 
oder  richtiger  dem  italienischen  Volke,  dessen  Glieder  die 
Eömer  sind. 

Aber  es  gibt  heute  noch  ähnliche  Verirrungen.  Die  Exi- 
stenz des  Fürstentums  Lichtenstein  ist  augenscheinlich 
nicht  mit  Rücksicht  auf  das  Ländchen  und  dir  kleine  Völker- 
schaft von  Lichtenstein  erhalten  worden.  Das  Stätchen  hat 
in  sich  keine  Bedeutung.  Es  dient  bloss  einem  fremden 
Zwecke,  nämlich  dazu,  die  Würde  und  den  Rang  der  fürst- 
lichen Dynastie,  die  ausserhalb  des  Landes  lebt,  an  dem 
österreichischen  Eaiserhofe  als  Unterlage  emporiniheben.  Es 
hat  also  den  Zweck  nicht  in  sich. 
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Drittes  Kapitel. 

Ungenflgende  oder  flbertriebene  Bestimvmngen  des 

Staatszwecks. 

1.  Seit  Kant  und  Fichte  wurde  die  Meinung  in 
Deutschland  eine  Zeit  lang  herrschend,  der  wahre  Staatszweck 
sei  lediglich  die  Bechtssicherheit.  Dabei  dachte  man 
vorzugsweise  oder  gar  ausschliesslich  an  das  Kecht  der  Einzel- 
menschen, der  Privaten. 

Kant  hatte  ausdrücklich  erklärt  (Eechtslehre  §.  47—49): 
«Nicht  das  Wohl  der  Staatsbürger  und  ihre  Glttckseligkeit^ 
sondern  der  Zustand  der  Uebereinstimmung  der  Verfassung 
mit  Rechtsprincipien  ist  das  Heil  (Ziel)  des  Staates."  Fichte 
(Naturrecht  in  den  Werken  Iii,  152):  «Die  Sicherheit  der 
Rechte  aller  ist  der  alleinige  gemeinsame  Wille,^  d.  h.  Staats- 
wille. Von  dieser  Kantschen  Ansicht  aus  hat  Wilhelm  von 
Humboldt  die  «Grenzen  der  Wirksamkeit  des  Staates^  sehr 
enge  bestimmt  Er  erklärt:  «Die  Erhaltung  der  Sicherheit 
sowohl  gegen  auswärtige  Feinde,  als  gegen  innerliche  Zwistig- 
keiteu'*  ist  der  Zweck  des  Staates.  Aber  noch  in  unserem 
nationalen  Zeitalter  behauptete  Eötvös  (Moderne  Ideen  II, 
S.  91):  «Der  Zweck  des  Staates  ist  die  Sicherheit  der  Ein- 
zelnen.'' 

Diese  Meinung  ist  iu  der  zweiten  Hälfte  des  vorigen 
Jahrhunderts  aufgekommen.  Man  suchte  damals  nach  einer 
grundsätzlichen  Beschränkung  jener  wohlwollenden,  aber  über- 
aus lästigen  und  die  Freiheit  des  Privatlebens  drückenden 
Vielregiererei  des  aufgeklärten  Absolutismus  jener  Zeit,  welcher 
jede  Einmischung  in  das  Familienleben,  die  Berufefreiheit, 
die  Vermögensverwaltung  der  Privaten  mit  der  Sorge  für  die 
allgemeine  Wohlfahrt  zu  begründen  und  zu  rechtfertigen 
pflegte.  Man  meinte  in  der  Bestimmung  des  Staatszwecks  als 
Rechtssicherheit  das  Mittel  gefunden  zu  haben,  um  jener  Viel- 
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regiererei  erfolgreich  entgegenzutreten  und  nannte  den  so  be- 
grenzten Staat  , Rechtsstaat^  im  Gegensatz  zu  dem  ver* 

hassten  „Polizei Rtaat". 

Indessen  befriedigte  diese  Einengung  des  Staatslebens 
durch  den  beschränkten  Staatszweck  weder  die  Instinkte  noch 
die  Bedürfnisse  der  modernen  Völker.  Niemand  zweifelte 
daran,  dass  die  Erhaltung  und  Wahrung  der  Rechtssicherheit 
mit  zu  den  Angaben  des  Staates  gehöre.  Aber  kein  modernes 
Volk  und  keine  Staatsregierung  konnten  ihre  politische  Thätig- 
keit  auf  diesen  engen  Bereich  beschränken  lassen.  Die  Haupt- 
vertreter  jener  Meinung  wurden  selber  durch  ihre  Lebens- 
erfahrungen yeranlasst,  jene  Schranken  zu  durchbrechen  und 
nach  höheren  Zielen  der  Politik  zu  streben.  Fichte,  der  an- 
fangs gemeint  hatte,  „Schutz  des  Eigentums"  sei  der  Haupt- 
zwed(  des  Staates,  erhob  sich  im  Kampf  wider  die  J^apo- 
leonische  Universalmonarchie,  welche  das  Eigentum  und  den 
Krwerb  willig  schützte,  zu  der  Idee  eines  nationalen  Volks- 
staats, der  dem  Volksgeiste  zum  Organ  diene.  Wilhelm 
Ton  Humboldt  arbeitete  als  preussischer  Minister  für  die 
geistige  Erhebung  des  preussischen  Volkes  durch  Staatsschulen, 
die  er  vorher  in  seiner  Theorie  verworfen  hatte,  und  für  die 
Machtentfaltung  des  preussischen  Staates,  die  für  die  Civil- 
und  Strafrechtspflege  schon  vorher  vollkommen  genügt  hatte. 

In  der  That,  jene  Hinweisung  auf  die  Rechiü.sicherheit 
erschöpft  den  Zweck  des  Staates  nicht  und  am  wenigsten  den 
Zweck  des  civilisierten  modernen  Staates.  Sie  würde  eher  den 
mittelalterlichen,  an  das  Privatrecht  gebundenen  Ansichten  als 
den  Bedürfnissen  der  heutigen  Kulturvölker  zusagen. 

In  dem  Volk  wirkt  nicht  bloss  der  Bechtssinn.  £s  be- 
darf schon  eine  Menge  wirtschaftlicher  Anstalten,  die  mit 
der  Rechtssicherheit  nichts  zu  schaffen  haben,  der  Strassen, 
der  Kanäle,  der  Eisenbahnen,  der  Posten  und  Telegraphen 
für  den  gesellschaftlichen  Verkehr.  Nur  der  Staat  kann  dieses 
Bedürfnis  befriedigen  und  er  dürfte  es  nicht,  wenn  jene 
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Vorstellung  des  „Rechtsstaates"  massgebend  wäre.  Das  Volk 
hat  auch  wichtige  Kulturinteressen,  fQr  welche  die 
StaatSBOige  unentbehrlich  ist  Es  bedarf  der  Volksschulen, 
der  wissenschaftlichen,  künstlerischen,  technischen  Schulen, 
die  nicht  der  zufalligen  Privatwillkür  und  un  ht  der  berech- 
nenden Kirchenautorität  überlassen  werden  dürfen,  welche  den 
Staat  unter  ihre  Herrschaft  zu  bringen  sucht.  Wenn  diese 
Interessen  im  Mittelalter  vernachlässigt  worden  sind,  so  er- 
klärt sich  das  grossenteils  aus  dem  engen  Begriff  des  mittel- 
alterlichen Rechtsstaates. 

Das  Volk  ist  überdem  ein  politisches  Wesen,  welches 
berufen  ist,  seinen  Charakter  zu  bewähren  und  seinen  Geist 
in  der  Welt  zu  offenbaren,  und  zwar  nicht  bloss  in  der  Ge- 
setzgebung and  Rechtspflege  für  die  Rechtssicherheit  der 
Privaten,  suncltTii  in  höherem  Masse  in  der  politischen  Regie- 
rung und  Entfaltung  seiner  Freiheit 

Jene  ungenügende  Zweckbestimmung  hat,  wo  sie  in  der 
Praxis  wirksam  wird,  zur  Folge: 

a)  die  Vernachlässigung  der  wirtschaitiichen  Gemein- 
interessen; 

b)  die  Vernachlässigung  der  gemeinsamen  Kulturinter- 
essen ; 

c)  die  Lähmung  und  Ertotung  des  politischen  Geistes 
in  dem  Volke,  und  daher  auch  die  Schwächung  der  Staats- 
macht; 

d)  die  l^egünstij^ung  einer  kleinlichen,  engherzigen  und 
kurzsichtigen  Juristerei  und  Rechthaberei  und  infolge  davon 
einer  die  Staat^autorität  lähmenden  Streitsucht 

2.  Eine  andere  ebenfalls  oft  behauptete  Meinung,  die 
,»allgemeine  Glückseligkeit^  sei  der  wahre  Staatszweck, 
leidet  an  dem  entgegengesetzten  Fehler.  Sie  ist  zu  weit  ge- 
fasst.  Die  Glückseligkeit  der  Menschen  ist  grossenteils  von 
dem  Staate  unabhängig  und  keineswegs  dem  Staate  zu  ver- 
danken.  Selbst  die  meisten  materiellen  Güter,  welche  die 
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Wohlfahrt  der  Menschen  bedingen  und  bereicheru,  die  Be- 
schaffenheit der  Wohnung,  der  Nahrung,  der  Kleidung,  wer- 
den nicht  durch  den  Staat  bestimmt  und  geschaffen,  sondern 
durch  die  Thätigkeiten  der  Privaten.  Der  Vermögenserwerb 
beruht  voruehraiich  auf  der  individuellen  Arbeit  und  der 
privaten  Ersparnis.  Noch  mehr  gilt  das  von  den  geistigen 
Gütern,  welche  den  idealen  Reichtum  und  das  Glfick  der 
Menschen  begründen.  Die  mancherlei  Talente  und  Fähigkeiten 
werden  nicht  durch  den  Staat  verliehen,  sondern  durch  die 
Gaben  der  Natur  und  sind  individuell  verschieden,  nicht  ge- 
meinsam. Das  Glück  der  Freundschaft  und  der  Liebe  wird 
nicht  von  dem  Staate  abgeleitet.  Die  Freude  der  wissenschaft- 
lichen Erkenntnis,  des  künstlerischen  Dichtens  und  Bildens 
ist  nicht  dem  Staate  zu  verdanken.  Der  religiöse  Trost  der 
Seele  und  die  innige  Eeinigung  und  Heiligung  des  Gott  ver- 
bundenen Gemütes  kann  nicht  von  dem  Staate  hervorgerufen 
und  verliehen  werden. 

Die  Menschen  sind  nicht  in  ihrem  ganzen  Sein  und  Leben 
Staatsbürger;  sie  haben  in  ihrer  individuellen  Anlage  eine 
ihnen  eigene  Ausstattung  und  besondere  Lebensaufgaben.  Der 
Staat  ruht  auf  der  Volksgemeinschaft,  nicht  auf  der  indivi- 
duellen Eigenart.  Dei  Staatszweck  kann  daher  die  Zwecke 
des  Privatlebens  nicht  umfassen. 

Auch  dieser  Irrtum  hat,  wenn  er  auf  die  Praxis  einwirkt, 
sehr  bedenkliche  uüd  schädliche  Folgen: 

a)  Der  Stant  wird  durch  denselben  verleitet,  seine  Herr- 
schaft über  Gebiete  auszudehnen,  auf  welchen  ihm  keine 
Herrschaft  gebührt  und  Tyrannei  auszuüben,  wo  er  sich  darauf 
beschränken  sollte,  die  Privatfreiheit  zu  schützen. 

b)  Da  dem  Staate  die  Fähigkeit  abgeht,  diese  Gebiete 
des  Privatlebens  zu  beherrschen,  so  wird  er,  trotz  des  guten 
Willens  das  l'iivatgluck  zu  fördern,  durch  seine  ungeschickte 
Thätigkeit  dasselbe  eher  schädigen  und  die  naturgemässc 
EntWickelung  stören. 
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c)  IfiUem  der  Staat  Zielen  nacbstrett,  die  für  ihn  uner- 
reichbar sind  und  seine  Kräfte  in  Irischer  Richtung  vergeudet, 
wird  er  vuu  stnum  wahren  Zieleu  abgelenkt  und  verliert  er 
einen  Teil  seines  Vermögens,  um  die  lösbaren  Angaben  zu 
erfüllen. 

Das  antike  Staatöleben  hat  an  diesem  Irrtum  j^cliwer  ge- 
litten; aber  auch  die  Politik  der  Aufklärung  im  XVIIL  Jahr- 
hundert ist  auf  ähnliche  Abwege  geraten.  Der  Staatszweck 
des  modernen  Staates  muss  genauer  bestimmt  und  begrenzt 

werden. 


Viertes  Kapitel. 

Der  waiire  Staatazweek« 

1.  Da  OS  nur  einen  Staatsbegriff  gibt,  der  freilich  durch 
die  verschiedenen  Völker  in  verschiedenen  Ländern  und  Zeiten 
in  mannigfaltiger  Weise  erfüllt  wird,  so  nötigt  uns  die  Logik 
auch  eine  a^Hgemoine  Beätimiijunef  des  Staat^szwecks  anzu- 
nehmen, wenngleich  die  Geschichte  bezeugt,  dass  die  beson- 
deren Völker,  die  in  den  Staaten  leben «  auch  mannigfaltige 
Ziele  ihres  Strebens  verfolgen.  Die  Einheit  des  Gesamt- 
zwecks lässt  die  Mannigfaltigkeit  im  einzelnen  zu,  aber  ver- 
bindet sie.  Kobert  von  Mohl  hat  recht,  wenn  er  (£ncy- 
klopädie,  §.  11, 12)  jedem  Volke,  je  nach  seiner  besonderen  Art 
und  seinen  eigcntüuiiichen  Bedürfnissen  die  Förderung  ver- 
schiedenartiger Lebenszwecke  als  Aufgabe  zuweist;  aber  es 
fehlt  seiner  Lehre  die  Einheit  des  Begri&,  welche  die  Zer- 
fahrenheit hindert  und  die  Abwege  verschliesst.  Dagegen 
nennt  von  Holtzendorff  (Politik,  Buch  III),  welcher  die 
Lehre  vom  Staatszweck  mit  besonderer  Aufmerksamkeit  be- 
handelt, was  wir  Einheit  des  Staatszwecks  nennen,  ^Harmonie 
der  Staatszwecke". 
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2.  Wie  ist  dieser  eine  oberste  Staatszwecft  iiezeicbiieD? 
Manche  sagen:  die  Gerechtigkeit,  die  Verwirklichung 
des  Rechtes.  Wir  lialteu  dieise  Üeistimmung  auch  dann  für 
zu  enge  und  für  uniichtigf  wenn  man  unter  Beeht  auch  das 
Staatsrecht  und  das  Völkerrecht  begreift  und  nicht  bloss  die 
Kechtssicherheit  der  Privaten  (vergl.  Kap.  o ).  Das  Recht  üst 
eher  üoch  eine  Bedingung  als  das  Ziel  der  Politik.  „Ju- 
stitia  fundamentum  regni.^  Und  das  Leben  der  Völker  ist 
nicht  blosses  Rechtsleben,  es  ist  auch  wirtschaftliches  Leben, 
Kulturleben,  nationales  Machtleben.  Die  rechtskundigen  Rö- 
mer haben  nie  das  Jus  als  obersten  Staatszweck  betrachtet* 

Hegel  sagt  uns,  ähnlich  wie  lange  yor  ihm  Piaton,  die 
„Sittlichkeit"  und  die  Yerwirklichuiig  des  Sittengesetzes 
sei  der  Staatszweck.  Aber  die  beiden  entscheidenden  Mächte, 
welche  das  sittliche  Leben  bestimmen  und  bedingen,  der  gött- 
liche Geist  und  der  individuelle  Menschengeist  sind  ausser- 
halb des  Staatsbereichs.  Das  Reich  der  Sittlichkeit  ist  viel 
umfassender  als  das  Reich  des  Staates.  Wenn  der  Staat  das- 
selbe beherrschen  will,  so  überschreitet  er  die  Schranken,  die 
ihm  gesetzt  sind  und  wirkt  schädlich  für  die  Sittlichkeit. 

3.  Die  Römer  haben  die  öffentliche  Wohlfahrt  als 
die  wahre  Aufgabe  des  Staates  erklärt  Ihre  beiden  Begriffe: 
Bes  publica  und  Salus  publica  stehen  in  einem  sprack- 
lichen  und  logischen  Zusammenhang.  Sie  verhalten  sich  wie 
Unterlage  und  Eigenschaft,  wie  Anlage  und  Entwickelung. 

Es  ist  diese  Bezeichnung  des  Staatszwecks  vielfältig  miss- 
verstanden worden,  hauptsächlich,  weil  man  nicht  an  das  Ge- 
meinwesen (die  res  publica),  sondern  an  die  Menge  der  ein- 
zelnen, oder  an  die  Laune  der  Herrscher  gedacht  hat.  Man 
hat  damit  nur  zu  oft  die  despotische  Willktr  und  die  Tyrannei 
bald  der  Fürsten,  bald  der  Vüiksmehrheiten  zu  beschönigen 
gesucht  Die  entsetzlichen  Erfahrungen,  welche  die  Welt  mit 
den  Greueln  des  Pariser  Wohlfahrtsausschusses  (Görnitz  du 
Salut  public)  in  den  Neunzigerjahren  des  vorigen  Jahr- 
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hunderts  gemacht  hat,  haben  das  Wort  vollends  in  Misskredit 

gebracht. 

Wenn  man  aber  die  natuigem^en  Schranlien  des  Staates 
beachtet,  insbesondere  die  Rechtsordnung  und  nicht  in 

fremde  Gebiete  übergreift,  wie  vorzüglich  des  freien  Iiidi- 
viduallebens  und  des  religiösen  Gemein  lebens, 
dann  ist  der  Ausdruck  nicht  zu  tadeln.  In  der  That  hat  es 
nie  und  nirgends  einen  Staatsmann  gegeben,  dem  nicht  das 
Wohl  seines  Volkes  voraus  als  das  Ziel  seines  Strebens 
vorgeschwebt  h&tte  und  jeder  patriotische  Bürger  wird  für 
das  Heil  seines  Vaterlands  begeistert. 

Die  Idee  der  ötfentlichen  Wohlfahrt  ist  daher  für  die 
Politik  nicht  zu  entbehren  und  es  ist  unzweifelhaft  die  Haupt- 
aufgabe des  Staates,  das  Voikswohl  zu  befördern. 

Diese  Zweckbestimmung  umfasst  auch  die  Fortbildung 
und  die  Vervollkommnung  des  Rechtes,  wie  überhaupt  die 
Verbesserung  aller  gemeinsamen  Lebensverhältnisse  und  Le- 
bensbedingungen. Ebenso  die  Rechtspflege,  deren  Wirksam- 
keit den  ruhigen  Fortgang  des  Gemeinlebens  sichert  und 
weiche  das  gemeiuschädliche  Unrecht  beseitigt  und  bestraft. 
Die  bedenkliche  Seite  des  römischen  Staatsprincips :  »Salus 
populi  suprema  lex  esto*  liegt  überhaupt  nicht  darin,  dass 
der  Staatszweck  zu  enge  gefasst  sei,  sondern  darin,  dass  die 
Staatsmacht  überspannt  und  auf  fremde  Lebensgebiete  aus- 
gedehnt werde, 

4.  Aber  in  einer  Beziehung  erscheint  der  Ausdruck  doch 
als  unzureichend.  Die  regelmässige  Politik  wird  sich  aller- 
dings durch  das  Streben  für  das  Volkswohl  bestimmen  lassen. 
Aber  es  gibt  im  Völkerleben  auch  aussergewöhnliche  Auf- 
gaben. Unter  Umstanden  muss  der  Staat,  wie  ein  Einzel- 
mensch, seine  Existenz  im  Kampfe  einsetzen  und  mit  dieser 
auch  die  Volkswohlfahrt.  Es  kann  dann  zur  patriotischen 
Pflicht  werden,  ein  Lrben  aufzugeben,  das  mit  Ehren  nicht 
fortzuführen  ist.  Vielleicht  dass  einem  kleinem  Volke  ein  über- 
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mächtiger  Feind  mancherlei  äussere  Vorteile  anbietet,  eine 

gerinp^ere  Steuerlast,  einen  gesicherten  Frieden,  eine  bessere 
Verwaltung.  Von  dem  blossen  Gedanken  der  öffentlichen 
Wohlfahrt  aus  wäre  vielleicht  das  Anerbieten  annehmbar, 
seine  Ablehnung  bedeutet  eher  Leiden,  wahrscheinlich  Unter- 
gang des  Staates.  Dennoch  kann  es  eine  schicksalsmässige, 
verhängnisvolle  Pflicht  sein,  lieber  mit  Ehren  zu  fallen^  als 
sich  freiwillig  dem  fremden  Machtgebot  zu  unterwerfen.  Viel- 
leicht ist  der  hcldenmässige  Todeskampf  eine  Bürgschaft  für 
ein  späteres  Wiederauferstehen  des  Staates.  Die  Athener  zur 
Zeit  von  Themistokles  haben  der  Welt  ein  herrliches  Beispiel 
derart  hinterlassen. 

Zuweiieu  bildet  der  Untergang  den  notwendigen  und 
würdigen  Abschluss  eines  Lebens,  das  nicht  länger  noch  be- 
stehen kann.  Man  mag  den  tragischen  Fall  von  Karthago 
oder  Jerusalem  ])eklagen.    Zu  vermeiden  war  er  nicht. 

Oder  es  muss  ein  Staat  untergehen,  weil  seine  Völker- 
schaft unfähig  geworden  ist,  sich  selbständig  zu  behaupten, 
weil  sie  in  ein  höheres,  nationales  Gesamtleben  überzugehen 
berufen  ist.  Welcher  voruiteüsfreie  echte  Deutsche  oder 
Italiener  wird  den  Untei^ang  der  unhaltbar  gewordenen,  un- 
fähigen Kleinstaaten  bedauern  und  sich  nicht  der  Wandlung 
freuen  m  das  grössere  Staatsgaiize?  Auch  in  solchen  Fällen 
reicht  die  Hinweisung  auf  die  öÖentHche  Wohlfahrt  nur  aus, 
wenn  man  sie  nicht  auf  das  bisherige  Gemeinwesen  bezieht 

Allen  diesen  Bedenken  entgehen  wir,  wenn  wir  den 
eigentlichen,  unmittelbaren  Staatszweck  so  formulieren:  Ent- 
Wickelung  der  Volksanlage,  Vervollkommnung  des 
Volkslebens,  zuletzt  Vollendung,  wobei  freilich  die  zugleich 
sittliche  und  politische  Forderung  als  selbstverständlich  ge- 
dacht wird,  dass  diese  Entwicklung  des  Volkes  nicht  im 
Widerspruch  sein  dürfe  mit  der  Bestimmung  der  Mensch- 
heit. 

Darin  ist  alles  enthalten,  was  man  als  eigentliche  Staats- 
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aufgäbe  betrachten  kann,  und  nichts  inbegriffen,  was  ausser- 
halb des  Staatsbereiches  liegt.  Diese  Zweckbestimmung  nimmt 
überdem  Bttcksicht  aaf  die  besonderen  Individualitäten  und 
Lebensbedflrfnisse  der  verschiedenen  Völker.  Sie  hält  die 
Einheit  des  Staatszwecks  fest  und  sichert  zugleich  die 
Mannigfaltigkeit  seiner  Ausbildung. 

Wenn  es  überhaupt  die  Lebensaufgabe  einer  jeden  Person 
ist.  ihro  Anlage  zu  entwickeln  und  ihr  Wesen  zu  offenbaren, 
so  ist  es  auch  die  Bestimmung  der  Staatsperson,  die  in  dem 
Volke  ruhenden  Kräfte  zu  entfalten  und  seine  Anlage  in  der 
Welt  zu  offenbaren.  Darin  liegt  die  zwiefache  Pflicht  des 
Staates,  ersten^i  für  die  Erhaltung  der  Volkskräfte  zu  sor- 
gen, zweitens  ihre  Ausbildung  zu  fordern.  Die  Erhaltung 
bewahrt  die  Errungenschaften  der  Vergangenheit,  die  Aus- 
bildung bedeutet  den  Fortschritt  der  Zukuiift. 

5.  Innerhalb  dieses  Gesamtzwecks  treten  einige  beson- 
dere Richtungen  hervor,  deren  einseitige  Verfolgung  oft 
der  eigentümlichen  Natur  eines  bestimmten  Volkes  zusagt, 
aber  nicht  ohne  Gefahr  für  den  Staat  im  ganzen  ist.  Wir 
erwähnen : 

1)  die  Machtentfaltung  des  Staates.  Der  Staat  bedarf 

der  Macht,  um  seine  Selbständigkeit  zu  behaupten  und  um 
seine  Anordnungen  wirksam  zu  machen.  Nur  als  ein  macht- 
volles Wesen  kann  der  Staat  bestehen  und  leben.  Aber  dem 
Grade  und  der  Art  der  Macht  nach  sind  doch  die  Völker 
und  Staaten  sehr  verschieden. 

Wir  nennen  a)  Weltmächte  solche  Staaten,  deren 
Bedeutung  und  Wirksamkeit  weit  über  ihr  Staatsgebiet  hinaus- 
reicht, welche  an  der  grossen  Politik  zweier  Weltteile  oder 
der  gesamten  Welt  einen  mitbestimmenden  Anteil  haben, 
denen  daher  auch  vorzüglich  die  Sorge  für  den  Weltfrieden 
und  die  Weltordnung  (das  Völkerrecht)  zukommt. 

b)  Grossmächte.  Nicht  jede  Grossmacht  ist  eine  Welt- 
macht, aber  es  gibt  keine  Weltmacht,  die  nicht  zugleich 
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Grossmacht  ist.  Die  Weltmacht  muss  Seemacht  sein,  weil 
der  Eiüliuss  auf  die  Geschicke  der  Welt  ohne  die  Verbindung 
zur  See  nicht  möglich  ist.  Die  Grossmacht  kann  auch  blosse 
Landmacht  sein.  So  war  das  Königreich  Preussen  vor  der 
Gründung  des  Deutschen  Reiches  eine  Grossmacht,  aber  keine 
Weltmacht.  Ebenso  konnte  und  kann  noch  Oesterreich-Ungarn 
eher  als  Grossmacht,  nicht  als  Weltmacht  gelten.  Auch  die 
Grossmacht  übt  eine  weitwirkende  Politik  aus  Ober  die  Grenzen 
ihres  Landes  hinaus.  Auch  die  Grossmacht  darf  nicht  über- 
sehen werden,  wenn  die  Verhältnisse  des  Weltteils,  in  der 
sie  ist,  erhebliche  Aenderungen  erfahren.  Man  kann  ihre 
Stimme  nicht  ohne  Gefahr  missachten. 

Wenn  aber,  sei  es  eine  Grossmacht  oder  eine  Weltmacht, 
ihre  Uebermacht  zur  Unterdrückung  anderer  berechtigter 
Staaten  missbraucht,  dann  ist  der  Widerstand  der  übrigen 
Mächte  berechtigt.  Auch  ein  Genie,  wie  der  Kaiser  Napo- 
leon L,  vermochte  doch  nicht  die  grosse  Macht  des  fran- 
zösischen Volkes  bis  zur  Herrschaft  über  Europa  zu  steigern 
und  ist  iiifülge  dieses  verfehlten  L  nternehmens  gestürzt  worden. 
Ebenso  war  Russland  nicht  stark  genug,  die  Türkei  unter 
seine  Oberherrlichkeit  zu  bringen.  Oesterreichs  Herrschaft 
über  Italien  war  nicht  haltbar.  Die  englische  Seeherrschafb 
musste  sich  doch  schliesslich  die  Konkurrenz  der  anderen 
Nationen  gefallen  lassen. 

c)  Mittelmächte  und  Friedensmächte  (neutrale 
Staaten),  die  nicht  stark  ^eimg  sind,  für  sich  allein  grosse 
äussere  Politik  zu  treiben,  deren  Leben  vorzugsweise  nach 
innen  gewendet  ist  Die  Politik  dieser  Staaten  hat  einen 
bescheidenen  Charakter,  aber  sie  ist  in  hohem  Grade  nützlich 
zunächst  für  die  Bewohner  dieser  Staaten,  dann  aber  auch, 
indem  sie  die  Strömungen  der  grossen  Politik  einigeimassen 
begrenzt  und  deren  Gefahren  ermässigt 

d)  Die  eigentliLhen  Iv  leinst  aal  en  haben  in  unserer 
Zeit,  die  Bildung  grosser  und  starker  Staaten  liebt,  nur  eine 
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sehr  zweifelhafte  und  unsichere  Existenz.  Sie  können  sich 
nur  im  Anschluss  an  stärkere  Staaten  und  unter  dem  Schutze 

der  Grossstaaton  erhalten.  Im  Mittelalter  war  das  anders. 
Damals  waren  die  europäischen  Nationen,  und  vorzüglich  die 
deutsche  und  die  italienische,  geneigt,  jede  kleine  und  kleinste 
Staatenbildnng  zu  begflnstigen. 

Als  Hauptmittel,  die  Staatsmacht  im  Verhältnis  zu  den 
auswärtigen  Staaten  zu  stärken,  kommen  in  Betracht  die 
Diplomatie  und  das  Heer  (Landheer  und  Marine).  Wenn 
ein  Staat  vorzugsweise  seine  militärische  Stärke,  die 
kriegerische  Tüchtigkeit  seiner  Bewohner  und  die  Ausrüstung 
seiner  Heeresmacht  als  Hauptaufgabe  betrachtet,  so  wurd  ein 
solcher  Staat  M il i tär s t aa t  genannt.  Von  der  Art  war  Sparta 
bei  den  Hellenen,  aber  auch  das  Königreich  Preussen  bis 
zur  Gründung  des  Deutschen  Kelches.  Für  Völker  in  be- 
drohter Lage  und  zur  Zeit  ihres  notwendigen  Wachstums 
wird  auch  eine  solch  ungewöhnliche  Anspannung  der  militä- 
rischen Kräfte  unvermeidlich  sein;  aber  in  dem  normalen, 
zur  vollen  Machtentfaltung  gelangten  Staate  wird  man  nie 
übersehen,  dass  die  Militärkraft  nur  ein  Mittel,  nicht  das  Ziel 
der  Politik  ist  und  ^ich  hüten,  die  Ausbildung  derselben  so  zu 
überspannen,  dass  die  eigentlichen  Staatszwecke  Schaden  leiden. 

2)  Zuweilen  treten  auch  wirtschaftliche  Sonderzwecke 
entscheidend  hervor.  Insofern  spricht  man  von  Hirten  Staa- 
ten, wenn  die  Viehzucht  das  Hauptinteresse  der  Bevölkerung 
ist,  von  Ackerbaustaaten,  wenn  die  Landwirtschaft  als  die 
wichtigste  Angelegenheit  erscheint,  von  Industriestaaten, 
wenn  die  Fabrikation,  und  von  Hau delsstaaten,  wenn  der 
Handel  die  Hauptsache  ist. 

Allerdings  sind  alle  diese  Interessen  in  grösserem  Masse 
Interessen  der  Privatpersonen  und  nur  in  minderem  Masse 
Interessen  des  ganzen  Volks.  Eben  deshalb  führt  eine  aus- 
schliessliche oder  auch  nur  eine  allzu  eifrige  Begünstigung 
derselben  dahin,  dass  die  anderen  Aufgaben  des  Staates  ver- 
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nachlässigt  werden  und  alle  anderen  Interessen  Schaden  leiden. 
Ueberdem  kommt  der  politische  Geist  solcher  Völker  nicht 
zu  wahrer  Geltung,  er  wird  verdorben  durch  die  Selbstsucht 
und  die  engherzige  Gesinnung  der  Privatinteressen.  Das 
Volk  des  Hirtenstaates  wird  arm  und  unwissend  bleiben;  in 
dem  Ackerbaustaate  wird  es  der  höheren  Bildung  gegenüber 
misstiaui^cli  uiid  uiigüUötig  sein;  der  naturwüchsigen  Urkraft 
wird  sich  die  rohe  Sitte  beigesellen  und  die  höhere  Kultur 
wird  nicht  gedeihen.  Dem  Industriestaate  sind  die  Gefahren 
der  Arbeiterunruben  und  der  Abschliessung  fremder  Fabrikate 
eigen.  Der  HaiideLN>iaat  wird  leicht  durch  den  Krämergeist 
verdorben  und  auf  Abwege  verleitet. 

3)  Es  können  ferner  die  Kulturinteressen  das  Volks- 
leben vorzüglich  bestimmen.  Dann  entstehen  Kulturstaaten. 
Dem  Militärstaatc  Sparta  trat  so  zur  Zeit  des  Perikles  der 
Kulturstaat  Athen  gegenüber  und  hinterliess  der  Nachwelt 
unsterbliche  Zeugnisse  der  Kunstliebe  und  der  Befähigung 
der  Athener  für  die  Wissenschaft.  Auch  Florenz,  Venedig, 
Antwerpen  hatten  Perioden,  in  denen  die  Kulturinteressen 
alle  anderen  überragten.  Heute  noch  ist  das  chinesische 
Reich  ein  solcher,  freilich  mehr  traditioneller  als  fortschrei- 
tender Kulturstaat  und  ist  es  der  Ruhm  von  Zürich  und  Genf, 
die  öffentlichen  Schulen  mit  Vorliebe  zu  pflegen. 

So  edel  diese  Kulturzwecke  sind,  so  ist  eine  übertriebene 
Förderung  derselben  zum  Nachteil  der  übrigen  Volkskräfte 
doch  von  einer  gesunden  Politik  zu  vermeiden. 

4)  Endlich  zeigt  sich  eine  besondere  Zweckbestimmung, 
die  mehr  noch  als  die  bisherigen  im  Oentrum  des  allgemeinen 
Zweckbegriffs  des  Staates  liegt.  Wirrl  die  Ausbildung  der  recht- 
lichen Garantien  für  die  Volksfreiheit  und  die  Frei- 
heit der  Privatpersonen  als  die  Hauptaufgabe  des  Staates 
angesehen,  so  bilden  sich  freie  Rechtsstaaten  aus,  wie 
vorzüglich  die  nordamerikanischen  und  die  schweizerischen 
Kantone. 
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5)  Wenn  endlich  das  Nationalbewusstsein  mit  besonderer 
Stfirke  das  Staatsleben  erfallt  und  die  Offenbarung  der 

nationalen  Gemeinschaft  und  Einheit  als  Hauptzweck 
der  Staatenbildung  erscheint,  wie  früher  in  Frankreich,  in 
unserem  Jahrhundert  in  dem  Königreich  Italien  und  in  dem 
Deutschen  Reiche,  so  sprechen  wir  von  Nationalstaaten. 

6)  Zu  dem  eigentlichen  und  unmittelbaren  Zweck  des 
Staates,  der  sich  auf  das  Volk  selber  beziehen  muss,  treten 
nun  alle  die  mittelbaren  Aufgaben  des  Staates  hinzu,  welche 
sich  auf  die  Privatpersonen  beziehen  und  deren  Lebens- 
zwecke fördern. 

Hier  besonders  kommt  es  darauf  an,  die  Grenzen  der 
staatlichen  Thätigkeit  scharf  zu  bestimmen. 

Auch  für  die  PrivatpersoiH'ii  kann  als  Lebensaufgabe  be- 
zeichnet werden  Entfaltung  der  Individualit&t,  £ntwickelung 
ihrer  Anlage,  Offenbarung  ihrer  Eigenart  und  wieder  in  Har- 
monie mit  den  Lebenszwecken  der  Familie,  der  Nation  und 
der  Menschheit.  Dieser  Lebenszweck  der  Privatpersonen  er- 
fordert und  erfüllt  die  Privatfreiheit  Da  kann  es  zu- 
nächst  nur  Aufgabe  des  Staates  sein,  diese  Privatfreiheit  gegen 
widerrechtliche  Augntie  zu  schützen,  aber  der  Staat  darf  sie 
nicht  selber  zurflckhalten  und  drücken. 

Der  Staat  muss  sich  hier  voraus  über  die  Grenzen  seiner 
eigenen  Natur  klar  werden : 

1)  Der  Staat  ist  eine  äussere  Ordnung  des  Gemeiu- 
lebens.  Daher  hat  er  nur  Oigane  für  die  äusserlich  wahr- 
nehmbaren Dinge,  nicht  fQr  das  innere  Geistesleben,  das 
sich  nicht  in  Weiten  oder  Thaten  oöenbar  gemacht  hat.  Es 
ist  daher  für  den  Staat  schon  deshalb  unmöglich,  alle  Lebens- 
zwecke der  Individuen  zu  umfassen,  weil  viele  und  gerade  die 
bedeutendsten  Seiten  des  Individuallebens  seiner  Einsicht  ver- 
borgen und  seiner  Macht  unzugänglich  sind.  Die  indivi- 
duellen Gaben  sind  von  dem  Staate  ganz  unabhängig.  Er 
kann  dem  Thoren  keinen  Verstand,  dem  Feigen  keinen  Mut 
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verleihen;  er  kann  Blinde  nicht  sehend  machen.  Die  Liebe 
in  den  Herzen  erglüht  ohne  sein  Zuthun  und  er  kann  dem 

Gedankengang  des  Forschers  nicht  folgen,  noch  die  über- 
lieferten IrrtüiiK  r  widerlegen.  Sobald  also  das  individuelle 
und  voraus  das  Geistesleben  der  Individuen  in  Frage  ist, 
wird  der  Staat  auf  Schranken  seiner  Einsicht  und  seiner  Macht 
stüssen,  die  er  nicht  überschreiten  darf. 

2)  Der  Staat  ruht  ganz  auf  der  gemeinsamen  Natur 
der  Menschen  und  voraus  des  Volks.  Deshalb  kann  er  auch 
nur  insofern  über  das  Privatleben  Macht  üben,  als  dasselbe 
durch  die  gemeinsame  Natur  aller  bedingt  und  durch  die 
gemeinsamen  Bedürfnisse  beschränkt  wird,  nicht  aber  in  seinem 
eigentlich  individuellen  Wesen.  So  kann  der  Staat  z.  B.  die 
Herrschaft  eines  Individuums  über  eine  körperliche  Sache,  die 
wir  Eigentum  nennen,  für  alle  gleichmässig  schützen,  aber 
muss  es  der  freien  Erfüllung  individueller  Eigenart  anheim- 
geben, wie  dieses  Eigentum  im  einzelnen  ausgeübt  wird.  Das 
Eigentum,  welches  Paganini  an  seiner  Geige,  oder  Liszt  an 
seinem  Flügel  hatte,  oder  Kaulbacb  an  seinem  Kreidegriffel, 
hat  einen  völlig  anderen  Sinn,  als  das  Eigentum  eines  un- 
künstlerischen Privaten  an  denselben  Saclien.  Um  diesen 
feineren  Gehalt  der  Herrschaft  kann  sich  der  Staat  nicht 
kümmern,  eben  weil  derselbe  nur  individuell,  nicht  gemein 
ist.  Ebenso  kann  der  Staat  wohl  die  Bedingungen  der  Ehe- 
schliessung und  die  Rechte  der  Ehegatten  in  ihren  allgemeinen 
groben  Zügen  festsetzen.  Er  muss  es,  weil  darauf  hinwieder 
die  Sicherheit  der  Familien  und  die  sittliche  Gesundheit  der 
Nation  beruht.  Aber  die  Art,  wie  die  Ehe  individuell  voll- 
zogen wird,  die  feinere  individuelle  Gestalt  des  Familien- 
lebens ist  seiner  Herrschaft  entrückt  Wilhelm  von  Hum- 
boldt hatte  sich  darin  versehen,  dass  er  das  Institut  der  Ehe 
selber  der  rechtlichen  Ordnung  entziehen  und  ganz  der  Privat- 
freiheit überlassen  wollte.  Das  kanonische  Becht  hat  den 
entgegengesetzten  Fehler  begangen,  indem  es  Dinge  gesetzlich 
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ordnen  wollte,  die  der  individuellen  Freiheit  angehören.  Als 
der  Staat  die  Ketzerei  als  Verbrechen  strafte,  überschritt  er 

seine  natürlichen  Grenzen  und  griff  ungebührlich  in  die  Privat- 
freiheit ein. 

3)  Die  Herrschaft  des  Staates  reicht  nicht  weiter,  als 
das  Recht  reicht;  denn  jede  Herrschaft,  welche  zur  Folge 

zwingt,  setzt  eine  rechtliche  Begründung  voraus.   Das  Hecht 
Aber  ist  hinwieder  begrenzt: 

a)  durch  das  Bedürfnis  des  friedlichen  Neben- 
«inanderbestehens  der  Personen,  beziehungsweise  durch 
die  Erkenntnis  der  notwendigen  gemeinsamen  Lebens- 
bedingungen (PriTatrecht,  Strafrecht); 

b)  durch  die  Existenz  und  Entwickelung  des  Volks, 
welchem  das  Privatleben  soweit  uüteigeurdnet  ist.  als  die' 
Sicherheit  und  Wohlfahrt  jener  es  erfordert  (Steuerrecht, 
Militärpflicht,  Verfassungs-  und  Verwaltungsrecht  überhaupt). 

Soweit  das  Recht  in  Frage  ist,  soweit  ist  der  Staat  oberste 
Autorität.  Gesetzgebung  und  Kechti>pflege  sind  ihrem  Wesen 
nach  staatlich. 

4)  Die  Sorge  und  Pflege  und  daher  die  Einwirkung 
des  Staates  reicht  über  das  Gebiet  der  Rechtsordnung  hinaus, 
aber  wesentlich  nicht  in  zwingender  Form,  sondern  zur  Unter- 
stützung und  Förderung  wichtiger  und  verbreiteter  Lebens- 
zwecke der  Gesellschaft,  wenn  deren  Mittel  nicht  ausreichen 
und  diese  der  mächtigen  Staatshilfe  bedarf  (Wirtscbafts- 
pflege  und  Kulturpflege  des  Staates).  Die  Sorge  des 
Staates  für  die  Volkswohlfahrt  erweitert  sich  hier  zur  Sorge 
für  die  Wohlfahrt  der  Gesellschaft,  wegen  der  Hilfs- 
bedürftigkeit dieser. 
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Erstes  Kapitel. 

Die  fimteiliing  des  Aristoteles. 

Vor  mehr  als  zweitausend  Jahren  hat  Aristoteles  eine 
Einteilung  der  Staatsformen  begründet,' welche  noch  gegen* 

wärtig  als  die  herrschende  Ansicbt  zu  betrachten  ist.  Bei 
dieser  Einteilung  ist  Aristoteles  von  der  obrigkeitlichen  Ge- 
walt, oder  genauer  von  der  obersten  Regierangsgewalt  im 
Staate  ausgegangen.  In  jedem  Staate  gibt  es  ein  höchstes, 
in  gewissem  Sinne  ein  herrschendes  Organ, *  in  welchem 
die  oberste  obrigkeitliche  Macht  konzentriert  erscheint,  welchem 
gegenüber  alle  anderen  einzelnen  Organe  eine  untergeordnete 
Stelluns^  inid  Bedeutung  haben.  Die  Art,  wie  dieses  herr- 
schende Organ  in  einem  Staate  bestellt  wird,  prägt  demselben 
daher  auch  einen  eigentümlichen  Stempel  auf,  und  es  ist  ganz 
natürlich  und  schicklich,  nach  ihr  die  yerschiedenen  Arten 
der  Staatsformen  zu  bestimmen. 

Als  rechtmässige  Staatsformen  bezeichnet  er  alle  die, 
welche  die  Wohlfahrt  der  Gemeinschaft  bezwecken,  als  Aus- 

1  Aristoteles,  Polit.  Iii,  4,  1. 
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artungen  {nayMnßucug)  dagegen  die,  welche  nur  das  Wohl 
der  Regierenden  bezwecken.  * 

Von  diesen  Gedauken  aus  findet  er  nur  drei  richtige 
Grundfonneu  des  Staates,  denen  hinwieder  drei  Abarten  zur 
Seite  stehen.  ,Die  oberste  Regierungsgewalt,**  sagt  er,  «steht 
notwendig  entweder  einem,  oder  wenigen  (einer  Minderheit) 
oder  der  Mehrheit  zu. ^  Daraus  ergeben  sich  folgende  richtige 
Arten: 

1)  Das  Kdnigtnm  (fiaaiXt/a),  wie  Aristoteles  sie  nannte, 

oder  die  Monarchie,  wie  wir  sie  zu  nennen  pflegen,  als  die 
Herrschaft  des  Einen. 

2)  Die  Aristokratie,  als  die  Herrschaft  der  aasge- 
zeichneten Minderheit 

3)  Die  Herrschaft  der  Mehrheit,  der  Menge  liiess  er 
Politie.3  Weil  zu  seiner  Zeit  die  Demokratie  der  griechischen 
Städte,  Athens  voraus,  entartet  war,  so  vermied  er  es,  den 
Namt'ii  Demokratie  für  die  gute  Art  der  Mehrheitsherrschafi 
zu  gebrauchen,  und  zog  es  vor,  die  Abart  derselben  so  zu 
bezeichnen.  Sp&ter  ist  aber  der  Name  Demokratie  wieder 
der  gewöhnliche  ffir  diese  dritte  Staatsform  geworden,  und 
daher  wollen  auch  wir  diesen  Sprachgebrauch  beibehalten. 

Die  drei  Abarten  sind  nach  Aristoteles: 

1)  Die  Tyrannis  oder  Despotie  als  die  Alleinherr«* 
Schaft  ,  welche  vornehmlich  den  Vorteil  des  Alleinherrschers 
bezweckt. 

2)  Die  Oligarchie,  als  die  Herrschaft  der  Reichen,  za 
ihrem  Vorteil. 

3)  Die  Demokratie,*  wie  sie  Aristoteles,  die  Ochlo- 

2  Aristoteles,  Polit.  III,  4,  7. 

3  Ebend.  III,  5,  1.  2. 

4  Ebend.  III,  5,  4,  5.  Cicero  (De  Repnbl.  I,  26)  drttckt  den  Aritto- 
telischen  Gedanken  eo  SQi:  nQ*>^  unum  est  omniiiin  80111111» 
renim,  regem  ülmn  Uttum  Toeamiu,  et  regntm  ejus  rdpnblieae  Btetmn. 
Qanm  aatem  est  penm  itdäot,  tarn  illa  dvitas  opHiiNilf'iiiii  arbitrio  reg! 
dicitur.  Uls  aatem  est  dvitM  pnpularü,  in  qua  in  populo  Bant  omnia^'* 


372 


Sechstes  Buob.  Die  Staatstormen. 


kratie,  wie  wir  sie  nennen,  als  die  Wiilküiherrsciiaft  der 
armen  (wir  können  hinzusetzen  und  der  rohen)  Menge. 

Es  scheint,  als  habe  Aristoteles  bei  dieser  Einteilung 
den  Hauptnacli druck  auf  die  Zahl  der  Personen  gelegt,  welche 
an  jener  herrschenden  Gewalt  Anteil  haben,  etwa  wie  nach 
dem  Linn^'schen  Systeme  die  Zahl  der  Staubfäden  die  Arten 
der  Pflanzen  bestimmt.  In  der  Tbat,  das  wäre  ein  Wider- 
spruch gegen  sein  eigenes  Grundprincip;  denn  dieses  ist  die 
Qualität,  nicht  die  Quantität  des  herrschenden  Organs. 
Aristoteles  hat  aber  selbst  schon  ^  die  Gefahr  solchen  Irrtums 
eikamit  und  daher  darauf  aufmerksam  gemacht,  dats  die  Ver- 
schiedenheit der  Zahl  mit  einer  Verschiedenheit  des  Charakters 
des  Herrschenden  in  einem  natürlichen  Zusammenhange  stehe 
und  im  letzten  Grunde  immerhin  mehr  auf  diesen  als  auf 
jene  zu  sehen  sei.  Aber  er  hat  die  Principien  der  Qualität 
noch  nicht  bestimmt  genug  ausgesprochen. 

In  einer  anderen  Beziehung  aber  bedarf  die  Aristotelische 
Einteilung  einer  Verbesserung.  Sie  ist  nämlich  unvollstän- 
dig, indem  es  eine  Anzahl  Staaten  in  der  Geschichte  gegeben 
hat,  welche  sich  unter  keine  jener  drei  Grundformen  ein- 
reihen lassen.  Nach  allen  dreien  gehört  die  oberste  Macht 
im  Staate  Menschen  zu,  sei  es  einem  Individuum,  oder  den 
Ausgezeichneten,  oder  dem  Volke.  Nun  aber  haben  wir  Staaten 
gesehen,  in  denen  keine  menschliche  Obrigkeit  anerkannt, 
sondern  sei  es  Gott,  oder  ein  Gott,  oder  ein  anderer  über- 
menschlicher Geist,  oder  eine  Idee,  als  der  wahre  und 
eigentliche  Herrscher  verehrt  wurde.  Die  Menschen,  welche 
die  Herrschaft  verwalteten,  galten  dann  nicht  als  Inhaber 

und  l&88t  die  drei  Amartmigen  (I,  45)  entstehen,  wenn  „ez  r^e  dbrnlmif, 
ex  optimatibus  faah,  ex  populo  twha  et  canfuno**  werde. 

9  Arie  tot.,  Polit  III,  5,  7.  Ich  hatte  das  frfiher,  durch  die  Dar- 
fltellangen  mancher  Neueren  yerleitet,  in  meinen  „Studien^  fiSereehen 
und  daher  dem  grossen  Staatslehrer  einen  ungerechten  Vorwurf  gemacht. 
Sparta  war  Monarchie,  obwolil  zwei  Könige  zumal  regierten.  Venedi|p 
war  Aristokratie,  obwohl  ein  Doge  an  der  Spitze  des  Staates  stand. 
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derselben,  sondern  nur  als  Diener  und  Verwalter  eines  Herr- 
schers, welcher  unsichtbar  fiber  den  Regierten  throne,  frei 

yon  den  Schwächen  ihrer  menschliclieii  Natur. 

Wir  können  diese  vierte  Gattung  der  Staatsformen,  wenn 
sie  zur  Wohlfahrt  der  Begierten  dienen,  unter  dem  gemein- 
samen Namen  der  Ideokratie  (Theokratie)  zusammen- 
fassen und  die  Abart  derselben  Idolokratie  ueuueu. 

Anmerkuiig.  Schleiermacher  hni  ausgeführt,^  dass  die  antiken 
Formen  der  Monarchie,  Aristokratie,  Demokratie  „darchgängig  in  ein- 
ander abergehen'',  so  dass  auch  in  der  Demokratie  die  Yolkaleiter  als 
eine  Aristokratie  und  zaweilen  einzelne,  wie  z.  B.  Perikles,  wie  Honardien 
erscheinen.  Dasselbe  lü^t  sich  in  umgekehrter  Richtung  yon  der  Mon- 
archie behaupten,  nnd  auch  Mirabeau?  bat  recht,  wenn  er  sagt:  „In 
gewissem  Sinne  sind  die  Republiken  monardiisch,  und  in  gewissem  Sinne 
die  Monarchien  hinwieder  Republiken.**  Dessenungeachtet  ist  jene  Unter- 
scheidung der  Staatsformen  keineswegs  müssig  und  bleibt  es  w  ahr^  dass 
die  Art  des  Staatsoberhauptes  der  ganzen  Staatsverfassung  ein  spedösehes 
Gepräge  verleiht,  und  dass  mit  ihr  die  wichtigsten  politischen  Principien 
in  engster  Beziehung  stehen. 


Zweites  Kapitel. 
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Schüü  im  Altertum  hat  man  den  Versuch  gemacht,  den 
drei  Aristotelischen  Arten  des  Staates  eine  vierte  beizuordnen, 
welche  man  die  gemischte  genannt  hat.  Cicero  insbesondere 
glaubte  in  dem  nimischen  Staate  das  Vorbild  für  diese  vierte, 
aus  Monarchie,  Aristokratie  und  Demokratie  gemischte  Staats- 
form gefunden  zu  haben,  und  erklärte  diese  fflr  die  beste 
unter  den  Tieren.  > 

*  Abhandlungen  der  Berl.  Akademie  der  Wissensch.  1S14  üeber 
die  Begriffe  der  Terschiedenen  Staatsformen. 

7  Rede  von  1790  in  seinen  Oeuvres  VIII,  139. 

t  Cicero,  DeRepubl.  I,  29:  „Quartum  quoddam  genas  rdpublieae 
maxime  probandum  esse  censeo,  quod  est  ex  bis,  quae  prima  dixi. 
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Versteht  man  unter  dem  gemischten  Staate  nur  eine  Er- 
mässigung oder  BeschräukuDg  der  Monarchie,  oder  Aristokratie, 
oder  Demokratie  durch  andere  staatliche  Potenzen,  z.  B.  die 
Beschränkung  der  Monarchie  durch  Beiordnung  eines  aristo- 
kratischen Senates  oder  Oberhauses  und  einer  demokratischen 
YolksTersammlung  oder  Volksvertretung,  so  ist  es  wahr,  dass 
scr  mannichfaltig  gegliederte  Staatsverfassungen  hesser  sind  als 
solche,  in  welchen  die  Herrschaft  eines  oder  einiger  oder  der 
Menge  einseitig  und  schrankenlos  waltet  Aber  dann  ist  durch 
solche  Mischung  keine  neue  Gattung  von  Staaten  entstanden; 
denn  immerhin  ist  die  oberste  R^erangsmacht  in  der  Hand 
des  Monarchen  oder  der  Aristokratie  oder  des  Volkes  kon- 
zentriert. 

Versteht  man  dagegen  die  Mischung  so,  dass  die  oberste 

Regierungsgewalt  selbst  geteilt  sei  zwischen  dem  Monar- 
chen, der  Aristokratie  und  dem  Volk,  so  dass  zwei  oder  meh- 
rere oberste  Gewalten  neben  einander  bestehen,  jede  von  der 
anderen  unabhängig,  jede  in  einem  gewissen  Kreise  als  die 
oberste  anerkannt,  dann  hat  Tacitus  recht,  welcher  den  Ge- 
danken des  gemischten  Staates  verwirft,  und  behauptet,  ein  so 
gemischter  Staat  komme  in  Wirklichkeit  nicht  vor  oder  sei 
mindestens  nicht  von  Dauer. 

Neuere  haben  zwar  gemeint,  England  sei  ein  solcher 
Staat,  in  welchem  die  Herrschalt  unter  drei  oberste  Mächte 
geteilt  sei,  den  König,  das  Oberhaus  und  das  Unterhaus,  und 
eben  darauf  beruhe  die  Vollkommenheit  der  englischen  Ver- 
fassung, dass  sie  das  Ideal  dieser  vierten  gemischten  Staats- 
form verwirklicht  habe.  Allein  die  englische  Verfassung  ist 

moderatum  et  permixtum  tribuB**,  und  45 :  „Placet  enim,  esse  quiddam 
in  republica  praestans  et  regale,  ease  aliud  auctoriiatl  principam  parti- 
tum  ac  tribntam,  esse  ^nasdam  res  servatas  judido  voluntatique  molii- 

tudinis/' 

2  Tacitus,  Annal.  IV,  33:  „Cunctas  nationes  et  arbes  poinUu$9Xit 
,  prinwre$  aut  singuH  regont:  delecta  ex  bis  et  consociata  reipublicae  forma 
laudari  fadlius  quam  evenire;  vel  si  evenit,  baud  diaturna  esse  potest.*' 
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nicht  aus  einer  Teilung  der  obersten  Re^ierungsgewalt  ent- 
standen. Vielmehr  ist  die  Monarchie,  weiche  dem  Staate  in 
^ter  Zeit  seine  specieile  Foim  gegeben,  nur  nach  und  nach 
durch  eine  mächtige  Aristokratie,  und  später  durch  den  Hin- 
zutritt demokratischer  Elemente  vielfach  beschränkt  und  er- 
mässigt  worden.  Die  äussere  Form  des  Staates  ist  fortwährend 
inonarchisch  geblieben,  und  es  wird  die  ganze  oberste  Regie- 
rungsmacht (die  Regierungsgewalt)  nicht  iiiu,  sondern  auch 
die  oberste  Stelle  in  dem  zusammengesetzten  Körper  des  gesetz- 
gebenden Parlamentes  yon  dem  englischen  Staatsrecht  dem 
Könige  allein  zugeteilt' 

Uebrigens  wird  ucwöhnlich  tibersehen,  dass  das  Princip 
<ler  Aristotelischen  Einteilung  nicht  auf  der  Art  und  Zusammen- 
Setzung  der  gesetzgebenden  Gewalt  beruht;  denn  in  dieser, 
'WO  sie  ausgebildet  ist,  stellt  sich  regelmässig  der  ganze  Staat 
mit  all  seinen  Hauptbestandteilen  dar.  Sondern  sie  beruht 
4iuf  dem  Gegensatze  der  Regierung  und  der  Beerten,  und 
der  F^age,  wem  die  oberste  Regierungsgewalt  zustehe? 
Diese  aber  lässt  sich  nicht  teilen  etwa  zwischen  dem  Kunig 
und  den  Ministem.  Eine  solche  Dyarchie  oder  Triarchie 
widerspricht  dem  Wesen  des  Staates,  welcher  als  ein  lebendiger 
Organismus  der  Einheit  bedarf.  In  allen  lebendigen  Wesen 
ünden  wir  zwai*  eine  Mannigfaltigkeit  der  Kräfte  und  Organe, 
«ber  zugleich  eine  Einheit  in  dieser  Mannigfaltigkeit,  eine 
üeber-  und  Unterordnung  der  Organe,  ein  oberstes  Organ,  in 
welchem  die  einheitliche  Leitung  konzentriert  ist.  Kopf  und 
Leib  haben  kein  getrenntes  Leben,  jeder  für  sich,  und  sind 
«ich  auch  nicht  gleichgestellt.  So  ist  auch  im  Staate  ein 
•oberstes  Organ  die  notwendige  Bedingung  seines  Lebens,  und 
•dieses  kann  nicht  gespalten  sein,  wenu  der  Staat  selbst  bei- 
4»ammen  bleiben  solL 

3  Eine  ganz  andere  Frage  ist  es,  ob  nicht  der  politische  Geist  in 
'der  englischen  Verfassung  eher  ein  aristokratischer  als  ein  monarchischer 
geworden  sei.   Vgl.  Blackstone  I,  2. 
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Es  gibt  somit  keine  neue  Gestaltung  von  Staaten,  welche 
mr  als  die  gemischten  bezeichnen  könnten.  Vielmehr  soweit 
die  MischuDg  möglich  ist,  findet  sie  hinreichende  Berücksich» 
tigung  bei  Behandlung  der  früher  genannten  reinen  Staats- 
formen. 

Anmerkung.  In  uiKStien  Tagen  ist  viel  von  „demokratischer 
Monarchie'*  die  Rede  gewesen  und  diese  als  dif  Aufgabe  der  Zeit  be- 
zeichnet worden.  Soll  damit  der  Gedanke  ausgedruckt  werden,  dass  die 
iieutige  Monarchie  sicii  vorzugsweise  auf  die  grossen  Volksklsissen  (den 
Demos)  stützen  und  mit  diesen  in  nahem  Rapport  bleiben  müsse,  so  ist 
das  wahr,  aber  es  wird  damit  nicht  eine  gemischte,  sondern  eine  reine 
Monarchie  bezeichnet.  Versieht  man  aber  darunter  eine  Monarchie^ 
durch  demokratische  Institutionen  beschränkt  und  ermässigt,  oder  etwa 
wie  im  Jalir  1830  die  Juliverl'assung  Frankreichs  eine  Monarchie  ^von 
republikanischen  Institutionen  umgeben",  so  hat  der  Ausdruck  noch  einen 
Sinn,  obwohl  auch  in  diesem  Falle  —  wie  die  Geschichte  lehrt  —  die 
Gefahr  nahe  genug  liegt,  dass  die  Principien  der  beiderlei  Institut luuen 
in  Kampf  geraten  und  die  Monarchie  durch  die  aufstrebende  Demokratie 
oder  Republik  gestürzt  werde.  Versteht  man  endlich  unter  jenem  Aus- 
druck eine  Mischung  oder  Teilung  der  obersten  Regierungsgewalt  selbst, 
die  zur  Hälfte  monarchisch,  znr  Hälfte  demokratisch  sein  müsse,  so  hat 
der  Ausdruck  keinen  Ternünftigen  Sinn  und  könnte  ein  so  eingerichteter 
Staat  unmöglich  bestehen.  Die  französbdie  Constituante  von  1789  hatte 
an  eine  derartige  Teflung  der  obersten  Staatsmaeht  in  swei  gleiche  Ge- 
walten geglaubt,  deren  eine  dem  Volke,  die  andere  dem  Könige  sa> 
komme.  Aber  der  innere  Widerspruch  und  die  Unhaltbarkdt  der  Ver- 
fassung offenbarte  sich,  sobald  sie  in  die  Wirklichkeit  ttbertreten  wollte.. 
Pinheiro-Ferreira  (Principes  du  droit  public,  §.  475)  erkiftrt  die 
demokratische  Monarchie  als  diejenige,  in  welcher  es  keine  Privilegien 
gebe,  dehnt  aber  den  Begriff  der  Priyilegien  auf  jede  Anerkennung  einer 
Aristokratie  aus,  yersteht  somit  unter  jener  eine  Monarchie,  in  weicher- 
es nur  demokratische,  keine  aristokratischen  Organismen  gibt,  also  uk 
gewissem  Sinne  einen  unvoUstilndigen  Staat,  in  welchem  die  aristokrati^ 
sehen  Elemente  nicht  berücksichtigt  oder  unterdrückt  sind.  Vgl.  unten 
Buch  VI.,  Kap.  XIV— XVI,  Konstit.  Monarchie. 
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Neuere  Fortbildung  der  Theorie. 

1.  Montesquieu  hat  sich  im  Wesentlichen  an  die  Ein- 
teilung: des  Aristoteles  gehalten,  aber  insofern  einen  wissen- 
scbaitUcben  Fortschritt  gemacht,  als  er  für  die  drei  Formen 
der  Monarchie,  Aristokratie  und  Demokratie  —  abgesehen  von 
der  Zahl  der  Regierenden  —  drei  geistige  oder  moralische 
Lebensprincipien  aufsuchte.  Ob  er  sie  gefunden  —  die  Tugend 
erhob  er  zum  Princip  der  Demokratie,  die  Mässigung  zu 
dem  der  Aristokratie,  die  Ehre  zu  dem  der  Monarchie,  und 
die  Furcht  zu  dem  der  Despotie  —  ist  freilich  eine  andere 
Frage.  Ausserdem  aber  lugte  er  den  drei  Arten  als  vierte 
die  Despotie  hinzu,  die  Aristoteles  besser  als  Ausartung  be- 
zeichnet und  den  richtigen  Staatsformen  entgegengesetzt  hatte. 

2.  Sehr  beachtenswert  ist  der  Versuch  Schleiermachers,* 
die  mancherlei  Staaten  zu  ordnen,  indem  er  verschiedene  Ent- 
wickelungsstufen  des  staatlichen  Bewusstseins  unterschied.  Der 
Staat  entsteht,  wenn  in  der  Völkerschaft  das  Bewusstsein  er- 
wacht des  notwendigen  „Gegensatzes  von  Regierung  und  ünter- 
than*^.  Die  erste  Stufe  ist  die,  wo  dieses  Bewusstsein  in  einer 
kleinen  Völkerschaft  hervortritt,  gewöhnlich  so,  dass  „die  ganze 
zum  Staatswesen  reife  Masse  gleichförmig*  ergriffen  wird. 
Dann  wird  jener  Gegensatz  in  allen  sicli  entwickeln.  Sie 
werden  sich  vereinigen,  um  die  Obrigkeit  darzustellen  und 
sich  wieder  trennen,  um  sich  als  Unterthanen  zu  zeigen.  Das 
ist  die  Demokratie,  in  welcher  der  Ge^^ensatz  zwischen  Ge- 
meingeist und  Privatinteresse  nur  schwach  auseinandertritt. 
Oder  es  kann  die  zum  Staatwerden  reife  Masse  von  dem  staat- 
bildenden Anstoss  ungleichförmig  berührt  werden,  das  poli- 
tische Bewusstsein  kann  sich  zuerst  in  einem  oder  in  mehreren 

1  Schleiermacher:  Ueber  die  Begriffe  der  verschiedenen  Staats- 
formen, in  den  Abhandlungen  der  Berliner  Akademie  t.  1814. 
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entwickeln,  und  so  eine  Ungleichheit  entstehen,  welche  zur 
Monarchie  oder  Aristokratie  führt.  Die  drei  Formen 
wechseln  leicht  auf  dieser  Entwickelungsstufe  des  noch  kleinen 
Staates  und  sind  auch  unter  sich  noch  ähnlich.  Die  natflr- 
liehe  Hinneigung  auf  dieser  Stufe  ist  aber  immer  zur  Demo- 
kratie, indem  auch  in  jenen  Fallen  eine  oder  mehrere  der 
Masse  nur  vorausgeeilt  sind  in  dem  politischen  Bewusstsein. 

Die  zweite  Stufe  umfasst  mehrere  Völkerschaften.  Sie 
ist  eine  Mittelstufe  zu  der  höhereu  -dritten,  in  welcher  das 
Bewusstsein  der  Einheit  der  Nation  seinen  vollen  Ausdruck 
tndet.  Auf  ihr  üht  eine  höhere  Völkerschaflt  die  Herrschaft 
aus  über  die  übrigen  regierten  Stämme.  Diese  Mittelform  des 
Staates  wird  daher  wesentlich  aristokratisch  sein,  wie  die 
Form  der  niederen  Ordnung  wesentlich  demokratisch.  Demo- 
kratisch kann  derselbe  nicht  sein,  weil  die  Mehrheit  der  Stämme 
dem  herrschenden  unterworfen,  somit  nicht  gleich  ist.  Die 
äussere  Form  der  Monarchie  kann  er  wohl  annehmen,  aber 
der  König  wird  dann  zu  dem  herrschenden  Stamme  gehören, 
und  insofern  nur  ein  aristokratischer  König  sein. 

£rst  auf  der  obersten  Stufe  spricht  sich  die  Einheit  eines 
ganzen  grossen  Volkes  in  den  Formen  des  Staates  rein  und 
klar  aus.  Die  demokratische  Natur  der  ersten  Stufe  konnte 
weder  den  staatlichen  Gegensatz  zu  voller  Entfaltung  bringen, 
noch  den  Umfang  eines  grossen  Volkes  erreichen.  In  der 
Aristokratie  der  zweiten  Stufe  hatte  der  herrschende  Stamm 
noch  immer  sein  Privatinteresse,  und  die  Einheit  des  Volkes 
war  nicht  das  Lebensphncip  des  Staates.  Auf  dieser  dritten 
Stufe  erst  kommt  die  echte  Monarchie  zur  Vollendung,  in 
welcher  der  Monarch  ohne  alle  Vermischung  mit  Privatinter- 
essen die  Einheit  des  Staates  und  der  Regierung  in  voller 
Kraft  und  Macht  darstellt. 

Die  drei  bekannten  Formen  des  Staates  erhalten  somit 
durch  Schleiermachers  Darstellung  eine  geistige  Begiiindunp: 
und  eine  Beziehung  auf  die  Entwickeiungsstufen  der  politischen 
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Idee,  und  werden  so  geordnet,  dass  die  Demokratie  als  die 
niedrigste  Stufe,  die  Monarchie  als  die  höchste  erscheint 
Immerhin  ist  darch  diese  Erörterung,  wenn  auch  nicht  ein 
neues  Princip  der  Einteilung:  eingeführt,  so  doch  eine  höhere 
Einsicht  in  den  Geist  der  verschiedenen  Staatenhiidungen  ge- 
wonnen worden. 

Die  Entwickelungsstufen  der  Geschichte  aber  entsprechen 
der  logischen  Entwiciielung,  wie  sie  Sohle lermacher  auffasst, 
keineswegs.  IHe  geschichtliche  Reihenfolge  ist  viei  öfter  die 
umgekehrte:  Monarchie,  Aristokratie,  Demokratie.  Diese  Er- 
fahrung entspricht  überdeui  der  naturg^emässen  Annahme,  dass 
das  aktive  Staatsbewusstsein  sich  zuerst  auf  der  Höhe  des 
Lehens  unter  besonders  gflnstigen  Bedingungen  entwickle  und 
thfttig  werde  und  dann  allmählich  sich  über  weitere  Kreise 
der  Natur  und  Gesellschaft  ausbreite. 


Viertes  Kapitel. 

Das  Prineip  der  vier  Cfrundfomeiu ' 

Der  specifische  Unterschied  der  yerschiedenen  Staatsformen 
ist,  wie  Aristoteles  erkannt  hat,  in  der  yerschiedenen  Art  zu 

finden,  wie  der  Gegensatz  der  Regierung  und  der  Regierten 
aufgefasst  wird,  insbesondere  in  der  Qualität  (nicht  Quantität) 
des  Herrschers. 

I.  Die  erste  Form  war  die  der  Ideokratie,  deren  höchster 
Typus  die  Theokratie  ist.  Das  Volk  dachte  sich  den  Herr- 
scher als  ein  ihm  in  jeder  Weise,  schon  von  Natur  über- 
geordnetes, als  ein  übermenschliches  Wesen.  Gott  selbst 
wurde  als  der  wahre  Regent  des  Staates  verehrt 

II.  Den  schroffsten  Gegensatz  zu  der  Ideokratie,  in  welcher 
das  Volk  einer  fremden,  ausser  ihm  und  über  ihm  stehenden 
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Macht  unterworfen  ist,  bildet  die  Staatsform,  in  der  das  Volk 
sich  selbst  beherrscht,  d.  h.  in  seiner  Gesammtheit  al» 
Regierung,  in  seiner  Auflösung  in  einzelne  Bürger  als  Regierte 
erscheint:  die  Demokratie,  Volksherrschaft. 

III.  Die  staatliche  Uaterscheidung  zwischen  Regierung  und 
Regierten  hält  sich  zwar  innerhalb  des  Volkes,  nnd  ist  mensch- 
lieh,  aber  so  geordnet,  dass  eine  höhere  Klasse  oder  ein 
höherer  Stamm  des  Volkes  als  Regierung,  die  übrigen  Klassen 
und  Stämme  dagegen  als  Regierte  sich  darstellen.  Die  letzteren 
sind  dann  nur  Regierte,  nicht  auch  Regierung,  die  ersteren 
zwar  vorerst  Regierung,  aber  daneben  doch  in  ihren  einzelnen 
Gliedern  wieder  Regierte;  Aristokratie. 

IV.  Der  Gegensatz  von  Regierung  und  Regierten  ist  voll- 
kommen, aber  menschlich  so  entfaltet,  dass  die  Regierung  in 
einem  Individuum  konzentriert  ist,  welches  nur  Regent,  nicht 
zugleich  Regierter  ist,  welches  somit  dem  Staate  ganz  und  gar 
angehört  und  gewissermassen  die  Einheit  der  Volksgemein* 
Schaft  personifiziei*t:  Monarchie. 

Für  jede  der  vier  Grundformen  gibt  es  einen  Urtypus, 
welcher  in  ihr  sich^  spiegelt: 

Die  Theokratie  bildet  die  Herrschaft  Gottes  über 
die  Welt,  aber  noch  als  eine  unvermittelte,  gewissermassen 
rohe  und  despotische  nach. 

Die  Monarchie  verherrlicht  die  Einheit  der  Mensch* 
heit  in  „dem  Menschen"  als  Individuum,  welches  als 
Herrscher  im  Staate  die  Gesamtheit  darstellt,  oder  die  Ein- 
heit des  Volkes  in  der  Personifikation  des  Volks- 
farsten. 

Die  Demokratie  drückt  die  Idee  der  Gemeinschaft  des 
Volkes  oder  aller  Individuen  aus  und  stellt  die  Gemeinde 
im  Staate  dar. 

Die  Aristokratie  verkörpert  den  Gegensatz  der  edleren 
und  gemeinen  Bestandteile  des  Volkes,  und  gibt  jenen 
die  Herrschaft  über  diese.  Wie  der  Demokratie  die  Gemeinde, 
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^0  schwebt  ihr  der  Adel  der  höheren  Basse  und  Art  als 
Typus  vor, 

Id  gewissem  Sinne  stehen  Theokratie  und  Monarchie 
Äuf  der  einen,  Aristokratie  und  Demokratie  auf  der 
«öderen  Seite  sich  gegenaber.  In  den  beiden  ersten  nämlich 
ist  die  Regierung  in  höchster  MachtfttUe  und  Majestät  so  kon- 
jcentriert.  dass  der  Regent  nicht  zugleich  Regierter  ist,  dass 
er  nur  das  Staatjjinteresse,  nicht  zugleich  Privatiuteressen  ver- 
tritt In  der  Theokratie  aber  ist  diese  Erhabenheit  der  Staats- 
herrschaft göttlich  und  daher  absolut,  in  der  Monarchie 
menschlich  und  daher  relativ  dargestellt.  Die  beiden  letzteren 
Grundformen  auf  der  anderen  Seite,  welche  daher  auch  mit 
dem  gemeinsamen  Namen  der  Republik  äsusammengefasst 
werden,  haben  das  Gemeinsame,  dass  in  ihnen  der  Gegensatz 
-der  Regierung  und  Regierten  nicht  so  scharf  hervortritt,  son- 
dere eine  gewisse  Mischung  voraussetzt^  so  dass  die  nämlichen 
Menschen  sich  bald  als  Obrigkeit,  bald  als  Unterthanen  be- 
trachten und  äussern  nnd  zugleich  öffentliche  und  Privat- 
interessen haben,  lu  der  Demokratie  verbreitet  sich  diese 
Mischung  über  das  ganze  Volk,  in  der  Aristokratie  dagegen 
ist  sie  auf  die  herrschende  Klasse  des  Volkes  beschränkt, 
welche  zwar  den  übrigen  liestandteilen  des  Volkes  nur  als 
Herrscher  gegenflbertritt,  unter  sich  selber  aber  gewöhnlich 
demokratisch  organisiert  und  so  Herrscher  und  Unterthan  zu- 
gleich ist.  Insofern  erscheint  die  Aristokratie  allerdings  als 
-eine  Zwischen-  und  Mittelstufe  zwischen  der  Demokratie  und 
der  Monarchie. 

In  einer  anderen  Beziehung  aber  gehören  hinwieder  Mon- 
archie und  Aristokratie  zusammen  und  sind  der  Theo- 
Icratie  und  Demokratie  gegenüberzustellen.  In  den 
-ersteren  ist  der  Gegensatz  zwischen  Regierung  und  Regierten 
menschlich  so  organisiert,  dass  sich  die  Regenten  als  solche 
selbständig  fühlen  und  wissen,  und  ebenso  von  dem 
Yolke  geachtet  werden,  dass  sie  in  eigenem  Namen  und 
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ZU  selbständigem  Rechte  die  Herrschaft  üben,  vollkom- 
mener freilich  in  der  Monarchie  als  in  der  Aristokratie.  In 
den  beiden  letzteren  dagegen  bedarf  der  als  Herrscher  gedachte 
Gott  immer,  das  als  Herrscher  gedachte  Volk  doch  in  der 
Begel  einer  Stellvertretung  und  Vermittelung  durch 
Priester  oder  Beamte^  welche  personlich  zu  den  Kegierten 
gehören,  aber  nun  als  Diener  Gottes  oder  des  Volkes  in 
deren  Auftrag  und  Namen  für  den  Herrscher  handeln» 
Diese  können  nicht  «sich  selber  als  Begenten  betrachten^  aber 
sie  verwalten  gleichsam  die  Regentschaft  für  den  eigentlichen 
Regenten,  der  nicht  persönlich  handeln  kann.  Sie  sind  ge- 
nötigt, sich  beständig  an  eine  andere  Macht  anzulehnen,  und 
in  dieser  Einweisung  auf  die  höhere  Macht,  welche  auch  sie 
beherrscht,  die  Autorität  zu  suchen,  welche  ihnen  selber  abgeht. 

Der  Unterschied  der  Staatsformen  je  nach  der  Art  der 
Regierung  begründet  das  Verfassungsrecht  und  ist  staatsrecht- 
lich» Derselbe  Unterschied  findet  sich  aber  überdem  in  der 
Richtung  des  politischen  Lebens  vor,  selbst  im  Gepfensatze  zu 
der  Verfassungsform.  £s  kann  ein  Staat  in  theokratisieren- 
dem  Geiste  regiert  werden,  wenn  gleich  nicht  Gott,  sondern 
ein  menschlicher  Herrscher,  z.  6.  ein  Eirchenfürst  oder  eine 
Priesterkaste  als  Obrigkeit  anerkannt  ist.  Ebenso  gibt  e& 
aristokratisierende  Staaten,  die  staatsrechtlich  keine  Ari- 
stokratien sind,  wie  z.  B.  der  englische  Staat,  dessen  mon- 
archische Form  von  aristokratischem  Geist  erfüllt  ist;  ferner 
demokratisierende  Staaten,  die  keine  Demokratien  sind« 
wie  z,  B.  das  Königreich  Norwegen.  £s  gibt  endlich  ancb 
monarchisierende  Staaten,  ohne  wirklichen  Monarchen,  wie 
z.  B.  die  französische  Republik. 

Anmerkung.  Die  Rohmerisehe  Einteilang  der  Staaten  (F.  Roh- 
mera  Lehre  von  den  politischen  Parteien  §.  216 IF.)  nach  den  Tier  Alters- 
stufen  der  Menschen  zielt  znnftchst  wieder  nicht  auf  die  Staatsform^ 
sondern  auf  den  politischen  Geist,  der  in  dem  Staate  lebt,  aber  je  nach 
dem  politischen  Parteieharakter.  Sie  erkennt 
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den  radikalen  Staatogeiet  in  dem  Idolstaat, 

w    liberalen  ^        n     n    Individ  ualstaat, 

„    konservativen  „        n     n  Rftssestaat, 

„  absolutistischen  „  n  »  Formenstaat. 
Eine  Monarchie  z.  B.  kann  möglicherweise  alle  diese  Phasen  des 
politischen  Geistes  der  Reihe  nach  durchmessen.  Wenn  R.  v.  Mohl 
(Staatswissenschaft  I,  S.  262)  einwendet,  ein  Volk  sei  nicht  jung  und 
nicht  ah.  weil  in  jedem  Volk  Kinder  und  Greise  zugleich  beisammen 
seien,  so  beruht  diese  Einwendung  aul' einem  Mifssverstäudnis  der  Lehre, 
die  er  bestreitet.  Schon  die  Alten  haben  {^ewusst,  und  v.  Savign}' 
hat  es  der  deut-Then  Jnristenwelt  klar  gemacht,  dass  auch  die  Vt»!kpr 
als  organisclie  ( ietJamtwesen  ihre  Altersstufen  durchleben,  analog  der 
Jugend  und  dem  Alter  der  Individuen.  Aubser  dieser  Fobje  der  Zeiten, 
die  sich  in  jeder  VolksL'eschichte  wiederholt,  kommt  aber  ilt  r  on<,M'lH»rene 
Volkscharakter  in  Betracht.  Wie  es  einzelne  Menscbeu  gibt,  deren 
"Wesen  kindlich  oder  auch  kindisch  ist  und  bleibt,  und  die  selbst  im 
reiten  und  hohen  Alter  diesen  Gnindzug  ihrer  Natur  nie  verleugnen, 
und  hinwieder  andere,  die  schon  in  früher  Jugend  einen  altlichen 
Charakter  haben,  so  gibt  es  auch  kindliche  und  ältliche  Volker  von 
Natur.  Am  deutlichsten  zeirrt  sich  das  in  den  grossen  Rassen.  Die 
Negervijlker  sind  mehrtnusen<ljalirige  Kinder,  die  roten  Indianer  zeigen 
ebenso  während  mehreren  Jahrhunderten  beharrlich  ein  älllicheF  Wesen. 
In  Europa,  dem  Weltteil  der  vorzugsweise  männlichen  Völker,  <m  s.  lieint 
doch  die  Natur  der  .Spanier  —  abgesehen  von  der  Lebensperiode,  in  der 
sie  sich  befinden  —  eher  dem  älteren,  die  der  deutschen  dem  jugend- 
lichen Geiste  zu  entsprechen.  Wie  die  Volker,  sei  es  von  Natur  nnd 
daher  beständig,  sei  es  auf  der  Altersstufe,  auf  welcher  sie  gerade  sich 
befinden  und  dalier  periodisch  jung  oder  alt  sind,  so  erfüllen  sie  mit 
diesem  Geiste  anch  den  Staat,  in  dem  sie  leben.  Die  männliche  Form 
der  konstitui  luncllen  Monarchie  wird  daher  auf  Haiii,  weil  ein  kmdischea 
Volk  lu  iiir  lebt,  zu  einem  bubischeu  Posseuspiel. 

Fünftes  jB[apiteL 
Dag  Prineip  der  Tier  NebenformeH. 

Die  Art  des  St&atshauptes  ist  zwar  entscheidend  für 
die  ganze  Gestalt  des  Staatskörpers.  Aber  in  zweiter  Linie 
kommt  doch  auch  das  Recht  der  Regierten  in  Betracht, 
und  bestimmt  sekundär  den  rechtlichen  Charakter  der  Staats- 
verfassung.   Die  Aristotelische  Einteilung  der  Staatsfonnen 
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enthält,  wenn  man  so  die  Gegenseite  in  dem  Urgegensatze 
«Her  Staatenbildaag  berücksichtigt,  die  nötige  £igäiizuDg. 

War  auf  selten  der  Regierung  das  oberste  —  herrschende 
Organ  entscheidend,  so  ist  auf  Seiten  der  Regierten,  die  wir 
als  Gesamtheit  im  engeren  Sinne  wieder  das  Volk  oder  noch 
«her  das  Land  heissen,  die  Kontrolle  der  R^erung  und 
•die  Teilnahme  an  der  Gesetzgebung  entscheidend. 

Indem  wir  nach  diesem  Merkmal  die  verschiedenen  Staats- 
formen klassifizieren,  erhalten  wir  folgende  drei  (beziehungs- 
yreise  vier)  Nebenformen. 

I.  Die  Regierten  werden  insgesamt  als  eine  blosse 
passive  Masse  behandelt,  welche  der  Regierungsmacht  un- 
bedingt unterthan  und  zu  absolutem  Gehorsam  yerbunden  ist. 
Sie  hat  weder  ein  Recht  der  Eontrolle  noch  einen  Anteil  an 
der  Gesetzgebung.  Es  sind  das  die  absolut  regierten  Staaten, 
•die  wir  daher  unfreie  Staatsformeu  (unfreie  Völker)  heissen. 
Sie  sind  nicht  nur  dann  unfrei,  wenn  sie  der  Willkar  und  den 
Launen  eines  Despoten  angehören  (Despotien),  sondern  auch 
dann  politisch  unfrei,  wann  der  Herrscher  selber  ein 
Rechtsgesetz  anerkennt  und  sowohl  das  Privatrecht  als  die 
Privatfreiheit  geschützt  wird  (Absolutien). 

IL  Ein  Teil  der  Regierten,  die  oberen  Klassen  der- 
selben, haben  das  Recht  der  Kontrolle  und  der  Teilnahme  an 
^en  öffentlichen  Angelegenheiten  und  beschränken  dadurch 
-die  Regierungsgewalt.  Aber  die  übrige  Masse,  insbesondere 
die  unteren  Volksklassen  sind  noch  in  dem  politisch 
unfreien  Zustande  und  haben  keine  politischen  Rechte.  Wir 
heissen  diese  Staaten  halbfreie  Staatsformen.  Die  mittel- 
alterlichen Lehens-  und  Ständestaaten  sind  von  dieser  Art. 

III.  Alle  Volksklassen  haben  politische  Rechte.  Das 
:ganze  Land  (Volk)  übt  eine  Kontrolle  der  Regierung  und 
eine  Mitwirkung  aus  bei  «der  Gesetzgebung.  Wir  heissen  diese 
Staaten  freie  Staaten  oder  auch  Republiken  im  weitesten 
-Sinne  des  Wortes.  Wir  können  sie  auch  Volksstaaten  heissen. 
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Diese  KoatroUe  und  Teilnahme  wird  daher  entweder 

A)  anmittelbar  durch  die  Versammlung  der  Bürger 
geübt,  wie  vorzugsweise  im  Altertum  (autike  EepublikenX 
oder 

B)  mittelbar  durch  Ausschüsse  und  Stellvertreter,  wie 

in  der  neueren  Zeit  (moderne  Repräsentativstaateii ). 

Wenden  wir  diese  neue  sekundäre  Unterscheidung  auf 
die  alte  Einteilung  der  Grundformen  an,  so  eigeben  sich 
folgende  Resultate: 

L  Die  Theokratie  iiei^^t  sich  principiell  zu  der  Klasse 
der  unfreien  Staaten.  Aber  sie  ist  nicht  notwendig  Despotie, 
indem  auch  der  herrschende  Gott  oder  die  von  ihm  inspirierte 
Priesterschaft  ein  Gesetz  des  Gemeinwesens  anerkennen  und 
respektieren  kann.  Sie  kann  daher  sich  der  zweiten  und  der 
dritten  Klasse  insofern  annähern,  als  die  Ausübung  der  gött- 
lichen Herrschaft  an  die  Mitwirkung  aristokratischer  Klassen 
oder  selbst  einer  VolksYersammlung  gebunden  wird.  Die 
jüdische  Theokratie  war  in  diesem  Sinne  republikanisch. 

II.  Die  Aristokratie  gravitiert  zur  zweiten  Klasse  der 
balbfreien  Staaten,  kann  aber  auch  als  unfreier  Staat  vor- 
kommen, wenn  der  Demos  politisch  rechtlos  ist,  oder  sie  kann 
sich  in  die  dritte  Klasse  der  freien  Volksstaaten  erheben, 
wenn  sie  dem  Demos  wie  in  Rom  eine  wahre  Volksvertretung 
verstattet. 

HL  Die  Demokratie  hat  einen  iuueren  Zug  zur  dritten 
Klasse  der  freien  Staaten;  sie  kann  aber  zur  Despotie  werden 
gegenüber  der  Minderheit  oder  doch  zur  Absolutie  gegenüber 
den  eiüzeliieu  Bürgern;  und  sie  kann  im  Verhältnis  zu  einer 
unterwürfigen  Klasse  (Sklaven  und  Heloten  im  Altertum, 
Farbige  in  Amerika)  als  halbfreier  Staat  sich  zeigen. 

IV.  Die  Monarchie,  welche  überhaupt  in  den  rnaiiiiig- 
faltigsten  Formen  erscheint,  nimmt  alle  drei  Klassen  in  zahl- 
reichen Anwendungen  in  sich  auf.  Die  Despotien  des  Orients 
und  die  absoluten  Monarchien  auch  des  Occidents  sind  offenbar 
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unfreie  Staaten  i  das  Königtum  und  das  Fürstentum  des  Mittel- 
alters,  welches  durch  den  Klerus  und  die  Laienaristokratie 
beschrankt  war,  waren  halbfreie  Monarchien.   Das  römische 

Königtum  nach  der  Servianischen  Verfassung  und  das  alte 
Mnkische  oder  das  norwegische  Königtum,  welches  der  Volks- 
Versammlung  einen  gewissen  Anteil  an  der  Staatsleitung 
zugestanih  11  liattc,  mögen  als  Beispiele  der  unmittelbaren 
Volköbeteiligung  auch  in  freien  Monarchien  gelten.  Die  kon-  , 
stitutionelle  Monarchie  der  neueren  Zeit  endlich  ist  die  höchste 
bisherige  Ausbildung  der  Monarchie  zu  einem  freien  Staate 
mit  Repräsentatiwerfassung. 

Wird  die  Aristotelische  Einteilung,  die  mit  Kecht  von 
obenher  ausgeht,  so  von  untenher  eigänzt,  so  fallen  auch 
die  wichtigsten  Bedenken  gegen  dieselbe  hinweg,  insbesondere 
die  Einwendung,  dass  sie  nicht  genug  unterscheide  und  weder 
die  Verwandtschaft,  z.  B.  der  heutigen  Bepräsentativdemokratie 
mit  der  konstitutionellen  Monarchie,  noch  die  wesentliche  Ver- 
schiedenheit z.  B.  der  absoluten  und  der  ständisch  beschränkten 
Monarchie  zu  erklären  imstande  sei. 

A  n  ni  e  r  k  II  n  ^^  Angeregt  hat  mich  zur  Be<^nnidung  dieser  ivebeu- 
formeii  die  iiiteressaate  Untersuchung  von  Georg  Wait  ?  über  die  Unler- 
scheidung  der  Staatpformen  (Politik,  S.  107  f.)-  Waitz  iieniii  Kepubiik 
den  ötaat.  wenn  die  Staatsgewalt  von  dem  Volke  oder  in  dessen  Auftra.g 
von  Stellverlretern  des  Volks  geübt  wird.  Dagegen  Königtum  die 
Staatslorm,  die  unabhängig  von  dem  Volke  durch  eine  Person  als 
Staatshaupt  kraft  eigener  Macht  geübt  wird.  Die  Ariatotelische  Einteilung 
betrachtet  er  dann  als  sekundär,  die  seinige  als  pri in ä r.  Das  Kaiser- 
tum wird  dann  in  liom  zur  Republik,  in  Deutschland  zum  Königtum. 
Das  alt-römische  Patriciat  wird  zum  Königtum,  das  Napoleonische 
Kaisertum  zur  Republik.  Aber  damit  werden  die  beiden  Einteilungen 
eher  verwirrt  als  geordnet.  Die  obige  Unterscheidung  dagegen  ist  nach 
der  Rücksicht  aul'  die  Art  der  Regenten  und  sodann  nach  dem  Recht  der 
Regierten  logisch  klar  und  als  Ergänzung  zu  der  Aristotelischen  Ein- 
teilung sogar  notwendig.  SodLinu  gibt  sie  auf  die  Frage,  weshalb  denn 
die  konstitutionelle  Monarchie  der  repräsentaiivcu  Demokratie  näher  ver- 
•wandt  sei  als  die  absolute  Monarchie,  eine  befriedigende  Antwort. 
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L  Die  (ideokratie)  Tiieokratie. 

Die  Form  der  Theokratie  gehört  vorzugsweise  der  Kind- 
heit des  Menschengeschlechtes  im.  In  Asien  und  Nordafrika 
ist  der  Sitz  der  ersten  staatlichen  Entwickelung,  und  zuerst 
zeigen  sich  da  theokratische  Staaten. 

In  den  ersten  Zeiten,  als  die  noch  junge  Mensc  hheit  sich 
auf  der  Erde  zurechtzufinden  suchte,  war  offenbar  das  Gefühl 
der  Abhängigkeit  von  göttlichen  Wesen  und  unverstandenen 
Natiii  kriiftcn  noch  äusserst  lebhaft  iurI  <lit'  I  jü Wirkung  Gottes 
oder  der  Natur  auf  das  Leben,  gewissermassen  auf  die  Er- 
ziehung der  Menschen,  unmittelbarer  und  mächtiger  als  später. 
Gott  und  die  Gotter  verkehrten  nach  allen  alten  Sagen  und 
Mythen  persöniich  mit  den  Menschen,  und  was  Platon  uns 
von  den  Urzuständen  selbst  der  hellenischen  Völker  erzählt, 
dass  Kronos,  die  Schwäche  und  Unfthigkeit  der  Menschen  in 
jener  Zelt  bedenkend,  ilmen  .zu  Königen  und  Fürsten  über 
die  Staaten,  nicht  Menschen,  sondern  Dämonen,  Wesen  von 
göttlicherem  und  höherem  Geschlechte  gesetzt^  babe,  stimmt 
mit  dem  Glauben  aller  alten  Völker  zusammen.  Platon  selbst 
war  dieser  theo k ratischen  Auffassung  persönlich  zugethan  und 
schlug  in  seiner  Lehre  vom  Staat  künstliche  Täuschuugsmittel 
vor,  um  den  damals  entwickelteren  Menschen  von  neuem 
den  Glauben  beizubringen,  dass  nicht  Menschen,  sondern  Gott 
seiber  die  Herrschaft  im  Staate  führe. 

Wurde  so  Gott  oder  wurden  Götter  und  Dämonen^  als 
die  wahren  Oberhäupter  des  Staates  verehrt,  so  war  mit  diesem 

1  Von  einem  meikwürdi^anj  d  li  lu  on ok  r  a  t  i  s c  h  e  ii  Staate  unserer 
Zeit  berichtet  der  benihiule  Eiitdci-ker  der  AltiTiiimer  von  Kiuiveh, 
A.  II.  Layard  (Niniveh  und  seine  Uebcrrefte.  S.  144  IT.).  In  den  Ge- 
birgen Mesopotamiens  wohnen  die  Jezidi.,  welche  unter  einem  geist- 
lichen Überhaupte  stellen,  dem  grossen  Scheich,  und  dem  Satan  eine 
besondere  Verehrun'x  widmen,  von  dem  sie  glauben,  er  werde  spater 
wieder  zu  einem  hoben  Kange  in  der  himmli&clien  Hierarchie  gelangen. 
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Glauben  der  überwiegende  Einfluss  der  Priester  unzertrenn- 
lich verbunden,  denn  diese  mren  die  auserwählten  Sterb- 
lichen, welche  vorzugsweise  dem  Dienste  der  Götter  geweiht 
Yaren,  ihren  Willen  vernahmen  und  ihre  Sprache  verstanden. 
Unter  diesen  Völkern  haben  daher  auch  die  Priester  den 
obersten  Rang.  In  den  einen  verwalten  die  Priester  geradezu 
das  Regiment,  im  Namen  Gottes  oder  der  Gotter,  in  den 
anderen  stehen  zwar  Könige  an  der  Spitze  der  Regierung, 
aber  auch  sie  regieren  nicht  in  eigenem  Namen,  sondern  als 
Stellvertreter  und  Organe  der  Götter  und  sind  entweder  zu- 
gleich Oberpriester  oder  werden  durch  den  Einfluss  der  Priester 
geleitet  und  beschränkt.  Die  ersteren  können  wir  nach  Leos 
Vorgang  reine,  die  letzteren  gebrochene  Priesterstaaten 
nennen.  In  diesen  ist  der  Uebergang  von  der  Form  der 
Theokratie  in  die  der  Monarchie  ersichtlich. 

Ein  solcher  Priesterstaat  war  der  Staat  der  Aethiopeu 
in  Meroe.  Der  Vorstand  des  Staates  gehört  der  Priesterkaste 
an.  Die  Priester  bezeichncii  aus  ihrer  Mitte  einige  der  Besten, 
aus  welchen  in  feierlicher  Prozession  der  Gott  einen  erwählt 
Ist  der  Ausspruch  des  Gottes  gethan,  so  beugt  das  Volk  vor 
dem  Erwählten  Gottes  seine  Kniee,  und  verehrt  in  ihm  den 
Stellvertreter  Gottes.  Seine  Macht  aber  ist  in  jeder  Weise 
beschränkt  durch  die  göttlichen  Gesetze  und  die  fortdauernde 
Offenbarung  des  göttlichen  Willens  in  den  Orakeln,  welche 
die  Priester  vermitteln.  Ein  streiij^es  Ceremoniell  ordnet  joden 
seiner  Schritte  und  der  freien  menschlichen  i^utächliessung  ist 
kein  Spielraum  vergönnt.  Ueberau  begleiten  ihn  die  Priester 
und  wirken  mit,  und  selbst  seine  Existenz  ist  völlig  unsicher. 
"Wenn  er  dem  Gotte  missfällt,  so  offenbart  dieser  den  Priestern 
seine  Ungnade.  Die  Priester  teilen  ihm  durch  eine  Botschaft 
den  zürnenden  Willen  des  Gottes  mit,  und  es  bleibt  ihm  nichts 
anderes  Übrig,  als  durch  freiwilligen  Tod  den  göttlichen  Zorn 
zu  sühnen.'-^ 

3  Diodoras  Sic.,  Bist.  III,  5,  6.   Vgl.  Leos  Weltgescb.  I,  a  79. 
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lu  gebrocheDer  Form  sehen  wir  diesen  Priesterstaat  in 
Aegypten.  Ursprflnglich  herrschten  auch  da  nach  der  Volks- 
sage während  vieler  Jahrhundei-te  die  Götter  selbst.  Später 
jedoch  regierten  menschiichc  Kuuigc,  aber  ais  üuttcrsöhne  und 
selber  wie  Götter  verehrt  und  durch  das  heilige  Gesetz,  eine 
strenge  Etikette  und  den  Einfluss  der  obersten  Priesterkaste 
beschränkt.  Die  göttlichen  Vorschriften  waren  so  genau  iin 
einzelnen  bestimmt,  dass  dem  Könige  nicht  einmal  die  Aus* 
wähl  der  Speisen,  die  er  essen  wollte,  freigegeben,  sondern 
auch  seine  frugalen  Mahlzeiten  ein  für  allemal  festgesetzt 
waren.  ^  Bei  seiuem  Leben  freilich  wagten  die  Priester  nicht 
mehr,  im  Namen  der  Götter  Gericht  über  ihn  zu  halten,  aber 
wenn  er  starb,  so  wurde  ein  grosses  und  Öffentliches  Toten- 
gericht über  ihn  von  den  Priestern  angeordnet.  Die  Ehre 
seines  Namens  bei  der  Nachwelt  und  die  Aufnahme  der  ab- 
geschiedenen Seele  in  der  Unterwelt  und  seine  Wiedergeburt 
wurde  durch  ihr  Urteil  bestimmt.  Unter  einem  Volke,  welches 
au  die  Fortdauer  der  beele  nach  dem  irdischen  Tode  glaubte, 
mit  äusserster  Sorgfalt  sogar  den  Leichnam  vor  der  Verwesung 
zu  retten  suchte  und  seinen  Toten  reich  geschmückte  und 
an  alle  Krfordernisse  des  Lebens  erinnernde  Wohnungen  er- 
baute, hingen  von  diesem  ernsten  Totengericht  die  Hoffnungen 
und  Befürchtungen  auch  der  Lebenden  ab,  und  es  war  das- 
selbe daher  in  der  Hand  der  Priester  eine  furchtbare  Macht. 

Verwandt  und  grossenteils  ideokratisch  war  auch  der 
altindische  Staat.  Der  König  steht  nach  der  Ordnung  der 
Kasten  unter  den  Brafamanen;  der  Brahmane  verschmäht  es, 
ihm  seine  Tochter  zui  Frau  zu  geben,  sie  würde  durch  die 
ungleiche  Ehe  entwürdigt.  Aber  die  Würde  des  Königs  wird 
doch  wieder  so  hoch  gehalten,  dass  ihr  eine  besondere  Gött- 
lichkeit inwohnt   Sein  Leib  wird  nach  den  Gesetzen  Manns 

9  Biodoras  Sic,  HUt.  I,  71,  7^  Vgl.  Dunker,  Gesch.  d.  Alter- 
tam8  Bd.  I,  S.  140  ff. 
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aus  Bestandteilen  gebildet,  welche  in  den  acht  göttlichen 
Wächtern  der  Welt  ihren  Ursprung  haben,  daher  ist  er  rein 
und  heilig.  «Wie  die  Sonne  blendet  er  die  Augen  und  Herzen, 
und  niemand  auf  Erden  vermag  ihm  ins  Antlitz  zu  sehen. 
Gott  hat  ihn  geschaffen  zur  Erhaltung  aller  Wesen.  Keiner 
darf  ihn,  selbst  wenn  er  noch  ein  Kind  ist,  verachten,  indem 
er  zu  sich  sagt:  er  ist  ein  einfacher  Sterblicher;  denn  eine 
grosse  göttliche  Kraft  wohnt  in  ihm.** 

Auch  der  indische  König  ist  von  Priestern  umgeljeu. 
Er  bedarf  der  Weihe,  wenn  er  die  Kegierung  antritt  Seine 
sieben  oder  acht  Minister,  welche  er  einzeln  und  vereint  in 
allen  Geschäften  Yerniinmt,  bevor  er  den  Entscheid  fasst, 
sind  meistens  Brahmanen.  Jedenfalls  aber  muss  er  in  allen 
wichtigen  Dingen  vorerst  einen  brahmanischen  Gewissensrat 
zu  Rate  ziehen.  Auch  ihm  ist  ein  strenges  Ceremoniell  vor- 
geschrieben, und  die  Gesetze  Manus  mahnen  ihn  in  ernster 
Sprache  an  seine  —  wenn  auch  nicht  näher  geordnete  — 
Verantwortlichkeit:  „Der  unsinnige  Monarch,  welcher  seine 
Unterthanen  durch  Ungerechtigkeit  bedrückt,  wird  in  kurzem 
seines  Königtums  und  seines  Lebens  beraubt  werden,  er  und 
seine  ganze  Familie.*  ^ 

Immerhin  hat  der  indische,  in  höherem  Grade  arische 
Staat  übrigens  ein  helleres,  freieres  Ansehen,  und  ist  in  ihm 
die  königliche  Würde  und  Macht  mehr  und  staatlicher  aus- 
gebildet, als  in  den  finsteren  Priesterstaaten  von  MeroS  und 
Aegypten.  In  allen  aber  finden  wir  ein  schroffes  und  starres 
Kastensystem ;  grosse  Vorrechte  der  Priesterkaste,  die  in  sich 
alles  geistige  Leben  der  Nation  vereinigte  und  abschloss  und 
zugleich  reichlich  mit  den  Gütern  der  Erde  ausgestattet  war; 
—  in  Aegypten  gehörte  der  dritte  Teil  des  Bodens  ihnen  zu;^ 

*  ManaTa-Dbarma-Saslira,  Lois  de  Maaou,  par  Loiselenr^ 
Pariß  1833,  V.  96,  97;  VII,  3-8. 

5  Ebend.  VII,  54  flf.,  III. 

•  Diodor.  Sic,  I,  73. 
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«das  indische  (besetz  sagt:  ^Ein  König  darf,  selbst  wenn  er 
vor  Mangel  stürbe,  nie  von  einem  in  den  heiligen  Schriften 
-belesenen  Brahmanen  eine  Steuer  nehmen  und  niemals  dulden, 
4bss  in  seinen  Staaten  ein  solcher  Brabmane  Hunger  leide."  ^ 
—  Ferner  eine  gedrückte  Lage  uiid  verachtete  Zustände  der 
unteren  Volksklassen,  welche  auch  für  einzelne  nicht  durch  die 
Hoffnung  des  Emporsteigens  erhellt  wurden.  Die  ägyptischen 
Bauern  sind  durchweg  nur  Hörige,  welche  die  den  Priestern 
oder  dem  Könige  oder  den  Kriegern  zugehörigen  Güter  be- 
hauen. Die  Hirten  und  die  Handwerker  sind  erblich  an 
Ihr  Geschäft  gebunden,  willkürlicher  Schätzung  unterworfen 
und  ohne  allen  aktiven  Anteil  an  den  Staatsinstitutiunen. 
Zahlreiche  Fronen  aller  Art  sind  in  diesen  Ländern  ver- 
breitet. 

Noch  viele  Jahrhunderte  hinab  hat  ein  theokratischer 

Charakter  des  Staates  in  Asien  sich  erhalten,  und  auch  später 
noch  ist  derselbe  in  dem  orientalischen  Herrschertum 
fortwährend  sichtbar.  Die  Macht  der  Priesterschaft  freilich 
4iber  die  immer  entschiedener  weltlichen  Herrscher  ist  durch 
die  steigende  Macht  dieser,  wie  sie  in  den  grösseren,  durch 
Eroberung  entstandenen  und  durch  Kriegsheere  zusammen- 
gehaltenen Reichen  sich  entwickelte,  mehr  in  den  Hintergrund 
gewiesen  und  verdunkelt  woi  den.  Aber  die  Herrscher  selbst 
wurden  wie  Götter  verehrt.  Die  Staatsform  blieb  theok ratisch, 
mir  trat  sie  in  eine  neue  Wandelung  ein.  Zuerst  war  der  Gott 
in  Person  der  Herrscher,  seine  Werkzeuge  die  Könige  und 
■die  Priester:  dann  stellte  sich  die  Herrschaft  mehr  und  mehr 
-äusserlich  als  eine  Priesterherrschaft  dar,  mit  einem  anfangs 
priesterlichen,  dann  kriegerischen  Konige  an  der  Spitze; 
endlich  wurde  der  König  selbst  zum  Gott  erhoben,  und  es 
•entstand  der  übermenschliche  „Despotenstaat^.  Es  gilt  das 
namentlich  von  dem  späteren  Perserreiche  und  selbst  von 

7  Loia  de  Manou.  VII,  m 
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den  neu  LI  eil  Staaten  der  mohammedaniiclieü  Sultane  und 
den  chinesischen  Kaisern. 

Der  König  von  Iran  [Vita^pa  um  das  Jahr  1000],  unter 
welchem  Zarathustra  (Zoroaster,  Serduscht)  als  Prophet 
auftrat,  nannte  sich  selbst  einen  „Priesterkönig*,  und  in  den 
heiligen  Büchern  (dem  Send-Avesta)  wird  der  Perserkönig  nicht 
zu  der  Kaste  der  Krieger,  wie  in  Indien,  sondern  zu  der 
der  Priester  (der  ^Rechtskundigen  und  Gottesgelelirten**)  ge- 
rechnet ^  Das  ganze  btaatssystem  ist  zugleich  Keligionssystem, 
Recht  und  Moral  unausgeschieden,  der  Zusammenhang  der 
unsichtbaren  Welt,  der  guten  und  bösen  Geister  mit  der 
sichtbaren  Welt  der  Menschen  in  allen  Dingen  fortwährend 
anerkannt  Aber  seitdem  die  Könige  von  unpriesterlichen^ 
persischem  Geschlechte  die  Herrschaft  erlangten,  nahm  der 
persische  Staat  -mehr  die  Natur  eines  solchen  Despotenreiches 
an,  und  der  Einfluss  der  Magier,  so  gross  er  in  manchen 
Dingen  blieb,  ward,  verglichen  nüt  den  älteren  Zeiten,  um 
vieles  geringer.  Allmächtig  wie  der  Gott,  dessen  Gnade  ihi^ 
erhoben  hat,  waltet  in  seinem  Reiche  der  Perserkönig  im 
Princip,  und  sein  Hof  ist  das  Abbild  des  himmlischen  Hof- 
staates des  guten  Weltgeistes  Ahuramasda.  Die  Ehren,  die* 
ihm  ei*wiesen  werden,  gleichen  den  Ehren  der  Gottheit.  Vor 
seinem  goldenen  Throne,  der  hoch  emporragt  und  auf  dem 
er  in  reichstem  Schmucke  mit  der  Tiara  auf  dem  Haupte  sitzt,, 
den  goldenen  Stab  in  der  Hand,  das  Schwert  zur  Seite,  im 
Purpurmantel,  „strahlend  wie  die  Sonne  an  dem  glänzenden 
Firmament,^  werfen  sich  selbst  die  fremden  Gesandten  nieder 
in  den  Staub,  wie  Sklaven  vor  dem  Herrn  oder  Betende  vor 
dem  Gott  Wie  diesem  die  Opfer,  so  werden  ihm  die  Gabeu 
derer  dargereicht,  welche  seinem  Throne  nahen.  Und  wena 
er  stirbt,  so  bezieht  er  den  herrlichen  Totenpalast  in  Persepolis» 

8  Vullers  Fragmente  über  die  Religion  des  Zoroaster,  Bonn  1831^ 
S.  33,  68.  Vgl.  Spiegel,  Avesta,  Leipzig  1852-63,  III  Bde.  [S.  ferner 
Doneker,  Geschichte  des  Altertams  IV,  77  ff.;  110  ff.J 


üigiiized  by  Google 


Sechste«  Kapitel«  I.  (Ideokrutie)  TheokraÜe. 


dort  das  Leben  der  Seligen  fortsetzend.  Ein  feicriiciies  Cere« 
moniell  mit  seiBen  mannigfaltigen  Symbolen  umgibt  ihn,  *  ihn 
zu  ehren.  In  der  Wirklichkeit  freilich  ist  gerade  diesea 
auch  ihn  beengende  und  wie  mit  einem  goldenen  Netze  um- 
spinnende Ceremoniell  die  unauflösliche  Schranke  und  Fessel 
seines  Willens,  und  spottet  der  fingierten  Allmacht,  die  ihm 
in  der  Idee  zugeschrieben  wird. 

Ein  Fortschritt  aber  liegt  unverkennbar  in  dieser  Wande- 
lung aus  dem  eigentlichen  Priester-  in  das  Despotenreich  dea 
Orients.  Bas  starre  Walten  einer  für  göttlich  gehaltenen 
Ollenbarung  in  dem  Ganjj:  und  den  Formen  der  Gestirne,  nach 
welcher  die  Priester  auch  den  Staat  leiteten  und  die  Gleich- 
mässigkeit  und  Unveranderlichkeit  des  ganzen  ein  ffir  allemal 
durch  göttliche  Gesetze  normierten  Staatslebens  waren  dcrrch- 
brochen;  und  wenn  auch  in  der  trüben  Form  der  Despotie, 
äusserte  sich  nun  ein  freier  menschlicher  Wille  in  den  Staats- 
angelegenheiten und  konnte  Rücksicht  nehmen  auf  die  natür- 
lichen ^'erä^derungen  in  den  Zuständen  der  politischen  Welt 
und  auf  die  mancherlei  neuen  Bedürfnisse  der  Völker.  In 
dem  persischen  Reiche  wurde  denn  auch  die  Eisdecke  des 
Kastenwesens  frühzeitig  aufgelöst 

Der  merkwürdigste  Staat  dieser  Gattung  im  Altertum  war 
die  Theokratie  der  Juden  nach  der  mosaischen  Gesetzgebung« 
Die  Reinheit  der  mosaischen  Religion,  der  lebendige  Glaube 
an  einen  Gott,  den  Schöpfer  und  Erhalter  der  Welt,  ist  die 
feste  Grundlage,  auf  welcher  der  jüdische  Staat  erbaut  ist. 

Gott  selbst,  Jahveh  oder  Jehovah,  wird  als  König  der 
Juden  gedacht  Er  ist  der  unsterbliche  Herr  des  sterblichen, 
aber  auserwählten  Volkes.  Er  gibt  das  Gesetz,  er  regiert  das 
Volk.  Die  ganze  umfassende  Gesetzgebung,  welche  wir  von 
Moses  her  benennen,  erscheint  als  Offenbarung  Gottes,  mit 
welchem  Moses  in  der  Einsamkeit  der  Berghöhe  gesprochen, 

9  Eine  Tortreffliche  knne  Darstellung  dieser  ßtaatsform  bei  Leo, 
Weltgeach.  I,  S.  130  ff.  Dnncker,  Gesch.  d.  Alt  IT,  177  ff. 
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<lessen  Willen  er  mit  Furcht  und  Zitteru  vernommen  und 
gelreu  dem  Beiehle  des  Herrn  dem  Volke  verkündet  hat. 
Blitz  und  Donner  haben  die  Gegenwart  Gottes  auf  dem  Berge 
Sinai  allem  Volke  bezeugt. 

Das  ganze  Volk  aber  wurde  durch  diese  göttliche  Herr- 
schaft gehoben.  In  Aegypten  noch  war  es  verachtet  und  jeder 
Aegyptier  aus  einer  der  höheren  Kasten  betrachtete  die  Juden 
als  Verworfene,  deren  Umgang  verunreinige.  Nun  erhielten 
sie  das  erhabene  Gefühl,  das  bevorzugte  Volk  des  höchsten 
Gottes  zu  sein.  Obwohl  auc&  sie  in  erbliche  Stamme  einge- 
teilt wurden  und  auch  unter  ihnen  ein  gesonderter  Priester- 
stamm (der  Stamm  Levi)  geordnet  ward,  so  waren  doch  alle 
Stämme  Nachkommen  der  £rzväter  Abraham,  Isaak  und  Jakob 
und  galt  hinwieder  das  ganze  Volk  als  ein  „Priestervolk'. 
Die  schroffe  Ueberordnung  der  Karten  ist  somit  hier  von 
Grund  aus  aufgegeben  und  die  Brüderlichkeit  der  Stämme 
zum  Princip  erhoben. 

Das  göttliche  Gesetz  wird  in  einer  mit  Gold  überzogenen 
Lade  verwahrt,  über  welcher  der  goldene  Thron  der  Gnade 
aich  erhebt,  von  zwei  Cherubim  bewacht  und  als  Sitz  der 
göttlichen  Offenbarung  verehrt  In  der  Stiftshütte,  gewisser- 
massen  der  göttlichen  Residenz,  die  von  den  Priestern  bewahrt 
wird,  ist  die  Lade  und  der  Thron  in  dem  Allerheiligsten  hinter 
einem  Vorhang  verborgen.  Dort  empföngt  der  Hohepriester 
die  Gebote  Jehovahs  und  verkündet  sie.  Der  Hohepriester, 
aus  dem  Geschlechte  Arons,  des  Bruders  von  Moses,  stanimend, 
ist  das  regelmässige  Organ  des  göttlichen  Willens  und  der 
Vertreter  des  Volkes  vor  dem  Herrn.  Ausnahmsweise,  in 
kritischen  Zeiten,  erweckt  Jehovah  einzelne  erleuchtete  Indivi- 
duen, die  als  Propheten  die  misskannte  göttliche  Autorität 
herstellen,  das  Gewissen  der  Könige  und  des  Volkes  wach- 
rufen, den  Abfall  von  Gott  züchtigen,  zur  Bekehrung  mahnen 
und  das  künftige  Schicksal  des  \  olkes  enthüllen.  Auch  die 
Richter,  welche  an  der  Spitze  der  verschiedenen  Stämme  das 
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Hecht  verwalten  und  handliabcu,  thun  es  im  Namen  Jehovabs, 
■9 denn  daa  Gericht  ist  Gottes.^  Daher  sollen  sie  »keine  Person 
im  Gericht  ansehen,  sondern  den  Kleinen  hören  wie  den 
<jrrossen  und  sieh  vor  uiemaudeu  scheuen."  Ist  ihnen  aber  eine 
Sache  zu  schwer,  so  sollen  sie  sich  an  den  Ort  der  Stiftshütte 
wenden  und  dort  vernehmen,  wie  durch  den  Mund  der  Priester 
Gott  die  Sache  entscheidet.  Den  Spruch  sollen  sie  erfüllen, 
oder  des  Todes  sterben. 

Wie  das  Volk  der  strengen,  aber  segensreichen  Herrschaft 
Jehovahs  unterthan  ist,  so  ist  auch  der  ganze  Boden  des  ge- 
lobten Landes  in  Jehovahs  Eigentum.  Unter  die  Familien 
wird  er  nur  zu  Lehen  verteilt,  nicht  zu  freiem  verfügbarem 
Eigentum.  Von  allen  Früchten  des  Bodens  und  von  allen 
Früchten  der  Tiere  muss  daher  zur  Anerkennung  des  gött- 
lichen Obereigentums  der  Zehnte  an  die  Stiftshütte  zum 
Unterhalt«  der  Priester  gegeben  werden.  Jedes  siebente  Jahr 
ist  ein  Feierjahr,  auch  fflr  das  Land,  welches  dann  nicht  be- 
baut wird,  wie  der  siebente  Wochentag  ein  Ruhe-  und  Feier- 
tag für  den  Menschen  ist,  und  nach  siebenmal  sieben  Jahren 
in  dem  Jubeljahr  wird  die  Verteilung  des  Bodens  wieder  neu 
bereinigt,  so  dass  verarmte  Familien  ihren  Lehensboden  zu- 
rückerhalten, reich  gewordene  ihren  UeberÜuss  an  Gütern 
wieder  herausgeben  müssen.  Unter  den  Juden  selbst  darf  es 
keine  Leibeigenschaft  geben;  das  Jubeljahr  macht  auch  die  frei, 
die  sich  selber  in  die  Knechtschaft  eines  anderen  begeben  haben; 
nur  Fremde  können  zu  Sklaven  erkauft  und  besessen  werden. 

Als  die  Juden  später  einen  König  begehrten,  «damit  sie 
auch  seien  wie  alle  anderen  Völker,*  willfahrte  Jehovah  ihrer 
Bitte  durch  den  Mund  des  obersten  Richters,  des  alten  Samuel, 
aber  tröstete  diesen  mit  den  Worten:  „Gehorche  der  Stimme 
des  Volkes  in  allem,  das  sie  zu  dir  gesagt  haben;  denn  sie 

10  y.  Mose,  1,  17  und  17,  8  ff.  VgL  Duncker  a.  a.  0.  II,  101  ff.; 
Bluntacbli,  Altasiatiacbe  Goltea-  und  Weltideen,  Nr.  IV. 

11  III.  Hose,  K^H&iV.  tfose,  E.  4  und  5. 
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haben  nicht  dich,  sondern  mich  verworfen,  dass  ich 
nicht  soll  König  über  sie  sein.^^^  So  ging  die  Form 
der  reinen  Theokratie  in  die  einer  Monarchie  über, 
welche  indessen  immer  noch  durch  thcokratische  Institutionen 
und  durch  die  ganze  durch  und  durch  religiöse  Natur  und 
Mission  des  jüdischen  Volkes  beschränkt  nnd  modifiziert  bheb. 

In  Europa  sind  nur  schwache  nnd  vereinzelte  Nachklänge 
der  Theokratie  zu  erkennen.  Wenn  der  römische  Kaiser  Ca- 
lignla  mit  goldenem  Bart  und  Blitz  wie  Jupiter  sich  öfifent* 
lieh  zeigte,  oder  Heliogabal  sich  als  Opferpriester  der  herr- 
schenden Sonne  gerierte,  oder  nach  der  schweizerischen  Sage 
der  Vogt  G essler  von  den  freien  Männern  des  Gebirgs  for- 
derte, dass  sie  dem  Hute  des  Kaisers  ihre  Verehrung  beweisen^ 
so  waren  das  nur  karikierte  Nachbildungen  einer  unterge- 
gangenen Staatsfonn,  die  keinen  Anspruch  hatten  auf  Bestand» 
Wohl  aber  ist  im  römischen  Reiche  in  der  Sitte,  sogar  den 
lebenden  Kaisern  Statuen  und  Tempel  zu  errichten  und  die 
gestorbenen  als  Divi  zu  verehren,  so^vie  in  dem  späteren  Cere- 
monieli  der  byzantinischen  Kaiser  noch  ein  theokratischea 
Element  sichtbar  geworden. 

Im  Mittelalter  bekamen  besonders  durch  den  Einiluss  der 
Geistlichkeit,  welche  von  jeher  ihre  Vorliebe  für  die  theokra- 
tischen  Lehren  kund  gegeben  hat,  auch  die  christlichen  Staats*- 
einrichtungen  in  manchen  Beziehungen  eine  theokratische 
Färbung.  Wir  werden  dergleichen  zwar  mehr  in  den  geist- 
lichen als  in  den  weltlichen  Fürstentümern  gewahr^ 
aber  auch  die  letzteren  hielten  sich  nicht  rein  davon«  Sogar 
der  Kaiser  hat  zugleich  priesterliche  Weihen  empfangen  müssen. 
Aber  so  sehr  das  Mittelalter  es  liebte,  alles  Recht  und  alle 
Gewalt  von  Gott  abzuleiten,  so  betrachtete  es  doch  die  Ge- 
walthaber als  Menschen  und  sorgte  reichlich  für  menschliche 
Beschränkungen  ihrer  Macht. 

»  I.  Samuel.  8,  7  iT. 
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Nur  die  Verfassung  der  christlichen  Kirche,  die  Hierarchie 
des  Klerus,  folgte  ganz  dem  theokratischen  Zug.  Die  weltlichen 
Fürsten  und  Obrigkeiten  wurden  doch  auch  von  der  katho- 
lischen Kirche  oft  an  ihren  menschlichen  Ursprung  erinnert. 
Der  Grundcharakter  der  mittelalterlichen  Staatsformen  in 
Europa  ist  eher  Aristokratie  und  Monarchie  als  Theokratie. 

Dagegen  können  die  ebenfalls  im  Mittelalter  entstandenen 
mohammedanischen  Staaten  eher  als  theokratisch  be- 
xeiclmet  werden.  Zwar  glaubt  auch  die  mohammedanische 
Welt  nicht  mehr,  wie  die  alten  Juden,  an  eine  unmittelbare 
und  regelmässige  Gottesregierung.  Die  mosaische  Theokratie 
ward  von  Mohammed  nicht  wiederhergestellt  Aber  der  Koran 
lehrt,  dass  Gott  die  Herrschaft  gebe,  wem  er  will,  und  be- 
trachtet den  menschlichen  Fürsten  an  der  Spitze  des  Staats 
als  den  Statthalter  und  Lehensträger  Gottes.  In  dem 
Kalifat  oder  der  idealsten  Darstellung  des  mohammedani- 
schen Staatensystems  einigen  sich  die  Eigenschaften  des  Ober- 
priesters und  des  Obeikunigs.  Der  Kalif  ist  Papst  und  Kaiser 
zugleich.  Beligion  und  Recht,  Theologie  und  Jurisprudenz 
werden  nicht  genügend  unterschieden.  Die  Gottesgelehrten 
sind  auch  Rechtsgelehrte.  Der  Islam  verträgt  sich  weit  eher 
mit  der  Theokratie  als  das  Christentum 

Die  moderne  Zeit  endlich  hat  eine  offenbare  Abneigung 
gegen  die  theokratische  Staatsform  und  gegen  alles,  was  an 
dieselbe  erinnert.  Ihr  Streben  ist  vielmehr  der  humanen 
Staatsordnung  zugewendet  Die  Beseitigung  alier  priesterlichen 
Fttrstentfimer,  zuletzt  1870  der  päpstlichen  Landesherrschaft 
im  Kirchenstaat,  ist  ein  beredtes  Zeugnis  dieser  Zeitrichtung.** 

18  Ueb«r  einige  andere  theokratlsierendeStaaten  TgLBlttotBchli, 
^  Artikel  Ideokratie  im  deutschen  Staatswörterbuch,  Bd.  V;  t.  Mohl,  En* 
«ykloplldie  der  Staatswisaenschaftf  §.  41. 

t4  Selbst  die  Verfassung  yon  Montenegro,  die  vor  wenigen  Jahren 
noch  in  dem  Vladika  ein  kriegerisch-priesterliches  Oberhaupt  an  der 
Spitze  hatte,  ist  seither  durch  die  Trennung  der  priesterlichen  Würde 
und  der  Regierungshoheit  den  übrigen  europäischen  Staaten  näher  getreten. 
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Die  theokratisciieü  Staaten  zeigen  folgende  gemeinsame 
Charakterzflge : 

1.  Religion  und  Becht,  kirchliche  und  staatliche  Institu- 
tionen und  Maximen  sind  in  ihnen  gemischt  und  zwar  in  dem 
Verhältnis,  dass  die  religiösen  Elemente  das  Uebergewicht 
haben  über  die  politischen.  Die  Aassicht  auf  das  Leben  nach, 
dem  Tode  beherrscht  das  irdische  Leben  so  sehr,  dass  dieses^ 
sich  nicht  in  Freiheit  zu  entfalten  getraut. 

2.  Das  Princip  der  Autorität  ist  zu  übermensch- 
licher Erhabenheit  gesteigert.  Alles  bürgerliche  und  öffent- 
liche Leben  ist  davon  abhängig.  Sie  ist  ihrer  Natur  nach 
absolut.  Die  Unterthanen  stehen  mit  dem  Staatshaupte  nicht 
in  einem  menschlichen  Verhältnis,  nicht  als  Söhne  desselbea 
Vaterlandes,  oder  Genossen  desselben  Geschlechts  und  Volks. 
Der  Herrscher  ( rlu  bt  sich  iiber  sie  in  eine  unerreichbare  Hohe 
und  wird  zum  allmächtigen  Herrn. 

3.  Soweit  diese  göttliche  Autorität  als  abgeschlossene 
Offenbarung  einer  göttlichen  Gesetzgebung:  sich  vor 
Zeiten  kund  gegeben  hat,  wie  bei  den  Juden  in  dem  mosaischen 
Gesetz,  wie  bei  den  Mohammedanern  in  dem  Koran,  begründet 
sie  eine  feste,  aber  auch  unveränderliche  Ordnung. 

Soweit  sie  dagegen  in  den  wechselnden  Schicksalen, 
des  Völkerlebens  über  die  Bedürfnisse  des  Augenblickes  ent- 
scheiden, wenn  sie  neue  Gebote  oder  Verbote  geben  soll,  so 
gibt  es  nur  zwei  Wege,  auf  denen  die  Stellvertreter  der  (^ött- 
liehen  Herrschaft  diesen  Willen  erfahren  können.  Entweder 
es  bestehen  äussere  Einrichtungen,  die  dazu  dienen,  den. 
Willen  Gottes  zu  erkunden;  oder  man  vertraut  der  inneren 
Inspiration.  Wie  man  die  ert^tere  auch  ausdenke,  ob  man 
nach  Art  der  Chaldäer  in  den  Sternen  lese,  oder  mit  den 
Juden  auf  den  zündenden  Blick  der  Sonne  warte,  ob  man  i& 
der  Weise  der  römischen  Auguren  und  Ilaruspices  den  Flug 
der  Vögel  deute  und  die  Eingeweide  der  Opfertiere  prüfe^ 
oder  wie  die  Hellenen  die  Orakel  befrage  oder  wie  die  Ger- 
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iiiaiien  die  Lose  schüttle  und  werfe,  diese  Mittel  führen  un- 
fehlbar auf  die  Irrwege  des  Aberglaubens  und  des  Truges. 
Der  zweite  Weg  aber  der  inneren  Inspiration  ist  um  so  mehr 
der  Selbsttäuschung  ausgesetzt,  je  weniger  der  Mensch  die 
eigenen  Geisteskräfte  anstrengt,  die  Gott  ihm  zur  ThäUgkeit 
gegeben  hat,  je  passiver  er  sich  verhält  und  je  leidenschalt* 
lieber  er  sich  der  erwarteten  j^^öttlichen  Strömung  hingibt. 

Die  uiientbelirlicheu  meiischlicheu  Urgaue  der  staatlichen 
Willensbildung  sowohl  für  die  Gesetzgebung  als  für  die 
Regierung  sind  also  in  der  Theokratie  sehr  unvollkommen 
ausgebildet  und  durcliaus  unsicher. 

4.  Uebermacht  des  Priestertums,  das  sich  Gott 
näher  glaubt,  über  die  weltlichen  Aemter.  Wenn  die  Priester 
die  obrigkeitlichen  Rechte  unmittelbar  ausüben,  so  erscheint 
der  tbeokratische  Staat  als  oileubarer  Priesterstaat;  wenn 
es  neben  ihm  eine  weltliche  Obrigkeit  gibt,  so  macht  sich  die 
priesterliche  Uebermacht  gewöhnlich  im  Verborgenen  geltend 
und  es  ist  der  Staat  ein  latenter  Priesterstaat. 

Da  aber  iu  allem  Priestertume  etwas  Weibliches  ist,  so 
werden  in  dem  Priesterstaat  die  weiblichen  Eigenschaften  den 
männlichen  übergeordnet.  Das  männliche  Selbstgefühl  und  die 
menschliche  Freiheit  können  nicht  zur  Entwickeluug  gelangen. 
Die  Zurücksetzung  der  Laien  und  die  Hemmung  ihres  Geistes 
sind  von  der  Priesterherrschaft  unzertrennlich. 

5.  Grausamkeit  der  Strafrechtspflege  und  Härte  der 
ätralen.^^  In  der  menschlichen  Gerechtigkeit  wird  der  Zorn 
Gottes  dargestellt;  die  freie  Regung  des  individuellen  Geistes 
wird  als  Gottlosigkeit  verurteilt,  auch  ein  geringes  Vergehen 
wie  eine  Beleidigung  der  göttlichen  Majestät  schwer  geahndet. 

6-  Die  ganze  Erziehung  der  Jugend  und  des  Volkes 
bleibt  in  den  Händen  der  Priesterschaft.  Die  Schule  und  die 
Bildung  sind  völlig  dienstbar  der  kirchlichen  Leitung  und  den 

19  Gate  Bemerkung  darüber  bei  Duncker  a.  a.  0.  IV,  S.  398. 
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kirchlichen  Zwecken.  •  Alle  Wissenschaften,  Künste,  Fertig- 
keiten werden  nur  insofern  geschätzt  und  gepflegt,  als  sie  zu 
religiösen  Zwecken  nützlich  sind;  im  übrigen  aber  mit  Miss- 
trauen betrachtet  und  vernachlässigt,  und  wenn  eine  Gefahr 
für  die  hergebrachte  religiöse  Autorität  daraus  zu  erwachsen 
scheint,  unterdrückt  und  verfolgt. 

Wissenschaft  und  Kunst  haben  keinen  Wert  für  sich, 
sondern  nur  für  die  Religion,  sie  sind  nicht  freie  Schöpfungen 
iles  Menschengeistes,  sondern  Sklavinnen  der  Kirche. 


Siebentes  Kapitel. 

IL  Monarchische  Staatsformen. 

Die  Hanptarten  der  MonarcMe. 

Die  moiiaichi.sche  Staatsform  hat  die  allgemeinste  Aner- 
kennung unter  den  Yerschiedensten  Völkern  der  Erde  erlangt. 
Wir  finden  sie  in  allen  Weitteilen,  in  Asien  und  in  Europa 
luit  überall  und  schon  in  den  Anfängen  unserer  Geschichte 
wie  in  der  Gegenwart.  Aber  unter  sich  sind  die  Monarchien 
sowohl  in  der  Idee  als  in  der  Form  ihres  Daseins  so  sehr 
yeischieden  und  mannigfaltig,  dass  es  schwer  wird,  die  Haupt- 
arten derselben  näher  zu  bestimmen. 

L  Den  Uebergang  von  der  Theokratie  zur  humanen  Mon* 
archie  bildet  die  Despotie,  wie  sie  in  Asien  Torzüglich 
Macht  und  Geltung  erlangt  hat.  Das  charakteristische  Kenn- 
zeichen der  Despotie  ist,  dass  sie  alles  Kecht  in  dem  Mon- 
archen dergestalt  einigt,  dass  ausser  ihm  und  ihm  gegenüber 
niemand  festes  Recht  hat  Er  allein  ist  der  Berechtigte,  alle 
anderen  sind  vor  ihm  rechtlose  Wesen,  Sklaven.  Er  kann 
wohl  von  dem  religiösen  oder  moralischen  Päichtgefühl  be- 
achränkt  sein  und  anerkennen,  dass  er  Gott  für  die  Ausübung 
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seiner  Allgewalt  verantwortlich  sei,  aber  er  ist  nicht  be* 
schränkt  durch  die  Rechte  seiner  Unterthanen.  Vor  ihm  gibt 

es  keiii  anderes  Recht,  als  was  er  aus  Wiüküi  und  Gnade 
zulässt 

Diese  Despotie  muss,  um  sich  selbst  auch  nur  einiger- 
massen  zu  erklären,  auf  die  göttliche  Allmacht  sidi  berufen. 

Der  Despote  muss  als  Stellvertreter  Gottes  und  als  Inhaber 
der  göttlichen  und  deshalb  unbegrenzten  Gewalt  verehrt  wer- 
den. Darin  liegt  die  nähere  Beziehung  zur  Theokratie,  an 
deren  Gebrechen  auch  die  Despotie  leidet,  auch  wenn  sie  im 
übrigen  zugesteht,  dass  der  Despot  ein  Mensch  sei.  Die  mo- 
hammedanischen Staaten  des  Mittelalters  haben  alle  einen 
solchen  Zug  zur  Despotie:  und  erst  in  unserer  Zeit  fangen 
sie  an,  sich  der  europäisch-humanen  Monarchie  entschiedener 
anzunähern. 

II.  Wir  können  die  Despotie  als  eine  barbarische  Form 

der  Monarchie  bezeichnen.  Die  höheren  arischen  Vxilker 
haben  sie  schon  in  der  Vorzeit  als  ihrer  unwürdig  verworfen. 
Sie  haben  alle  ausser  den  Kochten  der  Fürsten  und  £önige 
auch  Hechte  der  Stände  und  der  Privatpersonen  behauptet 
und  sich  als  Freie,  lueht  als  Sklaven  gefühlt.  Wo  die  Uober- 
macht  des  Monarchen  unter  ihnen  zuweilen  der  Despotie  ähn- 
lich überspannt  wurde,  da  empfanden  die  arischen  Völker  das 
immer  als  ein  Unrecht,  und  bei  günstiger  Gelegenheit  traten 
sie  dem  Despoten  entgegen  und  nötigten  ihn,  auch  die  liechte 
der  Unterthanen  anzuerkennen.  Die  civilisierte  Monarchie 
ist  daher  immer  eine  durch  die  gemeinsame  Rechts- 
ordnung bedingte  und  beschränkte.  Die  Stellunfi:  des 
Monarchen  wird  dadurch  nicht  erniedrigt,  sondern  erhöht, 
und  seine  Macht  nicht  geschwächt,  sondern  verstärkt,  denn 
es  ist  edler,  einem  freien  Volke,  als  einer  knechtischen  Menge 
vorzustehen  und  die  politischen  Kräfte  jener  zusammenzu- 
fassen und  zu  leiten,  als  den  stumpfen  Gehorsam  dieser  zu 
lenken.  Je  mehr  in  einem  Staate  die  Einheit  und  Energie  des 

Blantschli,  aUgemeioe  Staatslehre.  26 
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Ganzen  mit  der  freiesten  Entfaltung  aller  Glieder  verbunden 
erscheint,  um  so  voHkommeaer  ist  der  Staat  organisiert  Das 
aber  ist  nie  in  der  Despotie^  sondern  nnr  in  der  cmlisierten 
Monarchie  möglich. 

Der  menschliche  Geist  hat  in  den  verschiedenen  Zeit- 
altem und  unter  den  verschiedenen  Völkern  mancherlei  Ver- 
suche gemacht,  um  die  richtige  Form  der  rechtlichen  Be- 
stimmung und  Beschränkung  zu  finden. 

Eine  der  ältesten  Formen  ist  das  Geschlechtskönig- 
tum, die  Patriarchie.  Der  König  wird  me  der  Häuptling 
aus  dem  vornehmsten  Geschlecht,  als  der  Aelteste  und  der 
Vater  des  Stammes  verehrt.  Die  Institution  erscheint  da  noch 
gebunden  an  den  Verband  der  Familienart  und  beschränkt 
durch  deu  i  amiliengeist.  In  dem  Vizpati  der  iiidisciitü  Stämme 
wie  in  dem  Kuning  der  deutschen  Yölkerschatten  wird  diese 
kindlich  naive  Anschauung  sichtbar. 

Ebenso  gebunden  an  privatrechtliche  Zustande  und  In- 
stitutionen ist  die  Form  des  patrimonialen  Fürstentums, 
welches  vorzüglich  im  Mittelalter  Anerkennung  fand,  sei  es 
in  der  Form  des  Lehens  Staats,  sei  es  in  der  Form  der 
einfachen  Landesherrschaft  (dominium  terrae).  Auch  da 
wirken  gewöhnlich  Familienrecht  und  dynastische  Vorstel- 
lungen ein;  es  kommt  aber  hinzu  die  Verwechslung  des  Staats 
mit  einer  im  Eigentum  befindlichen  Grundherrschaft.  Das 
Amt  wird  einem  Vermögensrechte  ähnlich  betrachtet  und  be- 
handelt. 

Wir  können  diese  beiden  Formen,  in  denen  das  Staats- 

bewusstsein  noch  nicht  durchgübroclien  ist,  alis  uurtife  Ent- 
wickelungsphasen  bezeichnen. 

III.  Ist  zwar  das  Staatsbewusstsein  teilweise  gewedct 
worden,  aber  noch  in  einer  einseitigen  Richtung  auf  eine  ein-- 
zelne  öffentliche  Funktion  als  Hauptfunktion  des  Fürstentums 
befangen,  so  entstehen  die  einseitigen  Formen  entweder 
des  Eriegsfürstentums  (Herzogtum,  Imperatoren- 
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Staat),  wenn  die  kriegerische  Obergewalt  bestimmend  wirkt, 
oder  der  Gerichtsherrschaft,  wenn  das  Richteramt  als 

Herrschaft  angesehen  wird.  Das  erstere  wird  durchweg  ge- 
waltiger und  energischer  erscheinen,  die  letztere  beschränkter 
und  gemässigter. 

IV.  Wenn  das  Staatsbewusstsein  in  dem  Fürsten  über- 
reizt und  übermächtig  wird,  so  dass  er  sich  selbst  lür 
den  allmächtigen  Herrn  und  Inhaber  aller  öffentlichen  Gewalt 
hält,  so  kommt  zwar  die  vielseitige  und  öffentliche  Bedeutung 
der  Monarchie  als  einer  entscheidenden  Centralgewalt  zur  Er- 
scheinung, aber  die  Bevölkerung  wird  in  politischer  Unfreiheit 
niedergehalten.  Es  entsteht  die  absolute  Monarchie,  welche 
als  civilisierte  Staatsform  der  barbarischen  Despotie  ent- 
spricht,  aber  sich  dadurch  von  ihr  unterscheidet,  dass  der 
civilisierte  Monarch  doch  eine  Rechtsordnung  als  not- 
wendig anerkennt  und  sieh  selbst  verpflichtet,  derselben 
gemäss  —  wenigstens  in  der  Regel  —  zu  regieren.  Aus- 
gedehnter erscheint  diese  absolute  Gewalt  in  dem  antiken 
römischen  Staat,  beschränkter  in  der  neueren  Absolutio,  die 
durch  das  Christentum  und  die  freiheitliche  Entwickelung 
auch  des  Mittelalters  beschränkt  wird. 

V.  Edler  entwickelt  und  in  sich  gehaltenei  sind  die  For- 
men der  beschränkten  Monarchie,  welche  die  einheitliche 
Machtfalle  der  staatlichen  Centraigewalt  in  sich  aufnehmen, 
aber  zugleich  damit  die  Freiheit  der  Volksklassen  und  der 
einzelnen  Bürger  zu  verbinden  unternehmen. 

Dahin  gehört  sowohl  die  mittelalterliche  Form  einer  ari- 
stokratisch  und  sUindisch  beschränkten,  als  die  moderne 
Form  der  repräsentativen  und  konstitutionellen  Mon- 
archie. 

Fjinige  der  wichtigsten  Erscheinungen  dieser  verschie« 
denen  Arten  verdienen  eine  besondere  Betrachtung,  wie  die- 
selbe den  folgenden  Kapiteln  vorbehalten  wird. 

VI  An  dieser  Stelle  muss  aber  noch  ein  Anderer  Gegen^ 
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satz  iuoerh&lb  der  civUisierten  Monarchie  erwähnt  werden,  der 
Unterschied  nämlich  des  Königtums  und  des  Kaiser- 
tums. Er  wiederholt  sich  auf  allen  Entwickelungsstufen  der 
Monarchie,  roher  in  der  altasiatischen  Despotie,  edler  in  der 
europäischen  Staatenbildung. 

Die  Idee  des  Königtums  gehört  dem  Volke,  die  Idee 
des  Kaisertums  der  Menschheit  an.  Das  Königtum  ist 
die  höchste  obrigkeitliche  Institutiou  des  Volksstaates,  des 
Einzelstaates,  das  Kaisertum  ist  die  Krone  des  Welt- 
reiches, lieber  den  Königen  erhebt  sich  die  Würde  des 
Kaisers,  wie  die  Macht  der  Menschheit  über  der  der  Völker. 
So  oft  im  Orient  ein  grosses  Boich  gegründet  ward,  finden 
wir  solche  Könige  der  Könige.  Der  grosse  Cäsar  griff  den 
Gedanken  der  römischen  Weltherrschaft  persönlich  auf  und 
ihm  zu  Ehren  hat  die  Weitgeschichte  diese  vornehmste  Staats- 
idee mit  seinem  Namen  benannt  Die  volle  Verwirklichung 
derselben  wird  aber  erst  dannzumal  möglich  werden,  wenn 
die  Welt  zu  einer  universeilen  Organisation  der  Menschheit 
fortgeschritten  sein  wird.  Bis  dahin  sehen  wir  in  der  bis- 
herigen Geschichte  nur  beschränkte  und  mangelhafte  Ver- 
suche, das  Kaisertum  herzustellen.^ 


Achtes  Kapitel. 

A.  Helleiusehes  und  germaidsohes  OeseUeohtskönlgtUD. 

In  den  ersten  Zeiten  der  hellenischen  und  germani- 
schen Geschichte  finden  wir  unter  beiderlei  Völkern  Könige 
an  der  Spitze  der  Stämme  und  Staaten ;  und  es  zeigt  die  Art, 
wie  diese  Institution  von  diesen  Völkern  au^efasst  und  be- 
handelt wird,  eine  auffallende  Uebereinstimmung,  während 

1  Vgl.  über  die  Idee  und  die  Geschichte  des  «Kaisertums**  den  be- 
züglichen Artikel  im  deutschen  Staatswörterbuch. 


uiyiii^ed  by  Google 


Achte»  Kap.  II.  Monarch.  StaatBfonncii,  A.  HelleniMbes  ete.  405 

dagegen  das  in  der  Mitte  liegende  altrömische  Königtum 
in  wesentlichen  Beziehungen  sich  dayon  unterscheidet 

Das  Königtum  der  Helk  neu  und  der  Germanen  bildet 
den  Uebergang  aus  der  noch  ideokratischen  Form  der  orien- 
talischen Alleinherrschaft  in  eine  menschlich-politische 
Institution.  Die  Konige  leiten  zwar  ihr  Oeschlecht  gewr»hn- 
lich  von  den  Göttern  her,  die  hellenischen  meistens  von  Zeus, 
die  germanischen  von  Wodan  (Odin),  und  der  Volksglauhe 
verehrt  in  den  Königen  die  Ueberlieferung  des  göttlichen 
Blutes;  aber  obwohl  so  der  Ursprung  der  Könige  angeknüpft 
wird  an  die  Herrschaft  der  Gotter  über  die  Welt,  werden  sie 
doch  auf  der  anderen  Seite  als  Menschen  anerkannt  und  viel- 
fiach  auch  menschlich  beschrfinkt*  Die  königlichen  Heroen 

1  Daher  der  Ausdruck:        di  J/Jj  ßaötkit^,"  ätvyweii,  Atorm^lq 

bei  Hüraer,  11.  II,  19G  iT. 

„Nimmer  Gedeihn  bringt  Vielherrschall.  nur  Einer  sei  Herrsclier, 
luner  nur  Fürst  dem  schenkte  der  Sohn  des  verborgenen  Kronos 
Scepter  zugleich  und  GescUi.  damit  er  gebiete  den  Andern." 
Vgl.  Herrmann,  Griech.  Staatsaltert..  ^.  öO;  SopJiokles,  Philokt.  137. 
„Hoch  ragt  vor  andern  Kiinölen  ja 
Eines  Kunigs  Kun^t, 

Der  klug  waltend  Zeus'  guuliches  Scepier  lenkt." 
Vgl.  den  Preis  des  Königtums  in  dem  indischen  Epos  Rama. 
Holtzmann,  Vers  1772: 

^Wie  für  den  Leib  da.-,  Auge  stets, 

Nach  allen  Seiten  .sorglich  blickt. 

So  für  das  Reich  der  Maiiuerfürst 

Der  Tugend  Wurzel  und  des  Reciiis. 

In  blinde  Finsternis  verhüllt, 

Wüst  und  verworren  ist  die  Welt, 

Wenn  nicht  der  König  Ordnung  hü  lt. 
•Und  zeigt,  was  recht  und  unrecht  sei." 
Nach  Jornandea  (c  14)  stammen  die  Amaler  aus  dem  Gei^clilechte 
derAaen.  VonHengiat  nndHorsa  ist  es  bekannt,  dass  .^ie  von  Wo- 
dan Btammen.  Es  lat  aicher,  dasa  viele  anfängliche  Geschlechtshaupter 
erat  spllter  auf  europ&iachem  Boden  sn  Königen  geworden  sind  (Sybe). 
Entstehung  des  deutschen  Königtums  [2.  Anil.,  S.  S5  ff.]),  und  dass  man 
aieh  diesea  Ursprungs  wohl  erinnerte.  Aber  die  Idee  und  selber  die  Insti- 
tution des  Kduigtuma  haben  die  ariachen  Völker  aua  Asien  mitgebracht. 
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und  Helden  sind  GöttersÖhnc  und  Verwandte  der  Götter,  aber  sie 
sind  zugleich  wirkliche  Menschen  in  ihren  und  des  Volkes  Augen. 

Daher  sind  die  Ehrenrechte  der  Konige  höher  und 
ausgedehnter  als  ihre  Macht  Sie  vertreten  das  gesamte 
Volk  den  Göttern  gegenüber  und  vermitteln  durch  Opfer  und 
Gebet,  soweit  nicht  besondere  Priester  diese  Pflicht  üben, 
zwischen  beiden,^  weshalb  denn  auch  zu  Athen  nach  der 
Abschaffung  des  Königtums  der  opfernde  Archon  noch  den 
Namen  des  Königs  beibehielt. 

An  Wert  wird  ihre  Person  weit  höher  geschätzt  als  die 
der  übrigen  Volksgenossen.  Das  Wergeid  der  germanischen 
Könige  übertrifft  das  der  £deln  gewöhnlich  mehrfach.  Sie 
ragen  daher  auch  durch  ihren  Reichtum  vor  allen  hervor. 
Ihnen  gehört  ein  grosser  Teil  des  Landes  als  Domäne  zu 
Eigentum  zu,  und  bei  Eroberungen  erhalten  sie  ausgedehnte 
Güter  zum  voraus.^  Ihre  Wohnung,  der  Palast  war  höher, 
weiter,  schöner  und  reicher  geschmückt  als  die  übrigen  Häuser.^ 

Ueber  die  allmähliche  Entvvickelung  und  Ausl)reitimg  des  Kuiiiglums  bei 
den  germanischen  Völkern,  auch  bei  solchen,  welche  vorher  ohne  Könige 
gelebt  hatten,  gibt  Dahn  (Die  Könige  der  Geniiaiu  ii,  \  I  Bde.)  näheren 
Bericht.    Vgl.  Gierke  (Deutsches  (icnotisenschai'usx'echt  I,  S.  48  ff.). 

2  Aristot.,  Pol.  III.  9.  7.  Iii  den  skandinavischen  Ländern  tritt 
diese  Eigenschaft  auch  der  geniiani.schen  Konige  deutlicher  hervor,  als 
in  der  uns  bekannten  deutßclien  Geschichte.  \'gl.  Grimm,  Rechtsalt., 
S.  243.  Der  christlich  gesinnte  norwegische  K(>nig  Hakon  vv'urde  von 
den  noch  heidnischen  Bauern  gezwunrren.  an  dem  Ding  nach  dem  alten 
Herkommen  zu  opfern,  die  Weiliebecher  zu  trinken  und  Pferdefleisch 
zu  essen.  Konr.  Maurer,  Die  Bekehrung  des  norwegischen  Stamuie> 
zum  Christentum  I,  S.  160  ff. 

3  Tacitus,  Oerni.  14:  ..Materia  munifieenliae  per  ])ella  et  rapius.** 
c.  2G:  „Agros  intcr  .se  scrwndum  dignationem  parttunter. "*  Diese  aus- 
gedehnte Grundherrlichkeil  der  Könige  und  Fürsten  ist,  trotz  der  zahl- 
reichen Entäusserungen  aller  Art,  noch  durch  das  ganze  Mittelalter  hinab 
in  Deutschland  sichtbar, 

4  Homers  Odyss.  IV,  45: 

„Wie  der  Sonne  Glanz  umherstrahlt  oder  des  Mondes, 
Strahlte  der  hohe  Palast  des  gottbeseligten  Herrschers.*' 
Vgl.  Odrss.  VI,  301  ff.  Aehnlich  die  „Hallen**  der  deutsehen  Fürsten. 
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Ihre  Schätze,  Horte,  biud  reich  mit  Kiemodieu  und  Schmuck 
ausgerüstet 

Durch  Insignien  Bind  sie  als  Könige  bezeichnet  Die 

griechischen  tragen  das  Scepter.  zum  Zeichen  der  Gerichts- 
hoheit und  Macht:  ebenso  die  deutschen  den  Stab.^  Sie 
sitzen  auf  einem  erhöhten  Throne,  dem  Königsstuhl  (Hoch* 
sitz).^  Den  deutschen  Königen  wird  flberdem  das  Banner 
vorgetragen  als  Zeichen  ihrer  Kriegsgewalt.  Bei  den  Griechen 
verkünden  Herolde  ihr  Erscheinen  und  gebieten  Schweigen, 
ähnlich  den  deutschen  Frohnboten  in  den  Gerichten.  Die 
iiaiikischen  Kiiiii^c  uaj^Lii  walleiules  Iaii^a\s  Haar  zum  Schmuck. 
Die  Kleidung  des  Königs  ist  glänzender,  vornehmer  aiä  die 
gewöhnliche.  Die  altindischen  Könige  und  ebenso  die  alt- 
chinesischen  Fürsten  erscheinen  in  gelbem  (goiddurdiwirkten) 
Talar,  mit  gell)em  Sonnenschirm.' 

Die  Existenz  königlicher  Geschlechter  und  die  Verbin- 
dung dieser  mit  den  Göttern  weist  unverkennbar  auf  alte  Erb- 
lichkeit  des  Königtums  hin.  Indessen  bestimmte  das  Erb- 
recht nicht  nach  festen  Hegeln  die  Nachfolge.  \  leimehr  wird 
bei  den  Hellenen  zugleich  auf  persönliche  Tüchtigkeit 
gesehen.  So  werden  daher  sowohl  Weiber  als  Kinder  mei- 
stens aussrcKchlossen  von  der  Thronfolge,  und  infolge  der  An- 
erkennung, welche  den  Edeln  und  dem  Volke  vorbehalten 
bleibt  und  der  Einwirkung  solcher  individueller  Bücksichten 
nicht  ganz  selten  Abweichungen  von  dem  Erbrechte  durch- 

2  Homers  II.  II,  100  ff. 
„Da  erhub  sich  der  Held  Agamemnon, 
Haltend  den  Königsstab,  den  mit  Knnst  Helllstos  gebildet^ 
Diesen  gab  Hefitotos  dem  waltenden  Zeus  Kronion. 
Aber  ihn  Hess  Thyestes  dem  Held  Agamemnon  snm  Erbteil, 
Viel  Eilande  damit  und  Argos  Reich  zu  beherrschen.^ 
Vgl.  Grimm  R.  A.,  8.  ^41. 

6  Qrimm  R.  A.,  8.  74a. 

7  Grimm,  S.239;  Thierr>%  Recits  M^rowing.  II,  82;  Rama  (über- 
setzt von  Holtsmann)  ▼.  782  ff. 


408 


Seohstes  Buoh.  Die  Staatsfonnen. 


gesetzt.^  Ebenso  ist  bei  den  Deutschen  die  Beachtung  des 
Erbrechts  mit  der  Kur  der  Fürsten  uud  der  Zustimmung 
des  Volkes  verbunden,  wenn  schon  in  gewöhnlichen  Fallen 
das  Erbrecht  entscheidet,  und  eher  noch  als  bei  den  Hellenen 
auch  Kinder  zu  Königen  erhoben  werden.  Nichts  hinderte 
die  freie  Volksgenossenschaft,  auch  einen  ferneren  Sippen  des 
Terstorbenen  Königs  dem  näheren  vorzuziehen,  wenn  jener 
tüchtiger  schien.' 

Die  staatliche  Macht  dieser  Könige  war  zwar  intensiv, 
aber  immerhin  sehr  beschränkt.  Sie  äussert  sich  hauptsädi- 
lich  in  folgenden  Momenten: 

1.  Der  König  hat  den  Vorsitz  und  die  Leitung  sowohl 
desBates  der  Fürsten  als  der  Versammlung  des  Volkes.^^ 
Er  hat  in  beiden  eine  hohe  Autorität,  aber,  wie  Tacitus  das 
sehr  wahr  bezeichnet,  eher  eine  moralische  Autorität  der 
Empfehlung  als  eine  rechtliche  des  Gebots. 

2*  Er  ist  der  oberste  Bichter  und  hat  als  solcher  — 
nicht  etwa  das  Urteil  zu  finden,  wohl  aber  das  Becht  zu 

S  "Wir  erinnern  an  die  Geschichte  des  Oedipns.  Aach  M  den  In- 
diern  ähnliche  Verbindung  des  Erbrechts  (nach  Erstgeburt)  mit  Kat  und 
Wahl  des  Fürsten.  Rama  (v.  HoltEmann),     TSt  ff. 

9  Tacitns,  Genn.  7:  «Reges  ex  mMHaU  wmmL'*  Die  Rficksieht 
auf  das  Geschlecht  liegt  schon  in  dem  Mamen  der  deutschen  Könige, 
Chnning  und  Kun - i n g  ron  cbun  oder  chuni,  Geschlecht  Childebert II. 
wurde  als  funQ&hriger  Knabe  sum  Könige  von  Anstresien  ausgerufen. 
Th  i  e  r  r  y ,  R^ts  H^row.  II,  63.  Beispiele  von  Abweichungen  von  dem  Erb- 
recht  finden  sich  öfter  in  der  Geschichte  der  Westgoten  und  der  Longobar- 
den.  F.  Dahn  (Die  Könige  der  Germanen  I,  6.  32)  betont  die  Erbhcbkeit 
entschiedener;  Thudiehum  (Der  altdeutsche  Staat,  S.  60)  mehr  die 
Tolkswahl;  aber  beide  erkennen  die  Verbindung  beider  Ursachen  an. 
Eine  ähnliche  Verbindung  von  Erbrecht  (der  Erstgeburt)  mit  dem 
Rat  und  der  Wahl  der  Grossen,  wie  bei  den  alten  Germanen,  findet 
sich  bei  den  alten  Indiern.   Rama  (v.  Holtimann)  v.  22  ff. 

10  Die  r  7)  der  ovaarts  oder  fiaatli^t  ^-^poKrtg  um  den  König 
lu  r  bei  den  Hellenen  entspridit  dem  concilium  principum,  welches  nach 
Tacitus  den  deut-schen  Königen  2ur  Seite  steht. 

11  Tacit.  Germ.  11:  „auctoritas  suadendi  potius  quam  jubendi.** 
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schützen  und  zu  handhaben.  >^  Auch  hier  übt  er  keine  mW- 
ktirliche  Gewalt,  weder  in  Fonn  noch  Inhalt  In  beiden  Be- 
ziehungen wird  er  durch  das  Urteil  beschränkt  und  bestimmt. 

3.  Er  ist  ferner  Haupt  der  Kriegsordnung  und  in  der 
Regel  Heerführer.  Im  Kriege  erweitert  sich  dann  seine 
Macht  Zuweilen  sehen  sich  die  deutschen  Stämme  indessen 
genötigt,  eben  weil  sie  noch  mehr  als  die  Hellenen  an  dem 
Erbrechte  halten,  statt  uriinutidiger  Könige  Herzoge  im  be- 
sonderen Falle  mit  der  wirklichen  Kriegsffihrung  zu  betrauen. 
Auch  in  solchen  Fällen  aber  gilt  doch  der  König  als  Ober- 
haupt des  Heerbanns. 

4.  Die  eigentliche  Regierungsmacht  dagegen  ist  bei 
den  Hellenen  und  den  Geimanen  in  den  ersten  Zeiten  noch 
sehr  unentwickelt.  Der  Keim  derselben  liep^t  noch  verhüllt 
in  den  vorhin  genannten  Eigenschaften  des  Königs. 

Diese  Könige  sind  endlich  mit  ihrer  ganzen  Existenz 
und  ihren  Rechten  umschlossen  von  dem  göttlichen  und  dem 
menschlichen  Recht.  Die  Griechen  macheu  auf  den  Unter- 
schied zwischen  der  orientalischen  Despotie  und  diesem  König- 
tum aufmerksam  und  heben  mit  Nachdruck  hervor,  dass  das 
Wesen  des  letzteren  in  der  Beachtung  der  göttlichen  Ord- 
nung, der  vaterländischen  Gesetze  und  Gewohnheiten  bestehe.'^ 

Homer  nennt  die  Könige  daher  „JixarfjToAoi  ä"  und  „d^eiuöronoJiovi'*. 
üeber  die  deutsehen  vgl.  Tacit,  Germ.  9,  t%  Ancfa  der  indiBcbe  Königs- 
name  r4g  stammt  von  rag  riehtan,  wie  rex  von  regere.  Die  Idee  der 
Reehtsordnung  ist  daher  sehon  indem  altarMien  Königsnamen  aus- 
gesprochen. Laasen,  Ind.  Altert  l,  S.  808.  ^Die  Bürde  der  Gerech- 
tigkeit ruht  anf  der  Königswürde."  Rama  17. 

i9  Aristotel.,  Pol.  III,  9,  7:  r,Kvpt<u  S'  ^av  tt^q  r«  xar«  «roAt^ov 
T^ytuovLag.'*  Bei  manchen  deutschen  VöUcerschaften  hat  der  glttcUiche 
Herzog  eine  königliche  Dynastie  gegründet. 

14  Vgl.  Caesar  de  a  G.  VI.  23. 

15  Dionys  von  Halicamas  V,  74:  n^i^prünglieh  hatten  alle  grie- 
chischen Stiidte  Könige,  aber  nicht  in  der  despotischen  Art  der  Bar- 
baren^ sondern  nach  den  Gksetsen  und  den  vaterländischen  Gewohnheiten.** 
Aristot^Pol.  III,  9,7 u.  III,  10,1.  Vgl.  Herrmann a.a.  0.  Sophokles, 
Oed.  d.  König  r.  860  ff.,  wo  der  Chor  auf  das  göttliche  Recht  hinweist: 
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Der  König  steht  somit  nicht  über,  sondern  in  der  Rechtsord- 
nung, nicht  ausser  dem  Volke,  sondern  an  der  Spitze  desselben. 
Noch  mehr  beschränkt  durch  das  Recht  des  ganzen  Volkes 
und  der  übrigen  Glieder  desselben  sind  die  deutschen  Könige.*^ 
Eine  Eigentümlichkeit  des  deutschen  Königturas  aber, 
wodurch  die  geringe  Macht  desselben  in  gewissen  Kreisen 
sehr  verstärkt  wird,  ist  die  Beziehung  desselben  zu  dem  aus- 
erwählteii  und  eng  ver])undcneii  Gefolge,  Durch  das  kriege- 
rische und  zu  persönlicher  Treue  und  Ergebenheit  eidlich 
verpflichtete  Gefolge  erlangen  die  deutschen  Könige  eine  ihnen 
ausschliesslich  dienende  Haus-  und  Kriegsmacht,  als  deren 
üeie  ^Herren"  sie  gelten,  und  deren  Ehre  darauf  gerichtet 
ist,  die  Ehre,  Autorität  und  Macht  des  Königs  gegen  seine 
Feinde  und  Widersacher  zu  verfechten.  In  dieser  Eigen- 
tümlichkeit liegt  der  Keim  zu  der  grossen  mittelalterlichen 
Schöpfung  der  Lehensverfassung,  welche  die  Nationalverfassung 
später  vielfach  durchbrochen,  überwuchert  und  grossenteils 
auch  umgestaltet  hat. 

„Ach  würd'  ich  teiUiaft  de»  Loses 

Rein  zu  wahren  fromme  Scheu  bei  jedem  Wort  und  jeder  Handlung, 

Treu  den  Urgesetzen, 

Welche  beschwingt  hoch  in  des  Aethers 

Himmlischem  Geiste  stammen  aus  dem  Schosse 

Des  Vaters  Olympos,  nicht 

Aus  sterblicher  Männer  Kraft 

Geboren;  nimmer  hüllt  sie  die  Zeit,  traun,  in  Vergessenheit; 
Es  belebt  machtvoll  sie  ein  Gott,  der  nie  altert.** 
Und  noch  energischer  Antigone  (v.  451)  zum  Ednig  Kreon:- 
„Auch  nie  so  mächtig  achtet*  ich,  was  du  befohlst, 
Um  über  ungeschriebenes,  festes,  gottliches 
Gesetz  hinaus  zu  schreiten,  eine  Sterbliche. 
Für  dieses  wollt*  ich  nicht  dereinst,  aus  banger  Scheu 
Vor  Henschendünken  mir  der  Götter  Strafgericht  • 
Zuziehen.**   Vgl.  Oed.  Col.  1371. 
16  Tacitus,  Germ.  7:  „nec  regibns  infinita  8;e  libera  potestas.**  c.  11: 
„penes  plebem  arbitrium.**   Sie  „walten**  ihrer  Völker,  sie  „herrschen** 
nicht.   Schmitthenner,  Staatsr.,  S.-40. 
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Neuntes  Kapitel. 

B.  AltrSmiMheA  ValkskÖnigtom. 

In  einigen  Beziehungen  erscheint  das  alte  Königtum  der 
Römer  dem  der  HeUenen  und  Germanen  nahe  verwandt;  in 

audereii  aber  unterscheidet  es  sich  von  diesem  so  bedeutend, 
dass  wir  in  ihm  wohl  eine  neue  Art  der  Alleinherrschaft  und 
zwar  eine  höhere  Entwickelungsstufe  derselben  erkennen 
dürfen.  Schon  bei  Bestellung  der  römischen  Könige  finden  wir 
den  wichtigen  doppelten  Unterschied,  d;iss  die  Hück.sicht  auf 
das  Erbrecht  bedeutend  zurücktritt  hinter  das  Element  der 
Ernennung  oder  Wahl,  und  dass  nicht  ebenso  der  Volks- 
glaube  die  römischen  Könige  von  göttlicher  Herkunft 
stammen  lässt.  wie  die  griechischen  und  germanischen. 

Zwar  haben  die  Heroen,  denen  Bom  seine  Gründung  ver- 
dankt, noch  Götterblttt  in  ihren  Adern,  und  Romulns  wird 
nach  seinem  Tode  selbst  zu  den  Göttern  erhoben.  Aber  nach 
ihm  äussern  die  Götter  ihre  Mitwirkung  nur^  wie  in  allen 
anderen  wichtigen  Staatsangelegenheiten,  durch  die  Zeichen, 
welche  bei  den  Auspicien  beobachtet  werden,  durch  die  ansieht- 
bare  Stimmung  der  Seelen  und  durch  die  unabwendbare  Macht 
des  Schicksals.  Der  Charakter  des  römischen  Königtums  ist 
demnach  rein  menschlich  geartet,  obwohl  audi  in  ihm  die 
Verbindung  mit  göttlicher  Küiwiikiiug  auf  das  Geschick  des 
Staates  noch  festgehalten  wird.  Die  Einsicht  und  der  Wille  der 
Individuen  wirkt  hier  stärker  ein,  und  die  Bücksicht  auf 
das  Blut  und  die  Familie  tritt  mehr  in  den  Hintergrund.* 

Der  römische  König  wird  von  dem  Vorgänger  oder 
4em  Interrex  unter  Mitwirkung  des  Senats  und  mit  Zu- 

1  Ganz  analog  ist  selbst  das  römische  Erbrecht  in  der  Regel  nicht 
auf  den  ZusammcDhang  de«  Blutes  nnd  der  Familie  gegründet,  sondern 
in  erster  Linie  auf  den  indiyiduellen  Willen  des  Erblassers,  der  seinen 
Nachfolger  frei  ernennt 
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Stimmung  der  Götter  ernannt  oder  auf  Lebenszeit  gewählt, 
nicht  eine  königliche  £rbdynastie  anerkannt.  £s  kommt  daher 
mehr  anf  die  Individnalität  desselben,  als  auf  den  Stamm 
an.  Dem  gewählten  Könige  wird  nach  einem  von  ihm  vselber 
Yorgeschiagenen  Gesetz  der  Kurien  mit  den  Auspicien 
von  dem  Intenrex  die  königliche  Gewalt  übertragen,^  ganz 
sowie  später  den  Magistraten  der  Republik  ihr  imperium. 
So  ist  das  römische  Königtum  von  Anfang  an  auch  eine  indi- 
viduelle Magistratur. 

Schon  diese  Unterschiede  bedingen  eine  andere  Auffassung 
der  königlichen  Institution.  Ein  anderer  nicht  minder  ge- 
wichtiger liegt  in  der  Art  und  dem  Charakter  der  könig- 
lichen Gewalt  selbst  In  manchen  Dingen  zwar  sind  die 
Rechte  des  Rex  fthnlich  denen  der  anderen  antiken  Könige. 
Auch  er  ist  Opferpriester  für  das  Volk  und  Oberpriester, 
auch  er  versammelt  und  leitet  sowohl  den  Senat,  als  die  ver- 
schiedenen Eomitien  des  Volks.  Ebenso  ist  er  in  der  Regel 
der  oberste  Richter,  ungeachtet  es  von  seinen  Strafen  unter 
gewissen  Voraussetzungen  noch  eine  Berufung  an  das  Volk 
gibt  Er  steht  femer  von  Rechts  wegen  an  der  Spitze  der 
Kriegsverfassung  und  ist  der  natürliche  Heerführer.  Endlich 
besitzt  auch  er  Reichtum  an  Gütern  und  Einkünften.  ^ 

Aber  ungeachtet  der  römische  König  kein  Abkömmling 
der  Götter  und  nur  auf  Lebenszeit  gewählt  ist,  so  ist  seine 
Macht  doch  sehr  viel  intensiver  und  voller  als  die  der  jrrie- 
chischen  Könige.  Darin  offenbart  sich  schon  von  Anfang  an 
der  vorzugsweise  staatliche  Sinn  der  Römer,  dass  sie  ihre 
obersten  Magistrate  mit  einer  Fülle  von  Macht  und  in.<?- 
besondere  mit  der  Gewalt  ausstatten,  für  die  ötientliche  W  ohl- 

3  £b  ist  das  die  sog.  lex  regia,  welche  zur  Kaiflerzeit  erneuert  ward. 
Ulpianus  in  pr.  L.  1  de  constit.  Princip.  Cicero,  De  lege  agrar. 
U,  11.  [Vgl.  Hommsen,  Rom.  Staatarecht  I,  588  ff.]. 

3  Vgl.  Kiebuhr,  Röm.  Gesch.  I,  (356).  Rubino,  Üntersneh.  aber 
röm.  Verf.  I,  Abschn.  2;  Th.  Hommsen,  Röm.  Staatsrecht  Bd.  II,  8.  9  ff. 
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fahrt  energisch  zu  seilen.  Das  specitisch  römische  Imperium 
ist  es  Torzflglich,  was  dies  Königtum  vor  jenen  anderen  In- 
stitutionen so  sehr  auszeichnet. 

Die  äussere  Erscheinung  des  Königs  ist  nicht  uimder 
voll  Glanz  und  £hre,  als  die  der  andern,  aber  in  ihr  schon 
offenbart  sich  ihre  grossere  Macht  Die  Rutenbündel  und 
Beile,  ^velche  die  zwölf  Liktoren  ihnen  vortragen,  sind  nicht 
blosse  Zeichen,  sondern  Werkzeuge  der  strengen  Strafgewalt, 
welche  den  Ungehorsam  an  Leib  und  Leben  heimsucht  Das 
romische  Imperium  und  die  Beile  der  Liktoren  gehören  im 
Leben  und  in  der  Idee  der  Römer  zusammen.^ 

Infolge  des  höchsten  Imperium,  welches  der  König  von 
Rechts  wegen  mit  den  Auspicten  überliefert  erhalten  hat,  ist 
LT  voiaiiö  berechtigt,  die  erforderlichen  Staatsordnungen  und 
iieclit^rundsätze  festzusteiieu.  Man  darf  nicht  vergessen, 
dass  der  romische  Staat  von  dem  Könige  gegründet  worden 
war,  und  dass  die  Gewalt  des  ursprünglichen  Gründers  auf 
deiii  Wege  der  Tradition  auf  dessen  Nachfolger  überging.  Die 
eigentlichen  Gesetze  bedurften  freilich  der  Zustimmung  des 
Senats,  und  wohl  auch  —  sicher  seit  dem  Könige  Servius 
Tullius,^  des  Geheisses  der  Volksversammlung  ipopuli  jussu), 
aber  für  diese  war  der  TVilie  des  Königs  selbst  unentbehrlich 
und  gewöhnlich  auch  massgebend.  Denn  nur  er  konnte  das 
Gesetz  in  Antrag  bringen  und  gegen  seinen  Willen  kein  Vor- 
schlag in  Beratung  oder  zur  Abstimmung  kommen.^  Ausser 

*  Cicero  pro  Flacco.  8:  Opiftces  et  tabernarios  atque  illam  omnem 
faecem  dvitatain,  quid  est  negotii  concitar«  in  eam  praesertim  qiii  nuper 
iummo  am  impaio  foerit,  snmmo  autem  amore  esse  piopter  nomin 
tpitiiii  imperii  non  potuerit.  Hirandum  vero  est  homines  eos,  quibus  odio 
sunt  notlrae  itcurn  ete.  34  „non  imperwm  non  «reurfi.''  Vgl.  Liv.  XXI 9. 

d  Tacit,  Ann.  Ill^  26:  nPraedpuns  Servius  TnUins  «onctor  kgum 
•fuit,  ful«  €lf'ain  rege»  obtemperartnf  Pomp.,  L.  2^  §.  1,  de  Orig.  Jnr. 
schon  von  Romalas:  »Leges  coriatas  ad  popalnm  talit.^  Vgl.  LIt.  I,  6; 
Dion.  Hai.  IV,  36. 

,  6  Rab  ino  a.  a.  0.,  3. 18  Chat  das  altrömische  Staatsrecht  in  vielen 
Beziehungen  wieder  zur  Anerkennung  gebracht,  aber  geht  wohl  zu  weit 
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den  Gesetzen  konnte  aber  der  König  unzweifelhaft  durch  seia 
Edikt,  ohne  Beratung  und  Zustimmung  irgend  einer  be> 
schränkenden  Versammlung,  das  Recht  näher  bestimmen, 
welches  er  schützen  und  handhaben  werde.  Machte  er  auch 
selten  davon  Gebrauch,  so  wurde  es  von  jeher  doch  als  ein 
Recht  der  römischen  Magistrate  betrachtet,  das  Gewohnheits- 
recht und  neue  Rechtsansichten  in  solcher  Weise  zur  An- 
erkennung zu  bringen  und  in  den  von  ihnen  bestimmten 
Formen  fortzubilden.  Dieses  jus  edicendi  ist  von  den  Königen 
auf  die  Magistrate  der  Republik  übergegangen,  nicht  für  diese 
neu  begründet  worden. 

So  war  auch  die  Autorität  der  römischen  Könige  in  Hand- 
habung der  Rechtspflege  viel  grösser,  als  die  der  germa- 
nischen Fürsten.  Wie  diese  sassen  auch  jene  öffentlich  und 
anfangs  persriiUcli  zu  Gericht,  aber  der  Rex  war  nicht  be- 
schränkt durch  das  Urteil  der  Beisitzer.  Er  leitete  nicht 
bloss  den  Gang  des  Processes,  er  setzte  selber  den  Rechts- 
satz fest  (jus  dicit),  welcher  zur  Anwendung  kommen  sollte. 
Er  urteilte  wohl  auch  in  der  älteren  Zeit  häufig  selbst.  Die 
ganze  Privatrechtspflege  und  die  Strafrechtspflege  grösseren- 
teils  hingen  durchaus  von  ihm  ab.^ 

Wie  ausgedehnt  ferner  war  die  Heeresgewalt  des 
römischen  Königs!  Keine  Schranke  hemmte  im  Felde  das  ab- 
solute Recht  desselben  über  Leben  und  Tod  aller  Kriegspflich- 
tigen von  den  obersten  Führern  bis  hinab  zu  den  niedrigsten 
Kriegern.  Nocli  aus  den  Zeiten  der  rumischen  iiepubiik,  in 
welchen  die  überlieferte  königliche  Gewalt  so  mancherlei  Be- 
schränkungen erlitten  hatte,  kennen  wir  eine  ziemliche  Anzahl 

wenn  er  den  Königen  in  älterer  Zeit  für  sich  allein  alle  Gesetzge- 
bnngsgewalt  zuschreibt.  Der  bescheidenere  Ansdruck  rogare  legem  wird 
2 war  von  den  Königen  nidit  gebraucht,  Bondern  die  TOrnehmeren  Be- 
Zeichnungen  conatitiiere,  instituere,  dare  jus;  aber  damit  weder  die 
Bedeutung  des  Senates,  noch  die  des  Volkes  verneint. 

7  Cicero,  De  fiep.  V,  2:  «Omnia  conAdebantur  jadiciis  regiis** 
II,  31;  Zonaras,  Annal.  VII^  13. 
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von  Beispielen,  in  welchen  nicht  bloss  Diktatoren,  deren  vollere 
Macht  eben  die  alte  ungescbmSlerte  königliche  war,  sondern 
auch  Konsuln  trotz  der  Bitten  oft  des  ganzen  Heeres  ange- 
sehene Kriegsobersleu  hinrichten,  oder  in  ganzen  lieeresab- 
teilungen  je  den  zehnten  Mann  enthaupten  liessen.^ 

Die  fibrigen  Staatsämter  und  priesterlichen  Würden 
leiten  ^rrossenteils  ihr  Dasein  und  ihre  I?(  fu-nisse  von  dem 
Könige  ab.  Der  trilmnus  Cderum  als  Aulührer  der  Reiterei, 
der  ^aefectus  urbi,  welcher  in  der  Stadt  als  Stellvertreter 
der  Könige  waltet,  werden  von  ihm  ernannt.  Die  Aug  um, 
die  Pontifices  haben  ihre  W  issenschaft  der  Weissagung  und 
des  heiligen  Rechts  von  dem  Könige  empfangen.^ 

In  dem  Imperium  liegt  endlich  als  innerster  Kern  des- 
selben  eine  mächtige  Kei^ierunfrsuewalt,  welche  übuall.  wo 
das  Bedürfnis  des  Staates  und  die  Umstände  es  im  einzelnen 
Falle  verlangen,  ein-  und  durchgreift,  und  im  Interesse  der 
öffentlichen  Wohlfahrt  das  Nötige  gebietet  und  anordnet. 
Diese  Gewalt  —  bei  den  hellenischen  Königen  nur  in  sehr 
geringem  Umfange,  bei  den  germanischen  fast  gar  nicht  be- 
kannt —  nimmt  in  dem  römischen  Staatsrechte  von  Anfang 
an  eine  wichtige  Stelhmg  t  lu,  und  wie  die  Römer  in  ihrer 
Familie  und  als  Eigentümer  die  absolute  Herrschaft  lieben, 
so  ist  auch  ihr  staatliches  Imperium  absolut.  Ihre  Könige  sind 
daher  nicht  bloss  Richter  im  Frieden,  sie  sind,  wie  schon 
der  Name  zeigt,  ganz  vorzugsweise  Regenten. 

Nur  so  erklärt  sich,  wie  die  ganze  Politik  des  römischen 
Staates  in  der  königlichen  Periode  von  dem  individuellen  Willen 
und  der  Thatkraft  der  Küiiige  bestimmt,  wie  alle  Einrich- 
tungen auf  die  Könige  zurückgeführt  werden.  Nur  von  da 
aus  wird  es  verständlich,  wie  schon  zu  dieser  Zeit  riesenhafte 
und  gemeinnützliche  Bauwerke  in  Rom  von  den  Königen  an- 
geordnet und  durchgeführt  werden.  Sie  haben  die  Sorge  für 

8  LiviuB  II,  59;  VIII,  7;  IX,  16.  Brisson,  De  forainL,  p.455  ff. 

9  Rubino  a.  n.  0.  114  und  298. 
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die  Lebensmittel  und  für  eine  gute  Bewirtschaftung  des  Bo- 
dens, sie  wachen  über  die  guten  Sitten  der  Bürger  und  üben 
die  pplizeUiche  Gewalt  in  ausgedehntem  Masse  aus.  Alle 
Gewalt  überhaupt,  welche  später  unter  die  Konsuln,  die  Prä- 
toren,  die  Ceusoreu,  die  Aedüen  verteilt  ward,  ist  ursprüng- 
lich in  der  einen  Hand  des  romisdien  Königs  verbunden. 

Mit  einem  Worte:  Der  römische  Staat  zuerst  führt  die 
Monarchie  iu  Form  einer  menschlich-uationaleu  Indi- 
vidualherrschaft  mit  voller  Konzentration  aller 
staatlichen  Macht  und  mit  einer  Fülle  sogar  abso- 
luter liegierungsgewait  iu  die  Geschichte  ein. 


Zehntes  Kapitel. 

C.  Das  r&ndBolie  EaiMrtvm. 

Das  römische  Kaisertum,  welches  von  0.  Julius  Cäsar 

eingeleitet  und  von  Augustus  eingeführt  worden  ist,  und 
auf  die  ganze  spätere  EntwickeluDg  des  mittelalterlichen  und 
modernen  Staatsrechtes  einen  grossen  Einfluss  geübt  hat^  be- 
ruht keineswegs  bloss,  wie  das  Neuere  hier  und  da  behauptet, 
auf  einer  Anhäufung  republikanischer  Aemter  und  Würden, 
sondern  ist  in  der  That  eine  Erneuerung  der  monarchischen 
Gewalt,  welche  die  Kindheit  des  römischen  Staates  geleitet 
hat,  eine  Erneuerung  freilich  in  viel  gi'ossar tigeren  Verhält- 
nissen und  der  seitherigen  Umbildung  des  Staates  gemäss. 

Allerdings  Hessen  sich  die  Kaiser  Gewalten  Übertragen, 
welche  vorher  einzelnen  republikanischen  Magistraturen  zu* 
gehört  hatten:  die  tribunicische  Gewalt,  infolge  welcher 
sie  auf  persönliche  ünverletzlicbkeit,  auf  ein  weit  wirkendes 
Becht  der  Intercession  und  der  Verneinung,  und  auf  die  Idee, 

»  Rubino,  S.  136. 
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Schirmer  des  niederen  Volks  und  seiner  Rechte  zu  sein,  einen 
erhöhten  Anspruch  hekamen;  die  censorische  Gewalt,  weldie 
ihnen  die  Aufsicht  Aber  die  Sitten  und  die  Befugnis  verlieh, 
die  Listen  des  Senats  und  der  Ritter  nach  ihrem  Ermessen 
zu  bereinigen  ;  die  Würde  des  poiUifex  maximus,  und  damit 
die  Befugnis  über  wichtige  Fragen  des  geistlichen  Rechts  zu 
entscheiden.  Von  Zeit  zu  Zeit  nahmen  sie  auch  personlich 
die  Würde  eines  Konsuls  an.  Aber  in  der  Hauptsache,  in 
Idee  und  Maciit,  bestand  die  Staatsveränderung  nicht  iu 
solcher  Kumulation  von  Magistraturen,  sondern  in  der  neuen 
Begründung  einer  einheitlichen  Centraimacht,  einer 
wahren  Monarchie.  Republikanische  Formen  verdeckten 
einem  Teil  der  Bevölkerung  anfänglich  den  Uebeigang  in  die 
Monarchie;  in  den  Augen  der  Kundigen  aber  war  diese  schon 
unter  Aumistiis  vollständig  eingeführt.  Das  monarchische 
Priucip  wurde  schon  bei  der  Erhebung  des  Kaisers  Tibehus 
sehr  scharf  im  Senate  ausgesprochen:  «Nicht  darum  kann  es 
sich  nunmehr  handeln,  zu  trennen  was  unzertrennlich  ver- 
bunden ist,  sondern  um  Anerkennung  des  Grundsatzes,  dass 
der  Staat  Ein  grosser  Leib  ist  und  durch  Einen  Geist 
regiert  werden  muss.<*^ 

Der  Name  Princeps  fSenatus)**  freilich  war  bescheiden, 
die  Macht  des  Kaisers  dagegen  so  unermesslich,  dass  nur 
wenige  Individuen  den  Genuss  derselben  zu  ertragen  ver*» 
mochten,  die  meisten  durch  das  Uebermass  geistig  oder  mo- 
ralisch ruiniert  wurden.  Die  Gewalt  und  die  Würde  war  nicht 
erblich,  dem  Kaiser  nicht  angeboren,  sondern  dieser  wurde 
gewählt,  anfönglich  dem  Scheine  nach  nur  auf  zehn  Jahre, 

1  Tacitns,  Ann.  1,12;  1, 1  von  Augustas:  ^Cwieta^  discordis  civi- 
llbna  feeaa^  nomine  Prhiiipii  tiib  impeiium  acceplt"  Vgl.  die  Verhand- 
inngen von  Mücenas  und  Agrippa  mit  AuguatiU  bei  Dio  Cassius  52. 

1*  [Kaeh  Hommien,  Staatsrecht  II,  733  u.  f.  ist  die  Beieichnung  des 
Herrschers  als  Princeps  nicht  anf  seine  Stellung  als  princeps  senatns  au 
besiehen,  sondern  sie  wird  gebraucht  in  dem  Sinne  von  princeps  om- 
nium  öder  civium.] 

BluQtschll,  dtgemeioe  StaataMire.  27 
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in  Wahrheit  aber  aaf  Lehenszeit   Sie  hatte  einen  mensch- 

liclioii,  iiiclit  eint;ü  göttlichen  Ursprung,  und  erkannte  die 
Hoheit  des  Volkes  an.  Durch  ein  Yolksgesetz  wurde  ihm  die 
Gewalt  von  dem  Volke  übertragen.^  Allein  auf  das  Blut 
und  die  Familienverbindung  wurde  dennoch  bei  der  Aner- 
kennung der  Kaiser  zwar  nicht  principiell,  aber  faktisch  in 
den  meisten  Fällen  Kücksicht  genommen,  und  der  anerkannte 
Kaiser  empfing  jederzeit  die  kaiserliche  Gewalt,  welche  an 
Umfang  der  Gewalt  des  römischen  Volkes  selbst  zur  Zeit  der 
Republik  gleichgeachtet  wurde,  zu  persunlichem,  vollem 
B echte.  Auch  das  Volk  konnte  dieselbe  später  nicht  mehr 
beschränken  noch  entziehen.  Sie  war  durch  die  Ueb er- 
lief er  ung  gesichert. 

In  ilir  war  —  abgesehen  von  den  obigen  Magistraturen, 
die  regelmässig  mit  der  kaiserlichen  verbunden  waren,  und 
diese  sehr  verstärkten  —  enthalten: 

1.  Die  Disposition  und  der  Befehl  über  die  gesamte 
Kriegsmacht  des  Staates,  zu  Bom  über  die  Garde  der  Prä- 
torianer.  Die  Einführung  stehender  Heere,  für  die  spä- 
tere Grösse  des  Reiches  ein  Bedürfnis,  sicherte  zugleich  die 
Existenz  des  Kaisertums  und  diente  dazu,  demselben  überall 
Gehorsam  zu  erzwingen.  ^  In  dieser  Eigenschaft  nahmen  die 
Kaiser  den  Titel  der  „Imperatoren^  an,  welcher  vordem 
eine  andere  Bedeutung  gehabt  hatte. 

2.  Die  unbeschränkte  Regierung  über  eine  Anzahl, 
und  gerade  die  wichtigsten  und  reichsten  Provinzen.  Von 
daher  zogen  die  Kaiser  unermessliche  iieichtünier  und  Kräfte 

U  ipiaiius  in  L.  1  pr.  de  constitut.  princip. :  ,,Q"^^  priiicipi  pfacuit, 
legis  habet  vigorem,  utpote,  cum  Icjie  regia,  quae  de  imperio  ejus  lata 
est,  populus  ei  et  in  eum  omne  suum  imperium  et  poUsiatem  conferat.*^ 
Qaj.,  I,  5,  §.  6.  J.  de  jure  uat. 

3Mäcenaa  empfahl  daher  auch  dem  Kaiser  Anj^udtus  eindrinjr- 
lieh,  ein  stehendes  Heer  (j/oa ri&ra^  dyhiiarov^)  zu  bilden,  dagegen  die 
Masse  (Ur  Bevölkerung  den  Iriedlichen  Gewerben  i\x  überlassen.  Dio 
Gass.  a.  a,  O. 
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a]ler  Art  an  sich.  Im  übrigen  hatten  die  Provinzlalen  durch 
die  Staatsveränderung  bedeutend  gewonnen.  Ihre  Grossen 
wurden  von  dem  Kaiser  in  den  Senat  berufen  und  mit 
Aemtem  betrant,  die  Yolksmasee  wurde  durch  die  kaiserlichen 
Legati  weniger  bedrückt  und  ausgesogen  als  früher  durch 
die  Prukuiisuln  und  Proprätoren  der  Republik,  welche  sich 
abwechselnd  in  den  Provinzen  zu  bereichem  pflegten.  Das 
dauernde  Interesse  der  Kaiser  gebot  teils  grössere  Schonung^ 
teils  eine  geregelte  Verwaltung  der  Provinzen. 

3.  Die  Entscheidung  über  die  auswärtige  Politik, 
das  Recht  über  Krieg  und  Frieden  und  das  Recht,  Bfindnisse 
abzuschliessen.^ 

4.  Die  Macht,  den  Senat  zu  versammeln,  Antrüge  an 
denselben  zur  Beratung  zu  bringen,  den  Senatsbeschlüsseh 
gesetzliche  Geltung  zn  verleihen.^  Wie  fOgsam  der  Senat  sich 
den  Kaisern  gegenüber  erwies,  wie  abhängig  derselbe  auch 
von  diesen  war,  ist  bekannt  genug. 

6.  Die  entscheidende  Stimme  bei  allen  Besetzungen 
der  Magistraturen  und  wichtigeren  Staatsämter,  in- 
dem sowohl  der  Senat,  als  die  —  damals  nur  noch  dem  for- 
mellen Scheine  nach  erhaltene  —  Volksversammlung,  die  von 
dem  Kaiser  empfohlenen  Bewerber  zu  berftckslchtigen, 
sogar  durch  das  Gesetz  verpflichtet  ward." 

6.  Die  unbeschränkte  allgemeine  Vollmacht,  alles 
zu  thun,  was  ihm  zur  Wohlfahrt  und  £hre  des  Staates 

4  Lex  de  Imp.  Vefpafiani  [Bruns,  Fontes  Juris  Rom,  ant»,  &  118  u.  £.]: 
„foedusve  cum  quibus  volet  facere  liceat." 

5  Ebenda:  „utique  ei  senatum  habere,  relaiionem  lacere  remittere, 
senatiis  conpiiUn  per  relationem  discesj'ionemque  facere  liceat  —  utique 
cum  ex  volunlale  auctoriiateve  jussu  Uiaiuin^iive  tyus  praesentpve  eo  senatus 
liabebitur^  omniuiu  lerum  jn?  perinde  iiaüeatur  servetur  ac  si  e  lege  läe- 
natus  edictns  eshJet  haberot urque.'' 

•>  Ebenda:  „utique  quus,  mag-istratum  potestatem  irnperium  cura- 
tionemve  cujus  rei  peteiites  sciiatui  popukxjue  Romano  t  oinuu  ndaierit 
qnibus(|ue  suffragaiionefn  (frderü^  promiserit,  eorum  coiuitis  quibuß- 

que  extra  ordiuem  ratio  liabeatur."* 
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zweckdienlich  erschiene.  Das  ist  der  innerste  Kern  der 
Kaiseigewalt,  die  überall,  wo  das  Staatswohl  es  erfordert, 

mit  Macht  eingreift  und  das  öffentliche  Bedürfnis  befriedigt.» 
Eine  Folge  dieser  ausserordentlichen  Vollmacht  ist  es,  daäs 
die  kaiserlichen  Edikte  allein  nicht  bloss,  sondern  sogar  die 
Dekrete  and  Reskripte  die  volle  Autorität  von  Gesetzen 

haben,  dass  somit  auch  die  gesamte  Gesetzgeb uiigsgewalt  von 
dem  Kaiser  allein  in  weitestem  Umfange  ausgeübt  werden 
kann.^ 

Damit  aber  jedes  Bedenken  über  die  Anwendung  dieser 

absoluten  Macht  zum  Schweigen  gebracht,  und  jeder  Wider- 
stand gegen  dieselbe  erfolglos  werde,  bestimmt  das  Kaiser- 
gesetz ausdrücklich:  dass  wenn  einer  um  dieses  Gesetzes 
willen  gegen  Volksgesetze,  Pkbiscite  oder  Senatsordiiuugen 
handle,  oder  was  dieselben  vorschreiben,  nicht  befolge,  ihm 
das  nicht  zum  Schaden  gereichen  solle  und  er  deshalb  nicht 
zu  gerichtlicher  Rechenschaft  gezogen  werden  dürfe.  Die 
ünverantwortlichkeit  des  Kaisers  verstand  sich  von  selbst;  sie 
wurde  aber  auch  auf  alle  ausgedehnt,  welche  im  Auftrag  und 
Dienst  des  Kaisers  nach  seinem  Willen  handelten,  somit  das 
Gegenteil  der  heutigen  Miiiisterverantwuidichkeit  festgesetzt.^ 
In  der  That  war  diese  Kaisermacht  auf  dem  Gebiete  des 
öffentlichen  Rechtes  ganz  ähnlich  wie  das  Eigentum  des 
römischen  Sachen-  und  die  väterliche  Gewalt  des  Familien- 
rechtes. Sie  war  unbeschränkte  Herrschergewalt, vor 

(  Ebenda:  „utique  quaecum^e  etr  um  rcipublicae  majestaie  divinaram 
humanuni  publicamm  privatanunque  reram  ease  censcbit,  ei  agere  facere 
jus  pokilafque  Ht*^ 

S  Savigny,  System  des  röm.  Rechts  I,  S.  121  ff. 

9  Lern  äi  iwtp,  Fesp.:  „Si  quls  bujusce  legis  erga  adTersus  lege»  ro- 
gationes  plebisye  scita  senatasve  conanlta  fecit  fecerit  sive  quod  eum  ex 
lege  ete.  facere  oportebit  nun  feoeril  hi\jiuce  legis  erga,  id  ei  ne  fraM 
eito  neve  quit  ob  eam  rem  populo  dare  debeto  neos  cui  de  ea  rt  aeUa 
neos  judkaih  eOo  neve  qnü  de  ea  re  apud  .  .  agi  iftiilo** 

M  Den  Kamen  dominus  freüich,  der  im  Gegensatze  an  die  «errt 
erinnerte,  verbaten  sich  die  ersten  Kaiser  noch  als  unwürdig  (Su et on.. 
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der  sich  alles  beugen  musste.  Sie  war  die  Konzentration  der 
römischen  Weltherrschaft,  das  imperium  mundi  In  Einem 
Individuum.  Das  ideale  Motiv,  welchem  freilich  die  Rea- 
lität nur  selten  entsprach,  war  die  öffentl iche  "Wohlfahrt, 
Salus  publica,  das  grosse  Staatsprincip  der  Römer,  welches  sie 
in  den  Staatsangelegenheiten  wenigstens  in  späterer  Zeit  mehr 
anriefen  als  das  Recht,  Jus,  so  sehr  sie  im  Privatrecht  ge- 
rade dieses  zu  Ehren  brachten  und  ausbildeten. 

Die  römische  Kaisergeschicht«,  wie  sie  diese  absolute 
Staatsform  im  grossartigsten  Massstabe  zur  Erscheinung  ge- 
bracht, hat  zugleicli  der  inachwelt  die  Warnung  hinterlassen, 
dass  ein  solches  Uebermass  von  Macht  weder  zum  Besten 
dessen  dient,  der  sie  besitzt^  noch  der  Nation,  für  welche  sie 
geübt  "werden  soll.'^ 

In  der  Zeit  de^s  untergehenden  und  innerlich  verdorbenen 
Weltreiches  mochte  übrigens  dieselbe  nötig  und  in  dem 
Schicksale  hinreichend  begründet  sein.  Die  römische  Aristo- 
kratie war  teils  entartet,  teils  nicht  stark  genug,  den  un- 
ermessiichen  Staatskörper  zu  leiten.  Von  Zeit  zu  Zeit  noch 
ohnm&chtige  Versuche  wagend,  ihre  frühere  Herrschaft  her- 
zustellen, e]^^ab  sie  sich  doch  in  der  Regel  der  zwin^^ieiKien 
(iewalt  der  neuen  Verhältnisse. ' '  Die  Masse  des  Volkes,  ohne 
Anspruch  auf  Herrschaft,  der  Waffen  entwöhnt,  den  Werken 
und  Genüssen  des  Friedens  ergeben,  zog  sogar  die  Herrschaft 

Octav.  53:  n^omtM  appellationem  nt  maledicttini  et  opprobrium  aemper 
exhoirun"  Tiber.  27;  Tac,  Ann.  IT,  37,  38).  Spätere  Kriecherei  aber 
führte  den  Titel  dennoeli  ein. 

II  Han  vergleiche  nnr  die  folgenden  Worte  dea  Kaisera  Tiberiua, 
welche  uraprünglieh  vielleicht  aufrichtig  gemeint  waren,  mit  seinen 
Theten.  Soeton.,  Tiber.  29:  „Dixi  et  nunc  et  aaepe  aliaa,  P.  C,  bonum 
et  aalntarem  Prindpem,  quem  voa  tanta  et  tam  libera  poteatate  ezatru* 
ziatia,  tenaiwi  ttnokt  debere  et  «m^ofrrff  dotbut  aaepe  et  plerumqae  etiam 
$i!nguitü!  neqne  id  dixiaae  me  poenitet** 

i)  Wie  wenig  damala  die  frühere  repttblikaniache  Verfaaaung  bei  den 
unteren  Yolkaklaaaen  tu  Rom  popuUtr  war^»  zeigen  die  Vorgitnge  bei  der 
Erhebung  dea  Kaiaera  Claudiua. 
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des  einen  Kaisers  dem  Regimente  des  Senates  vor,  und  freute 
sich  trotz  der  eigenen  politischen  Ohnmacht  über  die  De- 
mütigung des  Adels.  Der  alte  Bomercharakter,  früher  noch 
als  der  Römergeist,  war  schwach  und  krank  pjeworden,  und 
es  büssten  die  Römer  den  unersättlichen  Trieb  uach  Herr- 
schaft, der  sie  von  Eroberung  zu  Eroberung  geführt  hatte, 
nun  mit  der  eigenen  gemeinsamen  Knechtschaft 


Elfteö  Kapitel. 

D.  Fränkisches  Komgtom. 

Aul  römischem  Boden  erhob  sich  das  grosse  Reich  der 
deutschen  Frauken.  Die  Mnkische  Mon  in  hie,  aus  römischen 
und  deutschen  Elementen  gemischt,  bildet  denn  auch  den 
Uebergang  aus  der  antiken  in  die  mittelalterliche  Weltord- 
nung.  *  Viel  mächtiger  als  ein  altgermauischer  König  ist  der 
Mnkische  König,  doch  weder  so  absolut  noch  so  übermächtig 
als  der  römische  Kaiser.  Die  Ideen  des  germanischen 
Rechts  und  der  geriiumischen  Freiheit  haben  sich  ge- 
wissermassen  vermählt  mit  den  Gedanken  der  römischen 
Staatshoheit  und  Macht,  und  aus  dieser  Verbindung  ist 
die  monarchische  Institution  hervorgegangen,  wie  wir  sie  in 
der  Zeit  Karls  des  Grossen  in  voller  Kraft  entfaltet  sehen. 

Eine  Reihe  von  Gründen  wirkten  zusammen,  um  die  ein- 
heitliche Macht  der  karolingischen  Könige  zu  stärken:  vorerst 
die  merkwürdige  Folge  individuell  ausgezeichneter  und  glück- 
Ucher  Herrscher,  sodann  die  wachsende  Ausdehnung  eines 
grossen  Reiches,  für  welches  ein  umfassendes  und  starkes 

1  Die  älteren  Uebergangestufen  unter  anderen  germanischen  Völkern, 
welche  auf  römischem  Boden  neue  Reiche  begründet  haben,  sind  in  dem 
Werke  von  Felix  Dahn,  Die  Könige  der  Germanen,  sorgfUtig  und 
quellenm&Bsig  dargestellt 
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politisches  Regiment  Bedürfnis  ward,  die  Notwendigkeit  oiiier 
stets  verfügbaren  grossen  Kriegsmacht,  und  die  Siege,  welche 
durch  sie  erfochten  wurden,  die  Verbindung  mit  den  romani- 
schen Unterthanen,  die  seit  Jahrhunderten  in  der  Kultur  des 
römischen  Staates  erzo'zen  und  an  die  Vorstellungen  niitl  durch- 
greifenden Einrichtungen  des  römischen  Staates  gewölnit  waren. 

In  einer  Beziehung  freilich  machte  die  Institution  der 
Monarchie  eher  einen  Rfickschritt.  Das  Princlp  der  Erblich- 
keit nämlich  der  königlichen  Würde,  neben  welcher  die 
frühere  Kur  zu  einer  ziemlich  bedeutungslosen  Formalität 
zusammenschrumpfte,  wurde  allzusehr  nach  der  Weise  der 
privatrechtlichen  KrV»lolj4e  ausgeübt  und  zum  Naditoil  des 
Staates  und  der  Nation  das  Gesamtreich  unter  mehrere  Söhne 
des  verstorbenen  Königs  so  verteilt,  wie  die  liegenden  Güter, 
die  ein  Privatmann  hinterlassen  hatte.  ^  Damit  war  aber  der 
politische  und  staatsrechtliche  Charakter  der  Thron- 
folge, welcher  die  fortdauernde  Einheit  des  Staates  erhält, 
gänzlich  verkannt,  und  wurde  dem  privatrechtlichen  Princlp, 
dass  die  Herrschaft  im  Staate  wie  ein  Vermögen  des  Indi- 
viduums und  der  Famiiie  sei,  d.  h.  dem  sogenannten  Patri- 
monialprincip  in  dieser  Hinsicht  gehuldigt.^ 

Als  hauptsächliche  Veränderungen  in  den  Machtver- 
hältnissen sind  folgende  zu  erwähnen: 

3  Karl  d<  r  Grosse  freilich  suchte  diesen  üebeln  einigermaBsen  sn 
begegnen  durch  das  Beicfasgesets  ron  806.  „Placuit  inter  praedictos  flllos 
nostrns  stataere  atque  proecipere,  propter  pacem  quam  inter  eos  porm»- 
nere  desideramus,  ut  nuUas  eorum  fratris  sui  terra inos  vel  regni  limites 
invadere  praesumat  — ;  sed  adjuvet  iinusquisque  iUorum  fratrem  suum, 
nt  ouscUhm  ilH  ferai  conlra  tHMeoi  «jv«  juxta  rationem  et  possibilitatem^ 
sive  infra  patriam  sive  contra  exteras  nationes.'*  In  derselben  wird  auch 
der  Wahl  des  Volkes  noch  Erwähnung  gethan,  c.  5.  Vgl.  Eichhorn^ 
Deutsche  Staats-  und  Rechtsgesch.  I,  §.  139  u.  159.  Guizot,  Essais  sur 
rhist.  de  France,  ß,  206  ff.  [8,  insbes.  Waits,  Verfassangsgescbichte 
III,  274  IT.] 

8  DtMiigcmäss  wurde  die  Thronfolpe  wie  das  Erbrecht  in  die  „terra 
Salica"  behandelt.  Vgl.  Zöpfl,  Dentgehe  Staats-  u.  Kechtst^esch.  II,  §,  33, 
3.  Aufl.,  S.  403.   Waits,  Deutsche  Verfassungsgesch.  III,  a.  a.  O. 
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1.  Gesetzgebung.   Diese  wurde  überhaupt  wichtiger 

und  fruchtbarer  in  dem  fränkischen  Reiche,  als  vordem  in 
dem  engen  Lebenskreise  einer  einzelnen  germanischeu  Völker- 
schaft, und  die  Könige  erlangten  auch  dort  einen  viel  grösseren 
Einfluss  auf  dieselbe,  als  sie  vormals  gehabt  hatten.  Der 
römische  Grundsatz,  dass  jede  beliebige  Willensäusse- 
rung  des  Kaisers  in  Bechtssachen  Gesetzeskraft  habe, 
konnte  natürlich  unter  dem  germanischen  Volke  der  Franken 
weder  ßiiiigung  noch  Geltung  finden;  aber  die  in  den  meisten 
Fällen  massgebende  Vorbereitung  der  Gesetz  es  entwürfe 
wurde  nun  gewöhnlich  in  dem  königlichen  Kabinette  mit  Hilfe 
der  königlichen  Räte  vorgenommen  und  die  Gesetze  selbst  im 
Namen  des  Königs  erlassen,  dessen  Sanktion  erst  den  Ent- 
würfen Gesetzeskraft  verlieh. 

Von  grösster  Bedeutung  aber  war  es,  dass  die  Beratung, 
bezw.  die  Z us t i mm ung  der  auf  den  iteichstagen  versam- 
melten geistlichen  und  weltlichen  Grossen  der  Aristokratie^ 

4  Hincmar,  De  ordine  palat  c.  2d  yon  dem  Reichstag  im  Mai:  „In 
quo  pladto  generalitas  univencirum  majonm  tarn  clericorum  quam  lai- 
comm  eonveniebat.  Seniorei  propter  coinäitini  ordinandum,  minora  propter 
idem  consiUum  smdpimdim  et  interdam  pariter  tractandum,  et  non  ex 

potestate  sed  ex  proprio  mentis  intellectu  vcl  scntentia  confirmandtim,^ 
Und  von  dem  Reichstag  im  Herbst  (c.  30):  „Aliud  placitum  cum  senio- 
rUnu  tantum  et  praeeipuig  consilariis  habebatiu  in  quo  jam  futah  auni 
Status  tractari  incipiebator.'*  Daher  denn  auch  die  Formeln  in  manchen 
Capitnlarien :  „per  ccmsilium  Sacerdotüm  et  Optimatum  meorom  ordina> 
vimus"  (Cap.  Karlomanni  a.  742):  „cum  consenm  Episcoporum  sive  Co- 
mitnm  et  Optimatom  Francorum"  (Cap.  fippini  a.  744):  „Hortatu  om- 
nium  Üdelium  nostrorum  et  maicime  Episcoporum  acreliquorum  Sacerdotum 
tmsuHu"  (Cap.  Caroli  M.  a.  769).  Der  Vergleich  unter  den  Söhnen  Lud- 
wigs des  Frommen  vom  Jahre  851  enthält  die  ausdrückliche  Bestimmung 
C.  6:  „Et  illorum,  scilicet  veraciter  nobis  tidelium^  communi  consilio,  se- 
cundum  Dei  voluntatem  et  commune  salvamentum  ad  restitutionera  sanctae 
Ecclesiae  et  statum  rcgni ,  et  ad  honorem  regium  atque  pacem  populi 
commissi  nobis  pertinenli,  adsensum  prachehimus ;  in  hoc  ut  iili  —  sie  sint 
nobis  tideles  et  ol)edientes,  ac  veri  adjutores  atque  cooj)eratore8,  sicut 
per  rectum  unusquisque  in  fiuo  ordiue  et  statu  B\xo  X'rincipi  et  suo 
Senior!  esse  debet.^ 
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in  der  Sitte  und  in  dem  Rechte  als  unentbehrlich  betrachtet 
wurde  für  die  Gesetzgebung.  Die  Billigung  durch  das  Volk 
selbst  hatte  dagegen  nur  noch  eine  untergeordnete  Bedeutung 
und  galt  in  den  meisten  Fällen,  insbesondere  wenn  es  sich 
um  staatliche  oder  kirchliche  Organisation  handelte,  nicht  mehr 
als  nötig.  Nur  wenn  das  eigentliche  Volksrecht  verändert 
werden  sollte,  dann  wurde  auch  die  Gutheissung  des  Volkes 
selbst  noch  erfordert.' 

In  jener  Mitwirkung  der  Optimalen  ist  der  erste  Ansatz 
der  ständischen  Repräsentation  zu  erkennen,  welche  in 
den  späteren  Jahrhunderten  eine  so  grossartige  Ausbildung 
erlangt  und  den  repräsentativen  Staat  hervor<?ebracht  hat. 

2.  Begierung.  Die  Grösse  des  Staates  und  die  damalige 
Umgestaltung  der  öffentlichen  Zustände  machten  eine  Hegie- 
rungsgewalt,  wie  sie  dem  älteren  germanischen  Leben  unbe- 
kannt gewesen,  zum  unabweisbaren  Volksbedürfuis.  Der  Idee 
für  die  Handhabung  des  Friedens  und  die  Aufrechthaltung 
des  Rechts  zu  sorgen,  gesellte  sich  die  Rücksicht  auf  die 
öffentliche  Wohlfahrt  bei.  Indessen  war  den  germani- 
schen Vorstellungen  das  römische  Imperium  ein  zu  fremder 
und  unerträglicher  Begriff,  als  dass  derselbe  hätte  adoptiert 
werden  können.  Vielmehr  erhob  sich  die  neue  Regierungs- 
macht  im  Geiste  der  einheimischen  Mundschaft  (nuindi- 
burdium,  mundium,  auch  sermo^  verbum  Regis).  Diese 
königliche  Mundschaft  verhält  sich  auf  dem  Gebiete  des 
Staatsrechtes  zu  dem  römischen  Imperium  gerade  8u,  wie  die 
Vormundschaft  des  deutschen  Ehemanns  und  Vaters  zu  der 
römischen  potestas  im  Familienrecht  Sie  ist  nicht  eine  abso- 
lute Herrschergewalt,  sondern  der  Schutz  der  Rechte  des 
Volks  und  der  Unterthanen  und  die  Sorge  für  deren  Wohl 

5  Capitul.  Caroli  M,  a.  803,  c.  lü:  ,.nt  populux  intnroyeiur  de 
capitulis  quae  in  lege  noviter  addita  snnt.  Et  postquam  omnex  ron- 
senserint,  subscriptioues  et  majiuiinnatioues  mas  in  ip&is  capitulis 
faciant." 
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sind  die  Ideen,  welche  sie  beleben.  ^   Die  Vorstellung  der 

Pflicht  wird  mit  der  des  Rechts  unauflösbar  verbunden 
und  schrankenlose  Willkürgewalt  nicht  gestattet.  Der  neue 
Gedanke  ist  freilich  noch  nicht  nach  allen  Seiten  klar  ge- 
worden, aber  der  Kern  desselben  ist  gesund  und  einer  wahr- 
haft staatlichen  Entwickelung  fähig. 

Von  diesem  Standpunkte  aus  darf  und  soll  der  König 
auch  gebieten.  Das  Gebot  äusserte  sich  in  der  Form  des 
so^jenannten  Bauiu  s.  Der  König  hatte  sowohl  den  Heer- 
bann als  den  Gerichtsbann.  Infolge  des  ersten  verfügte 
er  Über  die  ganze  Kriegsmacht  des  ßeiches,  freilich  auch  hier 
durch  das  Herkommen  beschränkt  und  nach  bestimmten  Ver- 
hältnissen der  Kriegsdienstpflicht.  Indessen  riefen  starke 
Könige,  wie  insbesondere  Karl  der  Grosse,  nicht  bloss  das 
lehenspflichtige  Gefolge,  sondern  ganze  Abteilungen  des  Heer- 
bannes auch  zu  AngrifMv liegen  auf  und  bedrohten  jeden 
Säumigen  mit  dem  schweren  Künigsbann  von  60  Schillingen 
Busse.* 

In  dem  Gerichtswesen,  woran  sich  noch  immer  die  Lan- 

d( Nverwaltung  anlehnte,  übt  der  König  den  Gerichtsbann 
aus,  freilich  selten  mehr  in  Person,  in  der  Regel  durch  die 
Gaugrafen,  deren  Gerichtsbarkeit  aber  von  ihm  abgeleitet 

ward.  Die  erstarkende  Staatsordnung  besclukukte  nun  die 
früher  in  viel  weiterem  Umfange  geübte  Selbsthilfe  und  Rache 
in  privatrechtlichen  Streitigkeiten  wie  in  Straffälien,  und  über 
das  ganze  Land  breitete  sich  der  sogenannte  Königs  frie- 
den unter  dem  Schutze  des  Königsbarmes  aus  und  ersetzte 
den  vormals  leichter  zu  störenden  gemeinen  Frieden. 

Du  Gange  s.  v.  miindibiirdis  et  mundiburdium.   Vgl.  cap.  Caroli 

B1.  a.  805.  r.  40;  Ilincmar,  De  Ordine  Pal.  6:  „El  Rex  in  semetipso  no- 
niiiiis  8iii  <lignitatem  ciistodire  debel.  Nompii  eiiira  rcgis  intellectoaliter 
hoc  retinet,  ut  subjectis  (»lunibus  redoris  officium  prociiret." 

7  Zöpl'l,  D.  St.  u.  R.  G.  II,  §.  36,  Kap.  2;  Caroli  M.  a.  812, 
c.  1:  ,,Quicumque  homo  liljei*  in  hostem  bannitus  fiierit  et  vcnissc  con- 
temserit,  plenum  heribannum  i.  e.  60  solidos  persolvat." 
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Auch  die  Einkünfte  der  Icunigliclieu  Kammer  und 
der  Fiskas  des  Königs,  worüber  dieser  nach  eigenem  Er- 
messen frei  verfügte,  hatten  bedeutend  zugenommen.  Die 
Eroberung  römischer  Provinzen  und  die  Aufhebung  der  alten 
König-  und  Herzogtümer  hatten  die  Domänen  der  Könige 
sehr  bereichert.  Ueberau  im  Reiche  gab  es  ansehnliche  kö- 
nigliche Villen,  von  deren  Pfalzen  hinwieder  viele  zinsbare 
Güter  abliiiigen.  Die  Grund-  und  Kopfsteuern  der  Provinziaien 
wurden  beibehalten,  die  romischen  Zölle  teilweise  sogar  aus- 
gedehnt, den  besiegten  Stammen  Tribute  auferlegt  und  reich- 
lichere Fricdensgelder  und  Bussen  erhoben.^ 

3.  Ein  von  dem  Könige  abhängiges  Beanitensystem 
diente  nun  dazu,  die  königliche  Macht  nach  allen  Richtungen 
und  auf  allen  Stufen  der  Staatsordnung  auf  Volk  und  Land 
einwirken  zu  lassen.  Die  obersten  Keichsämter  wurden  nach 
dem  Vorbilde  des  byzantinischen  Kaiserhofes  an  dem  Hofe 
des  Königs  konzentriert  Dahin  gehören  der  Pfalzgraf  (comes 
palatii),  welcher  an  des  Kiinigs  Statt  das  oberste  Bichteranit 
verwaltet,  der  Kaplan  (capellanus,  apocrisiarius).  ^Yelcher  au 
der  Spitze  der  Hofgeistlichkeit  steht  und  in  kirchlichen  Dingen 
referiert,  und  der  Kanzler  (cancellarius),  welcher  der  könig- 
lichen Kanzlei  vorsteht  und  daher  auch  die  diplomatische 
Korrespondenz  leitet.  Dahin  auch  die  eigentlichen  Uotämter 
des  Kämmerers,  der  den  königlichen  Schmuck,  den  Hof- 
staat der  Königin  und  die  Ehrengaben  des  Hofes  besorgt,  des 
Seneschals,  welcher  die  Aufsicht  hat  über  alle  Mmisterialeu, 
das  Gesinde  und  die  ganze  Oekonomie  des  Hofes,  des  Kell- 
ners (buticularius),  welcher  die  Naturalgefölle  bezieht  und 
auch  für  die  königliche  Tafel  den  Wein  besdi^t,  und  des 
Marschais  (marescalcus,  eigentlich  ^Rosskuecht''),  welcher 
die  königlichen  Stallungen  unter  sich  hat^  des  Hausmeisters 

8  Vgl.  Zöpfl  8.  ft.  0.,  §.40^  Waitz,  Deutsche  Verfassnugsgescb. 
II,  496  ff. 
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(luaiiöionarius),  wdclier  dafür  sorgt,  dass  der  König,  wo  er 
seinen  wechselnden  Hof  aufschlagen  will,  eine  würdige  Auf- 
nahme und  Wohnung  finde,  der  vier  obersten  Jägermeister 
(venatores  principales)  und  des  Falkners  (falconarius).^ 

Die  königlichen  Sendboten  (missi  dominici),  die 
jährlich  mit  besonderer  Vollmacht  nach  der  freien  und  wech- 
selnden Ernennung  des  Königs  die  einzelnen  Länder  des 
weiten  Reiches  bereisten,  waren  hier  seine  Stellvertreter.  Sie 
waren  seine  Augen,  durch  deren  Hilfe  er  Einsicht  erlangte 
in  die  öffentlichen  Zustände,  in  den  Staat  und  in  die  Kirche, 
seine  Ohren,  mit  denen  er  die  Beschwerden  und  Wünsche 
der  Bevölkerung  vernahm,  zuweilen  auch  seine  Arme,  durch 
die  er  dem  Gesetze  Gehorsam  yerschaffte  und  der  öffentlichen 
Ordnung  Schutz  verlieh 

Die  Gaugrafen,  welche  in  den  Gauen  die  hohe,  und 
die  Zentgrafen,  welche  in  den  Zenten  die  mittlere  Gerichts- 
barkeit ausübten,  leiteten  nun  ihre  Kichtergewalt  von  dem 
Könige  ab,  als  dem  obersten  Richter  auf  Erden,  die  ersteren 
unmittelbar,  die  letzteren  mittelbar;  ebenso  ihre  militärische 
Gewalt;  und  obwohl  allerdings  schon  unter  den  Nachkommen 
Karls  des  Grossen  die  Neigung  zur  Erblichkeit  der  Grafen- 
ämter teilweise  zu  einem  Rechte  auf  Erblichkeit  erwachsen 
war,  so  galt  in  der  noch  frischen  Periode  der  ausgebildeten 
fränkischen  Monarchie  die  Würde  der  Grafen  als  ein  wahres 
Reichsamt,  auf  dessen  Besetzung  dem  Könige  ein  entschei* 
dender  Eiufluss  zukam,  noch  nicht  als  eine  feste  Erbherrschalt. 

Als  das  Institut  der  Sendboten  ausser  Uebung  kam,  die 
Herzogtümer  hergestellt  wurden  und  die  Reichsämter  zu  Fa- 
milienrechten wurden,  da  war  es  auch  um  die  Macht  des  neuen 
romano-germanischen  Königtums  geschehen,  und  die  Aristo- 
kratie der  zahlreichen  Fürsten  und  Herren  trat  an  seine  Stelle. 

9  Vgl.  darüber  Hincmar  16—24.    [Vgl.  Waitz  III,  499  ff.J 
W  Capit.  Caroli  M.  a.  802,  c.  1,2,  a.  810;  Qaizot,  EssaiB  8ar 
l'hist.  de  France,  p.  191  ff.   [WaiU  III,  411-488.] 
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4.  Endlich  ist  noch  die  enge  Beziehung  des  fränkischen 
Königtums,  sowie  der  weströmischen  Eaiserwflrde,  welche 

durch  Karl  den  Grossea  mit  demselben  verbunden  wurde,  zu 
der  Ausbreitung  des  Christentums  und  zu  der  christlichen 
Kirche  als  eine  hervorragende  Eigenschaft  zu  erw&hnen. 

Der  Staat  war  ein  christlicher  geworden  und  das 
Königtum  hatte  durch  Priesterhand  die  göttliche  Weihe 
empfangen,  und  war  so  geheiligt  worden.  Der  König  fühlte 
sich  verpflichtet,  für  die  Erhaltung  und  Ausbreitung  des  reinen 
christlichen  Glaubens  in  seinem  Reiche  zu  sorgen,  und  als 
Kaiser,  soweit  seiue  Macht  reichte,  das  Heidentum  zu  ver- 
tilgen und  die  Ketzerei  auszurotten :  eine  Verpflichtung,  welche 
Karl  der  Grosse  in  grossartigem  Umfange  mit  Strenge  voll- 
zog.*' Die  Christenheit  selbst  galt  als  ein  zusammengehöriger 
Körper  mit  zwei  Ordnungen,  der  priesterlichen  und  der 
königlichen,  der  kirchlichen  und  der  staatlichen«^^ 
Obwohl  aber  der  König  nur  das  Haupt  der  letzteren  war,  so 
handhabte  er  doch  auch  dem  Klerus  gegenüber  die  einmal  an- 
erkannte christliche  Ordnung.  Er  berief  Synoden,  beaufsich- 
tigte die  Bischöfe  und  die  Klöster,  und  erliess  eine  Beihe  von 
Gesetzen  und  Verordnungen  von  kirchlichem  Inhalt.  Ebenso 
wirkte  der  Geist  der  Hierarchie  hinwieder  auf  die  Gestaltung 
der  politischen  Einrichtungen  und  auf  die  Rechtsgrundsätze 
der  weltlichen  Ordnung  bedeutend  ein.^^ 

11  Hincmar  a.  a.  0.  5.  „Principes  sacerdotum  sacra  imctioiie  reges 
in  reipaam  flacrabant.^ 

^  Schon  bevor  er  die  Kaiserwttrde  erhielt,  führte  Karl  der  Greese 
den  Titel:  „devotue  «meto«  iki  udnim  defentor  humäisque  adjutor," 

is  Die  angebliche  Aeusserung  des  Papstes  Gel asins  an  den  Kaiser 
Anastasius:  ^Duae  sunt  Imperatrices  augustae,  quibus  prindpaliter 
mnndus  faic  regitur^  auctoritas  sacrata  Pontificam  et  regalis  potestas"  ist 
[in  die  Sammlung  der  Pseudo-Capitularien  des  Benedictus  Levita  1,  &  319 
aufgenommen  worden.]    Vgl.  Hincmar  a.  a.  0.  c.  5. 

M  Vgl.  Eichhorn  a.  a.  0.,  §.  158;  [Waita  III,  201  ff.) 
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Zwölftes  Kapitel 

E.  Die  Lehensmonaroliio  uiiA  die  stSndiBelie  liescliTäiilLte  Honarclile. 
L  Lehensmonarchie. 

Die  Mnkiscbe  Monarchie  hatte  zwar  in  ihrer  organischen 

Anlage  alle  Bedingungen  einer  wahren  Monarchie  in  sich,  und 
insofern  ist  sie  der  Anfang  einer  neuen,  der  modernen  Staats- 
entwickelung. Allein  die  widerstrebenden  Kräfte  und  Leiden- 
schaften waren  damals  in  der  Nation  noch  so  mächtig,  und 
die  alten,  einer  jeden  starken  Staatsgewalt  abgeneigten  Ge- 
wohnheiten des  Adels  und  der  freien  Germanen  noch  so  fest, 
dass  es  nur  ausnahmsweise  einzelnen  grossen  Regenten  gelang, 
den  öffentlichen  Charakter  des  neuen  Königtums  und  die  darin 
liegende  Staatsmacht  grossartig  zu  entfalten.  Sassen  schwache 
Individuen  auf  dem  Throne,  so  wurde  sofort  die  Ohnmacht 
derselben  spüibai  und  auf  allen  Seiten  zeigten  sich  die  Ten- 
denzen zur  Auflösung  der  Staatseiuheit,  zur  Beschränkung 
und  Nichtachtung  der  Gentraigewalt,  zu  selbständig  partiku- 
lärer Herrschaft  in  kleinen  Kreisen. 

Die  Ab^chwächung  und  das  Erlöschen  der  Karolinger  be- 
zeichnet zugleich  die  Verdunkelung  der  königlichen  Macht 
und  das  Wachstum  der  in  den  einzelnen  Stämmen,  Ländern 
und  Gebietsteilen  .^ich  erliebenden  Fürsten-  und  Herren- 
gewalt. An  die  Stelle  der  früheren  romano-germanischen 
Weltmonarchie  trat  nun  das  Lehenskönigtum.  In  ihm 
erlangte  der  Charakter  des  Mittelalters  in  Vorzügen  und 
Mängeln  einen  angemessenen  politisclien  Ausdruck. 

Die  hervorragenden  Eigenschaften  der  Feudalmon- 
archie sind: 

1.  Alles  bisherige  Königtum  beruhte  auf  den  Volks- 
stümmen  oder  ganzen  Nationen  oder  einem  zur  Einheit  ver- 
bundenen Volke.  Man  darf  dasselbe  wohl  eine  volkstüm- 
liche oder  nationale  Institution  nennen.  Das  feudale 
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KöDigtnm  dagegen  steht  zwar  auch  in  Beziehung  zu  einem 

bestimmten  Volice,  an  dessen  Spitze  der  König  ist,  a]>ei  es 
wurzelt,  wenn  man  auf  das  Weben  sieht,  vornehmlich  auf  der 
engen  persönlichen  Treuverbindung  zwischen  dem  Kö- 
nige als  dem  obersten  Lehensherrn  und  seinen  Vasallen, 
welche  von  ihm  Macht,  Ehre,  Vermögen  ableiten.  Die  übrige 
Masse  des  Volkes,  soweit  sie  nicht  in  dem  Lehensnexus  steht^ 
kommt  daher  nur  in  untergeordneter  Weise,  nur  mittelbar  in 
Betracht.  Dieses  Königtum  ist  somit  nicht  eine  nationale 
Institution  im  eigentlichen  Sinne,  sondern  vielmehr  eine  eigen- 
tümliche Standesinstitution.  Nicht  das  Volk,  sondern  die 
Gefolgschaft  ist  die  ursprüngliche  Grundlage  desselben. 

2.  Die  persönliche  Treue,  von  dem  (ihinze  uiui  dir 
Kraft  der  Ehre  beleuchtet  und  gestärkt,  wurde  nunmehr  zu 
dem  wichtigsten  Staatsbegriff  erhoben.  ^  Alle  Vasallen  mussten 
daher  persönlich  dem  Herrn,  indem  sie  das  Lehen  von  ihm 
—  in  der  Regel  knieend  —  emptingen,  den  Eid  der  Treue 
und  Huide'^  schwören.  Am  ausgebildetsten  sind^  wie  über- 
haupt das  Lehenssystem,  so  auch  diese  Schwurverhältnisse  in 
dem  saxo-normännischen  Rechte  des  e nglischen  König- 
reichs bestimmt.  Die  eigentlichen  Lehensvasallen  schwören 
dem  Könige,  ihrem  Lehensherrn,  knieend  den  Man  n  seh  af  ts  eid' 

1  Tacitus  schon  weist  in  d<'r  Srln!<lpruii'_;  tlrs  ii(  rui;iiii«fhen  Cii  r<'|^t'S 
auf  diese  mor«]i?»("hcii  F.i'jPüsohatU'a  dir  St'rlr  dt  s  Insiitutrs  hin,  «•.  13 
und  14:  „Majjna  n  luniinnii  aemtilatio.  «juibuh  jiriimis  ajoid  |iriiifi|KTa 
sinim  locus:  et  luiiuMpum,  cui  |iluriuii  et  acerrimi  c<»iiiit('>.  Ihuc  dignitas. 
liae  vires,  muLün»  st  inper  electorum  juvenuni  globu  cin  unidari;  in  pai  e 
decuf.  in  beliu  j'iar.-'Mliuni.  —  Cum  vcntum  in  a«;i«  iii.  turpe  primii'i 
virtute  vinei.  tiirjie  cuinilaiui  \  in uteiij  prii»<  i|*is  adat  quan-.  Jam 
vero  int'üTn«'  in  iminem  vifam  m-  j»rohrf>Puni  f»ui)t  r.>i itrin  prim  ipi  .^uo  ex 
at  ie  i  ^is<v.  Illum  örfvudere,  tiuri.  sua  quoqu»  forlia  facta  gloriae 
ejus  assignare,  praecipuum  sacramerUum  est.  i'rincipes  pro  victoria  pug- 
uant.,  comites  pro  principe.** 

2  Im  fraii/n.-ir.ehen  Hecht:  „loi  et  homage." 

3  Die  Funin  1  dr.^-t  lVu'n  zeigt,  dass  die  Treue  auili  hier  der  Haupt- 
inhalt ist:  ^Devenio  Jiomo  VfSter  de  leiiemeiilo ,  quod  de  vobis  teneo  et 
fidem  rohis  portaho  de  vita  et  membris  et  terreuo  lionore  contra  onjue» 
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(homagiuiDf  homage)  und  stehend  auf  das  Evangelium  den 
Treueid  (fidelitas,  foy,  fSaut6).^    Bischöfe  und  Aebte 

schwören  ausnahmsweise  nur  den  letzteren.  Jener  ist  enger 
als  dieser  und  notwendiger  an  den  Lehensbesitz  geknüpft. 
Die  Treue  ist  allgemeiner  und  es  kann  daher  auch  ausserhalb 
des  Lehensverhältnisses  von  den  übrigen  Unterthanen  der 
Eid  der  Treue  gefordert  werden,  wie  das  schon  in  der  Karo- 
lingischen Zeit — freilich  auch  unter  dem  Einflüsse  von  Feudal- 
begriffen  —  geschehen  ist.^ 

Diese  Treue  ist  gegenseitig.  Auch  der  Herr  ist  dem 
Vasallen  zur  Treue  verpflichtet,  nur  die  Ehrerbietung,  die 
der  Mann  dem  Herrn  schuldet,  hat  dieser  nicht  ebenso  zu 
erwidern.^ 

gentes.^  Bracton.  II,  2*5,  §.  6:  „Jeo  deveigne  vostre  home  —  de  vie  et 
de  membra,  et  de  terrene  honor  et  a  tous  serra  foyaU  d  loycUl.  foy  ä 
vous  poitera  des  tenemens,  que  jeo  daime  de  tener  de  vous,*^  Vgl.  Du 

Gange  s.  v.  homagium.. 

4  Die  Formel  bei  Bracton  a.  a.  0.:  „Hoc  audis,  Domine,  quod 
fidem  vobis  portabo  de  vita  et  membris,  corpore  et  catallis  (mit  Leib 
und  üut)  et  terreno  honore,  sie  me  Dens  adjuvet  et  haec  sancta  Dei 
evangelia.  Vgl.  Du  C  a n  g o  v.  fidelitas.  Das  1  a n  o h  a  rd  i  s  c h  v  Lehens- 
recht und  ebenso  das  deutsche  unterscheidet  nicht  so  scharf.  Mb.  II, 
Feud.  tit.  V  findet  sich  die  Formel :  „Ego  jtiro  ad  haec  snTirta  dei  evan- 
gelia, quod  a  ukmIo  in  antea  ero  lidelis  huic,  sicnt  debet  eöse  vasallns  do- 
mino,  necid,  quod  mihi  sub  nomine  lidelitatis  commiserit  dominus^  pandam 
alii  a<l  ejus  delrnnentnra,  me  sciente.''  Und  tit.  VI  wird  dem.  der  Treue 
schwört,  ein;_rescharft,  dass  er  sechs  Rücksichten  stets  vor  Augen  Imbe : 
„iucoluuH!,  lunim.  honestum,  utile,  tacile,  ptussibile."  Eine  deutsche 
Formel  im  sa(His  I chnr.,  Art.  3:  .,dat  he  inie  so  trüwe  undo  also  holt 
si,  alse  dnrrh  reclit  ilie  man  ?ime  herri'n  sole.  di  wile  dat  he  sin  mau 
wesen  \villc  unde  sm  i,ait  liel)l»en  willc.''    Vgl.  Homeyer  III,  3tJ3. 

5  Capit.  III,  Carol,  M.  a.  812  u.  13:  ,,üt  misai  nosui  pitpulum 
m.4yum  iteruiu  nobia  (ideUtatem  promilttre  laciant  secundum  consuetu- 
diuem  jamdudum  ordinatam."  Eine  F(»rmel  in  den  Capit.  Caroli  Calvi 
a.  854,  c.  13:  „Ego  ill.  Caroh»  al>  ista  die  inante  tidelis  ero  secundum 
meum  öavirum  ^savoir  Wissen),  sicut  Francuß  lionio  perrectum  esse  debet 
8U0  Regi.    Sic  me  Dens  adjuvet  et  istae  Reliqiiiae.** 

6  II.  Feud.  G:  „I)<aaiuus  qnocjue  in  his  omnibus  viceni  tideli  suo 
reddere  debet;  quod  si  nun  lecerit,  meniio  censebitur  malefidus."'  Auch 
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3.  Das  Streben  der  Lfehensmonarchie,  alle  Unterthanen 
in  ein  VasallenTerb&Knis  hineinzuziehen,  hat  auch  eine 

dingliche  Beziehung  auf  den  Boden.  In  diesem  Sinne  suchten 
die  ersten  englischen  Könige  von  normannischem  Geschlechte 
ein  Obereigentum  des  Königs  aber  das  ganze  Land  zur 
Anerkennung  zu  bringeu,  infolgedessen  nicht  bloss  die  her- 
gebrachten oder  neu  verliehenen  Lehensgüter,  sondern  auch 
die  freien  Eigengüter  in  dem  Rechtssystem  als  von  dem  Könige 
abgeleitet  erklärt  wurden.  Das  Volksrecht  des  freien  Eigen- 
tums am  Boden  wurde  in  das  Lehensrecht  des  abhängigen 
Grundbesitzes  (tenure)  umgewandelt'  Das  aber  ist  ein 
allgemeiner  Gharakterzug  der  Feudalmonarchie,  welcher  in  der 
englischen  Rechtsgeschichte  besonders  klar  erscheint^ 

4.  Ganz  parallel  dieser  stufenweisen  Ableitung  des  Grund- 
besitzes von  dem  Obereigentum  des  Königs  geht  in  dem 

in  Englaini  Jicclitsrecrel :  „<^uanliiin  Iimuk»  (icbet  domiiKt  ox  lioniai^io, 
taiitum  illi  debet  tliniiiiuis  ex  doraiiiinio .  {irat'kT  aolaiu  revcreiiuam." 
Reeves,  Hist.  of  Engl.  law.  1,  p.  V2G.  Ass  ift  .s  do  Jrrnfjftlom,  Haute  Cour 
322  (Kauöler.  S.  372):  „Lasnise  et  lu  hi  de  .h  rnHali  iii  Jiiirc  et  dit  que 
auiaut  doit  Ii  rois  de  iVi  a  i,un  liume  lige,  comc  lumc  ligc  doii  a  liiy,  etauci 
est  teniis  ii  roii*  de  guarentir  et  de  sauver  et  de  desfciuire  des  homes 
liges  vers  toutes  u,vn^  qui  torl  li>r  vorreent  faire,  com  ses  liomes  li^es 
.SOHL  tt  aus  a  luy  de  guarentir  le  et  de  sauver  vers  toutes  gens.  i->t  iM»r  ce 
ne  peuL  11  mie  metre  la  main  sur  son  home  lige  s^ans  esgarl  de  ccs  }»er9." 

7  Wilhelm  I.  führte  erst  den  Treueid  nach  Art  des  Vasalleneides 
ein.  Vgl.  oben  B.  II,  Kap.  11.  Dann  erliess  er  ein  Gesetz,  durch  wel- 
ches alle  Grafen,  Barone,  Ritter,  Edelknechte  und  alle  Freien  verpflichtet 
wurden,  stäts  (wie  Vasallen)  zum  Kriege  gerüstet  za  seyn,  luit  Waffen 
und  Pferden,  und  diese  Verpflichtaiig  wurde  auf  die  „feoda  et  Unementa^ 
begründet)  welche  sie  haben.  So  ward  die  Fiktion  des  Lehenssystems  ein- 
geführt, daas  der  Kdnig  der  ursprünglidie  Herr  und  Eigentümer  alles 
englischen  Bodens  sei  und  niemand  Güter  habe,  die  nicht  unmittelbar 
oder  mittelbar  von  ihm  hergeleitet  seien.  Gegen  die  Folgen  dieses  Sy- 
stems wurde  denn  freilich  später  ernste  Einsprache  erhoben.  Vgl.  Black- 
8 tone,  Oomm.  II,  ch.  4;  Reeres  a.  a.  0.,  8.  6  ff.   (S.  oben  S.  156  u.  f.] 

8  In  Frankreich  war  das  verwandte  Frincip:  „NuUb  ierre  tont 
§ei(/niwn^  bereits  im  XTTT.  Jahrhundert  entschieden.  Vgl.  Loy  sei  II, 
2,  1.  Weder  in  Italien  dagegen  noch  in  Deutschland  kam  das 
Lehenssystem  su  so  ausgedehnter  Verbreitung. 

Bluatsclili,  allgemeine  Slaatalelire.  28 
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Lehens8}stem  die  stufenweise  Ableitung  jeder  Staate 
liehen  Gewalt  von  der  königlichen  Gewalt  Der  Eonig 
selbst  hat  seine  Macht  in  einheitlicher  Fülle  von  Gott  zu 
Lehen  empiangen/J  Wie  die  Planeten  ihr  Licht  von  der  Sonne 
bekommen,  so  erhalten  die  niederen  Herren  sodann  ihre  Herr- 
schaft von  dem  obersten  Lehensherm,  dem  Könige.  Sie 
erhalten  die  Gewalt,  aber  nicht  etwa  als  blosse  öffentliche 
üeamte  des  Staates,  als  Organe  der  Kegierung,  sondern  je  für 
ihre  besonderen  nnd  abgegrenzten  £reise  zu  eigenem  Becht 
und  Oenuss,  wie  sie  die  Lehensgüter  zu  eigener  Verfügung 
und  Fruchtgenuss  empfangen.  Die  Mischung  politischer 
Befugnisse  mit  privatrechtlicher  Selbständigkeit,  und 
sogar  die  erbliche  Verbindung  der  verschiedenen  Stufen  der 
Staatsgewalt  mit  bestimmten  Familien  und  festem  Grundbesitz 
sind  charakteristische  Eigenschaften  des  Lehenssystems.  Der 
König  kann  daher  weder  sich  weigern,  dem  erbberechtigten 
Vasallen  die  Herrschaft  zu  verleihen,  noch  darf  er  in  die 
Sphäre  der  verliehenen  Herrschaft  eingieifen,  und  sei  es  be- 
stimmend, sei  es  beschränkend,  einwirken.  Jeder  Kreis  der 
Gewalt  ist  in  sich  abgeschlossen  und  wesentlich  selbständig. 

Die  Einheit  der  Staatsgewalt  ist  daher  in  dem  Lelien- 
staate  fast  nur  eine  formelle.  Sobald  es  darauf  ankommt, 
durchzugreifen,  so  erheben  sich  oft  unübersteigliche  Schwie- 

9  Nach  dem  Sachsenspiegel  I,  1  ist  es  zunäclist  der  Kaiser, 
dem  Gütt  das  weltliche  Schwert  verleiht 5  woraus  denn  folgt,  dass  die 
Könige  ihre  Macht  durch  die  Vermittelung  des  Kaisers  empfangen.  Diese 
Theorie  kam  indessen  nicht  zu  voller  praktischer  Geltung;  und  die  Könige, 
obwohl  sie  die  höhere  Würde  dea  Kaisers  respektierten^  leiteten  doch  ihre 
Macht  unmittelbar  von  Gott  ab.  Altes  französisches  Rechtssprüchwort: 
„Le  Roi  ne  tient  qne  de  DIeu  et  de  TlSp^e.^   IiOjsel  I,  % 

10  Sachsenspiegel  III,  58:  „Des  rikes  vorsten  ne  solen  neuen 
leien  to  herren  hebben,  wen  den  koning.  It  n'ia  nen  vanlen,  dar  die 
man  af  möge  des  rikes  vorste  wesen^  henevntva*tyondemekoning  e." 
m,  64,  §.  5 :  „Eoninges  ban  ne  mnt  nieman  lien  wen  die  koning  aelv«. 
Die  koning  ne  mach  mit  rechte  nicht  weigeren  den  ban  to  liene,  dem« 
it  gerichte  gelegen  iB.** 
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rekelten.  Die  besondere  Macht  der  grossen  und  kleinen  Va- 
sallen setzt  sich  wider  die  allgemeine  Staatsmacht,  und  statt 

diese  zu  vermitteln,  tritt  sie  ihr  entgegen  und  hemmt  ihre 
Wirkungen.  Das  nationale  Leben  wird  so  gespalten  in  eine 
Mannigfaltigkeit  partikulftrer  Gestaltungen,  die  Eine  Staats- 
macht aufgelöst  in  eine  Vielheit  beschränkter  Heriliclikeiten. 
Dem  individuellen  Willen  und  der  individuellen  Neigung,  be- 
sonders der  Magnaten  des  Landes,  wird  ein  freier  Spielraum 
auf  dem  politischen  Gebiete  eröffnet,  und  ein  bunter  Reich- 
tum der  Formen  und  Kinrichtungen  entfaltet;  aber  der  Zu- 
sammenhang des  Ganzen  ist  überall  durchbrochen  und  der 
Staat  selbst  gebunden.  Die  Aristokratie  nur  ist  stark 
und  frei,  das  Königtum  zwar  an  Ehren  reich,  an  Macht 
aber  arm  und  das  Volk  in  der  naturgemässen  Eutwicke- 
lung  seiner  Krftfte  auf  allen  Seiten  gehemmt  Je  femer 
die  Volksklassen  von  dem  Centrum  dieses  Staates,  von  dem 
obersten  Lehensherrn  stehen,  desto  drückender  wird  für  sie 
das  Gewicht  der  in  der  Mitte  liegenden  üerrschaftsrechte,  und 
desto  listiger  auch  die  Wilikür  der  kleinen  Herren. 

Die  beiden  Hauptbestandteile  der  germanischen  obrig- 
keitlichen Gewalt,  der  Heerbann  und  der  Gerichts  bann, 
wurden  so  unter  die  zahlreichen  Herren  und  Vasallen  ver- 
teilt Die  eigentliche  Regierungsgewalt  aber  wurde  in 
Vergleich  mit  den  Grundsätzen  der  fränkischen  Monarchie 
wieder  vermindert  und  mehr  als  Mher  beschränkt.  Die  ganze 
Ver&ssung  war  wesentlich  eine  aristokratische  geworden, 
obwohl  sie  mit  einer  monarchischen  Krone  geschmückt  war. 
Die  französischen  Könige  aus  dem  Kapetingischen  Geschlechte 
ragten  nur  wenig  ttber  die  Seigneurs  hervor;    auch  die  deut- 

11  Schon  Hugo  C  ajj  e  t  schrieb  an  den  Erzbiscliof  von  Sens  ;  „regali 
poteiilia  in  nnllo  al)iiti  vidt-ntes,  omnia  negotia  reipuhlicac  in  eonsultatione 
et  serüenlia  fiddtuin  imtrorum  disponimus."  Mirabeau^  Essai  sur  le 
despot.  Oeuvres  11^  Ö.  390.  [Vgl.  Luchaire,  Uist.  des  Inst,  monarchiques 
I,  243  ff.J 
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sehen  Könige  waren  im  Innern  des  deutschen  Reiches  viel- 
fach gelähmt  durch  die  Macht  der  Fürsten.  Nur  ausnahms- 
weise, wo  besonders  günstige  oder  drängende  Verhältnisse 
eine  Abweichung  veranlassten,  konnte  sich  eine  stärkere  Gen- 
tralmacht  der  Könige  erhalten;  wie  in  England  nach  dem 
Siege  der  Normannen,  wo  das  Interesse  der  Sicherheit  den 
normannischen  Adel  nötigte,  sich  enger  an  den  König  anzu- 
schliessen  und  das  Bedürfnis  der  neu  begründeten  Dynastie, 
sich  zu  erhalten,  eine  energischere  Entfaltung  der  königlichen 
Maclil  erfoiderte. 

5.  Guizot  hat  die  Frage  auige werfen,  woher  es  komme, 
dass  die  feudale  Staatsordnung  nicht  erst  in  den  Zeiten  ihres 
Verfalles,  sondern  selbst  in  der  Periode  ihrer  höchsten  Blüte 
fortwährend  von  der  Abneigung  des  Volkes  begleitet  worden 
sei.  Den  Hauptgrund  für  diese  Erscheinung  stellt  er  so  dar: 
„Der  Feudalismus  war  eine  Verbündung  kleiner  Herren,  kleiner 
Despoten,  die  unter  sich  ungleich  und  durch  mancherlei  Rechte 
und  Piiichten  verknüpft,  jeder  auf  seinen  eigenen  Gütern  über 
ihre  persönlichen  und  unmittelbaren  Unterthanen  eine  will- 
kürliche und  absolute  Oewalt  besassen. — Von  allen  Tyranneien 
aber  ist  die  die  schlimmste,  welche  ihre  Unterthanen  bequem 
überzahlt  und  von  ihrem  Wohnsitz  aus  die  Grenzen  ihres  Ge- 
bietes überblickt  Die  Launen  menschlicher  Willkür  entfolten 
sich  dann  in  uuerträglicher  Sonderbarkeit  und  mit  unwider- 
stehlichem Nachdruck.  Die  Ungleichheit  des  Standes  macht 
sich  dann  auch  in  schroffster  Weise  fühlbar.  Reichtum,  Macht, 
Unabhängigkeit,  alle  Vorztlge  und  Rechte  werden  jeden  Augen» 
blick  dem  Elend,  der  Schwäche,  der  Knechtschaft  gegenüber- 
gestellt. —  In  diesem  System  war  der  Despotismus  so  gross 
als  in  der  reinen  Monarchie,  waren  die  Privilegien  nicht  ge- 
ringer als  in  dt  i-  piigsten  Aristokratie,  und  beide  stellten  sich 
in  der  beleidigendsten  und  rohesten  Form  dar.   Der  Despo- 

13  Guizot:  „Da  caractere  politiq^ue  du  regime  feodal'^  in  den  Essais 
sur  ThlBk  de  Fntnce,  V. 
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tismus  war  nicht  gemildert  durch  die  Entfemung  und  die 
Erhabenheit  des  Thrones,  die  Privilegien  waren  nicht  ver- 
schleiert unter  der  Majest&t  einer  grossen  Körperschaft.  Beide 
gehörten  einem  Individuum,  das  immer  gegenwärtig  und  immer 
allein^  nur  ein  Nachbar  seiner  Unterthanen  war.'' 

In  dieser  Schilderung  ist  eine  Wahrheit  Aber  in  vollem 
Umfang  gilt  sie  doch  nur  von  Frankreich,  nicht  von  allen 
mittelalterlichen  Lehensstaaten.  Das  Lehenssystem  war  keines- 
wegs überall  verhasst^  wo  es  bestand,  und  die  Anhänglich- 
keit auch  der  Bauern  an  ihre  Herren  durchaus  nicht  selten. 
Auch  ist  es  nicht  eine  Eiet'nschaft  dieses  Systems.  (l;i>.s  dem 
Herrn  tlber  seine  Unterthanen  eint  ^willkürliche  und  absolute 
Gewalt^  zustehe,  sondern  wo  dieselbe  behauptet  und  geübt 
wurde  —  und  das  mag  nicht  bloss  in  FVankreich  sehr  häufig, 
sondern  auch  anderwärts  nur  zu  oft  vorgekommen  sein  — , 
geschah  das  im  Widerspruch  mit  dem  System,  welches  von 
oben  bis  unten  lauter  abgeleitete  und  in  sich  selbständige 
Kreise  von  Rechten  aufstellte.  Auch  die  hörigen  Leute  hatten 
ihr  festes  erbliches  Hecht;  die  Lasten  derselben  durften  nicht 
nach  Belieben  des  Herrn  vermehrt  oder  beschwert»  über  ihre 
Person  nicht  anders  als  nach  dem  Herkommen  und  der  guten 
Gewohnheit  der  Höfe  dispuiiiert  werden.  Das  Hofrecht  in 
den  untersten  Kreisen  war  eben  so  genau  abgegrenzt  und 
wurde  ganz  analog  geschützt,  wie  das  Lehensrecht  in  den 
höheren. 

Aber  auch  abgesehen  von  den  zahlreichen  l  eberschrei- 
tungen  der  Herrenrechte,  lag  allerdings  in  der  Nähe  und 
Kleinheit  der  Herrschaften  und  in  der  grossen  Schwierig- 
keit, fast  Unmöglichkeit  für  die  Unterthanen,  sich  dem  nahen 
und  jede  freiere  —  nicht  schon  durch  das  Herkommen  ge- 
heiligte —  Bewegung  hemmenden  Drucke  derselben 

13  Dm  besengen  die  Coutames  and  Weistfimer  auf  Jeder  Seite.  In 
manchen  derselben  werden  sogar  Innren  eines  bänerlichen  Trotzes  der 
Hofleute  gegen  den  Gmndherm  sichtbar. 
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ZU  entziehen,  eine  der  schlimmen  und  gehässigen  Eigen- 
schaften des  Feudalismus. 

6.  Der  Lehensstaat  kann  vorzugsweise  ein  Rechtsstaat 
^^cnannt  werden.  Das  Staatsprincip  der  öftentlichoii  Wohlfahrt 
ist  verdunkelt,  die  Abgrenzung  der  mancherlei  politischen 
Rechte  aber  genau  bestimmt;  diese  selbst  sind  ähnlich  wie 
Privatrechte  dem  Willen  des  Berechtigten  und  sugar  dem  ge- 
wöhnlichen Rechtsverkehr  des  Kaufes,  Tausches,  der  Ver- 
gabung, Vererbung  u.  s.  f.  preisgegeben.  Der  Schutz  dieser 
Rechte  wird  grossenteils  in  Form  des  gerichtlichen  Prozesses 
gehaiulhabt,  oder  gui  der  erlaubten  Selb&thtilfe  in  den  Fehden 
überlassen.  Auf  der  einen  Seite  eine  starre  festgegliederte 
Rechtsordnung,  welche  wohl  den  Individuen,  nicht  aber 
der  Gesamtheit,  wohl  den  einzelnen  Korporationen  und  Stif- 
tungen, aber  nicht  der  Nation  und  ihren  Kräften  Freiheit 
gewährt,  auf  der  anderen  ein  fortgesetzter  innerer  Krieg, 
und  eine  immer  wiederkehrende  Anarchie,  das  sind 
die  beiden  entgegengesetzten  Erscheiiiuiigeii ,  welche  wie  die 
beiden  Gewichter  des  Januskopfs  mit  dem  mittelalterlichen 
Lehensstaate  verwachsen  sind. 

IL   Ständische  beschränkte  Monarchie. 

Die  Lehensmonarchie  ging  allmählich  wahrend  des  Mittel- 
alters in  die  Form  des  ständisch  beschränkten  Fürsten- 
tums über,  welches  die  mittelalterliche  Vorstufe  der  reprä- 
sentativen Monarchie  unserer  Tage  geworden  ist.  Diese  , 
Staatsform  wurde  ungefähr  seit  1240  herrschend  in  den  meisten 
europäischen  Staaten  und  dauerte  drei  Jahrhunderte  fort,  bis 
sie  sich  im  XVL  Jahrhundert  in  die  absolute  Monarchie  um* 
wandelte. 

Der  König  oder  der  Landesfürst  leitet  noch  seine  Gewalt 
von  der  Verleihung  ab  des  höheren  Herrn,  zu  oberst  Gottes, 

und  er  betrachtet  dieselbe  wie  ein  ihm  und  seiner  Dynastie 
zugehöriges  Eigentum.  In  dem  Bereich  der  füi'stUchen  Macht 
fühlt  er  sich  als  Herr  und  duldet  keinen  Widerspruch  gegen 
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seine  Willkür.  Aber  dieser  vorbehallene  Bereich  seiner  Will- 
kürmacht  war  eng  begrenzt.  Ueberall  stiess  er  auf  ständische, 
körperschaftliche  und  Privatrechte,  welche  er  ebenso  zu  achten 
genötigt  war,  wie  er  Achtung  seiner  fürstlichen  Rechte  forderte. 
Jeder  Berechtigte  verteidigte  im  Notfall  sein  Becht,  sei  es  mit 
gewaffneter  Hand  wider  die  Gewalt,  sei  es  vor  den  Gerichten 
im  Prozess. 

Ein  Gesetzgeb ungs recht  hatte  der  König  für  sich 
allein  nicht  Nur  mit  Beirat  und  Zustimmung  der  Reichs- 
stände konnte  der  König,  nur  mit  Einwilligung  der  Land- 
stände konnte  der  Landesherr  neue  gesetzliche  Ordnungen 
erlassen  und  einführen. 

Die  Begierungsgewalt  war  noch  wenig  entwickelt  und 
sehr  beschränkt.  Einen  Beamtenkörper,  der  vom  Haupt  ^us 
behensciit  und  bewegt  wird,  gab  es  nicht.  Die  Kronvasallen, 
denen  die  königlichen  Bechte  verliehen  waren,  übten  die- 
selben innerhalb  ihrer  Herrschalten  zu  eigenem  Rechte  selb- 
ständig aus.  Die  Hofämter  waren  an  Vasallen  und  Ministe- 
rialen meistens  zu  erblichem  liechte  vergeben  und  dienten 
dem  Herrn  nur  nach  den  herkömmlichen  Formen,  eher  dem 
Scheine  nach  als  in  Wahrheit.  Die  Hofsitte,  die  ständische 
Ueberlieferung,  der  Familiengeiöt  wirkten  starker  als  das  Ge- 
fühl der  gesetzlichen  Pflicht  und  der  Staatsgeist.  Die  Land- 
stände, in  denen  die  aristokratischen  Klassen  das  Uebergewicht 
hatten,  übten  durch  ihre  Beschwerden  und  Eiinueningen  eine 
oft  lästige  Kontrolle  aus  über  die  fürstliche  liegierung.  Nicht 
selten  verfolgten  sie  die  fürstlichen  Räte  und  verlangten  deren 
Entlassung  oder  Bestrafung.  Zuweilen  forderten  sie  die  Be- 
vormundung des  Fürsten  und  eine  Mitregierung  durch  ihre 
Vertrauensmänner. 

Der  Fürst  war  zwar  noch  der  oberste  Richter  und 
sass  noch  zuweilen  selber  auf  dem  Stuhle  des  Richters.  Aber 
das  Urteil  fanden  die  Schürten  und  er  durfte  nur  den  Spruch 
vollziehen,  den  die  Schöffen  gefunden  hatten.   £r  selber  war 
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an  die  Rechtsordnung  gebunden  und  aiu  h  ( i  konnte  verklagt 
werden,  wenn  er  Unrecht  verübte.  Nach  alter  germanischer 
Sitte  richtet  der  Stellvertreter  eines  jeden  Gerichtsherm  über 
diesen  ^  wenn  er  verklagt  wird.  So  war  sogar  der  dentsche 
König,  obwohl  er  römischer  Kaiser  und  der  oberste  weltliche 
Herr  der  Christenheit  war,  unter  gewissen  Voiaussetznngen 
genötigt,  Tor  seinem  Stellvertreter,  dem  Pfalzgrafen  bei  Rhein, 
Rede  zu  stehen  und  sich  dem  Urteil  der  Fürstengenossen  zu 
unterziehen.    So  richtete  der  Schultheiss  über  den  Grafen. 

Die  Polizeigewalt  war  wenig  ausgebildet  und  gewöhn-, 
lieh  mit  dem  Richteramt  verbunden.  Eine  Gensdarmerie  gab 
es  noch  nicht.  Der  ganze  bureaukratische  Apparat  der  heu- 
tigen Polizeiverwaltung  fehlte. 

Selbst  die  Heeresgewalt  des  Fürsten  war  durch  das 
nachwirkende  Lehensrecht  sehr  beschränkt.  Der  Gehorsam 
der  aristokratischen  Vasallenheere  war  enge  begrenzt  und  be- 
messen. Die  Kriegsfolge  der  Vasallen  wurde  wie  eine  Guts- 
last des  Lehensgutes  betrachtet  und  vor  jeder  energischen 
Anspannung  sorglich  verhütet. 

Die  deutscheu  Könige  haben  es  erfahren,  wie  schwer  der 
eigenwillige  Trotz  mächtiger  Herzoge  zu  bändigen  und  wie 
wenig  verlässig  die  Treue  der  Beichsfürsteu  gegen  das  Reichs- 
haupt war. 

Die  Könige  und  Landesherm  konnten  wohl  daneben  auch 
Soldtruppen  werben,  und  sie  thaten  es,  um  ein  gefügigeres 

und  willfähriges  Werkzeug  der  Gewalt  sich  zu  schaffen.  Aber 
diese  Söldner  mussten  von  den  Fürsten  bezahlt  werden,  und 
wenn  die  Landstände  dafür  keine  Steuern  bewilligten,  wozu 
sie  nicht  geneigt  waren,  so  musste  der  Sold  aus  dem  forst- 
lichen Kammergute  bestritten  werden.  Die  Fürsten  waren 
daher  oft  genötigt,  Schulden  zu  machen,  und  gerieten  dann 
in  finanzielle  Not  Ueberdem  wurden  oft  fremde  Landsknechte 
als  Söldner  angeworben,  und  diese  machten  hinwieder  den  • 
Fürsten  dem  Lande  verhasst,  das  sie  knechteten. 
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£in  Becht,  Steuern  zu  erheben,  kam  dem  Fürsten  nur 
unter  der  Bedingung  zu,  dass  die  Stände  zuvor  das  BedGrfhis 

der  Steuer  anerkannt  und  die  Erhebung  der  Steuer  bewilligt 
hatten.  Die  aristokratischen  Stände  waren  aber  nicht  geneigt, 
Steuern  zu  bewilligen.  Manche  Steuern  waren  mit  der  Zeit 
zu  Reallasten  geworden,  welche  hauptsächlich  die  Bauerngüter 
belasteten,  aber  eben  darum  auch  unveränderlich.  Auch  in 
dieser  Hinsicht  gebrach  es  an  einem  allgemeinen  Pflichtgefühl 
der  Stände  und  der  Privaten  gegen  den  Staat 


Dreizehntes  Kapitel. 

F.  Die  neuere  abeolnte  Honarehie. 

Aus  der  mittelalterlichen  ständischen  beschränkten  Mon- 
archie ging  die  moderne  Repräsentati vmonarchie  nicht 
unmittelbar  hervor  als  die  staatliche  Ordnung  der  neuen  Zeit. 
Im  BCampfe  mit  den  Ständen  erstarkte  vorerst  eine  neue  ab* 
solute  Monarchie.  Die  sämtlichen  germano-romanischen 
und  die  germanischen  Völker  Europas  muSvSten  erst  das  letztere 
Staatssystem  wieder  erfahren,  bevor  es  zu  der  Bildung  der 
neuen  Staatsform  kam. 

Am  frühesten  zeigt  sich  diese  Entwickelung  und  am  hef- 
tigsten tritt  der  Absolutismus  hervor  in  Frankreich  und  in 
Spanien.  Je  stärker  die  germanischen  Elemente  in  einer 
Nation  waren,  desto  weniger  konnte  es  den  Königen  gelingen, 
eine  den  gcmianischen  Rechtsbegriifen  völlig  fremde  und  zu- 
widerlaufende absolute  Gewalt  zum  geltenden  Staatsprincip  zu 
erheben.  Dagegen  waren  dieser  die  römischen  Traditionen, 
die  nun  in  Wissenschaft  und  Leben  wieder  wach  wurden, 
durchaus  günstig. 

Schon  seit  dem  zwölften  Jahrhunderte,  als  noch  die  Seig-* 
neurs  des  üppigen  Machtgenusses  sich  erfreuten,  arbeiteten 


Digitized  by  Google 


Sechstes  Bach.  Die  Staatstormen. 


die  fra nzüsischett  Legist  cii  (so  wurden  die  römischen 
Kechtsgelehrten  genannt)  mit  Kühnheit  und  Einigkeit  daran, 
die  französische  Monarchie  auf  die  alten  Grundlagen  des  rö- 
mischen Kaiserreiciijj  zurückzuführen.  Sie  gründeten  eine 
theoretische  und  praktische  Schule  des  Regiments,  deren 
oberster  Grundsatz  die  Einheit,  die  Unteilbarkeit  und 
die  absolute  S t  a a t s  e  w  a  1 1  des  Königtums  war,  welche  sie 
unter  dem  Ausdruck  der  souveränen  Gewalt  zusammen- 
fassten.  Von  da  aus  behandelten  sie  die  Herrschaften  und 
Gerichtsbarkeiten  der  Grossen  und  ihrer  Vasallen  wie  An- 
mas.sungen  und  Missbräuche,  die  zu  Gunsten  des  Königs  und 
des  Volkes  aufzuheben,  oder  mindestens  so  sehr  als  möglich 
zu  beschränken  seien.  Sie  stellten  die  französischen  Könige 
als  Nachfolger  der  römischen  Imperatoren  dar.  und  indem  sie 
die  römische  Gesetzgebung  als  die  wahre  priesen,  behandelten 
sie  die  feudalen  Eechtsgewohnheiten  mit  Geringschätzung.^ 
Es  dauerte  freilich  noch  Jahrhunderte,  bis  diese  Theorien  in 
die  Praxis  eindrangen  und  die  Herrschaft  der  Seigneurs  wirk- 
lich gebrochen  wurde.  Aber  der  innere  Kampf  hörte  nicht 
mehr  auf,  bis  der  ganze  reich  gestaltete  Lehensstaat  von  Grund 
aus  zusammenstürzte,  dünn  aber  auch  in  seinen  Sturz  die 
inzwischen  mächtig  gewordene  absolute  Monarchie  mit  ver- 
mckelt  wurde. 

Der  Satz  des  römischen  Kaiserrechts :  „  Quod  principi  pla- 
cHit^  legis  halwt  vigorem^  wurde  wieder  aus  dem  Altertum 
hervorgeholt  und  als  notwendiges  Staatsprincip  verkündigt.^ 

1  Thier ry,  Tt-mps  M^rowing  I,  S.  16. 

'i  Beaumanoii*  Ü,  57:  „Ce  fui  H  plut  ä  ftft,  doit  estre  tenu  por 
&  loi;  lügt  aber  beschränkend  hinzu:  „pourvu  quMl  ne  soit  pas  fet 
confre  IHru,  ne  confr«  bonnes  meurt.  cor  iü  U  fenüf  ne  U  dewüient  pat 
ti  ttmgti  wufrir,"  Vgl.  Laferridre  in  d.  Revue  critique  de  L^sl.  par 
Wolowski  lY,  p.  125.  Die  Italischen  Glossatoren  haben  ebenso  noch 
eine  gewisse  Scheu  vor  dem  Princip  und  suchen  es  durch  die  Rücksicht 
auf  das  bestehende  göttliche  und  menschliehe  Recht  zu  beschränken. 
So^ar  im  Jahre  1688,  noch  unter  Ludwig  XTV.,  dem  mächtigfen  Lieb- 


Digitized  by  Google 


Dreizehutes  Kap.  II.  Monarch.  Staatsformea  F.  2ieuere  absol.  Monarchie.  443 


Er  ging  in  das  französische  Rechtssprichwort  über:  ,^Quiveut 
le  roi,  91  veut  la  loi,^  War  einmal  das  Becht  der  Gesetz- 
gebung in  dem  Köni*?e  konzentriert,  und  wurde  dasselbe  diesem 
in  unbeschränkter  Weise  eingeräumt,  so  konnten  von  da  aus 
die  Hemmnisse,  welche  das  Lehenswesen  und  die  ständischen 
Rechte  der  vollen  Entwickelung  der  Staatsgewalt,  des  natio- 
nalen Geistes  und  der  (iti'eiitlichen  WoliUahrt  entgegensetzten, 
entfernt  werden.  Die  von  der  neuen  Rechtsgelehrsarakeit  ge- 
leitete Praxis  der  Gerichte,  besonders  der  königlichen  Parla- 
mente, half  im  einzelnen  kräftig  mit,  dieser  Richtung  den 
Sieg  zu  bereiten.  Die  utfentliche  Meinung,  zunächst  in  den 
Städten,  in  welchen  die  römische  Kultur  einen  uralten  Wohn- 
sitz hatte  und  welche  von  den  Einflüssen  des  Lehensrechtes 
freier  geblieben  waren,  war  der  veraiiderten  Rechtsansicht 
günstig.  Sie  hasste  die  kleinen  Herren  viel  mehr,  als  sie 
den  nationalen  König  fürchtete;  und  die  Fortschritte  der 
stadtischen  Gewerbe  in  Handel  und  Handwerk  schienen  durch 
die  Demütigung  und  Schwächung  der  Leheiisherren  nur  ge- 
fördert zu  werden.  Auch  die  Bauern  konnten  eher  gewinnen 
als  verlieren,  wenn  die  Macht  des  Königs  Aber  ihre  Bedränger 
zunahm. 

Seit  Ludwig  XI.^  (1462—1483)  wai*  das  Uebergewicht 
der  königlichen  Gewalt  über  die  Lehensherrschaft  in  Frank- 
haber der  absoluten  Köiüj^^sgewalt,  erklärte  der  für  Staatsrecht  angestellte 
Professor  Delaunay  den  Satz  in  nicht  absolutistischem  Sinne:  „que  la 
loy  est  la  volonte  du  Roy  et  non  pas  que  la  volonte  du  Roy  80it  loy.** 
Aber  es  fanden  sich  zu  allen  Zeiten  dienstbare  Parteimänner,  welche 
über  alle  mittelalterlichen  Schranken  des  rümisehen  Ftincips  hinweg- 
setzten und  eifrig  für  die  absolute  Gewalt  des  Honarchen  kämpften. 

S  Er  verbot  1463  dem  Herzog  von  Bretagne  den  Ausdruck:  „par  la 
grati  di  Dfeu"  für  sich  anzusprechen.  Vor  Karl  VII.  bedienten  sich  die 
Seigncurs  gewöhnlich  dieser  BeruAing  in  ihren  Titeln.  Schaffner, 
Französ.  Rechtsg.  II,  S.  273.  In  dem  durch  die  Schweizer  auf  Anstiften 
-des  Königs  Tollsogenen  Untergang  des  Herzogs  Karl  des  Kühnen  TOn 
Burgund  wurde  nun  das  Haupt  der  hohen  Lehensaristokratie  erschlagen, 
und  damit  war  der  Sieg  des  Königtums  in  Frankreich  entschieden. 
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reich,  seit  Philipp  II.  (1556 — 1598)  in  Spanien  entschieden. 
In  Frankreich  kamen  freilich  yon  Zeit  zu  Zeit  Beaktionen 
dagegen  vor;  in  Spanten  blieb  der  Absolutismus  sicherer  und 
hatte  einen  finstereren  und  grausameren  Charakter.  Es  erregt 
ein  Grauen,  wenn  man  sich  daran  erinnert,  dass  Philipp  II. 
das  ganze  Volk  der  Niederländer,  fiber  welches  ihm  nur  be- 
schränkte Herrschaftsrechte  zustanden,  als  Verbrecher  zu  ver- 
urteilen wagte.  Erst  unter  Ludwig  XIV.  hatte  in  Frank- 
reich die  absolute  Gewalt  des  Königtums  ihren  Höhepunkt 
erstiegen ,  von  wo  aus  sie  jählings  dem  Abgrunde  der  Bevo- 
lution  entgegenstürzte.  Sein  Beispiel  ahmten  dann  die  deut- 
schen Dynastien  nach,  die  grossen  und  die  kleinen.^  £s 
wurde  wieder  erlebt,  dass  ein  christlich-europäischer  Monarch 
ein  ganzes  Volk,  dessen  Oberhaupt  zu  sein  er  sich  überdem 
nur  angemasst  hatte,  dass  Joseph  I.  von  Oesterreich  die 
Bayern  zum  Tode  verurteilte  und  sich  dabei  gar  auf  gött- 
liches Becht  berief.' 

Den  politischen  (ti imdfxedanken  dieses  neuen  Abso- 
lutisnous  soll  Ludwig  XiV.  mit  einer  staunenswert rn  Naivetät 
in  dem  bekannten  Satze  ausgesprochen  haben:  y^räat  e'est 

^  Friedrich  II.  von  Preussen  im  Antimach.  10:  „II  n'y  a  pas 
jusqu'au  cadet  du  cadet  d'une  ligne  appanag^e,  qui  ne  s'imagine  d'ßtre 
qiRlque  chose  de  semblable  k  Louis  XTV.  II  Mtit  son  Yersaillee,  il  a 
ees  mattresfles,  ü  entretient  ses  arm^s.  IIb  8*ab!ment  pour  Thonneiir 
de  leur  tfaison  et  il  prennent  par  vanit^  le  ehemin  de  lä  mis^re  et  de 
rhdpital.« 

9  Hormay  r ,  Lebensbilder  I,  S.  256.  Patent  Josephs!,  von  Oester- 
reich vom  20.  Dez.  1705:  „Alle  Bayern  seyen  der  beleidigten  Majestät 
Josephs  I.  als  des  ihnen  von  Gott  dem  Allmächtigen  vorgesetzten  allei- 
nigen  rechtmässigen  Landesberm  schuldig  und  daher  ohne  weiters  mit 
dem  Strange  vom  Leben  zum  Tode  zu  richten!  Nur  aus  aller- 
höchster  Clemenz  (?)  und  landesväterlicher  Müdigkeit  (?)  werde  verordnet, 
dass  allezeit  15  zu  15  nm*s  Leben  spielen  und  jener,  auf  den  das 
wenigste  Loos  fallt,  im  Angesicht  aller  aufgehenkt  werden  solle.**  Uan 
traut  seinen  Augen  nicht,  wenn  man  solchem  Wahnsinn,  der  sich  selbst 
als  Recht  und  Gnade  verkündet,  noch  im  XVIII.  Jahrhundert,  unmittel- 
bar vor  dem  Zeitalter  der  ^philosophiscben  Aufklftmng"  begegnet. 
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moi.^  (»Der  Staat  bin  icL^)  Der  König  betrachtete  sich 
nicht  mehr  als  das  Oberhaupt  des  Staates,  welches  selber  nur 

eiü  —  weau  aiick  das  oberste  und  mächtigste  —  Glied  des 
gesamten  Staatskörpers  ist,  sondern  er  ideutificierte  seine 
Person  und  den  Staat  vollständig,  so  dass  es  ausser  ihm  keine 
anderen  berechtigten  Staatsglieder  mehr  gab.  Es  gab  keine 
Staats wüiiifahrt  ausser  seiuer  persönlichen  Wohlfahrt,  kein 
Staatsrecht  ausser  seinem  individuellen  Recht.  £r  war  Alles 
in  Allem,  ausser  ihm  war  Nichts. 

Diese  völlige  Verwechslung  dis  Königtums  mit  dem  Staate 
—  wohl  zu  unterscheiden  von  der  Personifikation  der  staat- 
lichen Majestät  in  dem  Könige  —  war  um  so  bedenklicher, 
als  während  des  XVII.  und  XVIII.  Jahrhunderts,  ab  dieselbe 
Mode  geworden,  zugleich  die  Theorie  von  der  Staatsallmacht 
aufkam.  Während  des  Mittelalters  war  der  Staat  durch  eine 
unendliche  Menge  fester  und  abgeschlossener  Recbtskreise 
zoikluUet  und  jeder  durcligieiicnden  Macht  beraubt  worden. 
Nun  machte  die  Theorie  den  Sprung  in  das  Gegenteil  und 
Hess  gar  keine  selbständige,  der  Willkttr  und  der  Einwirkung 
des  Staates  entzogene  Rechtssphäre  mehr  gelten.  Selbst  das 
Privatrecht  wurde  als  ein  Produkt  des  Staates  aufgefasst  und 
dem  Belieben  der  Staatsgewalt  preisgegeben. 

Die  Staats-  und  Rechtswissenschaft  jener  Zeiten 
hat  an  dem  Scliadeu.  diu  diese  Theorien  gestiftet,  einen 
grossen  Anteil.  Pie  einen  billigten  und  unterstützten  die 
unnatürliche  Anmassung  der  absoluten  Könige  mit  Schein- 
gründen, die  anderen  traten  derselben  nicht  entgegen,  wie  die 
Pflicht  gebot.  Aber  nicht  minder  schwer  haben  sich  die  da- 
maligen Theologen  (bald  jesuitische,  bald  hochkirchliche 
oder  orthodoxlutherische  Holtheologen)  versündigt,  welche  die 
christliche  Idee  der  Göttlichkeit  der  obrigkeitlichen  Gewalt 
dahin  entstellten,  dass  sie  in  gewissem  Sinne  die  Könige  als 
unmittelbare  und  vollkommene  Repräsentanten  und  Inhaber 
der  gottlichen  Weltregierung  auf  Erden,  als  irdische  Götter 
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ausgabeu.  Weil  Gott  unumschränkter  Herr  der  Welt  ist,  die 
er  geschaffen  hat  und  die  er  mit  seinem  Geiste  erfüllt  und 
erhält,  so  sollten  die  Könige  auch  unumschränkte  Herren  der 
Völker  sein,  die  sie  nicht  geschaffen  haben  und  die  sie  nicht 
zu  erfüllen  noch  zu  erhalten  vermögen.  Es  kam,  wie  in  den 
Zeiten  der  römischen  Imperatoren,  wieder  dahin,  dass  die 
Könige  es  liebten,  sich  auch  mit  der  Gottheit  zu  identifizieren. 
Man  weiss,  wie  gern  Ludwig  XIV.  den  Jupiter  gespielt  hat,  was 
freilich  in  heidnischer  Form  eher  anging  als  in  christlicher. 

Unmittelbar  neben  dieser  Allmacht  des  Absolutismus, 
welche  nun  durch  die  Theorie  dem  Monarchen  zugesprochen 
und  auch  in  wichtigen  Beziehungen  praktisch  geübt  würde, 
offenbarte  sich  freilich  von  Zeit  zu  Zeit  die  völlige  Ohn- 
macht der  absoluten  Könige.  Es  geschah  nicht  selten,  dass 
Fürsten,  welchen  Schmeichelei  und  knechtischer  Sinn  eine 
schrankenlose  Gewalt  beimassen,  selber  zu  willenlosen  Dienern 
des  Ehrgeizes  ihrer  Günstlinge  oder  der  Herrschsucht  und  Aas- 
schweifung ihrer  Maitressen  erniedrigt  wurden.  Alles  hing 
ja  von  der  Persönlichkeit  des  Monarchen  ab.  War  er  ein 
hervorragendes  Individuum,  welches  die  diktatorische  Gewalt 
mit  Energie  und  Geist  zu  handhaben  verstand ,  wie  Lud- 
wig XIV.  selbst,  bevor  das  Alter  und  der  Genuss  seine 
Kräfte  aufgezehrt  hatten,  so  mochte  er  wenigstens  den  Schein, 
der  Allmacht  erhalten.  Auf  die  Dauer  konnte  aber  selbst  ein 
solcher  Mann  nicht  auf  so  schwindllcher  Höhe  feststehen.^ 

^  Lord  Chatham  (lirougham,  Staatflmftnner  8.  29)  in  einer  Par> 
lamentsrede:  „Absolute  Gewalt  richtet  den  zu  Grunde,  der  sie  besitzt, 
nnd  ich  weiss,  dass  wo  Gesetslicbkeit  aufhört,  Tyrannei  beginnt.'*  Gui> 
Koi,  Essais,  S.  74&:  „c'est  le  vice  de  la  monarchie  pure  (?)  d^^ver  le 
pouvoir  si  haut  que  la  töte  tonrne  k  celui  qui  le  possMe  et  que  ceuz 
qni  le  subissent  osent  k  peine  le  regarder.  Le  souverain  s'7  croit  nn 
dieu,  le  peuple  y  tombe  dans  Tidolitiie.  On  peut  tolre  alors  les  devoirs 
des  rois  et  les  droits  des  si^jets;  on  peut  m^e  les  prficher  sans  cesse; 
mais  les  situations  ont  plus  de  foroe  que  les  paroles,  et  quand  l*in6ga- 
lit^  est  immense,  les  uns  oublient  ais^ment  leurs  devoirs,  les  autres  leurs 
droits.** 
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War  er  eine  schwache  Natur  wie  Karl  II.  von  England,  Fer- 
dinand VIL  von  Spanien,  oder  Ludwig  XV.  von  Frank* 
reich,  so  schwelgten  andere  in  der  Willkflr,  die  dem  Könige 
allein  vorbehalten,  seinen  Händen  aber  entwunden  war.  Die 
Völker  aber  versanken  überall  in  namenloses  Elend.  Wer  die 
Wirkungen  der  Absolutie  in  dem  civilisierten  Europa  kennen 
lernen  will,  der  studiere  die  spanischen  oder  italischen  oder 
österreichischen  Geisteszustände  von  1540 — 1740.' 

Uebrigens  standen  dieser  Anmassung  auf  dem  alten  Boden 
der  europäischen  Verhältnisse  so  viele  üeberlieferungen  wider* 
strebender  Rechtsansichten  und  so  bedeutende  und  feste  In- 
stitutionen entgegen,  dass  es  doch  nirgends  zu  einer  voll- 
ständigen und  bleibenden  Geltung  eines  Staatsprincips  kam, 
welches  den  asiatischen  Despotien  gemäss,  dem  europäischen 
Leben  aber  fremd  war.  Als  in  England  die  restaurierte  Dy- 
nastie der  Stuarts  auf  ähnliebe  Abwege  geriet  und  Jakob  IL 
versuchte,  die  uralten  und  verbrieften  Rechte  des  Parlaments 
und  die  neuere  Gestaltung  der  kirchlichen  Verhältnisse  nach 
Willkür  zu  verletzen,  als  er  das  Beispiel  Ludwigs  XIV.  eigen- 
sinnig nachahmte  und  selbst  den  gesetzlichen  Widerstand  der 
loyalen  Freunde  des  Thrones  und  der  Verfassung  mit  Ver- 
achtung behandelte,  da  büsste  er  die  verwirkte  Herrschaft 
ein,  und  die  Vereinigung  Wilhelms  von  Oranien,  des 
grössten  Staatsmannes  und  Fürsten  dieser  Zeit,  mit  dem  eng- 
lischen Volk  iiatte  die  feste  Begründung  des  modernen 
Repräsentativsystems  zur  Folge. 

Die  zweimalige  und  entscheidende  Niederlage  der  abso- 
luten Monarchie  in  England  hat  zwar  nicht  sofort  den  Unter- 
gang dieses  Verfassungssystems  in  Europa  nach  sich  gezogen. 
Aber  die  Zuversicht  in  dasselbe  ward  erschüttert  und  all- 

7  Laurent,  ^tudes  siir  Thist.  XI,  136:  »Si  la  r^lation  avait  be- 
eoin  d'une  justificatioxi,  eile  la  trouverait  dans  rinoompatibiUt^  radicale 
de  la  monarcbie  absolue  avec  le  droit  et  par  siiite  avec  leB  int£r6ts  de 
Ummauit^.« 
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mählich  i*eifte  diese  iStaatsfonu  auch  auf  dem  koutment  dem 
sicheren  Untergänge  zu.  Ihr  Princip  wurde  Yon  der  freieren 
Philosophie  des  XVIII.  Jahrhunderts  verworfen.  Biese  Philo- 
sophie bestieg  mit  Friedrich  II.  den  Tliiuü  eines  aufstreben- 
den Staates  und  verkündete  nun  laut  Tom  Throne  den  ent- 
gegengesetzten Satz:  der  König  ist  nicht  der  Eigentflmer  des 
Landes,  noch  der  Ilen  des  Volkes,  nicht  der  Staat,  sondern 
der  „oberste  Diener  des  Staates.-*  Da^  Princip  der  ab- 
soluten Monarchie  war  schon  vor  der  französischen  Revolution 
ttherwunden.  Dem  Sturme  der  Revolution  vermochte  sie  nicht 
mehr  zu  widerstehen.  Trotz  mancherlei  Schwankungen  erlag 
sie  schliesslich  in  allen  Staaten  des  civüisierten  Europas  dem 
freieren  Volkshewusstsein. 

Nur  in  dem  europäischen  Orient,  in  Kussland^  hat  die 
absolute  Monarchie  gegenwärtig  noch  Bestand.  Da  sagt  die 
religiöse  Begründung  der  nationalen  Denkweise  eher  zu  als 
im  Occident,  und  für  das  unermessliche  Kelch,  dessen  Kultur 
noch  zurück  und  unter  Nationen,  deren  Bildung  noch  auf 
einer  tiefen  Stufe  ist,  bedarf  es  einer  gewaltigeren  Central- 
macht.  Die  grössten  Beformen,  wie  voraus  die  heutige  Be* 
freiuung  des  Bauernstandes  von  der  Leibeigenschaft,  sind  da 
noch  kaum  anders  als  durch  den  allein  entscheidenden  Wiiien 
des  Kaisers  durchzuführen.  Die  Aristokratie  würde  dieselhen 
schwerlich  fördern,  ein  gebildetes  und  freies  Bürgertum 
existiert  nicht  als  eine  sociale  oder  politische  Macht.  Der 
unteren  Masse  aber  fehlt  es  zwar  nicht  an  der  Fähigkeit,  in 

8  Die  in  Buasland  (geltenden  OnindgesetKe  nennen  den  fJSBaatx  aller 
Reussen^  einen  ,)8elb8therrlichen  und  absoluten  Souverän^  und  Btüteen 
seine  abaolute  ICacht  auadrücklick  auf  göttliches  Gebot:  „Gott  selber 
befiehlt,  sich  seiner  höchsten  Autorit&t  zvl  unterwerfen,  nicht  allein  aus 
Furcht  vor  Strafe,  sondern  aus  religiöser  PiUcht'*  [Sammlung  der 
rassischen  Reicbsgesetxe  (Swod)  Bd.  I;  Grundgesetae  des  Reichs  Sekt.  I, 
Art.  1.]  Die  Gesetzgebung  gebülirt  ausschliesslich  dem  Kaiser,  der 
übrigens  regelmässig  den  Reichsrat  vernimmt.  [Swod,  Bd.  I,  Sekt.  I, 
Art.  47—56.]   Foeliz,  Revue  iStrang^re  III,  S.  700. 
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der  Gemeinde  und  in  Einangen  der  Berufsgenossen  sich  selber 
zu  helfen,  wohl  aber  an  der  Fähigkeit,  an  der  Bestimmung 

der  Politik  und  aii  der  Gesetzgebung  einen  erheblichen  Anteil 
zu  nehmen.   Sie  wirkt  wie  die  Materie  durch  ihre  Schwere. 


Vierzehntes  Kapitel. 
Ct.  Die  konstitutionelle  Monardüe. 

1.  Die  Entstehung  und  Yerbreitung  der  konstitutionellen 

Monarchie. 

Die  konstitutionelle  Monarchie  ist  z\\ar  die  Frucht  der 
neuen  Zeit.  Aber  der  Keim,  dessen  Wachstum  vorhergehen 
musste,  bevor  diese  Frucht  reifen  konnte,  ist,  wie  Montes- 
quieu richtig  bemerkt  hat,  schon  „in  den  Wäldern  der  ger- 
manischen Vorzeit"  zu  finden.  Der  erste  grosse,  aber  noch 
unreife  Versuch  zu  der  Staatenbildung,  welche  wir  nunmehr 
als  die  konstitutionelle  bezeichnen,  wurde  in  den  Reichen 
gemacht,  die  auf  römischem  Boden  von  germanischen  Fürsten 
gegründet  wurden,  als  zuerst  römische  Staatsideen  sich  mit 
germanischen  Rechten  vermählten. 

Dann  folgte  die  Lehensmonarchie  und  das  ständische 
Fürstentum  mit  ihrer  mächtigen  Aristokratie.  Die  Einheit  des 
Staates  aber  ging  verloren.  Die  Wohlfahrt  des  Volkes  ver- 
kttmmerte,  das  Königtum  war  voller  Glanz  und  Ehre,  aber  ohne 
Macht.  Und  wieder  erhob  sich  der  nationale  Zug  nach  Einheit, 
wieder  wurde  der  germanische  Feudalstaat  durch  römische 
Staatsprindpien  beleuchtet  und  befruchtet  Auch  die  Völker 
regten  sich  wieder;  aber  voraus  langten  die  Fürsten  nach  dem 
eisernen  Scepter  der  absoluten  Gewalt.  Die  Kämpfe  der  Stände 
begannen,  untereinander  und  mit  den  Fürsten.  Als  das 
Mittelalter  wich,  da  fing  die  moderne  Staatsverfassung  an 

Bl  u n  Ischl i ,  aligemeine  Staatdehre.  29 
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ZU  zeitigen.  Iiu  grossen  ist  sie  das  Ziel  einer  melu:  als 
tanseiiAi&brigeD  Geschichte,  die  Voliendang  des  romano- 
germanischen  Staatslebens,  d.  L  der  dgeDtlidten  earo- 

päischen  Staatskultur. 

L  Zuerst  i^am  diese  btaat&form  iu  England  zw:  AusbiK 
duDg.  Langsam  reifte  sie  heran  in  der  grossen  Geschidite 
dieses  Inselreiches,  langsam,  aber  in  stäter  und  sicherer  Ent- 
widieluQg.  In  keinem  europäischen  Lande  hatte  das  König- 
tum w&hrend  des  Mittelalters  seine  centrale  Macht  so  un- 
versehrt erhalten  wie  in  England,  in  keinem  aber  auch  wurden 
die  Rechte  und  die  Freiheiten  des  Adels  und  des  Volkes  so 
männlich  verteidigt  und  so  fest  begründet,  wie  dort. 

Auch  die  englische  Nation  ist  von  den  erschütternden 
Fiebern  der  Bevoldtion  nicht  yerscfaont  geblieben.  Zwei  grosse 
Revolutionen  drohten  dem  ganzen  englischen  Ötaatsgebäude  den 
Untergang.  Die  erste,  um  die  Mitte  des  XIII.  Jahrhunderts, 
war  der  Versuch  der  Aristokratie,  die  Staatsregierung  dem 
Könige  wegzunehmen  und  in  ihre  Gewalt  zu  bringen.  Das 
war  der  Sinn  der  „Provisionen*'  von  Oxford  von  1258, 
welche  dem  besiegten  Könige  Heinrich  IIL  von  dem  Grafen 
L  ei  c  est  er  aufgenötigt  wurden.^  In  der  zweiten  grossen 
Revolution,  welche  aus  dem  Kampfe  Karls  I.  mit  dem  langen 
Parlament  in  der  Mitte  des  XYII.  Jahrhunderts  hervorbrach, 
ward  ffir  einige  Zeit  das  Königtum  samt  der  Aristokratie  von 
der  iaiiatisierten  Volkspaitei  der  demokratischen  Puritaner 
beseitigt  (1649). 

Aber  beide  Male  dauerte  die  Krankheit  nicht  so  lange, 
dass  sie  den  Staatskörper  anf  die  Dauer  schwächte.  Sie  war 
auch,  ohwohl  äusserlich  in  heftigen  Symptomen  sich  offen- 
barend, innerlich  nicht  so  mächtig,  um  dem  Leben  der  Nation 
eine  fremde  Richtung  zu  geben.  Beide  Male  erholte  sich  Eng- 
land rasch  von  der  Erschütterung  und  der  historische  Zu- 

1  [Gneist,  Engl.  VerfaMungageBch.,  8.  264  u.  f.] 
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sammeohaDg  mit  der  Vergangenheit  ging  nicht  verloren,  die 
Entwickelung  der  Nation  blieb  eine  organische  und  nor- 
male. Sie  machte  sogar  beide  Male  die  entschiedensten  Fort- 
schritte. Von  der  ersten  aristokratischen  Bevolntion  datiert  die 
Berufung  der  Abgeordneten  der  Städte  zum  Parlament 
(zuerst  1264),  die  Anlage  des  späteren  Unterhauses.  Die 
zweite  fand  ihren  definitiven  Abschluss  in  der  Begründung 
des  modernen  Königtums  im  Jahre  1689.  Von  da  an 
kommt  die  eigentliche  konstitutionelle  Monarchie  als 
eine  nationale  Institution  zur  Erscheinung.^ 

*  Der  grosse  Geschichtsschreiber  der  neuen  englischen  Geschichte 
Macanlay  (Engl.  Gesch.  II,  S.  607)  charakterisiert  den  Uebergang  aus 
der  mittelalterlichen  Vorstellimgsweise  in  die  iTioderne  so:  „Lange  Zeit 
hatte  leider  die  Kirche  die  Nation  gelehrt,  dass  die  I^rl)nionarchie  allein 
unter  unseren  Institutionen  iröttlieli  und  unverletzlich  sei,  dass  das  Hecht 
des  Hauses  der  Gemeinen  auf  einen  Anteil  an  der  gesetzgebenden  Ge- 
walt ein  bloss  menschliches  lieeht  sei,  dass  aber  das  I\echt  des 
Königs  auf  den  Gehorsam  seines  Volkes  von  oben  stamme;  dass  die 
Magna  Charta  ein  Gesetz  sei,  was  von  denen,  die  es  gemacht  hatten, 
wieder  aufgehoben  werden  möge,  dass  aber  die  Ivegcl,  welche  die  Prin- 
zen von  königlicliem  Geblüt  naeli  der  Erbfolgeordnung  zum  Throne  be- 
rufe, hinimÜschen  Ursjirungs  und  dass  jeder  mit  dieser  Kejit  !  mclit  über- 
einstimmeiuie  Akt  dea  Fai'lanientes  nichtig  sei.  Es  ist  augenscheinlich, 
dass  in  einer  Gesellscliafi,  in  welcher  solche  Wahnbegriffe  vorwalten, 
verfassungsmässige  Freiheit  immer  unsicher  sein  miiss.  Eine  Macht, 
welche  bloss  als  eine  nienschliclie  Ord  n  ung  betrachtet  wird,  kann 
kein  wirksamer  Zügel  einer  flacht  sein,  die  als  Ordnung  Gottes  be- 
traciitet  wird.  Die  lIoflTnnng  ist  eitel,  daßs  Gesetze,  wie  trefflich  sie 
auch  sein  ni()gen.  fortwährend  einen  König  zügeln  werden,  der  nach 
seiner  eigenen  Meinung  und  nach  der  eines  grossen  Teiles  seines  Volks 
eine  Autorität  von  unendlich  höherer  Natur  hat  als  die  Autorität,  welche 
diesen  (iesetzen  zusteht.  Das  Königtum  dieser  geheimnisvollen  Attri- 
bute zu  entkleiden  und  den  Grundsatz  festzustellen,  dass  liic  Könige 
nach  einem  in  keiner  Weise  anderen  Rechte  regierten,  als  nach  welchem 
Freisassen  die  Kitter  der  Grafschaft  erwählten  oder  Richter  llabcas  corpus 
Befehle  erteilten,  war  für  die  Sicherheit  unserer  Freiheiten  unbedingt 
notwendig.  —  Dieses  Ziel  wurde  erreicht  durch  den  Beschluss,  welcher 
den  Thron  für  erledigt  erklärte  und  W^ilhelm  und  Marie  einlud, 
iim  einzunehmen."  Eine  gute  und  zwischen  Radikalismus  und  Liberalis- 
mus wohl  unterscheidende  Darstellang  gibt  A.  Zimmermann  in  seiner 
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Die  koustitutioneile  Monarchie  oimmt  gewissermassen  alle 
anderen  Staatsformen  in  sich  auL  Sie  gewfthrt  die 
gi()sste  Mannigfaltigkeit,  ebne  die  Harmonie  und  Einheit  des 
Ganzen  zu  opfern.  Sie  p:ibt  der  Aristokratie  freien  liaum 
zur  Uebung  ihrer  Krälte  und  zur  Aeusserung  ihrer  Gesinnung 
auf  nationalem  Felde.  Sie  legt  auch  der  demokratischen 
Richtung  des  Volkslebens  keine  Fesseln  an,  sondern  verstattet 
ihr  freie  Bewegung.  Ja  selbst  ein  ideokratisches  Element 
findet  sich  in  ihr  anerkannt  in  der  Verehrung  der  Gesetze. 
Alle  diese  verschiedenen  Kichtungen  sind  aber  durch  die 
Monarchie,  als  das  lebendige  Haupt  der  gesamten  Staats- 
ordnung, in  dem  rechten  Verhältnis  gehalten  und  zur  Ein- 
heit verbunden. 

Auch  die  englische  konstitutionelle  Monarchie  der  neueren 
Zeit  hat  iibrigens  ihre  Entwickelungsstufen.  Schon  der  Zeit 
des  Königs  Wilhelm  von  Oranien  gehören  folgende  Haupt- 
momente an: 

1)  Die  principielle  Verwerfung  des  absoluten  König- 
tums als  einer  verfassungswidrigen  Anmassung,  welche  nicht 
zu  dulden  und  gegen  welche  der  Widerstand  berechtigt  sei. 

2)  Die  Anerkennung,  dass  das  königliche  Becht  ebenso 
ein  menschliches  und  durch  die  verfassungsmässige 
Ordnung  begrenztes  Becht  ^  sei,  wie  das  Hecht  der  XA>rds  und 
der  Gemeinen  im  Parlament  und  wie  die  gesetzlichen  Frei- 
heiten der  einzelnen  P^ngländer,  im  Gegensatz  zu  den  mysti- 
schen Vorstellungen  der  orthodojceu  Theologen,  welche  in  dem 

kunen  hiBtorischen  Entwickelung  des  piirliunentar.  RegienmgBsystenis  in 
Engl«nd>  Berlin  1849.  [S.  jetzt  namentlich  Gneist,  Engl.  VeiilaMunga- 
geschichte,  S.  028—724.] 

9  Akte  vom  Jahre  1701  [Art.  4] :  „Da  die  Gesetze  von  England  das 
Geburtsrecht  des  englischen  Volkes  sind  und  alle  Könige  und  Königinnen, 
welche  den  Thron  dieses  Reiches  besteigen  werden,  die  Regierung  dieses 
Reiches  in  Uebereinstimmung  mit  den  genannten  Gesetzen  zu  verwalten 
verpflichtet  sind  und  alle  ihre  Beamten  und  Minister  ihnen  denselben 
Gesetzen  gemäss  zn  dienen  schuldig  sind,  so  u.  s.  f.** 
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Königsrechte  etwas  specifisch  Göttliches  verehrten^  die  man  — 
abgesehen  von  ihrer  religiösen  Rechtfertigung  —  nicht  mehr 
als  Staatsprincip  gelten  liess. 

3)  Die  urkundliche  Aussprache  und  Sicherung  der 
parlamentarischen  Rechte  und  der  Volksfreiheiten  in 
der  sogenannten  Declaration  of  Rights  von  1689  und  die  Ver- 
bindung dieser  Erklärung  mit  der  Ordnung  der  Thronfolge» 
so  dass  das  Königtum  nicht  mehr  losgetrennt  von  jenen 
Rechten  und  Freiheiten,  sondern  nur  im  Zusammenhange 
damit  zu  denken  war. 

4)  Die  UnVerantwortlichkeit  der  Könige  wurde  zwar 
als  verfassungsmässige  Regel  beibehalten,  aber  durch  den 
vollzogenen  Bruch  der  Stuartischen  Legitimität  unverkennbar 
die  Zuliissigkeit  der  Ausnahme  behauptet,  wenn  es  zwi- 
schen dem  Könige  und  der  Nation  zu  einem  unversöhnlichen 
Widerstreite  komme. 

5)  Die  ausgebildete  auch  politische  Verantwortlich- 
keit der  Minister  gegenüber  den  Häusern  des  Parlaments, 
so  dass  dem  Unterhause  die  Klage,  dem  Oberhaus  das  Gericht 
zusteht. 

6)  Die  Mitwirkung  des  Parlaments  an  der  Gesetz- 
gebung. 

7)  Sein  Recht  der  Steuerbewilligung  und  seine  Teil- 
nahme an  der  Ordnung  des  Staatshaushalts. 

8)  Seine  Kontrolle  der  gesamten  Eegieruugsweise  und 
Staatsverwaltung. 

9)  Die  volle  Unabhängigkeit  und  die  ausgedehnte 
Befugnis  der  richterlichen  Autorität,  gestützt  auf  die  Teil- 
nahrae der  Geschwornen  aus  dem  Volk.. 

10)  Die  Freiheit  der  Presse  und  der  politischen 
Versammlungen  und  die  daherige  Kritik  und  Kontrolle  der 
Öffentlichen  Meinung. 

Den  Königen  aus  dem  Hause  Hannover  wurde  es  freilich 
sehr  schwer,  diese  Grundsätze  samt  ihren  Konsequenzen  zu 
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verstehen.  Aber  die  Macht  der  Verhältnisse  nötigte  auch 
die  widerstrebenden  Neigungen  der  Dynastie  und  des  Hofes 
zur  Anerkennung  der  freien  Verfassung.  Dem  £influ88  des 
Prinzen  Albert  von  Koburg  ist  es  Torzfiglich  zu  verdanken, 
dass  auch  die  Gesinnung  der  gegenwäitigen  Königsfamilie 
rückhaltslos  verlassungsmässij?  geworden  ist  und  das  König- 
tum hat  an  Ansehen  und  Macht  nicht  eingebflsst,  seitdem 
es  die  Vorurteile  der  dynastischen  Tradition  abgestreift  hat 
und  zum  wahren  V^oiksküuigtum  geworden  ist. 

Der  englische  König  ist  sich  bewusst,  dass  er  nicht  seinen 
Eigenwillen,  sondern  den  Staatswillen  darstelle  und  voll- 
ziehe. Daher  haben  die  Minister,  und  da  die  englischen  Minister 
vorzugsweise  in  dem  Vertrauen  des  Parlaments  —  hauptsäch- 
lich des  Unterhauses  —  ihre  St&rke  finden,  auch  die  Volks- 
vertretung einen  grosseren  Einfluss  auf  die  Regierung  als  in 
den  kontinentalen  Staaten.  Insofern  kann  man  das  englische 
Königtum  ein  parlamentarisches  und  republikanisches 
nennen.  Aber  die  Ehrfurcht  vor  der  Monarchie  ist  doch 
kaum  in  einem  andcieu  Lande  stärker  als  in  England.  So 
mächtig  die  aristokratischen  Elemente  und  das  Parlament  in 
England  sind,  die  englische  Verfassungsform  ist  doch  eine 
Monarchie  geblieben.^ 

4  Schon  Edm.  Barke  bemerkt  (Aus  seinen  Schriften,  Münchea 
1850):  „Auf  dem  festen  Lande  hat  man  gemeiniglich  von  der  Stellnng 
eines  Königs  von  Grossbritannien  einen  irrigen  Begriff.  Er  ist  ein  wirk- 
licher König,  nicht  ein  vollziehender  Beamter.  Wenn  er  sich  um  Kleinig- 
keiten  nicht  bekümmert,  noch  zur  Aufmerkflamkeit  auf  geringfügige 
Zänkereien  sich  herablässtf  ao  ist  es  kaum  zweifelhaft,  ob  er  nicht  eine 
wirklichere,  stärkere  und  ausgedehntere  Macht  besitze  als  der  König  von 
Frankreich  vor  der  Revolution  besass."  Als  Sir  Robert  Peel  in  neuerer 
Zeit  aus  politischen  Gründen  von  der  Königin  Viktoria  verlangte,  dass 
;8ie  einige  Hofdamen  entferne  und  andere  an  deren  Stelle  treten  lasse, 
drang  die  Zumutung  allerdings  selbst  in  den  Kreis  des  persönlichen  und 
Familienlebens  der  Königin  ein,  beweist  aber  gerade  für  die  Wichtigkeit 
auch  der  persönlichen  Beziehungen  un«l  Gesellschaft  der  englischen 
Monarchin  für  die  englische  Politik.  Aber  wahr  ist  es  doch,  dass  die 


üiQiiized  by  Google 


Tiers.  Kap.  JI.  Mon.  Staatsformes.  (i.  Konst  Monarchie.  1.  Entstehung  etc.  455 


II.  Den  zweiten  welthistorischen  Versuch,  die  konstitu- 
tionelle Monarchie  einzuführen,  machte  die  französische 
Nation.  Die  Verfassung  von  1791  sollte  nach  der  Meinung 
ihrer  Urheber  als  ein  volikümmciies  Meisterwerk  aus  dem 
modernen  Staatsprincip  unmittelbar  geboren  werden,  mit 
logischer  Notwendigkeit.  Aber  die  Staatsprincipien  selbst  der 
Nationalversammlung  waren  vielmehr  republikanisch -demo- 
kratisch, als  monarchisch.  Die  Rousseausche  Theorie  von  der 
Volkssouveränität  und  den  zwei  Gewalten,  und  das  Vorbild 
der  nordamerikanischen  Konstitution,  welche  eine  konstitu* 
tionelle  Demokratie  mit  drei  unabhängigen,  aber  durch  die 
Einheit  deS  souveränen  Volkes  zusammengehaltenen  Gewalten 
ins  Dasein  gerufen  hatte,  übten  auf  die  Geister  der  Franzosen 
einen  stärkeren  Einfiuss  aus  als  die  englische  Verfassung^ 
Der  Grundcharakter  der  neuen  Verfassung  von  1791  war  demo- 
kratisch. Das  Königtum  in  ihr  war  eine  Inkonsequenz  des 
Systems,  ein  zurückgebliebener  Rest  der  Veigangenheit,  mit 
welcher  die  Revolution  im  übrigen  von  Grund  aus  gebrochen 
hatte. 

Dann  richtete  Napoleon  die  monarchische  Gewalt  wieder 
auf,  indem  er  die  Nation  aus  dem  Schlamme  errettete,  in  den 

sie  versunken  war.  Er  konzentrierte  die  gesamte  Staatsgewalt 
wieder  in  seiner  starken  Hand.  Aber  um  eine  modern  fran- 
zösische konstitutionelle  Monarchie  zu  gründen,  dazu  war  in 
den  ersten  Zeiten  nach  der  Revolution  und  inmitten  des  euro- 
päischen Krieges  das  Bedürfnis  der  Nation  nach  einer  Dik- 

efiglischd  Staatsverfiwsung,  weno  man  auf  die  entscheidende  Macht  sieht, 
in  neuerer  Zeit  zur  Parlaments  -  nnd  Hinisterregiernng  geworden 
ist  Robert  Peel  seihst  sprach  im  Parlament  (Rede  vom  11.  MailSSS) 
die  wichtigen  Sätse  aus:  „Die  Pr&rogative  der  Krone,  die  Autoritftt  der 
Lords  sind  allerdings  der  Konstitution  nach  mächtig  genug,  gelegentlich 
die  Eingriffe  des  Hauses  der  Gemeinen  au  überwachen,  aber  sie  dürfen 
sich  heutzutage  nicht  auf  diese  als  unttbersteigliche  Bollwerke  ver* 
lassen.  Die  Regierung  des  Landes  muss  hauptsttchÜch  mit  dem  guten 
Willen  nnd  durch  die  unmittelbare  Tbätigkeit  des  Hauses  der  Gemeinen 
geführt  werden.'' 
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tatur  zu  stark  und  er  selbst  von  Natur  ein  zu  gewaltiger 
Herrscher.  Einzelne  Anfänge  dazu  freilich  liess  er  zu.  Er 
erkannte  in  dem  fransösiscben  Volke  die  Quelle  seiner  Macht 
an  und  eröffnete  allen  Franzosen  die  freie  Bahn  zur  Erhebung 
und  zum  Ansehen.  Er  versuchte  in  dem  Senat  auch  eine 
Aristokratie  wieder  zu  schaffen,  w  elche  nach  seinem  Ausdruck 
«die  Souver&nitftt  erhält^  während  die  Demokratie  zur  Sou* 
yeränität  erhebt*'  Hätte  seine  Dynastie  mhig  fortregiert, 
so  hätte  sich  vielleicht  mit  der  Zeit  aus  diesen  Anfängen  eine 
nationale  konstitutionelle  Monarchie  herausbilden  können» 
Aber  in  den  Zeiten  seiner  Macht  schienen  ihm  die  potitisdien 
Rechte  der  übrigen  Körperschaften  als  Schranken  seines  ab- 
soluten Willens  unbequem.  Und  als  er  vom  Throne  stürzte^ 
wurden  seine  Institutionen  in  seinen  Buin  Terwickelt 

Die  Charte  Ludwigs  XVin.  yom  4.  Juni  1814  war  ihrem 
Wesen  nach  ein  Vergleich  zwischen  der  alten  königlichen 
Dynastie,  welche  aus  der  Verbannung  zurückkehrte,  und  dem 
französischen  Volke,  welches  die  Zeiten  der  Revolution  und 
der  napoleonischen  Herrschaft  durchlebt  hatte,  ein  Vergleich 
zwischen  den  JECechtfiansprüchen  des  früher  absoluten  König- 
tums und  den  neuen  politischen  Gewalten,  zwischen  der 
Legitimität  und  dem  Besitzstand  aus  der  Revolution.  In  ihrer 
Form  aber  war  sie  die  freie  Gabe  des  Königs,  ein  Ausfluss 
seiner  alleinigen  Autorität.^  Auch  abgesehen  von  diesem 
Widerspruch  zwischen  Form  und  Inhalt,  litt  diese  Verfassung 
noch  aa  anderen  Widersprüchen.  Aber  immerhin  war  sie  besser 
als  die  vorausgegangenen  Versuche,  die  konstitutionelle  Mon- 
archie in  Frankreich  zu  verwirklichen. 

• 

^  Las  Caae«,  H^m.  III,  S.  32.  Vgl.  oben  Buch  II,  Kap.  10.  Die  beste 
Zeichnung  des  reinen  Urbildes  des  napoleonischen  Staates,  hinter  wclcliem 
die  Wirklichkeit  freilich  weit  zurückgeblieben  ist,  hat  sein  JHeSe  und 
Erbe  im  Jahre  1839  in  der  Schrift  ,,Id^es  Kapol4oniennes"  entworfen. 

^  Einleitungsworte:  „lHotia  avons  volontairement  et  par  le  Ubie  ezer- 
eice  de  notre  autorit^  royale  accordi  et  accordons,  fait  concession  et 
octroi    nos  sujets  —  de  la  Charte  constitutionelle  qui  suif 
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Offenbar  waren  die  Gnmdformeu  der  englischen  Verfassung 
nacbgebildet^  aber  sie  waren  mit  einem  anderen  Geiste  erfftllt. 
Die  Gewalt  war  dem  Könige  yon  Frankreich  in  grösserem 
Masse  zugestanden  als  in  Englaiul,  uder  vielmehr,  da  die 
Charte  in  ihrer  Theorie  von  dem  absoluten  Königtum  aus- 
geht, ^  minder  beschrftnict  worden  als  dort;  aber  die  Sicher- 
heit des  französischen  Königtums  war  sehr  viel  geringer  als 
in  England,  nicht  bloss  weil  der  Charakter  der  Franzosen  von 
jeher  beweglicher  und  zu  Veränderungen  leichter  erregbar  ist 
als  der  englische,  sondern  weil  die  RoYolntion  die  französische 
Aristokratie  vernichtet  und  das  ganze  Volk  in  demokratischen 
Begriffen  und  Tendenzen  eingeschult  hatte. 

Die  Pairie,  welche  nächst  dem  Könige  einen  Anteil  an 
der  Gesetzgebung  erhielt  und  den  obersten  Gerichtshof  über 
schwere  StaatSYerbrechen  bildete,  sollte  eine  „ wahrhaft  natio- 
nale Einrichtung  sein  und  alle  Erinnerungen  der  Vergangen- 
heit mit  allen  Hoffnungen  der  Zukunft,  die  alte  und  die  neue 
Zeit  verbinden".  Aber  in  der  Wirklichkeit  wurden  die  neuen 
Grössen  der  napoleoni^chen  Zeit  zu  sehr  zurückgesetzt  und  die 
alte,  teilweise  verkommene  Aristokratie  zu  freigebig  bedacht, 
als  dass  diese  erbliche  Pairschaft  als  eine  „wahrhaft  nationale 
Institution^  hätte  Anerkennung  finden  und  Bestand  haben 
können.  Dem  englischen  Oberhaus  stand  sie  weit  nach.  Die 
Depntiertenkammer  endlich  sollte  Jene  alten  Versamm- 
lungen des  März-  und  Maifeldes  sowie  die  Kammer  des  dritten 
Standes^  ersetzen.  Sie  war  aber  auf  rein  plutokratischen 
Fündamenten  errichtet,  und  ward  TOizfiglich  zn  Gunsten  der 
Beamten  ausgebeutet.  Die  Masse  der  städtischen  Bürger- 
schaft, welche  sich  als  berechtigt  fühlte,  wohlhabend  und 
civilisiert  war  und  in  der  Revolutionsperiode  eine  bedeutende 
Rolle  gespielt  hatte,  hatte  weder  Wahlrechte  noch  Wählbar- 
keit.  Die  ganze  bäuerliche  Bevölkerung,  welche  durch  die 

7  Einleitung:  «^Bien  que  Tautoritö  toota  enti^re  r^idät  en  France 
dans  ]a  penonne  du  Roi.** 
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HevoIutioQ  freies  Eigentum  gewonnen  und  ebenfalls  politische 
Rechte  erworben  hatte,  war  nicht  minder  ausgeschlossen. 
Auf  die  niederen  Volksschichten  war  keine  Bücksicht  genom- 
men. Der  Demos  war  somit  gar  nicht  vertreten,  und  doch 
war  er  in  Frankreich  zu  einer  grossen  politischen  Macht 
geworden.  Er  konnte  unmöglich  eine  Ver&ssung  lieb  gewinnen 
und  sie  stützen,  welche  ihn  überall  ausschloss. 

Die  Uevolutiou  hatte  zwei  Richtungen  vorzüglich  verstärkt, 
die  zum  Teil  wider  einander  laufen,  die  der  Gentralisation 
und  die  der  demokratischen  Ausbreitung.  Jene  fahrte, 
zum  Extrem  getrieben,  zur  absoluten  Monarchie  zurück,  diese 
im  £xtrem  zu  revolutionärer  Anarchie.  Die  Charte  suchte 
sich  der  ersten  ganz  zu  bemächtigen  und  damit  die  letztere 
abzuhalten.^ 

Den  ersten  grossen  btoss  des  demokratischen  Volkes, 
welches  durch  Karl  X.  absolutistisch  und  durch  seine  eigene 
Presse  revolutionär  gereizt  worden  war,  hielt  die  Charte  noch 
aus.  „Die  Charte  soll  eine  Wahrheit  sein"  war  der  Wahl- 
spruch Louis  Philipps  und  der  Julirevolution  von  1830. 
Indessen  wurde  die  erbliche  Pairie  aufgehoben,  und  nur  eine 
persönliche  auf  Lebenszeit  dauerte  fort.  Die  Grundlage  der 
Deputiertenkamiiier  wurde  um  etwas  erweitert,  aber  noch  be- 
hielt sie  ihren  plutokratischen  Charakter  bei. 

Da  folgte  im  Februar  1848  der  zweite  Stoss  einer  vul* 
kanischen  Gewalt,  die  niemand  ermessen,  niemand  in  solcher 
Heftigkeit  erwartet  hatte,  und  die  ganze  Verfassung,  obwohl 
sie  besser  war  als  die,  welche  ihr  folgte,  und  was  sehr  wichtig 
ist,  obwohl  die  erforderlichen  Mittel  der  Verbesserung  in  ihr 
lagen,  wurde  in  einem  Ta^e  der  Ueberraschung  und  Ver- 

8  Tocqueville  bezeichnet  die  beiden  Tendenzen  scharf  in  seinem 
Buche  aber  die  Demokratie  Amerikas  I,  S.  158:  „La  rivolntion  sVst 
prononc6e  en  m^me  temps  contre  la  royaut^  et  contra  les  institutions 
provinciales  —  eile  a  ^t^  tont  k  la  fois  r^publicaine  et  centralisante:  un 
fait,  dont  les  amis  du  poavoir  absolu  se  sont  empar^s  avec  grand  soin.*' 
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blüffiing  der  Mehrheit  von  einer  verwegenen  Minderheit  um- 
gestürzt. Nochmals  versuchte  der  Demos  selber  die  Herrschaft 
in  Frankreich  auszuüben. 

Die  repräsentative  Demokratie  der  ersten  Revolution  wurde 
•erneuert  In  der  Nationalv.ersammluDg,  die  durch  leidenschaft- 
liche Parteien  zerklüftet  in  endlosen  Debatten  ihre  Kräfte  er- 
folglos verpuffte,  war  die  oberste  Autorität  und  die  Stellung  * 
des  Präsidenten  vielfach  gelähmt  und  beschränkt.  Aber  der 
Instinkt  des  Volkes  wendete  sich  wiederum  der  Monarchie  zu, 
und  wieder  ward  ein  Napoleon  zum  Ueberwinder  und  Erben 
der  Demokratie,  indem  er  persönlich  die  Gewalt  ergriff  und 
sich  dabei  zugleich  auf.  die  Zustimmung  der  grossen  Mehrheit 
«11er  Bürger  stützte. 

Die  Verfassung  des  neuen  Kaiserreichs  vom  I  i.  Januar 
und  2.  Dezember  1852  erinnert  mehr  an  die  römische  als  an 
die  englische  Staatsform;  wie  denn  überhaupt  die  napoleonischen 
Staatsideen  einen  entschieden  romanischen  Charakter  haben 
und  daliei  auch  den  ronianiscben  Elementen  im  französischen 
Geist  vorzüglich  einleuchten.  ^  Der  Hoheit  und  Macht  des 
französischen  Volks  wird  als  der  Quelle  aller  Staatsgewalt 
volle  Huldigung  dargebracht,  indem  die  Verfassung  der  Ab- 
stimmung des  Volkes  unterworfen,  von  seinem  Vertrauen  der 
gesetzgebende  Körper  abhängig  gemacht  und  selbst  die  kaiser- 
liche Gewalt  von  seinem  Willen  abgeleitet  wird.  Dem  fran- 
zösischen Volk  bleibt  auch  der  Kaiser  veraiilwortlich.  Die 
Zuneigung  der  Massen  zu  dem  Grundsatz  demokratischer 
Gleichheit  wird  in  dem  allgemeinen  Stimmrecht  rücksichtslos 
geachtet.  Auf  so  breiter  Unterlage  erhebt  sich  dann  die  kaiser- 
liche MachtfttUe  in  dem  Glänze  der  Majestät.  Die  Initiative  der 

9  Die  Verfassnng  von  1B5>2  war  der  äusseren  Form  nach  ähnlich  der 
inapoleonischen  Verfassnng  vom  Jahre  YIII  (1801),  aher  sachlich  war  der 
Unterschied  gross.  Vgl.  de  Parle n,  Pol.,  S.  201. 

10  Titel :  ,^par  la  grftce  de  Dieu  et  la  volonte  nationale  Emperenr  des 
Fran^is.^ 
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Gesetzgebung,  die  ganze  Leitung  der  Politik,  die  Diplomatie, 
die  Armee  sind  in  seiner  Hand,  das  ganze  Beamtenheer  ist 
ganz  von  ihm  abhängig.  Selbst  die  Mitglieder  des  Staatsrats 
kann  der  Kaiser  beliebig  entlassen.  Es  gibt  nur  zwei  grosse 
politische  Kräfte  in  dieser  Verfassung:  die  Volksmehrheit 
und  der  Kaiser.  Was  in  der  Mitte  ist  zwischen  beiden,  ist 
sehr  abhängig  und  bat  nur  geringe  Selbständi^^keit.  Die  Mi- 
nister sind  nur  dem  btaatshaupte  verantwortlich,  aber  es  gibt 
unter  ihnen  Redeminister,  welche  die  Regierung  yor  der  Kam- 
mer verteidigen  und  daher  eine  gefährliche  Autorität  sowohl 
der  Volksvertretung  als  dem  Staatshaupt  gegenüber  erlangen 
der  Anteil  des  gesetzgebenden  Körpers  an  der  Gesetzgebung 
hat  eher  einen  negativen  als  einen  positiven  Charakter;  er 
kann  ein  schädliches  oder  ungerechtes  Gesetz  verhindern^ 
nicht  verbessern.  £r  hat  keine  Initiative  und  nur  in  den  Kom- 
missionen die  Möglichkeit  mit  dem  Staatsrate  fiber  Aenderung 
zu  verhandeln.  Der  Senat  ist  zwar  seiner  Bestimmung  nach  eine 
die  Volksfreiheiten  schützende  und  die  Verfassung  wahrende, 
ausnahmsweise  auch  zu  Reformen  den  Anstoss  gebende,  ihrer 
Natur  nach  eine  aristokratische  Macht,  aber  die  Senatoren 
sind  durch  die  Wahl  des  Kaisers  auf  ihre  hohe  Stellung  ge- 
rufen und  durch  die  französischen  Parteiverhftltnisse  wie  durch 
ihre  socialen  Beziehungen  an  die  Macht  des  Kaisers,  als  an 
ihren  Grund  und  ihre  Stütze  angewiesen.  Die  Harmonie  der 
Massen  und  des  Kaisers  wird  daher  mit  grosser  Sorgfalt  vor 
jeder  Dissonanz  zu  bewahren  gesucht,  und  daher  auch  der 
Opposition  in  den  Behörden  und  in  der  Presse  nur  ein  sehr 
beschränkter  Spielraum  verstattet. 

Vgl.  de  Parle u,  Pol.  204,  welcher  au  E.ouher  erinnert,  ohne 

ihn  zu  TieTinen. 

12  In  den  KAvcries  politiques  de»  Prinzen  Loiiis  Napoleon,  die  schon 
im  Jahre  1832  geschrieben  wurden,  findet  sich  ein  Entwurf  einer  fran- 
zösischen Verfassimg-.  welcher  sieh  zu  der  YeiTa.'^snng-  von  "1852,  wie  die. 
Blüte  der  Jitgendideale  zu  der  reifen  l^rucht  des  Mannesaiters  verhält. 
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Diese  autokratische  Verfassung  genügte  indessen  den 
wieder  geweckten  Beehren  nach  mehr  Volksfreiheit  nicht 

Der  Kaiser  Napoleon  III.  sah  sich  genötigt,  Zugeständnisse 
zu  machen f  welche  dieselbe  der  konstitutionellea  Monarchie 
der  anderen  Staaten  annäherten.  Ein  Senatuskonsult  Yom 
6.  September  1869  yerlieh  beiden  Häusern  das  Becht  der 
Initiative,  gestattete  den  Ministern,  Mitglieder  derselben  zu 
werden  und  erklärte  die  Minister  auf  Beschluss  des  Senats 
für  verantwortlich.  Die  so  umgebildete  neue  Verfassung  wurde 
der  Abstimmung  der  Bürger  vorgelegt  und  durch  das  Plebiscit 
vom  20.  April  1870  mit  7  350142  bejahenden  Stimmen  wider 
1538825  verneinende  Stimmen  gutgeheissen. 

Indessen  vermochten  diese  Zugeständnisse  die  Verfassung 
in  der  Krisis  nicht  zu  retten,  welche  durch  die  Niederlage 
der  napoleonischen  Politik  und  der  französischen  Heere  im 
Kampf  mit  dem  deutschen  Volke  und  Heere  herbeigeführt 
wurde.  Eine  neue  Pariser  Revolution  vom  4.  September  1870 
erklärte  die  i^aiserliche  Monarchie  für  abgeschafft  und  ver- 
suchte es  von  neuem  mit  der  Republik. 

III.  E omanische  Länder.  Die  Umgestaltungen,  welche 
der  französische  Staat  seit  der  Revolution  erlebte,  hatten  auch 
ausserhalb  Frankreichs  die  wichtigsten  Veränderungen  zur 
Folge.  Vorerst  in  den  romanischen  Ländern.  Nach  Art  der 
französischen  Republik  wurden  in  Italien  ähnliche  Republiken 
unter  dem  erobernden  Schutz  der  französischen  Waffen  ge- 
gründet; später  von  Napoleon  neue  abhängige  Monarchien 
nach  dem  Vorbilde  des  französischen  Reiches  in  Italien  und 
Spanien  eingeführt.  £s  schien,  als  ob  die  moderne  Gestal- 
tung Europas  von  Paris  aus  ins  Dasein  gerufen  werden  solle. 
Indessen  zog  auch  hier  der  Untergang  der  napoleonischen 
Weltherrschaft  den  Fall  dieser  ephemeren  Staateubildung 
nach  sich. 

W«  [Diese  ZugcstüiulTiissäe  begannen  schon  mit  den  Dekreten  vom 
19.  Januar,  5.  tebruai-,  14.  und       März  1867.] 
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Wichtiger,  wenn  auch  zunächst  wieder  nur  von  mouien- 
tanem  Erfolge,  waren  für  die  Ausbildung  des  konstitutionellen 
Systems  die  beiden  Verfassungen,  welche  im  Jabre  1812  in 
Sicilien  und  in  Spanien  veiiaöst  und  proklamiert  wurden. 

1.  Die  Verfassung  Siciliens  —  vorzüglich  das  Werk 
des  Lords  Bentinck,  eines  englischen  Staatsmannes  —  war 
ganz  nach  englischem  Muster  gewissermassen  zugeschnitten, 
so  Jedoch,  dass  die  Erinnerung  an  die  alten  aristokratischen 
Stände  aus  der  Normannenzeit  benutzt  wurde,  und  dass  die 
neueren  Theorien  von  der  Trennung  der  Gewalten  in  ausge- 
dehnterem Masse  als  in  England  Anerkennung  fanden.  Die 
gesetzgebende  Gewalt  wurde  zunächst  dem  Parlamente  zu- 
geschrieben, unter  diesem  aber  nicht  mehr,  wie  in  dem  eng- 
lischen Staatsrechte,  König,  Ober-  und  Unterhaus  in  ihrer 
Vereinigung,  sondern  nur  die  beiden  Kammern  verstanden. 
Von  diesem  Begriffe  aus  ist  es  denn  freilich  auffallend,  dass 
die  Beschlüsse  des  Parlaments  der  „Bestätigung  des  Königs", 
als  einer  ausser  ihm  stehenden  Gewalt  bedürfen.  Die 
Pairskammer  besteht  aus  den  Baronen  und  den  Prälaten 
Sidliens.  Die  weltlichen  Pairs  haben  ein  erbliches  Recht  auf 
die  Pairie.  Der  König  kann  aber  neue  Pairs  aus  den  Edel- 
leuten  ernennen,  welche  ein  reines  Einkommen  von  6000  Unzen 
geniessen.  Das  Unterhaus  besteht  aus  gewählten  Volksver- 
tretern. Stimmrecht  und  Wählbarkeit  erfordern  einen  nicht 
hohen  Gensus. 

Die  vollziehende  Gewalt  wird  dem  Könige  zugesdirie- 

ben,  seine  Minister  und  geheimen  Räte  aber  werden  dem  Par- 
lamente für  die  Ausübung  dieser  Gewalt  verantwortlich  erklärt. 
In  allen  wichtigen  Angelegenheiten  ist  der  König  verpflichtet, 
das  Gutachten  seines  geheimen  Rates  einzuholen ;  in  manchen 
Fällen,  z.  B.  wenn  er  Truppen  nach  Sicilien  bringen  oder 
Ausländern  Militärstellen  geben,  oder  neue  Aemter  errichten, 

W  Artikel  1,  5  imd  14.  Die  Verlassung  ist  in  deutscher  Uebersetzung 
abgedruckt  in  dem  Purtluiio  von  1848. 
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oder  für  den  Staat  geleistete  Dienste  Pensionen  bewilligen 
ivill,  bedarf  er  sogar  der  Zustimmung  des  Parlaments. 

Die  richterliche  Gewalt  wird  zwar  „im  Kamen  des 
Königs  verwaltet aber  das  Hecht  „einzig  und  allein  von  den 
vom  Gesetze  bestimmten  Beamten^  gesprochen.  Den  ein- 
zelnen Sicilianern  wd  ein  ausgedehntes  Recht  des  Wider- 
standes gegen  jeden  vom  Gesetz  nicht  autorisierten  Zwaug 
zuerkannt»  die  Gensur  als  Regel  —  mit  Ausnahme  theologischer 
Schriften  —  aufgehoben,  die  Feudalrechte  beseitigt  u.  s.  f. 

Man  sieht,  diese  Verfassung  war  eine  Nachbildung  der 
englischen  Formen,  mit  Beimischung  der  Theorien,  wdche 
in  der  französischen  Verfassung  von  1791  verkündet  worden 
waren.  Auch  in  ihr  war  das*  republikanische  Element 
überwiegend,  und  der  Widerspruch  mit  der  monarchischen 
Tradition  trat  um  so  schroffer  hervor,  je  weniger  der  absolu- 
tistisch gesinnte  Hof  des  bourbonischen  Königs  sich  mit  der 
Verfassung  vertragen  mochte  und  je  mehr  in  den  Volksparteien 
klerikale  und  jakobinische  Tendenzen  vertreten  waren  und 
mit  der  Leidenschaft  des  südlichen  Blutes  sich  heftig  be- 
kämpften. Der  in  Neapel  restaurierte  Kvmig  fühlte  sich  nun 
stark  genug,  die  beschw^orene  Verfassung  zu  beseitigen  (De- 
zember 1816)  und  die  absolute  Regierung  herzustellen.  Aber 
dieser  erste  Versuch,  die  englischen  Staatsfonnen  mit  den  Theo- 
rien der  französischen  lievolution  zu  verbinden  und  daraus 
ein  neues  konstitutionelles  Staatsrecht  für  £uropa  hervorzu- 
bringen, blieb  auch  für  die  späteren  ähnlichen  Versuche  ein 
Vorbild. 

2.  Die  sehr  ausführliche  Verfassung  vom  19.  März  1812, 
welche  die  Begen tschaft  und  die  spanischen  Gortes 

während  der  Gefangenschaft  des  Königs  und  während  ein 
grosser  Teil  von  Spanien  in  der  Gewalt  der  Franzosen  war, 
der  spanischen  Nation  gegeben  hatten,  und  welche  von  den 
verbündeten  Engländern  anerkannt  ward,  geht  grossenteils 
von  ähnlichen  Theorien  über  den  konstitutionellen  Staat  und 
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die  Treuiiuiig  der  drei  Gewalten  aus.  Die  fianzosische  Ver- 
iassong  yon  1791  diente  den  Gortes  als  Muster.  Indessen  sind, 
obwohl  das  Princip  der  YolkssouTeranität  (Art  3)  proklamiert 
ist,  die  Rechte  des  Königs  in  weitem  Umfange  anerkannt. 
Die  gesetzgebende  Gewalt  wird  „den  Cortes  mit  dem  Könige 
vereint^  (Art.  15)  and  ebenso  diesem  die  ,»Aafeicbt  über  die 
Justiz"  (Art.  171)  zugeschrieben.  Indessen  kann  er  durch 
wiederholte  Abstimmung  der  Cortes  zur  Sanktion  der  Gesetze 
genötigt  werden  (Art  149).  Darin  aber  unterscheidet  sich 
diese  Verfassung  sehr  Ton  der  englischen  Form,  dass  sie  eine 
aristokratische  Pairskammer  als  Mittelmacht  nicht  kennt,  son- 
dern dem  Könige  die  eine  Versammlung  der  Cortes,  als  der 
gewählten  Volksvertreter  gegenüberstellt^^ 

Die  Willkür,  mit  welcher  der  befreite  König  diese  Ver- 
fassung aufhob  (4.  Mai  1814)  und  die  Häupter  der  Cortes 
verfolgte,  und  die  alten  und  neuen  ErÜEthrungen,  welche  die 
Nation  über  die  absolute  liegierungsweise  der  bourbonischen 
Dynastie  machte,  hatten  die  l?'oige,  dass  die  Verfassung  von 
1812  trotz  ihrer  Mängel  und  ungeachtet  man  sich  anfänglich 
wenig  um  dieselbe  bekümmert  hatte,  nach  ihrer  Beseitigung 
populär  ward,  und  wiederholte  Versuche  (1820,  183(>)  ge- 
macht wurden,  dieselbe  mit  Gewalt  einzuführen.  Auch  das 
Estatuto  Beal  von  1834,  welches  Spanien  nun  doch  eine  Re- 
präsentativverfassung verlieh,  befriedigte  nicht  mehr.  Die 
Königin-ßegentin  wurde  183G  genötigt,  die  Verfassung  von 
1812  anzuerkennen,  und  im  Jahre  1837  kam  unter  dem  Ein- 
fluss  der  Progressisten  die  neue  konstitutionelle  Verfassung 
für  Spanien,  auf  Grundlage  der  ersteren  und  mit  teilweiser 
Benutzung  des  Estatuto  Beal  von  1834  zur  feierlichen  Be* 
schwörung.  In  dieser  modifizierten  Verfassung  ist  denn  die 

14  Die  Veilassung-  ist  in  deiilscher  Uebersetzung  abgedruckt  bei 
Pölitz  II,  S.  263  IT.  und  bei  Schubert.  Vtrf.  II,  S.  44  ff.  Vgl.  be- 
sonders die  ausgezeichnete  Darstellung  von  Baumgarten  in  Gervinus, 
Geschichte  des  XIX.  Jahrhunderts,  Bd.  IV. 
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Sanktion  der  Gesetze  durch  den  König" -wieder  ohne  Beschrän- 
kung anerkannt  und  das  Zweikammersystem  (ein  Senat  und 
,eine  Deputiertenkammer)  eingeführt  worden.  Noch  mehr 
näherte  sich  die  unter  dem  Einflüsse  der  Moderados  revidierte 
Verfassung  vom  23.  Mai  1845  der  französischen  Charte 
von  1830  an.»** 

Aber  auch  dadurch  sind  die  Ver&ssungskämpfe  nicht 
Zürn  Abschliiss  gekmgt.  Das  Land  schwankte  lange  wieder 
zwischen  klerikaler  Reaktion  und  radikalem  Aufstande,  zwi- 
schen Hofintnguen  und  Militärdiktatur  hin  und  her,  ohne  sein 
<jleichgewicht  zu  finden.  Die  Missregierung  der  bigotten  KIT- 
nigin  Isabelle  führte  1868  zu  einer  ueuen  lievoluüüii,  welche 
die  bourbonische  Dynastie  und  die  Jesuiten  zugleich  vertrieb. 
Lange  bemühten  sich  die  monarchisch  gesinnten  Spanier  ver- 
geblich, einen  neuen  Konig  zu  berufen.  Zuletzt  nahm  der 
Herzog  von  Aosta,  Sohn  des  Königs  von  Italien,  die  dar- 
gebotene spanische  Kronie  an  (4.  Dezember  1870)  und  nun 
schien  die  Aussicht  günstiger  für  die  konstitutionelle  Mon- 
archie. Aber  die  fortwährenden  Verschwörungen  entleideten 
dem  Könige  seinen  Beruf  und  er  dankte  am  U.  Februar  1873 
freiwillig  ab.  Aus  Not  wurde  nun  die  Bepublik  ausgerufen. 
Bald  aber  bemächtigte  sich  die  Militäipartei  der  Herrschaft 
und  bereitete  die  Bückkehr  zu  der  konstitutionellen  Monarchie 
des  jungen  Königs  Alfons  vor,  der  zu  Neujahr  1875  als 
König  ausgerufen  ward.  Im  Norden  Spaniens,  hauptsächlich 
in  dem  baskischen  Gebirgsland,  hatte  zuvor,  von  Pfafieu  und 
Legitimisten  unterstützt,  der  Bourbon  Don  Karlos  für  sein 
imgestammtes  Herrscherrecht  zu  streiten  versucht  und  das 
Unglück  des  Landes  vermehrt,  ohne  seine  Herrschaft  zu  be- 
gründen. [Mit  den  im  Jahre  1876  einberufenen  Oortes  ward 
von  dem  König  Alfons  eine  neue  Verfassung  vereinbart,  die 

»  BüUu,  Europ.  Verf.  iseit  1828,  S.  221. 
»  Schubert,  Verf.  II,  8.  m  ff.  und  S.  116  ff. 
Bluntechlii  allgemeine  Staataldire.  SO 
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am  30.  Juni  1876  von  dem  König  sanktioniert  ward.  Die 
Volksvertretung  besteht  aus  einem  Senat,  dessen  Mitglieder 
teils  durch  das  Gesetz  berufen,  teils  von  dem  König  ernannt, 
teils  erwählt  werden  (Wahlgesetz  Tom  8.  Februar  1877)  und 
aus  der  Kammer  der  Abgeordneten  (Wahlgesetz  vom  28.  De- 
zember 1878).] 

3.  Eine  Nachahmung  der  spanischen  Verfassung  von  1812 
war  die  Verfassung  ftlr  Portugal  von  1822,  die  indessen 
wieder  nicht  zu  unbestrittener  Geltung  gelangte.  Im  Jahre 
182ü  gab  der  König  Don  Pedro  zu  Gunsten  seiner  Tochter 
Maria  da  Qloria  dem  JLande  eine  neue  Verfassung,  in 
welcher  das  monarchisehe  Piincip  besser  gewahrt  wurde  als  in 
jener  ersteren,  und  welche  nach  Analogie  der  englischen  Ver- 
fassung und  der  französischen  Charte  eine  Pairskammer  mit 
erblichen  und  lebenslänglichen  Päirs  der  Deputiertenkammer 
beiordnete.  Diese  Verfassung  spricht  mm  von  vier  Gewalten: 
1)  der  gesetzgebenden,  welche  den  Cortes  unter  der  Sanktion 
des  Königes,  2)  der  vermittelnden  (moderador),  welche 
dem  Könige  „als  höchstem  Oberhaupte  der  Nation  zur  Hand- 
habung des  Gleichgewichts  und  der  Harmonie  der  anderen 
politischen  Gewalten,^  3)  der  vollziehenden,  welche  dem  Kö- 
nige in  Verbindung  mit  den  Ministem,  und  4)  der  richter- 
lichen, welche  unabhängigen  Gerichten  zusteht*^ 

Auch  nach  der  Besiegung  der  absolutistischen  Partei  Don 
Miguels,  welche  von  keiner  der  beiden  Verfassungen  etwas 
wissen  wollte,  stritten  sich  zwei  andere  Parteien  mit  wechseln- 
dem Glücke  um  die  Herrschaft;  die  eine  demokratische,  welche 
sich  an  die  Verfassung  von  1822,  die  andere,  der  Chartisten^ 
welche  sich  an  die  Charte  von  1826  hielt  Im  Jahre  1838 
kam  es  zu  einer  Revision  der  letzteren,  durch  welche  die 
erblichen  Senatorwfirden  in  periodisch  gewählte  umgewandelt 

1'  Art.  11,  13,  71,  75,  118  der  Verf.  von  1826.  Beide  Verfassungen 
bei  Pölitz  U,  S.  299  ff.,  die  letztere  bei  Schubert,  Yerf:  U,  S.  148. 


Digitized  by  Google 


Vier«,  Kap*  II.  Hon,  Stafttofonneii.  0.  Konst  Xonardue.  1.  Entstebmig  etc«  467 

und  die  Institution  des  Staatsrats  aus  der  Vertosung  ge- 
strichen wurde.  Die  Masse  des  Volkes  nimmt  indessen  noch 
immer  wenig  Anteil  an  diesen  Verfassungen.  Indessen  haben 
sich  die  portugiesischen  Staatszustände  unter  dem  Einflüsse 
der  koburgi sehen  neuen  Dynastie  friedlicher  und  günstiger 
entwickelt  als  die  spanischen. 

4.  Auch  auf  den  grösseren  amerikanischen  Toehterstaat 
Portugals,  auf  das  unabhängig  gewordene  Kaisertum  Brasilien 
wurde  die  Verfassung  der  konstitutionellen  Monarchie  über- 
getragen und  erlebte  dort  ähnliche  Schwankungen  und  Kämpfe« 
machte  aber  auch  ihnliche  Fortschritte  wie  in  Europa. 

5.  Italien  rang  sich  allmählich  aus  dem  unwürdigen 
Druck  des  absoluten  Fürstentums  los.  Mochte  noch  die  Ver- 
fassung der  napoleonischenKönigreiche  Italien  und  Neapel 
als  eine  beschränkte  Autokratie  angesehen  werden,  so  wurde 
doch  der  später  restaurierte  Absolutismus  der  bourbonischen 
und  habsbui^ischen  Fürsten  überall  nur  ungern  ertragen. 
Geheime  Verschwörungen  und  offene  Aufetände  kämpften  mit 
grausamen  Reaktionen.  Nur  mit  fremder  Waffengewalt  konnte 
man  das  Streben  der  Völker  unterdrücken.  Als  der  König 
von  Neapel  1820  sich  bequemt  hatte,  seinem  Lande  die 
spanische  Verfassung  von  1812  zu  gewähren,  stellten  öster- 
reichische Truppen  die  alte  Willkürherrschaft  wieder  her. 
Auch  die  Bewegungen  der  Dreissigeijahre  hatten  keinen 
giösseren  Erfolg.  Immer  wieder  gelang  es  der  massiven  Ge- 
walt Oesterreichs,  an  welche  die  Dynastien  sich  anlehnten, 
jeden  Versuch  za  vereiteln,  welcher  die  konstitutionelle  Mon« 
archie  einführen  wollte. 

IS  Bei  Schubert,  Verf.  II,  6. 173.  [Ln  Jahre  18^  ward  die  Ver- 
fassung von  1826  wieder  hergestellt  unter  Aufhebung  der  Revisions- 
gesetze  von  1838.  Dagegen  ward  die  Ver&ssung  von  1826  tiefgreifenden 
Aenderungen  unterworfen  durch  die  Zusatzakte  vom  5.  Juli  1852,  durch 
das  Gesetz  über  die  Pairskammer  vom  3.  Hai  1878  und  das  Wahlgesetz 
vom  8.  Hai  1878.1 
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Erst  io  den  Vierzigeijahreii  erwies  sieh  der  Geist  der 
Befonn  stärker  in  Italien,  naehdem  er  sich  mit  dem  Geiste 

der  nationalen  Befreiung  von  der  Fremdherrschaft  verbündet 
hatte*  Schon  im  Jahre  1846  war  ganz  Italien  in  einer  mäch* 
tigen  Aufregung  begriffen,  welche  damals  auch  von  dem  neuen 
Papste  Pius  IX.  gebilligt  schien:  und  noch  bevor  in  Paris  die 
Revolution  ausbrach,  sähen  sich  der  König  Ferdinand  IL  von 
Neapel  und  der  König  Karl  Albert  von  Piemont  veranlasst, 
die  konstitutionelle  Begierungsform  einzuführen.  Aber  unge- 
achtet der  erstere  ^in  dem  ehrfurchtgebietenden  Namen  des 
dreieinigen  Gottes^  bezeugte  mit  Aufrichtigkeit  und  Eedlich- 
keit  diese  neue  Bahn  der  politischen  Ordnung  zu  betreten,^' 
SU  lieeilte  er  sich  doch,  sobald  er  es  ungefährlich  konnte,  die 
Verlassung  wieder  zu  brechen.  Die  Folge  der  wiederholten 
Treubrüche  war,  dass  im  Jahre  1860,  als  der  Sohn  Ferdinands, 
Franz  II.  in  neuer  Not  sich  entschloss,  die  konstitutionelle 
Monarchie  einzuiuhren,  niemand  mehr  seinem  Geiohniä  glaubte 
und  die  Dynastie  vertrieben  ward. 

Eine  andere  Wendung  nahmen  die  Dinge  in  Piemont. 
Nachdem  eiiunal  der  König  am  8.  Februar  1848  sich  für 
die  Einführung  des  repräsentativen  Systems  nach  dem  Vor- 
bilde der  französischen  Charte  von  1830  erklärt  hatte,  blieb 
das  savoyische  Königshaus  dieser  Verfassung  voui  4.  März  184ö 
mit  einer  seltenen  Entschiedenheit  treu.  Zwar  glückte  es 
Karl  Albert  noch  nicht,  ein  erweitertes  italienisches  Beich 
unter  seinem  Scepter  zu  einigen.  Die  Siege  Badetzkys  warfen 
seinen  nationalen  Ehrgeiz  zurück  und  bewahrten  vielleicht 
Italien  vor  dem  Ueberfluten  einer  unreifen  Demokratie.  Aber 
auch  in  jener  Zeit,  wo  die  Beaktion  in  Italien  ihre  Triumphe 
feierte,  blieb  der  neue  König  Victor  Emanuel  doch  der 
Verfassung  treu.  —  Die  wunderbaren  Erfolge,  weiche  er  iu 
den  Jahren  1859  und  1860  errang,  verdankte  er  zu  gutem 

^  Verkündigung  vom  8.  Februar  1848  in  dem  Portfolio  I,  8.  64. 
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Teile  dem  Glauben  der  italieuischeH  Völker  an  seine  ehr- 
liche konstitutionelle  und  nationale  Gesinnung,  welche  ihn 
bestimmte,  die  Leitung  einem  grossen  Staatsmanns  als  Mi- 
nister, dem  edlen  Cavour  zu  übertragen.  Mit  Hilfe  Frank- 
reichs wurde  Oesterreich  aus  der  Lombardei  verdrängt  und 
der  neue  nationale  Staat  breitete  sich  über  alle  Fürstentümer 
von  Mittelitalien,  durch  den  kühnen  Feldzug  Garibaldis  auch 
über  Neapel  und  Sicilien  aus.  Die  Hilfe  Preussens  verschaffte 
dem  Reiche  aucb  das  Königreich  Venedig  1866.  Zuletzt  wurde 
auch  Rom  im  Jahre  LS 70  dem  nationalen  Königreiche  einver- 
leibt, nachdem  die  Franzosen  während  des  französisch-deut- 
schen Krieges  genötigt  waren,  die  Stadt  zu  verlassen.  Die 
deutsehen  Siege  ermöglichten  den  Untergang  des  letzten  Prie* 
sterstaats  in  Europa.  Das  neue  Königreich  Italien  hält  an  der 
konstitutionellen  Monarchie  fest,  und  sogar  die  republikanisch 
gesinnten  Parteien  bequemen  sich  nach  dem  Beispiel  Gari- 
baldis diese  Staatsform  als  die  für  Italien  zur  Zeit  not- 
wendige anzuerkennen. 

6.  Den  üebergang  von  den  romanischen  zu  den  germa- 
nischen Staaten  bildet  Belgien,  dessen  Verfassung  vom  Jahre 
1031  wieder  der  französischen  von  1830  nachgebildet  ist,  in 
einzelnen  wichtigen  Beziehungen  aber  der  bürgerlich-demo- 
kratischen Anschauung  näher  steht  als  diese.  Dahin  gehört 
der  Satz,  dass  „alle  Gewalten  von  dem  Volke  ausgehen*' 
(Art.  25),  wobei  freilich  zu  beachten  ist,  dass  Belgien  keine 
monarchisdie  Dynastie  mehr  hatte,  sondern  dne  solche  erst 
berufen  musste;  die.  Verneinung  jedes  Ständeunterschiedes 
(Art.  6),  das  ausgedehntere  Stimmrecht  für  die  Kammern  \u  s.  1 
Das  Zweikammersystem  ist  zwar  beibehalten,  die  erste  Kammer 
aber  oder  „der  Senat**  wird  auf  Zeit  gewählt,  und  zwar 
von  den  nämlichen  Wählern,  welche  die  Deputierten  bestellen 
(der  Entwurf  hatte  noch  dem  König  die  Ernennung  der  Se- 
natoren vorbehalten),  und  nur  die  Erfordernisse  des  Alters 
und  Reichtums  für  die  Senatoren  werden  höher  angesetzt. 
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Das  Land  hat  inzwischen,  von  einem  staatsraännischen  König:e, 
Leopold  von  Koburg,  weise  regiert,  die  Erschütterung  der 
europäischen  Revolation  von  1848  nur  wenig  verspfirt  und 
seine  Wohlfahrt  hat  seither  glücklich  zugenommen,  obwohl 
auch  in  Belgien  der  Kampf  der  ultramontaueu  und  liberalen 
Partei  leidenschaftlich  fortgeführt  wird.^ 

IV.  Germanische  Staaten  ausser  Deutschland. 

1.  Eine  eigentümliche  Entwic  lalung  hat  das  konstitutio- 
nelle System  in  dem  skandinavischen  Norden  erfahren.  Zu- 
nächst in  Schweden,  dessen  Reichstag  seit  dem  XYL  Jahr- 
hundert aus  vier  Ständen  zusammengesetzt  war,  welche  vier 
gesonderte  Stimmeu  hatten,  nämlich:  die  Ritterschaft  und 
der  Adel,  die  Geistlichkeit,  die  fitlrgerschaft  und  die 
Bauerschaft  Oefter  hatten  sieh  die  Könige  auf  die  heiden 
letzteren  Stände  vorzüglich  gegen  die  grosse  Macht  des  Adels 
stützen  müssen,  der  ausserhalb  der  Reichstände  in  dem  aus- 
schliesslich aus  ihm  bestellten  Reichsrate  (Staatsrat  und 
Ministerien)  das  wichtigste  Organ  seines  Einflusses  besass. 
Erst  Gustav  III.  brach  dieses  üebergewicht  der  Aristokratie, 
welche  die  Existenz  der  Krone  und  die  Sicherheit  des  Landes 
bedroht  hatte,  und  eröffnete  auch  (1789)  nicht  adeligen  Per- 
sonen den  Zutritt  zu  den  oberen  Keichsämtern ,  nur  die 
„höchsten  und  vornehmsten  Aemter  des  Reiches  und  Hofes*^ 
noch  ausgenommen. 

Die  Verfassung  Schwedens  vom  7.  Juni  1 809^1  ist  eine 
Fortbildung  der  früheren  Verfassung  von  1772.^^  Mit  beson- 
derer Ausführlichkeit  und  Sorgfalt,  und  mehr  als  in  den 
übrigen  Konstitutionen  der  neueren  Zeit  sind  in  derselbtii  der 
königliche  Staatsrat  und  die  vier  Staatssekretäre  be- 
handelt Die  Ernennung  auch  zu  diesen  Stellen  ist  nicht 

V  Lehrreich  ist  die  Geschichte  der  Gründung  der  konstitutionellen 
Monarchie  in  Belgien  von  Theodor  Juste,  18M),  2.  Bde. 

21  Schubert,  Verf.  H,  S.  368. 

22  Schubert,  Verf.  II,  S.  349. 
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mehr  auf  deu  Kreis  des  Adels  eingeschränkt.  I>ie  Reichs- 
stände,  ohne  deren  Mitwirkung  und  Zustimmung  der  König 
weder  die  Verfassung  ändern,  noch  Gesetze  geben,  noch  neue 
Steuern  erheben  darf,  war  noch  vor  kurzem  in  vier  Stände 
geteilt»  Die  Mehrheit  dreier  Stände  war  in  der  Eegel  für 
den  vierten  bindend,  bei  Yerfassungsgesetzen  aber  Einigkeit 
aller  vier  Stände  und  des  Königs  erforderlich. 

Diese  Verfassung  schloss  sich  in  manchen  Beziehungen 
noch  näher  an  die  auch  in  Deutschland  im  Mittelalter  be- 
standenen Grundlagen  der  ständischen  Verfassungen  an.  Die 
Schwierigkeit  aber,  bei  dieser  Viergliederung  der  Stände  einen 
einheitlichen  Nationalwillen  zustande  zu  bringen,  war  wohl 
eine  Hauptursache,  weshalb  diese  ausserhalb  Schwedens  wenig 
Beachtung  und  keine  Nachbildung  fand,  obwohl  sie  in  anderen 
Beziehungen  mancherlei  Vorzüge  vor  vielen  anderen  modernen 
Systemen  besitzt  Im  Jahre  1866  kam  endUch  auch  in 
Schweden  das  Zweikammersystem  im  Gegensatz  zu  dem  Vier- 
ständesystem zur  Geltung,  nach  Analogie  der  anderen  kon- 
stitutionellen Staaten.  23 

2.  Weit  demokratischer  ist  die  Verfassung  Norwegens 
vom  4.  November  1814.  Der  König  von  Schweden,  welcher 
durch  die  Friedensschlüsse  auch  zum  Könige  von  Norwegen 
bezeichnet  worden,  war  durch  die  Verhältnisse  genötigt,  die 
Verfassung  im  wesentlichen  so  anzuerkennen,  wie  dieselbe 
im  Frühjahr  des  nämlichen  Jahres  von  dem  norwegischen 
fteichstag  zur  Sicherung  der  Selbständigkeit  des  Landes  und 
der  Freiheit  seiner  Bürger  festgesetzt  wordMi  war.  Die  Ge- 
setzgebung wird  hier  „dem  Volke"  zugeschrieben  und  durch 
das  «Storthing^  ausgeübt  (Art  49).  Dem  Könige  steht 
zwar  das  Recht  der  Sanktion  zu,  aber  wenn  ein  nicht  geneh- 
migtes Gesetz  zum  drittenmale  von  dem  Stonhing  gutgeheissen 
wird,  darf  ^r  die  Sanktion  nicht  mehr  verweigern.  Das  ganze 

28  [Riksdagsordiüiig  und  K.iddarliuöordning  vom  22.  Juni  1866.J 
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Storthing  wird  durch  Wahl  der  norweguschen  Bürger  (meistens 

Grundbesitzer)  gebildet,  teilt  sich  dann  aber  in  zwei  Kammern, 
das  sogenannte  ^Lagthing'^  und  das  ^Odelsthing^  Die 
aüsflbende  Gewalt  gehört  dem  Könige,  unter  der  Verantwort- 
lichkeit seines  Rates.  Vergeblich  waren  die  seitheri^^en  Ver- 
suche, die  königliche  Macht  zu  erweitern  und  eine  politische 
Aristokratie  einzuführen.  Die  Demokratie  dor  freien  Bauern 
and  der  Bürger  widersetzte  sich  beiden  Tendenzen  beharrlich, 
und  die  Eifersucht  der  Norweger  auf  ihre  Unabhängigkeit  von 
Schweden  stärkte  diesen  Widerstand. 

3.  Die  dänische  Revolution  von  1660  war  gegen  den 
Adel  gerichtet  und  hatte  mit  Hilfe  des  Bürgertums  die  ab- 
solute Monarchie  eingeführt.  In  unserem  Jahrhundert  wurde 
auch  in  D&nemark  die  Wandlung  in  die  konstitutionelle  Mon- 
archie yollzogen,  zuerst  in  der  noch  unzureichenden  Form 
von  Provinzialstäudeu  (Gesetz  vom  28.  Mai  1831),  dann  in 
dem  Grundgesetz  vom  5.  Juni  1849  in  demokratischer  Bich- 
tung.  Die  Veiiassungsstreitigkeiten  der  Dänen  mit  den  Deut* 
sehen  bezogen  sich  weniger  auf  den  Gegensatz  der  Verfassungs- 
form als  auf  den  Gegensatz  der  Nationalitäten.  Indessen  auch 
da  kam  es  im  Juni  1866  zu  einer  Yerfassungsrevision,  welche 
von  dem  König  mit  dem  Reichsrat  (Landöthiiig  und  Volks- 
thing) vereinbart  wurde.    [Verfassung  vom  28.  Juli  1866.] 

4.  In  dem  neugestifteten  Königreiche  der  Niederlande, 
welches  nach  der  Auflösung  des  napoleonischen  Kaiserreichs 
au  die  Stelle  der  alten  Republik  der  Vereinigten  Staaten  und 
des  späteren  napoleonischen  Königreichs  Holland  getreten 
war,  wurde  die  konstitutionelle  Monarchie  ebenfalls  eingeftthrt 
(Verfassung  vom  28.  März  1814  und  nach  der  Verein i^junjoc 
mit  Belgien  vom  24.  August  1815).  Die  neue  Verfassung  vom 
11.  Oktober  1848  war  ein  Fortschritt  in  derselben  Bichtung 

34  Sehubbert,  Verf.  II,  8.  404  ff.  Vgl.  den  Art  Iforwegen  im 
deutschen  Staat&wörterbuch. 
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und  der  koustitutionelie  Geist  ist  neuerdings  auch  in  Holland 
erstarkt. 

y.  Deutsche  Staaten. 

1.  Das  alte  ^römische  Reich  deutscher  Nation'*  hatte  in 
den  letzten  Jahrhunderten  seines  Bestandes  zwar  die  leere 
Form  einer  kaiserliehen  Monarchie  beibehalten,  aber  das 
Kaisertum  war  eine  machtlose  Würde.  Alle  wirkliche  Macht 
war  bei  den  Landesherrn,  unter  denen  der  Kaiser  selber  als 
Herr  von  Oesterreich  and  König  der  mit  Oesterreich  yer* 
bnndenen  fremden  Länder  nur  dnrch  diese  Hansmacht  an- 

•  gesehen  und  stark  war. 

In  den  einzelnen  Territorien  aber  hatte  die  landesherr- 
liche FOrstenmacht  die  früheren  landständischen  Schranken 
fast  alle  durchbrochen  und  beseitigt  und  sich  zu  absoluter 
Staatsherrschaft  erhoben.  Die  überlieferte  Idee  dieses,  ur- 
sprünglich aus  erblich  gewordenen  Reichsämtern  entstandenen 
Fürstentums,  war  nach  der  Weise  des  Mittelalters  halb  theo- 
kratisch,  halb  patrimonial,  aber  erweitert  durch  den  romani- 

'  sehen  Begriff  der  Souveränität,  der  nur  insofern  noch  eine 
schwache  Schranke  fand,  als  die  deutschen  HeichsfÜrsten  ihrer 
Zuneliörigkeit  zum  lieich  be\Yusst  und  einigermassen  vor  den 
Beichsgerichten  (Reichskammergericht  und  Beichshofrat)  Bede 
zu  stehen  genötigt  waren» 

2.  Die  Wendung  erfolgte  yon  dem  Königreich  Preussen 
aus.  Wie  Oesterieich  aus  dem  Deutschen  Reiche  heraus  zu 
einer  selbständigen  europäischen  Grossmacht  heranwudis,  die 
mit  Frankreich  rivalisierte,  so  entstand  im  Korden  von  Deutsch* 
land  ein  neuer  Staatsköi-per,  der  im  Kampfe  gegen  das  mittel- 
alterliche Reich,  aber  im  Geiste  der  deutschen  J^atioualität 
sich  rasch  und  kühn  ausbreitete.  Stützte  inch  das  öster- 
reichische und  katholische  Haus  Habsburg,  später  Lotliringen, 
vorzüglich  auf  die  römische  Kaiserwürde,  das  herkömmliche 
Recht,  den  Klerus,  den  Adel  und  eine  aus  mancherlei  Volks* 
Stämmen  gemisdite  Armee,  so  wurde  das  protestantische  Haus 
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Hohenzollern  der  Repräsentant  und  Schirmherr  dermodenu  xi 
Entwickeiuiig  des  deutschen  Geistes  und  der  Volksfreiheit 

Friedrich  der  Grosse  von  Preussen  (1740 — 1786)  ver- 
dient in  Wahrheit  als  der  geistige  Vater  der  modernen  kon- 
stitutionellen Moiuiiihie  für  den  Kontinent  geehrt  zu  werden. 
Hätten  die  Völker  ihn  besser  verstanden^  und  die  Fürsten  ihm 
mehr  gefolgt,  so  hätte  sich  der  Uebergang  ans  der  absoluten 
in  die  konstitutionelle  Staatsform  leichter  vollzogen.  Niemand 
hat  energischer  als  er  den  Satz  bekämpft,  dass  der  König 
der  Herr  ,d^  Staatiis  sei^  niemand  bestimmter  ausgesprochen, 
dass  das  Königtum  ein  Staatsamt  und  der  König  der  oberste 
Diener  des  Staates  sei.  Die  ganze  mittelalterliche  Lehre  von 
dem  göttlichen  Becht  und  der  Figentumsherrschaft  der  Kö« 
nige  hat^er  entsdiieden  verworfen.  Wenn  er  dessenunge- 
achtet weder  die  alte  ständische  Verfassung  erneuerte,  noch 
eine  neue  repräsentative  schuf,  sondern  die  ererbte  absolute 
Gewalt  fortsetzte, /so  erklärt  sich  das  gen^end  daraus,  dass 
sein  Volk  politisch  noch  sehr  unreif  und  er  persönlich  dem- 
selben allzusehr  überlegen  war.  Aber  er  bereitete  die  künf- 
tige konstitutionelle  Monarchie  vor:  a)  durch  die  eneiigische 
Durchführung  des  Princips,  dass  Königsrecht  Staatspflicht  sei, 
b)  durch  seine  Gesetzgebung  über  das  öffentliche  Recht 
(Preussisches  Landrecht),  c)  durch  die  strenge  Gewöhnung  aller  ^ 
Staatsbeamten  an  staatliche  Pflichtübung. 

Die  franzosische  Revolution  lenkte  eher  von  dem  "Wege 
ab,  auf  den  der  grosse  König  gewiesen  hatte,  indem  sie  die 
deutschen  Forsten  mit  Furcht  und  Hass  erfüüite  und  in  den 
Völkern  zu  radikaler  Uebertreibung  reizte. 

3.  Die  Verfassungen,  welche  in  der  Rheinbundsperiode 
zustande  kamen,  hauptsächlich  auf  den  Antrieb  des  Protektors, 
des  Rheinbundes,  Napoleons  L,  konnten  insofern  als  eine 
üebergangsstufe  zu  der  konstitutionellen  Monarchie  dienen, 
als  sie  mit  den  Resten  der  alten  Xjandstände  aufräumten,  in 
einer  Urkunde  die  Grundgesetze  zusammeniassten  und  eine 
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Art  von  iiepräsentation  —  freilich  eine  kümmerliche  und 
ohnmächtige  des  Grundbesitzes,  der  Industrie  und  der 
Jidheren  Bildung  yersprachen. 

4.  Als  der  grosse  Befreiuagbkampf,  zu  dem  sich  die 
Nation  opfermutig  erhoben  hatte,  die  Fremdherrschaft  brach, 
vrar  ein  günstiger  Moment  da^  nm  die  inoderne  Staatsordnung 
in  nationalem  und  freiem  Geiste  durchzuführen.  Die  wenigen 
grossen  Staatsmänner,  die  Deutschland  hatte,  Stein,  Hum- 
boldt, anfangs  auch  Hardenberg  wollten  es.  Der  König 
Friedrich  Wilhelm  III.  von  Preussen  hatte  seine  Geneigt- 
heit dazu  Ötieutlich  ausgesprochen.  Aber  durchweg  war  die 
absolutistische  Gesinnung  der  deutschen  Dynastien,  der  vor- 
nehmen Kreise  der  Gesellschaft,  des  Beamtentums  so  über- 
mächtig, die  antirevolutiüuäre  Stimmung  so  misstrauisch  gegen 
alle  modernen  Ideen,  und  so  be&ogen  in  romantischen  Phan- 
tasien, und  die  politische  Bildung  des  Volkes  so  unreif,  dass 
iü  dem  deutschen  Bunde  und  in  den  souveränen  (grossen, 
mittleren  und  ideinen)  Monarchien,  die  sich  in  die.  Be- 
herrschung der  deutschen  Nation  geteilt  hatten,  ein  nur 
wenig  von  landständischen  Erinnerungen  beschränkter  Abso- 
lutismus herrschend  wurde.  Die  deutsche  Bundesakte  vom 
Juni  1815  verhiess  in  Artikel  13:  ,»In  allen  Bund^taaten 
wird  eine  landständische  Verfassung  stattfinden."  Adsdrück- 
lich  verwahrten  sich  die  österreichischen  Staatsmänner  da- 
gegen, dass  damit  die  „repräsentative  oder  konstitutionelle 
Monarchie"  gemeint  seL 

Xui  ausnahmsweise  versuchte  man  es,  in  einigen  Staaten, 
eine  Art  konstitutioneller  Monarchie,  in  Nachahmung  der  fran- 
zösischen Charte,  aber  durch  landst&ndische  UeberlieferUng 
modifiziert,  einzurichten.  Das  Herzogtum  Nassau  ging  vor- 
aus, aber  ohne  nachhaltige  Kraft  (Verfassung  vom  2.  September 
18U).  Dann  folgte  Luxemburg  (24.  August  1816)  und  vor- 
zflglich  das  Grossherzogtum  Sachsen- Weimar-Eisen  ach 
(15.  Mai  1816),  dessen  Fürst,  Karl  August  —  eine  seltene 
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Erscheinung  —  personiich  der  freieren  Verfassung  zuge* 
than  war. 

Wichtiger  war  es,  dass  die  sfiddeutschen  Mittelstaaten^ 

die  Königreiche  Bayern  (26.  Mai  181S),  Württemberg 
(25.  September  1Ö19),  wo  der  Widerstand  der  alten  Land- 
stände vorerst  durch  die  weitsichtigere  R^erung  zu  fiber- 
winden war,  und  das  Grossherzogtum  Baden  (22.  August 

1818)  nun  zu  der  konstitutionellen  Monarchie  übergingen  und 
gerade  in  dieser  Wandlung  eine  Stärkung  erkannten  gegen* 
über  dem  Drucke  der  deutschen  absolut  regierten  Grossstaaten* 

Es  folgte  dann  das  Königreich  Hannover  (17.  Dezember 

1819)  ,  das  Grossherzogtum  Hessen  (17.  Dezember  1820)  und 
Sachsen-Meiningen  (23^.  August  1829). 

Id  allen  diesen  Verfassungen  ist  die  Monarchie  mit  einer 
reichen  Fülle  von  Eechtcn  ausgestattet.  Auf  der  konserva^ 
tiven  Natur  des  deutschen  Volkscharakters  konnte  sie  sicherer 
ruhen  als  in  Frankreich,  und  wenn  sie  nur  einigermassen 
verstand,  die  Zeitideen  zu  erfassen  und  in  liberaler  Richtung 
vorzugehen,  so  wurde  ihr  die  Leitung  der  öffentlichen  Dinge 
vertrauensvoller  fiberlassen,  als  irgend  anderwärts. 

Bei  der  Bildung  der  Kammern  ahmte  man  das  englische 
und  das  französische  Vorbild  nach.  Aber  die  Ersten  Kammern 
wurden  vorzugsweise  auf  den  Grundadel  gebaut,  dessen  An- 
sprüche und  Ansichten  grossenteils  einer  untergegangcneii 
Weltorduung  angehörten,  auch  wohl  mit  abhängigen  Dienern 
der  Höfe  ergänzt,  so  dass  sie  deshalb  nicht  zu  rechtem  An- 
sehen und  gedeihlicher  Wirksamkeit  gelangen  konnten.  Die 
Zweiten  Kammern  wurden  dagegen  weniger  plutokratisch  be- 
setzt, als  in  Frankreich.  Weil  sie  sich  meistens  an  die  von 
alters  hergebrachten  •  Stände  anschlössen,  so  hat  man  diese 
Verfassung  auch  oft  mit  Emphase  als  eine  „ständische  und 
keine  repräsentative^  bezeichnet  Aber  mit  Unrecht;  denn 
nicht  das  ist  der  Charakter  der  Repräsentativverfassung 
im  Gegensatze  zu  der  mittelalteilichen  ständischen,  dass 
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in  jeuer  die  verschiedenen  Stände  des  Volkes  nicht  berück- 
9ichtigt  werden  dürfen,  sondern  dass  die  Stellvertretung  in 
jener,  auch  wenn  sie  nach  Ständen  oder  Klassen  gegliedert 
ist,  dennoch  vornelunlich  eine  nationale  sei  und  die  Ein- 
heit des  Volkes  und  des  Staates,  nicht  die  Gespalten- 
heit derselhen  in  die  Sonderinteressen  der  Stände  darstelle. 
Dieses  Princip  ist  aber  z.  B.  in  der  bayerischen  Verfassung 
von  1dl 8  ausdrücklich  anerkannt,  indem  die  Abgeordneten 
schwören  müssen:  „nur  des  ganzen  Landes  allgemeines  Wohl 
und  Beste  ohne  Rücksicht  auf  besondere  Stände  oder  Klassen 
nach  Ucberzeugung  zu  beraten." 

Die  EntWickelung  der  konstitutionellen  Monarchie  wurde 
noch  während  Jahrzehnten  hauptsächlich  durch  die  beiden 
deutschen  Grossstaaten  gehemmt,  deren  Eegierungen  sich  gegen 
diese  Staatsform  entschieden  misstrauisch  und -abgeneigt  ver* 
hielten.  In  Preussen  verliefen  die  Reformhestrebungen  im 
Sand.  Anstatt  der  verheissenen  Repräsentation  des  Volks 
kam  es  zuletzt  (1823)  nur  zu  beratenden  Provinzial- 
ständen.  Die  österreichische  Regierung  glaubte  die  Ein- 
heit des  zusammengesetzten  Staatswesens  nur  durch  die  ab- 
solute Gewalt  erhalten  zü  können.  Fast  die  ganze  Wirk- 
samkeit des  deutschen  Bundes  war  darauf  geriditet,  das 
sogenannte  „monarchische  Principe  möglichst  absolut  zu  be- 
yrahren  und  die  Völker  polizeilich  zu  bevormunden. 

5.  Die  französische  Julirevolution  von  1830  hatte  auch 
in  Deutschland  neue  Bewegungen  zur  Folge,  und  wieder 
wurden  eine  Reihe  deutscher  Staaten,  mittlere  und  kleinere 
bestimmt,  das  konstitutionelle  System  einzuführen.  Das  Kur- 
fürstentum Hessen  erhielt  am  5.  Januar  1831  eine  Ver- 
fassung, welche  die  Volksfreiheiten  gegen  die  fürstliche  Will- 
kür zu  schützen  bedacht  war;  das  Königreich  Sachsen  be- 
kam eine  der  bayerischen  nachgebildete  Verfassung  (vom 
4.  September  1831);  das  Königreich  Hannover  erhielt 
<26.  September  1833)  ein  neues  konstitutionelles  Staatsgrund- 
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gesetz,  welches  jedoch  von  dem  nächstfolgeiideii  Könige  £rnst 
August  nicht  anerkannt  wurde  und  erst  1840  in  modifizierter 

Gestalt  wieder  ins  Leben  trat. 

Es  erweiterte  Bich  so,  wenn  auch  von  den  Begierungen 
zuweilen  eher  dem  Seheine  nach  als  in  Wahrheit  geachtet» 
durch  die  ausgebildete  Schreiberei  der  Bureaukratie  vielf  ach 
verdorben,  durch  die  Parteien  innerhalb  und  ausserhalb  der 
Ständeversammlungen  nicht  selten  missbraucht  und  entstellt, 
das  konstitutionelle  Staatsrecht  doch  fortwährend  auch 
in  Deutschland,  während  die  beiden  deutschen  Grossmächte 
sich  noch  immer  demselben  abgeneigt  zeigten. 

6.  Endlich  erliess  der  König  Friedrich  Wilhelm  IV. 
von  Preussen  das  Patent  vom  3.  Februar  1847,  durch  welches 
auf  der  Unterlage  der  Provinzialstände  ein  ^jV  er  ein  igt  er 
Landtag^  Mr  Preussen  gebildet  und  demselben  der  Beirat 
für  die  Landesgesetzgebung,  ein  Zustimmungsrecht  für  neue 
Steuern  und  ein  Petitionsrecht  in  inneren  Angelegenheiten 
zugesichert  wurde.  Dadurch  trat  Preussen  aus  der  Klasse  der 
absoluten  in  die  der  beschränkten  Monarchie  Ober  und  näherte 
sich  den  deutschen  Repräsentativstaaten  bedeutend.  Der  An- 
fang einer  modernen  Staatsentwickelung  war  gegeben,  und  es . 
war  sogar  ein  Vorzug  dieser  Verfassung,  dass  sie  an  die  be- 
stehenden Verhältnisse  anknüpfte  und  nicht  bloss  die  bisher 
übliche  Form  der  konstitutionellen  Monarchie  nachahmte. 
Freilich  waren  die  Bechte  des  Landtags  nur  kümmerlich  und 
ungenügend  bedacht  Aber  die  Möglichkeit  der  Fortbildung 
war  gegeben  und  die  Mängel  der  Verfassung  hätten  sich  auf 
organische  Weise  im  Zusammenhang  mit  der  politischen  £r->- 
Ziehung  auch  des  Volkes  nach  und  nach  heben  lassen.  Leider 
trat  die  Regierung  auch  den  gerechten  Wünschen  des  Land- 
tags in  einer  Weise  entgegen,  welche  ihr  das  Vertrauen  auch 
der  gemässigten  Parteien  entzog.  Und  als  das  politische  Erd- 
beben von  1 848  Europa  erschütterte,  stürzte  der  neue  Bau  halt- 
los zusammen.  Preussen  erhielt  darauf  am  5.  Dezember  184S 
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eine  Verfassung,  weiche  zu  grossem  Teile  das  Werk  der 
demokratischen,  von  den  Wogen  der  Revolution  getragenen 
Partei  ^Yar.  Nur  mit  Hilfe  eines  von  dem  Könige  oktroyierten 
Wahlgesetzes  vom  30.  Mai  1849  gelang  es,  die  revidierte 
Verfassang  vom  31.  Januar  1850  im  Einverständnis  der  drei 
Faktoren  durchzusetzen.  Seither  sind  noch  einige  wesentliche 
Veränderungen  hinzugekommen,  vorzüglich  zur  Verstärkung 
der  Autorität  Trotz  wesentlicher  Mängel  dieser  Verfassung 
war  nun  für  das  konstitutionelle  Leben  von  Preussen  eine 
neue  staatsrechtliche Grundlage  gewonnen. 

Die  wechselnden  Ereignisse  der  folgenden  Jahre  zeigten 
freilich,  dass  mit  der  Form  der  Verfessung  noch  nicht  sofort 
der  Geist  derselben  allgemeine  Anerkennung  fand.  Das  aristo- 
kratische Herrenhaus,  dessen  Zusarnmensetzung  den  früheren 
Vertretern  des  Ahsolutismus  und  der  ritterschaitlichen  Bo- 
mantik  allzu  freigebig  Vorschub  ??eleistet  hatte,  bequemte  sich 
nur  widerwillig;  dem  an  Selbstherrlichkeit  gewöhnten  König* 
tum  fiel  es  schwer,  sich  in  die  veränderte  Lage  zu  fügen 
und  sich  von  dem  modernen  Geiste  des  Volkskönigtums  er- 
füllen zu  lassen;  die  Volksvertretung  endlich  konnte  sich  auch 
nur  allmählich  der  Grenzen  ihrer  Macht  und  der  grossen 
Unterschiede  bewusst  werden  zwischen  dem  englischen  Par- 
lamentarismus und  der  preussischen  Staatsregierung.  Aber 
während  der  zähen  und  erbitterten  Kämpfe  zwischen  Reform 
und  Reaktion,  Autorität  und  Volksfreiheit  trieb  die  neue  Ver- 
fassung doch  tiefere  Wurzeln,  inid  nach  und  nach  fanden  sich 
alle  Gegensätze  in  der  Pflicht  gegen  den  wachsenden  deut^ 

25  Die  Urkunde  1«  i  Zachariä,  Die  deutschen  Verfassungr^ge setze 
der  Oegenwart,  S.  74  ff.  [Die  gegenwärtig  in  Kraft  stehenden  Ver- 
faflsmigen  der  deutschen  monarchischen  Staaten  (mit  Ausnahme  Mecklen- 
burgs) siehe  bei  Stoerk,  Handbuch  der  deutschen  Verfassungen  1884. 
Eine  sehr  gute  Sammlung  der  VerfasBungsgesetze  aller  grösseren  Staaten 
Europas  und  Amerikas  ist  die  von  Dareste ,  Les  Constitutions  modernes, 
tradttites  sur  les  texte?  et  Rccnmpagn^eB  de  notioes  historiques  et  de 
notes  explicativea,  %  voi^  Paris  1883.J 
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sehen  Staat  zusammen.  Im  Feuer  des  deutschen  Krieges  von 
1866  wurden  die  harten  Widersprüche  geschmolzen  und  die 

Einigung  vollzogen. 

7.  Auch  Oesterreich  wurde  von  der  lievolution  des 
Jahres  1848  unvorbereitet  fiberfaUen.  Die  einzelnen  Völker, 
welche  bisher  durch  die  habsburgische  Dynastie  zusammen- 
gehalten waren,  versuchten  sich  loszureissen,  und  in  dem 
Oentrum  der  Monarchie,  in  Wien,  regierte  eine  Weile  die 
unerfahrene  schwärmerische  Jugend.  Nur  in  der  Armee,  sonst 
nirgends  mehr  war  Einheit,  in  ihr  auch  der  letzte  Halt  der 
Monarchie.  Die  Siege  der  Armee  aber  verschafften  den  öster- 
reichischen Staatsmännern  wieder  die  Möglichkeit,  die  Zfigel 
der  Regierung  zu  ergreifen,  und  im  Gedränge  der  inneren  und 
äusseren  Gefahren  unternahmen  sie  den  Aufbau  eines  neuen 
enger  verbundenen  Gesamtstaates.  Durch  die  oktroyierte  Ver- 
fassung vom  4.  März  1849  wurde  ein  erster  Versuch  gewagt 
einer  Organisation  des  Reiches  nach  den  Grundsätzen  der 
konstitutionellen  Monarchie.  Aber  die  Schwierigkeiten,  so 
verschiedene  Völker,  die  überdem  noch  auf  verschiedenen 
Kulturstufen  stehen,  in  einer  Reichsversammlung  zu  einigen, 
schienen  damals  so  unüberwindlich,  und  das  Bedürfnis  nach- 
einer  einheitlichen  und  diktatorischen  Regierungsgewalt  nach 
der  tiberwältigten  Auflehnung  Ungarns  so  stark,  dass  es  nicht 
zur  Ausführung  jener  Veria8sung  kam.  Hatten  zuvor  die  ver- 
schiedenen österreichischen  Staaten  ihre  Einheit  wesentlich  in 
der  herrsehenden  Dynastie  gefunden,  so  sollte  auch  fOr  die 
nächste  Zeit  die  einheitliche  Staatsmacht  über  das  ganze  ge- 
einigte Reich  ausschliesslich  der  Person  des  Kaisers  anver- 
traut bleiben.  Durch  das  kaiserliche  Patent  vom  20.  August 
1851  wurde  bestimmt,  dass  die  Minister  nur  dem  Throne  ver- 
antwortlich seien,  durch  das  Kabinettsschreiben  vom  20.  August 
1S51  der  Beichsrat  in  einen  Bat  der  Krone  umgewandelt, 
und  durch  das  Patent  vom  31.  Dezember  1851  wurden  die 
konstitutionelle  Verfassung  und  die  Grundrechte  von  1849 
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aufgehoben.  lu  dem  Kabinettsschreibeu  endlich  vom  31.  De- 
zember 1851  wurden  in  den  Kronländem  beratende  Aus- 
schüsse des  grundbesitzenden  Erbadels,  der  übrigen  Grund- 
besitzer und  der  Industriellen  in  Aussicht  gestellt, '^^  aber  in 
Wahrheit  das  System  der  absoluten  Monarchie  wiederhergestellt 
Mit  Hilfe  eines  maschinenartig  zu  bewegenden  Beamtensystems 
übte  dieselbe  die  Regierungsgewalt  aus  und  stützte  sich  dabei 
in  geistiger  Hinsicht  auf  das  Wohlwollen  des  katholischen 
Klerus  und  in  materieller  auf  die  starke  Armee. 

Seit  dem  Jahre  1858  hatte  die  absolutistische  Politik  in 
Preusseu,  Bayern,  Baden,  Württemberg,  Kurhessen  u.  s.  f.  eine 
Reihe  yon  Niederlagen  erlitten  und  Oesterreich  erfuhr  es  in 
dem  italienischen  Kriege  von  1859,  dass  die  drei  einzigen 
Stützen  der  absoluten  Politik,  die  Bureaukratie,  die  Armee 
und  der  Klerus  in  der  Krisis  ohnmächtig  werden.  Wiederum 
sah  die  kaiserliche  Begierung  die  einzig  mögliche  Rettung 
aus  ihrer  Fiiiaiiznot  und  aus  ihrer  politischen  Verkumiuenlieit 
in  der  Gewähiung  der  Bepräsentatiwerfassuug  und  der  Um- 
Wandlung  der  absoluten  in  die  konstitutionelle  Monarchie« 
Das  kaiserliche  Diplom  vom  20.  Oktober  1860  verkündete 
diesen  Entächlusg  und  das  Grundgesetz  vom  26.  Februar  1861 
suchte  denselben  auszuführen. 

Die  Machtstellung  der  österreichischen  Monarchie  sollte 
nach  der  Erklärung  des  Diploms  ihre  Ausgleichung  finden 
mit  „dem  geschichtlichen  Eechtsbewusstsein  ihrer  verschiedenen 
Königreiche  und  Länder^.  Die  «historischen  Völkerindividuen*' 
sollten  ihre  Landtage  haben  mit  bescliiäukter  Autonomie  und 
hinwieder  in  dem  gemeinsamen  Reichstag  zusammenwirken 
bei  der  Gesetzgebung  des  Beichs  und  der  Kontrolle  der 
Reichsregierung.  Die  Yer&ssung  selbst  unterschied  hinwieder 
einen  Weitern  Reichstag  für  die  Gesamtmonarchie  und 
einen  Engern  Beichs  tag,  vorzüglich  für  die  westlichen 

iiß  Zacharifi,  I),  Verf.,  S.  62  ff. 
Biuntschli,  allgememe  Slaatslebre.  31 
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Läuder.  ludessen  auch  diese  Verfassung  gelangte  nur  zu 
einem  Versuche  des  Lebens,  nicht  zu  wirklichem  Leben,  da 
sich  die  Ungarn  weigerten,  den  Reichstag  zn  beschicken. 

Wiederum  wurde  die  Wirkbamkeit  des  Reichstages  am 
20.  September  1865  durch  eine  einseitige  kaiserliche  Erklärung 
sistiert  und  von  neuem  die  Reichsregierung  ohne  Kontrolle  des 
Reichstages  geführt.  Erst  das  neue  Knegsunglück  des  Staates 
brachte  im  Jahre  1866  wieder  einen  Umschwung  zustande. 
Nach  der  Niederlage  Von  Königsgr&tz  und  dem  Frieden  mit 
Preussen  von  Prag  wurde  emstlicher  wie  bisher  von  der 
kaiserlichen  Üegierung  mit  den  Lugarn  unterhandelt,  die  nicht 
gesonnen  waren,  ihre  althergebrachten  verfassungsmässigen 
Rechte  aufzugeben  und  gegen  eine  oktroyierte  Verfassung  des 
Kaisertums  cuibzutauschen.  Erst  als  ihnen  die  Rechtskon- 
tinuität nicht  bloss  der  ungarischen  Verfassung,  sondern 
ebenso  der  ungarischen  Gesetze  von  1848  und  die  fortdauernde 
Selbständigkeit  des  Königreiches  wieder  zugestanden  ward, 
mit  Kraftloserklärung  aller  inzwischen  versuchten  Eingriffe, 
Hessen  sie  sich  herbei,  ihren  Frieden  mit  der  Krone  zu  machen. 
Damit  aber  war  wieder  der  Dualismus  des  Reichs  hergestellt. 
Dem  ungarischen  Reichstage  und  Ministerium  trat  nun  wieder 
ein  österreichischer  Reichstag  und  ein  österreichisches  Mini- 
sterium für  die  Länder  diesseits  der  Leitha  an  die  Seite. 
Eine  Reihe  neuer  Verfassungöge^>etze  von  1867  ordnete  die 
Verantwortlichkeit  der  Minister,  die  Reichsvertretung,  die 
Rechte  der  Staatsburger,  die  Rechtspflege  und  die  Regierungs* 
gewalt.  Auch  für  sie  musste  die  sistierte  Verfassung,  soweit 
sie  noch  anwendbar  war,  hergestellt  werden.  Die  beiden  Reichs- 
tage suchten  dann  nach  einer  ausgleichenden  Delegiertenver- 
sammlung,  welche  in  Verbindung  mit  den  beiden  gemeinsamen 
Ministern  für  das  AiLsuärtige  und  die  Finanzen  eine  Einigung 
in  der  Politik  der  gesamten  Monarchie  herzustellen,  die  Auf* 
gäbe  erhielt.  Ob  diese  vermittelnde  Einrichtung  auf  die 
Dauer  so  bestehen  werde,  das  mag  noch  zweifeihail  seiu; 
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aber  das  ist  sicher,  dass  weder  Ungarn,  noch  Deutsche  und 
Böhmen  geneigt  sind,  sich  die  absolute  Monarchie  länger  ge- 
fallen zu  lassen,  und  dass  alle  diese  Nationen,  wenn  auch 
in  verschiedenen  Formen  eine  konstitutionelle  Monarchie  mit 
Einfluss  und  Kontrolle  der  Volksvertretung  entschieden  ver- 
langeii. 

8.  Der  Versuch,  die  repräsentative  Verfassungsform, 
welche  seit  der  Revolution  von  1848  in  allen  deutschen  Län- 
dern als  die  noch  einzig  mögliche  Form  der  Monarchie  pro- 
klamiert worden  war,  auch  auf  den  deutschen  Bund  als 
einen  Gesamtstaat  überzutragen,  führte  zu  der  deutschen 
Beichsverfassung  vom  28.  März  1849,  welche  zunächst  ganz 
Deutschland  ausser  Oesterreich  unter  einem  Deutschen,  mit 
der  preussischen  Königskrone  verbundenen  Erbkaisertum 
zusammenfasste,  den  Einzelstaaten  eine  Bepräsentation  in  einem 
Staatenhaus  euiiäumte  und  dem  deutschen  Volk  eine  VertretuDg 
in  einem  Volkshause  zusicherte.  Indessen  diese  Verfassung 
gelangte  nicht  zur  Wirksamkeit.  Oesterreich  verwarf  diese 
Lösung  der  deutschen  Frage  und  bereitete  sich  zur  Bekämpfung 
derselben  vor;  der  König  von  Preussen  nahm  die  Kaiserkrone 
nicht  aus  den  Händen  der  Nationalversammlung;  auch  Bayern 
weigerte  seinen  Beitritt.  Die  deutsche  Nation  war  nicht  ent- 
schlossen genug,  für  die  Verfassung  einzustehen.  Die  dynasti- 
schen und  partikularistischen  Kräfte  waren  stärker  .als  das 
nationale  Bewusstsein.  Auch  alle  späteren  Versuche  besonders 
Preussens,  einen  engeren  Bund  als  konstitutionelle  Monarchie 
zu  gestalten,  scheiterte  an  dem  Widerstand  jener  Kräfte.  Erst 
der  deutsche  Krieg  von  1866  überwand  die  zähen  Hindemisse, 
welche  Oesterreich  und  die  Dynastien  erhoben  hatten. 

Die  Verfassung  des  norddeutschen  Bundes  vom 
16.  April  1867  kann  nur  mit  einigen  Vorbehalten  und  Be- 
schränkungen als  konstitutionelle  Monarchie  bezeichnet  wer- 
den. Allerdings  wird  die  Hauptleitung  der  gemeinsamen  J'.un- 
despolitik  von  dem  jeweiligen  Könige  von  Preussen  als 
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erblichem  Bundespräsidium  und  geborenem  Bundes- 

feldherrn  in  Gemeiuschaft  mit  dem  von  dem  iiundeshaupte 
ernannten  Bundeskanzler,  welcher  verantwortlich  ist.  aus- 
geübt Die  eigentliche  Verwaltung  ward  von  dem  Bundes- 
kanzleramte besorgt,  das  dem  Bundeskanzler  untergeordnet  ist 
lüSüfern  ward  die  Volizugsgewalt  des  Bundes  konstitutionell- 
monarchisch  organisiert.  Hinwieder  ist  das  Bundeshaupt  be- 
schränkt sowohl  durch  den  Bundesrat,  in  welchem  die 
Regierungen  aller  verbündeten  Staaten  Sitz  und  Stimme  haben, 
als  durch  den  Reichstag  als  Vertretung  des  deutschen 
Volkes,  welcher  gemeinsam  mit  dem  Bundesrat  die  gesetz- 
gebende Gewalt  ausübt  und  welchem  auch  eine  Kontrolle  der 
Bundesverwaltung  zukommt. 

Die  deutsche  BeichSYcrfassung  Tom  16.  April  1S71 
hat  den  monarchischen  Charakter  des  Reichs  noch  durch  die 
Majestät  des  deutschen  Kaisertitels  erhöht.  Aber  auch 
heute  noch  hat  der  deutsche  Kaiser  nur  ein  sehr  beschränktes 
Veto  gegenüber  einzelnen  militärischen  und  finanziellen  Reichs- 
gesetzen, nicht  einen  selbständigen  unmittelbaren  Anteil  an 
der  Gesetzgebungsgewait;  und  heute  noch  erscheint  der  Bun- 
desrat nicht  bloss  als  ein  Reichssenat  mit  gesetzgeberischen 
Befugnissen,  sondern  als  ein  Institut  zur  Mitregierung  des 
Reichs,  die  sich  insofern  wieder  als  Kollektivrcgierung 
sämtlicher  deutscheu  Fürsten  und  Landesobrigkeiten  darstellt, 
und  daher  noch  etwas  von  Aristokratie  an  sich  hat  Die 
Mischun:4  verschiedenartiger  Verfassungsprincipien  in  dem 
deutschen  Reiche,  welche  vor  zwei  Jahrhunderten  Pufendorf 
als  monströs  erklärt,  ist  auch  in  der  heutigen  Reichsverfassung 
noch  nicht  völlig  geklärt.  Aber  trotz  dieser  geschichtlich- 
politischen  Besonderheiten  ist  die  Lebensfähigkeit  und  die 
Thatkraft  des  Deutschen  Reichs  bewährt*  Wenn  Einheit  und 
Macht  der  monarchischen  Regierung  und  anerkannte  Volks- 
rechte und  Voiksireiheiten  das  Wesen  der  konstitutionellen 
Monarchie  bilden,  so  muss  die  deutsche  Reichsverfassung 
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als  eine  eigentümliche  Form  dieser  Staatsgattung  anerkannt 
werden. 


Fassen  wir  die  Resultate  zusammen: 

In  Westeuropa  hat  das  System  der  repräsentativen 
oder  der  konstitutionellen  Monarchie  das  entschiedenste 
üebergewicht  erlangt.  Fast  in  allen  Staaten  der  civilisierten 
europäischen  Völker  werden  nicht  bloss  das  Privatrecht  der 
Bürger,  sondern  auch  politische  Bechte  der  Volksmenge  und 
ihrer  Klassen  anerkannt  und  Stellvertreter  derselben  zur  Mit- 
wirkung bei  der  Gesetzgebung  zugezogen.  Die  europäische 
Monarchie  ist  nicht  mehr  eine  unbeschränkte  und  absolute 
Gewalt,  sondern  eine  durch  das  Becht  auch  der  Unter- 
tiianen  beschränkte  oberste  Kcchtsmacht. 

Aber  im  übrigen  sind  die  Verfassungsformen  noch  sehr 
verschieden. 

In  England  ist  das  Königtum  von  einer  mächtigen 
Aristokratie  umgeben  und  die  thatsäcbliche  Leitung  mehr 
von  den  Mehrheiten  der  Parlamentshäuser  und  den  ihnen  ver- 
antwortlichen Ministem  als  von  dem  individuellen  Willen  des 
Königs  abhängig.  Auf  dem  Kontinente  dagegen  gibt  es 
nirgends  mehr  eine  so  angesehene  Aristokratie.  Vielmehr 
kommt  da  neben  dem  monarchischen  das  demokratische 
Element  vorzüglich  in  Betracht;  das  aristokratische  hat  da 
nur  eine  ermässigende  und  vermittelnde  Bedeutung.  Die  kon- 
tinentalen Verfassungskämpfe  sind  Strebungen  dieser  mächtigen 
Elemente,  das  richtige  Verhältnis  zu  einander  und  zum  Ganzen 
zu  finden.  Die  ausschliessliche  Geltung  des  einen  und  die 
völlige  Unterdrückung  des  anderen  wurde  oft  versucht,  aber 
immer  wieder  erhob  sich  das  entgegengesetzte  Element  von 
momentanem  Fall.  Die  konstitutionelle  Monarchie  des  Kon- 
tinents strebt  olienbar  eine  organische  Gestaltung  an, 
welche  allen  Teilen  des  Gesamtkörpers  ihr  Becht  gebe,  der 
Monarchie  die  Fülle  der  Macht  und  Hoheit,  den  aristokrati- 
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sehen  ElemeDten  Würde  und  Autorität,  dem  Demos  Frieden 
und  Freiheit. 

Ueberau  auf  dem  Kontinent,  vorzüglich  aber  in  Deutsch- 
land ist  die  Monarchie  nicht  bloss  der  äusseren  Form 
nach,  sondern  der  ganzen  Anlage  des  Yerfassungskörpers 
nach  die  aktive  Hauptmacht.  Sie  wird  nur  dann  gehemnii 
durch  die  unberechenbare,  aber  in  der  Eegel  ruhende 
Macht  der  öffentlichen  Meinung,  wenn'  sie  in  Widerspruch 
tritt  mit  den  lusünkten  der  Nation  und  mit  der  Strö- 
mung der  Weltgeschichte.  In  Harmonie  mit  denselben  aber 
ist  sie  viel  stärker  als  die  Aristokratie,  welche  entweder  wie 
in  Deutschland  ihr  gegen  gewisse  Vorteile  zu  dienen  bereit 
ist,  oder  wie  in  Frankreich  in  Ohnmacht  murrt,  und  selbst 
als  die  Vertretung  des  ganzen  übrigen  Volks,  welche  nur  die 
Begierung  kontrollieren,  aber  nicht  selber  regieren  will.  In 
Frankreich  aber  stützte  sieh  die  bouibonische  Monarchie  mehr 
auf  die  Zustimmung  der  reichen  Bttrgerklassen,  die  napoieo- 
nische  mehr  auf  die  grossen  Volksmassen,  in  den  deutschen 
Länderstaaten  stützt  sie  sich  mehr  teils  auf  die  Staatsmittel 
des  Beamtentums,  welches  hinwieder  die  Monarchie  am  meisten 
beschränkt,  teils  auf  die  Armee,  in  dem  Deutschen  Boich 
auf  die  Unterstfitzung  der  grossen  Volksklassen  und  die  Mit- 
wirkung der  Landesregierungen.  Zu  einer  befriedigenden 
Organisation  des  Demos  ist  es  aber  noch  nirgends  gekommen, 
obwohl  Anfänge  dazu  allenthalben  vorhanden  sind.  Erst  wenn 
diese  gelungen  sein  wird,  und  erst  wenn  auch  die  Dynastien 
die  mittelalterlichen  Vorurteile  abgestreift  und  den  modernen 
Staatsgeist  völlig  angenommen  haben  werden,  ist  der  viel- 
jährige Widerstreit  zur  Versöhnung  und  die  organisch  be- 
schränkte moderne  Monarchie,  welche  die  Einheit  des  Ganzen 
mit  der  Freiheit  aller  Teile  verbinden  und  den  romanischen 
Staatsgeist  mit  dem  geimanischen  Freiheitsgefübl  zur  Harmonie 
zusaumienstnunieu  will«  zu  sicherem  Dasein  gelangt 
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Anmerkung.  In  einer  Schrift,  welche  in  den  höchsten  Kreisen  der 
Oesellschalt  ^  ioltaltig  mit  Beifall  aufgenommen  worden  ist,  unter  den 
gebildeten  Mittelklassen  aber  allgemeine  MiBabilliguBg  erfahren  hat:  „Die 
Vortrefflichkeit  der  konstitutionellen  Monarchie  für  England  und  die  Un- 
braucbbarkeit  der  konstitutionellen  Monarchie  für  die  Länder  des  euro- 
päischen Kontinentes;  Hannover  1852.^  —  hat  sich  G-nstav  Zimmer- 
mann, der  seither  in  Hannover  zu  einer  für  den  Fürsten  und  das  Volk 
l)eklagen 8 werten  Wirksamkeit  gelangt  ist,  über  das  auf  dem  Titel  aus- 
gesprochene Thema  näher  erklärt.  Ich  betrachte  diese  Schrift  als  ein  absolu- 
tistisches Gegenstück  einer  fruchtbareren  radikalen  Litteratur  über  die  kon- 
atitutionelle  Monarchie.  Wie  diese  sehr  häuüg,  so  hat  auch  Gust  Zimmer- 
mann seinen  Begriff  der  konstitutionellen  Mr  narcbie  lediglich  Ton  den 
äusseren  Formen  und  Maximen  der  englischen  Verfassung  abgezogen. 
Wenn  er  dann  behauptet,  dass  dieser  abgezogene  Begriff  an f  dem  Kontinent 
nicht  anwendbar  sei,  weil  in  England  seine  inneren  Widersprüche  und 
Mängel  durch  den  historischen  Zusammenhalt  und  die  Interessen  der  herr- 
schenden Aristokratie  vermittelt  und  verbessert,  hier  aber  durch  die  demo- 
kratische Erfüllung  gesteigert  werden^  so  hat  er  darin  nicht  unrecht.  Aber 
der  parlamentarische  Konstitutionalismus  in  England  darf  nicht  mit  der 
Idee  der  konstitutionellen  Monarchie  verwechselt  werden.  .Jener  ist  der  erste 
grossarÜge  und  trotz  der  logischen  Fehler  glückliche  Versuch  ihrer  Ver- 
wirklichung, nicht  ihre  Vollendung.  Man  kann  die  Unanwendbarkeit  des 
englischen  Parlamentarismus  auf  den  Kontinent  zugeben  und  doch  für 
diesen  die  Brauchbarkeit  der  konstitutionellen  I^fonarchie,  d.  h.  der  Mon- 
archie fordern,  welche  anerkennt^  dass  ihre  politischen  Rechte,  wie  die 
der  regierten  Volksklassen  verfassungsmässig  bestimmt  und  be^^fbrankt 
freien,  und  dass  insbesondere  für  die  Gesetzgebung  alle  Teile  des  Volks- 
körpers au sammen wirken  müssen.  Die  organische  Monarchie  ist  not- 
wendig zugleich  eine  konstitutionelle,  denn  der  Organismus  ist  selbst  die 
Konstitution.  Dass  trotz  allem  Scliarfblick  im  einzelnen  Gustav  Zimmer- 
mann im  ganaen  kein  Verständnis  hat  für  das  moderne  Staatsbewusslsein^ 
«rgibt  sich  aus  seiner  beharrlichen  Bezeichnung  der  obrigkeitlichen  Staats- 
gewalt als  „Eigentum''  der  Fürsten.  Indem  er  diesen  mittelalterliehen 
Standpunkt  wählt,  gerät  er  mit  der  gesamten  Bewegung  der  neuen  Zeit 
in  den  feindseligsten  Gegensatz;  er  kann  so  an  einer  kleinen  Stelle  die 
Strömung  eine  Weile  stauen,  aber  er  wird  von  den  höher  gehenden  Wogen 
in  kurzem  samt  dem  n^prschen  Gezimmer,  das  er  sich  in  den  Strom 
hineinbaut,  weggerissen  und  verschlungen  werden.  (Ich  lasse  diese  zuerst 
1857  geschriebene  Stelle  wörtlich  stehen.  Sie  hat  1866  ihre  Erfüllung 
erlebt.)  Wenn  über  irgend  etwas  unsere  Zeit  klar  und  entschieden  ist, 
so  ist  es  darüber,  dass  die  Staatsgewalt  öffentliches  Recht  und 
öffentliche  Pflicht  ist,  d.  h.  dem  gemeinsamen  politischen  Dasein 
und  Leben  des  ganzen  Volkes  zugehört,  und  dass  sie  daher  kein  Eigen- 
tum eines  Individuums  für  sich,  d.  h.  kein  Privatrecht  sein  kann. 
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Fünfzehutes  Kapitel. 

2.  FaUeha  Vorttttllang«»  Yon  der  kontlikntiooeUen  Monarcliiek 

Die  civilisiertcn  Staaten  Europas  haben  sich  fast  alle  dem 
System  der  konstitutionellen  Monarchie  zugewendet» 
und  in  ihr  den  Ahschluse  der  Gegensätze,  welche  das  Mittel* 
alter  hinterlassen  hat,  der  Zerbröckelung  und  Erstarrung  dea 
Staates  einerseits  und  der  absoluten  Monarchie  andererseits» 
in  ihr  auch  eine  Versöhnung  der  verschiedenen  politischen 
Strömungen  und  Richtungen  der  Zeit,  insbesondere  der  De- 
mokratie und  der  Monarchie  zu  hndeu  gehofft  Die  Erörterung 
der  Grundlagen  dieses  Systems  hat  demnach  ein  unmittelbar 
praktisches  Interesse. 

Beseitigen  wir  zu  diesem  Behuf  vorerst  einige  Irrtümer 
und  Missverständnisse  dieses  Systems: 

1.  Die  französische  Revolution  hat  in  den  ersten  Jahren 
den  Gedanken  Rousseaus  verwirklichen  wollen,  dass  es  im 
Staate  zwei  Gewalten  gebe,  die  des  Willens,  die  gesetz- 
gebende, und  die  der  physischen  Kraft,  welche  den 
Willen  vollziehe.  „ D  a  s  Vo  1  k  will,  d  e  r  K  (i  ii  i  g  f  ü  Ii  1 1  a  u  s, 
das  hielt  man  damals  in  Frankreich  für  das  Wesen  der  kon- 
stitutionellen Monarchie.  ^ 

1  Rnn«seau^  Contr.  Soc.  III,  1:  „Toute  action  libre  a  deux  caiises^ 
(jui  coiu-(»urent  ä  la  pniduire,  l  urie  iiiorale,  savoir  ia  vuloiite  qui  deter- 
mine  l'acte.  Tautre  physiqne.  savoir  la  pnissance  qui  Texecute.  —  T.e 
Corps  ])f)litiqae  a  les  niemes  mobile;^,  on  y  'ÜPtingiie  dt^  nieme  la  force 
et  la  volonte;  celb'-ii  sous  Ic  iiom  de  puissance  Ugiüativey  Tautre  sous 
le  nom  de  puissam-e  fTCcufiiY."  Mirabeau^  liede  v.  1.  kSeptember  KSÖ: 
^Denx  pouvoirs  sunt  n^cessaires  k  l'existeiice  et  aux  fonctioiis  du  corps 
politique;  eeiui  de  vouloir  et  celui  d'aj/tr.  Par  le  premier  la  societe 
etablit  les  regles  qui  dnivent  la  condiiiie  au  but  qifelh'  se  propose.  et 
qui  est  inconteslableinent  \v  hieii  de  toiiö.  Par  le  sccoiid  ces  regles 
s'executent,  et  la  foree  piibliciiie  sert  ä  faire  triompher  la  suciete  des 
obstacles  (|iie  cette  execntion  iiourrait  rencontrer  dans  l'opposition  des 
volontes  individuelles.  Chcz  une  grande  nation  m  deucc  pouvoirs  ne  peuvent 
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Dieser  Gedanke  setzt  das  Volk  dem  Könige  gegenüber, 

und  indem  er  diesen  zum  blossen  Dienor  eines  ihm  fremden 
und  ohne  seine  Mitwirkung  entstandenen  Volkswillens  macht, 
hebt  er  den  Begriff  der  Monarchie  auf.  Der  Fall  des  Königs 
Ludwigs  XVL  und  die  Proklamation  der  jakobinischen  Repu- 
blik war  freilich  die  Folge  der  historischen  Ereignisse,  aber 
zugleich  auch  eine  natürliche  Konsequenz  dieses  Yerfassungs- 
princips. 

Denkt  mau  sich  aber  den  Kunig  nicht  als  untergeordnet 
der  gesetzgebenden  Gewalt,  von  der  er  ausgeschlossen 
wird,  sondern  als  dieser  gleichgestellt,  so  ist  die  not- 
wendige Einheit  im  Staatsoiganismus  aufgegeben,  und  wir  haben 
ein  Monstrum  mit  zwei  Köpfen,  eine  unhaltbare  Dyarchie,'^ 
welche  entweder  den  Staat  zerreisst,  oder  sei  es  dem  mon- 
archischen, sei  es  dem  republikanischen  Piindp  wieder 
weichen  muss. 

2.  Im  Gegensätze  zu  dieser  Verkehrtheit  hat  Sieyes  in 
seiner  Verfassung  dem  Staatsoberhaupt  umgekehrt  eine  ruhende 
Stellung  zuweisen  wollen  und  darin  die  moderne  Entwickelung 

^tre  ezerc^  par  elle-mime;  de  la  n^ceBsit^  de$  rtpritenUmU  du  peuple 
pour  Tezerdce  de  la  facult^  de  vouloir  ou  de  la  puissance  UgiMite; 
de  Ik  encore  la  necessite  d'une  autre  etpiee  de  rrpresentanU  pour  Texer- 
cice  de  la  faculte  d'agir  on  de  la,  puissance  ecthutive."  Thiers,  Hi8t.de 
la  revol.  fran^.  I,  S.  97:  „La  nation  veut,  U  rot  fait^^  les  esprits  ne 
8ortaient  pas  de  ces  Klemens  simples,  et  ils  croyaient  vouloir  la  monar- 
chie,  parce  qa*il8  laissaient  un  roi  comme  executeur  des  volontis  natio- 
nales. La  monarchie  rMle,  teile  qu'elle  existe  mdme  dans  les  ^tats 
libres,  est  la  dxminaXion  d'un  teul,  k  laquelle  ont  met  des  hofnt$  au 
moffm  du  eoncours  national,  —  Mais  Tiostant  que  la  nation  peat 
ordonner  tout  ce  qu'elle  veut,  sans  que  le  roi  puisse  s'y  opposer  par 
le  v6to,  le  roi  n'est  plus  qu'on  magistrat.  C'est  alors  la  ^publique  avec 
un  seul  consnl  au  lieu  de  plusieurs.  Le  ^uvemement  de  Pologne  quoi- 
qu'il  y  eut  un  roi,  nc  fut  jamais  (?)  nomm^  une  monarchie." 

*  Die  Spaltung,  welche  in  dieser  Dyarchie  unvermittelt  vorliegt,  ist 
denn  auch  in  Frankreich  von  der  demokratisch-republikanischen  Partei 
wolü  begriffen  worden,  und  sie  hat  dieselbe  benutat,  um  das  Königtum 
gänzlich  zu  beseitigen. 
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des  konstitutionelleii  Systems  gesehen.  Dieser  Doktrin  aber 
bat  Napoleon,  der,  wenn  je  einer  ein  gebomer  Monarch 

war,  durch  sein  berühmtes  Wort:  „Wie  haben  Sie  sich  ein- 
bilden können,  dass  ein  Mann  von  einigem  Talent  und  einigem 
Ehrgefühl  sich  zur  Rolle  eines  Mastsehweins  beigebe,  das  mit 
ein  paar  Millionen  gefüttert  wird?"  —  ein  unauslöschliches 
Brandmal  aufgedrückt.  ^ 

3.  Häufiger  noch  wird  als  das  Wesen  dieser  Staatsform 
der  Satz  behauptet:  „Der  König  hat  zwar  das  Recht  der 
Herrschaft  und  der  Regierung,  aber  die  Ausübung  dieses 
Rechts  steht  nicht  ihm,  sondern  den  Ministern  zu."  Faktisch 
mag  dies  Verhältnis  in  manchen  Mndem  zu  gewissen  Zeiten 
so  bestanden  haben  und  noch  bestehen.  Als  Staatsprincip  urul 
als  Staatsform  anerkannt  aber  würde  es  Verzichtleistung  auf 
die  Monarchie  und  Einführung  der  Republik  sein.  Denn  wenn 
die  Ausübung  eines  Rechtes  dem  auf  die  Dauer  entzogen 
wird,  dem  man  das  Ii  echt  zuschreibt,  so  hat  dieser  den 
realen  Inhalt  des  Rechtes  yerloren,  und  es  kann  nicht 
fehlen,  dass  dem,  welcher  das  Recht  der  Ausübung  erworben 
hat,  auch  die  bei  jenem  zurückgebliebene  leere  Schale  und 
der  Name  des  Rechtes  nachfolgt.  Als  die  Ausübung  des 
Grundeigentums  im  Mittelalter  dauernd  auf  die  Vasallen  und 
die  hofhörigeu  Bauciii  übergegangen  war,  wurde  auch  das 
Eigentum  selbst  anfänglich  als  nutzbares  Eigentum  von  diesen 
erworben,  und  der  formelle  Schein  und  Name  des  ObereigeD- 
tnms  ging  im  Verfolg  der  Zeit  für  den  vormaligen  Herrn  un- 
abwendbar verloren.  Als  die  karolingischen  Hausmeier  die 
königliche  Macht  der  Merowinger  erworben  hatten,  blieb  auch 
der  Name  des  Königtums  nicht  bei  diesen.  Ist  einmal  die 
wirkliche  Regierun gsmacht  von  dem  Könige  abgelöst  und  den 
Ministern  zu  Recht  übergeben,  so  ist  es  eine  republikanische 
Behörde,  welcher  das  Regiment  in  Wahrheit  zukommt,  und 

3  Las  Cases,  M6m.  IV. 
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das  Königtum  ist  zur  leeren  Form  geworden.^  Das 
blosse  Symbol  an  der  Spitze  des  Staates ,  statt  einer  leben- 
digen und  thatkräftigeii  Individualität,  könnte  höchstens  als 
Ideokratie,  nicht  als  Monarchie  gelten. 

4.  Es  Ist  daher  auch  ein'  absurder  Satz,  dass  es  in  der 
konstitutionellen  Monarchie  ^gleichgültig''  sei,  wer  König  sei, 
ob  eine  ausgezeichnete  Persönlichkeit  oder  eine  unbedeutende, 
ob  ein  verständiger  oder  ein  beschrlnkter  Kopf,  ein  edler 
Charakter  oder  ein  Bösewicht.  Die  konstitutionell-monarchische 
.Staatsform  hat  die  Tendenz,  dafür  zu  sorgen,  dass  der  König 
zwar  so  wenig  Uebles  als  möglich  tb)iii.,  aber  dass  er  auch 
so  viel  Gutes  thun  könne  als  möglich.  Nur  in  diesw  Sinne 
beschränkt,  sie  ihn.  Sie  weiss,  dass  er  ein  Mensch  ist  und  :.- 
.  dass  Uebermacht  seihst  die  Bessern  vecdubt.  Aber  sie  will 
ihn  nicht  zur  Puppe  machen  in  der  Hand  der  Minister.  Sie 
will  nicht  in  ihm,  der  die  oberste  und  iienlichste  Stellung- 
im  Staate  hat,  die  Würde  des  Menschen  vernichten,  indem 
sie  seine  menschlichen  Eigenschaften  negiert.  Sie  will  nicht 
ihm,  der  das  höchste  politische  Recht  hat,  das  geringste  Mass 
von  politischer  Freiheit  zuerkennen^^  Wie  wäre  Liebe,  Ehr- 
furcht, Treue  gegen  den  Monarchen  denkbar,  wenn  es  gleich- 
gültig wäre,  ob  er  derselben  persönlich  würdig,  ob  er  auch 
nur  fähig  sei,  die  Hingebung  und  Verehrung  des  Volkes  zu 
verstehen  und  zu  erwidern?  Die  Konsequenz  eines  falschen 
Princips  müsste  zu  der  Behauptung  führen:  je  der  blödsinnigste 
und  schwächste  Fürst,  der  am  wenigsten  eigene  Einsicht  und 
eigenen  Willen  hat,  wäre  der  konstitutionellste  Monarch.^  Und 

4  Unter  jener  Voranssetziing  hatte  die  radikal-demokratiflche  Partei 
zu  Frankfurt  im  Jahre  1848  recht  gehabt,  in  ihrem  Programm  das  „kon- 
stitutionelle König^am"  als  eine  „Sinekure'^,  als  einen  „abgetragenen 
Hut^  zu  ei'klären,  nur  bestimmt:  „einen  Premierministor  zu  ornennen** 
(der  dann  reg^el massig  auch  aafgedrangen  würde)  und  ^für  die  Ersen- 
gung  eines  Nachfolgers"  zu  sorgen. 

5  Auch  Hegel,  RechtsphiL,  §.  Wd  geht  zu  weit^  wenn  er  meint: 
^Uer  Monarch  habe  nur  Ja  zu  sagen  nnd  den  Punkt  auf  das  I  zu  setzen. 
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eine  solche  Staatsform  sollte  die  ErffiUang  der  Sehnsadit  sein^ 

welche  die  Völker  haben  •nach  einer  wohlorganisierten  und 
geistig  gehobenen  Staatsordnung? 

Man  hat  sich  öfter  auf  die  englische  Verfassung  berufen^ 
um  diese  unsinnige  Vorstellung  zu  verteidigen.  Allein  auch 
in  England  ist  die  Persönlichkeit  des  Monarchen  nichts  weniger 
als  gleichgtlltig.^ 

5.  Auch  den  berühmten  Satz  von  Thiers:  «Le  no»  r^^ne, 
mais  il  ne  gouverne  pas"  (der  König  herrscht,  aber  er  regiert 
nicht)  können  wir  nicht  als  eine  richtige  Bezeichnung  des 
konstitutionell-monarchischen  Princips  gelten  lassen.  Ist  es 
doch  dem  gewandten  Minister  selber  nicht  gelungen,  denselben 
dem  Könige  Ludwig  Philipp  gegenüber  praktisch  durch- 
zuführen! Und  sicherlich  nicht  daran  ist  der  König  gescheitert^ 
dass  er  nicht  bloss  herrschen,  sondern  auch  regieren 
wollte.  Sein  Nachfolger,  der  Kaiser  Napoleon  hatte  gerade 
dadurch  den  Beifall  der  Massen  erworben  ^  dass  er  selber  die 
Regierung  ausflbte. 

Durch  den  Ausdruck  herrschen  waren  mehr  die  for- 
mellen Hoheits-  und  Majestätsrechte  des  Königs,  durch  das 
Wort  regieren  die  praktisch-reale  Oberleitung  der  staatlichen 
Politik  bezeichnet.  Beiderlei  Rechte  gehören  dem  Staatsober- 
haupte zu,  und  dieses  insbesondere  von  der  Ausübung  der 
wichtigeren,  letzteren  ausschlies&en  (eine  bloss  formelle  Be- 
teiligung ist  Ausschliessung  von  dem  wesentlichen  Anteil)  ist 

Er  hat  Dicht  bloss  Ja,  sondern  auch  Kein  su  sagen  und  nicht  bloss  den 
„formellen  Entscheid*'  za  geben,  sondern  auch  das  reell  entscheidende 
Wort.  Er  hat  nicht  bloss  zu  entscheiden,  er  hat  auch  anzuregen  und 
einsagreifen,  wo  es  not  thut  J.  H.  Fichte,  Beitrag  zur  Staatslehre: 
„Der  leerköpfigste  Regent  wftre  dann  der  idealste.** 

Wer  darüber  zweifelt,  der  lese  Bronghams  Staatsm&nner  und  er 
Mrird  sieh  überzeugen,  dass  auch  in  England  eine  menschlich-persönliche 
Wechselwirkung  zwischen  der  Individualität  des  Monarchen  und  seiner 
Minister  bestdit  und  es  ganz  irrig  ist  zu  meinen,  es  komme  dort  auf 
den  WiUen  des  ersteren  nichts  an.   Vgl.  oben  Kap.  14,  Anm.  4. 
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wieder  Zerstörung  des  Kern  der  königlichen  Gewalt  ^Rex 
est  qui  regü,*^  . 

Nicht  zu  verwechseln  mit  dem  regieren  (gouverner) 
ist  das  hlosse  verwalten  (administrieren).  Sich  mit  diesem 

kleinen  Gescliäftsdetail  fortwährend  abzugeben,  kann  aller- 
dings dem  Könige  weder  zugemutet  werden,  noch  ist  es  für 
die  Leitung  des  Staates  irgend  erspriesslich,  wenn  er  sich 
damit  in  der  Regel  befasst. 

6.  Andere  haben,  von  der  Idee  der  Volkssouveränitilt  aus, 
das  Wesen  der  konstitutionellen  Monarchie  darein  gesetzt,  dass 
der  Monarch  „nach  dem  Willen  und  dem  Sinne  der  Volks- 
mehrheit  regiere*.  Diese  Meinung  gibt  offenbar  die  Exi- 
stenz der  Monarchie  preis  und  lässt  sich  von  demokrati- 
sehen  Ideen  bestimmen.  Denn  die  Demokratie  ist  die  Herr- 
schaft der  Volksmehrheit.  Die  Monarchie  aber  hat  einen  ihrer 
wichtigsten  Vorzüge  gerade  dann,  dass  sie  berufen  ist,  auch 
die  Minderheit  in  ihrer  Freiheit  und  in  ihrem  Bechte  vor 
den  Anmassungen  der  Mehrheit  zu  schützen.  Wäre  der  Mon- 
arch nur  ein  Beauftragter  und  Diener  der  Mehrheit,  und 
würde  somit  dieser  die  Herrschaft  im  Staate  zukommen,  so 
wäre  das  nicht  Monarchie  mehr,  sondern  Demokratie,  eine 
Demokratie  freilich  mit  einem  Scheinmonarchen  an  der  Spitze, 
welcher  ohne  innere  selbständige  Macht  so  laug  ein  blosses 
Scheinleben  fortführen  könnte,  als  jene  es  bequemer  fände,  ihre 
wahre  Gewalt  zu  verbergen.' 

^  Gerade  diesen  Versuch  hat  die  französische  Nationalversammlung 
von  1789  gemacht.  Thiers  sagt  von  ilir  sehr  gut  (Revul.  fran^.  II, 
S.  198):  „Elle  etait  democratique  par  ses  idees  et  monarchique  par  aeti 
sentiments."  Die  Ereignisse  haben  die  Unhaltbarkeil  eines  derartigen 
Zustüiules  dargelegt.  In  Fi  ank reich  hob  die  mächtige  Demokratie  das 
ohnmächtige  Königtum  auf  (1792). 
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Sechzehuteti  Kapitel. 

8*  Das  nonarehiscb«  Prinoip  Qiid  der  B«f  riff  4«r  koiitlitati4>> 

»•11«A  Monarelii«. 

Die  konstitationelle  Monarchie  will  eine  wahre,  keine 
Scheinmonarehie  sein. 

Was  ist  nun  das  Wesen  der  Monarchie?  Ohne  Zweifel 
die  Personifikation  der  Staatshoheit  und  der  Staatsgewalt 
in  einem  Individuum.  Von  der  Theokraüe  unterscheidet 
sie  sich  auch  dann,  wenn  der  als  Herrscher  gedachte  Gott 
sich  durch  einen  Fürsten  vertreten  lässt,  indem  sie  dem  Mon- 
archen selber  das  Becht  der  Herrschaft  zuschreibt,  von  den 
Republiken,  welche  einen  Dogen  oder  Präsidenten  an  der 
Spitze  haben,  aber  dadurch,  dass  die  republikanischen  Staats- 
häupter genötigt  sind,  sei  es  die  aristokratische  Minderheit^ 
sei  es  die  demokratische  Mehrheit  als  den  eigentlichen  Herrscher 
zu  betrachten,  dessen  Vertreter  und  Diener  sie  sind,  der 
Monarch  aber  nicht  Unterthan  dieser  Machte,  sondern  immer 
selbständiger  Inhaber  der  Regierungsgewalt  ist.  Die  Staats- 
autorität erhält  in.  der  Monarchie  im  Gegensatz  zu  dem  K<A' 
lektivausdruck  der  Kepublik  einen  höchsten  individueUeu 
Ausdruck.  Der  Monarch  ist  die  Staatsperson  im  eminenten 
Sinne. 

In  jener  Begriffsbestimmung  sind  zwei  Seiten  zu  unter- 
scheiden, die  beide  vorhanden  sein  müssen,  wenn  noch  von 
Monarchie  die  Bede  sein  soll: 

I.  Die  persönliche  Erhebung  des  Staatshaupts,  als  in- 
dividuellen Repräsentanten  und  Organ  der  obrigkeitlichen 
Gewalt. 

II.  Die  inhaltliche  Konzentration  der  obersten  Staats- 
hoheit und  der  vollkoiuuienen  Staatsgewalt  in  ihm.  Die  beiden 
Pole  der  fürstlichen  Thätigkeit  sind  die  Initiative  und  die 
Sanktion. 
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L  Mit  dem  ersten  Princip  ist  wohl  verträglich: 

1)  Die  Beschränkung  des  Monarchen  durch  die  Re- 
präsentation der  übrigen  Bestandteile  des  Volks  in  der 
Gesetzgebung,  und 

2)  Die  Gebundenheit  des  Mouarchen  an  die  Mit- 
wirkung der  Minister  in  der  regelmässigen  Ausfibung  der 
Begierungsrechte  und  Pflichten.  Denn  wenn  auch  die  anderen 
Glieder  des  Volkskörpers  noch  so  hoch  stehen,  so  überragt 
er  sie  doch  noch  als  der  Höhere;  und  wenn  die  Verfassung 
auch  dafiar  sorgt,  dass  sein  individueller  Wille  wahrer  Staats- 
wille und  nicht  selbstsüchtiger  Eigenwille  sei,  so  ^iid  dadurch 
nur  seine  Aufgabe  erleichtert  und  seine  Staatsautorität  vor 
Missgriffen  und  Fall  bewahrt. 

Aber  es  verträgt  sich  damit  nicht: 

1)  die  Vorstellung,  dass  der  Monarch  ein  blosses  Idol» 
eine  blosse  Form,  nicht  ein  lebendiges  Wesen  sei; 

2)  die  Einrichtung,  dass  der  Monarch  der  Volksreprä- 
sentation oder  den  Ministern  untergeordnet  sei  und  von 
ihnen  gezwungen  werden  dürfe,  einen  Willen  zu  äussern, 
den  er  nicht  hat,  und  zu  handeln,  wie  er  nicht  will. 

Da  die  oberste  Gewalt  seiner  Person  zusteht,  so  gebührt 
ihm  auch  die  Freiheit  und  das  Recht  der  Persönlichkeit.^ 
Beine  Person  gehört  zwar  auch  nicht  in  allen  Beziehungen 
und  nicht  ganz,  aber  sie  gehört  doch  vorzugsweise  und  mehr 
dem  Staate  an,  als  jede  andere  Person.  Er  ist  auch  ein  Gatte, 
Vater,  ein  Genosse  einer  Kirche,  vielleicht  ein  Gelehrter  oder 
Dichter.  Aber  in  allen  öffentlichen  Dingen  soll  sich  der 
Staatswille  in  ihm  zum  individuellen  Willen  erheben  und 
potenzieren.  Der  monarchische  Staat  legt  auf  die  individuelle 

1  Guizot.  Mem.  II,  237:  „Dieu  seul  est  souverain  et  personne  ici- 
hü^  n  est  Dicu,  pas  plus  les  peiiples  que  les  rois.  Et  la  volonte  des  peuples 
iie  sut'lit  pas  a  faire  des  rois;  il  faut  que  celui  qui  devient  roi  porle  en 
lai-meme  et  apporte  en  dot  au  pays  qui  Tepouse,  quelques-uns  des  ca^^ 
raeteres  naturels  et  independants  de  la  royaute." 
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Sorge  und  die  individuelle  Energie  des  Monarchen  einen 
grossen  Wert,  und  es  wäre  ungereimt,  dem  Monarcheu  das 
höchste  Recht  im  Staate  zuzusprechen  und  zugleich  ihn  am 
deswillen  unter  die  Yormundschaft  anderer  zu  setzen.  Nicht 
die  Kamm*  rn  schaffen  das  Gesetz,  sondern,  indem  er  seine 
Sanktion  irei  erteilt,  begründet  er  das  staatliche  Ansehen 
des  Gesetzes.  Nicht  die  Minister  fOgen  seinen  Begierungs- 
besclilüssen  ihre  Autorität  bei,  sondern  er  verleiht  denselben 
seine  Autorität,  und  die  Minister  dienen  ihm  als  Organe, 
wenn  auch  als  unentbehrliche  Organe  seines  Willens. 

Soweit  der  König  durch  die  Verfassung  nicht  beschränkt 
und  nicht  gebunden  ist  an  die  notwendige  Zustimmung  oder 
Mitwirkung  anderer  Glieder  des  Staatsorganismus,  so  weit  ist 
er  auch  völlig  frei,  seinen  eigenen  persönlichen  Willen 
auszusprech n  und  demgemäss  zu  handeln. 

Die  Eigentümlichkeit  der  konstitutionellen  im  Gegensatz 
zu  anderen  Monarchien  besteht  darin,  dass  der  Monarch  für 
sich  allein  weder  Gesetze  geben  noch  in  der  Begel  Re- 
gierungshaudlungen  ausüben  darf,  sondern  in  der  ersteren 
Beziehung  die  Mitwirkung  und  Zustimmung  der  Kam* 
mern,  in  der  letzteren  die  Mitwirkung  der  Minister 
erfordert  wird.  Sie  besteht  aber  niclit  darin,  dass  der 
Schwerpunkt  der  ötaatsregierung  in  den  Kammern  oder  in  den 
Ministem  liegt. 

Würde  die  Kammermajorität  und  der  Ministerrat  in  allen 
Fällen  mit  formeller  Notwendigkeit  die  Handlungen  des 
Fürsten  bestimmen«  so  wäre  eine  solche  eigentliche  Parla- 
ments- und  Ministerregierung'^  allerdings  im  Wider- 
spruch mit  dem  monarchischen  Princip.  Der  konstitutionelle 
Monarch  wird  sich  thatsächlich  meistens  durch  das  schwere 
Gewicht  jener  Abstimmungen  und  Anträge  bestimmen  lassen, 

2  Von  der  Burlaments-  und  der  Ministerregierung  wird  in  den  £61- 
genden  Bächem  noch  näher  die  Rede  sein. 
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weil  er  darin  den  vorbereiteten  Staatswillen  erkennt, 
aber  er  wird  sieh  die  freie  Prüfung  aus  dem  Standpunkt  des 
Staatswohls  vorbehalten  müssen,  wenn  er  seine  monarchische 
Pflicht  üben  soll« 

Innerhalb  Jener  Schranken  bewegt  sich  auch  der  konsti- 
tutionelle Monarch  mit  voller  Freiheit.  Es  ist  abgeschmackt, 
ihn  verhindern  zu  wollen,  dass  er  seine  eigene  Meinung 
ausspreche.  Jeder  tüchtige  Mann  hat  ein  Bedürfnis,  seine 
wirkliche  Gesinnung  zu  äussern.^  Politische  Rücksichten 
mögen  den  Monarchen  oft  zurückhalten,  dieselbe  ganz  und 
laut  zu  oüenbaren,  aber  niemandem  steht  das  Kecht  zu,  ihm 
die  freie  Rede  zu  versagen  oder  gar  ihn  zu  falscher 
Rede  zu  nötigen.^ 

Dem  Monarcheu  kommt  es  ferner  zu,  mit  eigenen  Augen 
zu  sehen  und  mit  eigenen  Ohren  zu  hören,  selber  zu  prüfen, 
wie  es  steht  in  seinem  Lande,  unmittelbar  sidi  von  den  Be- 
dürfnissen des  Volks  zu  unterrichten,  die  Erscheinungen  des 
öffentlichen  Lebens  zu  beobachten,  und  wo  das  Interesse  und 
die  Wohlfahrt  des  Ganzen  es  erfordert,  anregend  einzu- 
greifen, Aufträge  zur  Bearbeitung  der  nötigen  Gesetze 
oder  zur  Einleitung  der  erforderlichen  Massregeln 

8  Guizot,  Mem.  XII,  184:  „Un  tröne  ircst  pas  un  faiiteuil  vide, 
auquei  on  a  mis  ime  clef  pour  tj^ue  nul  ne  puiöse  6tre  tente  de  s'y  asseoir. 
Uue  persomie  intelligente  et  libre,  qni  a  ses  id^es,  ses  sentiments,  ses 
desirs,  ses  voionuö  comme  tous  les  (Hres  reels  et  vivants,  si^ge  daiis  ce 
lautenil.  Le  devoir  de  cette  personoe,  car  il  y  a  des  devoirs  pour  tous, 
egaiemeiit  sacrcs  pour  tous,  son  devoir,  dis-je,  et  la  n^cessite  de  sa  Si- 
tuation, c'est  de  ue  gouverner  que  d'accord  avec  les  grands  pouvoirs 
publics  institu^s  par  la  Charte,  avec  leur  aveu,  leur  adhesion,  leur  appui.** 

4  Beachtenswerte  Bemerkungen  darüber  finden  sich  bei  Stahl, 
Das  monarchische  Princip,  S.  9.  Luther  in  den  Tischreden:  „Es  ist 
nichts  Jjöblicheres  und  Lieblicheres  an  einem  Fürsten,  denn  dass  er  frei 
redet,  was  seine  Meinung  sei,  und  hat  er  Die  lieb,  so  desgleiclieu  thun 
und  ungescheut  sagen,  wie  ihnen  ums  Herz  ist,"  Wie  könnte  er  die 
i'reic  üede  anderer  achten  und  lieben,  wäre  er  selber  iu  der  freien  Rede 
gehemmt  ? 

Bluntschli,  allgemeine  Staatslehre.  32 
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ZU  geben.  Das  ist  es,  wodurch  von  jeher  grosse  Monarchen 
Bich  ausgezeichnet  haben.  Das  ist  die  wahre  Aktiyität  des 
Monarchen.'  Auch  die  konstitutionelle  Staatsform  bietet  einer 
bedeutenden  Individualität  in  diesen  Beziehungen  noch  immer 
freien  Spielraum.  Sie  darf  denselben  nicht  yerschliessen. 

n.  Das  zweite  Princip  ist:  Dem  Monarchen  steht  die 
oberste  Staatshoheit  und  die  vollkommene  Staats- 
macht zu.  Auch  das  englische  Staatsrecht,  welches  die  Kechte 
des  Königtums  in  einem  Masse  beschdUikt,  wie  es  die  meisten 
Monarchien  des  Kontinents  noch  nicht  ertragen,  erkennt  das 
Princip  dennoch  an.   Darin  liegt: 

1.  Die  Monarchie  ist  nicht  ein  Aggregat  von  einzelnen 
Hoheitsrechten,  sondern  die  Einheit  und  Fülle  aller 
Höh eitsr echte. ^  Die  absolute  Monarchie  outriert  diesen 
Gedanken  dahin,  dass  sie  anderen  politischen  Köiperschaltea 
und  Organen  weder  selbständige,  der  "^llkür  des  Monarchen 

5  Friedrich  der  Grosse  von  Preussen  im  Essai  sur  les  formt 
(1p  p-ouvernement:  „Le  souverairi  roprebrnte  l'Etat:  lui  et  ses  peuples  ne 
lorment  qu  im  corps,  qui  iie  j»eut  etre  lieureux  qu  au  taut  ia  ooncorde  les 
Unit.  Le  prinee  est  ä  la  tjuciete  qu'il  gouveme  ce  que  la  tt^fe  e.^t  au  eorpy: 
il  doit  voir.  [teiiser  et  agir  pour  toute  la  tumraunaute,  aiin  de  lui  pro- 
curfr  tous  les  avantages  donf  eile  est  susceptible.  Si  l'on  veui  ijiu-  le 
gouvernement  mouarclii(pie  l  empörte  sur  le  republieain,  Tarret  du  Miw- 
verain  est  pronone{'  :  il  doit  #tre  adif  et  inügre  et  rassembler  toiites  ses 
Ibrces  pour  fournir  la  earriere  qui  lui  est  ouverte.  Le  souveraiu  esi  at- 
tache  per  des  iieiis  iudissolubles  au  corps  d'Ktat-  par  consequent  il  r«- 
nent  par  reperrumon  tous  les  maux  qui  aflligent  ses  snjet?,  et  kt  sociiti 
iouffre  igdlemcnt  des  malheurs  qui  touchent  son  sonveraiii.-' 

6  Der  Artikel  57  der  Wiener  Schlussakte  von  1820  drückt  das  mon- 
archische Princip  in  dem  t-rsten  Satze  nicht  unrichtig  aus,  nmiasst  aber 
die  absohlte,  die  standisclie  und  die  konstitutionelle  Monarchie  und  ist 
in  dem  zweiten  Satze  der  Entwickelung  der  konstitutionellen  Staatsform 
ungünstig:  „Die  gesamte  Staat.ige walt  muss  in  dem  Oberhaupt  de» 
Staates  vereinigt  bleiben,  und  der  Souverän  kann  durch  eine  land- 
etanüisehe  Verfassung  nur  in  der  Ausübung  bestimmter  Rechte  an  die 
Mitwirkung  der  Stande  gebunden  werden."  Die  seitherige  Aus- 
breitung der  konstitutioneilen  Monarchie  hat  nunmehr  diesen  Artikel 
antiquiert. 
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entzogene  Rechte,  noch  eine  notwendige  Beteiligung  bei  der 
Ausfibung  der  Bechte  des  Monarchen  zugesteht,  und  dass  sie 

auch  von  berechtigten  Freiheiten  der  Individuen  und  Volks- 
klassen  nichts  wissen  will.  Alles  Recht  nimmt  sie  iQr  sich 
in  Anspruch,  den  anderen  vergönnt  sie  höchstens  Gnaden.? 

Die  konstitutionelle  Monarchie  dagegen  ist  auch  hierin 
eine  beschränkte  und  erkennt  die  Rechte  jener  Körper- 
schaften und  die  Freiheit  der  Unterthanen  an. 

2.  An  der  Gesetzgebung  vorerst  hat  der  Monarch 
nicht  bloss  einen  Anteil,  sondern  den  dem  Inhalt  nach  in 
der  Regel,  der  Form  nach  immer  entscheidenden  Anteil.  Ihm 
steht  die  Initiative  und  die  Sanktion  der  Gesetze  zu,  und 
in  sc  111  ein  Namen  werden  sie  verkündet. 

Wird  dieser  Grundsatz  in  einer  konstitutionellen  Mon- 
archie verneint,  so  wird  auf  diesem  Ghsbiete  das  monarchische 
Prineip  durch  die  Einwirkung  republikanischer  Ideen  in  Wahr- 
heit beeinträchtigt;  denn  dann  ist  die  oberste  Staatsmacht  nicht 

7  Wie  wenig  jene  absolute  Auffassung  aus  dem  Begriffe  der  Mon- 
arcliie  folgt,  mag  die  Aeusserung  eines  ziemlich  absoluten  Fürsten, 
Friedrichs  des  Grossen  bezeugen.  Er  schreibt  in  dem  Antimacchia- 
vel  1.:  „Le  Souverain,  bien  loin  d'ßtre  leMattrc  absolu  des  peuples  qui  sont 
8OU8  sa  domination,  n'cn  est  que  le  premier  magvstrai.^  (Anderwärts 
braucht  er  die  Aiisdriickc  ,.lc  premier  serviteur"  —  oder  ,.domestique  de 
FEtat".)  Die  Art,  wie  Mirabeau  dagegen  (Essai  Sur  le  despotisme, 
Oeuvres  II,  S.  297)  die  Fürsten  anredet:  „Vous  ötes  les  salari^s  de  vos 
Sujets,  et  vous  devez  siiljir  les  condilions  auxquelles  vous  est  accorde  ce 
salaire,  sous  peine  de  le  perdre'*,  überschreitet  die  Grenzen  der  Monarchie 
und  setzt  eine  republikanische  Volksherrschaft  voraus.  "Noch  bestimmter 
sprach  sich  der  preussische  KoTiip;"  Friedrich  über  die  walire  Stellung  der 
Monarchen  in  der  ersten  Audienz  aus,  welche  er  seinen  Ministern  er- 
teilte am  1.  -Juni  1741  (Ranke,  Preuss.  Gesch.  I,  S.  48):  ..Ich  denke, 
dass  das  Interesse  des  Landes  auch  mein  ei^^^eues  ist,  dass  ich  kein  Inter- 
esse haben  kann,  ^velches  nicht  zugleich  das  des  Landes  wäre.  Sollten 
sich  beide  nicht  miteinander  vertragen,  so  soll  der  Vorteil  des 
Landes  den  Vorzug  haben."  Und  Washington  schrieb  am  18.  Juni 
1788  an  Lataycttc:  „Ich  verwundere  mich  hochlich,  dass  es  auch  nur 
einen  Monai'clien  ^nlit.  der  nicht  erkennt,  wie  sein  Kuhm  und  sein  Glück 
von  dem  Gedeihen  und  der  Wohlfahrt  des  Volkes  abhängig  sind.*' 
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mehr  bei  dem  Monarchen,  sondern  bei  den  —  für  sich 
allein  betrachtet  —  offenbar  republikanischen  Kammern,  und 

er  ist,  soweit  die  Gesetzgebung  reicht,  der  Unterthau  der 
Kammern. 

Die  Rechte  der  Kammern  können  folglich  nach  dem 

System  der  Monarchie  nur  konkurrierende,  nicht  aus- 
schliessliche sein. 

3.  Alle  Staatsregierung  ist  in  dem  Monarchen  kon- 
zentriert, steht  ihm  zu  selbständigem  Rechte  zu  und 
wird  in  seinem  Namen  ausgeübt. 

In  der  konstitutionellen  Monarchie  dürfen  die  Minister 
oder  andere  Regierungsbeamtete  nicht  in  ihrem  Namen  re- 
gieren; aber  auch  der  Fürst  kaiiii  nicht  ohne  die  Mit- 
wirkung der  Minister,  sondern  nur  im  Einverständnis 
.  mit  ihnen  regieren.  Alle  ihre  Gewalt  erscheint  als  ein  Aus- 
flugs der  königlichen  Gewalt,  ihr  Regierungsrecht  wird  aus 
der  Fülle  der  kouigiichen  Macht  abgeleitet,  und  zwar  nicht  im 
Sinne  der  mittelalterlichen  Lehensmonarchie,  so  dass  ihnen 
diese  abgeleiteten  Rechte  für  sich  zu  ihrem  eigenen  Rechte 
und  eigener  Nutzung  verliehen  wären,  sondern  so  dass  die 
organische  Einheit  des  Staates  gewahrt  bleibt  Auch  im 
Verhältnis  zu  den  Ministem  hat  der  König  Initiative  und 
Sanktion;  die  erstere  können  und  sollen  auch  die  Minister 
üben  als  leitende  Staatsmänner,  diese  steht  dem  König  allein, 
den  Ministem  nur  das  Recht  der  freien  Zustimmung  zu  den 
Befehlen  des  Königs  zu.^ 

Das  im  Mittelalter  erkannte  Princip,  dass  alle  Kegierungs- 

8  L.  Stein,  Veiwaltungslehrc  I,  S.  86  f.  unterscheidet  ein  per- 
ßouliclies  Vollziehniigiiecht  des  Staats  hau  ptes  von  der  llegierungs- 
gewalt  des  Staatsha  iptes  und  verhingt  für  jenes  Uuabhäng'igkeit  sowohl 
von  der  \'ollvövertrt'tuiig  als  von  den  Ministem.  Diese  Theorie  eröffnet 
dem  yVbsolntisnius  der  Fürsten  eine  bequeme  Hinterthüre,  aber  gefährdet 
und  nntergrubt  die  ganze  verfassungsmässige  Staatsordnung-,  [v.  Stein 
hat  iu  der  2.  Auilage  i^l'.  136  ff.)  seine  Ansichten  wesentlich  abgeändert.] 
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autorität  und  Gewalt  von  oben  her  komme  und  stufenweise 
nacb  unten  verliehen,  nicht  aber  umgekehrt  von  unten  nach 

oben  aufgetragen  werde,  und  dass  alle  obrigkeitliche  Macht 
vom  Gentrum  zur  Peripherie  und  nicht  von  dieser  zu 
jenem  den  Weg  nehme  und  wirke,  ist  in  der  konstitutionellen 
Monarchie  der  neueren  Zeit  in  Anerkennung  geblieben.  Aber 
die  mittelalterliche  Zersplitterung  dieser  Gewalt  in  selbständige 
Teilgewaiten  ist  nun  aufgegeben  worden. 

4.  Alle  einzelnen  Staatsorgane  sind  dem  Monarchen 
untergeordnet,  und  zwar  nicht  bloss  die,  welche  in  ihrem 
Wirkungskreise  von  seinem  Willen  völlig  abhängig  sind,  son- 
dern auch  die,  an  deren  Zustimmung  er  selber  gebunden  ist, 
um  eiiion  staatlichen  Willen  zu  äussern,  wie  die  Minister  und 
die,  denen  ein  von  der  Einwirkung  des  Staatsoberhauptes 
unabhängiger  Wirkungskreis  angewiesen  ist,  wie  die  Richter, 
ja  selbst  die  gesetzgebenden  Kammern,  welche  als  selbständige 
Mächte  im  Staate  sich  mit  ihm  zur  Gesetzgebung  einigen.  Wie 
das  Haupt  allen  anderen  Gliedern  des  Korpers  und  dem  Leibe 
übeigeordnet  ist,  so  hat  der  Monarch  in  dem  Staatskdrper  die 
höchste  Stelle. 

Man  darf  den  Begriff  der  konstitutionellen  Mon- 
archie nicht  aus  der  englischen  Verfassung  allein  ableiten. 
Je  nach  der  Art  und  der  Geschichte  eines  Volkes  bekommt 
dieselbe  Grundform  einen  modifizierten  Ausdruck.  Da  sie  ihrer 
Natur  nach  relativ  und  nicht  absolut  ist,  so  hat  sie  auch 
die  Fähigkeit,  sich  den  verschiedenen  Verhältnissen  und  Be- 
dürfnissen anzuschmiegen. 

Als  notwendige  Merkmale  aller  konstitutionellen  Monarchie 
sind  folgende  Eigenschaften  hervorzuheben: 

1)  Sie  ist  eine  verfassungsmässige  Würde  und  Macht 
Der  konstitutionelle  Fürst  steht  nicht  ausser,  noch  über, 
sondern  in  der  Verfassung.  Die  Rficksicht  auf  die  verfassungs- 
mässige Rechtsordnung,  welche  auch  den  Monarchen  bedingt, 
hat  dieser  Form  den  tarnen  gegeben.  Ob  die  Verfassung  in 
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einer  Urkunde  dargestellt  werde  oder  nicht,  ist  zwar  nicht 
gleichgültig,  aher  für  den  Begriff  nicht  wesentlich. 

In  England,  dem  Mutterlande  der  konstitutionellen  Mon- 
archie, gibt  CS  wohl  einzelne  Verfass imgsgesetze  und 
urkundliche  Erklärungen  über  die  anerkanuten  Volksfreiheiten^ 
aber  nicht  eine  systematische  Beurkundung  der  ge- 
samten Staatsordnung,  wie  die  neuere  Zeit  sie  liebt  und  vor- 
zugsweise Konstitution  zu  nennen  pflegt.  Jene  sind  je 
nach  den  politischen  Kämpfen  der  Zeit  und  den  besonderen 
Anforderungen  des  in  bestimmten  Richtungen  erregten  politi- 
schen Lebens  des  englischen  Volks  im  Lauf  der  Geschichte 
allmählich  entstanden.  Diese  Konstitutionen  werden  gewöhn- 
lich auf  einmal  und  unter  dem  Einfluss  einer  allgemeinen 
Staatstheorie  als  ein  zusammenliängeudes  und  umiassendes 
Gesetzeswerk  bearbeitet. 

In  beiden  Formen  ist  die  konstitutionelle  Monarchie  mög- 
lich. Aber  sie  setzt  auf  urkundliche  Bestätigung,  auf  Ver- 
brief ung  der  politischen  Rechte,  obwohl  die  Natur  dieser 
nicht  TOii  der  Form  der  Bezeugung  und  Zusicherung  abhängt, 
einen  entschiedenen  Wert,  ohne  darum  das  ungeschriebene 
Recht  zu  bestreiten.  Es  ist  dieser  Zug  dem  modernen  Leben 
in  der  That  gemäss,  dessen  Rechtsbewusstsein  nicht  mehr  so 
unmittelbar  mit  der  Gewohnheit  verwachsen  ist,  sondern,  um 
sich  sicher  zu  fühlen  und  zur  Klarheit  zu  gelangen,  der 
Fixierung  durch  die  Schrift  bedarf.* 

2)  Der  konstitutionelle  Monarch  ist  ebenso  verpflichtet, 
wie  die  Bestimmungen  der  Verfassung,  so  auch  die  Gesetze 
des  Staates  zu  beachten.  Er  darf  nur  verfass ungs-  und 
gesetzmässigen  Gehorsam  erwarten  und  fordern. 

9  Allerdings  gibt  es  auch  „papierene  Konstitutionen'-',  wie  Fried- 
rich Wilhelm  IV.  in  einer  Thronrede  sie  genannt  hat,  welche,  weil 
sie  ein  blosses  theoretisches  Machwerk  ohne  Wurzeln  in  der  Nation  sind, 
leicht  zerrissen  werden;  aber  die  schriftliclie  Beurkundung  einer  Ver- 
fassung macht  diese  nicht  zur  papiereneu,  sondern  stärkt  und  sichert 
ihren  Inhalt. 
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3)  Die  gesetzgebende  Gewalt  kommt  ihm  nur  in 
Yerbindang  mit  den  Eammeni  (der  übrigen  Repräsentation 
des  Volkes)  zu.  Er  bedarf,  um  ein  Gesetz  zu  geben,  ihrer 
Zustimmung,  nicht  bloss  ihres  Beirates. 

4)  Die  Ordnung  des  Staatshaushalts  und  die  Bewilligung 
der  Staatssteuern  ist  ebenso  an  die  Mitwirkung  und  Zu- 
stimmung der  repräsentativen  Körper  gebiindeD. 

5)  Zu  der  Leitung  der  Regierung  und  der  Verwal- 
tung bedarf  der  konstitutionelle  Fürst  der  Mitwirkung  der 
Minister.  Damit  seine  Verordnungen,  Befehle  und  Dekrete 
für  dritte  Personen  rechts  wirksam  werden,  ist  die  Kontra- 
Signatur  eines  Ministers  als  Ergänzung  seiner  Unterschrift 
unerlässlich. 

6)  Die  Verantwortlichkeit  der  Minister  und  aller 
anderen  Kegierungsbeamten  ist  unentbehrlich  für  die  Wirksam- 
keit der  Verfassung. 

7)  Die  Selbständigkeit  der  Rechtspflege  und  die 
Ausschliessung  aller  Kabinettsjustiz  als  eine  notwen- 
dige Beschränkung  der  Begierungsgewalt  und  eine  der  wich- 
tigsten (xarantien  für  das  Recht  der  Bürger. 

8)  Die  Anerkennung,  dass  auch  den  verschiedenen 
Volksklassen  und  den  einzelnen  Bürgern  nicht  bloss  Privat- 
rechte,  sondern  öffentliche  Rechte  zustehen,  die  nicht 
minder  unverletzlich  sind,  als  das  Recht  des  Monarchen. 

Die  konstitutionelle  Monarchie  lässt  sich  nur  als  Yolks- 
fttrstentum  eines  freien  Volkes  verstehen.^® 

^  Vgl.  den  Artikel  Monarchie  im  deutschen  Staatswdrterbuch. 
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Siebzehntes  Kapitel. 

IlL  Die  Aristokratie. 

A.  Hellenische  Form.  Sparta. 

Wie  Athen  im  Altertum  als  der  höchste  Ausdruck  der 
Demokratie,  so  galt  Sparta  bei  den  Ileileneu  als  die  aus- 
geprägteste £rschei]iaiig  der  Aristokratie.  Im  all- 
gemeinen  hatte  der  bellenische  Volkscharakter  eher  eine  Nei- 
gung zur  demokratischen  als  zur  aristokratischen  Staatsform; 
nur  im  Verhältnis  zu  den  Barbaren  des  Auslandes  liebten 
die  Hellenen  es,  sieh  als  geborene  Aristokraten  zu  betrachten. 
Der  dorische  Volksstamm  aber,  zu  welchem  die  Spartiatea 
gehörten,  zog  auch  für  seine  inneren  Staatseinrichtungen 
aristokratische  Formen  und  Tendenzen  vor. 

Alle  Aristokratie  setzt  in  ihrem  idealen  Princip  Herr- 
schaft der  edieren  Bestandteile  des  Volkes  über  die 
untergeordnete  Menge  voraus.  Die  Art  aber,  me  diese  edleren 
Bestandteile  gemessen  und  emporgehoben  werden,  ist  in  den 
verschiedenen  Staaten  dieses  Charakters  verschieden.  In  Sparta 
war  der  StAmm  der  öpartiaten,  welche  das  Land  mit  den 
Waffen  erobert  hatten,  der  herrschende.  Ihre  ünterthanen 
waren  die  alten  besiegten  Einwohner  des  Landes,  die  Perioiken, 
Lakedämonier.  Die  Geburt  bezeichnete  somit  schon  den 
herrschenden  nnd  den  unterthänigen  Stamm,  Die  ersten 
Eroberer  des  Landes  setzten  so  die  Herrschaft,  welche  sie 
durch  die  Ueberlegenheit  ihrer  Waffen  erworben  hatten,  fort, 
indem  sie  dieselbe  durch  alle  folgenden  Generationen  auf  ihre 
Nachkommen  vererbten.  Das  politische  Erbrecht,  ein 
charakteristischer  Zug  aller  alten  Aristokratien,  hatte  in  die- 
sem Streben  der  Erhaltung  einen  natürlichen  Ursprung  und 
war  zu  einem  Grundprincip  des  ganzen  Staates  geworden. 

Diese  erbliche  Herrschaft  der  Spartiaten  als  des  edleren 
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Stammes  wnrde  nicht  dureh  Uebeigänge  gemildert.  Die  Aus- 
scheidung der  Spartlateii  und  der  Metoiken  blieb  schroff  und 

starr,  in  der  That  kastenartig  ohne  Ehegenossenschaft.  Nur 
ganz  ausnahmsweise  und  äusserst  selten  wurde  etwa  einer 
Yon  diesen  in  das  volle  Bfiigerrecht  jener  au^^nommen.  Der 
herrschende  Stamm  wurde  somit  nicht  erfrischt  durch  neue 
Familien,  und  der  unterthänige  nicht  durch  die  Aussicht  ge- 
tröstet«  dass  die  besten  seiner  Sohne  durch  ihr  Verdienst 
hinaoüsteigen  können  zu  den  Leitern  des  Staates.  Diese  Aus- 
schliesslichkeit erscheint  um  so  befremdender  und  drückender, 
je  weniger  ängstlich  in  anderer  Beziehung  die  Spartiaten  die 
Reinheit  des  Blutes  wahrten;  Hessen  sie  es  doch  yon  Staate 
wegen  geschehen,  dass  spartanische  Frauen,  deren  Männer 
im  Exxege  gefalieu  waren,  der  Umarmung  von  Heloten  preis- 
gegeben wurden,  um  spartanische  Kinder  zu  empfangen. 

Desto  sorgfältiger  aber  wurde  die  Erziehung  geordnet 
Der  Vorzug  der  Geburt  sollte  durch  die  Erziehung  ergänzt 
and  durch  beide  die  Ueberlegenheit  der  Spartiaten  erhalten 
Werden.  Die  Sorge  des  Staates  für  eine  politisGh-kriegerische 
Erziehung  der  Jugend  war  so  umfassend  und  eingreifend,  dass 
um  ihretwillen  selbst  der  Zusammenhang  und  die  Freiheit  der 
Privatlunitien  anfgelöst  und  geopfert  wurde.  Das  individuelle 
Leben  wurde  nirgends  in  dem  Masse  dem  Staatsleben  unter- 
worfen und  die  Allmacht  des  Staates  nirgends  weiter  getrieben 
als  in  Sparta;  als  wäre  wirklieh  der  Mensch  nur  fOx  den  Staat 
in  der  Welt. 

Unter  sich  waren  die  Spartiaten  wieder  zunächst  gleich- 
berechtigt, und  so  sehr  war  innerhalb  der  Aristokratie  die 
demokratische  Oleichheit  anerkannt,  dass  sogar  gleiches 

Vermögen  aller  spartanischen  Familien  ein  Grundzug  der 
lykuigischen  Verfassung  war.  Jede  Familie  hatte  ein  gleiches 
Los  (»Xvpog)  an  dem  zum  Privatbesitze  verteilten  Boden 
des  Landes  erhalten  und  die  Lose  sollten  nicht  veräussert 
werden  dürfen.   Damit  aber  das  bewegliche  Vermögen  nicht 
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sich  bei  einzelneu  ansammle  und  auf  diese  Weise  der  Unter- 
fichied  der  Reichen  und  der  Armen  entstehe,  wurde  sogar 
jeder  Gebrauch  von  Silber  und  Gold  verboten.  Die  Heloten, 
welche  die  Laudgüter  der  Spartiaten  bebauten,  waren  nicht 
im  Eigentum  der  einzelnen  Herren,  sondern  wie  die  Güter 
selbst  in  dem  Eigentum  des  Staates;  und  der  Zins  an  Frachten, 
deu  sie  entrichteten,  war  gesetzlich  und  gleich  massig  für  die 
Herren  und  liin wieder  für  die  i^rauen  des  üauses  bestimmt 
Selbst  die  Mahlzeiten,  allen  M&nnem  gemeinsam,  welche  in 
vielen  Tischgenossenschaften  beisammen  lagen,  waren  für  alle 
gleichartig  bestimmt  und  zugemessen.  Die  Gleichheit  des 
Lebens  war  somit  unter  den  aristokratischen  Spartiaten  sehr 
viel  ausgebildeter  und  fester  begründet  als  bei  den  demo- 
kratischen Athenern. 

Dessenungeachtet  übte  der  Stamm  der  Spartiaten  seine 
Herrschaft  nicht  in  demokratischer  Form  aus.  Es  wire  das 
im  Widerspruch  geweaeii  mit  dem  ('harakter  des  Staates  und 
des  Volks.  Wohl  gab  es  auch  zu  Sparta  eine  Volksver- 
sammlung (tofA^v/«);  aber  die  reale  Macht  war  nicht  bei 
dieser,  sondern  bei  der  Gerousie.^  Diese  behandelte  und 
entschied  die  Staatsgeschäfte  in  der  Regel  und  unterwarf  nur 
in  einigen  Hauptfällen  ihre  Entscheidungen  noch  der  einfachen 
Genehmigung  oder  Verwerfung  der  Volksgemeinde,  in  welcher 
nur  die  Könige,  die  Geronten  und  Ephoren,  nicht  jeder  reden, 
und  nur  Männer  von  gereifter  Lebenserfahrung  (von  minde- 
stens 30  Jahren),  nicht  junge  Leute  stimmen  durften. 

Bei  der  Bestellung  des  Senats,  der  Gerousie,  wurden 
wieder  folgende  aristokratische  Rücksichten  beachtet: 

1)  Auf  das  Geschlecht.  Die  9000  spartiatischen  lüeren 

1  Die  Volk,s\  orsuiurnlung'  der  Spartauer  hatte  dieselbe  Bedeutung  und 
Macht  erhalten,  wie  die  alt-hellenische  Volksversammlung  überhaupt 
in  dem  Zeitalter  der  homerischen  Gesänge  sie  besessen  hatte.  Vgl. 
C.  Trieb  er.  Forschungen  zur  spartanischen  Verfassungsgeschichte, 
Berlin  1871,  S.  114. 
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und  voUbei echtigten  Hausväter  waren  in  30  Oben  geteilt, 
weiche  füglich  mit  den  römischen  Kurien  yerglichen  werden 
können.  Aus  jeder  Ohe  wurde  einer  zum  Geron  erhoben.  Die 
beiden  Könige  gehörten  den  zwei  königlichen  Oben  an,  die 
28  übrigen  Geronten,  welche  mit  jenen  zusammen  den  Senat 
bildeten,  waren  gewissermassen  ihre  Pairs,  die  Fürsten.^ 
Diese  Rücksicht  >virkte  negativ  gegen  die  Üebermacht  bloss 
einzelner  Geschlechter,  positiv  für  die  Würde  und  Stellver- 
tretung der  verschiedenen  Familien. 

2)  Auf  das  Alter.  Dem  hohen  Alter  widmeten  die 
Spartiaten  die  grösste  Ehrfurcht.  Sie  verehrten  in  ihm  die 
Grundbedingung  der  höchsten  Lebensweisheit  Die  Geronten 
—  ausser  den  Königen  —  mussten  wenigstens  60  Jahre  zu- 
rückgelegt haben.  Immerhin  scheint  diese  Rü einsieht  über- 
trieben in  der  Verfassung;  denn  auch  die  Schwäche  ist  ein 
gewöhnlicher  Begleiter  des  Alters,  und  der  Staat  bedarf  zu 
seiner  Leitung  nicht  bloss  der  Erfahrung  der  Greise,  sondei  u 
vornehmlich  auch  der  vollen  produktiven  Kraft  und  Geistes- 
Irische  der  Männer. 

3)  Auf  die  Wahl,  welche  nach  vorheriger  Bewerbung 
der  Kandidaten  durch  die  Volksversammlung,  durch  die  Stärke 
des  Beifallsrufes  voigenommen  wurde.  In  der  Bewerbung  um 
diese  hohe  Würde  sprach  sich  die  Ueberzeugung  der  Greise 
aus,  dem  Staate  noch  gute  Dienste  leisten  zu  können,  und 
der  Wille  derselben,  ihr  noch  übriges  Leben  dem  Staate  zu 
weihen,  in  dem  Beifall  der  Versammlung  aber  das  Vertrauen 
des  Volkes. 

4)  Auf  die  Dauer  des  Amtes,  welches  auf  Lebenszeit 
verliehen  wurde,  somit  vor  den  Schwankungen  der  Volksgunst 
gesichert,  aber  auch  der  Gefahr  einer  bis  zur  Ausschwächung 
festgehaltenen  Stabilität  ausgesetzt  war. 

Ermässigt  war  diese  Aristokratie  teils  durch  das  König- 

Homer  noch  neimt  die  Räte  des  Königs  f,fiaatUe^"' 
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tum,  welches  aus  derselben  emporragte  und  in  höherer  Weise 
die  Einheit  und  Wtirde  des  Staates  darstellte,  teils  dureh  das 

demokratische  Amt  der  Ephoren,  welche  als  wechselnde 
Organe  des  Volkes  die  Amtsthätigkeit  der  Könige  und  des 
Senates  kontrollierten  und  eine  ausgedehnte  Gerichtsbarkeit 
auch  in  Staatssachen  ausübten. 

Die  Verfassung  von  Sparta  macht  den  Eindruck  eines 
Kunstwerks,  welches,  der  platonischen  Republik  ähnlich,  durch 
edle  Formen  den  Sinn  für  äussere  Schönheit  und  Harmonie 
erfreut,  aber  um  seiner  inneren  Unnatur  willen  ^  befremdet 
und  daher  eher  zurückschreckt  als  anzieht  Indem  man  sie 
betrachtet,  wird  man  eher  von  Bewunderung  ihrer  Architektur 
als  mit  der  Neigung  erfüllt,  darin  zu  wohnen  und  zu  leben. 
Hat  man  den  Athenern  mit  Grund  vorgeworfen,  sie  ziehen 
die  Herrschaft  der  Menge  einem  wohlgeordneten  Staat  vor, 
so  kann  man  den  Spartiaten  den  Yorwuif  machen,  sie  opfern 
der  Staatsordnung  die  menschliche  Freiheit  auf.  Ihre  Weise 
ist  vornehmer  als  die  der  Athener,  aber  weniger  heiter  und 
behaglich;  bei  ihnen  ist  mehr  ruhiges  Ebenmass  politischer 
Tüchtigkeit,  bei  den  Athenern  sind  glänzendere  Lichter  und 
dunklere  Schatten  zu  finden.  Die  Stätigkeit  der  einen  und 
die  Bew^Iiehkeit  der  anderen  sind  beide  einseitig  übertrieben. 

An  Dauerhaftigkeit  übertraf  die  spartanische  Verfassung 
die  Athens  bei  weitem.  Solon  hatte  noch  bei  seinen  Lebzeiten 
den  Untergang  seiner  mit  aristokratischen  Elementen  der 
Geschlechter  und  des  Reichtums  bedeutend  gemischten  Demo- 
kratie in  der  Tyrannis  erfahren,  ohne  den  Sieg  dieser  be- 
hindern zu  können,  und  als  später  nach  der  Ermordung  der 
Tyrannen  die  reine  Demokratie  eingeführt  wurde,  versank 
sie  schon  in  dem  ersten  Jahrhundert  ihres  Bestandes  in  den 

3  Die  Hellenen  freilich  empfanden  diese  Unnatur  nicht  so  wie  wir, 
denen  die  Freiheit  des  individuellen  Lebens  vorzugsweise  natürlich  er- 
scheint. Die  spartanische  Verfassung  sagte  aber  dem  hellenischen  Ideal 
zu.   Vgl.  auch  Trieb  er  in  der  oben  erwähnten  Schrift 
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offenkundigsten  Verfall.  Die  Verfassung  Lykurgs  dagegen 
erhielt  fünf  Jahrhunderte  lang  die  Grösse  Spartas  aufrecht, 
und  obwohl  sie  den  Verfall  derselben  nicht  abzuwenden  ver- 
iiiuchte,  so  muss  doch  zugestanden  werden,  fürs  erste,  dass 
die  Abweichung  von  den  Verfassungsgrundsätzen  Lykurgs, 
insbesondere  der  seinen  Gesetzen  zuwider  eingeschmuggelte 
Beichtum  einzelner,  die  im  Zusammenhang  damit  einge- 
drungene Bestechlichkeit  vieler  und  die  spätere  Demagogie 
der  Ephoren,  nicht  aber  die  Festhaltung  derselben  die  Ent- 
artung und  den  Untergang  Spartas  herbeigeführt  habe^;  fürs 
zweite,  dass  die  bewahrende  Kraft  dieser  Verfassun^,^  um  so 
höher  geschätzt  werden  muss,  je  mehr  sie  auf  der  einen  Seite 
mit  der  menschlichen  Natur  selbst,  auf  der  anderen  mit  der 
Macht  der  Weltverhältnisse  in  Widerspruch  und  Kampf  ge- 
riet Einen  Teil  dieser  unerschütterlichen  Haltbarkeit  mochte 
sie  aus  dem  ideokratischen  Glauben  des  Volkes  geschöpft 
haben,  dass  sein  Gesetzgeber  der  Liebling  des  Zeus  und  selbst 
ein  gott-menschliches  Wesen  sei. 

Indessen  wird  der  ähnlichen  Verfassung  von  Kreta  und 
der  ebenfalls  aristokratischen  Verfassung  von  Karthago  nicht 
mindere  Dauerhaftigkeit  uachgerühmt,  und  es  ist  immerhin 
eine  durch  die  Geschichte  erwiesene  Thatsache,  dass  die 
Anstokratien,  welche  die  Stätigkeit  der  Staatsordnung  zu 
dem  Hauptprincip  ihres  Daseins  erhoben  haben,  auch  sich 
und  den  Staat  weit  länger  zu  konservieren  verstehen,  als  die 
Demokratien  die  Herrschaft  des  Demos. 

4  Laurent  (II,  290)  macht  darauf  aufmerksam,  dass  die  Unver- 
änderlichkeit  der  Verfaasang  eine  Ursache  der  Entvölkerang  Spartas  ge- 
worden sei 
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B.  Die  rSmifebe  Aristotetie. 

Die  römische  Republik  war  ihrem  Grundcharakter 
nach  eben&lls  eine  Aristokratie,  aber  von  höherer  Art  als 

die  spartanische.  Die  Körner  unterschieden  scharf  zwischen 
dem  Eechte  des  Staates  in  öffentlidien  Dingen  und  der  Frei- 
heit der  Individuen  und  Familien.  Obwohl  sie  voraus  f&r  die 
Herrlichkeit  und  Macht  des  Staates  den  offensten  Sinn  und 
die  grossartigste  Hingebung  hatten,  so  vermassen  sie  sich 
doch  nicht,  das  individuelle  Leben  gewaltsam  mit  der  Staats- 
schere zuzustutzen.  Sodann  hielten  sie  sich  frei  von  jener 
künstlichen  und  beschränkten  Abschliessung  gegen  alles  Fremde, 
welche  zwar  die  nationale  Tugend  der  Spartiaten  fflr  einige 
Zeit  reiner  erhielt,  aber  dieselben  auch  unföhig  machte,  die 
liervorragende  Stellung  in  der  äusseren  Welt  zu  behaupten,  zu 
welcher  sie  durch  das  Geschick  berufen  wurden.  Endlich 
waren  die  Bömer  von  An&ng  an  frei  von  jener  Starrheit  der 
ständischen  Gegensätze,  wie  wir  sie  in  Sparta  gefunden.  Die 
in  dem  römischen  Volke  vorhandenen  Gegensätze  standen 
nicht  unbeweglich  einander  lähmend  entgegen,  sondern  brachten 
gerade  durch  ihre  Reibungen  und  Wechselwirkungen  eine  höhere 
Entwickelung  des  politischen  Lebens  hervor.  Der  römische 
Staat  ist  nicht  minder  ein  Kunstwerk  als  der  spartanische, 
aber  einerseits  der  menschlichen  Natur  und  den  allgemeinen 
Weltzustäudeii  gemässer,  und  andererseits  durch  Reichtum  der 
Bildungen  und  Grossartigkeit  der  Verhaltnisse  vor  dem  letzteren 
ausgezeichnet  Der  römische  Staat  macht  in  hohem  Masse  einen 
organischen  Eindruck. 

Betrachten  wir  die  römische  Republik  in  ihren  Haupt- 
zügen, so  finden  wir  überall,  wenn  schon  durch  monarchische 
und  demokratische  Einrichtungen  ermässigt,  den  aristokra* 
tischen  Charakter  hervorragend.   Es  zeigt  sich  dies  l)  in 
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dem  Verhältnis  der  Stände;  2)  in  der  Institution  der  Volks- 
versammlungen; 3)  in  dem  Senate;  4)  in  den  Magistraturen. 

1.  Verhältnis  der  Stände.  Schon  in  der  ältesten 
Zeit  ^  mochte  der  Umstand  der  Starrheit  sowohl  als  der 
Despotie  des  Patriciats  entgegenwirken,  dass  die  romischen 
Fatricier  nicht  wie  die  Spartiaten  von  einem  Volksstamm 
ihren  Ursprung  herleiteten,  sondern  wie  der  englische  Adel  au& 
sächsischem  und  normannischem  Gehlüte,  so  von  latinischem 
und  sabinischem,  teilweise  auch  etruskischem  Ursprung 
waren.  Audi  später  besass  zwar  das  Patriciat  noch  lange  als 
der  herrschende  Stamm  fast  aUe  politische  Gewalt  im  Staate^ 
aber  teils  wurde  diese  ermässigt  durdi  die  Organisation  der 
Plebes  mit  eigenen  plebejischen  Magistraten,  teils  wurde  das- 
selbe genötigt,  der  aufstrebenden  neuen  Aristokratie  der 
Plebejer  einen  wachsenden  Anteil  an  der  Leitung  des  Staates 
zu  verstatten.  Endlich  entstand  aus  der  Verbindung  und 
Mischung  der  alten  und  der  neuen  Aristokratie  der  keines- 
wegs abgeschlossene,  aber  für  den  römischen  Staat  so  sehr 
bedeutende  Stand  der  Optimaten.^ 

Die  Tradition  der  Staatsleitung  und  die  Kunde  der  Staats- 
geschäfte  war,  solange  die  römische  Republik  bestand,  vor- 
nehmlich in  der  Aristokratie.  Sie  zeichnete  sich  aus  durch 
Geburt,  Erziehung,  Reichtum,  religiöse  und  politische  Eennt-^ 
nisse,  Macht.  Aber  sie  zog  fortwährend  neue  Kräfte  aus  der 
PJebes  herbei.  Sie  stieg  empor  auf  die  obersten  Höhen  des 
damaligen  Lebens,  den  Königen  gleich,  und  über  diesen,  aber 
sie  blieb  zugleich  in  voller  Gemeinschaft  mit  dem  Volke,  aus 
welchem  sie  hervorragte. 

Auch  die  politische  Erziehung  der  Römer  war  sorgfaltig; 
aber  sie  war  Angelegenheit  der  Familien,  nicht  wie  in  Sparta 
des  Staates.  Daher  denn  auch  die  Mannigfaltigkeit  und  die 
erbliche  Entschiedenheit  der  politischen  Richtungen,  während 

1  Vgl.  oben  Buch  11,  Kap.  10,  ö.  141. 
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ZU  Sparta  iniieilialb  der  Aristokratie  auch  hierin  Gleichheit 
bestand.  Die  meisten  voruehmen  römischen  Familien  waren 
und  blieben  konservativ  gesinnt;  aber  einzelne,  wie  z.  B.  die 
patricisLlicii  \  alerier  und  die  plebejischen  l'ublilier  und  Si- 
cinier,  haben  vorzugsweise  in  liberale!'  Eichtung  gehandelt;  die 
Glaudier  dagegen  mit  seltenen  Ausnahmen  sind  den  englischen 
Tories  zu  vergleichen. 

2.  Die  Volksversammlungen.  Von  den  drei  Arten 
der  romischen  Komitien  waren  nur  die  jüngsten,  die  Tribut- 
komitien,  demokratisch  organisiert.  Ihrer  ursprünglichen  Be- 
stiuiinung  nach  sollten  sie  indessen  nur  als  Organ  für  die 
Stimmung  und  Meinung  des  untergeordneten  Standes  der  Ple- 
bejer und  als  Schranke  der  patricischen  Uebermacht  dienen, 
nicht  aber  an  der  eigentlichen  Leitung  des  Staates  teilhaben. 
Später  wurden  sie  allerdings  nicht  bloss  zu  einem  einzelnen  ' 
Faktor  der  gesetzgebenden  Macht,  sondern  erlangten  für  sich 
allein  die  volle  gesetzgebende  Gewalt  Aber  selbst  in  den 
letzten  Jahrhunderten  der  Republik,  während  welcher  die  alte 
Aristokratie  in  Verfall  geriet  und  die  Monarchie  vorbereitet 
wurde,  übten  die  demokratischen  Tributkomitien  doch  nur  in 
seltenen  Ausnalimsfullcii,  von  ehrgeizigen  Tribunen  geleitet, 
eine  durchgreifende  oberste  Macht  aus.  In  der  Kegel  hemmten 
die  Tribunen  selbst  schon,  die  allein  Vorschläge  machen  durften, 
und  von  denen  je  einer  den  anderen  kontrollierte  und  hindern 
konnte,  und  üherdem  die  Rücksicht  auf  die  mächtige  Autorität 
des  Senats  jede  Ausschreitung  der  Demokratie,  und  es  waren 
daher  gewöhnlich  auch  diese  Komitien  nur  ein  Ferment  und 
eine  Schranke  der  äusserst  zähen  und  meistens  übermächtigen 
Aristokratie. 

Die  Kuriatkomitien  dagegen,  in  den  ersten  Jahrhun* 

derten  der  Republik  noch  eine  bedeutende  Macht,  in  den 
letzten  ^iten  derselben  freilich  nur  eine  formelle  Scheinmacht, 
waren  durchaus  aristokratisch.  Sie  waren  vornehmlich  die 
Versammlung  der  alten,  nach  Geschlechtem  und  Kurien 
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geordneten  Geburtsaristokratie  der  Patricier,  der  Senat  selbst 
anfönglich  gewissermassen  nur  der  Ausschuss  ihrer  Geschlecbts- 

häuptlinge.  Selbst  wenn  man  annimmt,  dass  die  Plebejer 
Zutritt  zu  denselben  gehabt  haben,  so  waren  diese  doch  offen- 
bar in  untergeordneter  Stellung  anwesend. 

Die  wichtigste  Volksversammlung  endlich,  der  sogenannte 
comitiatus  maximus  der  Genturien,  in  weicher  die  ganze 
Nation  zusammentrat,  war  so  organisiert,  dass  in  ihr  die 
höheren  Klassen  der  Gesellschaft  das  entschiedenste  Ueber* 
gewicht  hatten.  Die  Censusverfassung  legte  den  grössten 
Nachdruck: 

a)  auf  das  Vermögen.  Schon  die  erste  Klasse  der 

Höchstbesteuerten  mit  ihren  80  Genturien  für  sich  allein, 
wenn  sie  einig  war  und  die  18  Eittercenturien  mit  ihr  stimmten, 
besass  die  Mehrheit  aller  Stimmen,  so  dass  ihr  gegenüber  die 
vier  anderen  Klassen  und  die  Masse  der  Proletarier  und  Kopf- 
steuerpflichtigen  zusammen,  obwohl  an  Volkszahl  jener  vielfach 
überlegen,  dennoch  in  der  Minderheit  blieben.  Aber  auch  in 
den  anderen  vier  Klassen  hatten  je  die  Reicheren  in  demselben 
Verhältnis  wie  mehr  Vermögen  so  auch  mehr  Stimmrecht; 
4  Personen  der  zweiten  Klasse  so  viel  als  6  der  dritten,  12 
der  vierten  und  24  der  fünften.  Die  gewiss  damals  auch  sehr 
zahlreichen  Proletarier  waren  wie  die  noch  zahlreicheren  (hpite 
Censi  nur  in  je  eine  Gentuhe  von  193  zusammengedrängt, 
hatten  somit  einen  sehr  geringen  fiinfluss  in  einer  Versamm- 
lung, in  welcher  die  Aristokratie  des  Reichtums  so  viel  galt.^^ 

b)  Auch  die  Geburt  und  edler  Lebensberuf  kamen 
in  Betracht,  indem  nach  diesen  Rücksichten  die  ersten  18 
Rittercenturien  gebildet  und  als  die  Edelsten  an  die  Spitze 
der  Versammlung  gestellt  wurden. 

c)  Sodann  war  den  Aelteren  hinwieder  ein  erhöhtes 

1*  [Vf2fl.  Über  die  Verfassung  der  Ceuluriateomitien  Madwig,  Ver- 
rassiii)<>  und  Verwaltung  des  römischen  8taat8  X,  109  ff. ^  über  die  spätere 
Entwickeiung  I,  117  ff.] 
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Stimmrecht  eingeräumt  als  den  Jüngeren,  indem  die  Centurien 
der  ersteren,  den  Gesetzen  der  Sterblichkeit  gemäss,  höchstens 
halb  so  zahlreich  besetzt  waren  als  die  Centurien  der  letzt^en 
und  doch  nicht  minder  als  die^e  gezählt  wurden. 

d)  Endlich  war,  abgesehen  von  den  Klassen,  die  ganze 
äussere  Erscheinung  und  Haltung  dieser  Versammlung  durch- 
aus nicht  demokratisch.  Die  sorgfältige  Beachtung  der  An- 
spielen, die  feste,  militärische  Ordnung  des  grossen  Körpers, 
der  Vorsitz  der  hohen  Magistrate,  die  Einrichtung,  dass  nicht 
jedem  venstattet  war  zu  reden,  auch  keine  regelmässigen 
Redner  anerkannt  waren,  sondern  je  nach  Bedürfnis  der  Sache 
die  zugleich  mit  der  Ausführung  und  der  eigentlichen  Staats- 
regierung betrauten  Magistrate  allein  zum  Volke  sprechen 
und  mit  dem  Volke  verhandeln  durften:  das  alles  verlieh 
dieser  höchsten  Versammlung  einen  würdigen  und.masshalten- 
den  Charakter,  und  wir  begreifen  es,  dass  ein  Romer  mit 
einer  gewissen  vornehmen  Verachtung  auf  die  chaotische  Weise 
und  das  turbulente  Treiben  der  griechischen  Ekklesien  herab- 
sehen konnte.  2 

Die  dgentlichen  Gesetze  aber  bedurften  der  Zustim- 
mung dieser  Komitieii,  und  die  für  das  ganze  römische  Staats- 
leben entscheidenden  Wahlen  der  höheren  Magistrate  waren 
der  so  aristokratisch  geordneten  Nation  vorbehalten.  . 

3.  Der  römische  Senat  ieraer  war  durch  seine  iiiidunj^ 

Cicero  pro  Flacco  c.  7:  „Nnllam  illi  nostri  sajneutissimi  et  sanc- 
tissimi  viri  vim  concionis  es^e  volnernDt:  «juae  sciscerct  plebes  ant  ()iiae 
populns  juberet-  siimmota  concidDP.  (h^tiihntif;  parttbus^  trihutim  et  cen- 
ttiriatini  descripUs  ordinibus,  classtbus,  aetatibui,  auditis  auctoribus,  re 
luuUos  dies  proinuJgata  et  eognita^  Juberi  vetarique  volnerunt.  Oraeeo- 
rum  aiitem  totae  re«  })ub]icae  sedmlis  concionis  tementate  adminisirantur. 
Itaqiie  ut  hanc  Graeciani,  quae  jamdiu  suis  consiliis  perculsa  et  etTlicta 
est  omittfim:  illa  vetn.<.  qiiae  qnondam  opibus  imperio  ploria  tloruit,  hoc 
uno  in  ab)  concidit,  lihertatc  immodcraia  ac  liceniia  concionum.  Quam  in 
theatro  imperiti  hüiniiies.  reriim  oruniiim  riides  icrnarique  consederaiil, 
tum  bella  iniitilia  suscipiebaiit ;  tum  seditiobos  huimties  rei  pubiicae  prae- 
ticiebaiitj  tum  uptimc  mcritos  cives  e  civitate  ejiciebant." 
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und  seine  Befugnisse  ein  erhabenes  Institut  des  Staates.  An- 
fänglich ans  den  Häuptlingen  der  patricischen  Geschlechter, 

den  Fürsten  (principes)  bestehend  und  vornehmlich  die  Ge- 
burtsaristokratie darstellend,  wurde  er  später  eine  Versamm- 
lung der  durch  die  obrigkeitlichen  Aemter  erprobten  römischen 
Staatsmänner.  Eben  in  der  Geschichte  des  Senates  zeigte  sich 
die  Umwandlung  des  patricischen  Adels,  der  auch  später 
noch  immer  als  die  Quelle  der  Auspicien  verehrt  wurde  und 
die  heilige  Ueberlieferung  der  Vorzeit  bewahrte,  in  den  neuen 
römischen  Amtsade  1.  Man  darf  die  hohen  Magistrate  der 
römischen  Bepublik  wohl  Königen  vergleichen,  und  eben  aus 
den  gewesenen  Magistraten  bestand  der  Senat,  den  die  Alten 
selbst  „eine  Versammlung  von  Königen"  nannten;  so  hoch 
stand  diese  politische  Aristokratie.  Den  Censoren  als  Wächtern 
der  guten  Sitten  war  die  ehrenvolle  Angabe  anvertraut,  die 
Listen  der  Senatsmitglieder  aus  den  gewesenen  Magistraten 
zu  verfassen  und  unwürdige  Individuen  von  dem  Senate  aus- 
zuschliessen.  In  der  Versammlung  sassen  und  stimmten  die 
Senatoren  nach  den  Abstufungen  des  Banges,  den  sie  vordem 
als  Magistrate  des  römischen  Volkes,  als  gewesene  Konsuln, 
Censoren,  Prätoren,  Aedilen,  Quästoren  eingenommen  hatten. 
Auch  die  Verhandlung  bewegte  sich  in  den  strengen  Formen 
römischer  Autorität.  Mit  Opfer  und  Gebet  wurde  sie  eröffnet, 
von  den  regierenden  Magistraten,  welche  die  Anträge  machten 
und  zur  Abstimmung  brachten,  geleitet,  und  durch  den  Ein- 
spruch bald  der  Volkstribunen,  bald  der  eigentlichen  Magistrate 
gegen  Ausschweifung  und  Uebergriffe  gehemmt. 

Alle  grossen  Staatsangelegenheiten  wurden  in  dem  Senate 
entweder  vorbereitet  oder  entschieden.  Die  Sorge  für  die  re- 
ligiöse Verehrung  der  Götter  und  deren  Feste  und  Opfer 
war  vorzüglich  bei  dem  Senate.  Er  leitete  die  Unterhand- 
lungen mit  den  fremden  Staaten  und  deren  Gesandten  und 
hatte  die  ganze  grossartige  Diplomatie  des  römischen  Staates 
in  seiner  Hand.   Die  erfolgreiche  Begutachtung  der  Gesetze 
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und  Zustimmung  zu  [dem  GesetzeseutwuriJ  kam  ihm  zu  und 
war  in  der  Regel  [wenn  auch  nicht  immer]  massgebend 

Seine  eigenen  Beschlüsse  (Senatus-Consukaj  hatten  überdem 
in  der  Verwaltungssphäre  eine  gesetzähnliche  Autorität.  Die 
Finanzgewait  stand  bei  ihm,  £r  dekretierte  die  Steuern  und 
bestimmte  die  Ausgaben  und  Verwendungen.  Er  verfttgte  Aber 
die  Aushebung  der  Truppen  und  verteilte  die  Heere  unter  die 
Magistrate.  £r  erteilte  den  Prokonsuln  und  Froprätoren  die 
zur  Regierung  der  Provinzen  erforderlichen  Vollmachten  und 
Instruktionen  und  kontrollierte  die  gesamte  Verwaltung  der- 
selben. In  schweren  Krisen  des  Staates  erteilte  er  den  Kon- 
sulen  jene  unbegrenzte  MaehtfOlie,  welche  nötig  schien,  die 
Republik  vor  Schaden  zu  bewahren. 

4.  Die  Magistrate.  Mau  kann  darüber  Zweite!  haben, 
ob  die  römischen  Magistraturen  eher  eine  königliche  oder  eine 
aristokratische  Institution  gewesen  seien.  Dass  aber  ihr 
Charakter  kein  demokratischer  gewesen,  das  ist  augenfällig 
genug.  Schon  die  vornehme  Form  der  äusseren  Erscheinung 
dieser  Magistrate,  ihre  mit  Purpur  geschmückte  Toga,  der 
kurulische  Stull!  auf  erhöhtem  Boden,  die  Umgebung  derselben 
mit  einem  freiwilligen  Stab  angesehener  Gehilfen  und  Freunde, 
der  Vortritt  der  Liktoren,  die  Verbindung  mit  den  Göttern, 
die  bei  ihrer  Ernennung  in  Form  der  Auspicien  sich  äussern 
musste  und  die  nun  auch  durch  die  von  den  Magistraten  vor- 
genommenen Auspicien  unterhalten  wurde,  l&sst  in  dieser  Be* 
Ziehung  keinen  Zweifel  zurück.  Die  ausgedehnte  und  inner- 
lich absolute  Machtfülle.  welche  in  dem  imperium  als  Kern 
desselben  lag,  war  wesentlich  königlich,^  und  die  republi- 
kanische Seite  derselben  war  nur  in  der  kurzen  Dauer,  für 
welche  diese  Macht  einzelnen  Römern  verliehen  ward,  und  in 
der  Verteilung  derselben  unter  zwei  oder  mehrere  Magistrate 

3  Oice  10,  De  Legibus  lU,  3:  „Regio  imperio  duo  sunto."  Liv.  iV,  3; 
Polyb.  Vi,  11,  §.  7:  „tov  vitdiov  i^owfiaVf  rtXtie»^  ftovap^tviov  i^cUvar 
alvou  not  ßcuftXtnoV'^^ 
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von  gleichem  Bang  zu  erkenueu.  Ein  dem  römischen  Staats- 
recht eigentümlicher  und  sehr  beachtenswerter,  offenbar  aristo- 
kratischer Grundsatz  ist  es,  dass  jeder  Magistrat  berechtigt 
ist,  jede  Amtshandlung  eines  ihm  gleich  oder  niedriger 
stehenden  Magistrates  durch  sein  Veto  zu  hemmen:^  ein 
Grundsatz,  welcher  die  in  dem  imperium  liegende  Allgewalt 
sehr  bedeutend  ermässigte,  ohne  sie  da,  wo  ihre  volle  Wirkung 
für  den  Staat  nötig  oder  nützlich  schien,  zu  schwächen. 

Freilich  wurden  diese  Magistrate  nun  von  dem  ganzen 
Volke  gewählt,  aber  die  Wahl  der  höheren  Aemter  war  den 
Centuriatkomitien  vorbehalten,  in  denen  die  Aristokratie  des 
Reichtums  das  Uebergewicht  besass,  und  die  hinwieder  von 
Magistraten  geleitet  und  durch  die  Auspicien  beschränkt  wur- 
den, üeberdem  war  der  Weg  zu  diesen  Würden  iu  der  Regel 
nur  denen  offen,  welche  selbst  zu  der  nationalen  Aristokratie 
gehörten,  sei  es  weil  sie  von  angesehenem  Geschlechte  waren, 
infolgedessen  einen  glänzenden  Namen  trugen  und  eine  zahl- 
reiche Klientel  und  auch  bei  dem  Volke  ein  günstiges  Vor- 
urteil für  sich  hatten,  sei  es  weil  sie  grosse  Reichtümer 
besass en  und  das  Volk  durch  öffentliche,  auf  ihre  Kosten  aus- 
geführte Spiele  zu  gewinnen  wussten,  sei  es  endlich,  weil  sie 
durch  einleuchtende  Verdienste  im  Kriege  oder  als  grosse 
Redner  über  die  Menge  emporgestiegen  waren  und  einen  volks- 
tümlichen Ruf  und  Autorität  erlangt  hatten.  Seitdem  auch 
den  Plebejern  die  höheren  Magistraturen  zugänglich  geworden, 
waren  dieselben  freilich  nicht  mehr  auf  den  blossen  Geburts- 
adel eingeseliiänkt,  aber,  wenn  wir  von  einzelnen  ziemlich 
seltenen  Ausnahmen  absehen,  war  es  doch  in  der  Regel  nur 
den  Gliedern  jener  grossen  politischen  und  socialen  Aristo- 
kratie, in  welche  das  Patriciat  sich  umgewandelt  und  aus- 

4  Daher  die  Formel  bei  Cicero.  De  Legib.  III,  3:  „ni  par  majon-'e 
potestas  jirohibessit."  Es  ist  das  nuinliLlie  Princip,  welches  auch  im 
röraisclien  Privatrecht  unter  den  Miteigeiuiimem  gilt:  „Neganti  major 
potestas.'*    Vgl.  Gelliiis,  Noctes  Atticae  Xlli,  12,  15. 
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gebildet  hatte,  vergönnt,  an  der  Regierung  des  Staates  un- 
mittelbaren Teil  zu  nehmen;  und  diese  Magistrate  bilden  hin- 
wieder den  Senat 

Erwägt  man  alle  diese  Verhältnisse,  so  wird  mau  die 
Wahrheit  der  Behauptung  zugestehen  müssen,  dass  die  römische 
Bepublik,  obwohl  monarchische  Ueberlieferungen  und  demo- 
kratische Elemente  auf  die  Verfassung  einwirkten,  dennoch 
wesentlich  eine  Aristokratie  war,  und  zwar  keine  Ge- 
schlechts- oder  Standesaristokratie,  wie  das  Mittelalter  sie  in 
zahlreichen  Formen  hervorgebracht  hat,  sondern  die  gross- 
artigste und  herrlichste  Volksaristokratie  der  Welt- 
geschichte. 


Neunzehntes  Kapitel. 

Bemerkuigea  Aber  die  Aristokratie. 

Montesquieu  hat  die  Mässigung  (moddration)  als  Princip 
der  Aristokratie  erklärt,  und  allerdings  bedarf  die  Aristokratie 

der  Mäs.sigung  im  Interesse  ihrer  Sicherheit,  und  wird  auf 
die  Mässigung  hingewiesen  durch  die  Betrachtung,  dass  sie 
an  Zahl  und  physischer  Kraft  von  der  Menge,  aber  welche 
sie  die  Herrschaft  übt,  übertroflTen  wird.  Wird  die  Demo- 
kratie im  Gefühl  ihrer  äusserlich  unbeschränkten  Macht  leicht 
zu  einem  unmässigen  Gebrauch  derselben  verführt,  so  k^nn 
die  Aristokratie  im  Gegenteil  der  Sorge  nicht  leicht  los  wer- 
den, dass  die  gereizte  Menge  ihr  Widerstand  leiste  und  sich 
wider  sie  auflehne;  und  diese  Bücksicht  bestimmt  sie  in 
der  Begel,  ihr  staatliches  Uebergewicht  nicht  allzudrückend 
werden  zu  lassen.  Sie  weiss  es,  dass  die  Erhaltung  ihres 
Ansehens  grossenteils  darauf  beruht,  dass  sie  Mass  hält  und 
ihre  Politik  ist  gewöhnlich  konservativ. 

Aber  das  innerste  geistige  Princip  der  Aristokratie  wird 
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damit  doch  nicht  bezeichnet.  Vielmehr  lässt  sich  als  solches 
eher  die  moralische  und  geistige  Auszeichnung  der 
herrschenden  Klasse  yon  der  regierten  Menge  angeben.  Die 
Aristokratie  ist  nur  insofern  Wahrheit,  als  ^Yl^klich  in  ihr  die 
Besten  {pi  äfiiavoi)  regieren.^  Artet  die  herrschende  Klasse 
aus,  gehen  die  vorztlglichen  Eigenschaften,  durch  welche  sie 
sich  emporgehoben,  unter,  verdirbt  ihr  Charakter,  wird  ihr 
Geist  schwucli  und  eitel,  so  geht  die  Aristokratie  unaufhaltsam 
unter,  weil  die  belebende  Seele  ihres  Wesens  abstirbt.  Aber 
ebenso  geht  sie  zu  Grunde,  wenn  zwar  in  ihr  die  hervor- 
ragenden Eigenschaften  noch  fortdauern;  aber  in  den  regierten 
Klassen  ähnliche  Auszeichnung  aufblüht  und  die  hergebrachte 
Aristokratie  es  versäumt  und  verschmäht,  diese  in  sich  auf- 
zunehmen und  dadurch  ihre  Kräfte  zu  ergänzen  und  zu  steigern. 
Das  vorzüglich  hat  die  römische  Aristokratie  so  gross  gemacht, 
das  auch  den  Einfluss  und  das  Ansehen  der  englischen  er- 
halten, dass  sie  so  in  lebendigem  Zusammenhang  mit  dem 
übrigen  Volksleben  verblieben  sind  und  fortwährend  neue  Säfte 
aus  diesem  aufgesogen  haben. 

In  der  Abgeschlossenheit  liegt  ein  Hauptgebrechen 
vieler  Aristokratien.  Im  Bestreben,  die  auf  A  urzüge  gegrün- 
deten Vorrechte  zu  befestigen,  haben  sie  oft  die  Rücksicht 
auf  die  Vorzüge  selbst  ausser  acht  gesetzt  und  die  Vorrechte 
äusserlich  gewissermassen  mit  Wällen  und  Gräben  zu  sichern 
und  erbrechtlich  fortzusetzen  gesucht.  In  kleinen  Verhält- 
nissen liess  sich  so  eine  Zeitlang  die  Herrschaft  behaupten, 
grösseren  Verhältnissen  aber  war  die  so  beschränkte  Aristo- 

1  Viel  richtiger  als  Muiitesc|[uicu,  welcher  die  Tugend  als  Priucip 
der  Demokratie  erklärt,  hat  Aristoteles  gesagt  (Polit.  IV,  6,  4);  „Der 
Charakter  der  Aristokratie  ist  Tugend,  der  der  Demokratie  Freiheit." 
Aber  die  geschichtliche  Realität  entspriclit  wenig  dem  j)hilutiuphischeu 
Ideal.  De  Parieii  (Polit.,  ö.  36):  „L'aristocratie  a  toujours,  eu  lail. 
design6  le  gouverneraent  des  plus  pulssanis  plutöt  qiie  celui  des  i>lub 
vertueux."  In  dem  Buche  von  Parieu  finden  sich  viele  vorti'effliche  Be- 
merkungen über  die  Aristokratie. 
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kratie  nicht  mehr  ge\Yadiseii.  Sparta  und  \'cnedifi"  wurden 
schwach,  als  sie  grosse  Eroberungen  gemacht  hatten.  Sowohl 
die  SparUaten  als  die  Altbürger  von  Venedig,  die  Nobili, 
waren  für  sich  allein  nicht  zahlreich  und  nicht  stark  genug, 
weite  Länder  zu  behaupten,  und  das  übrige  niedergehaltene 
Volk  war  ohne  politisches  Leben  und  Kraft  geblieben  und 
konnte  keine  hinreichende  Beihilfe  gewähren.^  Auch  die 
Berner  Aristokratie  ist  weniger  durch  innere  Entartung  des 
Patriciates  als  vielmehr  daran  zu  Grunde  gegangen,  dass  sie 
sich  nicht  aus  den  ausgezeichneten  Männern  der  Hauptstadt 
und  des  Landes  zu  ergänzen  verstand. 

Alle  Aris>tokratie  beruht  auf  ausgezeichneter  Qualität. 
Welche  Art  der  Qualität  nun  bei  einer  Nation  vorzüglich  ge- 
achtet werde  und  Macht  habe,  das  hängt  von  dem  eigentüm- 
lichen Charakter  und  von  den  jeweiligen  Zuständen  der  Nation 
ab.  Wenn  der  Vorzug  des  Geschlechts  (der  Kasse)  ent- 
scheidet, so  nennen  wir  sie  Geschlechter-  oder  Adels- 
aristokratie. In  ihr  wirkt  das  Eamilienrecht  und  das 
ständische  Recht  auf  die  Ausbildung  der  ööentlichen  Ver- 
fassung mächtig  ein.  Viele  mittelalterliche  Aristokratien  hatten 
diesen  Charakter.  Der  Vorzug  der  Bildung  und  Erziehung 
kann  zur  Priester-  oder  Gelehrtenaristokratie  führen. 
Wird  das  höhere  Alter  als  Hauptbedingung  der  Regierungs- 
föhigkeit  betrachtet,  so  bildet  sich  eine  Aristokratie  der  Alder- 
männer  und  des  Senats.  Gilt  die  kriegerische  Aus- 
zeichnung als  entscheidend,  so  entsteht  die  Aristokratie  des 
Rittertums.  Wird  auf  den  Reichtum  das  Schwergewicht 
gelegt,  so  ergibt  sich,  je  nachdem  der  Grundbesitz  allein  oder 
auch  das  bewegliche  Vermögen  beachtet  wird,  eine  grund- 
herrliche oder  eine  Kapitalistenaristokratie,  die  Pluto- 
kratie,  nach  (^ceros  Urteil  die  bässliehste  aller  Staatsformen.^ 

2  Sehl  ^ tue  Bemerkungen  darüber  hat  Machiavelli  zu  Livius  I,  6, 
gemacht. 

8  Cicero,  De  Rep.  I,  34:  „nec  ulla  deformior  species  est  civitatis 
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Die  Aristokratie  der  Optimaten  hat  vorzugsweise  einen 

Parteicharakter,  indem  sich  in  ihr  eine  Anzahl  von  Familien 
und  Personen  geeinigt  haben.  Die  Aristokratie  der  Aemter 
und  Würden  kann  vorzugsweise  als  eine  politisch  motivierte 
angesehen  werden,  am  ehesten  dann,  wenn  sie  noch  als  Wahl- 
aristo  k  r a t i  e  erscheint,  weniger  wenn  sie,  wie  im  Mittelalter 
gewöhnlich  geschehen  ist,  allmählich  zur  Erbaristokiatie 
und  infolgedessen  wieder  zur  Geschlechter-  oder  Adelsaristo- 
kratie wird. 

Oft  wird  zugleich  auf  verschiedene  vorzügliche  Eigen- 
schaften gesehen  und  diese  kombinierte  Aristokratie  ist  sicherer 
und  besser  als  die  einseitig  auf  einen  Vorzug  gegründete 
Herrschaft,  welche  alle  anderen  von  Natur  aristokratischen 
Klassen  oder  Personen  zu  natürlichen  Qegnern  hat. 

Die  Aristokratie  liebt  es  ihre  Vorzüge  glänzen  zu  lassen, 
ludeni  -iö  daher  mit  Vorliebe  die  äussere  Hoheit  und  Würde 
des  Staates  zu  zeigen  pflegt,  veredelt  sie  die  staatlichen 
Formen  und  verstärkt  sie  die  öffentliche  Autorität  Sie  kann 
eher  noch  der  Liebe  des  regierten  Volkes,  aber  nie  der  Ach- 
tung desselben  entbehren.  Daher  sucht  sie  durch  die  äussere 
feierliche  Erscheinung  zu  imponieren,  und  ihr  Selbstgefühl, 
ihr  Stolz  prägt  sich  dem  Staate  ein.  Es  ist  das  ein  unver- 
kennbarer Vorzug  der  aristokratischen  vor  der  demokratischen 
Staatsform,  welche  leicht  auch  ihre  Obrigkeit  und  selbst  den 
Staat  in  die  Niederung  des  gemeinen  Lebens  herabzieht 

Aber  an  den  Vorzug  schliesst  sich  die  Gefahr  ganz  nahe 
an,  dass  die  herrschenden  Klassen  sich  selbst  überheben  und 
die  regierten  Klassen  weder  hinreichend  achten,  noch  ihnen 
eine  genügende  Sorge  zuwenden.  Daher  begegnen  wir  nicht 
selten  in  der  Geschichte  der  Aristokratien  einer  kalten,  mit 
Geringschätzung  begleiteten  und  dadurch  um  so  verletzen- 
deren Härte  und  selbst  Grausamkeit  gegen  die  niederen 

quam  illa,  in  qua  opulentissimi  optimi  putantur."  Herrschaft  der  haute 
Bnance  (Bankiers).   Vgl.  darüber  Leo,  Naturlehre  d.  Staats,  S.  89  fS. 
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Scilichten  der  Bevölkerung.  Das  Verfahren  der  Spartiaten 
g^en  die  Heloten,  die  Bedrückung  der  plebejischen 
Schuldner  durch  die  Patricier,  die  Misshandlung  der 

irischen  l'arhter  durch  die  englischen  Grundherreii. 
die  Ausbeutung  und  die  despotische  Unterdrückung  der  Hin- 
dus in  Indien,  der  Neger  auf  Jamaica  durch  die  engli- 
schen Statthalter^  sind  beredte  Zeugnisse  für  diesen 
Charakterzug. 

Ist  eine  übermässige  Beweglichkeit  und  Veränderlichkeit 
gewöhnlich  mit  der  gebildeten  Demokratie  verbunden,  so  ist 

umgekehrt  eine  übertriebene  Zäliigkeit  und  Unveränder- 
lichkeit  der  herkömmlichen  Verhältnisse  eine  häutige  Eigen- 
schaft der  Aristokratie.  Die  Demokratie,  im  Vorgefühl  ihrer 
Macht,  vergisst  leicht,  indem  sie  diese  schrankenlos  ausübt, 
die  Bedingungen  ihrer  Erhaltung.  Die  Aristokratie  dagegen, 
voller  Sorgen  für  ihre  unverkümmerte  Erhaltung,  gerät  nicht 
selten  in  den  Irrtum:  indem  sie  sich  starr  an  das  Alte  an- 
klammere und  jede  Neuerung  abwehre,  werde  sie  ihre  Herr- 
•  Schaft  am  besten  sichern.  In  der  That  versteht  sie  es  meistens 
besser  als  die  Demokratie,  sich  selber  zu  konservieren, 
und  durchweg  haben  die  Aristokratien  einen  lani^ßren  Be- 
stand gehabt  als  die  Demokratien.  Sie  vermeidet  die  Staats- 
experunente,  sie  hat  Scheu  vor  raschen  Sprüngen;  in  ge- 
messenem Gang  schreitet  sie  bedachtsam  vorwärts  und  ent- 
wickelt nur,  wenn  wirkliche  Gefahr  droht,  dann  zuweilen  die 
Monarchie  vorübergehend  nachbildend,  eine  durchgreifende 
Energie.  Aber  was  im  richtigen  Masse  wieder  eine  gute  Eigen- 
schaft jener  Staatsform  ist  und  aus  dem  natürlichen  Instinkt 
der  Selbsterhaltung  entspringt,  das  wird,  im  Unmass  geübt, 
zu  einem  tödlichen  Fehler. 

Diese  Neigung  und  Fähigkeit  der  Erhaltung  offenbart 
sich  auch  in  dei  natürlichen  Tendenz  der  Aristokratie,  die 

4  Vgl.  Tocqueville  über  die  engl.  Aristokratie.  Oettvres,  tom.  VIIL 
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Erblichkeit  zu  einem  Gruudpiiucip  der  Staatseinrichtungen 
zu  machen.  Diese  Tendenz  wird  besonders  in  der  Geschichte 
des  Mittelalters  anschaulich,  welches  überall  in  Europa 
einen  aristokratischen  Charakter  zeigt.  Selbst  das  deutsche 
Kaiserreich  mr,  ungeachtet  das  Kaisertum  ursprünglich  von 
der  Idee  der  Monarchie  vollständig  erfüllt  und  durchdrungen 
war,  jedenfalls  seit  dem  Untergange  der  Hohenstaufen  dem 
Wesen  nach  zu  einer  Aristokratie  geworden.^  Nur  das 
Kaisertum  selbst  war  nicht  erblich  geworden,  sondern  wurde 
durch  Wahl  der  erblichen  Kurfüristen  besetzt.  Die  Ehren, 
welche  dasselbe  umgaben,  waren  glänzend,  aber  die  Macht 
gering.  In  allen  wichtigen  Dingen  kann  der  Kaiser  nur  in 
Verbindung  mit  dem  [Reichstag]  einen  Entscheid  fassen. 
Die  Gesetze  bereitet  das  Kurfürstenkollegium  vor  und 

5  Das  hat  schon  der  Fraiizoso  Ii  od  in  wohl  gcwu.s.st.  jSeiihor  haht'ii 
eogar  <leutsche  Rechtshistoriker  zuw  eilen  wieder  vergessen.  Bodin  selireiljt 
(De  Hep.  Üb.  II,  c.  6):  ,,Et  quoniani  pleriqne  iniperiuni  Gerniaiiorum 
moTiar(diiam  esse  et  pentiuut  et  affirmarit,  eripiendus  est  hic  error.  — 
Neminem  autem  esse  arbitror,  qiii  cum  animadverterit  trecentos  rirciter 
Principes  Germanorum  ac  legatos  civitatum  ad  conventus  coire,  qui  ea, 
quae  diximus,  jura  uiajestatis  habeant,  aristocratiam  esse  dubitet.  Legcs 
enim  tum  Imperatori^  tum  singulis  Principibus  ac  civitatibus.  tum  etiam 
de  bello  ac  paee  decernendi,  veetigalia  ac  tributa  imperandi,  deiiiqueju- 
dices  Imperialis  Cnriae  daudi  jus  hal»ent.  —  Sceptra  (juidera,  regale  so- 
Iium^  pretiosissimae  vesles,  curuuae,  anteeessio  siibseciuentihns  Christianis 
regibiiP,  imaprinem  reg-iae  majestaüs  habent,  rem  non  liabent.  Et  cerie 
lanta  est  ini[)ei'ii  t^ermaniei  majestas.  tanins  H})lendor,  ut  Imperator  8U0 
qnodammo(]o  jure  omnibus  ornanientis  ac  lioiioribus  cumulari  mereatur: 
sed  ea  est  Aristocraliae  bene  etnistitutae  ratio,  iit  rpio  pbiB  honoris  co 
minus  iniperii  tribuatnri  et  qui  plus  imj)erio  possunt ,  minus  lionoris 
adipiscanlur,  ut  omnium  optime  Veneti  in  rejiuldii-a  constitnenda  decre- 
verniit.  Quae  cum  ita  sint,  quiö  dul)Uet,  reiupublicam  Germanorum  Ari- 
stocratiam esse?"  riiilipp  Chemnitz  (Dissert.  de  ratione  Status  in 
imperio  nostro  Romano  germ.  IG-iO)  hat  auf  den  Gedanken,  dass  Deutseli- 
land  eine  Aristokratie  sei,  seine  Ilcl'ormplane  gegründet.  A'gl.  Pe  r  t  he.-?. 
Das  deutsche  Staat  slel)en  vor  der  lievolutioü,  184:5,  ö.  246.  Puffen  dort 
(ülonzambano)  hat  das  licich  ein  zwischen  Monarchie  und  Aristokratie 
scbw  ankeudes  Monstrum  genannt,  aber  ebeufalls  die  überwiegende  Ten- 
denz zur  Aristokratie  auerlcaiiut. 
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hat  auf  dem  Reichstage  selbst  die  erste  Stimme.  Die  zweite 
steht  deD  übrigen  Fürsten  und  Herren  zu,  welche  alle  wieder 
die  ursprünglichen  Staatsämter  in  erbliche  Landesherrschaften 
umzuwandeln  giiwusst  haben.  Ist  die  Vereinbarung  auch  mit 
dieser  regierenden  Aristokratie,  dem  Beichsfürstenrat 
gelungen,  so  wird  noch  das  reichsstädtische  Kollegium 
um  seine  Zustinuiiung  befragt:  aber  da  zu  der  Zeit  auch  in 
den  Eeiehsstädteu  gewöhnlich  eine  patricische  Aristokratie  das 
Regiment  besitzt,  so  ist  selbst  hier  wieder  die  Vertretung 
auf  den  Reichstagen  grossenteils  aristokratisch.  Die  Reichs- 
regieruug  steht  dem  Kaiser  und  dem  [HeichstageJ  gemeinsam 
zu,  nicht  jenem  allein,  und  an  eine  unmittelbare  Einwirkung 
und  Beherrschung  der  Reicbsgewalt  den  Personen  und  Zu- 
ständen gegenüber  ist  nicht  mehr  zu  denken.  Diese  war  in 
jeder  Weise  unterbrochen  durch  die  Landesherrschaft  der  erb- 
lichen Reichsaristokratie,  unterbrochen  und  gelähmt  bei  weitem 
mehr  als  vermittelt. 

In  allen  politischen  und  rechtlichen  Verhältnissen  zeigt 
sich  diese  aristokratische  Neigung  des  Mittelalters  zu  erb- 
licher Befestigung  derselben.  Die  Lehen,  die  Reichswürden 
und  Aemter,  die  Gerichtsbarkeit  in  allen  Stufen,  Grafschaften, 
Vogteien,  Grundherrschaften,  selbst  die  Stühle  der  urteilenden 
Schöffen,  die  Ritterschaft,  der  Hofdienst  der  Ministerialen,  die 
Patriciato  in  den  Städten,  die  Meier-  und  Kellerämter  in  den 
Dörfern,  der  hofrechtliche  Besitz  der  hörigen  Bauern,  alles 
wurde  während  des  Mittelalters  erblich. 

Im  Gegensatze  zu  dieser  Richtung  des  Mittelalters  äussert 
dagegen  die  neuere  Zeit  vielfältig  ihre  Abneigung  gegen 
das  politische  Princip  der  Erblichkeit.  In  beiden  sich  wider- 
streitenden Tendenzen  liegt  ein  Element  der  Wahrheit  und 
eines  des  Irrtums  und  der  Uebertreibung.  Die  neuere  Zeit 
hat  recht,  wenn  sie  gegen  die  Hemmnisse  ankämpft,  welche 
eine  verhärtete  und  beschränkte  Erblichkeit  der  Verhältnisse 
der  Entwickelung  des  Lebens  und  der  Befriedigung  der 
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modernen  Bedürfnisse  entgegengesetzt;  sie  hat  recht,  wenn  sie 
für  die  individueUe  Tüchtigkeit  Anerkennung  verlangt;  recht, 
wenn  sie  nicht  mehr  zugibt,  dass  die  politischen  Aemter, 
welche  persönliche  Fähigkeit  und  zugleich  Unterordnung  unter 
das  Ganze  voraussetzen,  nach  den  Grundsätzen  des  Erbrechts 
besetzt  und  zu  Eigentum  einzelner  Familien  gemacht  werden. 
Aber  sie  hat  unrecht,  den  Zusammenhang  zwischen  der  Ver- 
gangenheit und  Gegenwart,  den  das  Erbrecht  festhält,  auf- 
zulösen und  in  Zustände  und  Verhältnisse,  welchen  die  fort- 
gesetzte Stätigkeit  der  tJeberlieferung  natürlich  ist,  welche 
eben  durch  ihren  gesicherten  Fortbestand  der  Staatsordnung 
selbst  als  feste  Säulen  dienen,  und  welche  auch  grosse  mo- 
ralische Interessen  und  Kräfte  fortpflanzen  und  in  die  Zukunft 
hintiberleiten,  eine  lockere  und  häufigem  Wechsel  ausgesetzte 
Beweglichkeit  einzuführeu.  Indem  sie  das  thut,  baut  sie  statt 
auf  Felsen  auf  Sand  und  verfehlt  sich  wider  die  oiganische 
Natur  sowohl  der  Nation  als  des  Staates,  deren  Leben  nicht  mit 
den  einzelnen  Generationen  v-echseit,  sondern  während  Jahr- 
hunderten sich  durch  eine  Keihe  von  Generationen  fortsetzt^ 

6  In  dem  aristokratischen  England  wird  liit  se  Bedeutung  des  pulili- 
schen  Erbrechts  auch  in  unserer  Zeit  nodi  verstnnden.  Sehr  schön 
äussert  sich  darüber  Edm.  Burke  in  seinen  Hetra-chtuiigcn  über  die 
tiaiizüsische  R<  \ oliuion:  „Üie  werden  benaerken,  was  die  übeieinstim- 
nu'iule  Politik  uii.screr  Verfassung  von  der  Magna  Charta  bis  zur  Krklii- 
rinig^  der  KeeliTe  ireweseu  ist.  unsere  Freiheit  als  eine  i'idei  komm  issa- 
risehe  Erbschaft  (eiitailed  inheritance)  zu  begehren  und  in  An- 
spruch zu  nehmen,  die  uns  von  unsei-en  X'orelterii  iiberlieterl  worden, 
und  die  wir  unseren  Nachkommen  /iirücklassen  sollen.  Wir  liaben  eine 
erldiche  Krone,  eine  erbliche  Pairie  und  ein  Haus  der  Gemeinen  und 
ein  Volk,  deren  Privilegien,  (Jerechtsame  und  Freiheiten  von  einer  langen 
Ahnenreihe  herstammen.  Der  Geist  (k-r  "Neuerung  iüi  gemeiniglich  das 
Geschöpf  der  Selbstsucht  und  bescliränkter  Ansichten.  Ein  Volk,  welches 
nicht  zuriickbliekt  anf  seine  Vorfahren,  wird  auch  nicht  für  seine  Nach- 
kommen  sorgen.  Das  V  olk  von  England  aber  weiss  sehr  wohl,  dass  die 
Idee  der  Erblichkeit  ein  sicheres  Prineip  der  Erhaltung  und  ein 
sicheres  Piiiicip  der  Ueberlieferung  erzeugt,  ohne  irgend  ein  Prineip 
der  Vervollkommnung  auszuschlies.sen.  Es  lässt  den  Erwerb 
frei,  aber  es  sichert  das  Erworbene.  —  Unser  poliiisclies  System 
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Pa  die  Aristokratie  vorzugsweise  die  Macht  der  äusseren 
Ordnung  aufredit  erhält^  und  von  dieser  ihre  Erhaltung 
erwartet,  so  ist  sie  in  besonderem  Masse  auch  eine  Pflegerin 

des  Rechts,  dessen  formellen  Best;ai(l  sie  sorgfältig  vor  Er- 
schütterung bewahrt.  Man  hat  es  daher  mit  Grund  ihr  nach- 
gerfihmt,  dass  sie,  wenn  sie  nicht  in  ihrer  Exktenz  bedroht 
scheine  und  deshalb  ihre  Leidenschaften  p:ereizt  werden, 
gerechter  sowohl  im  Verhältnis  zu  den  Unterthanen  als  zu 
ihren  eigenen  Gliedern  zu  handeln  pflege  als  die  Demokratie. 
Es  ist  kaum  zuföllig,  dass  die  welthistorische  Ausbildung  der 
Kechtswissenschaft  vorzüglich  in  dem  eminent  aristokratischen 
Volke  der  Kömer  vor  sich  ging.  Anerkannt  auch  ist  die  zwar 
strenge,  aber  unparteiische  Rechtspflege  der  Venetianer,  das 
^ute  Hecht,  welches  die  Bern  er  j^ehaiidliabt,  das  starke  Rechts- 
gefühl der  aristokratischen  Engländer,  und  während  des  Mittel- 
alters nahm  selbst  die  Politik  die  äussere  Gestalt  des  Rechts- 
urteils und  seiner  Vollstreckung  an. 

Die  neuere  Zeit  ist  der  Aristokratie  als  Staatsform  so  sehr 
ungünstig,  dass  sich  keine  einzige  Aristokratie  bis  in  die  Mitte 

steht  iii  Verbindung  und  Harmonie  mit  der  gesamten  Wcltordming  und 
mit  den  Bedingungen  der  Existenz.  eincB  iurtdaueruden  Körpers,  welcher 
ans  vergänglichen  und  wechselnden  Teilen  gebildet  ist.  Nach  der  An- 
ordnung einer  bewunderiiö würdigen  Weisheit  ist  unsere  Verfassung  als 
ein  Ganzes,  indem  sie  die  grosse  pfehcimnisvolle  Verbindung  des 
]Henseiienge8chlechtes  nat  hoildet,  zu  keiner  Zeit  alt  oder  jung  son- 
dern unveränderlich  forldauernd  schreitet  sie  fort  durch  den  munnig- 
laltigen  und  im  einzelnen  unablässigen  Wechsel  der  Abnahme  und  des 
Untergangs,  der  Erneuerung  und  des  Aufschwungs.  Indem  wir  so  die 
Weise  der  Natur  in  der  Leitung  des  Staates  bewahren,  werden  w^ir  in 
unseren  Verbcsserungen  niemals  ganz  neu  sein,  und  in  dem  was  wir  er- 
halten, nie  gnnz,  alt.  Indem  wir  so  der  Erl)liclikeir  anhanuen.  haben 
wir  unserer  Staatsordnung  das  Bild  einer  Blnts-  und  Familienverbiiidung 
iiulgeprägt,  verliniipien  wir  unsere  Laudesverlassung  mit  unseren  teuersten 
häuslichen  Banden,  nehmen  wir  die  Fundamentalgesetze  auf  in  das 
Heiligtum  unserer  Faniilienliebe,  umfassen  wir  unzertrennlich  und  mit 
der  Warme  der  verschlungenen  und  weehselseitiu:  wiederstrahlenden  Zu- 
neigungen unseren  Staat,  unseren  Herd,  unsere  Gräber  und  unsere  Altä.re." 
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des  XIX.  Jahrhunderts  hat  behaupten  können.  Die  altrömische 

Aristokratie  ist  zuvor  durch  die  aufstrebende  Demokratie  ge- 
brochen und  dann  erst  durch  das  Kaisertum  erdrückt  worden. 
Die  italienischen  und  die  deutschen  Aristokratien  des  Mittel- 
alters sind  vorerst  durch  die  wachsende  Macht  der  Fürsten 
überholt  und  gedemütigt  worden  und  dann  erst  der  Feind- 
schaft der  bürgerlichen  Klassen  erlegen. 

In  dem  modernen  Staat  nehmen  daher  die  aristokratischen 
Klassen  nur  noch  als  ein  ausgezeichneter  Bestandteil  des 
Volks  eine  mittlere,  aber  nirgends  mehr  eine  souveräne 
Stellung  ein.  Sie  sind  überall  entweder  der  Monarchie  oder 
der  Demokratie  untergeordnet.  Sie  können  jene  unterstützen 
oder  ermässigen  und  diese  veredeln  oder  beschränken,  aber 
sie  können  nicht  mehr  die  Staatsregierung  von  Rechts  wegen 
in  Anspruch  nehmen. 


Zwanzigstes  Kapitel. 
lY«  Demokratische  Staatsfomen. 
A.  Die  munlttelhare  (antike)  Demokratie. 

Die  Art,  wie  im  Altertum  die  Demokratie  (öfiptMtgttrim^ 
d.  h.  Herrschaft  des  Demos  der  freien  gemeinen  Bürgerschaft) 
verstanden  wurde,  und  wie  sie  in  der  neueren  Zeit  au%efasst 
wird,  ist  sehr  verschieden.  Die  alten  Demokratien  gingen  von 
dem  Staate  aus  und  suchten  die  Freiheit  aller  in  der  poli- 
tisch-gleichen Herrschaft  aller.  Die  neueren  Demokratien 
gehen  von  der  individuellen  Freiheit  der  einzelnen  aus 
und  suchen  möglichst  wenig  davon  abzugehen  an  das  Ganze, 
möglichst  wenig  zu  gehorchen.  Die  alte  Demokratie  ferner 
war  durchweg  eine  unmittelbare  Demokratie,  wenn  auch 
bald  in  absoluter  Form,  bald  ermässigt;  die  neuere  dagegen 
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ist  regelmässig  eine  repräsentative  Demokratie.  Es  ist 
einleuchtend,  dass  die  erstere  nur  in  einem  kleinen  Staats- 
gebiete möglich,  diese  aber  auch  in  einem  grosseren  Volke 
und  Laude  auweudbar  ist. 

Die  Griechen  vorzüglich,  in  eine  grosse  Zahl  kleiner 
Staaten  zersplittert,  suchten  und  fanden  in  der  demokratischen 
Staatsform  die  Befriedigung  ihrer  politischen  Anschauungsweise. 
Es  ist  nicht  zu  leugnen,  selbst  die  alten  königlichen  Staaten 
und  die  sogenannten  Aristokratien  der  Griechen  haben,  wenn 
man  sie  mit  der  modernen  Monarchie  oder  mit  der  römischen 
Aristokratie  vergleicht,  ein  demokratisches  Etwas  an  sich, 
wodurch  sie  sich  von  diesen  unterscheiden.  Auch  ist  es 
beachtenswert,  dass  die  grössten  Denker  unter  den  hellenischen 
Philosophen,  obwohl  sie  die  athenische  absolute  Demokratie 
keineswegs  günstig  beurteilten,^  doch  das  Ideal  einer  ge- 
mässigten Demokratie  festhielten  und  vorzugsweise  diese  Staats- 
form Politie  nannten. 

Für  die  Einsicht  in  die  Natur  der  Demokratie  ist  kein 
Staat  lehrreicher  als  der  athenische.  In  der  Verfassung  Athens 
erlangte  dieselbe  ihren  konsequentesten  Ausdruck.  In  einem 
Umfang  wie  nie  seither  wieder  übte  das  Volk  dort  selbst  die 
Herrschaft  aus.  Fast  alle  wichtigeren  Staatsangelegenheiten 
wurden  in  der  Volksversammlung  {ixatlf/a^u)  verhandelt, 
und  diese  trat  so  häufig,  beinahe  wöchentlich  einmal,  auf  dem 
Markte  öffentlich  zusammen,  wie  es  nur  erklärbar  wird,  wenn 
man  bedenkt^  dass  die  gewöhnlichen  Berufsgeschäfte  und  Ar- 
beiten vorzüglich  von  den  zahlreichen  Sklaven,  nicht  von  den 
freien  Bürgern  betrieben  wuiden. 

In  der  Volksversammlung  hatte  der  vielköpfige  Demos 
eine  sichtbare  Darstellung  gefunden.  Sie  war  die  Vereinigung 
aller  ehrbaren  athenischen  Bürger,  welche  schon  nach  Voll- 
endung des  zwanzigsten  Altersjahres  daselbst  Zutritt  und 

r 

1  Darin  stimm«»  Xenoplion^  Platon  und  Aristoteles  zusammen. 
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Stimmrecht  erhielten.  In  ihr  fühlten  sich  die  Athener  als 
die  Herren  des  Staates,  jeder  einzelne  als  ein  Teil  des 
Soaveräns.  Das  charakteristische  Merkmal  der  demokratischen 
Verfassung,  dass  die  Mehrheit  herrsche  und  jeder  Bürger  An- 
teil an  der  ohrigkeitlichen  Macht  habe,  war  hier  völlig  aus- 
gebildet. Jedem  stand  es  frei«  das  Wort  zu  ergreifen  und  zu 
dem  Volke  zu  sprechen.  Zu  Solons  Zeit  noch  gab  das  er- 
fahrene Alter  einen  Vorzug,  aber  diese,  wie  die  übrigen 
Beschränkungen  der  demokratischen  Gleichheit  wurden  bald 
lästig  befunden  und  verworfen.  Dem  Sprechtalent  wurde  freier 
Spielraum  eröffnet,  und  die  Gewalt  der  Rede  elektrisierte  und 
lenkte  die  Menge  schrankenlos.  Ein  Glück  war  es,  wenn 
grosse  Staatsmänner,  wie  Perikles,  als  Redner  ihr  Urteil 
bestimmten;  aber  häufiger  noch  bemächtigten  sich  schlaue  und 
ehrgeizige  Demagogen  der  Gemüter,  und  indem  sie  es  ver- 
standen, die  Leidenschaften  der  Versammlung  zu  erregen  und 
ihrer  Selbstsucht  zu  schmeicheln,  regierten  sie  die  Masse 
wechselseitig.  Von  dieser  grossen  Wirkung  der  Rede  haben 
wir  in  dem  moderneu  Staat  keine  völlig  entsprechende  An- 
schauung mehr.  Sie  ergriff  die  Zuhörer  massenhafter  und 
stärker  als  die  Presse  die  zerstreuten  Leser.  Der  Eindruck 
war  unmittelbarer  und  lebendiger.  Die  Stimme  des  Redners, 
der  Glanz  der  Augen,  die  Gebärden  desselben  erhöhten  die 
Bedeutung  und  den  Nachdruck  seiner  Worte,  und  die  erregte 
Stimmung  der  lauschenden  und  ihrer  Macht  bewussten  Menge 
gab  der  Verhandlung  einen  gewaltigeren  Schwung.  Auch  die 
mündlichen  Verhandlungen  und  Beden  in  unseren  Parlamenten 
haben  nicht  denselben  Grad  von  Einfiuss,  teils  weil  die  Ver- 
sammlungen selbst  viel  kleiner  und  gewählter,  teils  weil  sie 
beschränkter  in  ihrer  politischen  Macht  sind. 

Die  Befugnisse  der  Volksversammlungen  waren  sehr  aus* 
gedehnt.  Sie  umfassten  das  ganze  Staatsleben.  Solon  hatte 
dieselben  noch  beschränkt  auf  die  Wahlen  der  Magistrate,  die 
Kontrolle  der  Regierung  und  die  Beratung  Aber  die  Gesetze. 

Blant«obU»  aUgem^e  Staatelehre.  34 
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Aber  im  Gefühl  seiner  Uebermacht  überschritt  der  von  den 
Rednern  geführte  Demos  die  Schranken  der  solonischen  Ver- 
fassung. Die  Volksbeschlflsse  {if/f/cpia/uaTce)  wurden  ent- 
scheidend, und  der  Demos  beschloss,  wie  cm  absoluter  Despot, 
was  ihm  gefiel  auch  wider  die  Gesetze.^ 

Die  eigentliche  Gesetzgebung  stand  zwar  nicht  der  Volks- 
versammlung selbst,  sondern  den  Nomotheten  zu;  aber  auf 
die  Entscheidung  dieser  hatte  die  Verhandlung  und  Stimmung 
jener  einen  meistens  überwältigenden  £influss,  und  die  Nomo- 
theten waren  selber  nur  ein  zahlreicher,  im  einzelnen  Falle 
gewählter  Ausschuss  der  Volksversammlung.  Dagegen  ent- 
schied die  Volksversammlung  selbst  die  wichtigsten  Eegierungs- 
geschäfte.  Sie  selber  hörte  die  Gesandten  anderer  Staaten  an, 
ernannte  Gesandte,  beriet  und  bestimmte  die  Instruktionen 
derselben.  Sie  beschloss  Krieg  oder  ij'rieden,  erwählte  die 
Feldherren,  regelte  den  Sold  und  sogar  die  Art  der  Krieg- 
führung. Das  Schicksal  der  eroberten  Städte  und  Länder 
wurde  von  ihr  normiert.  Sie  verfügte  über  die  Aufnahme  und 
Anerkennung  neuer  Götter,  über  die  religiösen  Feste,  über 
neue  Priestertümer.  Sie  erteilte  Bürgerrechte  und  Privilegien, 
lieber  den  Zustand  der  P'inanzen,  die  Einnahmen  und  Aus- 
gaben der  Republik  musste  ihr  in  jeder  Prytanie  (zu  35 
oder  36  Tagen  um)  Rechenschaft  abgelegt  werden.  Von  ihr 
wurden  die  Steuern  auferlegt,  die  Schirmgelder  der  Metöken 
bestimmt,  das  Münzwesen  geordnet,  zu  freiwilligen  Beiträgen 
aufgefordert  Die  Bauten  der  Tempel  und  öffentlichen  Ge- 
bäude, der  Strassen,  Mauern  u.  s.  f.,  sowie  die  wichtigen  Aus- 
gaben für  den  SchiÜsbau  bedurften  ihrer  Genehmigung,  und 
die  wesentlichen  Aufträge  dafür  gab  sie  selber.  Sie  verwen- 
dete die  Staatsgelder  auch  zum  Privatvergnügen  der  einzelnen 
Bürger,  indem  sie  diesen  den  Besuch  der  Theater  bezahlen 
liess.  Die  regelmässige  Stratgerichtsbarkeit  war  der  Volks- 

2  Vgl.  Aristot.,  Pülit.  IV,  4,  4  u.  6. 
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yersammlung  zwar  entzogen,  aber  in  ausserordentlichen  Fällen, 

insbesondere  wo  das  Gesetz  ein  Verbrechen  nicht  vorgesehen 
hatte,  oder  erschwerende  Umstände  aussergewöhnliche  Mass- 
regeln zu  rechtfertigen  schienen,  wurden  auch  Kriminalklagen 
vor  derselben  verhandelt  und  wurde  von  ihr  die  Strafe  bestimmt, 
oft  auch  das  Schuldig  ausgesprochen.  Die  Entartung,  welclie 
rasch  auf  die  Blütezeit  der  Demokratie  folgte,  begünstigte  die 
Missbräuche  dieser  Volksjustiz. 

In  der  Volksversammlung  hatte  die  Mehrheit  der  an- 
wesenden Bürger  den  Entscheid.  Aber  selbst  in  Athen,  wo 
die  geistige  Bildung  auch  der  unteren  Schichten  der  freien 
Bürger  höher  stand  als  seither  in  irgend  einem  Lande,  unter 
einem  Volke,  welches  die  Tragödien  von  Aeschylos  und  Sophokles 
zu  würdigen  wusste,  vor  welchem  die  Beden  des  Demosthenes 
gehalten  wurden,  selbst  in  Athen,  wo  durch  Handel  und  Herr- 
schaft sich  grosse  Reichtümer  aufhäuften  und  reichlicher  Ver- 
dienst jede  Arbeit  lohnte,  war  die  Mehrheit  unßihig,  den  Ver- 
lockungen der  Demagogen  zu  widerstehen,  und  ungeneigt, 
eine  gerechte  Herrschaft  zu  üben.  Die  Minderheit  der  edleren 
und  der  reicheren  Bürger  wurde  auch  von  dieser  Mehrheit 
gedrückt  und  misshandelt,  und  Xenephon  konnte  es,  im 
Hinblick  auf  seine  Vaterstadt  Athen,  als  eine  notwendige 
Konsequenz  der  Demokratie  erklären,  „dass  in  ihr  das  Los 
der  Schlechten  besser  sei  als  das  der  Guten. 

Die  Allmacht  der  Volksversammlung  sollte  freilich  nach 

SXenophon  über  den  Staat  der  Athener  I,  1.  [Dasa  diese  Schrift 
dem  Xenophon  falschlich  sugeschrieben  ist,  wird  jetzt  allgemein  aner- 
kannt Sie  rührt  ans  den  Kreisen  der  damaligen  Oligarchie  her  und 
ward  etwa  um  424  Chr.  abgefassi,]  Ebenda  (II,  19)  versichert  er, 
„das  Volk  der  Athener  wisse  recht  wohl  zxl  unterscheiden  zwischen  gnten 
und  schlechten  Bürgern.  Aber  es  siehe  die  Schlechten  vor,  die  ihm  au 
Willen  seien,  und  hasse  die  Guten;  denn  es  sei  überzeugt,  dass  die  Tugend 
einzelner  nicht  zum  Wohl  der  Menge,  sondern  zu  ihrem  Schaden  in  der 
Welt  sei,  und  ihnen  liege  nichts  daran,  dass  der  Staat  wohlgeordnet  sei, 
sondern  daran  nur,  dass  die  Menge  frei  und  Herrscher  sei^  (I,  8). 
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der  solonischen  Verfassung  durch  den  Rat  zum  Teil  be- 
schränkt, zum  Teil  geleitet  weiden.  Den  ßat  selbst  hatte 
Solon  auf  die  aristokratische  Ordnung  des  Volkes  nach  den 
vier  Stämmen  basiert,  und  indem  er  die  Bürger  je  nach  ihrem 
Veiuiügen  in  vier  Klassen  teilte  und  den  oberen  und  reicheren 
Klassen  schwerere  Pflichten  und  höhere  Kechte  im  Staate  an- 
wies, auch  dem  Vermögen  und  der  Bildung  im  Rate  das 
Uebergewicht  über  die  niedere  Menge  zu  sichern  gesucht. 
Allein  auch  den  Rat  nahm  seit  Klisthenes  (510  v.  Chr.)  die 
Menge  ganz  und  gar  für  sich  in  Anspruch.  Der  Rat  der  500 
war  selber  eine  kleine  Volksversammlung,  ohne  Rücksicht  auf 
Vermögen  und  Üildung  aus  der  gleichen  Menge  der  Bürger 
hervorgegangen,  nicht  einmal  durch  die  Wahl  auserlesen,  son- 
dern durch  das  Los  zusammengewürfelt  und  ebenso  durch 
das  Los  in  zehn  Bureaus  (Prytanien)  von  je  50  Räten  ver- 
teilt, welche  alle  36  Tage  in  der  Leitung  der  Geschäfte 
wechselten.  Von  einer  selbständigen  Autorität  eines  derartigen 
Rates  der  Menge  gegenüber,  aus  welcher  er  wie  der  auf  die 
Höhe  getriebene  Schaum  des  Champagners  wechselnd  empor- 
stieg, und  in  welcher  er  wieder  nach  kurzer  Frist  sich  auf- 
löste, konnte  keine  Rede  mehr  sein.  Er  diente  bloss  dazu,  die 
äussere  Besorgung  und  Einleitung  der  Geschäfte  der  Menge 
zu  erleichtern  und  die  Öeibstregierung  dieser  möglich  zu 
machen. 

Die  Archonten,  in  älterer  Zeit  hohe  Magistrate,  ur- 
sprünglich Eupatriden,  nach  der  solonischen  Verfassung  aus 
der  Klasse  der  Reichsten  (der  Pentakosiomedimnen)  gewählt, 
wurden,  als  einmal  die  Demokratie  zu  freier  Entfaltung  ge- 
langt war,  durch  das  Los  bestellt,  zu  welchem  jeder  Bürger 
nun,  ohne  dass  ferner  auf  Geburt  oder  Vermögen  oder  Bil- 
dung geachtet  wurde,  zugelassen  wurde  und  sanken  herab  zu 
blossen  Dienern  des  Demos  und  raachtlosen  Vorsitzern  der 
zahlreichen  Gerichtshöfe.  Diese  selber  waren  wieder  ganz 
demokratisch  bestellt  und  wiederum  eine  Art  von  VolksTer- 
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samiiihing.  Nicht  weniger  als  6000  Geschworne  nahmen  an 
den  Gerichtsverhandlungeu  teil,  und  je  nach  der  Wichtigkeit 
der  Prozesse  urteilten  Hunderte  oder  Tausende  von  Ge- 
schwornen.  Die  Sucht  der  Massen,  an  dem  Solde  und  an 
der  Autorität  der  Richter  teilzunehmen,  von  Aristophaues  in 
den  Wespen  gegeisselt,  ward  zu  einer  chronischen  Krankheit 
Athens,  und  auf  diesem  Boden  ging  das  schändliche  Gewerbe 
der  Sykophanten  wuchernd  auf.  Derlei  Volksgerichte  be- 
trachteten sich  mehr  als  Beschützer  und  Förderer  der  Volks- 
herrschaft und  kümmerten  sich  mehr  um  politische  Partei- 
kaiiipfe  und  Parteiinteressen,  als  um  die  Handhabung  des 
unparteiischen  Rechtes.  Sie  wurden  so  zum  Tummelplatze 
der  öffentlichen  und  Privatleidenschaften;  die  Bestechlichkeit 
der  Sykophanten  und  der  Richter  selbst  nahm  überhand,  und 
in  Form  Rechtens  wurde  die  äusserste  Willkür  und  Despotie 
der  Menge  geübt  ^ 


Einuadzwanzigätes  KapiteL 

Benrteüiug  der  uunittelbaren  Demokratie* 

In  der  begabten  Natur  der  Athener  und  in  der  glänzen- 
den Geschichte  ihrer  Stadt  spiegeln  sich  die  Eigentümlich- 
keiten, die  Vorzüiio  und  Gebrechen  der  unmittelbaren  Demo- 
kratie für  alle  Zeiten  ab. 

Die  Demokratie  liebt  die  Freiheit  mehr  als  die  Auto- 
rität. Die  Freiheitsliebe  der  Athener  hat  vornehmlich  die 
reiche  Entfaltung  der  ewig-jungen  und  ewig-schöuen  Werke 
in  Kunst  und  Wissenschaft  hervorgebracht,  welche  die  Bewun- 
derung der  Nachwelt  erhält  und  verdient  Aber  die  demo- 

*  Ueber  die  VerfMWung  Athens  ist  voi-züglich  das  treffliche  Buch 
von  K.  Fr.  Herrmann,  Griech.  Staatsaltertiimer  [5.  Aull,  neu  bearbeitet 
von  Bähr  und  Stark  (1875),  S.  339  ff.],  zu  vergleichen. 
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kratische  Freiheit  aller  wird  zugleich  als  Herrschaft  der 
Mehrheit  verstanden.  Die  Bürgerschaft  will  in  Person, 
d.  h.  dttrdi  grosse  Volksversammlungen  den  Staat  regieren. 
Diese  hinwieder  sind  nur  möglich  in  kleinen  Staaten  und  bei 
einem  Volke,  welches  Müsse  hat,  sich  mit  Staatsgeschäften 
regelmässig  zu  befassen,  also  nur  unter  der  Voraussetzung, 
dass  entweder  die  Lebensverhältnisse  des  Volkes  äusserst  ein- 
fach und  die  Staatsgeschäfte  gering  sind,  wie  dergleichen  etwa 
in  den  Gemeinden  abgeschlossener  Bergthäler  vorkommt,  oder 
dass  die  Masse  der  täglichen  Arbeit  von  Personen  besorgt 
wird,  welche  nicht  zur  ])ürgerschaft  gehören.  Bei  einem  ge- 
bildeten Volke  ist  daher  die  leine  Demokratie  aller  immer 
eine  Unwahrheit,  indem  ihre  Existenz  eine  dienende,  unfreie 
Bevölkerung  voraussetzt. 

In  diesen  grossen  Volks versanmi langen  aber  entwickelt 
sich  leicht  ein  Gefühl  von  unbeschränkter  Macht,  welches 
hinwieder  das  Volk  zu  Missgiiflfen  jeder  Art  verleitet  und 
leicht  launische  Wiiikür  an  die  Stelle  des  Rechtes  setzt.  Der 
Einzelne,  für  sich  ein  ehrbarer  und  besonnener  Mann,  wird 
in  der  Versammlung  als  unbemerktes  ^lied  einer  zahlreichen 
und  imposanten  Menge  von  dem  Geiste  und  den  Leidenschaften 
der  Masse  ergriffen  und  zu  Willensäusseruugen  fortgerissen, 
die  er  kurz  vorher  noch  des  bestimmtesten  verworfen  hat. 
Ist  einmal  durch  die  Eedner,  welche,  um  Eindruck  zu  machen, 
genötigt  sind  auch  die  Saiten  der  Volksieidenschaften  anzu- 
spielen, die  Stimmung  der  Menge  wie  ein  brausender  Strom 
in  Bewegung  gesetzt,  so  hält  selbst  die  Scham  das  Volk  nicht 
zurück,  alle  widerstrebenden  Schranken  zu  durchbrechen  und 
masslos  zu  überflutend 

1  Edm.  Burkc  spricht  das  schön  aus:  „Wo  die  Autorität  des  YoIkeB 
absolut  und  unbeschränkt  ist,  da  bat  das  Volk  auch  ein  unendlich 
grösseres,  weil  ein  besser  gegründetes  Vertrauen  auf  seine  Macht.  Ea 
ist  selbst,  bei  grossen  Massregehi,  sein  eigenes  Werkzeug,  während  der 
Fürst  ohne  die  Hilfe  anderer  nichts  tiiun  kann.  Ks  ist  dem  Gegenstände 
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Soll  die  reine  Demokratie  daher  eine  gute  Verfassung 
sein,  so  muss  die  Bürgerschaft  in  ihrer  Mehrheit  politisch 

fähig  und  tüchtig,  d.  h.  die  Einsicht  der  Menge  muss  aus- 
gezeichnet und  ihr  Charakter  vortrefflich  sein.  Es  ist  aber 
immerhin  eine  sehr  bedenkliche  Erfahrung  für  diese  Staats- 
form,  dass  selbst  in  Athen,  unter  einem  geistig  so  hoch- 
gebildeten \o\kL\  dessen  Charakter  sich  vorzüglich  im  Unglück 
und  in  der  Gefahr  gross  zeigte,  somit  eine  ausgezeichnete 
Anlage  hatte,  die  reine  Demokratie  sich  nur  ivährend  ganz 
kurzer  Zeit  vor  der  Entartung  und  dem  Veilall  bewahrte.  Ja 
selbst  in  der  Periode  ihrer  höchsten  Blüte  und  Herrlichkeit 
beruhte  ihre  Grösse  vornehmlich  darauf,  dass  das  Volk  nicht 
seinen  Willen  selber  bestimmte,  sondern  der  Autorität  und 
Leitung  eines  grossen  Staatmannes  völlig  vertraute,  dass  einer 
die  Menge  faktisch  beherrschte.  Thukydides^  sagt  von  den 
Zeiten  des  Perikles:  „Den  Worten  nach  war  Athen  eine 
Demokratie,  in  der  Wirklichkeit  aber  war  der  Staat  unter  der 
Herrschaft  des  ersten  Mannes.^ 

Die  Tugend  der  Menge,  wenn  sie  den  berauschenden 
AVein  der  Macht  getrunken,  hält  nicht  stand.  Solange  nuth 
die  religiöse  Scheu  vor  der  Gerechtigkeit  Gottes  lebendig  ist 
in  ihrem  Herzen,  solange  noch  die  Sitte  und  das  Gesetz  sie 
in  Schranken  hält  und  die  Achtung  vor  der  überlegenen 
Autorität  der  Besten  waltet,  so  lange  allerdings  kann  auch  die 
demokratische  Form  der  Herrschaft  bestehen,  und  es  ist  nicht 
zu  verkennen,  dass  dann  auch  die  Masse  der  Individuen  des 

seiner  Herrschaft  näher.  Daher  steht  es  weniger  unter  der  \'erani\vort - 
lichkeit  jener  grossen  kontrollierenden  Macht  anf  Erden,  dem  Urteil  des 
guten  Rufes  und  der  Ehre.  Die  Furcht  vor  der  Schande,  an  welcher 
jedes  Individuum,  wenn  es  sich  um  öffentliche  Dinge  handelt,  teilhat, 
ist  für  das  Volk  nur  gering,  indem  die  Selbständigkeit  der  öffentlichen 
Meinung  in  einem  umgekehrten  Verhältnis  zu  der  Zahl  derer  steht, 
welclie  die  Macht  niissbrauchen.  Kmc  vollendete  Demokratie  ist  daher 
das  schamloseste  Ding  auf  der  Welt." 
2  Thukydid.  II,  65. 
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demokratischen  Volkes  durch  die  Beschäftigung  mit  den  öffent- 
lichen Angelegenheiten  gehoben  wird  und  sich  vor  den  Bür- 
gern anderer  Staaten  durch  eine  reichere  und  selbstbewusstere 
EntWickelung  ihrer  Anlagen  auszeichnet.  Jeder  Einzelne  muss, 
weil  er  teil  an  der  gemeinsamen  Herrschaft  hat,  seine  Blicke 
über  die  enge  Grcuzc  seines  Berufes  hillausrichten,  er  wird 
vertrauter  mit  den  grossen  Gesetzen  der  Geschichte  und  dem 
Gesamtlehen  der  Völker.  Seine  politischen  Fähigkeiten  wer- 
den ausgebildeter,  seine  Kräfte  ^'esteigert,  und  im  Verkehr 
mit  denselben  Klassen  anders  regierter  Völker  zeigt  er  sich 
in  manchen  Dingen  diesen  überlegen.  Aber  bald  lässt  jene 
Scheu  und  Achtung  nach,  und  jes  nimmt  zugleich,  da  die 
wohltliätige  Zweiheit  der  anderen  Staatsformen,  der  Regent 
und  die  Begierten,  hier  fehlt,  das  Gefühl  einer  äusserlich 
nicht  beschränkten  Macht  und  der  Missbranch  derselben  über- 
hand. Daun  kommen  die  schlechten  Kigenschafteii  lu  der 
Masse  zu  zügelloser  Entfaltung,  und  gerade  die  bessere  und 
edlere  Minderheit,  deren  Dasein  schon  die  niedrige  Menge  wie 
einen  Vorwurf  empfindet  und  wie  einen  Protest  gegen  ihre 
Herrschaft  betrachtet,  wird  nun  beneidet,  gehasst  und  unter- 
drückt Uebermut,  Launenhaftigkeit,  Masslosigkeit,  die  Sucht 
zu  häufiger  und  eitler  Neuerung,  Willkür,  Boheit  wuchern  in 
dem  Demos  emi>or,  und  je  weniger  er  in  Wahrheit  sich  selbst 
beherrscht,  desto  drückender  wird  seine  Herrschaft  über  audere. 
Es  bilden  sich  Parteien,  in  welchen  der  Hass  gegeneinander 
stärker  ist  als  die  Liebe  zu  dem  gemeinsamen  Vaterlande, 
und  welche  dieses  zerfleischen,  indem  sie  einander  auf  Tod 
und  Leben  bekämpfen.  Der  Staat  verfällt  in  wechselnde 
Schwankungen  voller  Unsicherheit  und  GeMr  und  geht  in 
dem  Uebermass  der  Beweglichkeit  zu  Grunde.  So  war  die 
Blütezeit  der  athenischen  Demokratie  zwar  überaus  glänzend, 
aber  sehr  kurz,  und  ein  langer  Verfall,  von  dem  sich  der 
Staat  nicht  wieder  erholte,  folgte  ihr  auf  dem  Fusse  nach.^ 
8  Die  Glanzperiode  beginnt  mit  KUsthenes  510  v.  Chr.,  welcher  zu- 
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Eine  charakteristische  Eigenschaft  jeder  Demokratie  ist 
die  Vorliebe  für  das  Princip  der  Gleichheit.  In  Athen 
wurde  die  politische  Gleichheit  der  Bürger  in  ihrer  Einseitig«* 
keit  so  konsequent  ausgebildet,  wie  in  den  neueren  Demo* 
kratien  nirgends  mehr.  Wo  es  irgend  möglich  schien,  handelte 
die  Masse  der  gleichen  Bürger  selbst,  denn  die  Repräsentation 
durch  einzelne  Auserwählte  begründet  schon  einen  Vorzug  und 
Vorrang  dieser.  Wo  aber  dennoch  einzelne  Beamte  oder  Räte 
bestellt  werden  raussten,  da  zogen  die  Athener  in  der  Regel 
der  unterscheidenden  und  die  für  besser  geachteten  Männer 
aussondernden  Wahl  das  blinde  Los  yor,  welches  unbeküm- 
mert um  die  höhere  Einsicht  und  Tugend  Einzelner  in  die 
gleiche  Masse  greift  und  bald  diesen  bald  jenen  hervorzieht; 
und  damit  nicht  etwa  der  Vorzug  des  Amtes,  wenn  es  an- 
dauere, doch  wieder  die  Beamten  über  die  Menge  erhebe, 
begegneten  sie  dieser  Gefahr  durch  häuhgen  Wechsel  der  ge- 
losten Würdeträger. ^  Schon  die  Existenz  von  Beamten,  die 
Gehorsam  fordern,  ist  dem  demokratischen  Grundsatze  der 
Gleichheit  alier  Bürger  zuwider;  erscheint  dieselbe  unentbehr- 
lich und  unvermeidlich,  so  soll  daher  diese  Art  der  Ungleich- 
heit durch  das  Los  und  den  Wechsel  gemildert  werden.  Die 
Gleichheit  nämlich,  auf  welcher  die  Demokratie  beruht,  ist 
die  Gleichheit  der  Zahl.  Ihr  Ausdruck  ist  nicht:  „Jedem 
nach  seinen  Verhältnissen,*'  sondern:  „Einer  wie  der 
andere.*** 

Eine  andere  Konsequenz  dieser  demokratischen  Rechts- 
gleichheit ist  der  Ostracismus,  bei  den  Griechen  in  offener, 
teilweise  sogar  ehrenvoller  Form  ausgebildet,  in  den  neueren 
Demokratien  nicht  formell  anerkannt,  aber  von  Zeit  zu  Zeit 

erst  die  reine  Demokratie  einführte,  und  endigt  Bchon  mit  dem  Tode 
des  Ferikles        bat  also  nur  etwa  SU  Jahre  gedauert 
4  Vgl.  Aristoteles,  PoHt.  VI,  1,  8. 

9  Aristoteles  bezeichnet  den  Gegensatz  (Polit.  V,  1, 7  und  VI,  1,  6): 
«To  t^w  xac*  dft^fioi^  dXXa  ftij  wat  Jtiav*** 
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thatsächiich,  and  dann  zaweiJen  auch  in  schmählicher  Weise 
geübt.  Jede  Verfassung  muss,  wenn  sie  bestehen  soll,  die 
mit  ihrem  Bestand  unverträglichen  Elemente  ausstossen  können. 
Insofern  ist  die  reine  Demokratie  nicht  zu  tadeln,  wenn  sie 
einzelne  Bfiiger,  welche  durch  ihre  persönliche  Uebeiieg^- 
heit  die  allgemeine  Gleichheit  gefalinieii,  verbannt,  wie  die 
Athener  ihre  ersten  Männer  und  Wohlthäter  verwiesen  haben. 
Aber  es  ist  ein  bedenkliches  Zeugnis  für  den  Wert  der  demo- 
kratischen Staatsform,  dass  sie  eher  noch  die  Schlechtigkeit 
der  Massen,  als  die  hervorragende  Grösse  einzelner  Individuen 
erträgt 

Fassen  wir  das  Resultat  dieser  Untersuchung  zusammen. 

Die  unmittelbare  Demokratie,  wie  sie  vorzüglich  in  den 
griechischen  Staaten  erschienen  ist,  ist  eine  zunächst  nul  für 
kleine,  und  vorzüglich  für  einfache  und  gleichmSssig  in  alter 
frommer  Sitte  verh;m  ende.  Ackerbau  oder  Viehzucht  treibende 
Völkerschaften  geeignete,^  für  höhere  Kulturvölker  und  reichere 
Lebensverhältnisse  aber  momentan  zwar  anregende,  aber  in 
kurzem  verderbliche  und  ungenügende  Staatsfonn.  Unter  der 
er^Tci  (  u  Voraussetzung  erscheint  sie  sowohl  natürlicher  als  ge- 
mässigter, unter  der  letzteren  dagegen  zur  Uebertreibiing  und 
Schrankenlosigkeit  geneigt  Die  Freiheit,  welche  sie  ver- 
spricht, wird  dann  leicht  zu  uiigerecliter  Bedrückuiig  gerade 
der  edleren  Elemente  und  zu  roher  Herrschsucht  und  Zügel- 
losigkeit  der  Menge,  und  die  Gleichheit,  auf  welcher  sie  be- 
ruht, ist.  sobald  das  entwickeltere  Leben  seine  Gegensätze  und 
Unterschiede  hervorgebracht  bat,  eine  augenlailige  Lüge  und 
das  entschiedenste  Unrecht.  ? 

Aristoteles  (Polit  VI,  2, 1  ff.)  führt  diesen  Gedanken,  welcher  in 
Griechenland  schon  und  später  in  der  Schweiz  durch  die  Erfahrung 
bewahrt  wurde,  naher  aus. 

^  Sehr  wahr  sagt  Cicero  (De  Rep.  1, 26) :  „Quum  omniaper  populum 
gerantur  quamds  justum  atqoe  moderatum,  tarnen  «ugtuMiiat  est  tfttgita» 
quum  habeat  nvUas  gradut  digniUxHt*^ 
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Zweiuiidzwanzigstes  Kapitel. 

B.  Die  repräsentative  (moderne)  Demokratie,  die  iLeatige  Bepablik. 

Die  unmittelbare  Demokratie  hat  sieb  nur  ganz 
aosnahmsweise  auch  in  der  modernen  Welt  erhalten,  unter 
besonders  gflnstigen  Verhältnissen,  und  überdem  in  Vergleich 
mit  der  athenischen  Form  sehr  gemässigt  und  gemildert;  so 
vorzüglich  in  einigen  Bergkantonen  der  Schweiz,  wo  noch  all- 
jährlich die  Landsgemeinde  aller  freien  Männer  zusammentritt, 
und  die  obersten  Aemter  und  Würden  der  schlichten  Republik, 
gewöhnlich  aus  den  angesehensten  Familien  des  Landes,  durch 
jubelndes  Handmehr  besetzt  und  die  Gesetze  sanktioniert,  die 
von  den  Räten  vorbereitet  sind.  Diese  einfachen,  von  der 
Strömung  d^s  europäisdieu  Lebens  bis  auf  unsere  Zeit  wenig 
berührten  Demokratien  sind  in  der  That  durch  ihr  mehr  als 
fflnfhundertjähriges  Alter,  durch  eine  an  männlichen  Zügen 
reiche,  nur  selten  durch  Gewaltthaten  befleckte  Geschichte  und 
durch  die  Bewahrung  schlichter  Sitten  und  eines  friedlichen 
und  glücklichen  Daseins  ehrwürdig.  Aber  selbst  da  ist  in 
neuerer  Zeit  die  Richtung,  diese  Demokratie  in  eine  reprä- 
sentative umzuwandeln,  eingeschlagen  worden,  und  die 
Demokratien  der  übrigen  schweizerischen  Kantone,  wie 
die  der  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  haben 
alle  einen  repräsentativen  Charakter.  Wo  heutzutage  demo- 
kratische Parteien  sich  regen,  streben  sie  fast  überall  der 
repräsentativen  Form  der  Demokratie  als  ihrem  Ideale  nach. 
Auch  das  demokratisch  bewegte  Frankreich  der  Jahre  1793 
und  1848  hatte  diese  Verfassung  gewählt.  Man  darf  daher 
wohl  die  repräsentative  Demokratie  für  die  moderne 
Form  dieser  Art  des  Staates  erklären. 

1.  Wie  die  konstitutionelle  Monarchie  zuerst  in  Fjigland 
entstanden  ist,  so  ist  die  repräsentative  Demokratie  oder, 
wie  die  Amerikaner  sie  lieber  nennen,  die  moderne  Gestaltung 
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der  Republik  Id  Nordamerika  ausgebildet  worden.  Es  ist 

merkwürdig,  dass  die  beiden  Hauptformon  des  modernen 
Staates  ihre  Einführung  in  die  Weltgeschichte  dem  politischen 
Genie  angelsächsischer  Völker  verdanken. 

Verschiedene  Ursachen  wirkten  zusammen,  um  m  x\merika 
eine  neue  demokratische  Verfassung  zu  begründen  und  aus- 
zubilden. Nur  teilweise  rechnen  wir  hierher  die  weite  Aus* 
dehnung  eines  Gebietes,  das  nur  allmählich  durch  harte 
Arbeit  für  die  menschliche  Kultur  gewonnen  werden  konnte. 
In  der  Mheren  Geschichte  hatten  sich  weite  Räume  der 
Demokratie  nicht  günstig  erwiesen.  Die  unmittelbare  Demo- 
kratie war  nur  auf  kleinem  Gebiete  möglich,  wo  sich  die 
freien  Männer  leicht  zur  Volksversammlung  einfinden  konnten, 
in  engen  Gebirgsthälern  oder  in  Städten.  Weite  Länder  wur- 
den dagegen  von  grossen  monarchischen  Reichen  kolonisiert, 
und  die  Kolonisten  blieben  in  strenger  Ünterwürttgkeit.  Auch 
in  dem  südlichen  Amerika  wurden  neue  Ansiedlungen  be- 
gründet und  grosse  Strecken  Landes  von  einer  dünnen  Be- 
völkerung urbar  gemacht,  und  doch  bildete  sich  dort  noch 
lange  Zeit  keine  Demokratie  aus.  Die  Hauptursache  liegt 
nicht  in  dem  Boden,  sondern  in  dem  Charakter  der  Men- 
schen; aber  luiiiierhin  konnten  diese  sich  auf  dem  weiten 
Boden  mit  voller  Freiheit  bequem  ausbreiten ,  und  der  harte 
Kampf  mit  der  Natur  weckte  die  schlummernde  Thatkraft  und 
die  männliche  Entschlossenheit  der  Pflanzer,  sich  selber  zu 
helfen. 

Den  Sinn  für  Selbstverwaltung,  für  Freiheit,  für 
Gesetzlichkeit  brachten  die  angelsächsischen  Kolonisten  aus 
ihrem  Heimatlande  mit.  In  der  neuen  Welt  fühlten  sie  sich 
überdeni  frei  von  dem  Drucke  feudaler  und  aristokratischer 
Institutionen  und  Sitten.  Von  Anfang  an  trat  die  Gleich- 
heit der  Ansiedler  hervor.  Die  Turitaner,  welche  sich  in 
Neu-England  niederiiessen,  waren  meistens  Leute  aus  den 
mittleren  Klassen  der  Bevölkerung.  Ihr  religiöser  Glaube  war 
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jeder  kirchlichen  Hierarchie  abgeneigt;  sie  wollten  alle  An- 
teil haben  an  der  gemeinen  Priesterschaft  der  Christen  und 
betrachteten  sich  als  Brüder,  Sie  suchten  jenseits  des  Meeres 
Sicherheit  vor  den  Verfolgungen  der  bischöflichen  Kirche  und 
'  vor  dem  Staate,  der  dieser  huldigte.  Sie  wollten  ihre  religiöse 
und  ihre  politische  Freiheit  retten.  Ihre  Ideen  waren  noch 
zugleich  theokratisch  und  demokratisch.  Sie  empörten 
sich  nicht  wider  die  königliche  und  parlamentarische  Ver- 
fassung ihres  MutterUindes,  aber  sie  suchten  doch  sich  dem 
nahen  Drucke  der  englischen  Staatsgewalt  möglichst  zu  ent- 
ziehen. Schon  die  erste  Vereinbarung  der  9Pilger^  welche 
sich  in  Plymouth  niederliessen  (vom  11.  November  1620),  ist 
höchst  charakteristisch  für  die  Entstehung  der  nordamerikaui- 
schen  Demokratie:  ^Wir  haben  die  Beise  zur  Ehre  Gottes, 
unseres  Königs  und  unseres  Vaterlandes  in  der  Absicht  unter* 
nonmien,  um  in  dem  Norden  von  Virginien  die  erste  Ttianzung 
zu  gründen.  Feierlich  und  wechselseitig  erklären  wir  vor  dem 
Angesidite  Gottes,  dass  wir  uns  zu  einem  politischen  und 
bürgerlichen  Körper  vereinigen,  um  unter  uns  gute  Ordnung 
zu  halten  und  unser  Ziel  zu  erreichen.  Kraft  dieses  Aktes 
werden  wir  gerechte  und  billige  Gesetze,  Ordnungen,  Be- 
schlüsse, Institutionen,  Beamte  machen,  wie  wir  es  für  zweck- 
mässig und  der  gemeinen  Wohlfahrt  der  Kolonie  nützlich 
erachten.^  Die  Urkunde  wurde  von  allen  Pflanzern  unter- 
zeidmet  In  ähnlicher  Weise  verfuhren  die  ersten  Auswan- 
derer nach  Rhode-Island,  New  Häven,  Connecticut,  Providence. 
Die  ganze  GestaJtniip^  der  neuen  Gemeinden  erscheint  so  als 
das  gemeinsame  Werk  der  freien  Männer. 

Verschieden  von  der  nördlichen  neu- englischen 
Gruppe,  in  der  Massachusetts  die  mächtigste  Kolonie  wurde, 
waren  anfangs  die  Verhältnisse  in  der  südlichen  Gruppe, 
die  zuerst  Virginien  benannt  wurde,  bis  dann  später  der 
Name  der  angesehensten  Kolonie  verblieb.  Die  bischöfliche 
Kirche  mit  ihrer  aristokrätischen  Verfassung  fand  doit  willigere 
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Anerkennung.  Wenn  auch  da  eine  grosse  Zahl  der  Pflanzer 
ans  den  bürgerlichen  Klassen  stammte,  so  wirkten  doch  mehr 

ökonomisclie  als  puritanische  Interessen  auf  die  Einwanderung, 
und  gab  es  auch  manche  Glieder  der  Aristokratie,  welche 
daselbst  Güter  erwarben.  Es  kamen  auch  viele  Abenteurer 
mit  hinüber,  und  zum  Teil  schaffte  die  Londoner  Pulizei  ver- 
urteilte Verbrecher  und  Gesindel  dahin. 

Indessen  auch  da  gelang  es  nicht,  die  aristokratische 
Verfassung  Englands  nach  der  neuen  Welt  zu  verpflanzen. 
Der  merkwürdige  Versuch  derart,  weichen  der  Staatsphilosoph 
Locke  im  Auftrag  des  Grafen  Shaftesbury  machte,  für  die 
Kolonie  Carolina  eine  modern-aristokratische  Verfassung  zu 
schaifen  (1669),  missglückte  vollstÄndig.  Die  Ansiedler  hatten 
keine  Lust,  zu  Pächtern  der  Landherren,  der  Landgrafen  und 
GaQiken  (Barone)  zu  werden,  da  sie  anderwärts  freie  Eigen- 
tümer werden  konnten.  Die  Lockcsche  A'erfassung  wurde 
1693  abgeschaöt.  In  den  südlichen  wie  in  den  nördlichen 
Kolonien  wurden  von  den  Pflanzern,  die  in  den  weiten  Räu- 
men nicht  mehr  persönlich  zusammentreten  konnten,  reprä- 
sentative Versammlungen  eingerichtet,  deren  Mitglieder 
freigewählt  waren  und  welche  die  Autonomie  der  Kolonie  aus- 
übten und  die  Verwaltung  kontrollierten/  Schon  im  Jahre  1619 
werden  die  Keime  dieser  Institution  sichtbar,  welche  bald  in 
allen  englischen  Kolonien  Nordamerikas  herrschend  wurde. 

Stärker  mit  fremden  Elementen  gemischt  war  die  mitt* 
lere  Gruppe,  in  der  New  York,  ursprünglich  Neu- Amster- 
dam, und  Pennsylvanien  hervorragten.  Aber  auch  da 
bildete  sich  neben  dem  Einflüsse  der  englischen  Basse  die- 
selbe Grundverfassung  aus.  Ueberall  gab  es: 

a)  ein  gemeines  englisches  Recht,  aber  keine  Grund- 
herrschaft und  keine  Lehensgüter  mehr.  Das  freie  Grund- 
eigentum wurde  zur  Grundlage  der  Nationalwirtschaft. 

b)  Wesentliche  Gleichheit  und  Gleichberechtigung 
der  freien  Pflanzer  und  Einwohner,  keine  Aristokratie  mehr. 
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welche  im  Mutterlande  noch  die  Macht  hesass.  Allerdings 

gab  es  auch  in  Amerika  noch  starke  Unterschiede  der  Rassen. 
Die  roten  Indianer,  die  alte  Urbevöllcerung  des  Landes, 
wurden  keineswegs  als  Genossen  der  weissen  Männer  in  der 
Gemeinde  betrachtet,  sondern  standen  ausserhalb  des  Seif- 
government;  es  wurde  ihnen  ein  eigentümliches  Sonderrecht 
zugestanden.  Tiefer  standen  die  dunkelfarbigen  Neger, 
die  Abkömmlinge  der  importierten  Sklavenbevölkerung  aus 
Afrika.  Diese  waren  in  der  Regel  im  Eigentum  der  weissen 
Pflanzer,  und  selbst  wenn  sie  ausnahmsweise  freigelassen  wur- 
den, so  galten  sie  doch  nicht  als  politisch  vollberechtigte  Bürger. 

c)  Fortwährende  üebung  in  der  Selbsthilfe  schon  bei 
der  Qx^ten  Ansiedelung  iu  Blockhäusern,  welche  die  Nachbarn 
bauen  halfen,  im  Gegensatz  zur  Staatshilfe. 

d)  Allgemeine  Volksbildung  durch  Volksschulen,  die 
frühzeitig  von  den  Gemeinden  für  die  gesamte  Jugend  des 
Orts  gegründet  und  erhalten  und  in  manchen  Kolonien  durch 
die  Vorschrift  der  Schulpflicht  wirksam  gemacht  wurden. 

e)  Ueberau  freie  Gemeindeverfassung  und  Selbst- 
verwaltung der  Grafschaften. 

f)  Nur  wenige  obrigkeitliche  Beamte,  wie  vor  allen 
der  Governor  der  gesamten  Kolonie,  der  je  nach  der  be- 
sonderen Verfassung  einer  Kolonie  entweder  von  den  Pflan- 
zern selber  gewählt  wurde  (Freibriefregierung)  oder  von 
den  Landherren  gesetzt  wurde  (landherrliche  Regierung) 
oder  von  der  königlichen  Regierung  eraannt  wurde  t^künig- 
liche  Provinzialregierung),  und  die  prozessleitenden 
Richter;  aber  immer  Mitwirkung  von  Repräsentanten  aus 
den  Bürgeln,  dort  der  beisitzen  den  Käte,  die  öfter  einen 
Senat  bilden,  hier  der  Geschwornen.  Die  Friedens- 
richter, in  England  von  den  Königen  aus  der  Gentry  er* 
nannt,  waren  in  Amerika  durchweg  bürgerliche  Landwirte. 

g)  Fast  keine  stehende  Truppen,  und  statt  der- 
selben Milizen  zur  Verteidigung  des  Landes. 
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h)  Die  Institution  eines  gemeinsamen  Hauses  von  Re- 
präsentanten, die  in  jeder  Kolonie  von  den  freien  Männern 

gewählt  ^vurde^  und  die  Landesst atuteii  gemeinsam  mit 
den  Senaten  feststellten,  die  Lande ssteueru  bewilligten  und 
die  Landesverwaltung  kontrollierten. 

i)  Die  Sitte  kurzer  Amts.daiier  für  die  Öffentlichen 
Aemter,  so  dass  leicht  ein  Wechsel  eintrat. 

k)  £ndlich  die  allmähliche  Entwickelung  der  Press-  und 
der  Vereinsfreiheit. 

Auf  solchen  Grundlagen  gestaltete  sich,  anfangs  unter 
dem  Schutze  der  königlichen  Begierung,  ein  selbständiges 
repräsentatives  Gemeinwesen  in  jeder  Kolonie  schon  vor  der 
Lostrennun^  vom  Mutterland.  Als  infolge  der  Unabhängig- 
keitserklärung der  Kolonien  1776  der  Zusammenhang  mit  dem 
englischen  König  und  Parlament  zerrissen  wurde,  waren  die 
neuen  Republiken  da. 

Diese  Staatsform  erhielt  dann  in  der  Unionsverfassung 
von  17Ö7  eine  grossartige  und  logisch  durchgebildete  Anwen- 
dung auf  den  Gesamtstaat  der  ünion. 

2.  Die  neue  Staatsform  wurde  zuerst  von  dem  französi- 
schen Volke  in  den  Verfassungen  von  1793  und  1795  und  dann 
wieder  1848  und  nach  1870  nachgebildet,  aber  ohne  dauern- 
den Erfolg.  Die  politischen  Ideen  der  Freiheit,  Gleichheit, 
Brüderlichkeit  wurden  wohl  von  den  Franzosen  mit  Leiden- 
schaft verkündet  und  geliebt;  aber  ihre  geschichtlichen  Er- 
innerungen waren  monarchisch  nnd  ihre  Sitten  waren  wenig 
republikanisch.  Sie  waren  jederzeit  geneigter,  die  Staats- 
hilfe anzusprechen,  als  die  Selbsthilfe  zu  üben,  und  zogen  die 
Staatsmacht  und  den  Staatsruhm  der  Gesetzlichkeit  und  der 
bescheidenen  Bürgerarbeit  vor.  Die  Tendenz  ihres  Staates 
zur  Centralisation  begünstigte  eher  die  Monarchie  als  die 
Republik. 

3.  Dagegen  fand  die  amerikanische  Staatsform  der  reprä- 
sentativen Demokratie  eiueu  geschichtlich  vorbereiteten  Boden 
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in  der  Schweiz,  wohin  sie  durch  die  französische  Vermitte* 
lung  verpflanzt  ward. 

lu  der  Schweiz  hatte  sich,  obwohl  die  grösseren  Kantone 
früher  aristokratisch  regiert  wurden, »die  einen,  wie  Bern, 
Freihurg,  Solothurn  und  Luzern  durch  einen  erblich 
ge^vordenen  Herrscherstancl  der  Patricier,  die  anderen,  wie 
Zürich,  Basel,  Schaff  hausen  [durch  die  geschlossene 
Korporation  der  Stadthtirger],  eine  freie  Gemeindeverfassung 
erhalten,  welche  als  die  Grundlage  des  Gemeinwesens  ange- 
sehen wurde,  und  hatte  die  Republik,  das  politische  Ideal 
des  Volks,  auch  in  dem  Charakter  und  in  den  Sitten  des 
Volkes  tiefe  Wurzeln.  Es  gab  weder  stehende  Truppen  noch 
gesicherte  Berufsbeamte.  Im  Kampfe  mit  den  Fürsten  und  mit 
dem  Adel  war  die  Schweizerfreiheit  erstritten  worden.  Es  war 
daher  eine  naturgemässe  Ausdehnung  derselben,  als  nun  in 
Harmonie  mit  der  modernen  Staatslehre,  die  bürgerliche  Frei- 
heit auf  alle  Klassen  und  auf  das  ganze  Land  ausgedehnt  und 
die  aristokratischen  Privilegien  der  Patricier  und  der  Stadt- 
bürger  beseitigt  wurden.  Damit  war  der  Uehergang  aus  der 
aristokratischen  Republik  in  die  repräsentative  vollzogen.  ^ 

Der  Versuch  freilich,  die  ganze  Schweiz  zu  einer  neuen 
einheitlichen  RepräsentatiTdemokratie  zu  gestalten,  im  Jahre 
1798,  war  wieder  nicht  von  Dauer..  Die  geschichtlichen 
Erinnerungen  der  früheren  Kautone  an  ihre  Selbständigkeit 
waren  zu  mächtig  und  die  inneren  Gegensätze  zu  stark,  um 
sich  der  einen  helvetischen  Bepublik  unterzuoitlnen.  Die  Ein- 
heitsverfassung wurde  wieder  aufgelöst.  Aber  in  vielen  Kan- 
tonen, insbesondere  in  den  Städtekantonen  und  in  den  neuen 

1  Mediatioüsakte  von  1803.  XX,  3:  „II  ny  a  plus  en  iSnisse  ni 
pays  siijets,  ni  Privileges  de  liciix.  <le  naissance,  de  personnes  ou  de 
rarailles."  Hl  iint  sclil ! .  Scliweizerisciies  Buudesrccht  1.  S.  474.  Bundes- 
verf.  von  1848  und  von  1874.  Art.  4:  „Es  gibt  in  der  Srlnveiz  keine 
üntertlianenverhiiUnisse,  keine  Vorrechte  des  Orts,  der  üeburt,  der  Fa- 
milien oder  Personen." 

BluDtschli,  allgemeiae  Staatsl^re.  35 
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Kantonen  wurde  nun  doch  die  Repräsentativdemokratie  ein- 
heimisch und  blieb  die  Grundform  dieser  Republiken,  trotz 

des  teilweisen  Rückfalls  in  aristokratische  Vorrechte,  welche 
in  dem  Zeitalter  der  Restauration  nach  1814  eintraten.  Mit 
den  Reformbewegungen  seit  1830  gelangte  die  neue  Form 
wieder  zu  reinerer  Darstellung.  Im  Jahre  1S48  wurde  sie  nun 
auch  auf  die  Bundesverfassung  übertragen. 

4.  Die  moderne  Demokratie  ist  eine  wesentlich  an- 
dere als  die  althellenische.  Der  Perser  Otanes  (bei  Herodot 
III,  82)  zählte  fünf  Merkmale  der  antiken  Demokratie  auf: 
1)  die  Rechtsgleichheit  für  alle  {iaovofUu)^  2)  die  Ver- 
werfung jeder  Willkfirgewalt,  wie  die  orientalischen  Herr- 
scher sie  zu  üben  pflegten,  3)  die  Besetzung  der  Aemter 
durch  das  Los,  4)  die  Verantwortlichkeit  der  Aemter, 
5)  die  gemeinsame  Beratung  und  Beschlussfassung  in  der 
Volksversammlung.  Drei  von  diesen  Merkmalen  sind  heute 
in  dem  modernen  Staatsrecht  überhaupt  anerkannt,  in  der 
konstitutionellen  Monarchie  nicht  minder  als  in  der  Republik. 
Die  beiden  specifischen  Merkmale  der  antiken  Demokratie, 
die  Losämter  und  die  Volksversammlungen,  werden  von  der 
neuen  Republik  verworfen.  So  ist  denn  keines  dieser  Merk- 
male heute  noch  bezeichnend. 

Die  moderne  Republik  ist,  verglichen  mit  der  antiken 
Demokratie,  in  welcher  alle  Bürger  gleichmässig  an  der  Volks- 
herrschaft teilnehmen,  eine  durch  die  Wahl  der  Besten  als 
Repräsentanten  des  Volks,  d.  h.  durch  eine  aristokratische 
Unterscheidung  veredelte  Demokratie.  Das  Recht  der  Herr- 
schaft wird  auch  in  ihr  der  Gesamtbürgerschaft,  dem  Volke, 
zugeschrieben,  aber  die  Ausfibung  dieser  Herrschaft  wird 
den  vorzü^luhen  Männern  als  Repräsentanten  des  Volks 
anvertraut. 

Die  unmittelbare  Teilnahme  der  Bürger  an  den 

öffentlichen  Angelegenheiten  zeigt  sich  hauptsächlich  noch  in 
folgenden  Üeziehungen : 
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a)  in  der  Abstimmung  über  Verfassungsgesetze.  In 

der  Schweiz  ist  der  Grundsatz,  dass  Vcrfassiingsgesetze  der 
Zustimmung  der  Mehrheit  aller  Bürger  bedürteu,  seitdem  Jahre 
1830  ziemlich  allgemein  anerkannt,  wobei  übrigens  nach  der 
richtigen  Rechnung  die  Bürger,  welche  sich  der  Abstimmung 
enthalten,  nicht  gezählt  werden.^  In  den  uordamerikani- 
schen  Republiken  dagegen  kommt,  anstatt  der  Abstimmung 
durch  die  ganze  Bürgerschaft,  auch  die  Abstimmung  durch 
eine  zu  diesem  Behuf  gewählte,  zahlreiche  Repräsentation 
derselben  (Konvention,  Verfassungsrat)  vorj 

b)  zuweilen  auch  in  der  Abstimmung  über  andere  Ge- 
setze, entweder  in  der  positiven  Form  der  Sanktion  (Re- 
ferendum), dass  dieselben  erst  durch  die  Annahme  der  Bürger- 
schaft Gültigkeit  erlangen,  oder  in  der  negativen  Form  des 
Veto,  so  dass  der  Bürgerschaft  die  Befugnis  zusteht,  den 
von  dem  repräsentativen  Körper  beschlossenen  Gesetzen  durch 
ihre  Einsprache  die  Gültigkeit  zu  versagen.  Wo  die  letztere 
Form  gilt,  da  werden  nur  die  verneinenden  Bürger  gezählt, 
und  ist  das  Gesetz  verworfen,  wenn  ihre  Zahl  die  Hälfte  dei 
Gesamtbürgerschaft  übersteigt.  Nach  der  ersteren  Form  wer- 
den nur  die  abstimmenden  Bürger  gerechnet,  und  die  Mehr- 
heit derselben  bestimmt  die  Annahme  oder  die  Verwerfung. 
Beide  Institute  sind  der  reinen  Demokratie  entlehnt.  Beide 
haben  daher  auch  für  die  den  Massen  weniger  verständlichen 
Bedürfnisse  einer  höheren  Kultur  ihre  Gefahren  und  geben 
leicht  zu  Agitationen  der  Menge  Veranlass iiiig.  Sie  werden 
in  einzelnen  Repräsentativdemokratien  der  Schweiz  geübt 

2  Verfassung  von  Zürich  [von  1831],  §.  93:  „Wird  der  Vorschlag 
(einer  Yerfassangsanderang  nach  wiederholter  Beratung  durch  den  grossen 
Rat)  angenommen,  so  ist  das  diesfällige  Gesetz  noch  der  gesamten 
Bürgerschaft  des  Kantons  zur  Annahme  oder  Verwerfung  vorznlegen.'* 
Schweizer.  Bundes verf.  von  1848  und  1874,  Art.  6:  „Der  Bund  über- 
nimmt  die  Gewährleistung  (der  Kantonalverfassungen),  insofern  sie  — 
c)  vom  Volke  angenommen  worden  sind  und  revidiert  werden  können, 
wenn  die  absolute  Mehrheit  der  Bürger  es  verlangt** 
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und  sind  1874  auch  in  die  Bundesveifassung  eingeführt 
worden.' 

c)  In  den  Wahlen  der  Mitglieder  des  gesetzgebenden 
Körpers«  Meistens  ist  bei  diesen  Wahlen  das  mathematische 
Prindp  gleicher  Wahlkreise  und  der  blossen  Kopfeahl  der 
Wahlart  zu  Grunde  gelegt,  seltener  organische  Gliedeiuiigen, 
wie  z.  B.  die  Gemeinden.  Die  Vertretung  wird  daher  gewöhn- 
lich unvollständig  und  allzusehr  Ton  blossen  Parteirichtungen 
bestimmt.  Es  ist  das  indessen  ein  Fehler,  welcher  mit  der 
repräsentativen  Demukratie  keineswegs  notwendig  verbunden 
ist,  noch  bei  ihr  allein  vorkommt  Die  Wahl  der  Kammern 
in  der  neuen  konstitutionellen  Monarchie  leidet  häuüg  an 
demselben  Uebel. 

ö.  Die  regelmässige  Aus  Übung  der  höchsten  Staats- 
gewalt wird  dagegen  gewöhnlich  den  grossen  Bepräsen- 

tativversammlungen  zugeschrieben,  welche  so  als  die  vor- 
züglichste und  umfassendste  Stellvertretung  des  souveränen 
Volkes  gewählt  sind. 

Im  Mittelalter  waren  die  grossen  Räte  in  den 
schweizerischen  Städtekantonen,  und  die  Laudräte  in 
den  Ländern  nur  eine  Erweiterung  der  eigentlichen 
Bäte,  in  welchen  die  Obrigkeit  der  Stadt  oder  des  Landes 
konzentriert  war,  eine  P>weiteruiii;  durch  Ausschüsse  der 
Bürger  und  Landleute  für  die  wichtigeren  Angelegenheiten,  in 
den  Städten  namentlich  auch  für  die  Gesetzgebung.  In  der 
neueren  Zeit  aber  sind  die  grossen  Bäte  von  den  Kegierungen 
getrennt,  über  diese  gestellt  und  zu  dem  beauftragten  Träger 
der  Souveränität  erhoben  worden.^  £ine  ähnliche  Stellung 

8  Bundesverfassung-  von  1874,  Art.  89:  „Bundesgesetzc^  sowie 
aUgemein  yerbiiuiliche  Bundesbescblüsse ,  die  nicht  dringlichei  Natur 
siud,  sollen  überdiea  dem  Volke  zur  Annahme  oder  Verwerfung  vorge- 
legt werden ,  wenn  es  von  30000  stimmberechtigten  Schweizer  Bürgern 
oder  von  acht  Kantonen  verlangt  wird." 

4  Züricher  Verfassung  von  1831,  §.  38:  „Die  Ausübung  der 
höchsten  Gewalt  nach  Vorschrift  der  Verfassung  ist  einem  Grossen  Rate 
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nimmt  in  der  schweizerischen  Bundesverfassung  die  aus  zwei 
Räten  bestehende  Bundesyersammlung  ein,  der  Bundes- 
regierung gegenüber.  5 

In  Nordamerika  besteht  der  Nationaikongress  und 
der  gesetzgebende  Körper  der  Einzelstaaten  aus  zwei  Eam- 
mern,  die  noch  schäiier  von  der  Regierung  getrennt  sind  und 
in  ihrer  Vereinigung  in  der  Eegel  wieder  die  gesetzgebende 
Gewalt  ausüben. 

6.  An  der  eigentlichen  Regierung  nimmt  das  Volk 
selbst  da  nicht  mehr  unmittelbaren  Anteil  in  neuerer  Zeit, 
wo  sich  für  die  Gesetzgebung  die  reine  Demokratie  erhalten 
hat  Dieselbe  wird  in  allen  neueren  Demokratien  nicht  von 
dem  Volke  selbst,  sondern  im  Namen  des  Volkes,  und 
somit  durch  beauftragte  Stellvertreter  des  Volkes  ver- 
waltet In  den  einen  Ländern  hat  sich  indessen  das  Volk 
doch  die  Wahl  des  Hauptes  der  Regierung  selber  vorbehalten. 
In  den  nordamerikanischen  Freistaaten  werden  die  Statthalter 
gewöhnlich  von  der  gesamten  Bürgerschaft  gewählt,  ebenso 
die  Staatsräte  von  Genf.^  Der  Präsident  der  Union  wird  durch 
Wahlmänner  gewählt,  welche  vuu  den  Urwählern  der  Landes- 
staaten erwählt  werden.  In  anderen  dagegen  ist  die  Wahl  dem 
gesetzgebenden  Körper  übertragen,  der  somit  auch  darin  das 
Volk  repräsentiert,  dass  er  die  obersten  Aemter  bestellt.  Dem 

übertragen.  Ihm  steht  die  Gesetzgebang  und  die  Oberaufiiieht  über  die 
Landesverwaltung  zu.  Er  ist  Stellvertreter  des  Kantons  nach  aussen." 
Cherbuliez,  De  la  d6mocratie  en  Suisse  II,  S.  35  ff. 

5  Bundesverfassung  von  1848,  Art.  00:  ^Die  oberste  Gewalt  des 
Bundes  wird  durch  die  Bundesversammlung  ausgeübt,  welche  aus  zwei 
Abteilungen  besteht:  a)  aus  dem  Nationalrat,  b)  aus  dem  Ständerat." 
Bundesverfassung  von  1874,  Art.  71:  „Unter  Vorbehalt  der  Rechte 
des  Volkea  und  der  Kantone  wird  die  oberste  Gewalt  des  Bundes  durch 
die  Bundesversammlung  ausgeiU>t." 

6  Ebenso  war  es  nach  der  französischen  Verfassung  von  1848,  Art.  43: 
„Le  peuple  frangais  delegue  le  pouvoir  executif  ä>  un  citoyen  qui  regoit 
le  titre  de  pr^sident  r!  la  R^publique.**  Tocqueville,  De  la  d^mo- 
cratie  en  Am^riquC)  Tom.  1. 
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letzteren  System  huldigen  die  meisten  schweizerischen  Repu- 
bliken, deren  grosse  Räte  die  Regierung  und  das  oberste 
Gericht  bestellen,  [Frankreich]  und  einige  Einzelstaaten  Nord- 
amerikiis.  Nach  dem  erstereii  System  ist  die  Regierungs- 
gewait  offenbar  selbständiger  und  mächtiger,  zumal  im  Ver- 
hältnis zu  dem  gesetzgebenden  Korper,  weil  die  Vertreter  der- 
selben nicht  minder  als  dieser,  in  gewisser  Beziehung  sogar 
in  höherem  Masse,  das  persönliche  Vertrauen  des  Volkes  für 
sich  haben;  nach  dem  letzteren  dagegen  ist  die  Regierung 
abhängiger  von  dem  gesetzgebenden  Körper,  dem  sie  ihr  Dasein 
zu  verdanken  hat.  Es  lässt  sich  daher  auch  eher  nach  jenem 
als  nach  diesem  eine  wechselseitige  Beschränkung  je  der  einen 
Repräsentation  des  Volkes  durch  die  andere  ausbilden. 

7.  Die  Rechtspflege  wiid  zwar  >vieder  im  Xamen  des 
Volkes  gehandhabt,  die  Richter  aber,  für  weiciie  besondere 
wissenschaftliche  Eigenschaften  erfordert  werden,  werden  in 
der  Regel  nicht  von  dem  Volke  selbst,  sondern  entweder  wie 
in  Nordamerika  und  in  dem  demokratischen  Frankreich  von 
der  Regierung  oder  wie  in  der  Schweiz  von  den  grossen  Räten 
bezeichnet.  Einen  unmittelbaren  Teil  an  der  Verwaltung 
der  Rechtspflege  nimmt  das  Volk  in  der  Geschwornen- 
Verfassung,  indem  die  Geschworuen  aus  der  Masse  der 
Bürger  durch  wechselndes  Los  bestellt  werden. 

8.  Von  besonderer  Bedeutung  ist  in  allen  repräsentativen 
Demokratien  die  (iemeindeverfassung.  Sie  bildet  den 
soliden  Unterbau  der  ganzen  Staatsordnung.  In  den  Gemeinden 
werden  die  Bürger  zur  Teilnahme  an  den  ofiPentlichen  An- 
gelegenheiten, zur  Selbstverwaltung  und  zu  bürgerlicher  Frei- 
heit erzogen.  Da  wird  es  auch  —  wenigstens  in  kleineren 
und  vorzüglich  in  den  Landgemeinden  —  noch  möglich,  dass 
die  Bürger  zur  Gemeindeversammlung  zusammentreten.  In  den 
grösseren,  vorzüglich  den  Stadtgemeinden,  tritt  auch  da  eine 
Repräsentation  der  Bürgerschaft  an  die  Stelle  der  Gemeinde- 
versammlung. Sowohl  die  schweizerischen  als  die  nordameri- 
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kanischen  Republiken  beruhen  geschichtlich  auf  einer  freien 
Gemeindeverlassuiig;  und  wenn  das  in  Frankreich  anders  ist, 
so  ist  das  zugleich  ein  Zeichen,  dass  der  französische  Staat 
wenig  Anlage  zur  Republik  hat. 

Abgesehen  also  von  der  immerhin  beschränkten  unmittel- 
baren Ausübung  der  Volksherrschaft  ist  iu  der  repräsentativen 
Demokratie  die  Begel  die,  dass  das  Volk  nur  durch  seine 
Beamten  regieren  und  durch  seine  Stellvertreter 
die  Gesetze  geben  und  die  Küutroile  über  die  Verwaltung 
des  Staates  besorgen  las  st  Insofern  nähert  sich  diese 
moderne  Staatsform  schon  bedeutend  den  Staaten  an,  in 
welchen  der  Gegensatz  des  Regenten  und  der  Regierten  aus- 
gebildet erscheint. 


Dreiundzwanzigstes  Kapitel. 

Betrachtaflgeu  üb«r  die  Repräsentativdemokratie. 

Montesquieu  hat  bekanntlich  die  Tugend  für  das  Priucip 
der  Demokratie  erklärt  Die  Tugend  aber  setzt  als  politisches 
Princip  moralische  Würdigung  der  Herrschenden  und 
nicht  die  Gleichheit  aller  voraus,  und  jene  finden  wir  keines- 
wegs iu  der  reinen  Demokratie  anerkannt  Nur  das  ist  wahr: 
ein  gewisses  Mass  von  Tugend  der  Yolksmasse  ist  ein  unent* 
behrliches  praktisches  Erfordernis  einer  guten  Demokratie, 
dessen  Mangel  sofort  den  Verfall  dieser  Staatsform  nach  sich 
zieht  Eher  lässt  sich  behaupten,  dass  die  Tugend  in  der 
Bepräsentativdemokratie  zum  politischen  Princip 
erhoben  worden  sei,  denn  in  der  That  in  dem  Princip  der 
auserwählten  Repräsentation  liegt  nicht  allein  eine  Ermässi- 
gung, sondern  zugleich  eine  Veredlung  der  Demokratie, 
durch  welche  diese  die  Vorzüge  auch  der  aristokratischen 
Form  sich  anzueignen  sucht. 

Das  Princip  desselben  ist:  Die  Besten  des  Volkes 
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sollen  in  dessen  Namen  und  Auftrag  regieren.  Die 
grosse  Schwierigkeit  aber  liegt  darin,  die  Wahl  so  zu  organi- 
sieren, dass  wirklich  die  Besten  an  Gesinnung  und  Einsicht 
zu  Repräsentanten  der  Volksherrschaft  gewählt  werden. 

Man  ist  in  unserer  Zeit  geneigt,  diese  Wahlen  einfacU 
nach  Massgabe  der  Kopfzahl  der  Wähler  zu  verteilen. 
Diese  Neigung  entspricht  dem  demokratischen  Zuge  der  Zeit; 
denn  in  der  That  die  Demokratie  legt  auf  die  Gleichheit 
aller  einen  entscheidenden  Wert  und  gelangt  daher  in  ihren 
Einrichtungen  leicht  zu  mathematischen  Normen.  Sie 
zählt  die  gleichen  Bürger,  und  nach  ihrer  Zahl  sucht  sie 
iiiuen  gleiche  Rechte  beizulegen. 

Indessen  passt  dieses  System  der  Kopfzahl  oifenbar  besser 
zu  der  unmittelbaren  Demokratie,  welche  auch  die  Ausübung 
der  Herrschaft  gleichmässig  über  die  ganze  Üürgerschaft  ver- 
breitet, als  zu  der  Repräsentativdemokratie,  welche  unter  den 
Bürgern  nach  ihrer  höheren  oder  geringeren  Würdigkeit  unter- 
scheidet und  nur  den  Besseren  die  Verwaltung  der  öffent- 
lichen Angelegenheiten  anvertraut.  Die  letztere  Staatsforni 
nimmt  auf  die  Qualität  der  Gewählten  Bücksicht,  und  eben 
darum  ist  es  für  sie  nicht  ebenso  natürlich,  bei  der  Vertei- 
hin*»-  der  Wahlkreise  nur  die  Quantität  in  Anschlag  zu 
bringen.  Ueberdem  werden  die  Gebrechen  dieses  Princips  in 
der  repräsentativen  Demokratie  bedeutend  gesteigert  Wenn 
in  der  unmittelbaren  Demokratie  die  gesamte  Bürgerschaft 
au  einem  Orte  beisammen  ist,  SO  ist  diese  Versammlung  doch 
in  Wahrheit  nicht  eine  blosse  Summe  von  einzelnen  gleichen 
Individuen,  sondern  es  macht  sich  in  der  Masse  die  Autorität 
der  angesehensten  Männer  geltend;  die  Magistrate,  die  Redner, 
die  über  das  Niveau  emporragen,  üben  einen  Einfluss  aus, 
und  es  kann  sich  eher  auch  in  der  Mehrheit  eine  Meinung 
bilden,  welche  dem  Volke  als  einem  Ganzen  nach  seiner 
Währen  Natur  entspricht.  In  der  repräsentativen  Demokratie 
dagegen  ist  das  Volk  nicht  so  vereinigt^  sondern  die  Bürger- 
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Schaft  wird  in  so  und  so  viele  Parzellen  zerteilt,  welche  der 
Kopfzahl  nach  zwar  einander  gleich  sind,  wenn  aher  auf 

ihre  Eigenschaften  gesehen  wird,  in  einem  sehr  verschie- 
denen Verhältnis  zu  der  Gesamtheit  stehen,  mithin  sehr 
ungleiche  Teile  des  Volkes  sind.  Wer  wollte  den  Wahl- 
kreis von  Paris,  in  wekheiü  die  reichsten  und  gebildetsten 
Teile  der  Bevölkerung,  dann  die  zahlreichen  Schichten  der 
einfachen  Bürger  (Krämer,  Handwerker),  femer  der  Arheiter 
und  endlich  auch  eine  Masse  von  Pöhel,  wie  er  sonst  in 
Frankreich  nirgends  mehr  sichtbar  ist,  auf  unnatürliche  Weise 
gemischt  sind,  ohne  sich  zu  einigen,  und  die  ländlichen  Wahl- 
kreise der  Bretagne  oder  die  Fabrikbezirke  in  Lyon  wirklich 
für  gleich  halten?  Die  Verschiedenartigkeit  der  Wahlkreise 
aber  erfordert  logisch  schon  eine  verschiedene  Wertung  ihres 
Stimmrechtes;  und  nur  diejenige  Anordnung  und  Verteilung 
der  Wahlen  bürgt  für  eine  richtige  Repräsentation  des 
Volkes  selbst,  welche  jedem  der  verschiedenen  Be- 
standteile und  Interessen  in  dem  Volke  eine  seinen 
Verhältnissen  zum  Ganzen  gemässe  Vertretung 
sichert.  Die  Rücksicht  auf  die  Zahl  hat  allerdings  auch 
einen  Wert,  aber  sie  allein  genügt  nicht;  vielmehr  müssen  die 
übrigen  Eigenschaften,  wenn  die  Aufgabe  ist,  je  die  Besten 
zu  Repräsentanten  der  Gesamtheit  zu  erheben,  —  des  Ver- 
mögens, der  Bildung,  der  Berufs-  und  Lebensweise  ebenfalls 
berücksichtigt  werden;  und  am  besten  ist  es,  wenn  das  in 
Anlehnung  an  organische  Einteilungen  des  Volkes  selbst, 
im  Gegensatze  zu  willkürlich  zusammengewürfelten  Massen, 
geschieht 

Wir  können  daher  für  die  Repräsentativdemokratie  fol- 

{^eiide  zwei  Grundsätze  aussprechen: 

1.  Da  wo  in  ihr  die  Gesamtheit  der  Bürger  selber  han- 
delt, bei  Abstimmungen,  welche  durch  das  ganze  Volk  hin- 
durchgehen, genügt  die  einfache  Zählung  der  abstimmenden 
Bürger,  wie  bei  der  unmittelbaren  Demokratie. 
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2.  Wo  dagegeu  iiiciit  die  Gesamtheit  liaudelt,  soüderii 
nur  Teile  derselben  die  Besseren  zu  Repräsentanten  für  das 
Ganze  erheben  sollen,  da  genügt  das  Princip  der  Kopizahl 
nicht,  suüderu  es  siud  die  Teile  mit  Berücksichtigung  auch 
der  Qualität  so  zu  bilden,  dass  möglichste  Garantie  für  die 
Auswahl  der  Besten  und  in  richtiger  Proportion  der  in  dem 
Volke  vorhandenen  geistigen,  sittlichen  und  materiellen  Le- 
benselemente  gegeben  ist. 

Das  Eigentümliche  der  Repräsentativdemokratie  besteht 
darin,  dass  die  Herrschaft  im  Staate  der  Mehrheit  zu 
eigenem  Recht  zugeschrieben,  die  Ausübung  dieser  Herr- 
schaft aber  einer  Minderheit  anvertraut  wird.  Um  es  mög- 
lich zu  machen,  dass  die  Minderheit  wirklich  im  Sinne  der 
Mehrheit  regiere,  behält  sich  diese  den  Entscheid  über  die 
Peisoueü,  die  in  ihrem  Namen  handeln  sollen,  vor,  und 
werden  die  Wahlen  der  Repräsentanten  nach  kurzen  Zeit- 
räumen erneuert 

Es  wird  von  der  Verfassung  anerkannt,  dass  die  Mehr- 
heit der  Bürger  die  Müsse  und  die  Fähigkeit  nicht  habe,  die 
Seibstregierung,  die  sie  als  ihr  natürliches  Recht  in  Anspruch 
nimmt,  auch  thatstäciilicli  aii>zuuLi'n.  Aber  es  wird  der  Mehr- 
heit so  viel  Interesse  an  dem  Staat  und  so  viel  Einsicht  zu- 
geschrieben, dass  sie  sich  bei  den  Wahlen  beteilige  und  die 
tüchtigsten  Männer  für  die  Repräsentation  zu  finden  wisse. 

Die  Verfassung  ermässigt  —  verglichen  mit  der  unmittel- 
baren Demokratie  —  ihre  Anforderungen  an  die  Bürgerschaft, 
aber  sie  steigert  ihre  Ansprüche  an  die  Repräsentanten.  Sie 
stützt  sich  noch  auf  das  Selbstgefühl  der  freien  und  wesent- 
lich gleichen  Bürger,  aber  sie  vertraut  zugleich,  dass  diese 
sich  bescheiden  werden,  die  Besseren  aus  ihrer  Mitte  zu 
wählen,  und  dass  alle  sich  willig  von  den  gewählten  Repräsen- 
tanten regieren  lassen  werden,  freilich  nur  so  lange,  als  die- 
selben das  Vertrauen  der  Mehrheit  der  Wähler  behalten. 

Durch  die  öfteren  Wahlen  werden  die  Regierenden  ab- 
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hängig  gemacht  von  den  liegierten  und  deunoch  sollen  in- 
zwischen diese'  jenen  Gehorsam  leisten.  Die  Autorität  der 
Regierung  ist  daher  verhältnismässig  schwach,  die  Freiheit 
der  Rep^ierten  besser  bedacht.  Die  obersten  Magistrate  wer- 
den weniger  als  Häupter  der  EepublilL  geehrt,  als  vielmehr 
als  Diener  der  Menge  betrachtet  und  behandelt  Obwohl, 
nach  dem  Ausdruck  von  Guizot,  jeder  Staat  nur  von  oben 
herab  und  nicht  von  unten  herauf  regiert  werden  kann,  so 
will  doch  diese  Staatsform  möglichst  den  Schein  wahren,  als 
ob  in  ihr  von  unten  aufwärts  regiert  werde.  Die  Eegierung 
bekommt  daher  leicht  das  Gepräge  einer  blossen  Verwal- 
tung und  der  Staat  das  Gepräge  einer  ausgedehnten  Wirt- 
schaft, einer  grossen  Gemeinde. 

Am  ^veiiigston  zeigt  sich  übrigens  diese  Schwäche  der 
Autorität  in  dem  gesetzgebenden  Körper;  vielmehr  liegt  da 
die  entgegengesetzte  Versuchung  nahe,  dass  sich  die  Volks* 
Vertretung  mit  dem  Volke  selbst  identifiziere  und  sich  von 
dem  Wahne  der  Onmipotenz  berauschen  lasse.  Aber  nur  sehr 
schwer  gelingt  es  der  Begierung,  in  der  Bepräsentativdemo- 
kratie  eine  starke  Autorität  zu  bethätigen.  Der  öftere  Wechsel 
der  Wahlen  macht  ihre  Stellung  unsicher  und  von  der  ver- 
änderlichen Volksstimmung  abhängig.  Sie  ist  nur  mächtig, 
wenn  sie  von  dem  Beifall  der  Mehrheit  getragen  wird,  und 
ohnmächtig,  wenn  sie  diese  gegen  ihre  Neigung  leiten  und 
bestimmen  will.  Weit  aussehende  Plane  kann  :sie  nur  dann 
verfolgen,  wenn  dieselben  den  Instinkten  oder  Gewohnheiten 
des  Volks  entspringen  und  darin  die  Bürgschaft  ihrer  Dauer 
liegt 

Die  Regier ungsorgane  erscheinen  durchweg  in  beschei- 
dener, bürgerlicher  Gestalt  Der  Glanz  der  Majestät  oder  der 
höheren  Dignität,  mit  dem  sich  die  Monarchie  und  die  Aristo- 
kratie umgibt,  ist  der  Repräsentativdemokratie  fremd  und  zuwider. 
Die  höfische  Diplomatie  mit  ihrer  Kunst  und  ihren  Formen 
gedeiht  nicht  auf  diesem  Naturboden.  Auch  da  zieht  sie  die 
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einfachere  Vertretung  durch  Geschäftsträger  und  Konsuln  vor. 
Ein  grosses  stehendes  Heer  ist  mit  ihr  geradezu  unverträg- 
lich. Es  wäre  eine  stete  Bedrohung  ihrer  Sicherheit  und  ihrer 
Freiheit.  Dagegen  bedarf  sie  einer  breiten  und  tüchtigen 
Volks-  und  Landwehr.  Weniger  ausgebildet  ist  in  ihr  die 
Konzentration  aller  Kräfte  als  die  Selbstbestimmung  und  freie 
Bewegung  aller  Teile. 

Alle  Anstalten,  welche  der  grossen  Menge  dienen,  sind 
in  ihr  durchweg  gut,  oft  vortref  lieh  bestellt.  Wir  finden  in 
den  Demokratien  meistens  zahlreiche  gemeinnützige  und  wohl* 
tbätige  Anstalten,  gute  Strassen  und  Verkehrsmittel,  zahl- 
reiche Volksschulen,  muntere  Volksfeste  u.  s.  f.,  und  dabei 
weniger  bureaukratische  Plage  als  anderwärts. 

Dagegen  bedarf  es  grosserer  Anstrengung  als  in  anderen 
Verfassungen,  damit  der  Staat  auch  für  die  höheren  Bedürf- 
nisse der  Kunst  und  der  Wissenschaft  sorge.  Es  ist  ein 
Zeichen  einer  hohen  Givilisationsstufe,  auf  die  ein  Volk  sich 
emporgearbeitet  hat,  wenn  es  durch  die  Befriedigung  auch 
dieser  Dinge,  die  dem  allgemeinen  Verständnis  ferner  stehen, 
sich  selber  ehrt;  denn  nur  die  gebildete  Einsicht  weiss  den 
Wert  zu  schätzen,  welchen  die  Pflege  dieser  geistigen  Güter 
auch  für  die  allgemeine  Volkswohlfahrt  hat. 

Das  Bewusstsein  männlicher  Freiheit,  welches  die  ganze 
Verfassung  hervorgebracht  und  darin  einen  Ausdruck  gefunden 
hat,  hebt  die  zahlreichen  Mittelklassen,  auf  die  sie  vornehm- 
lich gestützt  ist,  empor,  steigert  durch  mittelbare  oder  un- 
mittelbare Uebung  in  Staatssachen  die  geistige  Entwickelung 
und  kräftigt  den  Charakter  der  Bürger.  Die  allgemeine  Vater- 
landsliebe hat  hier  eine  breite  Unterlage  und  einen  weiten 
Spielraum;  und  in  Krisen  zeigt  sich  die  freie  Bürgerschaft  auch 
zu  grossen  Opfern  bereit.  Weniger  bietet  die  Verfassung  den 
aristokratischen  Naturen  Gelegenheit  zu  freier  Entfaltung,  und 
diesen  gegenüber  verhält  sich  das  Volk  oft  mißtrauisch  oder 
feindlich.  Aber  auch  solche  Naturen  können  unter  der  Vor- 


Digitized  by  Google 


YieruudzwanzigBtes  Kapitel.  T.  Zueaounengesetzte  Staatoformen.  557 

aussetzung  Achtung  ihrer  Persönlichkeit  erwerben,  dass  sie 
ihrerseits  nieht  durch  hochmütige  Anmassung  das  Gefühl  der 
Rechtsgleichheit  yerletzen  und  in  gemeinntttziger  Hingabe  für 
das  gemeine  Beste  mit  den  Besten  der  Demokraten  wetteifern. 

A  umerknng-.  Robert  v.  Mohl  hat  ^egcii  <lie  obige  Behauptung-. 
<lass  für  die  repriiscntalive  Demokratie  das  Priiicip  der  Volkszahl  keim: 
absolute  Geltung  verdiene,  eingewendet  (Kncyklop.,  S.  340):  ,,So  richtig 
im  allfj^em einen  die  Ansicht  ist,  dass  die  Befugnis,  an  einer  staatlichen 
Wahl  Anteil  zu  nehmen,  nicht  vom  Standpunkt  des  persönlichen  Rechtes 
aufgefasst,  sondern  als  ein  Auftrag  oder  als  ein  Amt  betrachtet  werden 
muss,  80  verhält  sich  dies  doch  ganz  anders  in  der  Yolksherrschaft 
durch  Vertretung.  In  der  Yolksherrschaft  geht  man  überhaupt  von  dem 
angeborenen  Rechte  des  einzelnen^  an  der  R^enmg  teUzanebmen,  aus.^ 
Ich  gebe  zu,  die  moderne  demolurAtische  Lehre,  wie  sie  von  Boussesn 
hauptsächlich  vertreten  wird,  sieht  das  Yerhaltnis  so  an.  Gerade  des* 
halb  ist  sie  aber  noch  in  der  Mischimg  des  Privatrechtes  und  des  öffent- 
lichen Rechtes  befangen  und  ihr  Oes ellschafts Staat  ist  nichts  an- 
deres  als  der  auf  den  Kopf  gestellte  Patrimonialstaat.  Indem  man 
sict^  der  Einheit  des  Volks  im  Gegensatz  sn  der  Snmme  der  Bürger 
bewnsst  wird,  kann  sich  auch  der  Irrtum  jener  Theorie  nicht  mehr  ver- 
bergen. Kein  Wähler  bat  von  der  Natur  sein  Wahlrecht  erworben,  son- 
dem  jeder  hat  es  von  dem  Staate  empfangen.  Alle  Wahlorganisation 
ist  Staatseinrichtung  zu  öffentlichen  Zwecken. 


Vierundzwanzigstes  Kapitel. 

y«  Zusammengesetzte  Staatsformen. 

Die  ganze  bisherige  Darstellung  der  verschiedenen  Staats- 
formen hatte  nur  die  einfachen  Staaten  vor  Augen.  Es  gibt 
aber  auch  zusammengesetzte,  d.  h.  solche  Staaten,  deren 
Teile  in  sich  wieder  als  Staaten  oder  wenigbtcns  staaten- 
ähnlich geordnet  sind.  In  ihnen  mederholen  sich  die  Gegen- 
Sätze  der  geschilderten  G-nindformen,  und  insofern  haben  sie 
nichts  Besonderes.  Der  Gesamtstaat  und  die  Einzelstaatcn, 
der  Hauptstaat  und  die  Nebenstaaten  können  z.  B.  monarchisch 
oder  reprfisentatiT-demokratisch  oiganisiert  sein. 
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Nicht  immer  haben  aber  die  Eiuzelstaateu  und  der  Ge- 
samtstaat  dieselbe  Yerfassungsform.  Der  deutsche  Bund  von 
1815  blieb  eine  Oligarchie  von  souyeränen  Fürsten  ohne  Volks- 
vertretung, während  in  den  Einzelstaaten  die  kuustitutiouelle 
Monarchie  nach  und  nach  eingeführt  ward.  Einzelne  Kantone 
der  Schweiz  sind  noch  absolute  Demokratien,  während  der 
Gesamtstat  repräsentativ-demokratisch  ist.  Die  englische  Ver- 
fassung ist  konstitutionell-monarchiscb,  aber  englische  Nebeu- 
länder  in  Asien  werden  noch  als  Ahsolutien  verwaltet;  andere 
balbsouveräne  Staaten  sind  Republiken  unter  britischer  Schutz- 
hoheit. 

Sind  die  Nationalitäten,  die  Givilisationsstufen  und  die 
historischen  Bedingungen  sehr  verschieden,  so  wird  sich  auch 

eine  Verschiedenheit  der  Verfassungsfurm  rechtfertigen;  sind 
sie  gleichartig  —  wie  im  Deutschen  Bund  —  so  wird  diese 
Verschiedenheit  als  Unnatur  und  Disharmonie  empfunden. 

Zu  allen  zusammengesetzten  Staatswesen  kommt  aber 
notwendig  ein  neuer  Gegensatz  hinzu,  nämlich  das  Macht- 
verhältnis des  einen  Gesamt-  oder  Hauptstaates  zu  der 
Selbständigkeit  der  Einzel-  oder  Nebenstaaten. 

Mit  Kücksicht  daraui  lassen  sich  folgende  Hauptverhält- 
üisse  unterscheiden: 

I.  Ein  herrschender  Hauptstaat  mit  ganz  unter- 
thänigen  Nebenländern. 

Von  der  Art  sind  viele  Besitzungen  der  eurupäischen 
Mächte  vorzüglich  in  Asien  und  in  Afrika.  Nur  der  Haupt- 
staat ist  als  freier  Staat  organisiert,  die  Nebenländer  sind 
unfreie  und  überdem  der  Fremdherrschaft  unterworfene 
Staaten.  Die  Gegensätze  der  Staaten  sind  hier  äusserst 
schroff  und  der  mögliche  Konflikt  zwischen  ihnen  wird  durch 
die  Energie  der  Herrschaft  des  einen  Staates  Über  den  anderen 
zu  lösen  versucht.^ 

1  Vgl.  die  vortreffliche  Ausführung  bei  Mill,  Betrachtmigeu  über  die 
ReprtoentatiYverfassang  (übersetzt  von  Wille),  Zürich  18ß!l. 
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II.  Ein  ob  er  herrlicher  Hauptstaat  gegenüber  Vasallen- 
staaten oder  ein  schntzherlicher  Staat  gegenüber  den 

schutzbedürftigen  Nebenstaateii.  Hier  ist  eine  relative  Selb- 
ständigkeit der  Vasallen-  oder  Schutzstaaten  auch  dem  Ober- 
oder Schutzherm  gegenüber  wohl  möglich.  Das  römische  Beich 
deutscher  Nation  ist  ein  mittelalterliches,  das  osiiianische  Keich 
heute  noch  ein  Beispiel  eines  aus  Vasallenstaaten  zusammen- 
gesetzten Staatskorpers.  Der  modernen  Staatenbildung  ent- 
spricht aber  noch  eher  die  schutzherrliche  als  die  Lehensform, 
obwohl  auch  sie  nur  unter  der  Voraussetzung  sehr  ungleich- 
artiger Kräfte  einen  Sinn  hat  und  einem  freien  Volke  niemals 
zusagen  wird.  Die  napoleonische  Protektion  des  Bheinbunds, 
die  englische  über  die  Jonischen  Inseln,  die  europäische  über 
die  Moldau  und  Walachei  mögen  als  Beispiele  erwähnt  werden. 

III.  Verwandt  damit,  aber  ermässigt  und  veredelt  durch 
die  Rücksichten  der  Pietät,  ist  das  Verhältnis  des  Mutter- 
staates zu  den  noch  nicht  ganz  selbstmächtigen,  aber  bereits 
zu  einer  staatenartigen  Organisation  erwachseneu  Kolonial- 
ländern. In  den  äusseren  Beziehungen  vorzüglich  wird  die 
Kolonie,  auch  wenn  sie  im  inneren  wesentlich  selbständig 
geworden  ist,  doch  länger  des  Schutzes  des  Mutterstaates 
bedürfen,  und  insofern  eine  relative  Ueberordnung  des- 
selben anerkennen.  Dieses  Verhältnis  einer  relativen  Selb- 
ständigkeit der  Koloniestaaten  ist  zuerst  von  England  gegen- 
über von  Kanada  ausgebildet  worden. 

IV.  Der  Staatenbund  und  die  Personalunion^  setzen 
die  volle  Hoheit  und  Selbständigkeit  der  verbundenen  Staaten 
als  Regel  voraus,  aber  beschränken  dieselbe  ausnahmsweise, 
soweit  das  gemeinsame  Schicksal  der  Verbindung  es  nötig  er- 
scheinen lässt  Die  Einzelstaaten  sind  hier  wohl  als  Staaten 
organisiert,  aber  nicht  ihre  Verbindung.  Diese  erscheint  nur 
als  eine  unentwickelte  Staatengemeinschaft,  die  nur  in 

2  Vgl.  oben  S.  309  und  312. 
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Beziehungen  —  vorzüglich  nach  aussen  —  wie  eine  Staats- 
persönlichkeit auftritt.  Sie  ist  eher  ein  Staatenkonglomerat, 
als  ein  wahrer  Staat.  Ea  fehlen  ihr  die  nötigen  Organe  für 
die  Gesetzgel) uiig,  Regierung,  Rechtspflege.  Sie  schwankt 
zwischen  einer  dauernden  völkerrechtlichen  Allianz  und 
einer  staatsrechtlichen  Gestaltung.  Deshalb  ist  sie  nur 
eine  unvollkommene  Uebergangsform. 

Es  gibt  in  dieser  Form  vielleicht  eine  gemeinsame  Nation, 
aber  kein  wirkliches  Gesamtvolk;  und  die  Entwickelung  des 
Gesamtlebens  und  der  Gesamtmacht  ist  sehr  erschwert,  weniger 
noch  in  der  rersonalunion,  welclie  in  dem  gemeinsamen 
Monarchen  ein  einheitliches  Haupt  besitzt  und  nur  in  allen 
anderen  Beziehungen  die  Spaltung  zeigt,  als  in  dem  Staaten* 
bunde,  wo  es  an  jedem  einheitlichen  Organe  fehlt  Zum 
Handeln  ist  dieselbe  ganz  untauglich.  Der  Deutsche  Bund  war 
in  unserer  Zeit  das  beredteste  Beispiel  dieser  Verbindungs- 
form und  ihrer  Schwächen. 

V.  Der  Bundesstaat,  das  Bundesreich  und  die  Real- 
uni on^  sind  darin  verwandt,  dass  in  beiden  Verbindungen  der 
Gesamtstaat  als  ein  wirklicher  Staat  organisiert  ist,  und 
ebenso  die  verbundenen  Einzelstaaten.  In  dem  Bundesstaate 
sind  die  letzteren  noch  selbständiger  als  in  der  Realunion, 
weil  sie  dort  eine  ihnen  ausschliesslich  angehörige  Regierung 
haben,  hier  aber  das  Haupt  des  Gesamtstaates  zugleich  der 
Landesfürst  in  den  Kronländern  ist.  Man  spricht  daher  nicht 
leicht  von  der  Souveränität  der  realunierten  Kronländer,  aber 
unbedenklich  von  der  Souveränität  der  Landesstaaten  (Parti- 
kularstaaten, Kantone)  in  dem  Bundesstaate  und  dem  Bun- 
desreicb. 

Es  gibt  iu  dem  Bundesstaate  und  dem  Bundesreiche  ein 
organisiertes  Gesamtvolk  und  organisierte  Landesvölker: 

(Amerikaner  und  New- Yorker  oder  Pennsylvanier;  Schweizer 

8  Vgl.  oben  S.  309  und  313. 
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Volk  und  Berner-,  Züricher-,  Genfer  Volk ;  deutsches  Volk  und 
Preussen,  Bayern,  Sachsen  u.  s.  f.)  und  der  Gesamtstaat  ist 
ebenso  frei  in  seinen  Bewegungen  und  zwar  ebenso  ausge- 
stattet mit  Organen  wie  ein  Einheitsstaat.  Die  Landesstaaten 
aber  sind  keine  Vasallen  des  Gesamtstaates,  sondern  inner- 
halb ihres  Bereiches  wieder  selbständig  wie  Einheitsstaaten.'* 
Die  Möglichkeit  eines  solchen  Nebeneinanderseins  zweier 
Staaten  auf  demselben  Gebiete  wird  dadurch  hergestellt,  dass 
einerseits  die  Kompetenzen  der  beiderlei  Staaten  scharf 
ausgeschieden  werden  und  für  friedliche  Erledigung  allfälliger 
Konflikte  gesorgt  ist,  und  dass  andererseits  die  beiderlei 
Behörden  und  Hepräsentativkörper  motrlichst  voneinander 
getrennt  und  wechselseitig  unabhängig  erhalten  wer- 
den. Am  vollständigsten  ist  diese  Scheidung  auch  der  Per- 
sonen (Aemter)  in  dem  nordamerikanischen  Bundesstaate 
durchgeführt  worden,  die  Ausscheidung  der  Kompetenzen 
aber  auch  in  der  schweizerischen  Bundesverfassung  mit  be- 
sonderer Sorgfalt  geregelt  worden.^  In  dem  deutschen  Bun- 

*  G.  Waitz,  Grnndzä^e  der  Politik,  Kiel  1862,  S.44  f.:  »Beide,  die 
Bundesgewalt  und  die  Gewalt  der  Einzeletaaten  müssen  in  ihrer  Sphäre 
selbständig  (souverän)  sein;  diese  darf  ihre  Gewalt  nicht  von  jener 
empfangen,  jene  nicht  auf  Uebertragnng  dieser  beruhen.*  S.  153:  „Wesen 
des  Bundesstaates.**  [Ueber  das  Wesen  des  Bundesstaates  im  allgemeinen 
und  über  die  rechtliche  Natur  des  Deutschen  Reichs  insbesondere  sind 
seit  dem  Jahre  1871  zahlreiche  Untersuchungen  veröfiTentlicht  worden, 
die  jedoch  bis  jetst  eine  befriedigende  Lösung  des  schwierigen  Problems 
noch  nicht  gebracht  haben.  Die  in  dem  Texte  dargelegte  Ansieht, 
welche  snerst  von  Tocqueville  begründet  und  von  Waits  weiter  aus- 
gebildet wurde,  steht  in  Widerspruch  mit  dem  Wesen  der  Souveränität 
als  der  höchsten  und  deshalb  sowohl  ihrem  Umfang  wie  ihrem  Inhalt 
nach  unteilbaren  Gewalt  des  Staates.  Vgl.  insbesondere  Seydel  in  der 
Zeitschrift  für  Staatswissenschaft  Bd.  XXYUI,  185  Lab  and,  Staats- 
recht I.  70  (auch  in  Marquardsen,  Handbuch  des  öffentlichen  Rechtes 
11^  Abt.  1^  S.  15  fT.);  Jellinek,  Lehre  von  den  Staatsverbindungen, 
im.  S.  16  IT.,  S.  253  ff.] 

5  Vgl.  Rüttiraann,  Ueber  die  für  Realisierung  des  Bundcsirdites 
zu  Gebote  stehenden  Organe  und  Zwangsmittel  der  schweizerischen  Eid- 
genossenschaft, Zürich  186^ 

BlttiktschU,  allgemeine  Staatslehre.  36 
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desreiche  sind  die  Organe  der  Bundesregierung  noeh  mit  den 

Organen  der  einzelstaatlichen  Regierungen  eng  verbunden,  so 
jedoch,  dass  in  dem  König  von  Preussen  als  deutscher  Kaiser 
die  Eigenschaft  des  einen  Bundeshaupts  sichtbar  wird,  und 
dass  der  Reichstag  von  den  Kammern  der  Einzelstaaten  ganz 
getrenut  ist.  Die  Kompetenzen  des  Reiches  aber  sind  keines- 
wegs scharf  geschieden  von  denen  der  Landesstaaten;  sie  sind 
im  Gegenteil  mit  Absicht  flflssig  erhalten;  aber  es  ist  durch 
die  Reichsverfassung,  welche  jederzeit  dem  Reichsgesetz  den 
Vorzug  vor  dem  Landesgesetz  zusichert,  aber  zugleich  in  dem 
Bundesrat,  ohne  den  kein  Reichsgesetz  zustande  kommt, 
die  Selbständigkeit  der  Landesregierungen  wahrt,  dafür  ge- 
sorgt, dass  Konflikte  unterbleiben  oder  bald  erledigt  werden. 

Gewöhnlich  wird  der  Bereich  des  Gesamtstaates  Torzugs- 
weise  die  äusseren  Angelegenheiten  in  der  Regel,  und  nur 
gewisse  gemeinsame  innere  Dinge  als  Ausnahme  umfassen, 
und  umgekehrt  die  Selbständigkeit  der  Einzelnstaaten  sich  in 
der  Regel  in  der  inneren  Verwaltung,  ausnahmsweise  in 
den  auswärtigen  Verhältnissen  bewähren. 
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£r8tes  Kapitel. 

Der  Begriff  der  Staatsgewalt  (Souveräuität). 

Der  Staat  ist  die  Verkörperang  und  Personifikation  der 
Volksmacht.  Indem  man  sich  diese  Volksmacht  in  ihrer  höchsten 
Würde  und  ihrer  grossten  Gewalt  denkt,  spricht  man  von 
Souveränität. 

Der  Name  der  Souveränität  ist  zuerst  in  Frankreich  auf- 
gekommen und  der  Begriif  der  Souveränität  wurde  zuerst  von 
der  französischen  Wissenschaft  ausgebildet.  Bodin  hat  den- 
selben zum  Grundbegriff  des  Staatsrechtes  erhoben.  Seither 
hat  das  Wort  und  der  Begriff  einen  sehr  grossen  Einfluss  ge- 
übt auf  die  ganze  neuere  Entwickelung  der  modernen  Staats- 
verfassung und  der  gesamten  neueren  Politik. 

Im  Mittelalter  wurde  der  Ausdruck  „Souverainet^**  (su- 
prema  potestas  [supranitasj)  noch  in  einem  weiteren  Sinuc 
gebraucht.  Jede  Behörde,  welche  in  oberster  Instanz  de.n 
Entscheid  gab,  so  dass  eine  Berufung  an  eine  höhere  Autorität 
nicht  möglich  war,  hiess  eine  „souveräne'^  Behörde.  Die 
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obersten  Gerichtshöfe  wurden  »Coiirs  souveraines^  genannt. 
Es  gab  so  eine  grosse  Zahl  souveräner  Aemter  und  Körper- 
schaften innerhalb  des  Staates.  Aber  aUmählich  gestand  man 
diesen  Namen  nicht  mehr  den  blossen  Aemtern  und  Stellen 
der  verschiedenen  Yerwaltungszweige,  sondern  nur  noch  der 
einen  höchsten,  das  Ganze  beherrschenden  Staatsgewalt  zu. 
Daher  wurde  nun  der  Begriff  höher  gefasst  und  bedeutete 
nun  die  konzentrierte  Fülle  der  Staatamacht 

Die  Begrifisbestimmung  war  ganz  beherrscht  Ton  der 
centralisierendtü  RichtUDg  der  fi  ;uizösischen  Politik  seit  dem 
XVI.  Jahrhundert  und  dem  Streben  der  französischen  Könige 
nach  absoluter  Gewalt.  Bodin  hatte  die  Souveränität  erklärt 
als  absolute  und  immerwährende  Staatsmacht  (^puissance  aV 
sülue  et  perpetuelle  d'uue  republique").  Aucli  nachher  ver- 
stand man  die  Souveränität  in  diesem  absoluten  Sinne.  Nicht 
etwa  nur  der  König  Ludwig  XIV.,  der  sich  selber  den  Staat 
naiinte,  ganz  ebenso  schrieb  sich  der  jakobinische  Konvent 
der  französischen  Republik  von  1793  die  Staatsgewalt  als 
eine  allmächtige  zu.^  Beide  mit  Unrecht  Der  moderne  Be- 
präsentativstaat  weiss  nichts  von  einer  absoluten  Staatsgewalt 
und  eine  absolute  Unabhängigkeit  gibt  es  überall  nicht  auf 
Erden.  Weder  die  politische  Freiheit  noch  das  Becht  der 
übrigen  Organe  und  Bestandteile  des  Staates  vertragen  sich 
mit  einer  solchen  schrankenlosen  Souveränität,  und  wo  immer 
Menschen  versucht  haben  dieselbe  zu  üben,  da  hat  auch  die 
Geschichte  solche  Anmassung  verurteilt.  Selbst  dem  Staate 
als  einem  Ganzen  kommt  solche  Allmacht  nicht  zu;  denn 
auch  er  ist  nach  aussen  durch  das  Eecht  der  übrigen  Staaten 

^  Thiers  (Hist  de  la  Revol.  iranr.  II,  p.  '2(XI)  m-teÜT  von  der  AuMclit 
der  Jakobiner :  „Die  Nation  kann  nie  auf  ihre  Bclugnis  verzichten:  alles 
zu  tlinn  und  alles  zu  wollen  zu  Jeder  Zeit;  diese  IJeiLignis  begründet  ihre 
Allmacht  (sa  tonte-jiuijisanfe)  und  diese  ist  unveräusserlich.  Die  Ka- 
tiuii  li.it  sieh  daher  Ludwig  XIV.  nicht  verpUichten  können."  Indessen 
hat  damals  schon  der  Abt  Sieyeö  den  Irrtum  erkaunl.  Bl  u u tb c Ii  1 
Gesell,  d.  Staatsr.,  S.  326. 
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und  nach  inneu  durch  die  eigene  Natur  und  durch  das  Becbt 
seiner  Glieder  und  der  Individuen  in  ihm  beschränkt^ 

Die  deutsche  Sprache  hat  keinen  völlig  entsprechenden 
Ausdruck.  Die  „Obergewalt"  oder  wie  die  ältere  Staatssprache 
in  der  Schweiz  lautete  ^der  höchste  und  grösste  Gewalt"^ 
bezeichnet  nur  die  Autorität  nach  innen,  nicht  zugleich  die 
Selbständigkeit  nach  aussen.  Das  Wort  „Staatshoheit  be- 
zeichnet eher  die  Würde  (majestas),  als  die  Macht  des  Staates. 
Der  Ausdruck  ^Staatsgewalt^  erinnert  weniger  an  die  Würde 
als  an  die  Machtentfaltung.  Wir  sind  daher  genötigt,  um 
beide  zusammenzufassen,  was  der  eine  Ausdruck  Souveränität 
besagt,  von  „ Staatshoheit  und  Staatsgewalt^  zu  reden.  In- 
dessen haben  die  deutschen  Ausdrücke  doch  den  Vorzug,  dass 
sie  weniger  als  der  französische  zu  dem  Missverständnis  der 
absoluten  Gewalt  verleiten.  Je  nach  Umständen  werden  wir 
übrigens  auch  nur  eine  der  beiden  Bezeichnungen  hrauchen* 
Die  Eigenschaften  der  Souveränität  sind: 
1.  Unabhängigkeit  der  Staatsgewalt  von  jeder  über- 
geordneten Staatsautorität.  Auch  diese  Unabhängigkeit  ist 
nur  relativ,  nicht  absolut  zu  verstehen.  Das  Völkerrecht, 
welches  alle  Staaten  zu  einer  gemeinsamen  Rechtsordnung 
verbindet,  ist  ebensowenig  in  Widerspruch  mit  der  Souve- 
ränität der  Staaten,  als  das  Verfassungsrecht,  welches  die  Aus* 
Übung  der  Staatsgewalt  innerhalb  des  Staatsgebiets  beschränkt. 
Um  deswillen  ist  es  möglich,  dass  Ländei Staaten  noch  als 
souverän  geachtet  bleiben,  obwohl  sie  in  wesentlichen  Dingen, 
me  z.  B.  äussere  Politik  und  Heeresmacht,  von  dem  grosseren 
Gesamtstaat  abhängig  geworden  sind. 

3  Hannoversche £rklftrang  von  1814  bei Hormayr,  Lebensbilder 
X,  S.  III :  «In  dem  Begriffe  der  Sonverftnitätsrechte  li^  keine  Idee  der 
Despotie.  Der  König  von  Grossbritannim  ist  unleugbar  ebenso  souverän 
als  jeder  andere  Fürst  in  Europa,  und  die  Freiheiten  seines  Volkes  be- 
festigen seinen  Thron,  anstatt  ihn  au  untergraben.** 

3  Blum  er,  Rechtsgesch.  der  Schweizer  Demokratien  II,  140,  141. 
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2.  Höchste  staatliche  Würde,  das  was  die  antike 
römische  Staatssprache  ^Migestas^  genannt  hat. 

3.  Falle  der  Staatsmacht,  im  Gegensatz  zu  blossen 

Teil  befug  11  iss  eil.  Die  Souveränität  ist  nicht  eine  Summe 
von  einzelnen  Sonderrechten,  sondern  staatliches  Gesamtiecht, 
sie  ist  ein  Gentraibegriff,  von  ähnlicher  Energie  wie  das 
Eigentum  im  Privatrecht. 

4.  Ferner  ist  die  souveräne  Macht  ihrer  Natur  nach  die 
oberste  im  Staate.  Es  kann  somit  keine  andere  staatliche 
Gewalt  in  dem  Staatsorganismus  ihr  übergeordnet  sein. 
Die  lianzösischen  Seigneurs  des  Mittelalters  hörten  auf  „Souve- 
räne'' zu  sein,  als  sie  in  allen  wesentlichen  Beziehungen 
Staatlicher  Selbständigkeit  und  Hoheit  dem  Könige,  ihrem 
Lehensherm,  sich  wieder  unterordnen  mussten.  Die  deutschen 
Kurfürsten  konnten  seit  dem  XIV.  Jahrhundert  Souveränität 
in  ihren  Ländern  behaupten,  weil  sie  in  Wahrheit  die  oberste 
Staatsmacht  in  denselben  zu  eigenem  Rechte  besassen.^ 

5.  Da  der  Staat  ein  organischer  Körper  ist,  so  ist  Ein- 
heit der  Souveränität  ein  Erfordernis  seiner  Wohltalirt^  Die 
Spaltung  der  Souveränität  führt  in  ihrer  Konsequenz  zur 
Lähmung  oder  Auflösung  des  Staates  und  ist  daher  mit  der 
Gesundheit  des  Staates  nicht  verträglich. 

Anmerkungen.  1.  Hausse  au,  dessen  Lehre  von  der  IVanzusi- 
schen  Revolution  in  die  That  übersetzt  worden  ist,  gründete  die  Souve- 

*  Die  französische  Bezeichnung  der  Landeshoheit  der  deutschen 
Reichsfürsten  und  Reichsstädte  in  dem  Entwürfe  des  westfälischen 
Friedens:  »iiue  tons  les  princes  et  Estats  seront  maintenns  dans  tons  1^ 
autres  droits  de  touverainet^,  qm.  lenr  appardernient**  war  damals  für 
Deutschland  neu,  und  die  Absicht  weiterer  Lockerung  des  Reiehsver- 
bandes  in  dem  Worte  sichtlich  dargelegt  ;  aber  dem  Wesen  nach  hatten 
schon  lange  vorher  die  meisten  deutschen  Länder  in  der  That,  wenn 
auch  nur  eine  unvollkommene,  Souveränität  erlangt. 

5  Imman.  Herrm.  Fichte  (Beiträge  zur  Staatslehre,  1848)  geht 
aber  zu  weit,  wenn  er  die  Souveränität  geradezu  als  „Einheit  der 
Regierung^  erklärt.  Die  MachtfüUe  und  Hoheit  ist  immerhin  der  we- 
sentliche Inhalt  der  Souveränität. 
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r&nität  auf  den  t^all  gerne  inen  Willen**  volonte  g^^rale)  und 
substituierte  so  irrtümlich  der  suprema  poksUu  die  suprema  vdluntas. 
Aus  diesem  Grunde  erklärt  er^  im  Widerspruche  mit  der  GescJiichte,  die 
Souyeränit&t  für  unveräusserlich,  denn  ^wohl  lasse  sich  die  Macht^ 
nicht  aber  der  Wille  übertragen.**  Gontr.  soc  IL  1.  Dieser  erste  Gmnd- 
irrtum,  welcher  das  Becht  als  Willkür  j&sst  und  in  demselben  nur  das 
Produkt  des  Willens,  nicht  auch  dessen  notwendige  Vorbedingung  und 
Schranke  erkennt,  welcher  von  dem  „Sollen**  nichts  weiss,  war  unge- 
mein fruchtbar  an  neuen  Irrtümern.  Der  Wille  ist  eine  Entfaltung  und 
Aeusserung  des  menschlichen  Geistes  und  Gemütes,  nicht  aber  wie  die 
Souveränität  eine  Rechtsinstitution  des  Staates.  Der  Wille  kann 
wohl  die  Ausübung  des  Rechtes  beseelen,  auch  wohl  Veränderungen  in 
der  Rechtsordnung  hervorbringen,  aber  er  ist  für  sich  kein  Recht.  Der 
Wille  des  Souveräns  setst  die  Souveränität  voraus,  nicht  umgekehrt 
diese  jenen. 

2.  Der  Gedanke,  dass  die  Souveränität  die  Quelle  des  Staates  und 
der  Rechtsordnung  und  demgemäss  der  Souveii&n  über  dem  Staate  sei, 
ist  unlogisch.  Staatsmacht  und  Staatshoheit  lassen  sich  nur  denken,  wenn 
man  den  Staat  vorausdenkt.  Die  Souveränität  ist  daher  ein  staats- 
rechtlicher, nicht  ein  überstaatsrechtlicher  Begriff. 

3.  Konst.  Frantz (Vorschule  d.  St.,S.32)  hat  das  „Selbstbewusst- 
sein  des  Staates**  neben  der  öffentlichen  Gewalt  als  die  zweite  Haupt- 
eigeiischaft  der  Souveränität  erklärt.  Aber  das  Bewusstsein  ist  nötig 
fiir  die  Ausübung  eines  Rechtes,  für  die  Rechtshandlung,  nicht  eine  Eigen- 
schaft des  Rechtes  selbst 


Zweites  Kapitel. 

Staatssouverauität  (Volkssouveränität)  und  Regenten- 

Souveränität 

Wem  komuit  die  Souveränität  zu?  Die  Parteien  sind 
geneigt  auf  diese  Frage  in  ganz  verschiedenem  Sinne  zu  aat- 
v7orten,  und  auch  die  V^issenschaft  hat  mancherlei  Schwierig- 
keiten aus  dem  Wege  zu  räumen  und  Vorurteile  zu  überwin- 
den, bis  es  ihr  gelingt,  zu  einer  einfachen  und  wahren  Lösung 
hindurchzudringen. 

1.  Eine  besonders  seit  Rousseau  und  der  französischen 
Eevolution  sehr  verbreitete  Meinung  antwortet:  Dem  Volke 
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und  bekennt  sich  für  das  Princip  der  sogenannten  Volks- 

Souveränität. 

Da  fragt  sich  aber  voraus:  was  versteht  sie  unter  dem 
^Volk^?  Die  einen  yerstehen  daruDter  lediglich  die  Summe 
der  Individuen,  die  zum  Staate  sich  zusammenfinden,  d.  h.  sie 
lösen  im  Gedanken  den  Staat  in  seine  Atome  auf  und  sprechen 
der  unorganischen  Masse  oder  der  Mehrheit  dieser  Individuen 
die  höchste  Gewalt  zu.  Diese  äusserste  radikale  Meinung  ist 
offenbai"  iiu  Widerspruch  mit  der  Existenz  des  Staates,  welche 
die  Grundlage  der  Souveränität  ist.  Sie  ist  daher  mit  gar 
keiner  Staatsverfassung  vereinbar,  auch  nicht  mit  der  abso- 
luten Demokratie^  welche  sie  zu  begründen  vorgibt;  denn  auch 
da  übt  wohl  die  geordnete  Volksversammiung  (Landsgemeinde), 
nicht  aber  die  atomisierte  Menge  die  Staatsgewalt  aus. 

2.  Die  anderen  denken  dabei  an  die  gesamte  gleiche 
Staatsbürgerscluif  t,  welche  in  Gemeinden  versammelt  ihren 
Willen  ausspricht,  d.  h.  sie  denken  an  die  Souveränität  des 
Demos  in  der  Demokratie.  Beschränkt  auf  diese  Staatsform 
hat  das  Princip  einer  so  verstandenen  Volkssouveränität  einen 
Sinn  und  eine  Wahrheit;  es  ist  dann  mit  Demokratie  sogar 
wörtlich  gleichbedeutend.  Schon  für  die  Repräsentativdemo- 
kratie  aber  verliert  der  Satz  grossenteils  seine  Anwendung, 
weil  in  der  regelmässigen  Thätigkeit  die  oberste  Macht  nicht 
von  der  Bürgerschaft  unmittelbar,  sondern  nur  mittelbar 
von  den  Repräsentanten  derselben  ausgeübt  wird.  Ganz 
unvereinbar  ist  derselbe  mit  allen  anderen  Staatsformen,  denen 
sie  die  sonderbare  Zumutung  macht,  dass  das  Staatshaupt 
sich  dem  niedrigsten  Staatsbürger  gleichstelle,  und  die  Regie- 
renden sich  als  Minderheit  der  Mehrheit  der  Regierten  unter- 
ordnen.  Sic  weist  im  Staatskürper  den  Füssen  die  Stellung  des 
Kopfes  an  und  diesem  den  Platz  der  Füsse. 

3.  Zuweilen  werden  auch  die  beiden  Meinungen  nicht 
scharf  unterschieden,  sondern  gehen  ineinander  über.  Die 
eine  ist  anarchisch,  die  andere  ist  absolut  demokratisch.  Den- 
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noch  behaupten  ihre  Verteidiger  gewöhnlich  die  Allgemein- 
gültigkeit derselben.  Das  aber  ist  gerade  das  Geföhrliehe 
dieser  Theorie,  dass  ihre  Anerkennung  den  vollständigen  Um- 
sturz aller  anderen  Staatsformen,  mit  einziger  Ausnahme  der 
unmittelbaren  Demokratie,  und  die  Umwandlung  jener  in  diese 
im  Princip  voraussetzt  und  fordert. 

Dieselbe  ist  daher  wohl  schon  von  ganz  entgegengesetzten 
Parteien^  verfochten  worden,  aber  immer  nur  von  solchen, 
wenn  anders  mit  Bewusstsein,  welche  mit  der  bestehenden 

t  Wir  erinnern  hier  voraus  au  die  Theorie  des  Jesuitt  ngeiieruls 
Lainez  und  der  Jesuiten  Hellarmin  und  Mariana,  welclie,  in  der 
Absicht  die  Oberlierrliclikeit  der  Kirche  über  den  Staat  zu  begründen, 
und  auch  die  Ivonigc  dem  PaiJ^te ,  der  allein  von  Uott  seine  Gewalt 
eraplange,  nieht  wie  jene  von  der  Menge  des  Volkes,  zu  unterweriV'Ti  die 
Volkssouverän itat  in  Schutz  nahmen.  Vgl.  dariiber  L.  Rankes  iiist. 
polit.  Zeitöchr.  II,  Ö.  606  tV.  [Ueber  die  Entstehung  der  Lehre  von  der 
Volkssouveränität  im  iM ittelalter  und  ihre  Ausbildung  im  XVI.  und 
XVII.  Jahrhundert  durch  die  Jesuiten  einerseits  und  die  Rechtsphilo- 
sophie andererseits  siehe  die  gnmdlegendeu  Arbeiten  G  i  e  r  k  e s,  Johannes 
Althusius  und  die  Entwickeluntr  der  naturrechllicheu  Staatstheorien 
(1880),  S.  123  flf.;  GenüssenHchalibrecht  III,  568  H'.J  Eintlussreicher  ant  i 
war  in  neuerer  Zeit  die  Ausluhrung  dieser  Lehre  durch  Rousseau.  Er 
nennt  das  aus  allen  Einzelnen  gebildete  Volk  den  Souverän.  Nach 
ihm  ist  jedes  Individuuni  zugleich  ein  Teilhaber  der  Souveränität  und 
hinwieder  ein  Unterthan  des  Souvt  l  ans,  und  da  er  die  Souveränität  für 
den  allgemeinen  Willen  und  diesen  für  unveräusserlich  erklärt,,  so  kommt 
er  konsequent  zu  dem  Satze,  dass  die  .Mehrheit  Jederzeit  berechtigt  sei, 
der  bestehenden  Obrigkeit  den  (Jehorsam  aul'zukiindigen ,  diese  zu  ent- 
setzen und  die  Verfassung  beliebig  zu  ändern,  ludern  sie  das  thut,  übt 
sie  nach  Rousseau  nur  „Akte  ihrer  Souveränität"  aus,  und  vor  der 
leibhaften  Manifestation  eines  so  geäusserten  Volkswillens  verschwindet 
auch  die  abgeleitete  Autorität  der  Stellvertretung  des  Volks  in  den 
Kationalversammlungen  in  Nichts.  Das  Volk  aber  kann,  wie 
Rousseau  meint,  sich  selber  nlcbt  binden  weder  durah  Verfassung  noch 
durch  Gesetze,  denn  diese  sind  nur  Aeusserungen  seines  Willens,  die 
80  lange  gelten  als  dieser  Wille  sie  aufrecht  erhalten  will.  [Vgl.  üher 
die  Theorie  Rousseaus  Gierke,  Job.  Althusius,  S.  201  ff.]  ^  Dass  mit 
dieser  Lehre  die  Fortdauer  der  Rechtsordnung  nicht  bestehen  kann,  und 
solche  Freiheit  ohne  Bestand  und  ohne  Treue  ist,  bedarf  keines  weiteren 
Beweises. 
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Staatsordnung  oder  Staatsregieruiig  unzufrieden  dieselbe  zu 
untergraben  und  zu  stürzen  strebten.  In  der  Hand  der  fran- 
zösischen  Bevolution  ^rar  dieselbe  daher  auch  eine  furchthare 
Waffe  der  Zerstörung.  Schon  die  Nationalversammlung  in  ihrer 
Kriegserklärung  vom  20.  April  1792  verkündete  die  Rousseau- 
sehe  Theorie  ofüciell:  „Ohne  Zweifel'  hat  die  französische 
Nation  laut  erklärt,  dass  die  Souveränität  nur  dem  Volke  zuge- 
hört, welches,  in  der  Ausübung  seines  höchsten  Willens  durch 
die  liechte  der  folgenden  Geschlechter  beschränkt,  keine  un- 
widerrufliche Macht  übertragen  kann;  sie  hat  offen  aner- 
kannt, dass  kein  Herkommen,  kein  gesetzlicher  Ausspruch, 
keine  ^Yillenserklärung,  kein  Vertrag  eine  Gesellschaft  von 
Menschen  einer  Autorität  unterwerfen  kann,  so  dass  sie 
nicht  mehr  das  Recht  hätte,  dieselbe  zurückzunehmen.  Jedes 
Volk  hat  allein  die  Macht,  sich  seine  Gesetze  zu  geben,  und 
das  unveräusserliche  Kecht,  dieselben  zu  ändern.  Dieses  Recht 
gebührt  entweder  gar  keinem  oder  allen  mit  vollem  Fuge.^ 
Der  nachherige  Konvent  enthüllte  die  weiteren  Konsequenzen 
dieses  Princips  nach  der  Zerstörung  des  Königtums. 

Aber  auch  in  unseren  Tagen  haben  wir  wieder  die  that- 
sächliche  Verkündigung  des  nämlichen  Grundsatzes  auf  dem 
Stadthause  zu  Paris  erlebt.  Durch  einen  solchen  souveränen 
Akt  der  aufgeregten  Pariser  Bevölkerung  wurde  im  Februar  1848 
die  konstitutionelle  Monarchie  abgeschafft,  die  Republik  prokla- 
miert und  die  Diktatur  eines  improvisierten  Regierungsaus- 
schusses eingesetzt.  In  einer  von  Lam  arti  n  e  selber  redigierten 
of&ciellen  Kundmachung  heisst  es  wörtlich:  „Jeder  Franzose, 
der  das  Mannesalter  erreicht  hat,  ist  Staatsbürger,  jeder  Bürger 
ist  Wähler.  Jeder  Wähler  ist  Souverän.  Das  Recht  ist 
gleich  und  es  ist  ein  absolutes  für  alle.  £s  kann  kein  Bürger 
zum  anderen  sagen:  Du  bist  in  höherem  Masse  Souverän  als 
ich.  Erwäget  eure  Macht,  bereitet  euch  dieselbe  auszuüben 
und  seid  würdig,  in  den  Besitz  eurer  Herrschaft  einzutreten.-* 
2  Lamartine,  Histoire  de  la  r^volution  de         II,  p.  449. 
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4.  Zwar  wohlgemeint,  aber  unbefriedigend  sind  die  Ver- 
suche einzelner  französischer  Staatsmänner,  dem  yerderbiichen 
Begriffe  jener  Volkssouveränität,  welcher  entweder  alles  Staats- 
recht auflöst,  um  die  Staatshoheit  zu  begründen,  oder  alle 
Staaten  in  Demokratien  verwandelt,  den  einer  Souveränität  bald 
der  Vernunft  bald  der  Gerechtigkeit  entgegenzusetzen.^ 
Durch  Hinweisung  auf  jene  oder  diese  gedachte  man  dem 
Missbrauche  zu  begegnen,  welchen  das  Volk  von  der  Souve- 
ränität machen  möchte.  Allein  diese  Vorstellung  fibersieht, 
dass  das  Recht  nur  der  Person,  das  staatliche  Hoheitsrecht 
nur  einer  staatlichen  Persönlichkeit  zukomme  und  von 
dieser  nach  Grundsätzen  der  Vernunft  und  Gerechtigkeit  aus- 
geübt werden  solle.  Dem  Irrtum,  der  in  der  absoluten  Demo- 
kratie die  alleinige  Grundform  des  Staates  erkennt,  tritt  hier 
der  Irrtum  der  Ideokratie  entgegen,  in  der  wohlgcmeiuteu 
Absicht,  die  Volksmehrheit  durch  die  Herrschaft  der  Idee  zu 
leiten.  Aber  es  bleibt  dieser  Widerspruch  erfolglos,  weil  die 
Macht  der  Persönlichkeit  stärker  ist  als  alle  Fiktion. 

5.  Eine  andere  Meinung  nennt  die  als  Einheit  gedachte, 

3  Z.  B.  Royer-Collard  in  der  Rede  toiii  27.  Hai  1820:  „Es  gibt 
zwei  Elemente  in  der  Gesellschaft:  das  eine  ein  materielles,  d.  h. 
das  Individuum,  seine  Kraft  und  sein  Wille**  [—  ist  denn  das  Indi- 
viduum, seine  Kraft  und  sein  Wille  materiell?  Und  ist  nicbt  auch  hier 
wied^  der  alte  Irrtum  wahrnehmbar,  dass  vom  Individuum  aus  das 
Staatsrecht  bestimmt  werde?  —  ]  „das  andere. ein  moralisches,  d.  Ii* 
das  Recht,  welches  aus  den  berechtigten  Verhältnissen  hervorgeht.  Wollen 
Sie  die  Gesellseh^  aus  dem  materiellen  Elemente  ableiten?  Die  Hehr- 
heit der  Individuen,  die  Hehrheit  der  WiUen  soll  der  Souverän  sein. 
Das  ist  die  Volkssonverilnität.  Wenn  mit  Willen  oder  gegen  ihren 
Willen  diese  blinde  und  gewaltsame  Souveränität  in  die  Hand  eines  Ein- 
zelnen oder  einer  Klasse  übergeht,  ohne  ihren  Charakter  2u  ändern,  so 
wird  sie  zwar  zu  einer  weiseren  und  gemässigteren  Hacht,  aber  sie  bleibt 
immerhin  rohe  Kraft.  Das  ist  die  Wurzel  der  absoluten  Hacht  und  der 
Privilegien.  Wollen  sie  im  Gegenteil  die  GeseUschaft  auf  das  moralische 
Element,  d.  h.  das  Recht  begründen?  Dann  ist  die  Gerechtigkeit  der 
Souverän,  weil  die  Gerechtigkeit  die  Regel  des  Rechtes  ist.  Die  freien 
Verfassungen  haben  den  Zweck,  die  rohe  Kraft  zu  entthronen  und  die 
Gerechtigkeit  zur  Herrschaft  zu  erheben. 
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zwar  noch  nicht  oder  nicht  zureichend  organisierte,  aber  der 
Organisation  fähige  Nation  mit  ihren  Instinkten,  ihrer 
Sprache,  ihren  Gefühlen,  ihren  socialen  Gegensätzen  das 

\  Olk  und  spricht  der  Nation  das  Hecht  zu,  den  Staat  beliebig 
umzubilden. 

Wir  haben  in  der  „Nation^  die  Anlage  zur  Volksbildung, 

d.  h.  7A\m  Staate  anerkannt  (Buch  II,  Kap.  2)  und  müssen 
daher  zugestehen,  dass  damit  mittelbar  auch  die  Anlage  zur 
Ausbildung  der  Staatshoheit  anerkannt  ist.  Aber  nicht  mehr 
als  die  ursprüngliche  Kraft,  noch  nicht  ihre  Bethätigung,  die 
leere  Möglichkeit,  noch  nicht  ihre  Verwirklichung. 

Die  Volkssouveräuität  in  diesem  Sinne,  oder  wie  sie  nach 
dem  deutschen  Sprachgebrauch  richtiger  genannt  würde,  die 
Nationalsouveränität  ist  demnach  ein  unreifer,  unentwickelter, 
vorstaatlicher  Gedanke,  der  erst  die  Staatenbildung  abwarten 
muss,  um  dann  in  staatlicher  Gestalt  wirklich  zu  werden. 

6.  Man  kann  aber  und  man  muss  sogar  das  Volk  in 
staatlich  CHI  Sinne  verstehen  als  die  geordnete  Gesamt- 
heit in  Haupt  und  Gliedern,  die  wir  als  die  lebendige 
Seele  der  Staatspersönlichkeit  anerkennen» 

Inwiefern  der  Staat  als  Person  erscheint,  insofern  kommt 
ihm  ohne  Zweifel  Unabhängigkeit,  höchste  Ehre,  Machtiuile, 
oberste  Autorität,  Einheit  d.  h.  Souveränität  zu.  Der  Staat 
als  Person  ist  souverän.  Deshalb  nennen  wir  diese  Sou- 
veräiiirät  Staatssoiiveräiiität. 

Sie  ist  nicht  vor  dem  Staate,  noch  ausser  dem  Staate,  noch 
über  dem  Staate,  sie  ist  die  Macht  und  Hoheit  des  Staates 
selbst.  Sie  ist  das  Recht  des  Ganzen  und  so  gewiss  das 
Ganze  mächtiger  ist,  als  irgend  ein  Teil  des  Ganzen,  so  ge- 
wiss ist  auch  die  Souveränität  des  ganzen  Staates  der  Souve- 
ränität eines  einzelnen  Gliedes  im  Staate  überlegen. 

\A  äre  nicht  die  Spiache  durch  die  Parteikänipfe  verwirrt, 
so  könnten  wir  diese  Staatssouveränität  schicklicherweise  Volks- 
souveränität heissen,  indem  wir  unter  Volk  nicht  eine  aufge- 


Digitized  by  Google 


Zweites  Kapitel.  Sta«iB80iiTerSiiit&t  und  Begentensouveränität.  573 

löste  Menge  von  Individuen,  sondern  die  politisch  gegliederte 
Gesamtheit  verstehen,  in  welcher  das  Haupt  die  oherste  und 

jedes  einzelne  Glied  die  seiner  Natur  gemässe  Stellung  und 
Aufgabe  hat  lu  diesem  Sinne  haben  französische  Publicisten 
—  nach  dem  entgegengesetzten  Sprachgehrauch  der  Franzosen 
und  der  Deutschen  —  diese  Souveränität  auch  wohl  ^Sou- 
verainete  de  la  nation"  genannt.'*  Gegenwärtig  aber  wäre 
jene  Bezeichnung  den  heftigsten  Missverständnissen  ausgesetzt, 
und  daher  haben  wir  den  unverfänglichen  Ausdruck  Staats- 
souveriinität  gewählt. 

Diese  Staatssouveräuität  zeigt  sich  nach  aussen  und  im 
Innern,  dort  als  Selbständigkeit  und  Unabhängigkeit  eines 
jeden  Einzelstaates  im  Verhältnis  zu  den  anderen  Einzelstaaten, 
beziehungsweise  auch  des  Weltreiches  gegenüber  der  Kirche, 
hier  als  gesetzgebende  Macht  des  ganzen  geordneten  Volks- 
körpers. 

In  diesem  Sinne  pflegen  auch  die  Engländer  ihrem  Par- 
lamente, an  dessen  Spitze  der  König  steht,  und  welches  das 
gesamte  Volk  darstellt,  Souveränität  zuzuschreiben.^  Es  ist 

•1  Stüve,  Sendschreiben  von  1Ö48:  „Den  Satz,  dass  dem  Volke,  der 
Nation  8onver;initat  zubtelien  müsse,  wird  niemand  "best reiten ,  sobald 
man  die  wahre  Gesamtheit  der  lNain»a  in  ihrer  verfasa ungs  in  ;l  s  a igen 
Gestaltung,  also  Fürst  nnd  Volk,  als  daa  Subjekt  der  Souveränität 
beirachtet.  Macht  man  ab<'r  den  Anspruch,  dass  nicht  das  Ganze  einer 
solchen  festgegliederten  Ordnung,  sondern  irgend  ein  einzelnei-  Teil,  sei 
es  der  Fürst,  der  da  ruft:  Ich  bin  der  Staat,  oder  das  Parlament,  welches 
den  König  entfernt  oder  wohl  gar  die  blosse  Menge  der  Individuen  im 
Lande  das  Volk  ausmachen,  so  ist  der  JJegriÜ"  in  sich  unwahr  nnd  je^le 
Folgerung  ans  dem  Unwahren  führt  zum  Verderben."  Sisniondi 
(Etudes  I,  p.  88)  unterscheidet  ebenso  si  harf  zwischen  der  „souveraineie 
du  peuple"  (der  Nation),  die  er  verwirft,  und  der  „souverainete  de  la 
nation"  (des  Volks),  die  er  anerkennt. 

5  Dieser  Gedanke  ist  bereits'in  einer  Rede  des  Königs  Heinrich  VIII. 
von  England  im  Parlament  ausgesprochen:  „Gleicherweise  vernehmen 
wir  von  den  Richtern,  dass  unsere  königliche  Würde  nie  erhabener  steht, 
als  während  der  Parlamentsversammlungen,  wo  wir  als  Haupt  niid  Ihr 
als  Glieder  dermassen  zu  einem  politischen  Körper  verbunden  und  ver- 
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das  aber  nicht  etwa  eine  Eigentümlichkeit  des  englischen 
Staatsrechtes,  sondern  eine  Grundansicht  der  modernen 
Repräsentatiwerfassung  überhaupt,  welche  den  Fürsten  zwar 
als  Haupt,  aber  gerade  deshalb  auch  als  ein  Glied  des 
Volkes  betrachtet  und  welche  die  höchste,  auch  thatsächliche 
Ausübung  der  Souveränität,  die  Gesetzgebung  nicht  dem 
Hiuipte  allein  zugesteht,  sondern  nur  dem  Haupte  in  Ver- 
bindung mit  dem  repräsentativen  Körper,  d.  h.  nur  dem 
ganzen  Staatskörper.  Die  patrimoniale  Staatslehre,  welche 
den  Staat  wie  ein  Eigentum  des  Fürsten  ansieht  und  daher 
nur  dem  Fürsten  Souveräuiuit  zuschreibt  und  die  ab:^t)hi- 
tistische  Staatslehre,  welche  den  Staat  mit  dem  Fürsten  identi* 
ficiert  und  daher  die  Staatssouveränität  als  Fürstensouveränität 
fasst,  verkennen  beide,  dass  alle  Macht  des  Fürsten  wesentlich 
nur  konzentrierte  und  zusammengefasste  Volksmacht  ist  und 
dass  das  Volk  und  der  Staat  als  Rechtswesen  bleibt, 
wenngleich  Fürsten  fallen  und  Dynastien  untergehen.^ 

einigt  sind,  dass  unserer  eigenen  Person  und  dein  gesamten  Parlament 
für  geschehen  und  angethan  gilt,  was  auch  nur  dem  geringsten  Mitgliede 
des  Hauses  widerfährt"  John  Kussel,  Geschichte  der  englisclien  Ver- 
fassung, r.  3. 

•  Zopri  (Grundsätze  des  gemeinen  deutschen  Staatsrechtes,  §§.  54 
bis  56)  verwirft  nicht  bloss  l'ur  die  deutschen  Staaten  auch  diese  Staats- 
souveränität und  behauptet,  die  Monarchie  könne  überhaupt  nur  die 
lürstensouveränität ,  wie  die  Republik  nur  die  Volkssouveriuiitai  aner- 
kennen. Das  rinnisclic  Staatsrecht,  welches  die  niajestas  populi  Koniani 
sowohl  in  der  republikanischen  als  in  der  kaiserliclicn  Periode  prokla- 
mierte und  die  lex  immer  als  voluntas  populi  Romani  auffasste  und  welches 
hinwieder  zur  Zeit  der  Republik  den  Konsuln  ein  regium  imperium  und 
dem  Senate  die  ganze  oberste  Verwaltungs-  und  Steuerhoheit  (doch  ge- 
wiss ein  Stück  Kegierungssouveränität)  beilegte,  bleibt  bei  dieser  Annahme 
ebenso  unerklärt,  wie  des  englische  Staatsrechtv,  welches  die  Souveränität 
des  Parlaments  und  das  englisdieik  Staates  (Volks)  in  Harmonie  bringt 
mit  der  SouTeränität  des  Königs.  Dass  völkerrechtllcli  auch  die 
dentschen  Staaten  (ganz  abgesehen  von  den  Fttrsten)  als  sonveräne 
Personen  gelten,  kann  nicht  bestritten  werden.  Wer  aber  eine  Person 
ist  im  Verhältnis  zu  anderen  Staaten,  wird  auch  eine  Person  sein  im 
Verhältnis  zu  den  Individuen  im  Staate  und  su  den  Wttrdeträgern  des 
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7.  Ausser  dieser  dem  ganzen  Staats-  oder  Volkskörper 

scQbst  inwohnenden  Souveränität  gibt  es  aber  noch  inner- 
halb des  Staates  eine  Souveränität  des  obersten  Glie- 
des, des  Hauptes,  die  Regenten-  oder,  da  sie  in  der 
Monarchie  am  klarsten  hervortritt^  die  Fftrstensouveränität. 
Im  Verhältnis  zu  allen  anderen  einzelnen  Gliedern  des  Staats- 
organismus und  den  einzelnen  Staatsbürgern  kommt  dem 
Oberhaupte  der  Nation  wieder  die  oberste  Macht  und  Stellung 
zu.  So  wird  auch  in  dem  englischen  Staatsrecht  der  König 
in  besonderem  Sinne  der  Souverän  genannt,  und  so  in 
jedem  monarchischen  Staate  dem  Monarchen  als  solchem 
hinwieder  Souveränität  heigelegt. 

Zwischen  jener  Staatssouveränität  und  dieser  Fürsten- 
souveränität ist  kein  Widerspruch.  Die  Souveränität  wird 
nicht  dadurch  gespalten,  dass  etwa  die  eine  Hälfte  dem  Volke, 
die  andere  dem  Fürsten  zugeteilt  wird.  Das  Verhältnis  der- 
selben ist  nicht  das  zweier  eifersüchtiger  Mächte,  die  sich  um 
die  Herrschaft  streiten.  In  beiden  ist  £inheit  und  Fülle  der 
Macht;  aber  es  versteht  sich  von  selbst,  dass  hinwieder  das 
Ganze,  in  welchem  das  Haupt  selbst  seiner  obersten  Stellung 
im  Körper  gemäss  inbegriffen  ist,  auch  dem  Haupte  für 

Staates.  Die  Gesetze  sind  auch  in  Deutschland  Staatsgesetze,  und  die 
Staatssclinlden  werden  auch  in  Deutschland  von  den  fürstlichen  Schulden 
unterschieden;  d.  h.  auch  das  deutsche  Staatsrecht  kann  sich  —  trotz 
aller  Reminiscenzen  an  die  frühere  patrimoniale  oder  absolute  Fiirsten- 
gewalt  —  vor  der  nun  so  ziemlich  in  der  ganzen  civilisierten  Welt 
durchgedrungenen  Einsicht  nicht  verscliliessen,  dass  das  Volk  doch  noch 
etwas  anderes  und  Höheres  bedeute  als  die  Gesamtheit  der  (icliorchen- 
den  und  dass  der  Staat  eine  Existenz,  eine  Hoheit  mut  iMaclit fülle  habe, 
die  nicht  ganz  von  der  Hoheit  und  Machtfülle  der  Fürst en  aufgezehrt 
werde.  Ich  lii^ebe  ZöpÜ  zu.  dnss  man  durch  die  ausscliliessliche  Behaup- 
tung der  Fiirstcnsonveränitat  mvhi  lopsch  ^--enotigt  wird,  dieselbe  als 
schrankenlos  aufzufassen;  aber  dit-  neuere  Gescliicli+c  hat  unwiderleglich 
bewiesen,  dass  die  Ueberspannung  der  fürstlichen  Gewalt  und  die  Miss- 
achtung der  VoUvsrechte  in  den  deutschen  Ländern  ehensu  wie  in  den 
romanischen  Landern  in  dem  Priucip  der  ausschliesslichen  Fürsten- 
souveränität jederzeit  eine  gelährliche  üntei'stützung  gefunden  hat. 
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sich  allein  übergeordnet  ist.  Das  ganze  Volk  (der  Staat)  gibt 
das  Gesetz,  aber  innerhalb  dessen  Schranken  bewegt  sich  das 
Haupt  mit  voller  Freiheit  in  der  Ausübung  der  ihm  zugehörigen 
obersten  Macht.  Die  Staatssouveräuität  ist  vorzüglich  die  des 
Gesetzes,  die  Fürstensouveränitat  die  der  Begierung.  Wo  jene 
ruht,  da  ist  diese  wirksam.  Ein  wirklicher  Konflikt  ist 
nicht  leicht,  im  Princip  überall  nicht  möglich,  denn  er  würde 
den  Koiihikt  des  Oberhauptes  für  sich  allein  mit  dem  Ober- 
haupte in  Verbindung  mit  den  übrigen  Gliedern  des  Staates, 
also  einen  Konflikt  der  nämlichen  Person  mit  sich  selber  vor- 
aussetzen. 

Während  somit  zwischen  der  demokratischen  Volkssou- 
verftnität  und  der  Ftirstensouveränität  kein  wahrer  Ftiede 
denkbar  ist,  sondern  notwendig  die  eine  die  andere  unter- 
werfen und  aufheben  muss,  so  ist  dagegen  zwischen  der  Staats- 
souveränität und  der  Fürstensouveränität  die  nämliche  Har- 
monie wie  zwischen  dem  ganzen  Menschen  und  seinem  Kopf. 

Anmerk  im  jg^.  Zuweilen  versteht  man  unter  der  Volkssoiivcriiiiitat 
nicht  die  olx-rstc  Macht  der  \'olksiuc'liiijt  ii,  sondern  nur  <leu  Getlunken. 
dass  eine  .StaaLslVu  m  oder  RegierunL;sweise,  welche  mit  der  Existon/.  und 
Wohlfahrt  der  Mehrheit  des  Volkes  unverträglich  sei,  auch  uiiliali- 
\)i\v  sei,  oder  dass  die  Staaisibrui  und  Regiernutr  i'ür  das  Volk  da  sei. 
Dieser  Gedanke  ist  nicht  zu  bestreiten,  aber  er  ist  in  jener  Bezeichnung 
durchaus  falsch  anscredriickt. 

Will  man  IVnu'r  den  Satz,  dasö  alle  Staatsu^ewaU  urs|iriiiiirlich  von 
dem  \\'i]Un  der  Volksmehrheit  abgeleitet  sei,  die  Volkssonvcränilüt 
heissen,  so  isi  zwar  zuzugeben,  dass  viele  Staatsverfassungen,  wie  ins- 
besondere die  demokratischen,  aber  auch  einzelne  Monarchien,  z.  B.  das 
römische  und  das  französische  Kaisertum,  nach  der  Lehre  des  römischen 
und  des  französischen  Staatsrechtes  auf  einem  Willensakt  der  Volksniebr- 
heit  beruhen.  In  dieser  Weise  erklaren  mehrere  schweizerische  Ver- 
fassungen, nicht  dass  das  Volk  souverän  sei,  wohl  aber,  dass  „die  Sou- 
veränität auf  der  Gesamtheit  des  Volkes  beruhe  und  von  dem  grossen 
Rate  ausgeübt  werde.**  Z.  B.  Züricher  Verfassung  von  1831,  $.  1. 
Aber  auch  dieser  Satz  hat  keineswegs  für  alle  Staaten  Geltnng,  und  der 
Ausdruck  Souveränität,  der  ein  fortdauerndes  Recht  bedeutet,  kann  nur 
uneigentlich  auf  solche  geschichtliche  Vorgänge  angewendet  werden. 

Durchaus  verwerflich  endlich  und  selbst  mit  dem  demokratischen 
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Staatsrecht  unvereiubar  ist  der  Sinn,  der  oft  schon  praktisch  dvm  Worte 
Volkssouveränität  bei^i,^ek'gt  wurde,  dass  das  \o\k  im  Gegensätze  zur 
Regierung  oder  gar  jede  gereizte  und  mächtige  Volksmasse  berechtigt 
sei,  die  Regierung  nach  Willkür  zu  veijagen  und  die  Verfassung  zu 
brechen. 


Drittes  Kapitel. 

L  Inhalt  der  Staatssouyer&iiitätt 

1.  Das  staatlich  geordnete  Volk,  der  Staat,  hat  vorerst  ein 
Recht  auf  Anerkennung  und  Achtung  seiner  Würde  und 

Hoheit,  oder  wie  die  Römer  sie  genannt  haben,  seiner 
Majestät.  1  Jede  schwere  Verletzung  der  Ehre,  Macht  und 
selbst  der  Ordnung  des  römischen  Staates  galt  daher  den 
Bömern  als  ein  crimen  laesae  majestatis. 

2.  Die  Unabhängigkeit  des  Staates  von  fremden  Staaten 
ist  ferner  eine  notwendige  Eigenschait  und  Wirkung  seiner 
Souveränität.  Wenn  ein  Staat  genötigt  wd,  die  staatliche 
Ueberordnung  eines  anderen  Staates  anzuerkennen,  so  verliert 
er  seine  Souveräuität  und  unterwirft  sich  der  Souveränität 
des  letzteren.^ 

Indessen  zerstört  nicht  jede  Unterordnung  eines  Staates 
die  Souveränität  desselben  völlig,  da  die  Abhängigkeit,  welche 
mit  derselben  verbunden  wird,  nicht  eine  absolute  ist  und  in 

1  Cicero,  De  Oratore  U,  39:  ^majestas  est  amplitudo  ac  dignitas 
civitatis.  Is  eam  minuit,  qui  ezercitum  hostibus  populi  Romani  tradidit.'* 
Partit  erat  c.  30  —  ,»miniiit  is,  qni  per  vim  multitadinis  rem  ad  sedi- 
tionem  vocavit.*^  Auetor  ad  Herenninm  II,  12  — :  „minuit  qui  ea 
toUit  ex  qiubas  civitatis  amplitudo  constat  —  qui  ampliludmem  chritatis 
detrimeuto  adftcit**  Vgl.  Heineccii,  Antiquit.  rem.  lY,  18,  3.  46. 

2  Die  Römer  waren  daher  gewohnt,  in  ihre  Friedenssclilüsse  mit 
unterworfenen  Staaten  die  Formel  aufzunehmen :  „imperium  miyestalem- 
que  populi  Romani  conservato  sine  dolo  malo.**  Cicero,  ProBalbol6; 
Li  vi  US  38,  11. 

Blanttchti,  allgemeine  Staatslehre.  37 


Digitized  by  Google 


578  Siebentes  Buch.  Staatshoheit  und  Staatsgewalt  etc. 

manchen  Verhältnissen  die  uispi angliche  Unabhängigkeit  und 
Selbständigkeit  wieder  vortritt.  In  zusanimcugesetzteu  Staaten, 
Staatenbünden,  Bundesstaaten  und  Bundesreichen  haben  die 
Einzelstaaten,  obwohl  sie  in  gewissen  Beziehungen  dem  Ganzen 
untergeordnet  sind,  dennucii  als  Staaten  noch  eine  relative, 
zwar  nicht  dem  Inhalte,  aber  dem  Umfange  nach  beschränkte 
Souveränität.  So  spricht  man  in  der  Schweiz  von  der  Kan- 
tonalsüuveränität  für  den  Bereich  der  Kantonalaim«  logen- 
heiten  im  Gegensatze  zu  der  Bundessouveränitut  für  die 
Bundessachen,  Aehnlich  ist  in  Nordamerika  und  im  Deutschen 
Reich  zwischen  der  Souveränität  des  Gesamtstaates  (Union, 
Reich)  und  der  verbündeten  Länder  zu  unterscheiden. 

Von  einer  relativen  Souveränität  des  dem  Gesamtstaate 
(Bund  oder  Reich)  untergeordneten  Einzelstaates  lässt  sieh 
indessen  nur  da  noch  reden,  wo  dieser  noch  für  sich  als  Staat 
organisiert  ist,  d.  h.  alle  wesentlichen  Organe  (gesetzgebender 
Körper,  Regierung  u.  s.  f.)  noch  in  sich  und  damit  auch  ein 
ihm  eigentümliches  Staatsleben  hat  und  selbstkräftig  übt,  aber 
nicht  da  mehr,  wo  er  in  das  Verhältnis  eines  blossen  Teils 
—  einer  Provinz  —  des  grösseren  Ganzen  gebracht  worden 
ist  Wie  in  allen  relativen  Verhältnissen,  so  gibt  es  auch 
hier  einen  kaum  bemerkbaren  Uebergang  von  einem  zum 
anderen. 

Nach  aussen  wird  die  Staatssouveränität  in  unserer  Zeit 
gewöhnlich  durch  das  Staatshaupt  repräsentiert,  nicht  durch 
den  gesetzgebenden  Körper,  aber  mehr  aus  Gründen  der 
Zweckmässigkeit,  als  aus  Bechtsgründen. 

3.  Im  Innern  äussert  sich  die  Souveränität  vorerst  in 
dem  Rechte  des  Volks,  die  Formen  seines  staatlichen 
Daseins  selbständig  zu  bestimmen,  nötigenfalls  zu 
ändern.  Man  nennt  diese  Befugnis  auch  wohl  die  kon- 
stituierende Gewalt  des  Volkes.^  Was  einem  Teile  des 

3  Washington,  Abschiedsrede  von  1796:  „Die  Grandlage  nnseres 
politischen  Systemes  ist  das  anerkannte  Recht  des  Volkes,  seine  Ver- 
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Volkes,  der  blossen  Volksmehrheit  ohne  die  Begiernng  nicht 

zugestanden  werden  kann,  gebührt  dagegen  unzweifelhaft  dem 
gesamten  Volke  in  seiner  staatlichen  Ordnung.  Der  einzelne 
Unterthan  darf  sich  den  Anordnungen  des  Volks  nicht  ^der- 
setzen,  selbst  wenn  seine  politischen  Rechte  durch  dieselben 
verletzt  würden;  denn  der  obersten  Staatsmacht  nuiss  das  In- 
dividuum sich  auf  dem  Gebiete  des  öfifentlichen  Hechtes  unter- 
ordnen, soll  der  Staat  seine  Einheit,  Zusammenhang  und 
Ordnung  bewahren. 

Allerdings  ist  es  fär  die  sittliche  und  die  rechtliche  Be- 
urteilung nicht  gleichgültig,  ob  die  Aenderung  auf  dem  Wege 

der  lieforni  oder  der  Revolution  vollzogen  werde.  Die 
Reform  setzt  voraus:  1)  dass  die  Aenderung  durch  den  nach 
der  Verfassung  befugten  Organismus,  in  den  Repräsentativ- 
verfassungen somit  durch  den  Staatskörper,  welcher  die  ge- 
samte Nation  darstellt,  eingeführt  werde,  d.  h.  auch  formell 
rechtmässig  sei;  2)  dass  auch  bei  der  Umgestaltung  des 
Rechtes  der  Geist  des  Rechtes  geachtet,  somit  das  abzu- 
ändernde und  aufzuhebende  Recht  nur  insoweit  als  es  wirk- 
lich veraltet  und  unpassend  geworden  ist,  beseitigt,  das  neue 
nur  insofern  es  reif  und  in  den  neuen  Lebensverhältnissen 
begründet  erscheint,  hervorgebracht  werde. 

Wird  entweder  die  Form  der  Verfassung  missachtet,  oder 
in  dem  Inhalte  der  Aenderung  das  Princip  des  Rechtes  ver- 
letzt, so  ist  ein  solcher  Akt  nicht  mehr  Reform,  sondern 
Revolution, 

fassung  zu  konstituieren  und  zu  ändern.  Al)er  bis  dass  dieselbe  umge- 
wandelt oder  abgeändert  i8t  durch  einen  offenbaren  Akt  des  National- 
wiUens,  mtiss  die  Vrrlassung  von  jidem  Bürger  verbindlich  und  beilig 
geachtet  werden.  Das  Recht  und  die  Macht  des  Volkes,  eine  Vt-rfapsung 
einzuführen,  schliesst  die  Idee  in  sich,  dass  jeder  einzelne  sich  derjenigen 
nntcrwerfen  muss,  die  eingeführt  ist.  Jede  Opposition  gegen  die  Aus- 
führung der  Gesetze,  jede  Verbindung,  die  darauf  ausgeht,  die  Thätig- 
keit  der  bestehenden  Regierung  zu  behindern  oder  aufzuhalten,  ist  in 
direktem  Widerspruch  mit  dem  aufgestellten  Princip.'* 
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Das  Recht  der  Reioi  m  ist  eine  notwendige  Aeusserung 
der  Lebenskraft  des  Staates.  Dieses  Hecht  bestreiten  heisst 
die  Entwiekelung  des  Volkes  leugnen  und  die  ReTolution 

veranlassen. 

Die  radikale  Staatslehre  behauptet  aber  aucii  ein  Recht 
des  Volkes  zur  Bevolution.  Aber  schon  der  Begriff  des 
Staatsrechtes  steht  dieser  Annahme  entgegen,  denn  die  Revo- 
lution  ist  entweder  ein  gewaltsamer  Bruch  der  bestehenden 
Staatsverfassung  oder  eine  Verletzung  des  Rechtsprincips.  Des- 
halb sind  Revolutionen  in  der  Regel  keine  Rechtshandlungen, 
wenn  sie  auch  mächtige  Naturerscheinungen  sind,  die  auch 
das  öffentliche  Recht  ändern.  Wo  die  entfesselten  Naturkräfte, 
welche  in  der  Nation  leidenschaftlich  erregt  sind^  mit  vulka- 
nischer Gewalt  die  Revolution  hervorrufen  und  bestimmen, 
da  ist  die  regelmässige  Wirksamkeit  des  Staatsrechtes  gestört. 
Diesen  Ereignissen  gegenüber  ist  das  Staatsrecht  ohnmächtig. 
Es  ist  nicht  imstande,  die  Revolution  in  den  Bereich  seiner 
Normen  und  Gesetze  zu  ziehen.  Es  ist  wohl  eine  grosse  Auf- 
gabe der  Politik,  die  ausgebrochene  Revolution  so  bald  als 
möglich  wieder  in  die  geregelten  Bahnen  der  Reform  und  der 
Staatsordnung  überzuleiten.  War  das  Recht  zu  schwach,  sie 
zu  hindern  oder  die  Reform  zu  träge,  ihr  zuvorzukommen, 
so  vermögen  beide  jetzt  nicht  mehr  sie  zu  regeln. 

Von  einem  Rechte  der  Revolution  kann  daher  nur  ganz 
ausnahmsweise  und  nur  in  dem  Sinne  gesprochen  w^erden, 
wie  von  einem  Notrechte  des  Volkes,  seine  Existenz  zu 
retten  oder  seine  notwendige  Entwiekelung  zu  verwirklichen, 
wenn  die  Wege  der  Reform  verschlossen  sind.  Die  Verfas- 
sung ist  doch  nur  die  äussere  Organisation  des  Volkes.  Wird 
durch  sie  der  Staat  selbst  in  die  Gefahr  des  Untergangs 
versetzt  und  das  Leben  des  Volkes  gelähmt  oder  werden  die 
vitalen  Interessen  der  öffentlichen  Wolilfahrt.  bedroht,  dann 
wird  das  Notrecht  einer  lebeiisiähigen  und  lebenskräftigen 
Natur  begründet,  sich  Luft  zu  machen  und  die  notwendig 
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gewordene  Wandlung  zu  vollziehen:  «Die  Not  kennt  kein 
Gebot.«* 

4.  Ebenso  liegt  in  der  Staatssouveränität  die  Befugnis, 
die  erforderlichen  Gesetze  zu  geben.  Die  gesetzgebende 
Gewalt  im  engeren  Sinne  wie  die  konstituierende  ist  ein  Aus- 
fiuss  der  Staatssouveränität  und  zugleich  ihre  regelmässige 
Offenbarung. 

5.  Ausserdem  aber  beruht  im  Princip  auch  alle  andere 
Staatsgewalt  auf  ihr,  weshalb  denn  auch  die  Verfassung 
und  die  Gesetzgebung  alle  anderen  Aeusserungen  der  Staats- 
hoheit und  Staatsgewalt  begrenzen  und  ordnen.  Aber  während 
sie  in  der  Konstituierung  und  Gesetzgebung  aktiv  erscheint, 
verhält  sie  sich  hier  in  der  Regel  ruhend.  In  der  Monarchie 
insbesondere  finden  wir  vielmehr  die  dem  täglichen  und  ver- 
änderlichen Bedürfnis  des  Staates  gewidmete  Thätigkeit  der 
übrigen  Staatsgewalten  in  der  Souveränität  des  Monarchen 
konzentriert.  Das  Volk  in  seiner  Gesamtheit  ruht,  sein  Haupt 
handelt  hier,  sei  es  unmittelbar,  sei  es  durch  die  Vermitte- 
lung  der  mannigfaltigen  Aemter  und  Behörden,  die  von  ihm 
abgeleitet  sind. 

Wenn  aber  das  Organ,  welches  die  regelmässige  Aktion 
zu  besorgen  hat,  unfthig  oder  untauglich  dazu  wird,  wenn 
insbesondere  der  Thron  erledigt  wird  und  für  keine  Nachfolge 
durch  die  Verfassung  gesorgt  ist,  so  wird  die  Souveränität 

■1  Niebüll r.  ein  i5taa(>niann.  dessen  Neigungen  so  entschicflen  kon- 
servativ waren,  dass  der  Anslirueli  der  tranzösisehen  Julirevoluti(»n  ^()n 
1830  ihm  das  Her/,  gebrochen,  änssert  über  diese  Frage  (üesch.  des  Zeit- 
aliers  der  Hevol  I.  S.  2JI):  ,,Wer  den  Satz  „Not  kennt  kein  Gebot" 
verkennt,  redet  dem  Alisclienliciisten  das  W(trt.  Wenn  ein  Volk  mit 
Füssen  getreten  wird  und  aufs  Blut  gemisshaiidell  ohne  Ilortnung  auf 
Bes*?erung',  wie  die  (»riechen  uuier  den  Türken,  wo  kein  Weil»  ilncr  Klue 
sicher  war.  wo  keine  Sjmr  von  Recht  bei  den  Tyrannen  zn  erlangen  iM^ 
da  ist  die  höchste  Ntn  und  da  ist  Fimpörung  gegen  die  Uiiierdrücker 
so  reehtmässig  wie  irgend  etwnp.  Wer  da  die  Rechtmässigkeit  des  Aul- 
standes  verkennt,  der  muss  ein  elender  Mensch  sein." 
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des  Staates  selbst  wieder  wirksam,  um  diesen  Mangel  zu  be- 
seitigen und  den  Thron  iieii  zu  besetzen. 

6.  Unverantwortlichkeit.  Vor  einem  höheren  Stand- 
punkte zwar  gibt  es  keine  Unverantwortlichkeit  der  Menschen 
für  ihre  Handlungen  oder  Unterlassungen.  Und  in  der  That 
nicht  bloss  das  ewige  Gericht  Gottes  über  die  Welt  schliesst 
den  Gedanken  eiyer  Unyerantwortlichkeit  auch  der  Völker  aus.^ 
Auch  auf  der  Erde  in  den  Schicksalen  und  Leiden  der 
Völker  wird  diese  Verantwortlichkeit  nicht  selten  schmerzlich 
empfunden.  Aber  es  ist  unmöglich,  iunerhalbeiuesStaates 
ein  Gericht  zu  bestellen,  vor  welchem  die  Gesamtheit  des 
Volkes  selbst,  oder  seine  Stellvertretung  als  Inhaber  der 
oberiteu  Staatsmacht  zur  ßechenschaft  gezogen  werden  1 
Würde  das  versucht,  so  wäre  insofern  wenigstens  der  Staat 
selbst  dem  Gerichte  unterthänig,  und  so  das  Glied  über  den 
Körper,  der  Teil  üher  das  Ganze  geordnet. 

Würde  aber  ein  Staat  für  die  Ausübung  seiner  Staatssou- 
veränität einem  anderen  Staate  verantwortlich  sein,  so  wäre 
seine  Souveränität  eben  deshalb  eine  beschränkte  und 
der  Oberhoheit  des  richtenden  Staates  untergeordnete. 

Nur  durch  Ausbildung  des  Völkerrechtes,  beziehungs- 
weise einer  höheren  staatlichen  Weltordnung,  vor  welcher 
die  einzelnen  souvercänen  Staaten  sich  beugen  müssten  als 
einem  Gesamtreiche,  könnte  die  staatliche  Verantwortlichkeit 
der  Einzelstaaten  auch  rechtlich  organisiert  werden.  Vielleicht 
ist  es  der  Zukunft  vorbehalten,  diese  Idee  zu  verwirklichen. 
In  der  Gegenwart  kann  sie  nur  als  Idee  geahnt,  oder  erkannt 

3  Robespierre  hat  im  Jakobinerkhib  (Februar  lldS)  das  Gegen- 
teil verfochten:  „Ich  habe  inmitten  der  Verfolgungen  und  ohne  Unter- 
Stützung  behauptet,  dass  das  Volk  niemals  unrecht  habe;  ich  Iiabc  diese 
Wahrheit  in  einer  Zeit  zu  verkündon  gewagt,  als  sie  noch  nicht  aner- 
kannt war;  der  Lauf  der  Revolution  hat  dieselbe  entwickelt."  Aber  das 
französische  Volk  hat  die  schweren  Folgen  seiner  Verirrung^en  mit  |[n*ossem 
und  nachhaltigem  Unglück  büssen  müssen,  und  die  Geschichte  hat  über 
dasselbe  ein  ernstes  Strafgericht  gehalten. 
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werden;  abei  zum  realen  Rechte  ist  dieselbe  noch  nicht  ge- 
worden. 

7.  Alle  besonderen  Staatsgevs alten  sind  hiin\1eder  den 
Organen  der  Staatssouveränität  verantwortlich.  Sie  lässt 
sich  von  den  Ministern  und  obersten  Staatsbeamten  Bechen- 
sehaft  geben  fiber  die  Verwaltung. 

Anmerkung.  Die  konstituierenden  Versammlungen  der 
neueren  Zeit  haben  nach  dem  Vorgange  der  französischen  Nationalver- 
Sammlung  von  1789  gewöhnlich  niciit  das  Prindp  der  StaatssoBTer&nit&t, 
sondern  das  der  Volkssouveränitat  im  Rousseanschen  Sinne  za  dem 
Grundgedanken  ihrer  Politik  erhoben.  Rousseau  selber  geht  indessen 
noch  weiter,  indem  er  keiner  repräsentativen  Versammlung  die  volle 
Souveränität  beilegt,  sondern  den  Volksmassen  verstattet,  iu  jedem  Mo- 
ment auch  diese  ihrem  Willen  zu  unterwerfen  und  durch  unmittelbare 
Akte  einzugreifen.  Auch  diese  Konsequenz  seiner  Doktrin  ist  jedesmal  in 
roher  Gestalt  neben  und  ausser  jenen  konstituierenden  Versammlungen, 
dem  roten  Schweife  der  Kometen  ähnlich,  an  dem  politischen  Horizonte 
sichtbar  geworden,  oft  zum  Schrecken  jener  „souveränen^  Körper  selbst, 
welche  die  chaotischen  Massen  um  sie  her  entzündet  hatten. 


Viertes  Kapitel. 

II,  Die  Fürstensouveränität. 

Die  zweite  dem  Staatsoberhaupte  fär  sich  allein  zu- 
kommende Souveränität  findet  sich  in  dem  modernen  Staats- 
rechte nur  noch  in  der  Monarchie  anerkannt.  Kur  der 
Monarch,  nicht  auch  der  Präsident  der  Republik,  obwohl  auch 
dieser  Souveränitätsrechte  ausübt,  hat  nach  demselben  einen 
persönlichen  Anspruch,  als  Souverän  geachtet  zu  werden. 

Das  alte  Staatsrecht  der  römischen  Bepublik  ging 
weiter.  Auch  den  Konsuln,  die  sich  in  die  alte  königliche 
Gewalt  geteilt  hatten,  und  später  auch  dem  Senate  wurde 
„Majestät^  zugeschrieben.  Die  neueren  Republiken  aber 
sind  eiferstlchtiger  auf  die  ausschliessliche  Yolkshoheit  und 
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betrachten  die  republikanischen  Häupter  der  Staatsregienmg 
lediglich  als  Mandatare  des  souveränen  Volkes,  auf  welche 

die  demselben  innewohnende  Majestät  nicht  zu  selbständigem 
Rechte  übertragen  sei.^ 

Zuweilen  meint  man,  die  Fürstensouirergnität  finde  sich 
nur  in  der  Erbmonarchie  und  die  Wahlmonarchie 
schliesse  dieselbe  aus.  Diese  Meinung  verwechselt  das  Wesen 
der  fürstlichen  Macht,  die  als  solche  eine  souveräne  ist,  mit 
der  Frage,  wie  dieselbe  im  einzelnen  Falle  bestellt  werde. 
Auch  ein  Wahlfürst  hat  die  oberste  Staatsmacht  zu  selbstän- 
digem Rechte  nicht  minder  als  der  Erbfürst.  Die  altrömischen 
Kaiser  und  die  deutsch-römischen  Kaiser  im  Mittelalter  waren 
sicherlich  Souveräne,  obwohl  Wahlfürsten:  und  der  englische 
König  Wilhelm  von  Uranien  war  es  nicht  minder,  als  seine 
Nachfolger,  ungeachtet  mit  ihm  eine  neue  Dynastie  auf  den 
Thron  berufen  wurde. 

Dagegen  kann  die  Wisscnschait  eine  ursprüngliche 
(originäre)  Fürstenso uveränität  von  einer  abgeleiteten  (deri- 
vativen) unterscheiden,  während  eine  solche  Unterscheidung 
auf  die  Staatssouveränität  keine  Anwendung  leidet,  diese  viel* 
mehr  immer  eine  ursprüngliche  ist.  Die  erstere  ist  die,  welche 
dem  Fürsten  urspi^üDglich  inwohnt,  kraft  des  seiner  Person 
angebomen  oder  von  ihr  selbständig  ergriffenen  Rechtes.  Von 
der  Art  i.^st  die  Souveränität  des  Erbfürsten,  die  des  Eroberers 
und  die  eines  Fürsten,  der  wie  Karl  der  Grosse  oder 
Friedrich  I.  von  Freussen  die  Krone  sich  selber  auf  das 
Haupt  setzt.  Auch  diejenige  der  deutschen  Wahlkaiser,  welche 

5  A>  iseau  (Conti*,  soc.  II,  2)  begründet  die  (^nziilassigkeit  einer 
Kegentensoiiveränität  überdem  damit,  dass  der  „allgemeine  Wille" 
nur  dem  ganze  n  Volk  zustehen  könne  j  ein  Teil  des  Volkes  dagegen 
könne  nur  einen  besonderen  Willen  äussern,  nur  jenes  daher  Gesetze, 
dieser  hucli.slens  Dekrete  erlassen.  Das  ist  aber  eben  der  Irrtum,  dass 
die  höchste  Staatsmacht  nur  in  der  Gesetzgebung  und  nicht  auch  in  der 
Regierung  offenbar  werde. 
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ihre  Soaveränität  nicht  von  den  KurfOrsten,  sondern  von  Gott 
ableiteten,  muss  als  eine  originäre  aufgefasst  werden. 

Die  letztere  dagegen  wird  als  eine  von  dem  Volke  oder 
den  Wählern  übertragene  und  abgeleitete  betrachtet  So 
wurde  nach  dem  römischen  Staatsrecht  die  kaiserliche  Macht 
selbst  von  dem  römischen  Volke  verliehen,'^  Von  der  Art  ist 
auch  die  neuere  Wahlmonarchie  gewöhnlich. 

Der  Inhalt  der  Fttrstensouveränität  wird  erst  näher  dar- 
gelegt werden  können,  wenn  vorher  die  Unterschiede  in  den 
Funktionen  der  Staatsgewalt  betrachtet  worden  sind. 


Fünfibes  Kapitel. 
Die  Senderang  der  Oewalten. 

Antike  Zustände. 

In  der  Bildung  des  gesetzgebenden  Korpers  hat  der  mo- 
derne Staat  eine  viel  höhere  Stufe  der  Yervollkommnung  er- 
reicht als  der  antike.  Den  Grundgedanken,  dass  bei  der 
Gesetzgebung  das  ganze  Volk  beteiligt  sei  und  dass  in  dem 
gesetzgebenden  Körper  das  Volk  sich  darstelle,  hat  zwar 
das  Altertum  schon  zum  Bewusstsein  gebracht.  Aber  dieses 
machte  vorerst  noch  den  Versuch,  das  Volk  selbst  als  Bürger- 
schaft zu  versammeln  und  so  zu  unmittelbarer  politischer 
Erscheinung  und  Thätigkeit  zu  bringen. 

Verhältnismässig  noch  in  roher  Form  waren  die  Volks- 
versammlungen der  Griechen.  Auf  der  Pnyx  oder  in  dem 
Theater  zu  Athen  kam  eine  wirre  Menge  von  Bürgern  zu- 
sammen, welche  nach  Köpfen  gezählt  wurden,  und  von  denen 

2  üben  Buch  VI,  Kap.  10,  ö.  418. 


Oigitized  by 


58G 


SiebenteB  Bach.  Staatahoheit  und  Staatsgewalt  etc. 


jeder  reden  durfte.  Die  alten  römischen  Komitien  dagegen 
waren  schon  organisch  nach  Körperschaften  und  Klassen 

gegliedert  und  ireordnet  und  bewegten  sich  nur  unter  der 
strengen  Leitung  der  hohen  Magistrate.^ 

Diese  Einrichtung  aher  leidet  immerbin  an  wesentlichen 
Gebrechen,  welche. erst  der  modernen  Repräsentativver- 
fassung zu  verbessern  gelungen  ist: 

1.  Ein  unmittelharer  Zusammentritt  der  ganzen  Büiger- 
schaft  ist  in  jedem  Staate,  dessen  Gebiet  die  Grenzen  eines 
blossen  Gemeinde-  oder  Stadtwesens  überschreitet,  unmög- 
lich. Die  Volksversammlung  des  grösseren  Staates  wird  daher, 
wie  das  zu  Rom  in  den  letzten  Jahrhunderten  der  Republik 
geschehen  ist,  zur  Unwahrheit,  und  es  erhält  das  Volk,  be- 
ziehungsweise der  Pöbel  der  Hauptstadt  und  ihrer  Umgebung 
ein  unTerhältnismässiges  Uebergewicht. 

2.  Eine  so  grosse  und  immerhin  sehr  gemischte  Yer- 
saminlung  ist  überdem  ein  sehr  unbeholfener  Körper, 
höchstens  geeignet,  die  allgemeine  Stimmung  kundzugeben, 
einer  vorgeschlagenen  bekannten  Richtung  seinen  Beifall  zu 
äussern  oder  dieselbe  durch  sein  Missfallcn  zu  hemmen,  aber 
durchaus  unfähig,  eine  gründliche  Beratung  über  Gesetzent- 
würfe zu  pflegen  und  die  schwierigeren  und  verwickelteren 
Probleme  der  Politik  zu  lösen. 

Nur  in  ganz  kleinen  Staaten  und  unter  der  ^  uraussetzung 
sehr  einfacher  Lebensverhältnisse  kann  demnach  die  Gesetz- 
gebung einer  Volksversammlung  überlassen  werden. 

1  Aus  diesem  Grunde  hielten  die  Rttmer  auch  die  Centnmtkomitien 
fttr  höber  als  die  Tributkomitien.  Cicero,  De  Legibus  III,  19:  nDescriptus 
populus  censa,  oidinibuB,  aetatibus  plus  adhibet  ad  suffraginm  oonsilii, 
quam  fuse  in  tribus  convocatus." 
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Sechstes  Kapitel. 

Aelteie  Luterscheidaug  der  staatliclien  Funktionen. 

Wenngleich  die  Staatsgewalt  (Souveränität)  wesentlich 
central  und  einheitlich  ist,  so  hat  doch  der  Staat  verschiedene 
Aufgahen  zu  erfüllen.  Um  deswillen  ändern  sich  auch,  je 
nach  der  Richtung  seiner  Thätigkeit,  die  Formen  seiner 
öffentlichen  Funktionen. 

Die  antike  Staatslehre  des  Aristoteles  (IV,  11,  1)  unter- 
schied so  dreierlei  Funktionen:  1)  die  beratende  [und  be- 
schliessende]  (ro  ßovltvo^^vov  iihol  ton>  xoivorv),  2\  die 
obrigkeitliche  (rö  n&Ql  zag  ägx^^%  ^)  die  richterliche 

Er  bezieht  die  erste  auf  die  grossen  allgemeinen  Staats- 
angelegenheiten, die  politische  Gesamtleitung,  rechnet  dahin 
die  Entscheidung  über  Krieg  und  Frieden,  über  Schliessung 
oder  Auflosung  von  Bündnissen,  über  die  Gesetze,  über  die 
Todesstrafe,  die  Verbannung,  die  Konfiskation  und  über  die 
Rechenschaft  der  Finanzverwaltung.  Man  sieht,  es  sind  sehr 
verschiedenartige  Dinge  gemischt,  auswärtige  Politik  und  Ge- 
setzgebung, aber  auch  höchste  Strafgerichtsbarkeit  und  Kon- 
trolle der  Regierung,  aber  sie  sind  alle  ausgezeichnet  durch 
ihre  grosse  politische  Bedeutung  für  das  ganze  Staatswesen 
und  für  die  Sicherheit  der  Bürger.  Aristoteles  nennt  das, 
nicht  wie  wir  heute,  Gesetzgebung,  sondern  ^Ikratung**,  viel- 
leicht weil  die  eigentliche  Gesetzgebung  erst  später  von  den 
Yolksversammlungen  geübt,  und  selbst  da  nur  mittelbar  geübt 
wurde,  dagegen  die  vorherige  Beratung  in  der  Volksver- 
sammlung auf  die  wichtigsten  Dinge  massgebend  wirkte. 

Die  zweite  Gattung  von  Funktionen  entspricht  einiger- 
massen  dem,  was  die  heutigen  Verfassungen  „vollziehende 
Gewalt"  nennen,  ist  aber  richtiger  durch  die  Hinweisung  auf 
die  obrigkeitlichen  Aemter  bezeichnet. 
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Die  dritte  Klasse  entspricht  unserer  Gerichtsgewalt. 
Aber  während  so  objektiv  die  verschiedenen  Funktionen 

auseinander  gehalten  werden,  so  sind  sie  noch  subjektiv  oft 
verbunden.  Wir  haben  schon  benierivt,  dass  die  athenische 
Ekklesie  zugleich  über  Gesetze  berät,  wichtige  Begierungs- 
handlungen vollzieht  und  indem  sie  flber  die  höchsten 
Strafen  entscheidet,  auch  richterliche  Funktionen  ausübt. 
Die  Archonten  übten  die  Verwaltung  aus  und  leiteten  zugleich 
die  Gerichte. 

Der  römische  Staat  ist  reicher  an  ausgebildeten  und 
mit  cmcm  bedeutenden  Machtkreise  ausgerüsteten  Organen. 
In  ihm  ist  auch  die  auf  die  Gesetzgebung  bezügliche  Thätig- 
keit  derEomitien  bereits  schärfer  gesondert  von  den  Funk- 
tionen des  Senats  und  der  Magistrate.  Indessen  auch 
die  Komitien  verhandeln  über  wichtige  auswärtige  Staatsfragen, 
in  älterer  Zeit  ausserdem  aber  Berufung  gegen  Todesurteile. 
Der  Senat  aber  übt  nicht  bloss  Regicrungs-  und  Verwaltungs- 
akte aus,  sondern  erlässt  in  semeu  Beschlüssen  auch  allge- 
meine Bechtsvorschriften ,  ähnlich  den  Gesetzen.  Die  Magi- 
strate endlich  verbinden  ganz  regelmässig  regierende  und 
richterliche  Befugnisse.  Wer  das  Imperium  hat,  der  hat 
auch  für  den  Umfang  desselben  die  jvrisdicHo,  ^  Zudem  hat 
er  priesterliche  Funktionen  (die  Auspicien).  Und  endlich 
übt  er  durch  seine  Edikte  Befugnisse  aus,  welche  in  solcher 
Ausdehnung  als  gesetzgeberische  bezeichnet  werden  müssen. 
Immerhin  zeigt  sich  aber  in  dem  alten  Staatsrecht  der  Repu- 
blik das  bewusste  Streben,  für  bestimmte  Zweige  der  dfifent- 
liehen  Thätigkeit  auch  besondere  Aemter  zu  bilden. 

1  Cicero.  De  Legibus  III,  3:  „Omnes  magistratus  auspiciiiui  judi- 
ciumque  liabeulü."  Ulpianus  in  L.  2  D.  (U'  in  jus  vocando:  Magi- 
stratus, qui  impfHum  i;abent,  qui  et  caercere  aliquem  possunt,  et  jubere  in 
carcerem  diu-i."  in])i(uuiö,  L.  1,  pr.  D.  si  quis  jus  dicenti:  „Omnibus 
magisiraübus  .  .  .  öcciindum  juü  ])()testatis  suae  concessum  cül,  juris- 
dictionem  suam  delcndcre  poenali  judiciu." 
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In  dem  späteren  römischen  Kaiserreiche  kam  zuerst 
eine  neue  persönliche  Ausscheidung  auf.   Die  byzantinischen 

Kaiser  freilich  behielten  alle  staatliche  Ge\\ak  über  das  ganze 
Eeich  in  ihrer  Hand  vereinigt;  aber  in  den  untergeordneten 
Stufen  der  Provinzialregiening  und  Beamtungen  wurden  die 
Oivilstellen  von  den  Militärstellen  sorgfältig  getrennt 
Diese  Trennung,  welche  früherhin  die  Rücksicht  auf  die  Unter- 
thanen,  auf  welchen  das  Uebermass  der  in  den  Magistraturen 
vereinigten  Befugnisse  schwer  gelegen,  nicht  bewirkt  hatte, 
ward  nun  um  der  Sichcrhcii  (lt'>  J  hrones  willen  dnrchgcfiilirt. 
In  der  That  lag  hierin  ein  Fortschritt  der  staatlichen  Kultur 
und  der  bürgerlichen  Freiheit,  welcher  auch  in  dem  modernen 
Staate  Anerkennung  fand. 

Im  Mittelalter  traf  die  Aeusserung  der  Staatsgewalt 
auf  allen  Seiten  auf  Schranken,  die  ihr  entgegenstanden. 
Aber  innerlich  waren  in  ihr  die  yerschiedenen  Befugnisse 
geeinigt.  Nicht  allein  der  König,  auch  jeder  Graf  hatte  zu- 
gleich Civil-  und  Militärgewalt,  administrative  und  richterliche 
Befugnisse,  und  auf  den  Dingen  (Gerichtsversammlungen) 
wurde  zugleich  der  allgemeine  Rechtssatz  als  Gesetz  gewiesen 
und  der  einzelne  Streitfall  beurteilt. 

Zuerst  hat  der  Franzose  Bodin  das  Verlangen  näher 
begründet,  dass  wenigstens  die  höchste  Person  des  Königs  die 
Rechtspflege  nicht  mehr  selber  übe,  wie  es  bisher  Sitte  war, 
sondern  unabhängigen  Richtern  als  öffentlichen  Magistraten 
überlasse.  Bodin  führt  aus,  dass  manche  Gründe  für  die  ältere 
Einrichtung  sprechen:  £s  mache  einen  grossen  und  wohl- 
thätlgen  Eindruck,  wenn  der  König  die  Gerechtigkeit  im  An- 
gesicht alles  Volks  als  Bichter  ausübe.  Aber  er  ist  der  Mei- 
nung, dass  noch  gewichtigere  Gründe  ihn  bestimmen,  sich 
des  persönlichen  Richteramts  zu  enthalten.  Wenn  der  Gesetz- 
geber selber  richtet,  so  mischt  sich  in  ihm  Gerechtigkeit  und 
Gnade,  Gesetzestreue  und  Willkür  und  durch  diese  Mischung 
wird  die  Rechtspflege  verdorben.  Die  Parteien  erlangen  nicht 
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die  gehörige  Freilitit;  sie  werden  von  der  Autorität  des  Sou- 
veräns gedrückt  und  geblendet.  Die  Schrecken  des  Straf- 
gerichts werden  riesenhaft  vergrössert;  und  hat  der  Fürst 
einige  Anlage  zur  Grausamkeit,  so  schwimmt  der  Richterstuhl 
im  Blute  der  Bürger  und  der  Hass  der  Völker  wendet  sich 
gegen  den  Fürsten.  Am  wenigsten  ist  es  schicklich,  dass  der 
Fürst  in  eigener  Sache  und  über  Vergehen  richte,  die  gegen 
ihn  selber  verübt  worden  sind.  Eher  ziemt  es  sich  und  ist 
nützlicher  für  ihn,  wenn  er  sich  vorbehält,  Gnaden  zu  er- 
weisen und  wohl  zu  thun.'^ 

In  der  That  konnte  sich  Bodin  auf  einige  Vorgänge  der 
französischen  Geschichte  berufen ,  in  denen  Parlamente  der 
Pairs  sich  gegen  die  Anwesenheit  des  Königs  im  Gericht  aus-* 
gesprochen  hatten.  Allmählich  änderte  sich  auch  in  den  meisten 
Staaten  die  Sitte.  Die  Könige  fingen  an,  die  Justiz  ganz  den 
Gerichtshöfen  zu  überlassen  und  sich  nur  die  Bestätigung 
insbesondere  von  Todesurteilen  vorzubehalten. 


Siebentes  Kapitel» 

Das  moderne  Princip  der  Sondemng  der  Ctowalten. 

Erst  der  modernen  Staatenbildung  gehört  der  Gedanke 
an,  dass  die  objektive  Unterscheidung  der  staatlichen 

Funktionen  auch  eine  subjektive  Sonderung  der  Organe 
verlange,  welchen  diese  Funktionen  zukommen. 

Zuerst  hat  Montesquieu  das  moderne  Prindp  mit  Nach- 
druck und  mit  Erfolg  verkündet.  Er  verlangt  die  Scheidung 
auch  der  Personen,  welche  %  die  verschiedene»  öffentlichen 
Funktionen  ausüben,  im  Namen  der  Freiheit  der  Bürger  und 

1  Bluntschli,  Gesch.  des  allg.  Staatsr.,  S.  42.  Vgl.  über  Pufen- 
dorf,  S.  m 
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im  Interesse  ihrer  Sicherheit:  ^Weua  in  derselben  Person 
oder  in  demselben  Körper  die  gesetzgebende  Gewalt  und  die 
Tollziehende  vereinigt  sind,  so  gibt  es  keine  Freiheit,  denn 
jeder  muss  fürchten,  dass  der  herrschende  Fürst  oder  Senat 
tyrannische  Gesetze  gebe  und  sie  tyrannisch  vollziehe.  £s 
gibt  ebensowenig  Freiheit,  wenn  die  richterliche  Gewalt  nicht 
von  der  gesetzgebenden  und  der  vollziehenden  getrennt  wird; 
denn  wäre  sie  mit  der  gesetzgebenden  Gewalt  verbunden,  so 
wäre  das  Urteil  über  das  Leben  und  die  Freiheit  der  Bürger 
willkürlich;  wäre  sie  mit  der  vollziehenden  Gewalt  verbunden, 
so  hätte  der  Hichter  die  Gewalt  eines  Unterdrückers." ' 

Allerdings  ist  die  persönliche  Freiheit  gefährdet,  wenn 
ein  Uebermass  von  Macht  in  eine  Hand  gelegt  ist.  Indem 
man  die  verschiedenen  Zweige  der  Gewalt  unterscheidet,  be- 
schränkt man  sie  alle  wechselseitig.  Aber  der  entscheidende 
Grund  für  die  besondere  Gestaltung  der  Organe,  welche  be- 
stimmte Funktionen  zu  vollziehen  haben,  ist  doch  nicht  jene 
politische  Rücksicht  einer  grösseren  Sicherheit  für  die  bürger- 
liche Freiheit,  sondern  voraus  der  organische,  dass  für  jede 
Funktion  besser  gesorgt  wird,  wenn  das  ihr  dienende  Organ 
eigens  für  diesen  Zweck  eingerichtet  wird,  als  wenn  man 
demselben  Organe  ganz  verschiedene  Funktionen  zuweist. 
Die  organisatorische  Kunst  des  Staatsmanns  folgte  nur  dem 
Vorbild  der  Natur,  indem  sie  diese  Sonderung  der  Organe 
vornahm.  Das  Auge  ist  zum  Sehen,  das  Ohr  zum  Hören,  der 
Mund  zum  Sprechen  und  die  Hand  zum  Greifen  und  Wirken 
gebaut.  Ebenso  soll  es  im  Staatskörper  sein  und  auch  da  jedes 
Organ  eigens  für  die  Funktionen  geschaffen  sein,  die  von  ihm 
verlangt  werden. 

Der  beliebte  Ausdruck  freilich:  ,,Trennung  der  Gewal- 
ten'' missleitet  zu  falschen  Anwendungen  eines  richtigen 
Princips.  Die  vollständige  „Trennung''  der  Gewalten  wäre 

i  Esprit  des Lois  XI,  6.  Bl aiitsehli,  Geseh.  des  allg.  Staatsr.,  S. 267. 
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Auflösung  der  Staatseinheit  und.Zerreissung  des  Staatskürpers. 
Wie  in  dem  natürlichen  Körper  alle  einzelnen  Glieder  unter 
sich  nieder  verhunden  sind,  so  muss  auch  im  Staate  der 
Zusammenhaug  der  verschiedenen  Organe  nicht  minder 
sorgsam  gewahrt  bleiben.  Der  Staat  fordert  daher  die  Ein- 
heit der  Staatsgewalt,  welche  nur  je  nach  der  Art  ihrer 
Funktionen  nach  besonderen  Organen  zu  gliedern  ist 
Er  TS'ill  daher  die  relative  Sonderung,  nicht  die  absolute 
Trennung  der  Gewalten. 

Die  gangbarste  Unterscheidung  dieser  Teilgewalten  — 
die  Franzosen  haben  den  besseren  Ausdruck  pouvoir  —  ist  seit 
Montesquieu  die  dreifache: 

1)  gesetzgebende  Gewalt  (pouToir  l^gislatif), 

2)  Yollziehende  Gewalt  (pouvoir  ex^cutif), 

3)  richterliche  Gewalt  (pouvoir  judiciaire). 

Auch  die  Engländer  haben  dieselbe  für  ihre  Theorie  des 
Staatsrechtes  angenommen.  Mit  besonderer  Energie,  aber  nicht 
ohne  Uebertreibung  haben  die  Nordaincrikaner  in  ihren  Ver- 
fassungen diese  Dreiteilung  durchgeführt.  Eine  ganze  Reihe 
moderner  europäischer  Verfassungen  haben  dieselbe  ebenso 
sanktioniert 

Den  genannten  drei  Ge walten  haben  einige,  wohl  zunächst 
im  Interesse  der  Staatseinheit, 

4)  eine  vermittelnde  Gewalt  (pouvoir  mod^rateur, 
royalj  hinzugefügt,  und  es  ist  dieser  Gedanke  Benjamin 
Constants  auch  in  die  portugiesische  Verfassung  Don  Pedros 
übergegangen.  Andere  haben  der  vollziehenden  Gewalt  femer 

5)  die  verwaltende  (pouvoir  administratif), 

6)  die  aufsehende  (potestas  inspectiva)  und 

7)  die  repräsentative  (pouvoir  repr^entatif)  beige* 
ordnet. 

Bevor  wir  diese  Einteilung  nälier  prüfen,  ist  eine  irrige 
Vorstellung,  welche  häufig  auf  die  Behandlung  dieser  Fragen 
grossen  Einfluss  geübt  hat,  zu  entfernen,  die  Vorstellung 
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nämlich  von  der  Gleichstellung  der  verschiedenen  Ge- 
walten. Dieselbe  widerspricht  der  organischen  Natur  des 
Staates.  In  dem  oiganischen  Körper  hat  jedes  Glied  die  ihm 
eigentümliche,  aber  keines  mit  dem  anderen  gleiche  Stellung. 
Vielmehr  ist  das  eine  dem  anderen  über-  oder  unter-  oder 
zugeordnet.  Nur  so  wird  Zusammenhang  und  Einheit  des 
Ganzen  erhalten.  Dasselbe  gilt  vom  Staat.  Würden  die  obersten 
Gewalten  in  diesem  wirklich  —  nicht  bloss  der  äusseren  Form 
und  dem  Scheine  nach  wie  in  Nordamerika  —  einander  gleich- 
gestellt, so  müsste  solche  Spaltung  und  Gleichstellung  der 
höchsten  Staatsmacht  den  Staat  selbst  in  ihren  Eonsequenzen 
in  Stücke  reissen.  „Man  kann  den  Kopf  nicht  von  dem  Leibe 
trennen  und  diesem  gleichstellen,  ohne  das  Leben  des  Men- 
schen zu  töten.  "1 

Fast  kindisch  ist  die  Vorstellung  von  dem  Verhältnis 
der  Staatsgewalten  zu  nennen,  welche  in  der  gesetzgebenden 
Gewalt  lediglich  die  Bestimmung  der  Begel,  in  der  richter- 
lichen die  Subsumtion  des  einzelnen  Falles  unter  die  Regel, 
in  der  vollziehenden  endlich  die  Tollstreckung  dieses  Ur- 
teils sieht,  und  so  den  Staatsorga Tiismus  wie  einen  blossen 
logischen  Syllogismus  betrachtet.^  Alle  Funktionen  der  ver- 
Rchiedenen  Gewalten  wären  so  in  jedem  gerichtlichen  Uiteile 
vereinigt,  welches  von  allgemeinen  Principien  ausgeht,  diese 
auf  die  vorgelegte  Streitfrage  anwendet,  und  endlich  infolge 
dessen  das  Erkenntnis  zum  Schluss  bringt  Die  Regierung 
aber  hätte  kaum  eine  andere  Aufgabe,  als  die  des  Fron- 

1  Meine  Studien,  S.  146. 

'i  Montesquieu  (XI,  6)  hat  sich  das  Verhältnis  docli  andtrs  ue- 
dacht.  £1*  nennt  auch  die  richterliche  Gewalt  eine  „puissance  eoodeuirice 
des  choaeS)  qoi  dependent  du  droU  civil,  und  unterscheidet  sie  so  ob- 
jektiv von  der  eigentlichen  „puissance  executrice  des  choses^  qui  de- 
pendent du  droit  des  gem^.  Nach  ihm  aber  haben  andere^  unter  ihnen 
aucli  K  unt  (Rechtslehre,  §.  45)  und  Spittler  (Vorlesungen  über  Politik^ 
§.  15),  jene  wunderliche  Meinung  angenommen.  Vgl.  dagegen  Stahl, 
Lehre  vom  Staat  II,  §.  59. 

Bl  u  ntscbl i ,  allgemeine  Staatslehre.  38 
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boten  oder  der  Gendarmerie,  welche  das  Urteil  der  Gericlite 
vollzieht 

Voraus  ist  es  nötig,  die  gesetzgebende  Gewalt  auf 
der  einen  Seite  allen  übrigen  Staatsgewalten  auf  der  anderen 
gegenüberzustellen.  Alle  anderen  Funktionen  gehören  ein- 
zelnen Organen  des  Staatskörpers  zu,  die  Gesetzgebung 
allein  dem  ganzen  Staatsköiper  selbst.  Die  gesetzgebende 
Gewalt  bestimmt  die  Staats-  und  Rechtsordnung  selbst, 
und  ist  ihr  höchster,  das  ganze  Volk  umfassender  Ausdruck. 
Alle  anderen  Gewalten  dagegen  Oben  ihre  Funktionen  inner- 
halb der  bestehenden  Staats-  und  Rechtsordnung  in  einzelnen 
konkreten  und  wechselnden  Fällen  aus.  Die  Gesetzgebung 
ordnet  die  dauernden  Verhältnisse  der  Gesamtheit  Die 
übrigen  Gewalten  äussern  ihre  Thätigkeit  regelmässig  nur  in 
einzelnen,  nicht  das  ganze  Volk  betreffenden  Richtungen. 
Erst  wenn  die  Befugnisse  des  gesetzgebenden  Körpers  be- 
stimmt sind,  kann  die  Frage  der  Einteilung  der  übrigen  Ge- 
walten zur  Lösung  kommen. 

Die  gesetzgebende  Gewalt  hat  demnach  keineswegs  bloss 
allgemeine  Rechtsregeln,  die  Gesetze  im  engeren  Sinne 
festzustellen,  obwolil  diese  Thätigkeit  vorzugsweise  ihr  zuge- 
hört Auch  die  Begründung  und  Aenderuug  staatlicher 
Institutionen,  die  Ausbildung  des  Staatsorganismus  in  seinen 
Gliedern  und  Verhältnissen  steht  ihr  zu.  Und  wenn  sie  in 
den  Steuergesetzen  allgemeine  ökonomische  Anordnungen 
trifft,  und  Anforderungen,  nicht  Eechtsregeln,  bewilligt,  wenn 
sie  sich  Rechenschaft  geben  lässt  über  die  Zustände  des 
Landes  und  den  Staatsliaushalt,  so  sind  auch  diese  Funktionen 
durch  die  Rücksicht  auf  die  gesamte  Staatsordnung  gerecht- 
fertigt, obwohl  dieselben  keine  eigentlichen  Gesetze  betreffen. 

Rousseau  erklärt  das  Verhältnis  der  Gesetzgebung  zur 
Vei*^'altnng  aus  dem  psychologischen  Gegensatze  des  Wullens 
und  des  Könnens  (vouloir  et  pouyoir).  In  jener  offenbare 
sich  der  ^allgemeine  Wille"  in  dieser  die  „That".   „La  loi 
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veut,  le  roi  fait.**  Ebenso  bezeichnet  Lorenz  v.  Stein  den 
Gegensatz  als  den  Unterschied  von  WiUe  und  That  Aber  für 
die  Q^esetzgebung  ist  die  Einsicht  in  die  Notwendigkeit  der 
Rechtsregeln  und  Rechtsinstitutionen  noch  wichtiger  als  der 
Wille,  der  dieselbe  festsetzt;  und  die  politischen  Regierungs- 
handluogen  sind  unzweifelhaft  in  höchstem  Grade  ebenfalls 
Willensakte,  indem  die  Regierung  das  Ziel  und  die  Mittel 
ihrer  Politik  wählt.  Eher  lässt  sich  der  Gegensatz  daher  als 
allgemeiner  und  besonderer  Wille  unterscheiden,  oder  als 
Gegensatz  von  Ordnung  und  That. 

Da  das  Ganze  mehr  ist  als  irgend  ein  Theil  oder  Glied 
desselben,  so  versteht  sich,  dass  die  gesetzgebende  Gewalt 
allen  anderen  £inzelgewalten  übergeordnet  ist. 

Diese  lassen  sich  für  den  modernen  Staat  füglich  in  vier 
Gruppen  teilen  von  wesentlich  verschiedenem  Charakter.  Die 
beiden  wichtigsten  und  vorzugsweise  obrigkeitlichen  sind: 
I.  die  Eegierungsgewalt,  das  Eegiment;  II.  die  rich- 
terliche Gewalt,  das  Gericht. 

1.  Die  Regierungsgewalt.  Durchaus  verfehlt  ist  die 
leider  sehr  verbreitete  Bezeichnung  dafür:  vollziehende 
Gewalt,  denn  sie  ist  die  unversiegliche  Quelle  einer  Menge 
von  Irrtümern  und  Missverständnissen  der  Theorie  und  von 
Fehlem  der  Praxis.  Durch  dieselbe  wird  weder  ihr  inneres 
Wesen  noch  ihre  Beziehung  zu  der  Gesetzgebung  und  dem 
Gerichte,  worauf  sie  doch  vornehmlich  RücksichL  zu  nehmen 
scheint,  richtig  ausgedrückt. 

Man  kann  den  eigenen  Entschluss  und  man  kann 
den  Befehl  oder  Auftrag  eines  anderen  vollziehen.  Immer 
aber  ist  das  Voiiziehen  nur  das  Sekundäre.  Das  Primäre 
liegt  in  dem  Entschluss  oder  Auftrag.  Die  Funktionen  der 
Regierung  sind  aber  ihrer  Natur  nach  primär.  Sie  fasst  Ent- 
schlüsse und  erlässt  Beschlüsse,  sie  spricht  ihren  Willen  aus, 
sie  gebietet  oder  verbietet,  und  in  den  meisten  Fällen  be- 
darf es  gar  nicht  des  exekutiven  Zwanges,  um  ihren  Befehlen 


596 


SiebMitM  Bach.  BteataholMit  and  Staatogewalt  etc. 


Folge  ZU  verschaffen.  Es  genügt  regelmässig  der  blosse  Aus- 
spruch derselben,  damit  sie  Gehorsam  ündeii  und  zur  That 
werden.  Wo  es  aber  der  Nötigung  bedarf,  da  ist  die  Exe- 
kution zwar  allerdings  Sache  und  in  der  Macht  der  Begierungs- 
gewalt,  wird  aber,  eben  als  das  Sekundäre,  meistens  von 
untergeordneten  Behörden  und  Dienern  derselben  wie  ins- 
besondere von  der  Gendarmerie  besorgt. 

Aber  auch  wenn  man  an  den  Willen  anderer  denkt,  ist 
die  Bezeichnung  der  vollziehenden  Gewalt  unrichtig.  Es  ist 
nicht  wahr,  dass  dieselbe  jederzeit  im  einzelnen  vollziehe« 
was  die  geset^ebende  Gewalt  im  allgemeinen  festge- 
stellt hat.  Ein  Gesetz  lässt  sich  in  der  Regel  gar  nicht 
vollziehen,  sondern  nur  beachten  und  anwenden,  es  wäre  denn, 
dass  man  etwa  die  Verkündigung  des  Gesetzes  schon  für  die 
Vollziehung  desselben  hielte.  Die  Begeln,  welche  der  Gesetz- 
geber sanktioniert,  die  Grundsätze,  die  er  ausspricht,  werden 
von  der  Regierung  als  rechtliche  Normen  und  Schranken  ihres 
Verfahrens  beachtet,  aber  innerhalb  dieser  Schranken  fasst  sie 
selber  mit  Freiheit  die  ihr  heilsam  und  zweckmässig  scheinen- 
den Beschlüsse.  Von  sich  aus,  nicht  um  ein  Gesetz  zu  voll- 
ziehen, unter-  und  verhandelt  sie  mit  anderen  Staaten,  gibt 
Aufträge  an  ihre  Unterbeamten,  fiber  dieses  oder  jenes  zu 
berichten,  trifft  die  erforderlichen  Marisiegcln  zum  Schutz  der 
Ordnung,  oder  lässt  das  zur  allgemeinen  Wohlfahrt  Geeignete 
vorkehren,  ernennt  Beamte,  verftigt  über  das  Heer.  Noch 
weniger  als  der  Gesetzgebung  gegenüber  passt  die  Bezeich- 
nung der  Yollzielu  üden  Gewalt  dem  Gerichte  gegenüber.  Die 
Vollziehung  des  Urteils  ist  ihrem  Wesen  nach  eine  Hand* 
lung  der  richterlichen  Gewalt  selbst,  denn  diese  besteht 
in  der  Handhabung  des  Rechtes  und  in  der  Herstellung  der 
gestörten  Rechtsordnung  und  nur  soweit  die  richterliche  Ge- 
walt nicht  hinreicht,  bedarf  sie  der  Beihilfe  der  stärkeren 
Regierungsmacht.  Das  Verhältnis  dieser  zu  jener  ist  nicht 
das  des  Dieners,  der  den  Willen  des  Herrn  vollstreckt 
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Das  Wesen  der  liegierungsgewalt  Hegt  somit  nicht  in  der 
Vollziehung,  sondern  in  der  Macht,  im  einzelnen  das 
Bechte  und  Gemeinnützliche  zu  befehlen  und  anzu- 
ordnen, uiul  iii  der  Macht,  das  Land  und  das  Volk 
vor  einzelnen  Gefahren  und  Angriffen  zu  schützen, 
dasselbe  zu  vertreten  und  vor  gemeinen  Uebeln  zu 
bewahren.  Sie  besteht  vornehmlich  in  dem  was  die 
Griechen  cc()xv9  ^  tüß  Körner  als  imperium,  das  deutsche  Mittel- 
alter als  Mundschaft  und  Vogtei  bezeichnet  haben.  Von 
allen  staatlichen  Teilgewalten  ist  sie  offenbar  die  am  meisten 
obrigkeitliche,  die  vorz llgs^Yeise  herrschende,  dem- 
nach ohne  Zweifel  die  oberste.  Sie  verhält  sich  zu  den 
anderen  Teilgewalten  wie  das  Haupt  zu  den  Gliedern  des 
Leibes.  Die  sogenannte  Repräsentativgewalt  aber  ist  in 
ihr  inbegriffen. 

Bezieht  sich  diese  Gewalt  auf  die  Leitung  des  Staates 
im  grossen  und  ganzen,  so  heissen  wir  sie  politische  Re- 
gierung (goiivernement  politique),  bezieht  sie  sich  auf  das 
Kleine  und  Einzelne,  so  heissen  wir  sie  Verwaltung  (ad- 
ministration). 

IL  Die  richterliche  Gewalt  wird  sehr  häufig  als  ur- 
teilende Gewalt  aufgefasst,  eine  Verwechslung,  welche  dei: 
französische  Ausdruck  pouvoir  judiciaire  begünstigt  Das  Wesen 
der  richterlichen  Gewalt  liegt  aber  nicht  im  Urteilen,  sondern 
im  Richten,  oder  wie  die  Römer  das  gesagt  haben:  nicht 
in  judicio,  sondern  in  jure.  Das  Urteilen  in  dem  Sinne,  das 
Recht  im  einzelnen  Falle  zu  erkennen  und  auszusprechen,  ist 
gär  nicht  notwendig  eine  obrigkeitliche  Funktion,  noch  die 
Ausübung  einer  staatlichen  Gewalt  oder  Macht.  Zu  liom 
waren  es  gewöhnlich  Privatpersonen,  welche  als  Urteiler  (ju- 
dices)  das  Recht  aussprachen;  im  deutschen  Mittelalter  hatten 

9  Aristoteles,  Pol.  IV,  1^,  3:  „ro  yao  kntdrruv  ao^iAotarov 
iarh"  Er  erkennt  ia  dem  Befehle  die  Haupteigenschaft  der  ohrigkeit- 
liehen  Gewalt. 
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die  ScbÖfFen,  nicht  die  Richter,  in  neuerer  Zeit  haben  oft  die 
Geschworenen  aus  dem  Volke,  nicht  die  Magistrate  zu  urteilen. 
Bas  Richten  dagegen^  d.  h.  die  Gewährung  des  Rechtsschutzes, 
und  die  Handhabung  des  Bechtes  gegen  die  Störungen  und 
Verletzungen  der  Rechte  der  Individuen  und  der  gemeuieii 
Rechtsordnung  ist  von  jeher  als  eine  obrigkeitliche  Thätig- 
keit  angesehen,  und  daher  überall  richterlichen  Magistraten 
und  Beamten  als  eine  staatliche  Gewalt  zugeteilt  worden. 

Sie  unterscheidet  sich  von  der  Regierungsgewalt  wesent^ 
lieh  dadurch,  dass  sie  nicht  wie  diese  Herrschaft  übt,  son- 
dern lediglich  das  erkannte  und  anerkannte  Becht 
schirmt  und  anwendet.  Sind  die  Funktionen  des  Regi- 
ments denen  der  geistigen  Kräfte  im  Menschen  vergleich- 
bar, so  sind  die  Funktionen  des  Gerichts  von  wesentlich 
moralischer  Natur. 

Eben  deshalb  aber  ist  es  ein  grosser  Fortschritt  in  der 
richtigen  Anordnung  des  Staatsorganismus,  dass  in  dem  mo- 
dernen Staate  die  Ausscheidung  der  richterlichen  Organe 
und  Befugnisse  von  denen  der  Regierung  vollzogen  worden 
ist,  im  Gegensatz  zu  dem  gesamten  Altertum  und  dem  Mittel- 
alter, welches  immer  die  Regierungs-  und  die  richterliche 
Gewalt  von  den  nämlichen  Magistraten  ausüben  liess.  Die 
Reinheit  des  Rechtes  und  die  wahre  Ireiheit  der  Bürger 
haben  durch  dieselbe  gewonnen,  und  die  Macht  der  Regierung 
verliert  nicht,  wenn  sie  vor  Missbrauch  und  Uebergriffen  in 
die  Sphäre  der  Rechtspflege  bewahrt  wird.*  Wie  verschieden 

4  In  diesem  Sinne  darf  man  wohl  an  die  Worte  Washingtons 
erinnern,  in  seiner  bewundernswürdigen  Abschiedsadresse  vom  Jahre  1796: 
„Es  ist  wichtig,  dass  die  Männer,  welche  in  einem  freien  Lande  an  der 
öffentlichen  Gewalt  Teil  haben,  sich  innerhalb  der  verfassungsmässigen 
Grenzen  halten  und  nicht  die  einen  in  die  Befugnisse  der  anderen  über« 
greifen.  Dieser  Geist  der  Uebei^friffe  strebt  darnacli,  alle  Macht  aus- 
schliesslich in  sich  zu  vereinigen,  und  folglich  den  Despotismus  einzu- 
führen^ in  welchem  Staate  immer  er  sich  zeigt.  Es  genügt  zu  wissen, 
wie  sehr  die  Liebe  zur  Macht  und  die  Neigung,  dieselbe  zu  missbraucben, 
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die  beiderlei  Gewalten  sind,  zeigt  sich  in  der  Erfahrung  des 
Lebens  auch  darin,  dass  nur  selten  ausgezeichnete  Staats- 
männer und  Regierungsbeamtete  auch  gute  Richter, 
und  umgekehrt  selten  tüchtige  Richter  auch  gute  Regierungs- 
beamte waren. 

Das  Gericht  als  die  weniger  obrigkeitlicbe  Gewalt  steht 
mit  dem  Regiment  nicht  auf  einer  Linie,  sondern  ist,  obwohl 

in  der  Hauptsache  von  diesem  11 11  ab  Ii  ;i  im  ia  .  doch  demselben 
untergeordnet,  ähnlich  wie  das  Herz  dem  Kopf. 

In  gewissem  Betracht  scheinen  durch  die  Anerkennung 
dieses  Gegensatzes  die  staatlichen  Sondergewalten  ersdiöpft  zu 
sein,  und  es  wiid  begreiflich,  wenn  die  neueren  Verfassungen 
gewöhnlich  nicht  darüber  hinausgehen.  Eine  nähere  Prüfung 
aber  lässt  uns  noch  zwei  andere  Gruppen  von  einzelnen  Or- 
ganen und  luüktionen  des  Staates  erkennen,  die  zwar  beide 
den  höchsten  des  Regiments  nicht  bloss  untergeordnet,  son- 
dern geradezu  von  ihr  abhängig  sind,  die  aber  beide  einen 
besonderen  Charakter  haben,  und  sich  von  dem  des  eigentlichen 
Regiments  darin  unterscheiden,  dass  der  lierrsclicudc  und 
obrigkeitliche  Charakter,  welcher  das  Wesen  desselben  aus- 
macht, hier  wiederum  zurücktritt  Es  sind  das 

III.  die  Aufsicht  und  Pflege  der  geistigen  Kultur- 
verhiiltnisse,  die  Staatskultur,  und 

IV.  die  Verwaltung  und  Pflege  der  materiellen 
Kräfte  und  Zustände,  der  Staatswirtschaft 

In  diesen  beiden  Gruppen  handelt  es  sich  nicht  um  das 
Regieren.  Die  grossen  Faktoren  der  menschlichen  Kultur,  die 
Religion,  die  Wissenschaft,  die  Kunst  gehören  überall  nicht 

dem  menschlichen  Herzen  natürlich  sind,  am  diese  Wahrheilen  zu  fühlen. 
Daher  die  Notwendigkeit,  die  öfTentlichen  Gewalten  durch  ilirr  Teilung 
und  Verteilung  unter  mehrere  Inhaber,  welche  dieses  öffentliche  Gut  vor 
den  Eingriffen  anderer  schützen,  ins  Gleichgewicht  zu  bringen.  Es  ist 
nicht  minder  notwendig,  die  Gewalten  in  ihren  Schranlten  2a 
halten,  als  dieselben  einzasetzen." 
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dem  Staatsorganismus  an  und  können  nicht  von  dem  Staate 

aus  bestimmt  und  erfüllt  werden.  Das  Verhältnis  der  Staats- 
gewalt auch  zu  den  äusserlichen  Anstalten  der  Religion,  der 
Wissenschaft  und  Kunst,  zu  der  Kirche  und  Schule,  ist  dem- 
nach grundverschieden  von  dem  Verhältnis  der  Regierung 
zu  den  Regierten  in  der  Sphäre  des  eigentlichen  Regiments. 
Der  Staat  hat  auch  hier  die  gemeine  Wohlfahrt  zu  fördern  und 
gemeinen  Schaden  abzuwenden,  aber  er  ist  sich  bewusst  und 
wird  fortwährend  daran  erinnert,  dass  das  Wesen  dieser  Dinge 
nicht  seiner  Herrschaft  unterworfen  sei.  Seine  Funktionen  sind 
daher  hier  nicht  massgebend,  nicht  Gebote  noch  Verbote, 
sondern  wesentlich  nur  Aufsicht  und  Pflege. 

Aehnlich  verhält  es  sich  mit  der  vierten  Gruppe,  der 
Wirtschaft.  Das  charakteristische  Moment  in  der  Ver- 
waltung der  Einkflnfte  und  Ausgaben  des  Staates,  der  Finanzen, 
in  der  Unterstützung  des  bürgerlichen  Verkehrs  und  der  öko- 
nomischen Wohlfahrt  der  Bürger,  in  der  Leitung  der  öffent- 
lichen Arbeiten,  in  der  Beauüiiehtigung  der  Gemeinden  ist 
nicht  Imperium  noch  Vogtei  im  strengen  Sinne,  sondern  wie 
für  die  Kulturbeziehungen  geistige  borge,  so  hier  auf  das 
Materielle  gerichtete  Pflege.  Der  specifisch  obrigkeitliche 
Charakter  kommt  hier  fast  gar  nicht,  der  weniger  auf  die 
staatliche  Macht  und  das  Recht  als  auf  technische  Kenntnis 
und  Erfahrung  begründete  Charakter  der  wirtschaftlichen  Ver- 
waltung überwiegend  zur  Sprache.  In  keiner  anderen  Gruppe 
nähern  sich  denn  auch  die  Staatsorgane  so  sehr  dem  Privat- 
leben, als  in  dieser;  das  Staatsvermögen  selbst  erscheint  ge- 
radezu im  Verkehr  einer  Privatperson  gleich.  Unter  allen 
nimmt  sie  daher  die  unterste  Stufe  ein,  eine  Stellung,  welche 
mit  ihrer  Unentbehrlichkeit  und  ihrer  grossen  Ausdehnung 
bis  in  die  Bewegungen  des  täglichen  Lebens  und  Verkehrs 
hinein  keineswegs  im  Widerspruch  ist.  Sie  ist  die  breite 
Unterlage,  auf  welcher  der  Staat  ruht,  wie  das  Regiment  seine 
höchste  Spitze  ist. 
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Die  Erkenntnis  dieses  Gegensatzes  in  den  öffentlichen 
Funktionen  reift  erst  in  unserer  Zeit  allmählich  heran.  Noch 
leiden  wir  an  den  Uebeln  einer  Vermischung  der  gebietenden 
und  der  pflegenden  Thätigkeit.  Noch  wird  gelegentlich  be- 
fohlen oder  verboten,  wo  nur  verwaltet  werden  sollte,  zuweilen 
auch  scheue  Pfl^e  geübt,  wo  die  obrigkeitliche  Energie  durch- 
greifen sollte.  Aber  es  ist  doch  schon  besser  geworden,  als 
es  vor  100  und  vor  50  Jahren  gewesen  ist;  und  viele  Insti- 
tutionen der  Pflege  sind  bereits  gesondert  von  dem  eigent- 
lichen Begiment  und  werden  ohne  Gewaltübung  in  dem  wohl- 
thätigen  Geiste  wissenschaftlicher  und  technischer  Sorge  ver- 
waltet, der  den  Kultur-  und  Wirtschaftsbedürfnissen  des  Volkes 
Befriedigung  verschafft  und  die  Freiheit  aller  respektiert. 


Achtes  Kapitel. 

Staatsdiener  und  Staatsämter«^ 

1.  Im  weiteren  Sinne  kann  jede  vom  Staate  geforderte 
und  sogar  jede  vom  Staate  freiwillig  dargebrachte  Dienst- 
leistung Staatsdienst  genannt  werden.  Dann  wird  die  mili- 
tärische  Dienstleistung  der  Soldaten,  der  Geschworenen  im 
Strafprozess ,  der  Abgeordneten  in  der  Volksvertretung,  der 
Wahlmänuer,  der  Urwähler  in  dem  Ausdruck  inbegriffen  sein, 
der  alle  öffentliche  Dienste  für  den  Staat  umfasst 

Aber  alle  die  genannten  Dienstleistungen  begründen  nicht 
ein  Verhältnis  von  Staats  dienern  und  sind  daher  nicht 
Staatsdienst  im  engeren  Sinne.  Die  blosse  Ausübung  einer 
allgemeinen  Bürgerpflicht  oder  eines  Büi^rrechtes,  wie  voraus 

i  [Vgl.  zu  diesem  Kapitel  insbesondere  Schulze,  Lehrbuch  des 
deutschen  Staatsrechtes  I,  309  ff.;  Laband,  Staatsrecht  des  deutschen 
Reichs  1, ff.;  Loening,  Lehrbuch  des  Verwaltungsrechtes,  S.  115  ff.] 
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der  Wehrpflicht  oder  des  Wahlrechtes,  wird  dann  nicht  mehr 
als  Staatsdienst  betrachtet,  ebensowenig  die  Ausübung  der 
reprSsentativen  Volksrechte.  Der  Ausdruck  StaatsdieDst  wird 
dann  auf  Bolche  öffentliche  Leistungen  beschränkt,  welche  im 
besonderen  Auftrag  der  Staatsgewalt  ausgeübt  weiden 
und  nur  die  Personen  heissen  Staatsdiener,  weiche  diesen 
Auftrag  erhalten  und  solche  öffentliche  Funktionen  für  den 
Staat  zu  üben  haben. 

Die  Diener  der  Gemeinde,  der  Kirche,  anderer  Körper- 
schaften sind  keine  Staatsdiener,  weil  ihr  Dienst  zwar  öffent- 
lich, aber  nicht  von  dem  Staate  aufgetragen  und  auch  nicht 
unmittelbar  auf  den  Staat  bezogen  ist.*" 

Die  Würde  des  Staatshauptes  (Souveräns)  ist  insofern 
nicht  Staatsdienst,  als  derselbe  der  Träger  der  Staatsgewalt 
selber  ist,  von  der  aller  Staatsdienst  abgeleitet  und  aufge- 
tragen wird.  AI  M  l  insofern  konnte  doch  Friedrich  der  Grosse 
den  König  mit  Kecht  als  „ersten  Staatsdiener ^  bezeichnen, 
weil  auch  sein  Amt  auf  der  Staatsverfassung  beruht  und  ganz 
und  gar  dem  Staate  dient. 

2.  Nicht  alle  Staatsdienste  im  engeren  Sinne  sind  Staats- 
ämter, und  nicht  alle  Staatsdiener  sind  Staatsbeamte. 

Das  StaatsaniL  isi  ein  einzelnes  Organ  im  Staatskörper 
mit  einer  besonderen  ihm  eigentümlichen  staatlichen  Funktion. 
Als  solches  bedarf  es  daher  einer,  wenn  auch  beschränkten 
eigenen  WMUensbestimmung,  um  seiner  Aufgabe  in  eigentüm- 
licher Weise  Genüge  zu  thun.  Erfüllt  wird  das  Amt  von 
der  Person  des  Beamten,  welcher  in  dem  Amte  individuell 
wirkt.  Staatsbeamte  im  weiteren  Sinne  heissen  daher  die- 
jenigen Staatsdiener,  welche,  obwohl  in  Anerkennung  und 

1*  Es  können  ihnen  wohl  einz^ne  staatliche  Funktionen  anferlegt 
werden.  Dadurch  wird  ihr  eigentlicher  Charakter  aber  nicht  ge&nderf. 
Vgl.  Weleker  im  Staatslexikon  n.  d.  W.  Staatsdiener.  [Die  Beamten 
der  Korporationen,  die  als  Oigan  des  Staates  zu  betrachten  sind  (Ge- 
meinden, Kreise,  Provinzen),  werden  ^»mittelbare  Staatsbeamte'*  genannt.] 
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Beachtung  der  Unterordiiuug  unter  das  Staatshaupt,  dennoch 
mit  freier  Selbstbestimmung  die  ihnen  aufgetragenen 
öffentlichen  Fünktionen  ausüben;  in  engerem  Sinne  aber  nur 
diejenigen,  denen  eine  obrigkeitliche  Gewalt  (imperium 
oder  jurisdictio)  die  Ausübung  eines  eigentlichen  Hoheitsrechtes 
übertragen  ist,  im  Gegensatze  zu  denen,  welchen  keine  Staats- 
macht, sondern  nur  ein  Zweig  der  Staatskultnr  oder  Staats- 
wirtschaft und  öffentlicher  Pflege  anvertraut  ist.  Die  ersteren 
heissen  Staatsbeamte  im  engeren  Sinn,  eigentliche  Staats- 
beamte, die  letzteren  können  wir  mit  einem  guten  alten  Wort 
öffentliche  Pfleger  nennen.  Beiderlei  Aemter  sind  öffent- 
liche Aemter,  die  ersteren  sind  aber  eigentliche  Staats- 
ämter, obrigkeitliche  Aemter,  die  letzteren  sind  Pflege- 
ämter. 

Zu  den  öffentlichen  Pflegern  gehören  dann  z.  B.  die  Pro- 
fessoren und  Lehrer  an  öffentlichen  Schulen,  die  Direktoren 
und  Aerzte  an  öffentlichen  Spitälern,  Staatsärzte  Überhaupt, 
Staatsingenieure,  aber  auch  manche  Finanzbeamte  wie  Kab^iere, 
Domänenverwalter.  ^ 

Die  eigentlichen  Staatsbeamten  sind  entweder  Regie- 
rungs-  oder  Justizbeamte.  Die  ersteren  haben  wirkliche 
Regierungsfunkiiunen  auszuüben  (imperium)  und  sind  auf  der 
einen  Seite  eben  darum  innerhalb  ihrer  Amtssphäre  mit  der 
Macht  ausgerüstet,  was  sie  für  zweckmässig  und  erforderlich 
halten  im  ufleutlichen  Interesse  unzuurdaen,  zu  befehlen  und 
ihren  Befehlen  Folge  zu  verschaifen,  auf  der  anderen  Seite  aber 
auch  im  einzelnen  hinwieder  dem  höheren  Auftrage  ihrer  Vor- 
gesetzten unterworfen  und  von  diesen  abhängig.  Die  Justiz- 
beamten dagegen  haben  nicht  die  Macht,  mit  freiem  Willen 
zu  bestimmen,  was  ihnen  das  öffentliche  Interesse  zu  erfordern 

« 

3  Schmitthenner,  Staatsrecht,  S.  503.  Der  Ausdruck  techniBche 
Beamte,  den  er  den  eigentlichen  Regierungsbeamten  entgegensetzt,  und 
unter  welchem  er  die  Richter  mitbegreift,  würde  besser  für  die  obige 
Gattung  von  Staatsbeamten  passen. 
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scheint,  sondern  nur  die,  das  erkannte  bestehende  Recht  aus- 
zusprechen und  nach  festen  Rechtsregeln  zu  handhaben  (ju- 
risdictio),  aber  bei  dieser  Thätigkeit  werden  sie  lediglich 
durch  ihr  eigenes  Wissen  und  Gewissen,  und  nicht  durch  ein- 
zelne Aufträge  der  Staatsregierung  gebunden  und  bestimrat. 
Im  normalen  Zustande  sind  vorzugsweise  die  ersteren  zu 
liberaler,  die  letzteren  zu  konservativer  Thfitigkeit  berufen. 

3.  Von  beiden  Arten  der  Staatsbeamten  sind  die  Staats- 
angestellten und  die  Amtsgehilfen  zu  unterscheiden.  Sie 
sind  zwar  auch  Staatsdiener,  aber  sie  haben  kein  eigentliches 
Amt,  daher  auch  weder  eine  Amtsgewalt  noch  eine  selbständige 
Amtssphäre,  sondern  sind  lediglich  Gehilfen  der  ihnen  vor- 
gesetzten Beamten  und  von  diesen  abhängig;  z.  B.  Kanzellisten, 
Aufseher  in  öffentlichen  Anstalten,  Finanzgebilfen  u.  s.  f.  Zu 
dem  Hange  von  Staatsdienern  sind  sie  erhoben,  weil  sie  immer 
noch  eine  organische  Thätigkeit  im  öffentlichen  Dienste  und 
insofern  eine,  wenn  auch  niedere  geistige  Funktion  ausüben. 
Wenn  auch  diese  zurücktritt,  und  die  bloss  mechanische 
Dienstleistung  als  Hauptsache  erscheint,^  so  hört  auch  die 
Eigenschaft  eines  Staatsdieuers  auf,  ungeachtet  dieselbe  von 
dem  Staate  benutzt  und  gefordert  wird.  Lakaien,  Portiers, 
Pedellen,  Waibel,  Gerichtsdiener,  Gendarmen  gehören  zu 
dieser  letzteren  Klasse,  welche  man  füglich  Staatsbediente 
nennen  kann.  Ihr  Bechtsverhältnis  ist  denn  auch  mehr  nach 
Analogie  der  Bestimmungen  des  Dienstvertrags  im  Privatrecht 
zu  behandeln  als  nach  den  wesentlich  staatsrechtlichen  über 
den  Staatsdienst. 

4.  Femer  ist  der  Gegensatz  zwischen  Givilbeamten 
und  Militärs  teilen,  zuerst  von  dem  Kaiser  Konstantia 

3  Auf  diesen  Gegensatz  hat  Schmitthenner  (Staatsrecht,  S.  503) 
mit  Recht  aufmerksam  gemacht  Wenn  er  aber  die  Staatsangestellten 
S  u  b  a  1 1  e  r  n  b  e  a  ni  t  e  heisst,  so  wird  damit  nur  die  Unterordnung  ans* 
gedrückt,  die  aucli  unter  den  wirldichen  Beamten  stattfindet  Man  kann 
den  Gegensatz  auch  bezeichnen  Staatsbeamte  und  A m ts gehilf en. 
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dem  Grossen  ausgebildet,^  auch  in  den  modernen  Staaten  von 
Bedeutung.  Als  Staatsdiener  sind  nur  die  Offiziere,  nicht  auch 

die  Soldaten  zu  betrachten,  weil  nur  jene  ein  Kommando 
haben,  und  bei  diesen  überhaupt  entweder  die  allgemeine 
Bürgerpflicht,  Militärdienste  zu  leisten,  oder  die  privatrecht- 
liche  Form  der  Werbung  den  Dienst  begründet.  Von  den 
Civilämtern  unterscheiden  sich  die  Militärstellen  hauptsächlich 
teils  durch  die  strengere  Disciplin,  den  militärischen  Gehor- 
sam, teils  dadurch,  dass  ihre  Funktionen  nur  mittelbar  obrig- 
keitlich, weil  von  sekundärer  bloss  vollziehender  Natur  sind. 

5.  Man  unterscheidet  Kollegial-  und  Individuai- oder 
Einzelämter,'  je  nachdem  entweder  eine  Mehi*zahl  von 
Beamten  gemeinsam  beraten  und  mit  Mehrheit  Beschlüsse 
fassen,  oder  jeder  einzelne  Beamte  selbständig  handelt.  Zum 
Bäte,  welcher  vielseitige  Erwägung  fordert,  sind  die  Kolle- 
gien, zur  That,  in  welcher  die  rasche  und  einheitliche  Willens- 
energie  entscheidet,  sind  die  Individualämter  geeigneter. 

Je  nach  Umständen  lassen  sich  auch  kollegiale  Beratung 
mit  individueller  Entscheidung,  wie  z.  B.  der  Minister  nach 
vorheriger  Beratung  in  dem  Kollegium  der  Ministerialräte 
verbinden. 

Ferner  werden  je  nach  der  lieber-  und  Unterordnung 
und  je  nach  dem  Umfang  des  Verwaltungsbezirkes  unterschie- 
den, die  obersten  Centraiämter  (Landesämter),  die  diesen 
untergeordneten  Mittelämter  (Proviuzial-,  Bezirks-,  Kreis- 
ämter) und  die  untersten  Lokalämter  (Gemeindeämter). 
Zuweilen  kommen  auch  konkurrierende  Aemter  vor,  wie 
vorzüglich  die  altrömischeu  Magistraturen  oder  die  englischen 
Friedensrichterämter,  insofern  mehrere  Beamte  in  demselben 
Amtsbezirk  dieselben  Befugnisse,  aber  jeder  einzeln,  ausüben. 

6.  Der  Regel  nach  gehören  zum  Amt: 

*  Vgl.  oben  Buch  VII,  Kap.  6,-  ö.  589.  Gibbon,  tieschichte  des 
römiöchcn  lieichs.  Kap.  17. 

ö  Vergl.  Po/il  im  deutschen  Staatswürterbuch,  Art.  Amt. 
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a)  eine  bestimmte  Ait  und  ein  bestimmter  Umfang  öffent- 
licher Befugnisse  und  Pflichten,  welche  bei  den  obrigkeitlichen 
Aemtern  Kompetenz  (Zuständigkeit)  genannt  wird; 

b)  ein  örtlicher  Sitz:  Amtssitz,  welcher  als  ei^^entiiches 
Centrum  und  Wohnsitz  der  amtlichen  Geschäftsthätigkeit  an- 
gesehen wird;  auch  die  wandernden  Beamten  haben  doch 
einen  festen  Amtssitz; 

c)  ein  räumlicher  Amtsbezirk  oder  Amtssprengel. 

7.  Das  Rechtsverhältnis  des  Staatsdieners  ist  nicht,  wie 
man  das  früher  wohl  versucht  hat,  als  ein  privatrechtliches 
Vertragsverhältnis  aufzufassen,  sondern  es  ist  von  wesent- 
lich staatsrechtlicher  Natur.  Der  Gesichtspunkt  des 
Mandats  passt  darauf  so  wenig  als  der  fiberdem  unwürdige 
der  Dienstmiete.  Weder  die  Begründung,  noch  der  Inhalt, 
noch  die  Aufhebung  des  Staatsdienstes  lässt  sich  aus  dem- 
selben erklären. 

Die  licgründung  desselben  geschieht  im  öjGfentlichen  In- 
teresse durch  einen  in  Form  und  Inhalt  Norm  gebenden 
Willensakt  des  Staates,  das  Anstellungsdekret^  Man 

6  (;(jiiiier,  Der  Staatsdieiiöt  aus  dem  Gesichtspunkt  des  Rechtes. 
J.andshui  1808.  —  Zachariä,  D.  St.  U,  25  fT.  Schmittbeuuer  (Staats- 
recht, S.  509 )  verwirft  zwar  jene  le^istische  Auffassung  mancher  neueren 
Juristen,  die  sonderbar  genu{^  das  römische  Privatrecht  luv  uns  sogar  in 
einem  Verlmitnisse  als  massgebend  ansahen,  wo  die  Romer  selbst  in 
ihrem  Staate  nie  daran  gedacht,  dasselbe  anzuwenden:  aber  er  behauptet 
doch-  der  Staatsdienst  werde  dm-ch  Vertrag,  nur  keinen  oblit^atürischen 
<dnge;^'^anj4en.  Dieser  Vertrn';-  nämlich  „gehe  der  Bestallung  als  causa 
praecedens  voran,  wie  dei  Investitur  bei  dem  liehen  der  Lehensvertrag". 
Aber  diese  Ansicht  ist  ei »en falls  irricr.  Vorhergelicnde  Verträge  der  Art 
kommen  in  der  WirkliclikeiL  nur  ausnahmsweise  vor.  denn  die  Anfrage, 
ob  jemand  ein  Ami  annehmen  würde,  und  die  Zusage  desselben  bewirkt 
noch  keinen  Wi  lrag.  Ein  solcher  Vertrag  müsstc  somit  fingiert  werden, 
und  dafür  gibt  es  keinen  Grund.  Wo  er  aber  ausnahmsweise  vorkommt, 
da  wirkt  er  auch  nur  privat-,  nicht  staatsrechtlich,  gehört  also  nicht 
hierher.  Die  Annahme  der  Anatellung,  welche  dieser  nachfolgt,  und  die 
Ablehnung  derselben  bind  zwar  freilich  Willensakte  des  Individuums, 
welches  das  Amt  übernimmt  oder  ausschlägt.    Aber  sie  ändern  deu 
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hat  wohl  diesen  Akt  ein  Specialgesetz  genannt,  ein  Ausdruck, 
welcher  indessen  besser  vermieden  wird,  da  er  in  der  Regel 
nicht  durch  den  gesetzgebenden  Körper,  sondern  in  Monarchien 
durch  den  Monarchen,  in  Republiken  bald  durch  die  Regie- 
rung bald  durch  die  Yolkswahl  gefibt  wird.  Dieser  Akt  ist 
selbst  in  dem  immerhin  seltenen  Falle,  wo  demselben  eine 
Unterhandlung  und  ein  wirklicher  Vertrag,  z.  B.  mit  einem 
Ausländer,  dessen  Dienste  ein  Staat  zu  erwerben  wünscht, 
vorhergeht,  wesentlich  ein  einseitiger  Willensakt  der  über- 
geordneten Staatsgewalt,  und  nie  kann  aus  jenem  Vertrage 
eine  Civilklage  auf  wirkliche  Anstellung  gegeben  und  das 
Dekret  etwa  durch  gerichtlichen  Zwang  dem  Staate  abgedrungen 
werden.  Vielmehr  berechtigt  auch  dann  ein  solcher  Vertrag 
nur  zu  einer  Kntschädigungsforderung  von  ganz  privatrecht- 
lichem Inhalt,  wenn  das  Anstellungsdekret  vom  Staate  nicht 
vollzogen  werden  sollte. 

Das  Wesen  ferner  des  Staatsdienstes  liegt  in  den  Funk- 
tionen, welche  vom  Staate  aus  bestimmt  werden  und  einen 
öffentlichen,  organischen  Charakter  haben.  Das  Amt 
besteht  nur,  insofern  der  Staat  zu  seinem  Leben  seiner  bedarf, 
in  keiner  Beziehung  aber  um  des  Individuums  willen, 
welches  dasselbe  inne  hat.  Es  kann  daher  auch  seiner  Natur 
nach  nicht  zu  eigenem  Privatrechte  verliehen  noch  als  solches 
Gegenstand  des  Trivatverkehrs  werden.  Wo  derlei  geschehen 
ist,  wie  im  Mittelalter  und  später  noch  in  I^'raukreich,  da  war 
eben  der  Staat  selbst  noch  in  den  Banden  des  Privatrechtes 
gefangen  und  noch  nicht  zu  vollem  Bewusstsein  seines  politi- 
schen Daseins  gelangt. 

8.  In  der  mit  dem  Amte  verbundenen  Besoldung  aber 
liegt  allerdings  ein  privatrechtliches  Element,  denn  die 
Besoldung  ist  wesentlich  dafür  gegeben,  um  die  ökonomische 

obrigkeitlichen  Charakter  des  OekreLLä  nicht.  [Vgk  hiergegen  Loening 
a.  a.  0.,  S.  119.] 
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Existeüz  der  Person  und  ihrer  Familie  zu  sichern,  welche 
ihre  Dienste  dem  Staate  leistet  und  daher  von  dem  Staate 
Lebensunterhalt  verlangen  darf.  Die  BesoldungsansprQche 
haben  keinen  politischen,  sondern  einen  vermögensrechtlichen 
Inhalt.  Sie  können  daher  wohl  durch  den  Givilrichter  ge- 
schätzt werden. 

Aber  das  Wesen  des  Staatsamts  wird  nicht  dadurch  be- 
stimmt. Ks  hat  in  allen  Zeilen  auch  unbesoldete  Staatsämter, 
sogenannte  Ehrenämter  gegeben,  die  in  der  Hauptsache 
dieselbe  organische  Bedeutung  hatten,  wie  die  besoldeten 
Berufsämter.  Die  englischen  Friedensrichter  sind  unzweifel- 
haft Polizeibeamte  des  Staates,  ebenso  wie  die  besoldeten 
preussischen  Landräte,  welche  ebenfalls  Polizeibeamte  des 
Staates  sind. 


Neuntes  KapiteL 

.  Besetzung  der  Staatsämter. 

1.  Die  Erbliclikeit  der  Aemter,  im  Mittelalter  allent- 
halben in  Europa  eingeführt,  wird  in  den  modernen  Staaten 
mit  Becht  ebenso  allgemein  verworfen.  Die  Geschichte  des 
Mittelalters  hat  unwiderleglich  bewiesen,  dass  die  Erblichkeit 
der  Aemter  diese  in  Herrschaften  umwandle,  und  so  die 
Einheit  und  Ordnung  des  Staates  auflöse.  Die  Funktionen  des 
Amtes  erfordern  flberdem  persönliche  Befähigung  des  Staats- 
dieners. Diese  aber  ist  nicht  erblich,  sondern  individuell. 
Die  Erblichkeit  der  Ansprüche  auf  das  Amt  gewährt  somit 
keine  Garantie  für  die  Tüchtigkeit  des  Beamten  und  ver- 
sperrt zum  Schaden  des  Staates  anderen  fähigen  Individuen 
den  Weg  zu  öffentlicher  Wirksamkeit. 

Nur  ganz  ausnahmsweise  kommen  daher  in  dem  neueren 
Staate  noch  Erbämter,  und  gewöhnlich  nur  da  vor,  wo  mit 
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denselben  keine  Funktionen  der  Staatsgewalt,  sondern  nur 
Ehrenrechte  verbunden  sind,  wie  die  aus  dem  Mittelalter 

stammenden  Erbhofämter. 

Indem  der  moderne  Staat  in  dem  Amte  vornehmlich  die 
öffentliche  Pflichterfüllung  als  Hauptsache  erkennt,  hat 
er  die  Aemter  abgelöst  von  den  Banden  der  Familie,  des 
Standes  und  des  Grundbesitzes. 

2.  Heute  noch  von  grosser  Bedeutung  ist  der  Gegensatz 
der  Berufsämter  und  der  Ehren &mt er.  Jene  nehmen  die 
ganze  Thätigkeit  des  Mannes  in  dem  Sinne  iii  Anspruch,  dass 
dieser  in  der  Pflichtübung  des  Amtes  die  Hauptbeschäftigung 
seines  Lebens,  seinen  Lebensberuf  findet.  Wo  das  Amt  zum 
Beruf  gesteigert  ist,  da  werden  um  deswillen  höhere  Anfor- 
derungen an  den  Beamten  gestellt,  da  wird  eine  genügende 
Vorbildung  und  Einübung  verlangt.  Aus  demselben 
Grunde  aber  hat  der  BeruÜBbeamte  auch  einen  natürlichen 
Anspruch  auf  eine  gesicherte  ökonomische  Stellung.  Wenn 
sein  Leben  dem  Berufe  eines  Staatsdieners  gewidmet  ist,  so 
darf  er  erwarten,  auch  den  Lebensunterhalt  von  dem  Staate 
zu  empfangen. 

Die  Ehrenämter  erfordern  dagegen  nur  einzelne  utfent- 
liche  Pflichtübungen,  wie  sie  sich  auch  von  solchen  Personen 
erwarten  lassen,  deren  Lebensberuf  nicht  dem  Staate  gewidmet 
ist,  die  vielmehr  irgend  einem  Privatberuf  als  Landwirte, 
Kaufieute,  Gelehrte  u.  s.  f.  ihre  Hauptthätigkeit  zuwenden 
und  von  ihrem  Privatberufe  oder  ihrem  Privatvermögen  auch 
ihren  Lebensunterhalt  erhalten. 

Die  Berufsämter  sind  geradezu  unentbehrlich,  wo  die 
öffentlichen  Funktionen  technische  Kenntnisse  voraussetzen 
und  die  stetige  Thäti^eit  des  Beamten  verlangen.  Ehren- 
ämter sind  vorzüglich  anwendbar,  wo  es  sich  nur  um  vorüber- 
gehende Leistungen  handelt,  wie  z.  B.  in  dem  Gesckwornen- 
und  Schöffendienst,  oder  bei  der  Teilnahme  an  repräsentativen 
Versammlungen.  Die  Ehrenämter  köinnen  nur  den  reichen 

Bluntschli»  allgemeine  Staatslehre.  39 
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oder  (loch  wohlhabenden  Klassen  der  Gesellschaft  auferlegt 
werden;  den  grossen  Volksklassen  fehlt  es  an  der  Bildung 
oder  an  der  Müsse  dazu^  oder  an  beidem.  Von  den  Kandi- 
daten für  die  Berufsamter  kann  verlangt  werden,  dass  sie  zu 
dem  Berufe  eines  Staatsdieners  erzogen  und  vorgebildet  werden. 

Für  den  modernen  Staat  sind  die  Berufsämter  wichtiger 
als  die  Ehrenämter.  In  manchen  Fällen  lassen  sich  aber  die 
Vorzüge  beider  Arten  verbinden  und  die  beiderseitigen  Mängel 
eigänzen.  Die  neuere  Entwickelnng  sowohl  der  BepräsentatiY- 
verfassung  als  der  Selbstverwaltung  ist  einer  solchen  Ver- 
bindung eines  leitenden  Berufsbeamten  und  mit- 
wirkender repräsentativer  Ehrenämter  günstig.  Von 
der  Art  sind  z.  B.  die  Verbindung  des  Landrates  mit  den 
Mitgliedern  des  Kreisausschusses  in  Preussen,  der  Bezirks- 
ämter mit  den  Bezirksräten  in  Baden,  der  Berufsrichter  mit 
Geschwornen  und  Schöffen. 

3.  Während  in  manchen  staatlichen  Fortschritten  oft  Eng- 
land, teilweise  auch  Frankreich  vorausgegangen  sind,  so  sind 
in  der  zweckmässigen  Organisation  der  Berufsbeamtung 
die  deutschen  Staaten  den  übrigen  Völkern  vorhergegangen. 
Das  deutsche  System  gewährt  die  stiiik.^ien  Bürgschaften  für 
einen  fähigen  und  pflichttreuen  Beamtenstand.  Die 
Grundzüge  des  deutschen  Sjstemes  sind: 

a)  Der  Zutritt  zu  den  Aemtern  ist  niemandem  ver- 
schlossen. Der  Sohn  des  Armen,  der  Talent  hat,  kann  zu 
diesem  höchsten  Beruf  empoisteigen,  wie  der  Sohn  des  vor- 
nehmsten Mannes.  Zahlreiche  Stipendien  erleichtem  auch  dem 
Unbemittelten  das  Studium.  Aber  die  grosse  Mehrzahl  der 
Studierenden  gehört  thatsächlich  den  höher  gebildeten  Familien 
an  und  bringt  so  von  dem  elterlichen  Hause  her  ein  reiches 
Mass  überlieferter  Bildung  und  Sitte  auf  die  hohe  Schule  mit. 
Dadurch  wird  von  Anfang  an  die  ganze  Masse  der  Studierenden 
aus  den  niederen  Begionen  des  Volkslebens  auf  eine  höhere 
Stufe  der  Kultur  gehoben. 
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b)  Regelmässig  wird  für  die  sogenaanten  Aspiranten  des 
Staatsdienstes  vorerst  Gymnasialbiidung  .und  nachher  Uni- 
versitätsbildung  gefordert.  Nnr  für  einzelne  technische 
Aemter,  z.  B.  Ingenieure,  Architekten,  vertritt  die  Bildung,  sei 
es  in  Realgymnasien,  sei  es  der  polytechnischen 
Schalen,  die  klassische  Bildung  jener  gelehrten  Schulen. 

Am  Schliiss  der  höheren  Schulbildung  findet  eine  Staats- 
prüfung  statt. 

Da  der  wissenschaftliche  Geist  der  deutschen  Universi- 
täten die  blosse  Abrichtung  zu  einem  äusserlichen  Berufe 
verwirft,  und  die  tiefere  und  freiere  Erkenntnis  der  Gesetze 
und  Principien  anstrebt,  so  werden  die  Mängel  des  chinesi- 
schen Mandarinentums  hier  durch  eine  fortschreitende  wissen-* 
schaftliche  Arbeit  überwunden.  Der  Staat  und  die  Gesellschaft 
aber  erhalten  auf  diese  Weise  eine  erhöhte  Gewähr  für  die 
tüchtige  Vorbildung  ihrer  Beamten.  Da  nnr  geprüfte  Beamte 
zu  den  Aemtem  zugelassen  werden,  so  wird  durch  dieses  Er- 
fordernis auch  den  ungebührlichen  Einflüssen  der  Parteigunst 
oder  des  Parteihasses  und  der  Hofintriguen  am  wirksamsten 
begegnet  Die  Prüfung  sichert  die  Laufbahn  des  ansgezeich- 
neten  jungen  Mannes  und  drangt  zudriimliche,  aber  unwis- 
sende, wenngleich  von  Mächtigen  begünstigte  Bewerber  zurück. 

Allerdings  darf  die  Regel  nicht  in  pedantischer  Weise 
gehandhabt  werden,  und  muss  der  Staat  auch  für  die  wünsch- 
baren Ausnahmen  sorgen,  nicht  bloss  Ausländern  gegenüber, 
deren  Fähigkeit  auch  ohne  die  Staatsprüfung  offenbar  gewor- 
den ist,  sondern  ebenso  far  ausgezeichnete  Inländer.  Gerade 
die  am  meisten  begabten  Menschen  gehen  oft  einen  eigentüm- 
lichen Lebensweg,  und  da  wäre  es  eine  Thorheit,  würde  der 
Staat  ihrer  Dienste  entbehren  müssen,  weil  sie  nicht  auf  den 
gebahnten  Wegen  vorgegangen  sind,  sondern  in  schwierigeren 
Verhältnissen  ihre  Fähigkeiten  bewährt  haben.  Es  gilt  das 
vorzüglich  für  die  Aemter,  die  eine  erhöhte  staatsmän- 
nische oder  wissenschaftliche  Befähigung  erfordern, 
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wie  Minister  und  Staatsräte  oder  Professoren  an  Universitäten. 
Für  salche  Ausnahmsfalle  lässt  sich  indessen  leicht  sorgen, 
ohne  die  Begel  irgend  zu  geüUirden  oder  za  schwächen. 

c)  Der  sogeiianiite  Referendar-  oder  Praktik  an  ten- 
dienst,  das  Noviziat,  d.  h.  die  praktische  Einübung 
derer,  welche  die  theoretische  Staatsprüfung  bestanden  haben, 
als  Gehilfen  der  Beamten  oder  der  Anwälte.  Am  Schlüsse 
dieses  Noviziats  wird  gewuhiilich  durch  eine  zweite  Staats- 
prüfung festgestellt,  ob  der  Praktikant  nun  reif  geworden 
sei,  damit  ihm  ein  Staatsamt  auTertraut  werde.  ^ 

d)  Wenn  so  die  Bedingungen  für  den  Eintritt  in  den 
Staatsdienst  erfüllt  sind,  so  erfolgt  je  nach  Bedürfnis  und 
Bewerbung  die  Ernennung  zu  einem  Staatsamt. 

Von  da  an  findet  nun  grundsätzlich  ein  allmählicher 
Fortschritt  statt,  je  nach  den  Dienstjahren  und  der  be- 
währten Tüchtigkeit.  Beförderung  im  Titel  und  Bang,  in 
der  Besoldung,  auf  der  Stufenleiter  der  Aemter  selbst  ist  dann 
die  normale  Folge.  Auch  diese  geregelte  Beförderung  bewährt 
sich  im  grossen  und  ganzen.  Aber  sie  bedarf  doch  sehr  einer 
vernünftigen  Leitung  und  Beschränkung.  Das  höhere  und 
höchste  Staatsamt  soll  doch  nicht  als  das  letzte  Ziel  eines  er- 
müdeten Strebens  verlocken.  Das  Vorrücken  der  Staatsdiener 
darf  nicht  zu  sehr  nach  mathematischen  Bücksichten  auf  das 
Dienstalter  bestimmt  werden.  Die  Qualität  ist  hier  entschei- 
dend. Gute  Köpfe  werden  oft  durch  vieljährige  fabrikähnliche 
Beschäftigung  mit  untergeordneten  Diensten  abgemattet,  und 
wenn  sie  nach  langen  Mühen  und  Entbehrungen  endlich  auf- 
wärts steigen,  und  höhere  geistige  Anforderungen  an  sie  ge- 
stellt werden  müssen,  so  sind  sie  erlahmt  und  ihre  beste  Kraft 

1  R.  y.  Mohl  in  der  Zeitschrift  für  Rechts  Wissenschaft  des  Aus- 
landes von  Mittermaier  XYI,  S.  431  ff.  Ed.  Labonlaye,  De  Tenseig- 
nement  et  du  noyidat  administratif  en  AUemagne  in  Wolowsky^  Revue 
XVIII.  Blnntschli,  Deutsche  Rechtsschulen  %  Aufl.,  S.  92  ff.  Y ivien, 
l^t  Adm.  I,  8.  205.       Hohl,  Politik,  Bd.  IL 
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erstorben.  Auch  dieses  Uebel  ist  aber  nicht  in  dem  Wesen 
des  Systems  begründet^  sondern  nur  eine  Folge  seiner  bureau- 
ki-atischen  Entartung,  die  dadurch  hinwieder  fortwährend  ge- 
nährt wird.  Gerade  die  höchsten  politischen  Aemter  erfordern 
noch  die  ungebrochene  volle  Kraft  reifer  Männer  und  dürfen 
nicht  das  Privilegium  der  Greise  werden.  Daher  ist  üElr  sie 
die  Ancieniiotät  am  wenigsten  anwendbar. 

e)  Die  vom  Staate  gewälurte  Besoldung  sichert  dem  Be- 
ru&beamten  einen  standesgemSssen  Lebensunterhalt,  für  ihn 
und  seine  Familie.  Freilich  sind  die  Besoldungen  der  grossen 
Mehrzahl  der  deutschen  Beamten  sehr  sparsam  bemessen  und 
stehen  hinter  den  heutigen  Einnahmen  vieler  Industrieller  sehr 
zurück ;  aber  sie  sind  auch  gegen  die  WechselfiUle  dieser  ge- 
schützt und  gewähren  doch  dem  Träger  des  Amtes,  besonders 
in  Verbindung  mit  einigem  Privatvermögen .  bei  sorgfältiger 
Wirtschaft  ein  anständiges  Auskommen.  Würden  die  wohl 
noch  zu  zahlreichen  Berufsämter  durch  Ehrenämter  mehr  er- 
gänzt, so  würden  jene  vermindert  und  dann  auch  besser  be- 
soldet werden  können. 

f)  Der  deutsche  Berufsbeamte  hat  überdem  pragmati- 
sche Rechte,  d.  h.  einen  gesicherten  Rechtsanspruch  auf  eine 
feste  Besoldung  und,  wenn  der  Staat  seiner  Dienste  nicht 
mehr  bedarf,  oder  wenn  er  im  Alter  oder  aus  Kränklichkeit 
verhindert  wird,  das  Amt  zu  versehen,  Anspruch  auf  einen 
Ruhegehalt  (Pension). 

Infolge  dieses  Systems  wird  der  deutsche  Beamten- 
körper von  dem  Selbstgefühl  einer  gesicherten  und  geach* 
teten  Lebensstellung  erfüllt  und  gehoben.  Es  hat  sich  in  ihm 
das  Bewusstsein  der  Zusammengehörigkeit  entwickelt  Er 
bildet  einen  wirklichen  Berufsstand  und  hat  im  Staat  auch 
die  Bedeutung  einer  politischen  Macht,  mit  der  man 
rechnen  muss,  die  weder  das  Staatshaupt  noch  die  Volksvertre- 
tung geringschätzen  dürfen,  deren  Mitwirkung  für  beide  unent- 
bebrlich  ist  und  welche  beide  teils  ergänzt,  teils  beschränkt. 
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4.  Das  englische  System  ist  von  Grund  aus  verschieden. 
Einen  so  durchgebildeten  und  gefestigten  Beamtenkörper  gibt 
es  nicht  An  der  Stelle  der  deutschen  Berufsbeamten  sorgen 
unbesoldete  Ehrenämter  der  englischen  Aristokratie  für  Polizei, 
Verwaltung  und  Rechtspflege  in  den  Grafschaften.  Die  eng- 
lischen Minister  gehen  nicht  aus  dem  Beamtenstande  hervor, 
sondern  aus  den  parlamentarischen  Parteien.  Eine  grosse 
Zahl  von  öffentlichen  Aemteru  wird  durch  den  Einfluss  der 
Parteien  besetzt,  ohne  Rücksicht  auf  Vorbildung,  aber  mit 
Rücksicht  auf  die  Empfehlung  einflussreicher  Mitglieder  des 
Parlaments  (Patronage). 

Indessen  macht  sich  auch  in  England  das  Bedürfnis  mehr 
als  früher  geltend  nach  Vorbildung  und  Prüfung  des  Kandi- 
daten. Für  die  höheren  Richtcrstellen  wird  schon  seit  langem 
juristische  Bildung  gefordert,  freilich  nicht  üniversitätsbildung, 
sondern  nur  Teilnahme  an  den  Körperschaften  (Inns)  der 
Londoner  Juristen,  Anwaltspraxis  und  Anwaltssitten.  Neuerlich 
werden  auch  eine  Anzahl  technischer  Aemter  an  Prütuugen 
gebunden ;  und  es  werden  dadurch  unfähige  Personen  zurück- 
gewiesen und  der  Einfluss  der  Parteien  und  dar  Patrone  ver- 
niindert.  Bei  Ministerwechseln  werden  doch  nur  etwa  GO  Stellen 
in  Frage  gestellt,  teils  eminent  politische  Aemter,  teils  Uof- 
stellen.^ 

5.  Die  nordamerikanische  Besetzung  der  Aemter  be- 
ruhte ursprünglich  auf  dem  englischen  System,  aber  wurde 
mit  rßpublikanischem  und  demokratischem  Geiste  erfüllt  Seit 
der  Regierung  des  Präsidenten  Jackson  ist  die  geföhrliche 
Sitte  starker  Wechsel  aufgekommen.  Wird  ein  neuer  Präsi- 
dent gewählt,  also  je  nach  4,  höchstens  Ö  Jahren  und  kommt 
Yielleicht  eine  andere  Partei  zum  Regiment,  so  werden  eine 
Menge  Stellen  frei  und  mit  neuen  Personen  besetzt.  Dann 
kommi  es  zu  einer  allgemeinen  Steiieujagd  uud  die  Interessen 

2  R.  Gneis t  [Englisches  Verwaltungsrechk  3.  Aufl.  (1883),  S.  230  ff.] 
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des  Staates  und  der  Gesellschaft  werden  weniger  beachtet,  als 
die  Wünsche  der  Parteien  und  die  Amtsgierde  der  Bewerber. 
Das  ganze  Beamtenwesen  ist  daher  unsolid  und  heftigen 
Schwankungen  ausgesetzt;  und  der  Korruption  ist  schwer  zu 
begegnen.  Nur  die  Richterämter  sind  besser  geschützt  gegen 
solchen  Wechsel.  Die  Sitt^,  die  Riditer  aus  den  bewährten 
Advokaten  zu  wählen,  berücksichtigt  die  juristische  Gewandt- 
heit und  Rechtskunde. 

6.  In  Frankreich  gibt  es  zwar  einen  Beamtenstand, 
aber  er  ist  weder  so  selbständig  gestellt,  wie  der  deutsche, 
denn  das  Staatsbaupt,  d.  h.  die  jeweiligen  Ministerien  haben 
grössere  Macht,  die  Beamten  frei  zu  ernennen  und  zu  ent- 
lassen, noch  sind  die  Garantien  für  die  wissenschaftliche  Vor- 
bildung so  stark.  Für  eine  grosse  Zahl  von  technischen  Stellen 
wird  freilich  Vorbildung  in  einer  Specialschule  gefordert  ( j  oly- 
technische  Schule,  Kriegsschule,  Normalschule),  für  Kichter- 
ämter  wird  Universitätsbildung  verlangt.  Aber  die  Regel  ist 
nicht  so  allgemein  durchgeführt  wie  in  Deutschland.  Die  Ab- 
hängigkeit der  Beamten  von  der  Regierung  ist  strenger;  der 
Parteigehorsam  wird  rücksichtsloser  gefordert  und  mehr  be- 
achtet als  die  Pflichttreue  gegen  den  Staat  und  das  Amt. 

7.  In  den  republikanischen  Staaten  sowohl  des  Altertums 
als  teilweise  auch  der  neueren  Zeit,  wie  in  der  Schweiz  und 
in  Amerika,  ist  das  System  der  Ernennung  auf  bestimmte 
Zeitfrist)  meistens  von  wenig  Jahren,  herrschend  geworden, 
zuweilen  mit,  zuweilen  auch  ohne  die  Möglichkeit  der  Er- 
neuerungswahlen. Für  Gemeindeämter,  welche  in  der  Regel 
keine  höhere  Ausbildung  erfordern,  und  nur  selten  alle  Kräfte 
eines  Menschenlebens  absorbieren,  ist  dieses  System  wohl  zn 
billiL  oii.  Für  Staatsämter  aber,  welche  eine  jahrelange  Berufs- 
bildung erheischen  —  wie  das  in  unseren  neueren  künstlichen 
Lebensverhältnissen  unumgänglich  nötig  geworden  ist  —  ist 
dasselbe  mit  grossen  ^'achteilen  verbunden.  Es  befördert 
nämlich,  indem  es  dem  Ehrgeize  einzelner  und  den  Partei- 
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Ilmtrieben  vieler  einen  willkommenen  Spielraum  eröffnet,  un- 
gemein den  Wechsel  der  Beamten,  untergräbt  so  die  Sicher- 
heit zahlreicher,  dem  Staate  geweihter  Existenzen,  und  damit 
die  Rtthe  des  Staates  selbst,  und  hindert  und  stört  vielfach 
die  nachhaltige  und  dauerhafte  Wirksamkeit  der  Aemter.  Diese 
Nachteile  werden  durch  den  Vorteil,  unföhige  oder  solche 
Beamte,  welche  das  Vertrauen  verloren  haben,  leichter  zu 
entferucn  und  durcli  Mäüuer  zu  ersetzen,  von  welchen  bessere 
Dienste  gehofft  werden,  sicher  nicht  aufgewogen.  Weniger 
bedenklich  ist  dieses  System  indessen  in  einer  Aristokratie, 
welche  von  Natur  zur  Stetigkeit  und  Mässigung  geneigt  ist, 
als  in  einer  Demokratie,  welche  ohnehin  den  Wechsel  liebt, 
gerade  darum  aber  auch  eine  natürliche  Neigung  hat,  die 
Aemter  nur  auf  kurze  Zeit  zu  besetzen.  Für  diese  kommt  die 
Gefalii'  hiiizu,  duss  der  Staat  die  Dienste  gerade  der  ausge- 
zeichnetsten und  tauglichsten  Individuen  entbehren  muss,  teils 
weil  diese  es  vorziehen,  einen  anderen  sicheren  Lebensberuf 
zu  wählen,  teils  weil  der  Wechsel  der  Stimmungen  sie  öfter 
ohne  inneren  Grund  aus  den  Aemtern  entlernt. 

8.  Die  Freiheit  des  Individuums,  ein  Amt  anzuneh- 
men oder  auszuschlagen,  zu  welchem  es  berufen  wird, 
ist  als  Regel  anzuerkennen,  nicht  weil  der  Staatsdienst  auf 
Vertrag  zu  gründen  ist,  sondern  weil  die  Natur  eines  indivi- 
duellen geistigen  Dienstes  einem  direkten  Zwange  nicht  ge- 
horcht, einer  mittelbaren  Nötigung  aber  nur  schwer  und  un- 
vollständig sich  fügt,  vielmehr  individuelle  Freiheit  als  normale 
Quelle  tüchtiger  Wirksamkeit  fordert,  und  weil  kein  Staats- 
bürger als  solcher  genötigt  werden  kann,  dem  Staate  beson- 
dere ausgezeichnete  Opfer  zu  bringen.  Diese  Regel  wird  denn 
auch  in  den  neueren  Staaten  fast  überall  anerkannt,  in  Bepu- 
bliken nicht  minder  als  in  Monarchien.^ 

8  Auch  in  der  Schweis  and  in  Nordamerika  gilt  die  Regel.  Für 
diese«  vergL  Story  III,  37,  §.  120.  Für  Deutschland  Zachariä,  D.  $t.<, 
§.  136. 
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Ausnahmen  kommen  gewöhnlich  nur  da  vor,  wo  das 
Staatsamt  sich  dem  Gemeindeamt  annaliert  oder  mit  diesem 
zusammentrifft  Die  geringeren  Ansprüche,  welche  hier  an 

das  ludividiuim  p^estellt  werden,  und  das  verbreitete  Bedürfnis 
solcher  Steilen  haben  den  Gedanken  an  eine  allgemeine 
Bürgerpflicht  in  solchen  Fällen  annehmbar  erseheinen 
lassen.^ 

9.  Die  Frage,  wann  die  Anstellung  beginnt,  ist  zwar 
schon  mehrfach  bestritten  worden.  Erinnert  man  sich  aber 
daran,  dass  dieselbe  ihrem  Wesen  nach  ein  einseitiger  Akt 
der  Staatsgewalt  ist,  welche  ein  Individuum  mit  dem  Amte 
betraut,  so  wird  mau  unbedenklich  antworten:  Der  Moment, 
in  welchem  dieser  Willensakt  als  vollendet  offenbar  wird,  d.  h. 
die  zu  Protokoll  genommene  und  unterzeichnete  Er- 
nennung oder  Wahl  ist  als  Anfang  der  Amtsdauer  zu  be- 
trachten, und  von  da  an  hat  der  Beamte  nicht  allein  auf  seine 
privatrechtliche  Besoldung,  sondern  auch  auf  die  Uebertragung 
der  mit  seinem  Amte  verbundenen  staatsrechtlichen  Befugnisse, 
wo  es  jener  überhaupt  noch  bedarf,  ein  Kecht.  Die  Mitteilung 
des  Dekrets  an  denselben,  sowie  die  spätere  Einweisung  und 
Einkleidung  in  das  Amt  sind  nur  Wirkungen  der  vollendeten 
Anstellung,  und  nicht  die  Vollendung  dieser.^ 


Zehnte»  KapiteL 

Rechte  ud  Yerpflielitiingeii  der  Staatsbeamten. 

1.  Der  Beamte  hat  vorerst  ein  Becht,  die  mit  seinem 

Amte  verbundenen  olfentlichen  Funktionen  auszuüben.  Die 

4  So  WO  eine  Stadt  zum  Staate  geworden,  wie  die  freien  Beichsstädte, 
oder  wo,  wie  im  Kanton  Appenzell,  das  Staatawesen  so  einfach  wie  dne 
Gemeinde  geartet  iet. 

9  Vergl.  darüber  den  Streit  zwischen  dem  Präsidenten  Jefferson 
und  dem  obersten  Gerichtshofe  von  Nordamerika  bei  Story  III,  37, 
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amtliche  Ermächtigung,  diese  Befugnisse  auszuüben,  heisst 
seine  Kompetenz  (Zuständigkeit). 

Dieses  wichtigste  Recht  ist  von  rein  staatsrechtlicher 
Natur.  Daher  ist  dasselbe  auch  mit  der  Verpflichtung, 
die  erforderlichen  Funktionen  auszuüben,  unauflöslich  verbun- 
den, so  dass  es  nicht  Ton  der  Williiar  des  Beamten  abhängt, 
ob  er  von  seinem  Rechte  Gebrauch  machen  wolle  oder  nicht. 
Dasselbe  ist  ihm  nicht  zu  beliebiger  Disposition,  sondern  zum 
öffentlichen  Dienste  übertragen.  Aus  demselben  Grunde  bat 
kein  Beamter  dem  Staate  gegenüber  ein  dauerndes,  in  seiner 
Person  begründetes  Recht  auf  den  ümfEing  der  Amtskompe- 
tenz, noch  auf  die  Form  seiner  öflfentlichen  Geschäftsthätig- 
keit.  Vielmehr  ist  er  in  beiden  Beziehungen  teils  den  Ord- 
nungen der  Gesetzgebung,  durch  welche  auch  gegen  seinen 
Willen  Kompetenz  und  Gescbäftsform  geändert  werden  können, 
teils  den  Vorschriften  seiner  vorgesetzten  Oberbehörde  unter- 
worfen. £s  können  ihm  daher  auch  neue,  zu  seinem  Amte 
gehörige  Dienstleistungen  aufgetragen  werden,  ohne  dass  er 
sich  solchem  Auftrage  entziehen  darf.  Das  Amt  ist  in  seiner 
ganzen  Existenz  und  Art  abhängig  von  dem  Staate  und  in- 
folge davon  das  Amtsrecht  und  die  Amtspflicht  des  Beamten 
nicht  minder. 

2.  Das  Hecht  auf  einen  dem  Amte  gemässen  Titel  und 

§.  120.  Jener  behauptete:  erst  die  Zustellung  der  ErnennimgSDrkande 
an  den  Beamten,  nicht  schon  die  Bestellung  verleihe  diesem  das  Recht. 
Dieser  dagegen  bewies  ausführlich,  dass  der  AnstdlungsahtderZastellang 
der  Urkunde  und  der  Annahme  vorhergelie^  und  in  sich  alle  Bedingungen 
der  Wirksamkeit  enthalte,  so  dass  der  anstellenden  Regierung  von  da 
an  nicht  mehr  das  Recht  zustehe,  die  AnsteUung  ungeschehen  au  machen. 
Zachariä  (D.  St,  §.  196)  beschränkt  die  Wirkung  der  AnsteUung  auf 
die  privatrechtlichen  Folgen.  Indessen  ist  diese  Beschränkung  weder 
nötig  noch  richtig,  denn  eben  als  Staatsakt  (nicht  als  Frivatvertrag) 
wirkt  schon  die  beurkundete  Ernennung,  und  die  Verschiebung  der  Amts- 
pflichten in  Ausübung  des  Amts  bis  zur  Einkleidung  widerspricht  der 
ürüheren  Gfiltigkeit  des  Rechtes  auch  mit  Bezug  auf  die  Einweisung  in 
das  Amt  keineswegs. 
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Rang  Steht  zwar  der  Person  des  Beamten  zu,  aber  auch 
dieses  Becht  beruht  auf  politischen  MotiTen,  und  hat  keinen 
privatrechtlichen  Charakter. 

Eine  Aenderiing  von  beiden  auf  dem  Wege  der  Gesetz- 
gebung ist  daher  wieder  nicht  als  ein  Eingriff  in  das  Privat- 
recht zu  verwerfen,  sondern  vollkommen  zulässig.  Dagegen 
kann  der  Rang  und  Titel  auch  über  die  Dauer  des  Amtes 
hinaus  nachwirken  und  so  zu  einem  Privatrechte  eines  ausser 
Funktion  tretenden  Beamten  werden. 

3.  Das  Becht  auf  Ersatz  der  Auslagen,  die  der  Beamte 
im  Interesse  des  Staatsdienstes  gemacht,  und  des  Schadens, 
den  er  im  öf entlichen  Dienste  erlitten  hat,  ist  eine  rein 
privatrechtliche  Wirkung  seiner  Stellung,  und  steht  be- 
soldeten und  unbesoldeten  Beamten  gleichmdssig  zu. 

4.  Dass  der  Beamte  auch  für  seine  Dienstleistung  selbst 
eine  Vergütung  zu  fordern  habe,  versteht  sich  nicht  ebenso 
von  selbst  Vielmehr  hängt  es  von  dem  Staate  ab,  mit  den 
einen  Aemtern  eine  Besoldung  zu  verbinden,  und  andere 
unbesoldet  zu  lassen.  Im  ersteren  Falle  nimmt  das  Becht 
des  Beamten,  weil  auf  Geldleistung  von  selten  der  Staatskasse 
gerichtet,  wieder  einen  privatrechtliclu n  Gliarakter  an. 

Man  kann  indessen  in  der  Besoldung  zwei  Elemente  unter- 
scheiden, und  in  manchen  deutschen  Staaten  findet  sich  diese 
Unterscheidung  gesetzlich  anerkannt  und  normiert  in  dem 
Gegensatze  des  Standes-  und  des  Dienstgehaltes.  Der 
erstere  nämlich  beruht  auf  dem  Bedürfnisse  eines  dem  Stande 
eines  Beamten  gemässen  Unterhalts,  wofür  der  Staat,  zumal 
in  den  Fällen,  wo  er  die  Kräfte  eines  ganzen  Bei  ulslebens 
fordert,  würdig  zu  sorgen  ebensowohl  eine  dringende  Ver- 
anlassung als  ein  Interesse  hat.  Der  letztere  dagegen  gründet 
sich  auf  den  mit  der  wirklichen  Ausübung  des  Amtes  zu- 
sammenhängenden Dienstaufwand  und  die  Repräsen- 
tationskosten.^    Dieser  Unterschied  wird  für  den  Fall 

1  Gönner  a.  a.  O.,  S.  144.  Beilage  IX.  «ur  bayer.  Ver£,  §.  17—19. 
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wichtig.  weDii  Beamte  aus  dem  aktiven  Dienste  in  den  Ruhe- 
stand Ueten.  Dauert  nämlich  das  Recht  auf  den  Standes- 
gehalt fort,  so  hören  dagegen  nun  die  Ansprüche  auf  den 
Dienstgehalt  auf.  Jener  ist  somit  in  höherem  Masse  privat- 
rechtlich, dieser  enger  mit  dem  Amte  und  den  öffentiiciien 
Funktionen  in  demselben  yerbunden.  Wo  an  einzelne  Funk- 
tionen Sportein  und  Gebühren  geknüpft  sind,  die  als 
besondere  Km  lumeute  den  Beamten  zufallen,  da  haben  diese 
jederzeit  den  formellen  Charakter  des  Dienstgehaltes,  auch  wo 
sie  materiell  mitberechnet  sind,  für  den  Lebensunterhalt  des 
Beamten  zu  sorgen.  Da  aber  dem  Staate  das  Kecht  unver- 
kümmert  verbleiben  muss,  derlei  l^uuktionen  lediglich  aus  dem 
Gesichtspunkte  des  öffentlichen  Interesses  zu  bestimmen,  so 
muss  hierin  der  Gesetzgebung  freiere  Hand  in  der  Festsetzung 
und  Abänderung  solcher  Gebühren  gelassen  werden;  und  nur 
die  Biiligkeitsrücksichten  treten  ein,  um  die  Gesetzgebung  zu 
einer  angemessenen  Erhöhung  der  fixen  Besoldung  zu  be- 
wegen, wenn  eine  tief  eingreifende  Verminderung  der  Sportel- 
bezüge angeordnet  wird.  Ein  Privatrecht  auf  eine  genau  ent- 
sprechende Entschädigung  für  solchen  Verlust  lässt  sich  nicht 
durchsetzen. 

5.  Aus  der  privatrechtlichen  Natur  der  Besoldung  ergibt 
sich  das  Recht  des  Beamten,  insofern  er  ohne  seine  Ver- 
schuldung das  Amt  abzutreten  genötigt  wird,  für  die  noch 
nicht  abgelaufene  Amtszeit  einen  Ruhegehalt,  Pension, 
zu  fordern.  Als  Grundlage  dieser  Forderung  ist  der  Standes- 
gehalt anzusehen,  oder  wo  nicht  zum  voraus  eine  derartige 
Ausscheidung  getroffen  ist,  die  Besoldung  selbst,  jedoch  mit 
einem  den  nun  wegfallenden  Dienstverrichtungen  und  Reprä- 
sentationskosten entsprechenden  Abzug.  Zweckmässig  ist  es, 
wenn  das  Gesetz  genauere  Bestimmungen  über  die  Grösse 
und  die  Bedingungen  solcher  Pensionen  zum  voraus  anordnet; 
denn  wenn  auch  im  allgemeinen  das  Recht  auf  Pension  in 
manchen  Fällen  schon  aus  den  AnsteUungsverhältnissen  folgt, 
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SO  ist  doch  (las  Mass  derselben  ohne  gesetzliche  Norm  im 
einzelnen  schwer  zu  bestimmen,  und  eine  gerade  hier  mit 
mancherlei  Nachteilen  verbundene  Willkür  kaum  zu  vermei- 
den. Ein  ausgedehntes  Pensionssystem  kann  zwar  zu  einer 
schweren  Last  für  die  Staatskasse  werden,  welche  durch  das* 
selbe  zu  Leistungen  verpflichtet  wird,  für  welche  der  Staat 
keine  entsprechenden  Gegenleistungen  mehr  empfängt.  Aber 
so  wenig  bei  unseren  Zuständen  Besoldungen  entbehrt  weiden 
können  für  diejenigen  Staatsämter,  welche  als  Beruf  ausgeübt 
werden,  so  wenig  und  aus  den  nämlichen  Gründen  ist  ein 
entsiiiecliendes  Pensionensystem  zu  veimeiden.  Im  Verhältnis 
zu  anderen  Erwerbszweigen  des  Handels,  der  Fabrikation,  der 
bürgerlichen  Gewerbe  überhaupt  ist  die  ökonomische  Sicher- 
stellung des  Beamten  und  seiner  Familie,  einige  seltene  Fälle 
ausgeuunimen,  eine  beschränkte  und  meistens  nur  notdürftige, 
und  doch  begehrt  der  Staat  gewöhnlich  grössere  Opfer  und 
geistigere  Bildung  von  seinen  Beamten,  und  erfordert  die 
Thätigkeit  dieser  höhere  Geistesgaben  und  Arbeiten,  als  das 
bürgerliche  Leben  in  der  Kegel  von  den  Männern  der  Industrie 
verlangt  Es  ist  daher  Pflicht  des  Staates,  die  Existenz  derer, 
welche  ihm  ihr  Leben  widmen,  vor  Not  und  unwürdigem 
Mangel  zu  bewahren,  und  das  ist  ohne  ein  billiges  Pensionen- 
System  nicht  möglich.  Dem  Volke  aber  wird  die  Last  durch 
bessere  Dienste  der  aktiven  Staatsdiener  vergolten,  und 
das  grössere  Uebel  der  Bestechlichkeit  und  Erpressung, 
welches  dem  Mangel  sich  anhängt,  in  seinem  Ursprung  über- 
wunden. 

Auf  die  hinterlassene  Witwe  und  die  Kinder  der  ver- 
storbenen Staatsdiener  die  Sorge  auszudehnen,  dazu  ist  der 
Staat  rechtlich  nicht  verpflichtet,  denn  das  Amt  ist  höchstens 
auf  Lebenszeit  vergeben,  und  die  Besoldung  daher  auch  nicht 
erblich.  Aber  in  manchen  Staaten  besteht  die  heilsame  Ein- 
richtung, dass  auch  dafür  eine  öffentliche  Pensionskasse  ge- 
gründet ist,  welche  vorzüglich  aus  Abzügen  von  dem  Gehalte 
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der  Beamten  genährt  wird,  und  für  die  Hinterlassenen  nach 
bestimmten  Verhältnissen  Pensionen  bezahlt 

6.  Die  Pflieliten  des  Beamten  folgen  grösstenteils  schon 
aus  seinen  Rechten;  überdem  der  GehursanK  den  er  seinen 
Vorgesetzten  schuldet,  die  Treue,  die  er  dem  Haupte  des 
Staates  und  dem  Lande  und  Volke  widmet,  und  das  Ge* 
heimnis,  das  er  zu  beachten  bat,  aus  seiner  Stellung  in 
dem  Staatsorganismus.  Der  Dienst-  und  Amtseid,  der  ge- 
wöhnlich von  ihm  gefordert  wird,  begründet  nicht  erst  diese 
Verpflichtung,  sondern  legt  dieselbe  ihm  näher  und  bekräftigt 
sie.  Er  ist  auch  keine  Bedingung  der  Amtspflicht,  noch  eine 
Veränderung  ihres  ümfanges. 

Die  Art  des  Gehorsams  wird  durch  die  besondere  Natur 
des  einzelnen  Amtes  näher  bestimmt.  Sie  ist  eine  andere  bei 
Regierungs-,  eine  andere  bei  Justizbeamten,  weil  die  Unter- 
ordnung jener  innerhalb  des  Hegierungsbereiches  strenger  auch 
auf  Abhängigkeit  in  materieller  Hinsicht  gerichtet  ist»  bei  der 
Justiz  dagegen  materielle  Selbständigkeit  des  Richters  ein  Er- 
fordernis einer  gerechten  Rechtspflege  ist.  Aber  auch  in  der 
Amtssphäre  der  Regierung  ist  jener  Gehorsam  kein  absoluter, 
sklavischer,  sondern  durch  die  bestehende  Bechtsordnung  und 
die  Grundprincipien  der  Sittlichkeit  näher  begrenzter  und  be- 
stimmter. Im  einzelnen  freilich  gehört  die  Frage,  oh  und 
inwieweit  der  Beamte  zum  Gehorsam  yerpflichtet  sei,  zu  den 

schwierigen. 

a)  In  formeller  Beziehung  versteht  sich,  dass  der  Be- 
amte nur  die  innerhalb  der  Kompetenz  der  Oberbehörde  und 
in  gehöriger  Form  erlassenen  Befehle  und  Aufträge  derselben 
seinem  Amte  gemäss  zu  vollziehen  hat,  dagegen  Zumutungen, 
welche  ausserhalb  der  geordneten  Amtsspbäre  liegen,  und 
vielleicht  aus  blossen  PrivatgelUsten  eines  Vorgesetzten  ent- 
springen, oder  in  ungehöriger  Form,  z.  B.  uliiie  Unterschrift, 
wo  diese  erforderlich  ist,  erlassen  sind,  ablehnen  kann,  denn 
er  ist  kein  Privatdiener,  sondern  ein  Staatsdiener  und  die 
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Prüfung  der  iürmelien  Beschaffenheit  des  Auftrags  ist  schon 
darum  unerlässlich,  weil  daran  allein  seine  Wirklichkeit  und 
RechUnfissigkeit  zu  erkennen  ist 

Wo  jedoch  die  Kompetenzfrage  streitig  und  zweifelhaft 
ist,  da  kann  es  unmöglich  in  dem  Ermessen  des  unteren  Be- 
amten stehen,  diese  Frage  zn  verneinen,  wenn  die  vorgesetzte 
Behörde  dieselbe  bejaht,  und  dadurch  die  öffentlichen  Funk- 
tionen ins  Stocken  zu  bringen.  In  solchen  Fällen  ist  dem 
subalternen  Beamten  nur  das  Becht  offen^  und  wo  nach  der 
Ueberzeugung  desselben  für  die  Rechtsordnung  oder  die  Wohl- 
fahrt des  Staates  Schaden  aus  ilicksichtsloser  Befolgung  ent- 
stehen könnte,  die  Püicht  auferlegt,  seine  Bedenken  der  Über- 
behörde vorzutragen,  und  die  weiteren  Entscbliessungen  der- 
selben nach  erneuerter  Prüfung  abzuwarten. 

b)  In  keinem  Falle  ist  der  Gehorsam  des  Beamten  so 
ausgedehnt,  dass  er  durch  höheren  Befehl  angehalten  werden 
kann,  die  obersten  Principien  der  Religion  und  der  Sittlichkeit 
zu  verletzen,  oder  an  einem  Verbrechen  teilzunehmen.  Jene 
zu  verletzen,  oder  dieses  zu  begehen,  kann  niemals  Aufgabe 
des  Staates  und  der  amtlichen  Funktionen  sein.  Von  dem 
Staatsdiener  darf  nicht  verlangt  werden,  was  der  Mensch 
zu  verweigern  durch  das  Menschenrecht,  der  Religions- 
genosse  durch  das  Gebot  der  Religion,  oder  der  Bürger 
durch  das  Strafgesetz  des  Staates  selbst  verpflichtet  ist 

c)  Der  blosse  gesetzwidrige  oder  ungerechte  Inhalt 
einer  Verfügung  aber  berechtigt  den  subalternen  Beamten 
keineswegs  zum  Ungehorsam,  sondern  wieder  nur  dazu,  die 
ihm  nötig  scheinenden  Vorstellungen  der  Oberbehörde  vorzu- 
tragen. Der  Beamte  darf  voraussetzen,  dass  diese  nicht  habe 
dem  Gesetz  oder  der  Gerechtigkeit  zuwider  handeln  wollen. 
Es  ist  möglich,  dass  sie  die  Sache  selbst  nicht  nach  allen 
Seiten  geprüft,  die  schädlichen  Folgen  einer  Gesetzesverlctzung 
übersehen,  möglich  dass  die  bescheidene  oder  freimütige  Auf- 
klärung darüber  eine  Aenderung  des  Auftrages  zur  Folge  habe. 
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Der  Beamte  darf  nicht  versäumen,  auch  seine  Oberbehörde 
wie  den  Staat  selbst  vor  einem  Missgrlüe  zu  bewahren,  deu 
jene  später  bereuen  wflrden,  wenn  er  das  durch  seine  fieiich1> 
erstattung  zu  erreichen  vermag.  Hilft  aber  diese  nicht  und 
beharrt  die  vorgesetzte  Behörde  auf  ihrer  lustiuktion,  dann 
ist  Gehorsam  Pflicht  des  ünterbeamten.  Bann  aber  hat  die 
Verantwortlichkeit  dafür  nicht  dieser,  sondern  jene  allein  zu 
tragen.  Die  entgegengesetzte  Annahme  würde  die  l^mlieit  der 
StaatsregieruDg  auflösen  und  ihre  Macht  lähmen  uud  so  für 
die  Staatsordnung  weit  verderblichere  Folgen  haben,  als  eine 
einzelne  Gesetzwidrigkeit,  für  welche  die  befehlende  Behörde 
verantwortlich  isL^ 

Die  Yerfassungswidrigkeit  der  Aufträge  ist  zunächst, 
wo  nicht  besondere  Vorschriften  Ausnahmen  anordnen,  ganz 
ebenso  zu  behandeln;  und  auch  hier  dail  nicht  zugegeben 
werden,  dass  die  Unterbehörde  durch  ihren  Widerstand  gegen 
die  Anordnung  ihrer  Obern  die  verfassungsmässige  Unter- 
ordnung im  Staate  selbst  zur  Anarchie  umkehre  und  verderbe, 
weil  sie  vermeint,  die  Verfügung  jener  stehe  in  einem  Wider- 
spruch mit  einer  einzelnen  Verfassungsbestimmung. 

2  Dieser  Grandaats  ist  auch  in  einseinen  Verfassungen  ausdräckliGli 
ausgesprochen^  z.  B.  für  Hannover  1833,  §.  161:  „In  gehöriger  Form 
erlassene  Befehle  Torgesetzier  Behörden  befr^en  sie  (die  Beamten)  von 
der  Verantwortung  und  Übertragen  dieselbe  an  den  Befehlenden,**  und 
von  Meiningen  §.  104  und  von  Altenbur^^  37  geradezu:  „Die 
Verantwortlichkeit  für  jede  gesetzwidrige  Verfügung  haftet  zunächst  auf 
den:genigen,  von  welchem  sie  ausgegangen  istj  Befehle  einer  höheren 
Behörde  decken  solche  nur,  wenn  sie  in  gehöriger  Form  von  dem  kom- 
petenten Obern  ansgegangen  sind,  wodurch  dann  dieser  verantwortlicli 
wird."  Gön  ner  (a.  a'.  0.,  §.  79)  scheint  die  „gloria  obsequil**  nicht  anders 
zu  verstehen,  obwohl  er  allerdings  in  der  Begründung  nicht  glticklich 
den  Beamten  zur  „Maschine**  macht;  denn  die  Verpflichtung  zurRemon> 
stratioii  gegen  ungerechte  Auftrage  erkennt  er  an  und  beschränkt  auch 
die  Pflicht  des  Gehorsams  in  formeller  und  materieller  Besiehung,  S.  206. 
Der  Ausdruck  Gönners  hat  übrigens  einen  mönchischen  Beigeschmack. 
[Vgl.  über  diese  überaus  bestrittene  Frage  Schulze,  Deutsches  Staats- 
recht I,  S.  325  ff.;LabandI,S.  427  if.;  Loening,  Verwaltungsrecht 
S.  m  u.  f.] 
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7.  Der  Geist  der  Treue  reicht  weiter  ais  die  Pfliclit 
des  Gehorsams.    Diese  wird  erföllt,  wenn  der  Beamte  die 

erhaltenen  Auftiäj^e  in  Form  und  Inhalt  vollzieht.  Jene  aber 
bindet  und  hält  ihn  in  seinem  übrigen  freien  Wirken.  Wenn- 
gleich die  Treue  nicht  mehr  wie  vormals  in  der  mittelalter- 
lichen Lehensverfassuug  als  das  vorherrschende  Lebensprincip 
der  Staatsordnung  betrachtet  werden  kann,  vielmehr  in  dem 
modernen  Staate  teils  durch  die  Gesetzgebung  die  Befugnisse 
der  Aemter  schärfer  bestimmt  sind,  teils  die  politische  Thätig- 
keit  des  Beamten  weniger  von  der  persönlichen  Verbindung 
mit  dem  Oberhaupte  des  Staates,  als  vielmehr  von  den  Bedürf- 
nissen des  Staates  ihren  Anstoss  und  ihre  Richtung  empfängt, 
SU  ii>t  duch  die  Treue  auch  in  dem  modernen  Staatsleben  kein 
veralteter  und  kein  entbehrlicher  Begritf.  Es  berulit  noch 
auf  ihr  der  moralische  Zusammenhang  und  die  Harmonie  des 
Beamtenorganismus  grossenteils. 

Der  Beamte,  welcher  in  einzelnen  und  sogar  in  wichtigen 
Beziehungen  eine  andere  politische  Ueberzeugung  hat  als  seine 
Oberen  und  diese  unter  Umständen  ausspricht,  verletzt  zwar 
die  Treue  nicht  schon  aus  diesem  Grunde,  aber  wenn  er  sich 
mit  den  dauernden  Grundprineipien,  worauf  die  Staats- 
regierung beruht,  im  Widerspruch  befindet  und  als  Feind 
jener  handelt,  wenn  er  z.  B.  in  der  Monarchie  sich  als  Republi- 
kaner erklärt  und  för  die  Einführung  der  Kepublik  arbeitet, 
oder  umgekehrt  in  der  Republik  als  Beamter  für  die  Monarchie 
wirkt,  dann  verletzt  und  bricht  er  das  Band  der  Treue,  das 
ihn  als  ein  Glied  eines  einheitlichen  Staatsorganismus  mit 
diesem  ver])iiidet.  Ebenso  wenn  der  Regierungsbeamte  au 
systematischer,  d.  h.  konsequent  auf  Sturz  oder  Lähmung 
der  Regierung  gerichteter  Opposition  teilnimmt,  so  ist  das 
ein  Treubruch,  den  keine  Regierung  dulden  kann,  wenn  sie 
nicht  an  innerem  Zwiespalt  zu  Grunde  gehen  wili.^  Die 

3  Washington  (in  der  A'oi'rede  Guizois  zu  aeiiiem  Leben.  1, 
c.  XXIII):  „tjülauge  ick  die  Eine  liaben  werde,  die  öffentlichen  Ange- 
Bluntschli,  allgemeiae  Staatslehre.  40 
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systematische  Feindschaft  von  Regienmgsheamten  gegen  die 
Leiter  der  Regierung  (das  Ministerium)  ist,  auch  wenn  im  ein- 
zelnen kein  Ungehorsam  vorliegt,  Auflösung  des  Trenverhält- 
nisses  und  füliit  zur  Anarchie.  Nicht  die  abweicliende  und 
selbst  nicht  die  feindliche  Cresinnung  ist  ein  Treubruch,  denn 
diese  kann  das  Individuum  in  sich  verscbliessen  und  dennoch 
in  amtlicher  Stellung  seine  Pflicht  in  weitestem  Umfang  in 
guten  Treuen  erfttUen,  aber  die  amtliche  Bethätigung  soldier 
Gesinnung  ist  es,  denn  dabei  kann  weder  die  nötige  Harmonie 
der  Staatsgewalt  noch  ihre  Sicherheit  bestehen.  Ist  aber  der 
Gegensatz  zwischen  der  Ueberzeugung  des  Kegierungsbeaniten 
und  dem  Staatsprindp  oder  der  politischen  Richtung  der  Re- 
gierung so  schroflF  und  unversöhnlich  geworden,  dass  jener 
sich  durch  sein  Gewissen  gedrungen  fühlt,  seine  Feindschaft 
durch  Wort  und  That  zu  äussern  und  nicht  mehr  in  Treuen 
diesem  Staate  zu  dienen  und  seinen  Oberen  sich  unterzuordnen 
vermag,  dann  kann  er  diesem  inneren  Koniiikt  der  Ueberzeugung 
und  der  Amtstreue  als  ein  ehrlicher  Mann  schwerlich  anders 
ientgehen,  als  indem  er  auf  ein  Amt  resigniert,  in  welchem  er 
die  Treue  nicht  halten  kann.  Selbständiger  in  dieser  Hin- 
sicht sind  die  Justizbeamteu  gestellt,  weil  ihre  Amtsführung 
nicht  politisch  und  nicht  abhängig  ist  von  dem  Willen  der 
Regierung. 

Eine  fernere  Wirkung  der  Treuverbindung  der  Beamten 

legenlieiten  zu  leiten,  wenie  ich  nie  mit  Wissen  an  ircfenri  eine  wiclitige 
Steile  einen  Mann  setzen,  dessen  politiHche  Maximen  nait  den  allerenieineu 
Ansichten  der  llegierung  in  Widcrsprucli  sind.  Das  wäre  meines  Er- 
achtens politischer  Selbstmord."  Wie  lebhaft  mich  deutsche  Sfaatsmiiniier 
das  ÜL'bel  ♦■mprunden  haben,  welches  dem  Staate  untreue  Beamte  in  l  oiten. 
zeigt  folgende  ieidenschaftliche  Aensserung  des  Ministers  Stein  (Leben 
desselben  von  Perlz  II,  S.  ötU):  „Der  Freehheit  und  Verwilderung  in 
der  Stimmung  bes*mdi'rs  des  grössten  Teils  der  (»ITeutlichen  Beamten 
wir«!  nicht  anders  *  i  rct  gengewirkt  werden  können,  als  durch  sehr  strenge 
Massregeln,  plötzliche  Entsetzungen,  Verhaftnnj^-en,  Verbmimmgen  nacli 
kleinen  ()rten  der  Menschen,  so  sich  l>emiihen  schädliche  iMemungen  zu. 
verbreiten  oder  die  Beschlüsse  der  Regierung  zu  untergraben.^ 
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Überhaupt  ist  es,  dass  dieselben  ohne  die  Zustinunung  des 
Staatshauptes  nicht  zugleich  einem  fremden  Staate  dienen, 

noch  Orden,  Pensionen  uud  älmlicliti  Auszeichnungen,  welche 
auf  eine  engere  Beziehung  zu  einem  auswärtigen  Fürsten  oder 
Lande  schliessen  lassen,  annehmen  darf. 

8.  Das  Dienstgeheimnis,  die  Amtsverschwiegen- 
heit, zu  welchen  die  Beamten  regelmässig  verpflichtet  sind, 
ist  nicht  absolut  zu  verstehen,  sondern  nur  insoweit  zu  be- 
achten, als  durch  Mitteilung  von  Thatsachen,  zu  deren  Kennt- 
nis der  Beamte  in  seiner  aint liehen  Stellung  gelangt  ist,  dem 
Staate  oder  den  Individuen  Schaden  zugefügt  würde,  oder  als 
nicht  eine  höhere  Verpflichtung  dieselbe  nötig  macht  £ine 
pedantische  Ausdehnung  des  Geheimnisses  über  diesen  Bereich 
oder  gar  eine  böswillige  Ausbeutung  derselben,  um  ver- 
fassungs-  und  gesetzwidrige  Handlungen  zu  verbergen,  und 
eine  frivole  Ausplauderei  sind  die  entgegengesetzten  Klippen, 
die  zu  vermeiden  sind. 

0.  Das  Interesse  an  der  Bewahrung  der  öifentiichen  Ord- 
nung begründet  das  Becht  des  Staates,  gegen  Beamte,  welche 
ihre  Pflicht  vernachlässigt  oder  verletzt  haben,  einzu- 
schreiten, und  die  nötigen  Zwangsmitei  oder  Strafen 
zu  verhängen.  In  dieser  Beziehung  wird  zwischen  den  eigent- 
lichen Amtsverbrechen,  welche  der  strafgerichtlichen 
Verfolgung  und  Bestrafung  unterliegen,  und  anderen  Amts- 
pflichtverletzungen, welche  dem  Disciplinarverfahren 
anheimfallen,  unterschieden.  Für  jene  ist  der  Standpunkt  der 
öffentlichen  Gerechtigkeit  entscheidend,  für  diese  die  Rück- 
sicht auf  die  Staats  wohl  fahrt  überwiegend.  Der  allgemeine 
Gegensatz  von  Gericht  und  Polizeigewalt  kommt  hier  zur  be- 
sonderen Anwendung.  Die  ersteren  werden  nach  den  Normen 
der  gemeinen  Strafgesetze  und  in  den  Formen  des  gewohnten 
Strafprozesses  beurteilt.  Nur  in  zwei  Beziehungen  hat  die 
Rücksicht  auf  die  Interessen  des  Staates  verschiedene  Modifi- 
kationen hervorgerufen;  einmal  insofern  die  strafgeiiclitiiche 
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V'eriuigung  eines  Amtsverbrechens  nach  frauzosischem  Vorbild 
an  die  Vorbedingung  einer  Anordnung  oder  Zulassung  einer 
höheren  Regierungsstelle  oder  einer  eigens  dafür  ermächtigten 
Staatsbehörde  geknüpft  ist,  also  nicht  durch  die  gewölmlichen 
Gerichtsstellen  von  Amts  wegen  eingeleitet  werden  darf,  und 
zweitens  indem  für  die  Beurteilung  der  Beamten  zuweilen 
besondere  Gerichtshöfe  angewiesen  sind.^  Das  englische  Ver- 
fahren verwirft  beide  Modifikationen,  schützt  aber  die  (aristo- 
kratischen) Beamten  durch  andere  Mittel  gegen  frivole  An- 
klage. ^ 

4  [Nach  dem  Heichsgesetz  über  die  Einfüiirung  des  Geri('htf?verfas- 
siingsgesetzes  (§  11)  siud  diejenigen  Landesgesetze  beblehen  geblieben, 
welche  die  civil-  oder  strafrechtliclic  Verlblprung  eines  Beamten  wegen 
der  in  Ausubuiii^  oder  in  Veranlassung  der  Ausübung  seines  Amtes 
Mti  L;cn(jmmenen  llaiiillungen  von  einer  Vorentscheidung  abhängig  maclu  n. 
Durch  eine  solche  Vurentscheidniig  ist  aber  nur  rcstzii^iollon,  ob  der 
Beamte  sich  einer  Ueberschreiiung  seiner  Amtsbefiignisse  oder  einer 
Unterlassung  einer  ihm  obliegenden  Amtshandlung  schuldig  gemacht 
hat.  In  den  Bundesstaaten,  in  welchen  ein  oberster  Verwaltnngsgerichts- 
hof  besteht^  hat  dieser,  in  den  anderen  Bundesstaaten  das  Reichsgericht 
die  Vorentscheidung  zu  lallen.  Derartige  Landesgesetzc  bestehen  in 
Preussen,  Bayern,  Bad en,  Ht-ssen  u.  s.  w.  (s.  Loening.  Ver- 
waltungsrechle,  S.  12G).  lu  Frau  kr  eich  idt  das  Erfordernis  einer  Vor- 
entscheidung aufgehoben  worden  durch  Dekret  vom  19.  September 
1870.  —  Ueber  das  Wesen  der  Disciplinai'vergehen  in  dem  Gegensatz 
zu  den  mh  ulVi'iiilicher  Strafe  bedrohten  Amisvergehen  und  Amtsver- 
brechen gehen  die  Ansichten  noch  weit  auseinander.  Vgl.  die  Ueber- 
sicht  der  verschietlentn  Autiichlea  bei  Lüeiiiug.  Verwaltungsrecht, 
S.  127  u.  f.  Ueber  Disciplinarvergehen  und  Discipliuar\  crfähn  u  Liegen 
Reichsbeamte  s.  das  Reichsbeamtengesetz  vom  31.  März  1873.  ^.  72 — III), 
gegen  Richter,  Gerichtsverfassungsgesetz,  §.  8  (gegen  31itglieder  des 
Reichsgerichts,  §.128—131);  Preussen,  Gesetz  v.  7.  Mai  1851,  beireffeud 
die  Dien8tvergelieii  der  Richter,  Gesetz  vom  21.  Juli  1852,  betreffend  die 
Dienstrergehen  der  nicht  richterlichen  Beamten  (beide  abgeändert  durch 
Gesets  vom  9.  April  1879)]. 

^  Fifichel,  Yerfassong  Englands,  S.  351.  Oox,  Steatseinrichtungen 
Englands,  übersetzt  von  Eflhne,  S.  305.  Wie  schwer  es  auch  in  Eng- 
land ist,  gegen  den  furchtbaren  Amtsmissbraach  der  Ifachthaber  eine 
Klage  mit  Erfolg  anzustellen^  das  hat  neuerlich  die  Geschichte  der 
Unterdrockung  des  Negeraufotandes  in  Jamaika  gezeigt.  [Vgl.  Gneist., 
Engl.  Verwaltungsrecht,  S.  376  ff.] 
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Das  Disciplinarverfahreü  ist  ausgedeliiiter  und  hält  auch 
in  den  Fällen  die  Ordnung  des  Amtes  aufrecht,  wo  der  Straf- 
richter keinen  hinreichenden  Grand  finden  kann,  in  dem 
Beamten  den  Verbrecher  zu  erkennen.  Ein  freisprechendes 
Urteil  desselben  befreit  somit  den  Beamten  keineswegs  von 
der  Gefahr  einer  disdplinarischen  Ahndung  seines  den  öffent- 
lichen Bedürfnissen  und  Pflichten  des  Amtes  widerspre eilen- 
den Benehmens.  Das  Disciplinarveriahren  erstreckt  sich  auf 
alle,  auch  auf  die  geringsten  Dienstvergehen,  und  jede  Ver- 
nachlässigung der  Amtspflicht.  Ja  sogar  das  Privatbenehmen 
des  Beamten  ausserhalb  des  Amtes  ist  demselben  insoleru 
unterworfen,  als  dasselbe  auf  die  £hre  und  das  Vertrauen, 
deren  der  Beamte  um  des  Amtes  willen  bedarf,  einen  nach- 
teiligen Einfluss  äussert.** 

Die  Strafmittel  des  Disciplinarweges  sind  entweder  blosse 
einfache  Ordnungsstrafen,  wie  die  Warnung,  der  Ver- 
weis, eine  beschränkte  Geldbusse,  oder  Strafen,  welche 
die  Einstellung  (Suspension)  im  Amte,  die  Versetzung 
des  Beamten  auf  eine  andere  Stelle,  unfreiwillige  Ver- 
setzung in  den  Buhestand  oder  die  Entlassung  zur 
Folge  haben.  Zu  den  ersteren  sind  schon  die  vorgesetzten 
Behörden  gewöhnlich  ermächtigt,  ohne  ein  eigentliches  pro- 
zessualisches Verfahren,  die  letzteren  dagegen  treffen  auch  die 
Rechte  des  Beamten  so  schwer,  dass  zum  Schutze  desselben 
vor  willkürlicher  und  ungerechter  Verfolgung  prozessualische 
Bechtsmittel  unerlässlich  sind.  In  manchen  Staaten  kann  die 
Strafe  der  Entlassung  sogar  nur  von  den  gewöhnlichen  Ge- 
richten und  nur  die  der  Suspension  oder  Versetzung  und  Pen- 
sionierung auch  von  höheren  Aufsichtsbehörden  verhängt 
werden.  Allein  die  ausschliessliche  Kompetenz  der  Gerichte, 
welche  zwar  wohl  berufen  und  fähig  sind,  die  verbrecherische 

B  [ReidiBbeamtengeBetK  von  1873,  §.  10:  „Jeder  Reichsbeamte  bat 
die  Verpflichtung,  durch  sein  Verhalten  in  nnd  ansser  dem  Amte  der 
Achtang,  die  sein  Beruf  erfordert,  sich  würdig  zu  zeigen. ""J 
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That  eines  Beamten  wie  eines  Bürgers  zu  erkennen  und  zu 
beurteilen,  aber  immer  in  dem  Angeklagten  voraus  den  Men- 
schen^ nur  nebenher  auch  den  Beamten  sehen,  und  welche 
ausser  stände  sind,  auch  die  staatsrechtlichen  Bedürfnisse  des 
Amtes  in  ihrer  vollen  Macht  und  die  verderblichen  Wirkungen, 
welche  ein  ungehöriges  Benehmen  eines  Beamten  für  die  Ein- 
heit und  Harmonie  der  Staatsgewalt  hat,  in  ihrem  vollen  Um- 
fang zu  Überblicken  und  zu  ermessen,  ist  keineswegs  zu 
billigen.  Wo  dieselbe  angeordnet  ist,  da  hat  das  Interesse 
des  jeweiligen  Beamten  über  das  des  bleibenden  Amtes  und 
des  Staates,  und  in  Wahrheit  das  Privat  recht  über  das 
Staatsrecht  den  Sieg  erfochten.  Nur  einem  Gerichtshofe, 
welcher  schon  in  seiner  Znsammensetzung  Garantie  dafür 
darbietet,  dass  er  audi  die  staatsrechtlichen  Momente,  die  hier 
in  Betracht  kommen,  zu  würdigen  wisse,  kaim  ohne  Schaden 
für  den  Staat  eine  ausschliessliche  Kompetenz  für  solche  Fälle 
eingeräumt  werden.  Gibt  es  einen  solchen  nicht,  so  muss  den 
höheren  Aufsichtsbehörden  das  liecht  verbleiben,  unwürdige 
oder  untaugliche  Beamte  nötigenfalls  aus  dem  Amte  zu  ent- 
fernen.'^ 


Elfikes  Kapitel. 

Ende  des  Staatsdienstes. 

1.  Da  der  Beamte  um  des  Amtes  willen  ernannt  wird, 
nicht  dieses  um  der  Person  des  Beamten  willen  besteht,  so 
zieht  die  Aufhebung  des  Amtes  von  Hechts  wegen  auch 

7  [Reichsbeamtengesetz  you  1873,  §.  76:  (»Welche  der  in  den  %,  73 
bis  75  bestimmten  Strafen  (Ordnungsstrafen,  Entfernung  aus  dem  Amte) 
anzuwenden  sei,  ist  nach  der  grösseren  oder  geringeren  Erheblichkeit 
des  Dienstvergehens  mit  besonderer  Rücksicht  auf  die  gesamte  Führung 
des  Angeschuldigten  su  ermessen."] 
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das  Ende  des  Beamtenverhältnisses  för  das  Individuum  nach 
sich,  üeber  die  Fortdauer  und  Art  des  Amtes  wird  am*  nach 
Gründen  der  öffentlichen  Wohlfahrt  entschieden.  Die  privat- 
rechtlichen  Ansprüche  des  angestellten  Beamten  aber  auf  den 

Standesgehalt  werden  durch  die  staatsrechtliche  Aufhebung  des 
Amtes  nicht  beseitigt.  Viehnehr  hat  derselbe  auch  nachher 
auf  so  lange  einen  Anspruch  darauf,  als  er,  hätte  das  Amt 
fortgedauert,  in  demselben  auch  ein  Becht  auf  die  Besoldung 
gehabt  hätte. 

2.  Wie  die  Freiheit  der  Annahme  oder  Ablelmung  eines 
Amtes  als  Begel  gilt,  so  ist  auch  die  Freiheit  der  Resig- 
nation als  Regel  des  neueren  Staatsrechtes  nun  anerkannt, 
obwohl  allerdings  aus  jener  nicht  ohne  weiteres  auf  diese  ge- 
schlossen werden  kann,  denn  aus  der  Freiheit  eine  Verpflich- 
tung auf  sich  zu  laden,  folgt  nicht  die  Freiheit,  eine  über- 
nomnieiie  Verpflichtung  wieder  abzuschütteln.  Aber  wo  die 
geistige  Kraft  und  die  gemütliche  Stimmung  des  Individuums, 
die  durch  Zwangsanstalten  nicht  nach  Belieben  erzeugt  wer- 
den kunnen,  so  sehr  in  Betracht  kommen  wie  bei  den  öffent- 
lichen Aemtern,  da  ü:ommt  auch  eine  blosse  erzwungene 
Fortsetzung  des  Dienstes  dem  Staate  nicht  ^  Wo  dag^en 
schon  die  Annahme  eines  Amtes  Bürgerpflicht  i.st,  da  ist  es 
auch  die  Fortsetzung  des  Dienstes  wenigstens  wähieud  einer 
bestimmten  Zeitperiode.  ^ 

Die  Resignation  bewirkt  indessen  nicht  ohne  weiteres  die 

1  Prea88i8clies  Landrecht  II,  10,  $.95:  „Die  Entlassung  (auf  An- 
eaehen  des  Beamten)  soll  nur  alsdann,  wenn  ein  erheblicher  Nachteil 
fite'i.daf  gemeine  Beste  zu  besorgen  ist,  yeraagt  werden."  Bayerisches 
Edikt  von  181S)  §.  22:  „Der  Staatsdienor  kann  zu  jeder  Zeit^  ohne  alle 
Motivierung^  seine  Entlassung  aus  dem  Staatsdienste  nehmen.  Ei-  ver- 
liert in  diesem  Falle  den  Standes-  und  Dienstesgelialt  mit  dem  Titel  und 
Funkt  ionszeicheii." 

2  Z,  B.  nach  englischem  Recht  wird  der  Sheriff  (shire-gerefa) ,  der 
das  Amt  ein  Jahr  lang  verwaltet  hat,  für  die  drei  nächsten  Jahre  von 
der  YerptUctitang  lj*ei)  dasselbe  zu  übemelimen.  Blackstone,  Comm. 
1,9,1. 
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Auflösung  der  Amtspflicht.  Der  Beamte  darf  das  Amt  nicht 
nach  Willkür  verlassen,  das  wäre  Desertion.  Sie  ist  nur  ein 
zureichender  Grund,  um  die  Staatagewalt,  welche  das  Amt 
verliehen  hat,  zu  bewegen,  dasselbe  dem  Beamten  wieder 
abzunehmen.  Erst  die  Entlassung  also  von  selten  des  Staates 
befreit  deujselbeii  von  der  Amtspflicht;  und  immerhin  verbleibt 
der  Oberbebörde  das  Recht,  nach  dem  öifentlicben  Bedürfhisse 
den  Moment  der  Entlassung  niilier  zu  bestimmen. 

Die  Entlassung  infolge  eintacher  Kesignation  des  Be- 
amten hebt  die  aus  dem  Amte  hervorgebenden  Rechte,  sowohl 
die  politischen  als  die  privatrechtlichen,  auf. 

3.  Anders,  wenn  der  Staatsdiener  berechtigt  ist,  die 
Quiescierung,  Inruhestandsetzuug,  zu  verlangen.  In 
diesem  Falle  geben  wobl  die  eigentlichen  politischen  Amts- 
befuguisse  für  ihn  verloren,  nicht  aber  wieder  die  persön- 
lichen Ehrenvorzüge,  als  Titel  und  Rang,  noch  die  Ansprüche 
auf  Besoldung.  Gewöhnlich  wird  das  Mass  der  Pension, 
auf  welche  derselbe  einen  Anspruch  hat,  je  nach  den  Dienst^ 
und  den  Lebensjahren  stufenweise  bestimmt.  Jenes  Recht 
wird  begründet  teils  durch  hohes  Alter  (in  [Bayern  70],  in 
[Preussen,  Württemberg,  Sachsen,]  Belgien  65  Jahre), 
veibumlen  mit  langem  Dienstalter  (30 — 40  Jahrej,  teils  durch 
früher  eintretende  Dienstunfähiglceit,  z.  B.  wegen  Krankheit. 
Dasselbe  versteht  sich  indessen  nur  dann  von  selbst,  wenn 
durch  den  Staatsdienst  selbst  das  Gebrechen  herbeigeführt 
worden,  welches  den  Beamten  unfähig  macht,  denn  nur  unter 
dieser  Voraussetzung  ist  der  Staat  aus  allgemeinen  Rechts- 
gründen verpflichtet,  den  Schaden  zu  vergüten,  welchen  sein 
Beauftragter  infolge  der  Ausübung  seiner  aufgetrageneu  1  Üicht 
erlitten  hat.^ 

4.  Die  Frage,  ob  und  in  welchen  Fällen  ein  Beamter 

9  Bei  Zachariä,  D.  St,  §.  142  [und  Loening,  Verwaltungsrecht, 
S.  134  u.  f.]  sind  einige  Bestimm ungen  in  deutschen  Ländern  zusammen- 
gestellt.   Ueber  Belgien  vergL  Gesetz  vom  31.  Juli  1844. 
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gegen  seinen  Willen  aus  dem  Amte  entlassen  werden 
könne,  ist  in  versehiedenen  Staaten  in  neuerer  Zeit  verschie- 
den beantwortet  worden.  In  Deutschland  wurde  schon  zur 
Zeit  des  Deutschen  Ikiches  unter  dem  Einflüsse  der  gelehrten 
Juristen  dieprivatrecktliche  Seite  in  dem  Amte  zu  Gunsten 
der  persönlichen  Sicherstellung  der  Beamten  mit  grossem 
Nachdrucke  hervorgehoben.  Das  Amt  galt  als  ein  in  der 
Kegel  auf  Lebenszeit  verliehenes  Recht,  welches  von  der 
Staatsgewalt  nicht  aus  Gutfinden  dem  Beamten  entzogen  wer- 
den dfirfe.  Kur  durch  gerichtliches  Urteil  sollte  derselbe 
wegen  Verletzung  seiiiei  Dienstpflicht  entsetzt  werden  dürfen.* 
£s  fehlte  zwar  nicht  ganz  an  Stimmen,  welche  darauf  hin- 
wiesen, dass  auch  eine  ehrenvolle  Entlassung  zuweilen  aus 
Staatsgrfinden  zu  rechtfertigen  sei,  aber  gegen  Ende  des 
vorigen  Jahrhunderts  wenigstens  breitete  sich  die  erstere 
Meinung  immer  mehr  aus,  und  es  wurde  dieser  Grundsatz 
auch  In  manchen  neueren  Verfassungen  wie  ein  Fortschritt 
der  Freiheit  und  eine  wichtige  Garantie  gegen  Regierungs- 
willkür proklamiert,  teils  in  Deutschland,  *'^  teils  in  neuerer 
Zeit  auch  in  der  Schweiz,  obwohl  da  die  meisten  Aemter 
nur  periodisch  vergehen  werden. 

In  England  dagegen  hielt  schon  das  politische  Partei- 
leben das  Bewusstsein  wach,  dass  das  Amt  vornehmlich  um 
des  Staates  und  nicht  um  des  Individuums  willen  gegeben  sei, 
und  es  wurde  umgekehrt  alles  Gewicht  auf  die  politische 

4  Für. den  Reichshofrat  wurde  es  in  der  V7ahlkapitalation  YOn 
1702  ausdrücklich  ausgesprochen  ($.  10):  „Audi  soll  kein  Reichshofrat 
seiner  Stelle  anders  als  nach  vorhergegangener  rechtlicher  Kognition  und 
darauf  erfolgtem  Spruche  Rechtens  entsetst  werden.**  Vgl.  auch  den 
Reichsdeputations-Hauptschluss  yon  1803,  $.  91. 

4*  (In  Deutschland  besteht  in  betreff  der  Dienstentlassung  der  Yer- 
waltungsbeamten  nur  in  Bayern  der  Grundsatz,  dass  die  ordentlidien 
Strafgerichte  allein  dieselbe  anssuspreehen  haben.  In  den  anderen 
Staaten  wird  auch  die  Dienstentlassung  als  Disdplinarstrafe  von  den 
Disciplinarfoehörden  erkannt.  Ebenso  nach  dem  Reichsbeamtengesetz  von 
1873,  §.  84,  86.  Ueber  die  Richter  s.  unten  S.  635.] 
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Bedeutung  des  Amtes  gelegt,  daher  der  Grundsatz  festgehalten, 
daää  das  Slaatshaupt  wie  das  Amt  zu  geben,  so  auch  zu 
nehmen  berechtigt  und  in  der  Freiheit  dieser  Befugnis  nicht 
zu  beschränken  sei.  Nur  zu  Gunsten  der  Unabhängigkeit  der 
Richter  wurde  eine  Ausnahme  von  diesem  Piincip  eingeführt. 
Unter  Wilhelm  HL  wurde  zuerst  bestimmt,  dass  die  Richter 
des  gemeinen  Rechtes  nicht  wie  früher  „dnrante  bene  pladto^, 
sondern  ^quamdiu  bene  gesserint**,  d.  h.  auf  Wohlverhalten 
ernannt  seien,  aber  auch  ihre  Entfernung  wegen  Mchtwohl- 
Verhaltens  dem  immerhin  staatlichen  Ermessen  des  Königs  und 
des  Parlaments  vorbehalten.'  Auch  das  nordamerikanische 
Staatsrecht  beruht  auf  diesen  Grundsätzen.^  Ebenso  waren 
in  Frankreich  die  Eegierungsbeamten  von  alter  Zeit  her 
willkürlich  entlassbar,  und  nur  für  die  Richter  die  Unabsetz- 
barkeit  schon  in  dem  XV.  Jahrhundert  zur  Regel  erhoben. 

Thatsächlich  gemessen  indessen  auch  in  Frankreich  die 
Beamten  eine  ziemliche  Sicherheit  und  nur  die  Revolution 
oder  besonders  heftige  politische  Kämpfe  verlangen  zuweilen 
eine  Anzahl  Opfer.' 

In  dem  deutschen  System  ist  zwar  eine  Uebertreibung 
der  privatrechtlichen  Rücksichten  unverkennbar,  aber  wenn 
dasselbe  davon  entkleidet  und  der  staatsrechtliche  Gesichts- 
punkt nach  Gebühr  beachtet  wird,  so  hat  es  vor  dem  will- 
kürlicheren System  anderer  konstitutioneller  Staaten  nicht  bloss 
'  den  Vorzug,  dass  es  die  Privatexistenz  des  Staatsdieners  sichert, 
sondern  ebenso  den,  dass  es  auch  die  Ruhe  des  Staatsorganis- 
mus vor  Parteiumtrieben  und  launischer  Gunst  oder  Ungunst 
schützt 

Allerdings  muss  als  Grundprincip  anerkannt  werden,  dass 

»  Statut  13,  Will,  m,  ch.  3.  Unter  Georg  HL  warde  aneh  die 
fHlliere  Erlöschung  dea  Kichteramtes  durch  den  Tod  des  Königs  auf- 
gehoben.   [Vgl.  Gneist,  Engl.  Yerwaltnngsrecht,  6.  236  ff.] 

6  Vgl.  Story  in,  38,  §.  m 

7  Yivien,  itud.  Admin.  I,  260  f. 
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das  Amt  für  den  Staat  da  ist,  und  dass  gerade  so  wie  der 
Staat  die  Aemter  in  seinem  Interesse  bestellt  und  übergibt, 
er  auch  berechtigt  sein  muss,  aus  Gründen  der  Staats- 
wohlfahrt einem  Beamten  das  Amt  zu  entziehen  und  einer 
anderen  Person  zu  übertragen.  Der  Natur  der  Sache  nach 
steht  dieses  Recht  zunächst  der  nämlichen  Person  zu, 
welche  das  Amt  zu  besetzen  hat,  somit  im  Zweifel  dem  Staats« 
haupt.^  Dasselbe  muss  auch  in  den  Staaten  anerkannt  wer- 
den, in  welchen  die  Absetzung  nur  durch  die  Gerichte  aus- 
gesprochen werden  kann,  soweit  nämlich  der  Entzug  des 
Amtes  rein  politische  und  nicht  auch  privatrechtliche 
Folgen  hat.^ 

Diese  Regel  erleidet  indessen  Beschränkungen,  teils  im 
Interesse  einer  von  der  Regierung  unabhängigen  Rechtspflege, 
teils  im  Interesse  der  privatrechtlichen  Ansprüche  der  Be- 
amten auf  eine  gesicherte  Stellung.  In  der  ersteren  Beziehung 
wird  in  den  Staaten,  welche  auf  eine  freie  und  selbständige 
Rechtspflege  einen  Wert  legen,  in  neuerer  Zeit  meistens  der 
Grundsatz  anerkannt,  dass  Richter  gegen  ihren  Willen  durch 
die  Regierung  weder  entlassen,  noch  anderswohin  versetzt, 
noch  anders  als  mit  Belassung  ihres  vollen  Gehalts  in  den 
Ruhestand  gelegt  werden  dürfen,  sondern  es  dafür  entweder 
wie  in  England  eines  Parlamentsbeschlusses,  oder  wie  in 
Deutschland  eines  gerichtlichen  Urteils  bedürfe. 

S  Es  war  inkonsequent,  wenn  in  KordamerUca  das  Recbt  der  Ab- 
setsung  Ton  Beamten  dem  PritoidentOL  allein  auch  in  den  FüUen  über- 
lassen worden  war,  wo  die  AnsteUung  auf  der  Mitwirkung  des  Senats 
beruht  Gesetz  von  1789,  Story  IH,  37,  §.  119.  Kun  seit  1867  geändert. 

9Zacbariä,  §.  144.  Indessen  gibt  es  Staaten^  welche  diesen  Gmnd- 
sats  verkennen  und  so  weit  gehen,  das  Recht  des  Beamten  auf  seine 
Amtsbefugnisse  als  ein  wlUuend  einer  gewissen  Zeit  überall  nicht 
aus  öffentUchen  Gründen  entsiehbares  aufzufiASsen. 

10  Bayerische  Verf.  Till,  §•  3:  «Die  Bichter  können  nur  durch 
einen  Rechtsspruch  von  ihren  Stellen  mit  Verlust  des  damit  verbundenen 
Gehaltes  entlassen  oder  derselben  entsetzt  werden.*  Belgische,  Art.  100 : 
„Der  Richter  werde  auf  Lebenszeit  ernannt  Ein  Richter  kann  nur  durdi 
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In  der  zweiten  Beziehung  sind  verschiedene  Fälle  zu 
unterscheiden.  Das  Motiv  nämlich  zur  Entfernung  eines  Be- 
amten kann: 

a)  in  einem  Verbrechen  desselben  liegen,  Avoraus  seine 
moralische  Unwürdigkeit  für  das  Amt  offenbar  wird; 

b)  in  der  erfahrungsmässig  hergestellten  moralischen 
üntauglichkeit  desselben,  indem  es  ihm  an  dem 
nötigen  Fleisse  oder  an  dem  Mute  gebricht,  dessen  das 
Amt  bedarf,  ohne  dass  er  irirkliche  Verbrechen  be- 
gangen hat; 

c)  in  der  geistigen  Unfähigkeit  desselben,  die  Auf- 
gabe des  Amtes  zu  verstehen  und  die  erforderlichen 

einen  Urteilsspruch  seines  Amtes  beraubt  oder  für  eine  Zeitlang  ent- 
setzt werden.  Die  Versetzung  eines  Richters  k.ann  nur  infolge  einer 
neuen  Krneiinung  und  mit  seiner  Bewilligung  stattfinden."  Spanische, 
Art.  80^  Portugiesische,  Art.  1*20—123;  Oesterreichisches  JStaats- 
gruudgcsetz  vom  21.  Dezember  1867,  Ai't.  6:  „Die  Richter  dürfen  nur 
in  den  vom  Gesetze  vorgeschriebenen  Fällen  und  nur  auf  Grund  eines 
förmlichen  richterlichen  Erkenntnisses  ihres  Amtes  entsetzt  werden;  die 
zeitweise  Entfernung  derselben  vom  Amte  darf  nur  durch  Verfügung 
des  Gerichtsvorstands  oder  der  höheren  Geriditsbehörde  unter  gleich- 
zeitiger Verweisung  der  Sache  an  das  zuständige  Gericht,  die  Versetzung 
an  eine  andere  Stelle  oder  in  den  Ruhestand  wider  V7il]en  nur  durch 
gerichtlichen  Beschlnss  in  den  durch  das  Gesetz  bestimmten  FtUlen  und 
Formen  erfolgen.  Diese  Bestimmungen  finden  jedoch  auf  üebersetzungen 
und  Versetzungen  in  den  Ruhestand  keine  Anwendung,  welche  durch 
Veränderungen  in  der  Oi^^isation  der  Gerichte  notig  werden.^]  Preus- 
8 i sehe  Verf.,  Art  87:  „[Die  Richter]  können  nur  durch  Richterspruch 
ans  Gründen,  weldie  die  Gesetze  vorgeschrieben  haben,  ihres  Amtes 
entsetzt  oder  zeitweise  enthoben  werden.''  [Reich sgesetz  über  die  Ge- 
richtsverfassung,  §.  8:  „Richter  können  wider  ihren  Willen  nur  kraft 
richterlicher  Entscheidung  und  nur  aus  Gründen  und  unter  den  Formen, 
welche  die  Gesetze  bestimmen,  dauernd  oder  zeitweise  ihres  Amtes  ent^ 
hoben  oder  an  eine  andere  Stelle  oder  in  Ruhestand  versetzt  werden. 
Die  vorläufige  Amtsenthebung,  welche  kraft  Gesetzes  eintritt,  wird  hier- 
durch nicht  berührt.  Bei  einer  Veränderung  in  der  Organisation  der 
Gerichte  oder  ihrer  Bezirke  können  unfreiwillige  Versetzungen  an  ein 
anderes  Gericht  oder  Entfernungen  vom  Amte  unter  Belassung  des  vollen 
Gehalts  durch  die  Landesjustizverwaltung  verfügt  werden.^] 
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Funktionen  auf  eine  für  den  Staat  nützliche  Weise  zu 
vollziehen,  z.  B.  weil  er  das  Gedächtnis  verloren  hat, 

blödsinnig  geworden  ist  u.  dgl.; 
d)  in  äusseren  ausser  der  Person  des  Beamten  liegenden 
Verhältnissen,  welche  seine  Wirksamkeit  im  Amte  läh- 
men oder  ihn  des  erforderlichen  Vertrauens  berauben; 
ein  Fall,  der  in  Zeiten  aufgeregter  Leidenschaften  oder 
bei  Verwickelungen  mit  auswärtigen  Mächten  —  ich  er- 
innere an  die  Entlassung  des  Ministers  Stein  aus  Rück- 
sichten auf  den  Kaiser  Napoleon  I.  —  selbst  bei  einem 
Beamten  eintreten  kann,  der  seine  Pflicht  vpllstäudig 
erfüllt  hat^  vielleicht  gerade  deshalb,  weil  er  es  getban. 
In  allen  diesen  Fällen  muss  der  Staat  ein  Mittel  haben, 
durch  Entfernung  des  Beamten  sich  selber  vor  öffentlichem 
Schaden  zu  bewahren;  aber  nur  in  dem  ersten  unter  a)  sind 
die  Gerichte  geeignet,  nach  den  gewöhnlichen  Kegeln  des 
Strafrechtes  das  Urteil  auszufrillcn.    Dieser  Idll  wird  daher 
auch  mit  Recht  dem  gerichtlichen  Verfahren  allein  überlassen, 
und  an  die  gerichtliche  Entsetzung  der  Verlust  von  Titel, 
Rang,  Besoldung  und  Pensionsanspruch  als  notwendige  Folge 
geknüpft. 

Der  zweite  Fall  unter  b)  eignet  sich  mehr  zu  dem  Dis- 
ciplinarverfahren,  welches  nicht  notwendig  und  nicht 

im  üfientlichen  Interesse  den  wohnten  Gerichten  zugeteilt 
wird,  obwohl  allerdings  dafür  gesorgt  sein  muss,  dass  der 
Beamte  sich  frei  verteidigen  dürfe.  Je  nach  der  grösseren 
oder  geringeren  Verschuldung  ist  denn  hier  die  Entlassung 
ohne  nachteilige  Folgen  für  die  bürgerliche  Ehre  und  die 
übrigen  politischen  Rechte  des  Entlassenen,  aber  mit  dem 
Verlust  aller  aus  dem  Staat  hervorgehenden  persönlichen  An- 
sprüche auf  Iküülduii^  —  oder  die  Quiescioi  ung  mit  einem 
den  Verhältnissen  gemässen  Ruhegehalte  auszusprechen.  Es 
ist  klar,  dass  der  Regierung  für  diese  freiere  Hand  gelassen 
werden  muss,  als  für  jene,  indem  dieselbe  die  privatrecht- 
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liehen  Ansprüche  des  Beamten  nicht  verletzt,  sondern  zunächst 
nur  seine  öffentliche  Stellung  affiziert. 

Der  dritte  Fall  unter  c)  rechtfertigt  die  Quiescierung, 
in  der  Regel  aber  nicht  die  Entlassung,  weil  hier  nicht 
eine  Verschuldung  des  Beamten,  sondern  nur  ein  geistiger 
Mangel  die  Entfernung  veranlasst. 

Der  vierte  Fall  endlich  d)  begnindet  entweder  die  Quies- 
cierung oder  die  Versetzung  auf  einen  anderen  Posten  von 
wesentlich  derselben  Beschaffenheit  unter  Beibehaltung  des 
gleichen  Ranges  und  voller  Besoldung.  In  beiden  letzteren 
Fällen  sprechen  allgemeine  Rechtsgründe  dafür,  dass  die 
höheren  Oberaufsichtsbehörden  die  Sachlage  prüfen  und  das 
Nötige  einleiten,  und  da,  wo  die  Anstellung  von  dem  Staats- 
oberiiaupte  ausgeht,  jedenfalls  nicht  ohne  Gutheissung  und 
Befehl  des  Staatsoberhauptes  die  Entfernung  ausgesprochen 
werde. 

Eine  bloss  willkürliche  Entfernung  nach  Gutdünken  der 
Regierung  ohne  Motive  und  ohne  dem  Beamten  die  Gelegen- 
heit zu  verschaffen,  seine  Interessen  zu  wahren,  wird  zwar 
noch  in  manchen  neueren  Staaten  geübt,  widerspricht  aber  den 
Erfordern i.^sen  eines  wohlgcuidneten  Beamtenwesens. 

5.  Eine  bloss  vorübergehende  Einstellung,  Sus- 
pension des  Beamten  kann  zur  Strafe  verhängt  oder  nur 
als  einstweilige  Massregel  durch  cm  uffentliche-s  Bedürf- 
nis gerechtfertigt  werden.  In  jenem  Falle  kann  diese  Strafe 
infolge  des  Strafverfahrens  durch  das  Gericht  oder  infolge 
des  Disciplinarverfahrens  durch  die  kompetente  Oberaufsichts* 
behörde  ausgesprochen  werden.  Sie  hemmt  die  amiliche  Wirk- 
samkeit des  Beamten  und  zieht  gewöhnlich  auch  den  Verlust 
der  Besoldung  för  die  Zwischenzeit  oder  wenigstens  eines  Teiles 
der  Besoldung  nach  sich. 

Als  provisorische  Massregel  kann  dieselbe  schon  durch 
das  Gesetz  zum  voraus  für  gewisse  Fälle  angeordnet  sein, 
z.  B.  als  Folge  der  Versetzung  in  den  Anklagezustand  wegen 
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eines  Verbrechens.  Sie  kann  aber  audi  aus  anderen  Gründen 
im  einzelnen  Falle  durch  die  Oberaufsicht  getro£Fen  werden, 

namentlich  auch  da,  wo  das  Institut  der  Quiescierung  nicht 
anerkannt  ist,  um  einen  verhasst  gewordenen  Beamten  einst« 
weilen  der  gegen  ihn  erregten  Leidenschaft  zu  entziehen. 
Wo  dieselbe  nicht  als  Strafe  zu  betrachten  ist,  da  dürfen  die 
privatrechtiichen  Ansprüche  des  Beamten  demselben  auch  nicht 
entzogen  werden.  Freilich  folgt  daraus  nicht,  dass  er  das 
Recht  auf  yoUen  Gehalt  beibehalte,  denn  nur  ein  Teil  des- 
selben hat  einen  privatrechtlichen  Grund,  wohl  aber,  dass 
das  Eecht  auf  den  Standesgehalt  ihm  unversehrt  bleibe.  Auch 
wenn  er  während  der  Untersuchung  wegen  eines  Verbrechens 
suspendiert  worden  ist,  dauert  vorläufig  dieser  Anspruch  fort, 
vorbehalten  die  gerichtliche  Einbehaltung  des  Gehaltes  zur 
Sicherung  far  £ntschädigungsforderung  und  Busse  wegen  des 
Vergehens,  dessen  der  Beamte  beschuldigt  ist.  Erst  das  Straf- 
urteil selbst  aber  zerstört  für  die  Zukunft  den  Anspruch  auf 
Besoldung.  1^ 

H  Tgl.  Zachariä,  §.  145  gegen  H elfter. 
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